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Vor^vort. 


Die  vorliegende  Arbeit  ist  eine  Art  Fortsetzung  des  von  mir  unter 
dem  Titel:  Das  internationale  Civil-  und  Handelsrecht  (Zürich  1902) 
im  gleichen  Yerlage  publi^erten  Handbuches.  In  der  Tat  schliesst  sich 
an  die  Darstellung  des  materiellen  Eollisionsrechts  naturgemäss  die- 
jenige über  das  formelle  Recht  und  speziell  also  diejenige  über  das 
internationale  Civilprozessrecht  an.  Die  Probleme,  welche  die  sogenannte 
collisio  statutorum  zu  lösen  aufgibt,  werden  nicht  erschöpft,  wenn  man 
nicht  gleichzeitig  auch  versucht,  die  prozessualischen  Fragen  zu  behan- 
deln, welche  der  grosse  internationale  Verkehr  des  modernen  Lebens 
darbietet.  Ich  habe  stets  die  Ansicht  verfochten,  dass  namentlich  auch 
die  Lehre  von  der  Jurisdiktion  und  den  Fora  parallel  neben  den 
materiellen  Grundsätzen  zur  Diskussion  gestellt  und  erörtert  werden 
müsse.  Und  der  schweizerische  Bundesrat  hat  seinen  Delegierten  an 
den  Staatenkonferenzen  über  internationales  Privatrecht  im  Haag  (189B, 
1894,  1900  und  1904)  direkt  auch  den  Auftrag  gegeben,  auf  die  Mit- 
behandlung und  internationale  Ausscheidung  der  Gerichtsbarkeit  zu 
dringen.  Ich  habe  an  meinem  Orte  als  schweizerischer  Delegierter 
diesen  Auftrag  an  den  bisherigen  vier  Staatenkonferenzen  um  so  lieber 
ausgeführt,  als  er  meiner  wissenschaftlichen  Überzeugung  vollständig 
entsprach. 

Naturgemäss  habe  ich  in  der  vorliegenden  Schrift  wiederholt  auf 
mein  oben  zitiertes  Handbuch  verweisen  müssen.  Auch  darf  es  nicht 
überraschen,  dass  ich  auch  hier  wieder  viele  Auszüge  aus  hervor- 
ragenden Schriften  internationaler  Juristen  machte.  Einmal  nehmen  in 
der  Materie  des  internationalen  Rechts  die  Autoren  eine  besondere 
Stellung  ein,  und  sodann  können  die  wenigsten  Juristen  eine  so  umfas- 
sende Bibliothek  besitzen,  dass  sie  in  der  Lage  wären,  blosse  Zitate 
sofort  nachzuschlagen.    Selbstverständlich  nahm  ich  überall  auch  Bück- 
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sieht  auf  die  Konklusionen  des  Institut  de  droit  international  und 
zitierte  sie  wörtlich. 

Die  Schrift  ist  im  übrigen  nach  einem  neuen  selbständigen  Plane 
entworfen. 

Ich  hoffe,  dass  der  vorliegenden  Publikation  das  gleiche  hohe 
Interesse  entgegengebrttcht  werde,  wie  dem  eingangs  zitierten  Hand- 
buche. Es  freut  mich,  hier  anfüLgen  zu  können,  dass  1905  die  eng- 
lische Übersetzung,  die  Advokat  A.  K.  Kuhn  in  New  York  zu  besorgen 
die  Güte  hatte,  in  New  York  und  London  erschienen  ist,  —  die  japanische 
Übersetzung  wird  auch  nicht  mehr  lange  auf  sich  warten  lassen. 

Bei  dieser  Gelegenheit  muss  ich  einen  kleinen  Irrtum  berichtigen, 
der  auf  S.  364  und  367  enthalten  ist.  Die  Verordnung  von  1855  ist 
überholt  durch  das  österreichische  Gesetz  vom  30.  August  1891  über 
die  Ausübung  der  Konsulargerichtsbarkeit.«  §  9  dieses  Gesetzes  be- 
stimmt, dass  bei  den  Konsulargerichten  in  bezug  auf  die  österreichischen 
Staatsangehörigen  die  für  diese  Gerichte  dermalen  geltenden  Gesetze 
und  Vorschriften  in  Anwendung  kommen  sollen.  Das  sonst  gleich- 
lautende ungarische  Recht  (Gesetzartikel  XXXI  von  1891  §  10)  drückt 
sich  etwas  anders  aus. 

§  10  desselben  Gesetzes  sagt  wörtlich: 

Di©  Regierung  bestimmt,  welche  in  Zukunft  (in  Osterreich) 
erlassenen  Gesetze  in  betreff  Rechts-  und  Handlungsfähigkeit 
der  österreichischen  Staatsangehörigen,  ihrer  Familienrechte,  ein- 
schliesslich väterliche  Gewalt,  Vormundschaft,  Kuratel  und  Pfleg- 
schaft und  ehelichen  Güterrechtes,  Erbrechtes,  Verlassenschaften 
und  Strafsachen ...  bei  den  Konsulargerichten  einzuführen  sind. 
Die  Regierung  wird  hiebei  die  jeweiligen  internationalen 
und  eigenartigen  lokalen  Verhältnisse  . . .  berücksichtigen. 

Welche  neuen  Gesetze  und  sonstigen  Vorschriften  in  betreff 
der  im  ersten  Absätze  nicht  angeführten  Rechtssachen  bei  den 
Konsulargerichten  einzuführen  sind,  wird  von  den  Regierungen 
der  beiden  Staatsgebiete  einverständlich  nach  Einvernehmen  mit 
dem  gemeinsamen  Minister  des  Äussern  bestimmt. 

§  11: 

In  gleicher  Weise  (§  10)   können   die   dermalen  geltenden 

oder  in  Zukunft  erlassenen  Gesetze  oder  sonstigen  Vorschriften 
für  die  Konsulargerichte  abgeändert,  ergänzt  oder  ausser  Wirk- 
samkeit gesetzt  worden. 

Dieses  Gesetz  von  1891  sagt  nichts  über  die  durch  die  kaiserliche 
Verordnung  von  1855   anerkannte   Kraft   ^eines  besonderen  allgemein 


anerkannten  Gewohnheitsrechtes^.  Es  ist  daher  anzunehmen,  dass  solches 
Gewohnheitsrecht  auch  heute  noch  bei  den  Konsulargerichten  Öster- 
reich-Ungarns gültig  ist,  so  lange  es  nicht  gemäss  §  1 1  obigen  Gesetzes 
beseitigt  wird. 

Neben  dem  oberwähnten  österreichischen  Gesetz  vom  30.  August 
1891  ist  in  Ungarn  das  inhaltsgleiche  Gesetz  vom  selben  Tage  Gesetz- 
artikel XXXI/1891  erflossen. 

Beide  Gesetze  gelten  nur  für  10  Jahre  und  zwar  gezählt  vom  Tage 
des  Inkrafttretens  (1.  Januar  1898);  also  erlöschen  eventuell  diese  Ge- 
setze am  31.  Dezember  1907. 

Das  S.  365  zitierte  Werk  von  Malfatti  di  Monte  Tretto  ist  1904 
ganz  umgearbeitet  in  2.  Auflage  erschienen,  und  es  ist  nun  daraus  zu 
zitieren  I,  S.  482  ff.  und  II,  S.  474  ff. 

Schon  nach  bisherigem  Recht  war  es  nicht  ganz  zutreffend,  dass 
für  Osterreich  die  Appellhöfe  von  Wien  und  Triest  die  Appellations- 
gerichte über  den  Konsulargerichten  seien. 

Zufolge  der  oberwähnten  österreichisch  und  ungarischen  Gesetze 
vom  30.  August  1901  besteht  seit  1.  Januar  1898  (einstweilen  bis 
31.  Dezember  1907)  in  Konstantinopel  ein  österreichisch-ungarisches 
Obergericht,  welches  für  alle  österreichisch-ungarischen  Konsularrichter, 
wo  immer  ihr  Amtssitz  sei,  wenn  auch  ausserhalb  der  Länder  der 
osraanischen  Pforte,  die  zweite  und  letzte  Instanz  bildet. 

Das  Vei'fahren  twr  sämtlichen  östet^reichisch-ungarischen  Konsular- 
gerichten ist  auch  neu  geordnet,  und  zwar  durch  die  Verordnungen 
der  beiden  Gesamtministerien  (Österreichs  und  Ungarns)  vom  15.  Mai 
1902.  Diese  vom  gemeinsamen  Ministerium  des  Äussern  am  15.  Mai 
1902  Z.  31.  728/7  veröffentlichten  Verordnungen  verlieren  durch  den 
Ablauf  des  Jahres  1907  nicht  die  Geltung.  —  Das  Streitverfahren  ist 
der  österreichische  (in  Osterreich  selbst  schon  abgeschaffte)  Summar- 
prozess  nach  dem  Hofdekret  vom  24.  Oktober  1845,  nur  mehrfach 
modernisiert;  insbesondere  durch  Normierung  der /mm  Beweiswürdigung ; 
jedoch  bestehen  dabei  die  formalen  Prozess-Parteieneide  weiter. 

Ich  schulde  diese  ßichtigstellung  der  Freundlichkeit  des  Herrn 
Professor  Dr.  Hans  Sperl  in  Wien,  und  ich  möchte  nicht  ermangeln, 
ihm  dafür  auch  an  dieser  Stelle  meinen  Dank  abzustatten. 

Zürich^  im  Monat  November  1905. 

D.   V. 
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Einleitung. 


Meili,  Internationiiles  Civilproietareoht. 


§  I.    Der  Begriff  des  internationalen  Civilprozeserechts. 

V.  Bar  n,  S.  358—864. 

I.  Unter  dem  internationalen  dvilprozess^-echte  ist  der  Komplex  von 
Normen  und  Regeln  zu  verstehen,  die  sich  beziehen  auf  die  Stellung  der 
gerichtlichen  Organe,  auf  die  Form,  den  Wert  der  Beweismittel  und  die 
Exekution  der  Urteile  im  internationalen  Rechtsleben  für  den  Fall,  dass 
»ich  eine  Kollision  ergibt  aus  der  Koexistenz  der  Prozessgesetze  und 
Prozessgebräuche  verschiedener  Staaten. 

1.  Es  kann  sich  handeln  um  Streitigkeiten  (in  Form  der  Klage, 
der  Widerklage,  der  Intervention): 

a)  eines  Ausländers  im  Inlande  mit  einem  Inländer, 

b)  eines  Ausländers  mit  einem  andern  Ausländer  im  Inlande.  Und 
hier  kann  wieder  unterschieden  werden  ein  Prozess,  der  ent- 
steht zwischen 

ce)  einem  Ausländer  der  Staates  A 

und 
ß)  einem  Ausländer  des  Staates  B 

oder 
;)  zwei  Angehörigen  des  gleichen  Staates, 

c)  eines  eigenen  Staatsangehörigen  im  Auslande  mit  einem  Lands- 
manne, 

d)  eines  eigenen  Staatsangehörigen  im  Auslande  mit  einem  Ausländer. 

2.  Im  Einklänge  mit  der  Bezeichnung  internationales  Civil-  und 
Handelsrecht  kann  hier  vom  internationalen  Civilprozcssrechte  ge- 
sprochen werden. 

Dies  geschieht  auch  von  Contuzzi  in  seiner  Schrift  La  codificazione 
del  diritto  intemazionale  privato  1876,  S.  58  („diritto  internazionale 
privato  processuale").  Ahnlich  dem  von  Savigny  herrührenden  Namen 
der  Herrschaft  der  Rechtsregeln  bezüglich  des  Orts  (und  der  Zeit) 
oder  der  örtlichen  Grenzen  ihrer  Herrschaft  wird  auch  unsere  Materie 
etwa   als   die   Frage   über   das   örtliche  Herrschaftsgebiet  des  Prozess- 


rechts  bezeichnet  (Wach,  Handbuch  des  deutschen  Civilprozessrechts  I, 
S.  219   und   Menger,   System  des  österr.  Civilprozessrechts  I,  S.  128). 

Andere  Juristen  ziehen,  in  Anlehnung  an  mittelalterliche  Ausdrücke, 
die  Nomenklatur  Konflikt  der  Gesetze  vor  und  sprechen  dann  von 
Konflikt  der  Civilprozessgesetze. 

Einen  Teil  der  vorliegenden  Disziplin  bildet  auch  die  Frage,  die 
man  als  die  zeitliche  Anwendung  der  örtlichen  Rechtsregeln  bezeichnen 
kann:  dies  ist  die  zeitliche  Herrschaft  der  Normen  des  internationalen 
Civilprozessrechts. 

3.  Das  Civilprozessrecht  der  verschiedenen  Staaten  kommt  in 
häufige  Beziehungen  und  Berührungen  namentlich  betreffend: 

a)  die  Anhängigmachung  von  Klagen  durch  die  Zitationen, 

b)  die  Kompetenzen, 

c)  das  über  die  Beweisleistung  anzuwendende  Recht, 

d)  die  Exekution  der  Civilurteile. 

Es  handelt  sich  in  allen  diesen  Richtungen  darum,  die  Grundsätze 
ausfindig  zu  machen,  welche  das  Herrschaftsgebiet  des  einheimischen 
Prozessrechts  gegenüber  dem  ausländischen  bestimmen  oder  die  fest- 
stellen, welche  Prozessordnung  bei  der  Entscheidung  einer  Civil- 
streitigkeit  Anwendung  finde.  Anders  ausgedrückt:  das  internationale 
Civilprozessrecht  behandelt  die  Prinzipien,  welche  bestehen  für  die 
Herrschaft  der  internen  Prozessgesetze  gegenüber  dem  Auslande  und 
für  die  Herrschaft  der  auswärtigen  Prozessgesetze  gegenüber  dem  In- 
lande.  Man  kann,  ähnlich  wie  im  internationalen  Civil-  und  Handels- 
rechte, auch  hier  von  Kollisionsnormen  sprechen.  Es  handelt  sich  dabei 
um  die  wirklich  massgebenden  Civilprozessrechtssätze. 

4.  Die  Anwendung  auswärtigen  Prozessrechts  kann  namentlich 
auch  erfolgen: 

a)  durch  dasjenige  interne  Gericht,  welches  den  Prozess  entscheidet, 
indem  es  gewisse  gerichtliche  Handlungen  (z.  B.  Beweiser- 
hebungen) respektiert,  obschon  sie  nach  dem  auswärtigen  Rechte 
vorgenommen  worden  sind. 

b)  durch  dasjenige  interne  Gericht,  welches  eine  einzelne  Hilfs- 
handlung in  dem  vor  einem  auswärtigen  Gerichte  pendenten 
Prozesse  vornimmt,  wenn  es  dabei  nicht  nach  dem  eigenen 
sondern  nach  dem  auswärtigen  Prozessrechte  vorgeht. 

5.  Man  darf  unter  diesen  Umständen  nicht  sagen,  dass  der  interne 
Richter  nur  internes  Prozessrecht  anzuwenden  habe.    Mit  der  Behaup- 


tung  der  Herrschaft  des  eigenen  Rechts  über  das  eigene  Gebiet  und 
die  ihm  zugehörigen  Tatbestände  und  Verhältnisse  geht,  vermöge  der 
wechselseitigen  Anerkennung  der  Kulturstaaten,  Hand  in  Hand  die  An- 
erkennung der  Herrschaft  fremden  Rechts  über  fremdes  Rechtsgebiet 
(Wach,  Handbuch  I,  S.  220). 

6.  Ganz  besonders  ist  auch  wichtig,  festzustellen,  welche  Normen 
dem  materiellen  Rechte  und  welche  dem  prozessualischen  Rechte  an- 
gehören. Die  Ausscheidung  der  einzelnen  Materien  durch  die  Gesetz- 
geber  ist  nicht  ausschlaggebend:  es  kommen  Übergriffe  und  Fehler 
nach  beiden  Richtungen  vor.  In  einzelnen  Prozessgesetzgebungen  finden 
sich  materielle  EoUisionsnormen  und  prozessualische  Eollisionsnormen 
gibt  es  auch  in  privatrechtlichen  Gesetzbüchern. 

Schon  Savigny  machte  (System  VIH,  S.  131)  die  feine  Bemerkung, 
dass  gar  manche  Regel  scheinbar  der  Rechtsverfolgung,  in  Tat  und 
Wahrheit  aber  dem  Rechtsverhältnis  selbst  angehöre.  Vergl.  auch 
Dicey,  p.  472  und  473:  A  question  as  to  the  choice  of  law  may  look 
like  a  question  as  to  Jurisdiction. 

Gerade  die  englisch-amerikanische  Doktrin  und  Praxis  zählt  ein- 
zelne materiell-rechtliche  Fragen  (questions  upon  the  merits ;  substantial 
law)  zu  dem  Prozessrechte  (adjective  oder  remedial  law),  —  einige 
kasuistische  Proben  davon  werden  wir  speziell  im  internationalen  Beweis- 
rechte kennen  lernen. 

IL  Wie  man  von  einein  interstaatlichen  oder  interkantonalen  aler 
inferprovinzialen  PHvatrechte  sprechen  kann,  so  lässt  sich  neben  dem 
internationalen  Prozessrecht  auch  von  einem  interstaatlichen  oder  inter- 
kantonalen oder  interprovinzialen  Prozessrecht  reden, 

1.  Wir  stehen  hier  vor  einer  Parallele  des  materiellen  internationalen 
Privatrechts  mit  dem  prozessualischen  Gebiete.  Vgl.  Meili,  Handbuch  I, 
S.  54  ff. 

2.  Auch  hier  ist  zu  betonen,  dass  nicht  notwendigerweise  die 
gleichen  Prinzipien  zu  gelten  haben.  Man  denke  speziell  an  einzelne 
Vorgänge  im  interkantonalen  Prozessgebiete,  wie  z.  B. : 

a)  die  Zitation, 

b)  die  Prorogation, 

c)  die  Legalisation  von  Urkunden, 
dj  die  XJrteilsexekution. 
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Es  wurde  in  der  Schweiz  erwogen,  ob  es  sich  nicht  empfehle,  ein 
Gesetz  über  einzelne  Fragen  des  interkantonalen  Prozessrechts  zu  er- 
lassen.   Vgl.  dazu: 

Roguin,  Y-a-t-il  Heu  d^^dicter  une  loi  sur  le  for  en  mati^ro  civile  et,  le  cas  ech6ant, 
de  reviser  Tart.  59  de  la  Constitution  fed^rale  ?  in  Zeitschrift  für  Schweiz.  Recht. 
N.  F.  XVII,  S.  697. 

Ganzoni,  Soll  ein  Bundesgesetz  über  den  Gerichtsstand  in  Civilsachen  erlassen  und 
allffiUig  Art.  59  B.  V.  entsprechend  revidiert  werden  ?  (das.  8.  785). 

Indessen  wurde  der  Anregung  keine  weitere  Folge  gegeben. 

3.  Von  einem  interkolonialen  Prozessrechte  (im  Verhältnisse  zwi- 
schen dem  Mutterlande  und  den  Kolonien)  kann  z.  B.  gesprochen 
werden  bezüglich  der  Urtcilsexekution. 

Anmerkungen. 

1.  Die  Systcmatisiening  der  Fragen  des  internationalen  CiTÜprozessrechts  macht 
Schwierigkeiten,  die  z.  T.  durch  einzelne  Juristen  noch  talentvoll  Ycrmehrt  werden. 
Fasst  man  das  internationale  Privatrecht  sehr  weit  (Lain^,  Introduction  au  droit  inter- 
national prive  1 888  I,  p.  4  if),  oder  definiert  man  die  Disziplin  wie  Wharton,  Oonflict 
of  laws  in  §  1  :  Private  international  law  is  that  brauch  of  the  law  of  a  country 
which  relates  to  oases  more  or  less  subject  to  the  law  of  other  countries,  so  wird 
man  auch  das  internationale  Civilprozessrecht  darunter  begreifen.  Und  zu  dem  gleichen 
Ergebnisse  führt  auch  die  Betrachtung  der  Fragen  unter  dem  Gesichtspunkte  des 
Konflikts  der  Gesetze. 

2.  A.  Fingelmann,  Das  bürgerliche  Recht  Deutschlands  mit  Einschluss  des 
Handelsrechts  historisch  und  dogmatisch  dargestellt,  8.  Aufl.  1903,  bemerkt  S.  29, 
man  habe  die  Grundsätze  über  die  örtlichen  Grenzen  der  Gesetze  „früher^  unter  dem 
irreführenden  Namen  „internationales  Privatrecht '^  zusammengefasst  und  bezeichne  sie 
jetzt  als  Kollisionsnormen,  d.  h.  als  Sätze  des  einheimischen  Rechtes,  welche  im  Falle 
der  Kollision  verschiedener  Rechtsordnungen  bestimraeD,  welche  dieser  Rechtsord- 
nungen auf  ein  gegebenes  Rechtsverhältnis  zur  Anwendung  kommen  soll. 

3.  Ks  muss  anerkannt  werden,  dass  noch  viele  Fragen  nicht  völlig  abgeklärt 
sind  und  vielmals  kam  mir  bei  dem  Studium  der  Einzellragen  die  Stelle  in  den  Sinn, 
die  Mathias  Colerus  (1530 — 1587)  im  Tractatus  de  processibus  executivis  pars  I  cap.  III 
No.  218  zitierte:  ....  de  hoc  articulo  latius  oogitandum  esse  propter  auctoritatem 
tot  doctorum  tencntium  contrarium. 


§  2.  Einleitende  Bemerkungen. 

I.    Die    hf^ifriffUche    Unterscheidung   der  Jurisdiktion  vom  materiell 
anwendtmren  Rechte  muss  scharf  betont  werden. 

1.    Die  Fragen   des   forum    (der  jurisdietio)   und   des   materiellen 
Rechts  (jus)  sind  durchaus  nicht  identisch. 


Das  internationale  CivilprozesBrecht  unterscheidet  sich  in  sehr  in- 
tensiver Weise  vom  internationalen  Civilrechte :  jenes  wurzelt  im  öffent- 
lichen Rechte  und  es  wird  deswegen  vom  Gesichtspunkte  der  staatlichen 
Souveränität  sehr  stark  beeinflusst.  Man  denke  dabei  speziell  an  die 
Lehre  von  den  Fora  und  der  Urteilsexekution. 

2.  Trotz  der  Einfachheit  des  Grundsatzes  ist  doch  zu  konstatieren, 
dass  er  auch  auf  dem  vorliegenden  Gebiete  nicht  ganz  selten  ver- 
kannt wird. 

II.  Der  Begriff  der  Kollisionsnormen  ist  auch  im  internationalen 
Civilprozessrechte  festzuhalten. 

Darunter  sind  zu  verstehen  diejenigen  prozessualischen  Sätze  einer 
bestimmten  Gesetzgebung,  welche  sich  auf  ein  konkretes  Prozessrechts- 
verhältnis oder  auf  einen  prozessualischen  Akt  beziehen,  sofern  es  sich 
um  den  internationalen  Verkehr  handelt.  Neben  den  einzelnen  Staaten- 
gesetzen kommen,  wie  wir  sehen  werden,  ganz  besonders  auch  Staats- 
verträge zur  Berücksichtigung. 

Die  einzelnen  Staaten  haben  ein  gleichmässiges  Recht  darauf, 
Kollisionsnormen  zu  erlassen  unter  Vorbehalt  der  Ausnahmen,  welche 
sich  auf  die  Existenz  der  konsularischen  Gerichtsbarkeit  stützen.  Die 
moderne  Welt  tendiert  freilich  dahin,  eine  Einigung  über  die  Kollisions- 
sätze auf  einem  grösseren  internationalen  Boden  zu  erzielen,  —  darauf 
ist  hernach  noch  genauer  einzutreten. 

III.  Die  Verweisung  und  Rückverweisung  ist  auch  im  internationalen 
Civilprozessrechte  grundsätzlich  nicht  anzuerkennen. 

1.  Wenn  z.  B.  die  Prozessfähigkeit  eines  Ausländers  nach  dem 
internen  Kollisionsrechte  von  dem  nationalen  Rechte  abhängig  gemacht 
wird,  dieses  aber  das  Domizilrecht  als  entscheidend  ansieht,  so  gilt 
jenes  und  nicht  dieses  Recht. 

2.  Aber  auch  im  Gebiete  des  Civilprozessrechts  kann  die  Gesetz- 
gebung die  Verweisung  anordnen  und  dann  ist  sie  natürlich  zu  respek- 
tieren. 

IV.  Die  Wissenschaft  des  inteimationalen  Cimlprozessrechts  wird  der 
ihr  obliegenden  Aufgaben  nicht  gerecht,  wenn  sie  die  Materie  als  dem 
Gebiete  des  Völkerrechts  angehöretid  bezeichnet  und  sie  dieser  Disziplin 
ausliefert. 

1.  Es  ist  zwar  unzweifelhaft  richtig,  dass  das  internationale  Civil- 
prozessrecht   sich  mit  dem  Völkerrechte  enge  berührt,   weil  angesichts 


des  Zusammenstosses  von  Üivilprozessgesetzen  in  einzelnen  Beziehungen 
das  Völkerrecht  das  entscheidende  Richtmass  abgeben  sollte.  Allein  die 
Disziplin  des  Völkerrechts  hat  sich  mit  den  hier  zu  diskutierenden 
Fragen  noch  nicht  im  Detail  befasst  und  es  ist  deswegen  aussichtslos, 
auf  völkerrechtliche  Prinzipien  zu  rekurrieren,  —  es  gibt  deren  keine. 

2.  Das  internationale  Civilprozessrecht  ist  selbständig  zu  erörtern 
und  zu  behandehi  und  es  zeigt  sich  auf  dem  internationalen  Boden 
der  gleiche  Vorgang,  der  auch  im  internen  Rechte  zutage  trat.  Das 
Civilprozessrecht  gelangt  heutzutage  auch  nicht  im  Staatsrechte  zur 
eingehenden  Diskussion,  obschon  es  ja  damit  sehr  enge  verknüpft  ist, 
—  es  hat  sich  als  ein  separater  Teil  der  Rechtswissenschaft  heraus- 
gebildet und  vom  Staatsrechte  völlig  abgelöst,  weil  es  eben  dem  Privat- 
rechte  sehr  nahe  steht.  Und  dieser  entscheidende  Grund  gebietet,  dass 
Internationalisten  von  Fach  den  Komplex  dieser  Fragen  erörtern. 

V.  Auch  in  diesem  Zweige  der  Rechtstvissen schaß  ist  es  notwendig, 
die  Literatur  der  hervorragendsten  Kulturstaaten  zu  berücksichtigen. 

1.  Gerade  weil  die  positive  Gesetzgebung  spärlich  ist,  kommt  der 
Doktrin  eine  besondere  Bedeutung  zu.  Und  es  ist  deswegen  völlig  un- 
erlaubt, über  internationales  Civilprozessrecht  zu  schreiben,  ohne  sich 
darüber  Rechenschaft  zu  geben,  wie  diese  Fragen  von  Juristen  der 
andern  Rechtsgebiete  angesehen  und  beurteilt  werden.  Savigny  ging 
seinerseits  mit  gutem  Beispiele  voran,  —  es  muss  weiter  befolgt  werden. 

2.  Es  gibt  aber  immer  noch  einzelne  Juristen,  die  da  glauben, 
sie  dürfen  sich  von  einem  Studium  der  auswärtigen  Literatur  und  Ge- 
setzgebung dispensieren.  Indem  sie  so  vorgehen,  verzichten  sie  damit 
auf  die  durchaus  notwendige  Ausweitung  des  Horizontes  und  sie  ge- 
raten dabei  naturgemäss  auf  Abwege,  indem  sie  sich  die  verschiedenen 
Seiten,  welche  die  Materie  darbietet,  nicht  zum  klaren  Verständnisse 
bringen. 

A  nm erklingen. 

1.  Das  schweizerische  Bundes^esetz  betreffend  die  civilrechtlichen  Verhältnisse 
der  Niedergelassenen  und  Aufenthalter  (N.  u.  A.)  ruht  auf  dem  sehr  richtigen  Gedanken, 
dass  die  Kollision  der  Statuten  nur  dann  wirklich  geordnet  werde,  wenn  neben  dem 
materiellen  Rechte  auch  die  Gerichtsbarkeit  interkantonal  und  inteniational  abgegrenzt 
sei.  Diese  Tatsache  zeigt  aufs  neue,  dass  nur  ein  Spezialgesetz  imstande  ist,  dem 
ganzen  Fragenkomplex  gerecht  zu  werden.  Es  ist  ganz  unrichtig,  das  internationale 
Privatrecht  in  ein  Einführungsgesetz  zu  verweisen,  weil  die  Materie  gar  nicht  den 
einem  solchen  Gesetze  entsprechenden  Charakter  hat  und  ebenso  unzutreffend  ist  es, 
.sie   in  Übergangsbestimmungen   ordnen    zu  wollen,    weil   die  betreffenden  Normen  ja 
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nichts  Transitorisches  an  sich  tragen.  Unter  diesen  Umstunden  yerbleibt  keine  andere 
Lösung  als  die,  das  internationale  Privatrecht  selbständig  zu  regeln.  Der  Entwurf 
des  neuen  schweizerischen  Cifilgesetzbuches  glaubte,  die  Vorschriften  in  den  einzelnen 
Gebieten  zerstreut  und  Yerzettelt  unterbringen  zu  sollen.  Ich  habe  gegen  dieses 
Vorgehen  opponiert  (ygl  Meili,  Die  Kodifikation  des  schweizerischen  Privat-  und 
Strafreohts,  Zürich  1901,  S.  112-122).  Bei  der  Beratung  des  Vorentwurfes  durch  die 
grosse  ausaerparlamentarische  Kommission  wurden  die  betreffenden  Bestimmungen 
über  internationales  Privatrecht,  auf  meinen  Antrag  hin,  losgelöst,  um  deren  Prüfung 
einer  besondem  Kommission  zu  überlassen.  Damit  dürfte  nun  die  Aussicht  eröffnet 
sein,  die  Materie  einem  Spezialgesetze  zu  überweisen  und  dann  reihen  sich  auch  die 
Bestimmungen  über  das  internationale  Civilprozessrecht  daran  korrekt  an.  Ich  mache 
also  neuerdings  darauf  aufmerksam,  dass  darin  im  Grunde  auch  diese  letzern  Fragen 
gleichzeitig  bebandelt  werden  sollten. 

2.  Das  Wort  von  Story,  Commentaries  on  the  conflict  of  laws,  das  er  am  Schlüsse 
»eines  Werkes  §  645  ausspricht,  gilt  z.  T.  auch  im  internationalen  Civilprozessrechte : 
Different  natiouB  entertain  different  dootrines  and  different  usages.  The  jurists  of 
different  countries  hold  opinions  opposife  to  each  other,  as  to  some  of  the  fundamental 
principles  which  ought  io  haoe  an  universal  opera*ion ;  and  the  jurists  of  the  same 
nation  are  sometimes  as  ill  agreed  among  themselves. 

3.  Von  John  W.  Salmond,  Jurisprudence  or  the  theory  of  the  law,  London  1902, 
p.  610  und  611  wird  folgendes  ausgeführt:  Some  tcriters  include  in  private  inter- 
national law  the  principles  which  define  the  Hmits  of  the  Jurisdiction  of  English 
Courts  —  the  rule  for  example  that  an  English  court  will  not  hear  any  case  concern- 
ing  the  title  to  foreign  land,  or  any  divorce  suit  in  which  the  parties  are  domiciled 
out  of  England.  This,  however,  is  an  unusual  Classification,  and  it  may  be  doubted 
whether  it  is  logically  defensible  ....  The  rules  recognised  by  English  courts  as 
to  the  limits  of  the  Jurisdiction  of  foreign  courts,  on  the  other  band,  clearly  fall 
within  the  limits  of  private  international  law.  Allein  man  tut  gut,  die  Materie  des 
internationalen  Civilprozessrechts  von  derjenigen  des  internationalen  Civil-  und 
Handelsrechts  zu  trennen.  Dicey,  Conflict  of  laws,  p.  23,  will  das  Wesen  des  inter- 
nationalen Privatrechts  mehr  in  der  extraterritorialen  Anerkennung  von  Rechten  sehen, 
als  in  der  extraterritorialen  Anwendung  des  objektiven  Rechts.  Salmond  meint  p.  611, 
dies  sei  bis  zu  einem  gewissen  Grade  richtig,  aber  die  so  getroffene  Unterscheidung  sei 
mehr  ein  Spiel  mit  Worten:  To  recognise  foreign  rights  is  to  apply  the  foreign  law 
by  which  they  are  crcated  and  vice  versa  Und  er  bemerkt  auf  die  Frage,  warum 
2.  B.  in  England  u.  U.  französisches  Recht  oder  fremdes  Recht  überhaupt  ange- 
wendet werde :  The  answer  to  thcse  questions  is  that  the  purpose  of  private  inter- 
national law  is  to  counteract,  so  far  as  possible,  the  evils-rcsulting  from  the  differences 
between  the  legal  Systems  of  different  countries  (p.  604).  Ahnlich,  wie  im  inter- 
nationalen Privatrecht  behauptet  wird,  es  handle  sich  dabei  im  Grunde  nicht  um 
Privatrecht,  so  wird  auch  im  internationalen  Civilprozessrecht  der  Zweifel  auftreten, 
ob  dabei  direkt  civilprozessualische  Normen  in  Frage  liegen.  In  Tat  und  Wahrheit 
stellt  die  Bezeichnung  Kollisionsnormen  oder  Kollisionsprinzipien  ein  juristisches  Steno- 
gramm dar :  man  muss  unter  dieser  zusammenfassenden  abgekürzten  Formulierung 
teils  die  privatrechtlichen  Sätze  (internationales  Privatrecht),  teils  die  prozessualischen 
Sätze  (internationales  Civilprozessrecht)  verstehen.  Übrigens  darf  man  dem  ganzen 
streite  keine  zu  grosse  Bedeutung  beilegen. 
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§  3.    Historische  Bemerkungen. 

I.  Die  Behandlung  der  Frage  des  internationalen  Citnlprozessrechts 
erfolgte  in  den  früheren  Jahrhunderten  parallel  mit  den  übrigen  Materien 
der  coüisio  statutorum.  Die  mittelalterlichen  Juristen  lehnten  sich  dabei 
an  Stellen  des  römischen  Rechts  an. 

1.  Im  allgemeinen  ist  hier  auf  die  verschiedenen  Perioden  zu  ver- 
weisen, welche  das  internationale  Privatrecht  durchgemacht  hat. 

2.  Die  römischen  Quellen  bieten  keine  ernsthafte  Ausbeute  in 
unserer  Materie.  Immerhin  ist  beachtensweii;,  dass  die  mittelalterlichen 
Juristen  auch  hier  wie  für  die  Theorie  des  internationalen  Civilrechts 
Domizil  beim  römischen  Rechte  genommen  haben,  um  die  elegante 
Wendung  eines  sehr  hervorragenden  Internationalisten  (Laine)  zu  ge- 
brauchen.   Es  wurde  namentlich  auf  folgende  Stellen  hingewiesen: 

1.  20  de  jurisd.  2,1 

Extra   territorium   jus  dicenti  impune  non  paretur.  Idem 

est,  et  si  supra  jurisdictionem  suam  velit  jus  diccre. 
1.  19  pr.  de  judiciis  5,1. 
1.  19  §  1—4  eod. 

1.  3  de  rebus  auctoritate  judicis  possidendis  42,5. 
1.  21  0  et  A  44,7. 

Hinsichtlich  der  Urteilsexekution  ist  namentlich  auch  verwiesen 
worden  auf 

1.   15  §  1  de  re  judicata  42,1 

Sententiam  Romae  dictam  etiam  in  provinciis  posse  prae- 
sides,  si  hoc  jussi  fuerint,  ad  finem  persequi,  Imperator  noster 
cum  patre  rescripsit. 

Man  kann  in  dem  hier  erwähnten  jussus  eine  Art  historischen  Vor- 
läufers des  Exequatur  bei  Civilurteilen  finden:  der  jussus  wurde  von 
dem  entscheidenden  Richter  (oder  vom  Kaiser?)  an  den  Statthalter 
der  Provinz  behufs  Exekution  des  in  Rom  erlassenen  Urteils  erteilt. 

H.  Die  mitfela/fer/ichen  Juristen  haben  ein  System  des  internationalen 
Cinlproze^srechfs  nicht  ausgearbeitet j  sondern  sich  wesentlich  nur  mit 
zun  Hauptfragen  besrhü/tigf,  nämlich  mit  der  Abgrenzung  der  Ordina^ 
toria  und  Decisoria  litis  und  mit  der   Urteilsejrekufion. 

Die  Unterscheidung  der  litis  ordinatio  und  di  cisio  findet  sich  schon 
bei  Joannes  Faber  (Zeitschrift  für  intern.  Priv.-  und  Str.-R.  IX,  S.  40)^ 
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bei  Albericus  de  Rosate  über  II,  qiiaestio  VIII  (das.  8.  49),  bei  Petrus 
a  Bella  Pertica  f  1308  (Laine,  Introduction  au  droit  international  prive 
I,  S.  121),  bei  Paulus  de  Gastro  (Laine  I,  S.  189).  Bartolus  nahm 
sie  auch  in  sein  System  hinüber. 

Ich  zitiere  folgende  Schriftsteller: 

1.  Bartolus  (1314—1355): 

a)  Nr.  15.  Aut  quaeris  de  bis  quae  pertinent  ad  litis  Ordi- 
nationen! et  inspicitur  locus  judicii  aut  de  bis  quae  pertinent  ad 
ipsius  litis  decisioncm; 

h)  Nr.  48.  ...statuta  quae  respiciunt  processum  seu  litis 
Ordinationen!. 

2.  Burgundus  (1586-1649): 

a)  Tractatus  Y  Nr.  1 :  Eodem  modo  dicemus  in  contexenda 
actione  fori  consuetudines  observandas  esse,  ubi  contenditur ; 

h)  tractatus  VII  Nr.  5:  sunt  quae  judicia  ipsa  respiciunt 
sicuti  contextus  litis,  qui  semper  exigitur  secundum  consuetudinem 
loci  ubi  ventilatur. 

3.  Rodenburg  (1618—1668):  Tractatus  de  jure  conjugum  cum  trac- 
tatione  praeliminari  de  jure  quod  oritur  ex  statutorum  conflictu. 

Tit.  II,  c.  V.  §  XVI. 

Primum  utamur  vulgata  doctorum  distinctione  qua  separantur 
ea,  quae  litis  formam  concemunt  ac  ordinationem  ab  iis,  quae 
decisionem  aut  materiam.  Lis  ordinanda  secundum  morem  loci, 
in  quo  Tentilatur. 

4.  BotUlenois  (1680 — 1762):  Traite  de  la  personnalite  et  de  la 
r^alite  des  loix  I,  titre  second  chap.  III,  observ.  XXIII.    Onappelle: 

Ordinatoria  vel  praeparatoria  judiciorum  ea  quae  nihil  aliud 
concemunt  nisi  formam  et  solemnitates  processus  judicialis,  ante- 
quam  deveniatur  ad  sententiam,  vel  ad  effectum  judicati  seu 
instrumenti  executivi,  quo  mediante,  victor  recipit  quod  sibi  debetur. 

Decisoria  litis  ea  quae  definiunt  et  determinant  materiam 
litis  principalis. 

Boullenöis  nimmt  auch  Eilzug  auf  den  Ausspruch  von  Molinaeus 
(1500 — 1566):  Diversitas  fori  non  debet  meritum  causae  vitiare.  Boul- 
lenöis erwähnt  die  Unterscheidung  übrigens  schon  in  seiner  Schrift: 
Questions  sur  les  demissions  de  biens,  question  VI,  worin  er  sugt:  on 
distingue  tr^s  fort  inter  decisoria  litis  et  inter  formas  et  litis  ordina- 
tionem (Ausgabe  Paris  1727,  S.  148). 
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5.  Mathias  Colerus  (1530 — 1587).  Dieser  Jurist  sagt  in  seinem 
Werke  Tractatus  de  processibus  executivis  ad  Practicam  fori  Saxonici 
applicatus  pars  I  caput  III  No.  210  fF.: 


Quandocumque  agitur  de  ordinativis  judiciorum,  in  qaa 
nempe  forma  processus  sit  instituendus^  semper  attendendum  esse 
locum  fori,  ubi  agitur,  si^e  loquamur  de  ordine  processus  sive 
de  ordine  faciendae  executionis,  quicunque  tandem  ille  sit,  qui 
agit,  vel  executionem  petit,  siye  civis  ejus  loci,  sive  forensis. 

Den  Ordinatoria  stellt  Golems  gegenüber  alles  dasjenige,  was  sich 
,,ad  decisionem  causae^  (No.  220)  bezieht.  Die  juristische  Antithese 
lautet  darnaoh  auch  hier:  lex  loci  ubi  lis  vertitur,  lex  loci,  ubi  cele- 
bratus  fuit  contractus. 

6.  Auch  D.  Melius  (f  1670)  huldigt  in  seinem  Commentarius  in 
jus  Lubecense  der  Formel: 

Quaestio  IV  §  6 :  si  quae  sunt  ex  Lubccensibus  statutis 
quae  litis  Ordinationen!  et  judiciorum  processum  concemunt,  iis 
obnoxii  sunt  sine  discrimine  qui  in  loco  ubi  ea  obserrantur 
litigaut,  sive  agunt  sive  convcniuntur,  sicut  communis  doctorum 
sententia  traditur. 

Quaestio  VI  §  35:  Quoad  materlam  sunt  quaedam  statuta 
ordinem  processus  judiciarii  concernentia,  quaedam  merita  cau- 
sarum  contingunt:  illa  semper  attenduntur  in  foro,  ubi  litigatur, 
et  si  lis  de  bonis  immobilibus,  in  alieno  territorio  sitis  (1.  2  0. 
de  testam.  quemadmodum  aper.  6,23 ;  Baldus  in  1.  1  0.  ne  ßlius 
pro  patre  4,13). 

§  36 :  Scilicet  quoad  ea,  quae  coram  isto  judice  aguntur  vel 
agenda  sunt,  quo  etiam  ipsa  petitio  exsecutionis  spectat,  et 
referendum  est,  quod  dici  solet,  in  decernenda  exsecutionc 
inspiciendum  esse  statutum  loci;  ubi  petitur. 

Mevius   zitiert   auch   die   herausgehobene  Stelle   von  Colerus   und 

sagt  darüber: 

ubi  eleganter  explicat  quae  sint  decisoria  et  quae  ordinatoria 

judiciorum. 

7.  Codex  Fabrianus  definitionum  1.  III,  tit.  I^  def.  XXII: 

Cum  quaeritur  an  locus  judicii  spcctandus  sit  in  judiciis 
exerccndis,  an  locus  contractus,  probanda  est  illa  nostrorum 
distinctio,  utrum  de  ea  re  agatur,  quae  ad  judicii  ordinationem, 
ut  loquuntui',  spectet^  an  de  ea  ro  quae  ad  litis  decisionem  ut 
priore  casu  locus  judicii  attendatur  posteriore  vero  locus  contractus. 
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8.  Casaregis  sagt  disc.  179,  n.  5: 

CommunisBima  est  distinctio  quod  aut  disseritur  de  modo 
procedcndi  in  judicio  aut  de  juribus  contractus  cui  robur  et 
specialis  forma  tributa  est  a  statuto  vel  a  contrahentibus,  et 
inprimocasu  attendendum  sit  statutum  loci,  in  quo  Judicium  agitatur, 
in  secundo  vero  casu  attendatur  statutum  loci  in  quo  fuit  cele- 
bratus  contractus. 

9.  Ulricus  Huber  stellt  in  seinem  Werke  De  jure  civitatis  über  III 
Sectio  IV  cap.  I  No.  46  folgenden  Satz  auf: 

juris  etiam  ac  moris  est,  ut  quidquid  ad  ordinem  judicii 
naturamque  actionum  instituendarum  pertinet,  observatur,  secundum 
jus  loci,  ubi  causa  cognoscitur  et  judicetur,  non  ubi  res  gesta  fuit. 

IIL  Was  die  Frage  anbetriff,  ob  die  Staaten  zu  der  gegenseitigen 
Anerkennung  der  Urteile  verpflichtet  seien,  so  war  der  Ausgangspunkt 
der  Juristen  in  den  geschichtlichen  Epochen  ein  verschiedenartiger, 

1.  Die  Tatsache,  dass  im  Mittelalter  unter  den  christlichen  Völkern 
ein.  auf  dem  römischen  Rechte  ruhendes  Jus  commune  bestand,  Hess  die 
Exekution  der  Urteile  als  ein  sehr  natürliches  Gebot  der  Gerechtigkeit 
und  der  gegenseitig  gebotenen  Rechtshilfe  erscheinen. 

2.  Nach  der  Begründung  der  Territorialstaaten  trat  mit  der  Idee 
der  Souveränität  die  Anschauung  auf,  dass  fremde  Urteile  im  internen 
Staate  der  Autorität  ermangeln.  Immerhin  wurde  es  als  ein  Gebot  der 
Billigkeit  angesehen,  sie  mit  Vorbehalt  anzuerkennen  dann,  wenn  nicht 
die  internen  Interessen  verletzt  wurden.  Dies  ist  die  Theorie  der 
comitas,  die  ihre  Hauptvertreter  in  der  belgisch-niederländischen  Schule 
fand. 

3.  Der  sog.  Code  Michaud  (französische  Ordonnanz  von  1629) 
bestimmt  in  Art.  121: 

Les  jugements  rendus,  contrats  des  obligations  re^ues  es 
royaumes  et  souverainetes  6trang^res  pour  quelque  cause  que  ce 
soit,  n^auront  aucune  hypoth^que  ni  ex6cution  en  notre  dit 
Royaurae,  ains  tiendront  les  contrats  Heu  de  simples  promesses, 
et  nonobstant  les  jugements,  nos  sujets  contre  lesquels  Os 
•  auront  6t6  rendus  pourront  de  nouveau  d^battre  leurs  droits 
comme  entiers  par  devant  nos  officiers. 

IV.  Es  geht  an  dieser  Stelle  nicht  an,  die  Detail ausföhrungen  der 
frühem  Juristen  im  einzelnen  vorzuführen. 
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Anmerkangen. 

1.  Die  grossartigen  in  dor  Neuzeit  gemachten  Funde  in  Babylon  und  Ägypten 
bringen  für  die  Theorie  des  internationalen  Privatrechts  und  Oiyilprozesses  keine 
neuen  Ergebnisse.  Ära  ehesten  wäre  dies  aus  dem  hochentwickelten  Rechte  Babylons 
angesichts  der  vielen  internationalen  Beziehungen  der  damaligen  Weltkultur  (Köhler 
und  Peiser,  Hammurabi^s  Gesetz  I  1904,  S.  139  und  140)  zu  erwarten  gewesen. 
Indessen  enthält  der  sog.  Codex  Hammurabis  zwar  Bestimmungen  über  Familien- 
und  Erbrecht,  über  Vermögensrecht,  Civilprozess  und  Strafrecht  (vergl.  z.  B.  auch 
Jeremias,  Moses  und  Hammurabi  1903,  Gr.  Cohn,  Die  Gesetze  Hammurabis,  Rektorats- 
rede 1903),  dagegen  nichts  über  internationales  Recht.  —  Die  in  Ägypten  gefundenen 
Papyri  bilden  bekanntlich  eine  neue  Fundgrube  für  alle  Gebiete  des  Rechts  und  der 
Nationalökonomie.  Die  darüber  entstandene  Literatur  ist  ausserordentlich  gross. 
Eine  treffliche  Gesamtübersicht  gibt  AVenger,  Papyrusforschung  und  Rechtswissen- 
schaft 1903  Wenigstens  vorläufig  liegt  eine  Bereicherung  der  Wissenschaft  des 
internationalen  Privat-  und  Prozessrechts  noch  nicht  vor,  —  vielleicht  ist  sie  den 
Ausgrabungen  der  Zukunft  vorbehalten. 

2.  Einige  Ausführungen  über  die  Statutenkollision  im  Civilprozesse  finden  sich 
bei  Joannes  Faber.  Ich  habe  sein  Breviarium  neu  herausgegeben  in  der  Schrift: 
Über  das  historische  p6but  der  Doktrin  des  internationalen  Privat-  und  Strafrechts, 
8.  40  und  41  (vergl.  auch  Z.  für  internat.  Priv-  u.  Str.-R.  IX,  S.  40  und  41).  — 
Ferner  ist  hinzuweisen  auf  Ziegler,  De  judicum  officio  et  delictis  4  ed.  Concl.  XV, 
§  49  ff. 

Hofacker  (1749—1793),  Principia  juris  civilis  sagt  in  §  144:  Forma  processus 
iudiciarii  definitur  legibus  iudicii,  in  quo  agitur,  eoquo  iure  peraguntur  tum  ea,  quae 
ad  iurisdictionem  contentiosam  pertinent,  veluti  in  procuratore  constituendo,  testium 
oxamine  et  evocatione,  arresto  impetrando  etc.  tum  actus  iurisdictionis  voluntariae 
V.  c.  insinuatio  et  apei-tura  testamentorum. 

3.  Eine  Vergleichung  der  zitierten  1.  15  §  1  de  re  judicata  mit  Art.  547  Code 
de  Proc^d.  civ.  ist  historisch  lehrreich.  Diese  Norm  lautet :  Les  jugements  rendus 
et  les  actes  passes  en  France  seront  exccutoires  dans  tout  le  royaume  sans  visa  ni 
pareatis,  enoore  que  Tex^cution  ait  Heu  hors  du  rossort  du  tribunal  par  lequel  les 
jugements  ont  et^  rendus,  ou  dans  le  territoire  duquel  les  actes  ont  6t^  passes. 

4.  Die  holländischen  Juristen  haben  die  Comitas  bekanntlich  zur  Grundlage 
des  internationalen  Privatrechts  gemacht  und  diese  ganze  Konstruktion  übt  ihre 
Wirkung  aufdie  Lösung  vieler  Fragen  auch  hier  aus,  —  das  eben  erwähnte  historische  Ver- 
mächtnis wird  von  vielen  auch  heute  noch  wie  ein  Reliquienschrein  angesehen. 


§  4.  Die  grundsätzliche  Stellung  des  Richters. 

V.  Bar  II,  S.  358—862. 

A.  Pillet,   Le  röle   du  juge   en   droit   international  prive  in  Revue  pratique  de  droit 

international  prive  I  (2.  Teil),  p.  109—128. 
O.  Fusinato,  Introduzione  a  un   corso  di  diritto  internazionale  pubblico  e  privato  II, 

p.  97—109. 
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I.  Die  einfachste  und  richtigste  Lösung  scheint  auf  den  ersten  Blick 
darin  zu  liegen,  dass  der  intej-ne  Richter  ausschliesslich  das  interne 
Civilprozessrecht  anwendet, 

1.  Dieser  Satz  ist  begründet  worden 

a)  durch  die  Tatsache,  dass  der  Richter  immer  nur  das  interne 
Recht  anwenden  dürfe,  weil  das  Prozessrecht  publizistische  Natur 
habe  (Mittermaier  Civ.  A.  XHI,  S.  296). 

b)  durch  die  Tatsache,  dass  der  Richter  eine  staatsamtliche  Tätig- 
keit vollziehe  und  er  sich  durch  Anwendung  fremden  Rechts 
zum  Beamten  des  fremden  Prozessrechts  mache  (Bülow  Civ.  A. 
64,  S.  51). 

c)  durch  den  Zweck  des  Prozessrechts:  Jeder  Prozess  ist  selbst 
eine  rechtliche  Handlung,  die  gültig  nur  nach  dem  Rechte  des 
Prozessorts  zustande  kommen  kann  (Linde,  Lehrbuch  des 
deutschen  gemeinen  Civilprozesses,  4.  Aufl.  1835,  §  41). 

dj  unter  Berufung  auf  die  Ordnung  im  Gerichtssaale.  So  sagt 
Vareilles-Sorami^res,  La  synthese  du  droit  international  prive 
I,  p.  263 :  Quel  desordre  au  palais,  si  chaque  plaideur  etranger 
ou  devenu  creancier  ä  l'etranger  pouvait  y  introduire  des  proce- 
durcs  differentes  de  la  notre! 

2.  Auf  diesem  Boden  steht  namentlich  auch  mit  der  grössten 
Bestimmtheit  die  englisch-amerikanische  Doktrin  und  Praxis.  Vgl.  Kent, 
Commentaries  on  American  law,  12.  Aufl.  von  Holmes  II,  p.  462  (626): 
Remedies  upon  contracts  and  their  incidents  are  regulated  and  pursued 
according  to  the  law  of  the  place  where  the  action  is  instituted,  and  the 

lex  loci  has  no  application.  Actor  sequitur  forum  rei This  is  the 

rule  in  all  civilized  countries ;  and  it  has  become  part  of  the  jus  gentium. 

Story,  Conflict  of  laws  8  ed.  von  Bigelow  §  556 :  It  is  universally 
admitted  and  established  that  the  forms  of  remedies  and*  the  modes  of 
proceeding  and  the  execution  of  judgments  are  to  be  regulated  solely 
and  exclusicely  by  the  laws  of  the  place  where  the  action  is  instituted ; 
or,  as  the  civilians  uniformly  express  it,  according  to  the  lex  fori. 
Vgl.  auch  §  557  ff. 

Wharton,  §  747:  No  matter  what  may  be  the  law  to  which  a 
case  may  be  subject,  the  lex  fori  must  decide  as  to  the  form  of  the 
Buit  in  which  such  case  is  to  be  presented. 

Dudley  Field,  Draft  outlines  of  an  international  code,  New  York 
1872.    In  Art  651  sagt  er:  The  form  of  the  remedy  and  the  mode  of 
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procedure  are  governed  by  the  law  of  the  place  where  the  proceeding 
is  taken. 

Dicey,  A  Digest  of  the  laws  of  England,  p.  35:  The  rights  as 
respects  procedure  of  the  parties  to  a  suit  are  utterly  unaffected  by 
any  foreign  law.  If  A,  a  Frenchman,  snes  X,  a  German,  on  a  contract 
made  in  Italy,  in  the  High  Conrt  of  Justice,  he  Stands,  as  rcgards 
procedure,  exactly  in  the  same  position  as  that  occupied  by  Jones,  a 
Citizen  of  London,  when  he  sues  Brown,  also  a  Londoner,  for  the  price 
of  goods  sold  and  delivered.  To  the  idea  of  "procedure,"  moreover,  our 
Courts  give  the  widest  extension.  It  includes  process,  evidence,  rules  of 
limitation,  remedies,  methods  of  execution,  and  the  like.  The  reason  of  this 
is  clear.  The  practice  of  a  Court  is  determined  by  the  views  entertained  in 
the  country  to  which  the  Court  belongs  of  the  right  method  of  compelling 
the  attendance  of  the  parties,  of  obtaining  evidence,  and  so  forth,  and  the 
fact  that  the  claim  brought  before  the  Court  contains  a  foreign  element 
is  no  reason  why  the  Court  should  adopt  methods  of  enforcing  the  plain- 
tiff's  right  diflPering  from  the  methods  which  the  Court,  or  rather  the 
sovereign  under  whose  authority  the  Court  acts,  holds  to  be  best  adapted 
for  the  purpose  in  band.  Matters  of  procedure  are  in  no  sense  rights  of 
individuals,  they  are  practices  of  a  Court  adopted  in  accordance  with 
the  Courfs  general  views  of  oxpedieocy  or  of  justice. 

Dicey  stellt  unter  dem  Titel  Prozessrecht  folgende  Sätze  auf  (Rule 
188):  All  matters  of  procedure  are  governed  whoUy  by  the  local  or 
territorial  law  of  the  country  to  which  a  Court  wherein  an  actiön  is 
brought  or  other  legal  proceeding  is  taken  belongs  (lex  fori). 

In  this  digest,  the  terra  "procedure"  is  to  be  taken  in  its  widest 
sense,  and  includes  (inter  alia) 

1.  remedies  and  process; 

2.  evidence: 

3.  limitation  of  an  action  or  other  proceeding;    • 

4.  set-ofF  or  couoter-claim. 

Dazu  ist  zu  vergleichen  p.  35,  542,  711,  718.  Auf  p.  711  wird 
folgendes  zur  Begründung  auseinandergesetzt:  The  principle  that  pro- 
cedure is  governed  by  the  lex  fori  is  of  general  application  and  uni- 
versally  admitted,  but  the  Courts  of  any  country  can  apply  it  only  to 
proceedings  which  take  place  in,  or  at  any  rate  under  the  law  of  that 
country.  In  a  body  of  Rules,  therefore,  such  as  those  contained  in  this 
Digest,  which    state  the  principles  enforced  by    an  English    Court,   the 
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maxim  that  procedure  is  governed  by  the  lex  fori  mcans  in  effect  that 
it  is  governed  by  the  ordinary  law  of  England,  without  any  reference 
to  any  foreign  law  whatever.  The  inaxim  is  in  fact  a  negative  rule; 
it  lays  down  that  the  High  Court,  in  common,  it  may  be  added,  with 
every  other  English  Court,  pursues  its  ordinary  practice  and  adheres 
to  its  ordinary  methods  of  investigation  whatever  be  the  charaeter  of  the 
parties,   or  the  nature  of  the  cause  which   is  brought  before  it. 

FoütSf  Treatise  on  private  international  jurisprudence,  1.  Aufl., 
London  1878,  S.  412:  No  principle  of  private  international  law  is  more 
certain  in  itself,  than  the  rule  that  the  forms  of  remedies  and  modes 
of  proceeding  are  regulated  solely  by  the  law  of  the  place  where  the 
action  is  brought.  The  only  difficulty  in  the  application  of  the  general 
rule  is  to  decide  where  formalities  and  essen tials  begin. 

II.  Es  ist  notwendig,  das  eigentliche  interne  Aktionensystem  und  den 
Inhalt  des  Privatrechts  sorgfältig  zu  scheiden.  Überdies  darf  die  recht- 
liche Bedeutung  solcher  prozessualischer  Akte  nicht  übersehen  werden^  die 
im  Auslande  stattfinden. 

1.  Im  allgemeinen  ist  zweifellos  davon  auszugehen,  dass  die  Pro- 
zessgesetze einen  öflFentlich-rechtlichen  Charakter  an  sich  tragen  und 
dass  ihnen  alle  Personen,  welche  die  Rechtshilfe  anrufen,  unterworfen 
sind  (Journal  1897  XXIV,  p.   1036): 

Attendu  quil  est  constant  que  les  lois  de  procedure  fran<;aise 

constituent  des  lois  d^ordre  public  dont  Tobservation  s'impose,  k 

Texclusion   de  toutes  les  lois  6trang^re8,  k  toutes  personnes  en 

instance  devant  un  tribunal  frangais. 

Art.  10   der   italienischen  Disposizioni   sulla  pubblicazione ,   inter- 

pretazione  ed  applicazione  delle  leggi  in  generale  statuiert  folgenden  Satz: 

Die  Formen   des   Prozesses  werden   durch   das  Gesetz  des 
Ortes  geregelt,  an  dem  das  gerichtliche  Verfahren  stattfindet. 
Der  in  Montevideo  1889  redigierte  Vertragsentwurf  der  südameri- 
kanischen  Staaten    über   Prozessrecht   (Heck    in   der    Z.    für  internat. 
Privat-  und  Str.-R.  I,  S.  597  u.  598)  enthält  unter  dem  Titel  „Allgemeine 

Grundsätze"  folgende  Bestimmung: 

Art.  1.    Das  Prozessverfahren  richtet  sich  einschliesslich  aller 

Zwischenstreitigkeiten  nach  dem  Prozessrechte  desjenigen  Staates, 

in  welchem  es  stattfindet. 

In  dem  Entwürfe    eines   Einführungsgesetzes    zu    dem   Entwürfe 

eines    bürgerlichen  Gesetzbuches  für   Brasilien   (1902)   wird   (Art.    15) 

bestimmt  (Z.  für  intemat.  Priv.  u.  ö.  R.  XIII,  S.   195): 

MeiU,  Internationales  Civilproze»! recht.  " 
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Die  Zuständigkeit,  die  Prozessform  und  die  Yerteidigungs- 
mittel  werden  durch  das  Recht  des  Ortes  geregelt,  wo  die  Klage 
angestellt  wird,  unbeschadet  der  Zuständigkeit  der  brasilianischen 
Gerichte  für  Klagen,  welche  gegen  in  Brasilien  domizilierte  oder 
sich  aufhaltende  Personen  aus  Obligationen  oder  Verantwort- 
lichkeiten angestellt  werden,  die  innerhalb  oder  ausserhalb  des 
Landes  eingegangen  sind. 

2.  Das  deutsche  Reichsgericht  hat  zutreffend  betont,  dass  unter- 
schieden werden  müsse  zwischen  dem  Inhalte  der  Privatrechte  und  der 
Art  ihrer  gerichtlichen  Geltendmachung.  Die  Regeln,  die  in  letzterer 
Beziehung  im  Auslände  besteben  (das  formelle  Aktionensystem)  sind 
für  den  einheimischen  Richter  prinzipiell  nicht  massgebend  (R.  G.  46, 
S.  199,  200). 

Auch  ist  von  dem  naiven  Glauben  Abschied  zu  nehmen,  als  ob  die 
lex  fori  begünstigt  werden  sollte  und  als  ob  dadurch  die  Interessen 
des  internen  Staates  gefördert  werden.  Dies  ist  gar  nicht  der  Fall  und 
wenn  es  sogar  zutreffen  würde,  so  muss  man  nicht  vergessen,  dass  wir 
für  das  Recht  und  die  Gerechtigkeit  einzutreten  haben. 

III.  Der  unter  II  aufgestellte  Satz  ist  auch  vom  Institut  de  droit 
international  adoptiert  worden. 

1.  Es  ist  auf  die  Resolution  des  Instituts  in  der  Sitzung  von  Zürich 
(1877)  zu  verweisen.  Sie  lautet  folgendermassen  (Annuaire  II,  S.  150 
vgl.  auch  8.  44  und  Diskussion  S.  45 — 51): 

2.  Les  formes  ordinatoires,  de  l'instruction  et  de  la  procedure 
seront  regies  par  la  loi  du  lieu  oi\  le  proc^s  est  instruit.  Seront 
consid6rees  comme  telles,  les  prescriptions  relatives  aux  formes 
de  l'assignation  (sauf  ce  qui  est  propos6  ci-dessous,  2™*'  al.),  aux 
delals  de  comparution,  k  la  nature  et  h  la  forme  de  la  procuration 
ad  litem,  au  mode  de  recueillir  les  preuves,  k  la  r^daction  et 
au  prononc6  du  jugement,  a  la  passation  en  force  de  chose 
jugee,  aux  d61ais  et  aux  formalit6s  de  Tappel  et  autres  voies 
de  recours,  k  la  p6remption  de  Tinstanco. 

Toutefois,  et  par  exception  k  la  r^gle  qui  pr6cMe,  on  pourra 
statuer  dans  les  trait6s  que  les  assignations  et  autres  exploits  seront 
signiiies  aux  personnes  6tablies  k  Tetranger,  dans  les  formes 
prescrites  par  les  lois  du  lieu  de  destination  de  Pexploit.  Si, 
d'apr^s  les  lois  de  ce  pays,  la  signification  doit  dtre  falte  par 
rinterm6diaire  du  juge,  le  tribunal  appeI6  k  connattre  du  proc^s 
requerra  Tintervention  du  tribunal  ^tranger  par  la  voie  d'une 
commission  rogatoire. 
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2.  Wenn  es  sich  darum  handelt,  an  dieser  Stelle  (unter  Yorbehalt 
der  spätem  Detailausfuhrungen)  an  der  Hand  der  Formel  der  Ordinatoria 
und  Decisoria  litis  eine  theoretische  Ausscheidung  zu  treffen,  so  kann 
man  so  sagen: 

a)  unter  die  Ordinatoria  litis  fallen  die  Fragen  über  die  Rekusation 
der  Richter,  die  formelle  Einleitung  des  Prozesses,  die  äusser- 
liche  Geltendmachung  des  Rechtsanspruchs,  die  Vorschriften 
über  die  Substantiierung  der  Klage,  über  die  Partei-  und  Richter- 
handlungen im  allgemeinen,  den  äussern  Apparat  der  Beweis- 
führung, den  Stil  der  Beweisschriften,  die  Streitverkündung, 
über  das  Rechtsmittelsystem  und  überhaupt  alles  dasjenige,  was 
man  als  das  formelle  Aktiovenrtvht  bezeichnen  kann. 

b)  unter  die  Decisoria  litis  fallt  die  Prozessfilhigkeit,  die  Frage,  ob 
gestützt  auf  einen  bestimmten  Tatbestand  ein  Privatrechts- 
anspruch begründet  sei  (der  Klagegrund,  wobei  allerdings  die 
Feststellungsklage  z.  T.  zu  reservieren  ist),  die  Frage  der 
Beweislast  und  überhaupt  alles  dasjenige,  was  man  als  das 
materielle  Aktionenrecht  bezeichnen  kann. 

Die  von  den  mittelalterlichen  Juristen  geschaffene  theoretische 
Formel  enthält  zweifellos  einen  guten  Kern  und  das  Institut  de  droit 
international  hat  sich  deswegen  in  der  vorhin  zitierten  Resolution  nicht 
ohne  Grund  daran  angeschlossen.  Nur  muss  eben  an  das  Detail  der 
Fragen  herangetreten  werden,  die  allgemeinen  Axiomata  helfen  so  wenig 
im  internationalen  Civilprozessrecht  als  im  internationalen  Civilrecht. 

Anmerkungen. 

t.  Hommel  stellte  in  den  Rhapsodia  quaestionum  in  foro  quotidie  obTenientium 
«d.  tertia  1769,  obseryat.  409,  folgende  Kegel  auf 


Regula  quarta :  In  processualibus  nunquam  ad  jura  domicilii  aut  rei  sitae  respi- 
citur  sed  semper  ad  jura  loci,  ubi  judicatur. 

Ma8s6  (Droit  commercial  II  No.  757),  der  zwischen  ^forme^  und  ^ffond*^  unter- 
scheidet, Terweist  ebenfalls  auf  die  Formel  Ordinatoria  und  Decisoria,  allerdings 
fügt  er  bei :  II  faut  reconnaitre  avec  Boullenois  que  si  cette  division  porte  avec  eile 
one  Sorte  de  lumi^re,  eile  a  aussi  ses  ten^bres  et  ses  obscurit6s. 

Story  zitiert  die  Unterscheidung  der  Decisoria  und  Ordinatoria  an  der  Hand  der 
alten  Schriftsteller  gleichfalls  (§§559-562).  Dann  aber  fährt  er  (§  563)  fort:  There 
are  many  questions  however  which  may  arise  as  to  what  are,  and  what  are  not, 
matters  properly  belonging  to  the  remedy  (ad  litis  ordinationem),  and  what  are, 
and  what  are  not,  matters  properly  belonging  to  the  merits  (ad  litis  decisionem). 
Many  cases  of  this  sort  may  be  found  oollected  and  discussed  by  foreign  jurists 
lipon   the   peculiarities   of  their   own  jurisprudence.     But  they  could   not  he   made 
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intelUgihls  to  a  lawyer  ander  the  common  law,  without  a  space  of  explanations  ivholly 
disproportionate  to  their  importance  in  a  treatise  like  the  present. 

2.  V.  Bar  II  S.  362  führt  aus :  Der  Tatsache  nach  ißt  es  wahr,  dass  die  Regel 
der  Anwendung  einheimischen  Rechts  im  Prozessrechte  weit  mehr  herrscht,  als  im 
materiellen  Privatrechte;  aber  für  das  internationale  Recht  im  Prozesse  gilt  kein 
anderes  Prinzip  als  für  die  internationale  Anwendung  des  materiellen  Rechts,  und 
wenn  man  sagt,  der  Richter  habe,  was  das  Prozessrecht  betrifft,  nur  das  Recht  seines 
Landes  anzuwenden,  so  ist  dies  dem  Prinzipe  nach  genau  nur  in  demselben  und  in 
keinem  anderen  Sinne  wahr,  als  in  welchem  es  fQr  das  materielle  Privatrecht 
richtig  ist. 

§  5.  Die  sog.  Autonomie  der  Parteien  im  internationalen 

Civilprozessrechte. 

I.  Eine  sog.  Autonomie  in  dem  Sinne,  dass  die  Parteien  ein  beliebiges 
Fi'ozessrecht  für  ihr  Streitverhältnis  als  massgebend  erklären  könnten, 
gibt  es  nicht. 

Schon  J.  A.  Seuffert,  Kommentar  über  die  bairische  Gerichtsord- 
nung, I.  Bd.,  1836,  8.  260,  hat  mit  Recht  ausgeführt:  Wer  die  Staats- 
hilfe nicht  auf  dem  Wege  suchen  will,  welchen  die  Prozessgesetzgebung 
des  Landes  vorgezeichnet  hat,  der  mag  darauf  verzichten.  Demnach 
wäre  es  unzulässig,  wenn  die  Parteien  (um  die  von  Seuffert  gebrauchten 
Beispiele,  die  jetzt  wegen  der  einheitlichen  Prozessgesetzgebung  Deutsch- 
lands nicht  mehr  passen,  zu  ändern)  dem  deutschen  Richter  vorschreiben 
wollten,  den  Prozess  nach  französischer  oder  italienischer  Gesetzgebung 
zu  instruieren. 

II.  Immerhin  sind  auch  im  Civilprozess  einzelne  vertragliche  Ver- 
ständigungen zulässig, 

1.  Die  Parteien  können  einen  Gerichtsstand  wählen  („küren").  Ein 
Forum  prorogatum  ist  zulässig,  soweit  nicht  das  zunächst  anwendbare 
Gesetz  dagegen  ein  Veto  aufstellt  und  für  die  betreffende  Streitigkeit 
nicht  ein  exklusiver  Gerichtsstand  besteht. 

2.  Die  Parteien  können  die  Entscheidung  einem  Schiedsgerichte 
unterwerfen,  soweit  es  sich  um  rein  privatrechtliche  Streitigkeiten 
handelt. 

3.  Es  gibt  Gesetze,  nach  welchen  die  Aburteilung  einer  Sache 
durch  Vertrag  auf  einzelne  Instanzen  beschränkt  werden  kann. 

In  der  französischen  Gesetzgebung  ist  die  freie  Wahl  des  Richters 
und  der  Verzicht  auf  Rechtsmittel  in  gewisser  Weise  absolut  ge- 
stattet.    Vgl. 
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Art.  7  Code  de  Proced.  civ.     Diese  Norm  bestimmt: 

Les  parties  pourront  toujours  se  präsenter  voloDtairement 
devant  un  juge  de  paix;  auquel  cas,  il  jugera  leur  diff^rend, 
seit  en  demier  ressort,  si  les  lois  et  les  parties  Vy  autorisent, 
seit  k  la  Charge  de  Tappel,  encore  qu^il  ne  füt  le  ji^ge  naturel 
des  parties,  ni  ä  raison  du  domicile  du  difendeur  ni  ä  raison 
de  la  Situation  de  Vohjct  litigieux 

Art.  639  Code  de  commerce: 

Les  tribunaux  de  commerce  jugeront  cn  dernier  ressort 
toates  les  demandes  dans  lesquelies  les  parties  justiciables  de 
ces  tribunaux,  et  usant  de  lours  droits,  auront  d6clar6  vouloir 
^tre  jug6es  definitivement  et  sans  appeL 

Das  deutsche  Reichsgericht  hat  ausgesprochen,  dass  vertragliche 
Abreden  nicht  rechtsgültig  seien,  soweit  sie  die  Voraussetzungen  der 
Rechtsmittel  (Requisit  eines  Endurteils,  ferner  einer  bestimmten  Wert- 
summe) betreffen,  dagegen  erklärte  es  als  rechtsgültig  solche  Abreden, 
die  ergehen: 

a)  nach  Erlass  des  Urteils, 

b)  vor  demselben,  obwohl  hierüber  die  C.  P.  O.  nichts  sagt.  Es 
wurde  dabei  erwogen  (R.  G.  Civils.  36,  S.  422  u.  423),  dass 
der  im  voraus  erklärte  vertragsmässige  Verzicht  auf  ein  Rechts- 
mittel oder  auf  jedes  Rechtsmittel  gegen  kein  Verbotsgesetz 
Verstösse,  noch  weniger  gegen  die  guten  Sitten,  wenn  der  Ver- 
trag nicht  aus  anderen  Gründen  ein  verbotenes  Element  in  sich 
trage.  Behauptet  der  Beklagte  z.  B.,  dass  die  durch  die  Schluss- 
scheine bewiesenen  Geschäfte  (in  denen  auch  der  Verzicht  auf 
Rechtsmittel  vereinbart  ist),  Spielgeschäfte  seien,  so  setzt  er  der 
Berufung  des  Klägers  auf  den  vertragsmässigen  Verzicht  die 
Replik  der  Unwirksamkeit  des  ganzen  Vertrages  entgegen  und 
diese  Replik  ist  zulässig  (R.  G.  a.  a.  0.  S.  423): 

Sind  die  Geschäfte  als  Spielgeschäfte  anzusehen  und  des- 
halb rechtlich  unwirksam  und  klaglos,  so  ist  auch  jede  mit  dem 
Geschäfte  verbundene  vertragsmässige  Abrede  speziell  auch  der 
vertragsmässige  Verzicht  auf  das  Rechtsmittel  unwirksam.  Die 
Parteien  können  einem  unwirksamen  Geschäfte  durch  Neben- 
abreden nicht  gegen  das  Gesetz  auch  nur  eine  teilweise  Wirk- 
samkeit und  Klagbarkeit  verleihen. 

Im  russischen  Rechte  ist  ein  Verzicht  auf  die  Geltendmachung 
der  Rechtsmittel  nicht  zulässig  (Leske  und  Löwenfeld,  Die  Rechts- 
verfolgung im  internationalen  Verkehr  II,  8.  655,  Note  5). 
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4.  Es  besteht  die  Möglichkeit  nach  einzelnen  Gesetzen  eine  Yer- 
einbarung  darüber  zu  treffen,  dass  das  Prozessverfahren  ruhen  soll. 

§  251  D.  C.  P.  0.  bestimmt: 

Die  Parteien  können  vereinbaren,  dass  das  Yerfahren  ruhen 
solle.  Die  Vereinbarung  hat  auf  den  Lauf  der  Notfristen  keinen 
Einfluss 

Über  die  Bedeutung  dieser  Rechtsnorm  herrscht  freilich  Streit 
Man  könnte  die  Yereinbarung  des  fraglichen  Inhalts  unter  einen  Stun- 
dungsvertrag  des  materiellen  Rechts  stellen  (pactum  do  non  petendo) 
und  der  Antrag,  das  Verfahren  vor  Eintritt  des  in  der  Vereinbarung 
als  Endpunkt  der  Stundung  bezeichneten  Ereignisses  festzusetzen,  \irürde 
sich  als  vorzeitiges  Begehren  auf  Beurteilung  zu  sofortiger  Leistung 
darstellen  (pluspetitio  tempore).  Wenn  freilich  bloss  die  prozessualischen 
Beziehungen  in  dieser  Weise  geregelt  werden  wollen,  dass  ein  gericht- 
liches Verfahren  bis  zur  rechtskräftigen  Entscheidung  eines  Prozesses 
ruhen  soll,  so  liegt  darin  nur  eine  prozessrechtliche  Vereinbarung 
(R.  G.  Civs.  49,  S.  351). 

5.  Soweit  nicht  in  der  zunächst  anwendbaren  Gesetzgebung  be- 
stimmte Schranken  statuiert  sind,  können  die  Parteien  auch  Abwei- 
chungen hinsichtlich  der  Bestimmungen  über  die  Beweislast  treffen. 

Laurent,  Droit  civil  international,  VIII,  Nr.  24,  hat  freilich  gemeint^ 
sagen  zu  können :  La  loi  des  preuves  ne  depend  en  rien  de  Fautonomie 
ni  de  la  volonte  des  parties  interess6es.  Allein  in  dieser  Allgemein- 
heit ist  der  Satz  nicht  richtig.  Planck,  Lehrbuch  des  Civilprozesses 
I,  S.  340  ff,  hat  denn  auch  zutreffend  ausgeführt,  dass  vom  Stand- 
punkte des  gemeinen  Rechtes  aus  Verträge  über  Regelung  der  Beweis- 
last zulässig  seien.  Aus  der  vertraglichen  Unterwerfung  der  Parteien 
unter  ein  bestimmtes  objektives  Recht  oder  aus  der  (in  Italien  durch 
Art.  9  Dispos.  sanktionierten)  präsumtiven  Unterwerfung  zweier  Lands- 
leute folgt  aber  nicht  ohne  weiteres,  dass  damit  auch  über  die  Beweis- 
regeln ein  geschäftlich  gültiger  Rechtswille  ausgesprochen  sei,  —  diese 
Frage  ist  separat  ins  Auge  zu  fassen. 

6.  Auf  die  Anrufung  des  Gerichts  und  der  Rechtsmittel  kann  nicht 
allgemein  zum  voraus  rechtsgültig  verzichtet  werden ;  denn  dieses  Recht  ist 
unveräusserlich.  Dagegen  kann  auf  eine  Appellation  infolge  vorbehaltloser 
Erfüllung  einer  streitig  gewesenen  Leistung  verzichtet  werden  (A.  E. 
XXI,  S.  108—111).  Dieser  Effekt  entsteht  dagegen  nicht  durch  die  mit 
einer  Roserve  verknüpfte  Bezahlung  von  Kosten  eines  Gerichtsentscheides 
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(A.  E.  XXIX,   I.  T.,   S.  164  u.  165),    sowie  auch    nicht    durch   die 
bedingungslose  Bezahlung   einer  Yorinstanzlichen  Prozessentschädigung. 

§  6.    Internationale  Einheitsbestrebungen  im  Gebiete  des 

Civilprozesses. 

Lammasch,  in  y.  Hollzendorffs  Handbuch  des  Yolkerrechts.  III,  S.  352,  383. 
Asser,  in  ReT.  de  dr.  i.  YII,  S.  365:  «Union  jndioiaire*^.  Vgl.  schon  I,  493. 
Rouard  de  Card,  Etudes  de  droit  international  1890,  S.  179.    „Union  internationale*^. 

I.  Es  bestehen  private  Bemühungen,  welche  darauf  ausgehen,  die 
durch  den  Weltverkehr  hervorgerufenen  Kollisionen  der  Rechtsverfolgung 
zu  heben. 

1.  Das  Institut  fasste  in  Genf  folgende  Resolution  (Annuairc  I,  125): 

II  serait  utile  d*4tablir  par  des  traitis  intemationaux  des 
r^gles  uniformes  concemant: 

1.  la  base  et  les  limites  de  la  juridieiion  et  de  la  comp6- 
tence  des  tribunaux; 

2.  les  formen  de  la  proc^dure  afin 

a)  de  d^cider  quelle  est  la  loi  qui  r^git  ces  formes  dans 
les  cas  douteux, 

b)  de  bien  pr^ciser  les  principes  du  droit  international  k 
r^gard  des  moyens  de  preuve, 

cj  de  regier  la  forme  des  assignations  et  autres  exploits  k 
signiüer  aux  personnes  domicili^es  ou  r^sidant  k  T^tranger, 
d)  de  regier  les  commissions  rogatoires ; 

3.  rex6cution  des  jugements  ^trangers,  en  vertu  de  trait^s, 
dans  lesquels  on  stipulera  les  garanties  et  les  conditions  sous 
lesquelles  Ic  pareatis  sera  accord6. 

2.  Es  bestehen  Privatarbeiten   in  Form  von  0 esetzes vorschlagen : 

a)  von  Domin-Petrushevecz,  Pr6cis  d'un  code  du  droit  inter- 
national, Leipzig  1861,  seconde  partie  CCIII— CCXVII. 

b)  Dudley  Field,  Draft  outlines  of  an  international  code,  New- 
York  1872,  speziell:  Titel  XXVII ~ XXX  (Judicial  power; 
procedure;  evidence;  effect  of  judgments) ;  2.  Aufl.  1876. 
Nach  der  letztern  wurde  das  Werk  übersetzt  von  A.  Rolin 
unter  dem  Titel:  Projet  d'un  Code  international,  1881. 

3.  Rouard  de  Card  meinte  in  seiner  Schrift  (S.  179),  die  franzö- 
sische Regierung  sollte  die  Initiative  ergreifen  für  die  Bildung  einer 
Union   internationale,   qui   reglerait   toutes   les   questions  relatives  k  la 


24 

competence,  aux  formes  de  la  procedure,  k  Texecution  des  jugements 
et  k  rassistance  judiciaire.  Une  pareille  entreprise  aurait-elle  chance 
de  succes?  Nous  le  croyons  en  voyant  lc3  immenses  resultats  que  la 
diplomatie  a  obtenus  pendant  ces  dernieres  annees. 

4.  Es  gibt  einen  Vorschlag  von  Roguin  über  die  Regelung  der  Fora. 

Im  Vorschlage  Roguins  über  das  internationale  Obligationenrecht, 
Premier  avant-projet  de  Convention  internationale.  Dispositions  sur  les 
obligations  (Actes  de  la  3°»®  Conference  1900,  p.  91),  finden  sich  zu- 
gleich (Art.  12  ff.)  prozessualische  Nonnen. 

IL  Es  bestehen  staatliche  Befmihungen. 

1.  Die  Frage  der  Exekution  auswärtiger  Civilurtoile  wollte  von 
der  k.  niederländischen  Regierung  1874  zum  Gegenstand  einer  inter- 
nationalen Konferenz  gemacht  werden  (Projet  de  Conference  internationale 
pour  regier  les  conditions  legales  de  l'execution  reciproque  des  jugements 
etrangers  dans  les  diff^rents  pavs).  Der  niederländische  Minister  der 
auswärtigen  Angelegenheiten  Baron  Gericke  de  Hercoynen  arbeitete 
ein  Memorial  aus,  das  in  der  Hauptsache  im  Journal  I,  p.  159 — 164, 
wiedergegeben  ist. 

Moreau,  Effets  internationaux  des  jugements  en  matiere  civile 
(1884),  p.  268,  bemerkt  dazu:  La  proposition,  vivement  attaquee  au 
sein  des  Etats  Generaux  Neerlandais,  fut  tres  froidement  accueillie  ä 
Tetranger  et  essuya  en  somme  un  echec  complet.  Vergl.  auch  Godefroi, 
Le  droit  international  prive  au  Parlement  hollandais  im  Journal  VI, 
1879,  p.  369,  spez.  373. 

Das  Terrain  war  damals  noch  nicht  geebnet  und  die  Konferenz 
kam  nicht  zustande.  Die  Anregung  der  Niederlande  war  aber  um  so 
interessanter,  als  dieser  Staat  auswärtige  Civilurteile  auch  heute  noch 
nicht  anerkennt. 

2.  Die  italienische  Regierung  hatte  sich  schon  1867  und  dann 
namentlich  von  1881  an  (auf  Betreiben  von  Mancini)  bemüht,  Unter- 
handlungen zwischen  den  Mäcliten  herbeizuführen  über  einen  Komplex 
von  Regeln  des  internationalen  Privatrechts  (Journal  1886  XIII,  p.  35). 
Das  Programm  schrumpfte  schliesslich  zusammen  auf  die  Frage  der 
Exekution  der  auswärtigen  Civilurteile  (Journal  a.  a.  0.  p.  55).  Allein 
auch  der  so  reduzierte  Plan  gelangte  nicht  zur  Ausführung. 

3.  An  den  Staatenkonferenzen  über  internationales  Privatrecht, 
welche  auf  die  erneute  Initiative  der  niederländischen  Regierung  1893 
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und  1894  (und  1900)  stattfanden,  ist  ein  kleines  Teilstück  des  inter- 
nationalen Prozessrechtes  diskutiert  und  geordnet  worden,  —  es  wird 
davon  (§  7)  gesprochen. 

Abgesehen  davon  ist  das  internationale  Civilprozessrecht  weder 
als  Ganzes  noch  in  einzelnen  speziellen  Teilen  im  Haag  zum  Gegen- 
stande von  Erörterungen  oder  Entwürfen  gemacht  worden.  Die  Frage 
der  Exekution  der  auswärtigen  Civilurteile  ist  —  wiederum  unter  Vor- 
behalt eines  kleinen  Fragmentes  —  noch  nicht  zum  speziellen  Trak- 
tandum  erhoben  worden,  nur  spielte  die  Ordnung  der  Fora  schon 
mehrfach  in  die  Diskussion  hinein,  —  ich  verweise  z.  B.  auf  meine 
Erörterungen  an  der  Konferenz  von  1900  (Actes  de  la  troisifeme  Con- 
ference 1900,  8.  132  und  133)  und  auf  den  von  der  Konferenz  be- 
Hchlossenen  Wunsch,  die  Kompetenz  i'm  Erbrechte  zu  ordnen  (S.  246). 
Mit  der  internationalen  Anerkennung  spezieller  Fora  wäre  dann  auch 
ausgesprochen  worden,  dass  die  von  den  kompetenten  Gerichten  er- 
lassenen Urteile  international  respektiert  würden.  Weiter  ist  aufmerksam 
zu  machen  auf  Art.  7 :  Projet  d'une  Convention  pour  regier  les  conflits 
de  lois  et  de  juridiction  en  matiere  de  divorce  et  de  Separation  de 
Corps.  Dieses  Vertragsprojekt  ist  in  meinem  Handbuche,  Das  inter- 
nationale Civil-  und  Handelsrecht  auf  Grund  der  Gesetzgebung,  Theorie 
und  Praxis,  Zürich  1902,  I,  8.  320  ff.,  abgedruckt. 

Allerdings  sprach  man  im  Haag  1900  davon,  dass  ein  „riglemenf 
st/$timatique  et  compJet  de  la  compitence  des  trihunaux*'  ausgearbeitet 
werden  müsse,  —  aber  ich  habe  als  Delegierter  der  Schweiz  die  Ge- 
legenheit wahrgenommen,  bezüglich  der  Erreichbarkeit  dieses  hervor- 
ragenden Zieles  einige  bescheidene  Zweifel  zu  äussern  und  darauf  hin- 
zuweisen, es  dürfte  richtiger  sein,  bei  denjenigen  Materien,  über  welche 
ein  Vertrag  projektiert  werde,  gleichzeitig  auch  das  Forum  festzustellen 
(Actes  1900,  p.  132  u.  133).  Und  so  erklärt  es  sich,  dass  in  dem 
„Protocole  finaP  ein  Wunsch  der  Staatenkonferenz  formuliert  wurde, 
der  so  lautet  (Actes  p.  246): 

que  la  compitence  des  tribunaux  en  matiöre  de  succcssions,  de 
testaments  et  de  donations  k  cause  de  mort  fasse  l'objet  d'une 
entente  ult6ricure. 

Mit  der  Durchführung  der  Sfaatenkonferenzen  im  Haag  treteti  wir 
in  eine  neue  Aera  der  Bechtsentwicklung  ein.  Und  es  ist  ein  unver- 
gängliches Verdienst  der  k.  niederländischen  Regierung,  dass  sie  das 
internationale   Privatrecht   (in    allen    seinen   Verzweigungen)    auf  den 
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richtigen  Weg  geleitet  hat.  Asser  hat  in  der  Session  des  Institut  de 
droit  international  in  Brüssel  (1902)  einige  Ideen  über  den  weitern 
Ausbau  der  Staatonkonferenzen  zu  einer  stabilem  Institution  vorge- 
tragen, allein  sie  wurden  lebhaft  angefochten (Annuaire  XIX,  p.  338 — 348^ 
und  dazu  Meinungsaustausch  p.  349  u.  850).  Ich  bedaure  an  meinem 
Orte,  dass  der  grosse  englisch-amerikanische  Rechtskreis  sich  an  den 
Staatenkonferenzen  nicht  beteiligt  hat. 

4.  Die  süd-  und  mittelamerikanischen  Staaten  zogen  bei  ihren  Be- 
strebungen bezüglich  des  internationalen  Privatrechts  auch  das  Civil- 
prozessrecht  in  den  Kreis  ihrer  Erörterungen. 

a)  Der  in  Lima  am  9.  November  1878  redigierte  Entwurf  eines 
Vertrages  über  das  internationale  Privatrecht  zwischen  Peru^ 
Argentinien,  Chili,  Bolivia,  Ecuador,  Venezuela,  Costarica  ent- 
hält unter  dem  Titel  4  (Von  der  Kompetenz  der  nationalen  Ge- 
richte über  juristische  Akte,  welclie  im  Auslande  realisiert 
wurden  und  über  solche,  welche  von  Fremden,  die  nicht  im 
Inlande  ständigen  Aufenthalt  genommen  haben,  errichtet  wurden) 
einzelne  Bestimmungen  (Art.  25—33).  Art.  32  und  33  beziehen 
sich  übrigens  auf  die  Aquisitiv-  und  Extinktiv- Verjährung.  Dazu 
kommen  Bestimmungen  unter  dem  Titel  6  von  der  Vollstreckung 
der  Urteile  und  anderer  juridiktioneller  Akte  (Art.  40 — 50). 
Femer  ist  .Titel  8,  Gemeinsame  Vorschriften  für  die  vorstehenden 
Titel,  zu  beachten  (Art.  53  fif.).  Der  Wortlaut  ist  deutsch  ab- 
gedruckt bei  Meili,  Die  Kodifikation  des  internationalen  Civil-  und 
Handelsrechts,  Leipzig  1891,  S.  95— 97;  99—101;  102  u.  103. 

b)  Der  Kongress  von  Montevideo  (1889)  arbeitete  einen  separaten 
Entwurf  über  Prozessrecht  aus.  Er  enthält  in  Art.  1 — 12 
folgende  Titel: 

Titel      I.  Allgemeine  Grundsätze. 
„        II.  Von  den  Beglaubigungen. 
„      III.  Von  der  Vollstreckung  der  Ersuchungsschreiben, 
Urteile  und  Schiedssprüche. 

Vergl.  Heck  in  der  Z.  für  intern.  Priv.-  und  St.-R.  I,  8.  597  u.  598, 
und  Segovia,  El  derecho  internacional  privado  y  el  Congreso 
Sud-Americano  (1889),  p.  244—250. 

c)  Der  sog.  panamerikanische  Kongress  der  nord-,  süd-  und  zentral- 
amerikanischen  Staaten,  abgehalten  in  Washington  (vom  2.  Ok- 
tober 1889  bis  19.  April  1890)   empfahl   den    Regierungen   die 
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Prüfung  des  Vertrages  (von  Montevideo)  über  das  internationale 
Civil-,  Handels-  und  Prozesi^rechtj  damit  sie  nach  einem  Jahre 
erklären  können;  ob  sie  ihn  annehmen  oder  Modifikationen  an- 
bringen wollen  (Pradier-Fod6r6,  Revue  de  dr.  i.  XXII,  p.  539).  Vgl. 

International  American  Conferenee.  Reports  of  committees 
and  discuBsions  thereon  (Washington  1890). 

Ani6d^  Prince,  Le  congr^s  des  trois  Am^riques  1889 — 1890 
(Paris  1891), 

Ein  praktischer  Erfolg  trat  indessen  nicht  zutage. 

d)  Der  zweite  panamerikanische  Kongress  (abgehalten  in  Mexiko 
vom  22.  Oktober  1901  bis  31.  Januar  1902)  nahm  neben  einer 
Reihe  von  andern  Vertragsentwürfen  (über  den  Schutz  des 
literarischen  und  künstlerischen  Urheberrechts,  über  den  Schutz 
von  Patenten,  Mustern,  Modellen  und  Marken,  über  Auslieferung 
von  Verbrechern  und  Bekämpfung  des  Anarchismus,  betreffend 
Ausübung  der  liberalen  Berufe,  betreffend  Einrichtung  des  inter- 
nationalen Bureaus  der  amerikanischen  Republiken  betreffend 
die  Gesundheitspolizei,  betreffend  die  Rechte  der  Ausländer, 
betreffend  die  schiedsgerichtliche  Erledigung  von  Sehadenersatz- 
ansprüchen und  betreffend  obligatorische  Anwendung  des  schieds- 
gerichtlichen Verfahrens)  einen  Vertragsentwurf  an  über  die 
Kodifikation  des  Völkerrechts  und  des  internationalen  Privat- 
rechts.  Unter  diesem  letztern  Ausdrucke  wird  (nach  den  Vor- 
läufern) wohl  auch  das  internationale  Civil  prozessrecht  zu  ver- 
stehen sein.  Nach  dem  Vertragsentwurfe  ist  in  möglichst  kurzer 
Zeit  ein  Code  de  droit  international  prive  auszuarbeiten  und 
zwar  durch  eine  Kommission  von  fünf  amerikanischen  und  zwei 
europäischen  Juristen  (Z.  für  intern.  Priv.-  und  ö.  R.  XII,  S. 
572  u.  573). 

III.  Das  weitere  Programm  und  die  Perspektive  der  Zukunft 

1.  Es  kann  niemandem  im  Ernste  einfallen,  dafür  einzutreten,  dass 
ein  einheitlicher  Civilprozess  für  den  Boden  der  Welt  geschaffen  werde. 
Dagegen  besteht  ein  dringendes  Bedürfnis,  für  internationale  Streitig- 
keiten bestimmte  und  eingehende  Kollisionssätze  aufzustellen.  Dies 
liegt  allerdings  im  Rahmen  des  Erreichbaren. 

Man  darf  nicht  phantastischen  Ideen  huldigen.  Hieher  zähle  ich 
das  Projekt,  wornach  für  Ehestreitigkeiten  ein  allgemeines  internationales 
Tribunal  errichtet  werden  sollte.     Vgl.  Lehr,  D'un  projet  de  reglement 
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international  en  matiere   de  meunage  im  Journal  1884  XI,  p.  49 — 56. 
Die  zutreffende  Antwort  auf  diese  Chimäre  gibt  v.  Bar  I,  S.  502  u.  503. 

Auf  internationalem  Boden  ist  namentlich  eine  Verständigung  in 
diesem  Sinne  anzubahnen: 

a)  über  die  Form  und  die  Bestellung  der  Vorladungen. 

b)  über  die  Verteilung  der  Jurisdiktion  und  über  die  Fora,  — 
ähnlich  wie  die  Grossmächte  dies  getan  haben  in  dem  gemeinsam 
aufgerichteten  Code  de  Procedure  civile  et  commerciale  für  die 
tribunaux  mixtes  in  Ägypten  (neben  den  andern  Codes  egyp- 
tiens). 

c)  über  die  Exekution  von  Civilurteilen.  Diese  Materie  kann  und 
darf  aber  nur  gemeinsam  und  gleichzeitig  mit  den  Fora  oder 
mit  der  Fixierung  der  Jurisdiktion  geordnet  werden. 

2.  Dabei  besteht  die  Möglichkeit,  auf  zwei  verschiedenen  Wegen 
vorzugehen: 

a)  wie  bis  anhin  kann  ein  Vertragsverhältnis  nur  zwischen  zwei 
Staaten  begründet  werden, 

b)  oder  aber  es  kann  auf  der  Basis  von  Europa  oder  in  einem 
engeren  Kreis  eine  Verständigung  zwischen  zwei  oder  mehreren 
Staaten  angestrebt  werden. 

Freilich  ist  hier  besondere  Vorsicht  zu  empfehlen,  weil  es  sich  im 
Civilprozessrecht  um  Fragen  handelt,  die  nicht,  wie  im  internationalen 
Civil-  und  Handelsrecht^  eine  vollständig  neutrale  Zone  darstellen. 

3.  Bei  dieser  Gelegenheit  ist  auf  die  Bestrebungen  für  die  Her- 
stellung einer  Union  internationale  bezüglich  des  Konkurses  zu  ver- 
weisen, —  ich  stehe  freilich  einer  solchen  Idee  skeptisch  gegenüber, 
wenigstens  dann,  wenn  man  das  Prinzip  der  Universalität  des  Konkurses 
schlankweg  auf  dem  Boden  von  ganz  Europa  einführen  will.  Die 
Staatenkonferenz  hat  schon  1894  einen  Entwurf  kurz  besprochen  (Meili, 
Das  internationale  Privatrecht  und  die  Staatenkonferenzen  im  Haag, 
S.  80—84).  An  der  IV.  Konferenz  (1904)  wird  das  Traktandum  neu 
diskutiert  und  das  Resultat  ist  später  objektiv  zu  würdigen. 

A  n  m  (•  r  k  u  n  g. 

Ein  Kritiker  meiner  Schrift  Reflexionen  über  die  Exekution  auswärtiger  CWil- 
urteile  (190*2)  glaubte  mich  tadelnd  als  einen  begeisterten  Vertreter  des  Wellrechts 
bezeichnen  zu  sollen,  der  die  Gegner  desselben  kurzerhand  als  Indifferenten  abtue. 
Es  ist  mir  unbegreiflich,  wie  ein  solcher  Mythos  verbreitet  werden  konnte.  Ich  habe 
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oft  und  viel  gesagt,  dass  ich  den  Gedanken  eines  Weltrechts  nicht  unterstfitzen 
könne,  —  wahr  ist  also  das  direkte  Gegenteil  dessen,  was  mir  untergeschoben  wird. 
So  z.  B.  in  einem  Vortrage  Die  neuen  Aufgaben  der  modernen  Jurisprudenz,  Wien  1 892, 
sagte  ich  (8.  18)  über  das  Weltrecht:  Die  Idee  selber  ist  ein  Traum  und  nicht  ein- 
mal ein  schöner.  Aber  wenn  von  einer  üniücation  en  bloc  abgesehen  und  der  Gedanke 
mit  reservatorischem  und  kritischem  Sinne  behandelt  und  eingezäunt  wird,  hat  er 
unzweifelhaft  nach  der  Schranke  des  der  Geschichte  eigenen  Tempos  eine  Zukunft. 
Sodann  in  der  Broschüre  Der  internationale  Geist  in  der  Jurisprudenz  (1897),  8.  31, 
im  Anschluss  an  die  verschiedenartige  Zeitberechnung  im  Orient  und  Occident:  im 
Rechte  und  speziell  auch  im  Privatrechte  werde  der  verschiedene  Stil  noch  lange 
fortdauern  und  die  kühne  Perspektive  eines  unifizierten  Weltrechts  dürfe  uns  nicht 
davon  abhalten,  ernsthafte  Rechtsvergleichungen  in  Angriil'  zu  nehmen.  Und  im 
Handbache  I,  S.  17,  führte  ich  aus,  die  schwärmerische  aber  bequeme  Idee  eines 
Weltrechtes  sei  der  Wissenschaft  eher  schädlich,  weil  sie  wegen  ihrer  Extravaganz 
einen  Gegenstoss  hervorrufe.  In  meiner  Abhandlung  Die  Doktrin  des  internationalen 
Privatrechts  (Z.  f.  Internat.  Priv.-  u.  Str.-R.  I.,  S.  18)  sagte  ich,  die  Idee  des  Welt- 
rechts sei  eine  Chimäre.    Vgl.  8.  18— 21. 

§  7.    Die  internationale  Obereinicunft  betreffend  Civilprozessrecht 

im  allgemeinen. 

Asser,   La   Convention   de   la  Haye   du    14   novembre   1896   relative   k  la  proc6dure 

civile  (1901). 
Fuld.  in  Z.  für  Internat.  Priv.-  u.  Strafr.  VI,  8.  481—485. 
Neumeyer,  das.  IX.,  8.  453 — 467. 

Meili,  Das  internationale  Privatrecht  u.  die  Staatenkonferenzen  im  Haag  (1900). 
Asser,  in  Revue  de  droit  intern at.  XXYIII,  S.  573. 
Neumeyer,  Das  Haager  Abkommen  über  internationales  Privatrecht  in  Z.  f.  Internat. 

Priv.-  u.  Str.-R.  IX,  8.  453—467. 

An   der   IL    Staatenkonferenz  von    1894   waren   folgende   Staaten 
vertreten : 

1.  Das  deutsche  Reich  8.  Luxemburg 

2.  Österreich-Ungarn  9.  Niederlande 
B.  Belgien  10.  Portugal 

4.  Dänemark  11.  Rumänien 

5.  Spanien  12.  Russland 

6.  Frankreich  13.  Schweden  und  Norwegen 

7.  Italien  14.  Schweiz. 

I.  Die  Übereinkunft  behandelt  nur  ein  ganz  kleines  Teilstiick  vmi 
Fragen  aus  dem  internationalen  Civil- Prozessrechtsgebiete. 

1.  Alle  Staaten,  welche  an  der  Konferenz  teilnahmen,  acceptierten 
die  Übereinkunft.  Sie  trat  am  25.  Mai  1899  in  Kraft.  (N.  F.  XVII,  8.  181). 
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Die  Bevollmächtigten  der  Staaten  unterzeichneten  das  Überein- 
kommen am  14.  November  1896.  Dazu  kommt  ein  ZuaatzprotokoU 
vom  22.  Mai  1897. 

Die  Konvention  sucht  die  Interessen  der  einzelnen  Staaten  auf 
internationalem  Boden  auszugleichen.  Dafür  haben  solche  Juristen 
natürlich  kein  Verständnis,  die  alle  kosmischen  Bestrebungen  kurzer- 
hand als  untunlich  ablehnen.  Wir  stehen  aber  nicht  mehr  im  Mittelalter! 

2.  Durch  die  Übereinkunft  wird  der  Verkehr  der  Staaten  in 
Strafsachen  nicht  berührt. 

II.  Die  Haager  Übereinkunft  verfolgt  die  Tendenz,  die  Anrufung 
der  Gerichte  international  zu  erleichtern,  und  dieser  Zweck  ist  zweifellos 
sehr  zu  lohen.     Sie  stellt  in  dieser  Richtung  einen  Fortschritt  dar. 

Der  Fortschritt  bezieht  sich  darauf,  dass  geordnet  wurde : 

1.  die  Zustellung  der  gerichtlichen  und  aussergerichtlichen  Akten, 

2.  die  Frage  der  Requisitoriale, 

3.  die  Ausländerkaution, 

4.  das  Armenrecht, 

5.  die  Unzulässigkeit  der  Schuldhaft. 

Man  darf  sagen,  dass  innerhalb  der  zur  Konvention  gehörenden 
Staaten  die  gegenseitige  Rechtshilfe  zur  internationalen  Pflicht  erhoben 
worden  ist  und  dass  die  Anstellung  der  Klagen  erleichtert  wurde.  Man 
darf  nicht  vergessen,  dass  die  Erhebung  von  Prozessen  im  Auslande 
mit  vielen  Schwierigkeiten  verknüpft  ist.  Man  steht  einer  andern 
Gesetzgebung  gegenüber  und  häufig  auch  einer  andern  Sprache,  man 
muss  dem  Advokaten  erhebliche  Vorschüsse  machen  und  da  ist  es  sehr 
nützlich,  wenn  wenigstens  einzelne  sonstige  Hindernisse  beseitigt  werden. 
Endlich  ist  die  Personalhaft  abgeschafiFt  worden,  womit  ein  grosser 
historischer  Prozess  seinen  Abschluss  fand  (Savigny,  Das  altrömische 
Schuldrecht.  Vermischte  Schriften  II,  S.  396;  Rivier  in  Rev.  de  dr. 
i.  II,  S.  42 — 52;  Verfassung  des  norddeutschen  Bundes  1868,  Art.  59 
B.  V.).  Die  Bedeutung  dieser  Tatsache  liegt  darin,  dass  jede  obli- 
gatorische Verpflichtung  ihres  persönlichen  Bandes  entkleidet  wurde 
und  dass  an  die  Stelle  des  letztern  die  rein  wirtschaftliche  Auffassung 
trat.  Anders  ausgedrückt :  die  persönliche  Integrität  des  Schuldners  ist 
jetzt  losgelöst  von  seinen  vermögensrechtlichen  Verpflichtungen. 

III.  Das  internationale  Übereinkommen  schafft  im  Gebiete  der  kon- 
trahier ett  den  Staaten  zwingendes  öffentliches  Kecht^  durch  welches  alle 
entgegenstehenden   Vorschriften  aufgehoben  werden. 
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am 

1.  Das  Übereinkommen  ist  von  Amts  wegen  zu  beachten,  ganz 
ohne  Rücksicht  darauf,  ob  die  Parteien  darauf  aufmerksam  machen 
oder  nicht. 

2.  Das  schweizerische  Bundesgericht  hat  diese  Tatsache  zutreffend 
festgestellt  (A.  E.  XXVI  1.  T.,  S.  225  u.  226). 

IV.  Das  Haager  Übereinkommen  bezieht  sich  räumlich  nur  auf  die 
europäischen  Staatengebiete  der  kontrahierenden  Nationen,  d.  A.  nicht  auf 
die  Kolonien,  Protektionsländer  und  nicht  auf  die  Territorien  der  Kon- 
sulargerichtsbarkeit. 

1.  Im  allgemeinen  ist  davon  auszugehen,  dass,  wo  nichts  anderes 
gesagt  ist,  die  Staatsverträge  nur  für  das  Mutterland  gelten  und  also 
nicht  auszudehnen  sind  auf  die  Kolonien  und  nicht  auf  die  Länder,  in 
welchen  ein  Protektionsrecht  oder  die  Konsulargerichtsbarkeit  ausgeübt 
wird  (vergl.  auch  Meili^  Das  internationale  Privatrecht  und  die  Staaten- 
konferenzen im  Haag,  8.  37  u.  38).  Es  kann  diesfalls  z.  B.  auf  Ali;. 
19.2  ^^^  internationalen  Konvention  über  das  literarische  und  künst- 
lerische Eigentum  verwiesen  werden.  Und  nun  ist  in  dem  Häager 
Übereinkommen  jene  Ausdehnung  nicht  vorgenommen  worden.  Sie 
kann  daher  auch  nicht  als  Willensmeinung  der  Übereinkunft  ange- 
sehen werden.  Diese  gleiche  Ansicht  vertritt  auch  Neumeyer  a.  a.  0. 
S.  466. 

2.  An  dieser  Auffassung  ändert  die  kurze  Notiz  im  Berichte  der 
111.  Kommission  im  Haa^  (Actes  de  la  deuxieme  confSrence  de  la  Haye 
1894,  p.  51)  nichts,  —  sie  lautet  folgendermassen ; 

Actuellement  la  facult6  existe  pour  quelques  Etats  de  faire 
faire  par  les  soins  des  Agents  diplomatiques  ou  consulaires  des 
significations  non  seulement  aux  compatriotes  de  ces  agents  mais 
aussi  k  d*autres  personnes.  II  n^  a  pas  raison  de  supprimer  ce 
mode  de  signification  \k  oü  les  Etats  int6re8s6.s  sont  d'aecord 
pour  Tadmettre.  —  Ce  cas-ci  se  presente  assez  souvent.  Len 
autorit^s  d'un  Etat  depourvu  de  repr^sentation  diplomatique  ou 
consulaire  dans  une  contr4e  d'outre-mer  s'adresse  k  robligeance 
d^un  gouvemement  y  ayant  des  agents  pour  faire  remettre  un 
acte  judiciaire  k  un  de  leurs  nationaux. 

Es  ist  nicht  möglich,  aus  dieser  einzigen  in  den  Materialien  ent- 
haltenen Andeutung  zu  schliessen,  dass  die  Staatenkonferenz  die  Aus- 
dehnung der  Wirksamkeit  der  Übereinkunft  auf  die  Kolonien  und  weitere 
Gebiete  gewollt  habe. 
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3.  Mit;  dem  Gesagten  kongruiert  auch  das  Vorgehen  an  der  dritten 
Staatenkonferenz  von  1900  (vergl.  auch  Handbuch  I,  S.  183  u.  184). 
Es  wurde  damals  zunächst  vorgeschlagen,  zu  sngen,  dass  die  neuen 
Konventionen  (über  die  Ehebegründung,  Ehescheidung  u.  a.)  sich  nicht 
auf  die  Kolonien  beziehen,  später  wurde  aber  (wegen  des  Verhältnisses, 
zwischen  Prankreich  und  Algerien)  erklärt,  dass  die  neuprojektierten 
Konventionen  nur  in  den  europäischen  Gebieten  der  kontrahierenden 
Staaten  Geltung  haben  sollen.  Man  tat  dies,  um  über  die  Situation 
generell  Klarheit  zu  schaffen.  Jedenfalls  darf  aus  dieser  Tatsache  auf 
der  einen  Seite  und  aus  dem  Stillschweigen  der  ersten  Konvention 
(betreffend  das  internationale  Civilprozessrecht)  auf  der  andern  Seite 
nicht  etwa  gefolgert  werden,  dass  die  Ausdehnung  auf  die  Kolonien 
an  dem  einen  Orte  gewollt  gewesen  ist,  weil  das  Gegenteil  nicht  aus- 
gesprochen wurde,  an  dem  andern  Orte  aber  nicht,  weil  sie  speziell 
ausgeschlossen  worden  ist. 

V.  Die  Übereinkunft  ist  auf  fünf  Jahre  abgeschlossen,  gerechnet 
von  der  Niederlegung  der  Ratifikationen  an.  Sie  gilt  aber  als  still- 
schweigend  ton  fünf  zu  fünf  Jahren  erneuert^  wenn  sie  nicht  mindest^n^ 
sechs  Monate  vor  Ablauf  dieses  Zeitraumes  gekündet  wird, 

1.  Das  Schlussprotokoll  sagt,  die  Worte  „wenn  das  Übereinkommen 
nicht  mit  seclisraonatlicher  Frist  vor  Ablauf  dieses  Zeitraumes  aufge- 
kündigt wird*  seien  dahin  auszulegen,  dass  die  Aufkündigung  wenigstens 
sechs  Monate  vor  dem  Ablauf  erfolgen  müsse. 

2.  Die  niederländische  Regierung  nahm  eine  Revision  des  Überein- 
kommens auf  die  vierte  Konferenz,  die  ursprünglich  auf  den  Herbst 
1903  geplant  war  und  nun  im  Mai  1904  tagt,  in  Aussicht. 

Anmerkungen. 

1.  Die  Übereinkunft  aus  dem  Haag  ist  abgedruckt  in  der  Schrift  Ton  Meiü^ 
Das  internationale  Privatrecht  und  die  Staatenkonferenzen  im  Haag,  Zürich  1900 
(im  Anhange). 

2.  Renault  bemerkt  im  Annuaire  de  legislation  francaise  1900  XIX,  p.  110,  über 
die  Übereinkunft  vom  Haag :  C'est  un  heureux  prcceilent  qui  est  de  natura  k  encou- 
rager  le  gouvernement  Neerlandais  et  on  doit  vivement  doairer  que  son  initiative 
reussinse  ogaleraent  sur  d'autres  points.  Vgl.  auch  Renault,  Les  Conventions  de  la 
Hayo  (1896  et  1902)  sur  le  droit  international  priv6.     Paris  1903. 

3.  Ein  bekannter  schweizerischer  Jurist  hat  im  Stile  des  Argenträus  die  Über- 
einkunft aus  dem  Haag  unbarmherzig  und  in  allgemeinen  Phrasen  verurteilt.  Allein 
die  erwähnte  Kritik  enthält  ein  an  der  Oberflächlichkeit  abgefangenes  Urteil  und  sie 
ist,  auch  ganz  abgesehen  von  ihrer  Form,  ungerechtfertigt.  Die  Haager  Übereinkunft 
wird  stets    den   Ruhm   beanspruchen   können,   dass   sie   den   Anstoss   dazu  gab,   die 
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überaus  engherzige  Prozesskautionapflicht  eines  Schweizers,  der  in  einem  andern 
Kanton  wohnt,  zu  beseitigen.  Dies  sollten  am  allerwenigsten  schweizerische  Juristen 
yergessen ! 

Man  betont  in  der  Schweiz,  dass  bei  den  uiter nationalen  Bestrebungen  auf  dem 
Gebiete  des  Rechts  sehr  yorsichtig  yorgegangen  werden  müsse.  Allein  die  Prozess- 
konyention  hat  wahrlich  keine  hochfliegenden  Pläne  realisiert.  Und  dies  gerade  ist 
ihr  hinwiederum  zum  Vorwurfe  gemacht  worden.  Hilty,  Jahrbuch  der  Schweize- 
zerischen  Eidgenossenschaft  1898  XII,  S.  361,  meint  yon  der  Haager  Eonyention  sagen 
zu  müssen :  >Vas  am  meisten  dabei  als  Mangel  in  die  Augen  springt,  ist,  dass  keine 
gegenseitige  YoUziehbarkeit  der  Urteile  yereinbart  werden  konnte  !  Ich  habe  meiner- 
seits wiederholt  betont,  daHs  die  schwärmerischen  Projekte  auf  dem  internationalen 
Boden  yiel  Unheil  stiften.  Vgl.  Meili,  Reflexionen  über  die  Exekution  auswärtiger 
Ciyilurteile,  S.  43,  58,  63  und  64. 

Yareilles-Sommi^res  sagt  über  die  Übereinkunft  im  Haag :  Toutes  les  clauses 
de  ce  trait^  sont  louables  dans  le  fond,  sinon  toujours  dans  la  forme.  Das  Urteil 
dieses  Juristen,  der  für  die  Statutenlehre  schwärmt,  ist  um  so  beachtenswerter,  als 
er  die  staatlichen  Konferenzen  im  Haag  Über  das  internationale  Priyatrecht  als  Töllig 
überflüssig  und  aussichtslos  ansieht  (La  synth^e  du  droit  international  priy6  I,  p.  XI). 

y.  Liszt^  Das  Völkerrecht  1898,  sagt  8.  173  über,  das  getroffene  Übereinkommen, 
das  Ergebnis  sei  mehr  als  bescheiden,  wenn  man  es  mit  der  Tagesordnung  der  Ver- 
handlungen y ergleiche,  aber  seine  grundsätzliche  Bedeutung  als  erster  Schritt  auf 
einem  bisher  nicht  betretenen  Wege  könne  nicht  hoch   genug  angeschlagen  werden. 

4.  Vgl.  S.  £.  Baldwin,  The  beginnings  of  an  official  European  code  of  private 
international  law  1903  (Separatabzug  aus  Yale  Review,  May  1903).  Dieser  ameri- 
kanische Jurist  macht  über  die  Bemühungen  der  Staatenkonferenzen  im  Haag  die 
sehr  richtige  Bemerkung  (S.  19),  dass  die  Welt  gegenüber  den  frühern  optimistischen 
Träumen  einer  Staatenföderation  ihr  Augenmerk  auf  praktische  Ziele  gerichtet  habe. 

5.  Cosack,  Lehrbuch  des  deutschen  bürgerlichen  Rechts  auf  der  Grundlage  des 
bürgerlichen  Gesetzbuchs  4.  Aufl.  I,  S.  40,  sagt  bezüglich  des  im  Haag  geschlossenen 
Prozess Übereinkommens,  dieser  Vertrag  enthalte  keinerlei  Kollisionsnormen,  allein 
diese  Auffassung  ist  nicht  richtig.  Allerdings  drückt  sich  Cosack  an  der  erwähnten 
Stelle  so  aus,  dass  er  beifügt,  der  Haager- Vertrag  habe  darnach  mit  dem  internatio- 
nalen Priyatrecht  in  dem  von  ihm  besprochenen  Sinne  nichts  zu  tun.  Und  es  ist  ja 
wahr,  dass  Cosack  in  dem  zitierten  Werke  nur  yon  den  Fragen  des  internationalen 
Ciyilrechts  spricht.  Allein  es  gibt  natürlich  auch  Kollisionsnormen  civilprozossualischer 
Natur  und  solche  enthält  auch  in  der  Tat  die  Haager  Übereinkunft. 

6.  Es  ist  anzuerkennen,  dass  das  Haager  Übereinkommen  als  revisionsbedürftig 
bezeichnet  werden  muss.  Insbesondere  wurde  mit  Recht  geklagt  über  die  hohen 
Auslagen,  welche  die  Exekution  bezüglich  der  Kosten  (Art.  12)  in  einzelnen  Ländern 
(wie  z.  B.  Italien)  verursacht.  Der  schweizerische  Bundesrat  hat  deswegen  mit  Recht 
der  niederländischen  Regierung  zuhanden  des  Staatenkongresses  den  Antrag  unter- 
breitet, Mittel  und  Wege  ausfindig  zu  machen,  um  jene  Kosten  zu  reduzieren. 


Meili,  Internationales  Clvllproxessrecht.  •'( 
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§  8.  Obersicht  und  Charakterisierung  der  Koilisionsnormen  des 

Civilprozessrechts. 

I.  Es  bestehen  einzelne  Staatsverträge,  die  naturgemäss  in  erste 
Linie  gestellt  werden  müssen.  Dabei  handelt  es  sich  aber  bis  in  die 
neueste  Zeit  um  Verträge,  die  lediglich  zwischen  zwei  Staaten  abge- 
schlossen wurden. 

1.  Allerdings  ist  der  Inhalt  und  die  Bedeutung  der  darin  statuierten 
Koilisionsnormen  sehr  yerschieden. 

a)  Es  gibt  Staatsverträge,  welche  wenigstens  die  hauptsächlichsten 
Fragen  des  internationalen  Civilprozessrechts  ordnen  (die  Fora 
und  die  Urteilsexekution).  Hieher  gehören  der  französisch- 
schweizerische und  der  französisch-belgische  Staatsvertrag. 

b)  Es  gibt  Staatsverträge,  welche  nur  einzelne  Fora  bestimmen, 
wie  z.  B.  der  Vertrag  zwischen  Frankreich  und  dem  Gross- 
herzogtum Baden. 

c)  Es  gibt  Staatsverträge,  welche  nur  die  Exekution  der  Urteile 
feststellen. 

d)  Es  gibt  Staats  vertrage,  welche  mitten  unter  ganz  andern  Fragen 
beiläufig  die  Exekution  der  Urteile  fixieren. 

2.  Die  interne  Gesetzgebung  behält  häufig  die  Staatsverträge  aus- 
drücklich vor,  indessen  brechen  sie  naturgemäss  die  Landesgesetzgebung 
auch  ohne  diese  Reservation. 

Die  rechtliche  Bedeutung  der  Staatsverträge  und  ihre  Wirkung 
auf  das  interne  Prozossrecht  ist  nach  dem  konkreten  Staatsrechte  jedes 
einzelnen  Gebietes  selbständig  zu  untersuchen  und  zu  würdigen. 

Was  den  in  der  Schweiz  massgebenden  Standpunkt  anbetrifft,  so 
ist  zu  betonen,  dass  die  Gerichtshoheit  in  der  Hauptsache  (unter  Vor- 
behalt der  Kompetenz  des  Bundesgerichts)  den  Kantonen  verblieben 
ist  und  dass  auch  anlässlich  der  Unifikation  des  Privatrechts  und  der 
Abänderung  des  Art.  64  B.  V.  gesagt  wurde  (N.  F.  XVI,  S.  886): 

Die  Organisation  der  Gerichte,  das  gerichtliche  Verfahren 
und  die  Rechtsprechung  verbleiben^  wie  bisanhin,  den  Kantonen. 

Weiter  ist  zu  bemerken: 

a)  Das  durch  einen  formlichen  Staatsvertrag  geschaffene  Prozess- 
recht tritt  im  Verhältnis  zu  den  dabei  beteiligten  Staaten  ipso 
jure  (also  ohne  weiteren  legislativen  Vorgang)  in  Kraft  und 
ändert  das  interne  (kantonal-schweizerische)  Prozessrecht. 
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b)  Im   Verhältnis    zu  andern  Staaten,   die   Staatsverträge  mit  der 
Schweiz   über  die   betreffenden  prozessualischen  Materien   nicht 
abschliessen,  verbleibt  das  interne  kantonal-schweizerische  Prozess- 
recht weiter  in  Kraft. 
Dabei   ist  ferner   zu   beachten,    dass   die   Staatsverträge    der  Ge- 
nehmigung   der   Bundesversammlung    unterliegen,    die    eidgenössischen 
Gesetze  dagegen  dem  fakultativen  Referendum. 

Soweit  der  Bund  Staatsverträge  über  civilprozessualische  Materien 
abschliesst,  ist  er  in  der  Lage,  von  sich  aus  in  das  Recht  der  Kantone 
einzugreifen.  Anders  liegt  die  Sache  aber  dann,  wenn  der  Bundesrat 
nur  Regierungserklärungen  ausstellt  oder  vereinbart.  Hier  liegt  der 
staatsrechtliche  Grund,  weswegen  der  Bundesrat  nicht  befugt  war,  mit 
Osterreich  die  Erklärung  betreffend  den  direkten  Verkehr  der  beid- 
seitigen Gerichtsbehörden  von  1899  zu  vereinbaren,  ohne  dass  die 
Kantone  zustimmten.  In  dieser  Erklärung  ist  nämlich  auch  eine  Ver- 
ständigung über  die  Kosten  im  internationalen  Eechtshilfeverkehr  enthalten 
(Art.  V).  Der  Grundsatz  der  hier  adoptierten  Unentgeltlichkeit  war  von  den 
Kantonen  unwidersprochen  geblieben,  während  anlässlich  eines  frühem  Ver- 
suches gegenüber  Deutschland  zwei  Kantone  Einsprache  erhoben.  Der  Bund 
wäre  von  sich  aus  befugt,  einen  Staatsiertrag  darüber  abzuschliessen, 
nicht  dagegen  blosse  Erklärungen  ohne  Ermächtigung  der  Kantone  aus- 
zustellen. Und  angesichts  der  erhobenen  Opposition  erlangte  der  von 
Deutschland  angeregte  Vorschlag  s.  Z.  keinen  praktischen  Erfolg. 

3.  Auch  im  internationalen  Prozessrechte   gilt  der  Satz,  dass  den 
Gerichten  die  Interpretation  über  die  bestehenden  Staatsverträge  zukommt. 
Der  Appellationshof  von  Rom   sprach   in  einem  Urteile  von  1881 
(Journal  1883  X,  p.  75)  folgendes  Prinzip  aus: 

Les  traites  intemationaux  deviennent  la  loi  de  chaque  nation 
et  les  magistrats  ont  bien  le  droit  de  reconnattre  la  port6e  de 
ces  traites,   lorsqu'ils  sout  invoques   k  Tappui   des  droits  prives. 

II.  Ausnahmswehe  gibt  es  in  Europa  über  Fragen  der  inter- 
nationalen Civilprozesse  einen  Staatsverirag,  welcher  zwischen  einer  ganzen 
Reihe  von  Staaten  abgeschlossen  worden  ist, 

1.  Es  ist  hinzuweisen  auf  die  Haager  Konvention,  abgeschlossen 
am  14.  November  1896,  in  Kraft  seit  25.  Mai  1899  (§  7). 

2.  Ferner  ist  hier  das  internationale  Übereinkommen  über  den 
Eisenbahnfrachtverkehr  zu  erwähnen ,  das  einzelne  prozessualische 
Bestimmungen  enthält: 
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a)  Art.  27,8  (Widerklage). 

b)  Art.  56,2  (Kautionen). 

c)  Art.  56,1  (Exekution  der  Urteile). 

3.  Beiläufig  muss  hier  auch  wieder  an  die  südamerikanischen  Yer- 
tragsprojekte  erinnert  werden. 

III.   Was  die  äussere  Art  der  internen  Gesetzgebung  anbetrifft,  so 
ging  die  letztere  in  verschiedener   Weise  vor. 

1.    Es    finden    sich    Eollisionsnormen    in    Spezialgesetzen.     Dies 
trifft  zu: 

a)  von  der  italienischen  Gesetzgebung.  In  den  Disposizioni  sulla 
pubblicazione,  interpretazione  ed  applicazione  delle  leggi  in  gene- 
rale (welche  das  in  Italien  geltende  internationale  Privatrecht 
und  Prozessrecht  ordnen)  finden  sich  wichtige  Sätze  in  Art.  10, 
womit  auch  Art.  11  und  12  zu  vergleichen  sind. 

b)  von  der  schweizerischen  Gesetzgebung.  In  dem  Bundesgesetze 
betreffend  die  civilrechtlichen  Verhältnisse  der  Niedergelassenen 
und  Aufenthalter  von  1891  sind  zwar  nicht  direkte  Vorschriften 
über  das  Forum,  wohl  aber  über  die  Gerichtsbarkeit  im  inter- 
kantonalen Rechtsleben  enthalten.    Vgl.  speziell: 

Art.  2.  Hier  findet  sich  die  Wendung:  wo  dieses  Gesetz 
nicht  ausdrücklich  den  Genchtsstand  der  Heimat  vorbe- 
hält .... 

Art.  8.  Hier  wird  von  der  y,  Gerichtsbarkeit  der  Heimat*" 
gesprochen. 

Art.  16.  Hier  wird  das  Bundesgericht  als  Staatsgerichtshof 
in  letzter  Instanz  bezeichnet. 

Die   hier  aufgestellten  Bestimmungen   gelten   auch   für   das  inter- 
nationale Civilprozessrecht,  gestützt  auf  Art.  32 : 

Die  Vorschriften  des  gegenwärtigen  Gesetzes  finden  auf  die 
Ausländer,  welche  in  der  Schweiz  ihren  Wohnsitz  haben,  ent- 
sprechende Anwendung. 

Das   zitierte  Bundesgesetz   behält   die   Staatsverträge   ausdrücklich 
vor  in  Art.  28  und  34. 

Beachtenswert  ist  an  diesem  Bundesgesetze  auch,  dass  es  in  Art  28, 
Nr.  2,  bezüglich   der  Schweizer,   die   im  Auslande   wohnen,   bestimmt: 

Sind  diese  Schweizer  nach  Massgabe  der  ausländischen  Ge- 
setzgebung dem  ausländischen  Rechte  nicht  unterworfen,  so  unter- 
stehen sie  dem  Eecht  und  dem  Gerichtsstand  des  Heimatkantons. 
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Mit  dieser  Hinweisung  auf  das  ausländische  Recht  ist  auch  das 
Ciyilprozessrecht  gemeint. 

Beiläufig  sei  bemerkt,  dass  Art.  28,  Nr.  1  und  2,  im  deutschen 
Text  allerdings  den  Ausdruck  ,, Gerichtsstand^  braucht,  während  der 
französische  von  juridiction  und  der  italienische  von  giurisdizione  sprechen. 

Einzelne  EoUisionsnormen  gibt  es  sodann  in  den  kantonalen  Civil- 

prozessgesetzen . 

Das    B.  G.  N.  und  A.    stützt   sich   auf  Art.    46    B.  V.,    der   so 

lautet: 

In   Beziehung  auf  die  civilrechtlichen  Yerhältnisse   stehen 

die  Niedergelassenen  in  der  Regel  unter  dem  Rechte  und  der 

Gesetzgebung  des  Wohnsitzes. 

Gemeint  war  damit,  dass  dem  Bunde  die  Kompetenz  eingeräumt 
werde,  über  das  anzuwendende  materielle  Recht  und  über  die  Gerichts- 
barkeit Bestimmungen  zu  erlassen,  wie  denn  auch  der  französische 
Text  von  „juridiction^  und  „legislation^  spricht. 

2.  Die  meisten  Gesetzgebungen  enthalten  zerstreut  in  den  Gesetzen 
über  den  Ciyilprozess  einzelne  Normen  über  die  vorliegende  Materie. 
Dahin  gehört: 

a)  die  deutsche  Civilprozessordnung.  Damit  ist  zu  vergleichen  das 
Reichsgesetz  über  die  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichts- 
barkeit von  1898. 

bj  das  österreichische  Gesetz  vom  1.  August  1895  über  die  Aus- 
übung der  Gerichtsbarkeit  und  die  Zuständigkeit  der  ordent- 
lichen Gerichte  in  bürgerlichen  Rechtssachen  (Jurisdiktionsnorm). 
Damit  ist  zu  vergleichen  das  kaiserliche  Patent  über  das  ge- 
richtliche Yerfahren  in  Rechtsangelegenheiten  ausser  Streitsachen 
von  1854  (vgl.  Art.  VIII,  Nr.  3  der  Jurisdiktionsnorm). 

3.  Es  gibt  Gesetzgebungen,  welche  internationale  Prozessbestim- 
mungen im  Privatrechte  enthalten.  Hieher  gehört  Art.  14  und  15  des 
Code  civil  (mit  den  Tochterrechten). 

Einzelne  Normen  über  die  Exekution  auswärtiger  Civilurteile 
finden  sich  in  Art.  795 — 797  des  allgemeinen  Gesetzbuches  über  Ver- 
mögen für  Montenegro. 

4.  Es  gibt  Gesetzgebungen,  welche  wenigstens  die  Kompetenz  der 
Gerichte  für  den  internationalen  Verkehr  speziell  ordnen. 

In  dieser  Beziehung  ist  das  belgische  Gesetz  vom  25.  März  1876, 
Loi  contenant  le  titre  1"  du  livre  preliminaire   du  Code  de  Procedure 
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civile,  wichtig.     Daraus  ist  namentlich   auf  Art.  39 — 54  (^De  la  com- 
petence  territoriale")  hinzuweisen. 

IV.  Im  englisch-amerikanischen  Eechisgebiete  fehlt  es  an  Kdlisions- 
normen. 

Sehr  beachtenswert  sind  die  im  Werke  von  Dicey,  A  Digest  of 
the  law  of  England  with  reference  to  the  conflict  of  laws  with  notes 
of  American  cases  by  J.  B.  Moore  aufgestellten  Regeln.  Vgl.  nament- 
lich Rule  38—51;  76—105  und  dazu  8.  206—284;  361-471; 
472  und  473. 

V.  Jfae  den  Inhalt  der  einzelnen  Gesetze  anhetrifft,  so  besteht  ein 
grosser  Unterschied. 

1.  Besonders  wichtig  sind  auch  hier  die  italienischen  Dkposizioni 
suUa  pubblicazione,  interpretazione  ed  applicazione  delle  leggi  in  gene- 
rale. Ee  ist  hinzuweisen  auf  Art.  10,  womit  Art.  11  und  12  zu  Ter- 
gleichen  sind.     Art.  10  yereinigt  Normen  über 

a)  die  Frage  der  Fora, 

b)  die  Formen  des  Prozesses, 

c)  das  auf  Beweismittel  anzuwendende  Recht, 

d)  die  Urteilsexekution. 

Dabei  kommt  weiter  in  Betracht: 

a)  Art.  105—107  Codice  di  Proced.  civ.  (Disposizioni  relative  agli 
stranieri), 

b)  Art.  559  (betr.  die  Urteilsexekution), 

c)  Art.  941—950  (ebenso). 

2.  Weniger  umfassend  ist  die  deutsche  und  österreichische  Civil- 
prozessordnung. 

3.  Das  französische  Recht  enthält  neben  den  zitierten  Bestimmungen 
im  Code  civil  (Art  14  und  15)  einzelne  Normen  über  die  Exekution 
von  Urteilen. 

In  Belgien  ist  das  schon  erwähnte  Oesetz  von  1876  wichtig. 

4.  Was  das  schweizerische  Recht  anbetrifft,  so  ist  auf  das  schon 
erwähnte  B.  G.  N.  u.  A.  zu  verweisen.   Indessen  ist  hinzuzufBgen: 

aj  Es  gibt  Bundesgesetze,  welche  Fora  statuieren,  die  für  den  inter- 
nationalen Verkehr  wichtig  sind.  Namentlich  ist  auf  Art.  43 
und  56  des  Bundesgesetzes  betreffend  Feststellung  und  Beur- 
kundung des  Civilstandes  und  die  Ehe  zu  verweisen,  ferner  auf 
Art.  2  Nr.  3  und  Nr.  4  des  Bundesgesetzes  betreffend  Beaufsieh- 


39 

tigung  von  Privatunternehmungen  im  Gebiete  des  Versicherungs- 
wesens von  1885. 

b)  Die  Bundesverfassung  enthält  in  Art.  58  und  59  wichtige  Be- 
stimmungen (Art.  60  und  61  haben  eine  interkantonale  Bedeutung), 

cj    Das   Obligationenrecht   enthält  in  Art.  625,2  eine  Bestimmung, 

die  folgendermassen  lautet: 

Für  die  Geschäfte  der  Filiale  kann  die  Aktiengesellschaft 
auch  vor  den  Gerichten  desjenigen  Bezirkes  belangt  werden, 
in  welchem  die  Filiale  sich  befindet 

Diese  schweizerische  Gesetzesbestimmung  ist  deswegen  be- 
sonders beachtenswert,  weil  sie  im  materiellen  Privatrechte  auf- 
geführt ist. 

Freilieh  gibt  es  auch  Bestimmungen  in  den  kantonalen  Civil- 
prozessgesetzen,  durch  welche  ein  besonderer  Gerichtsstand  der 
Geschäftsniederlassung  statuiert  ist. 

dj  Soweit  das  Bundesrecht  Bestinunungen  nicht  enthält,  kommen 
die  kantonalen  Prozessordnungen  zur  Anwendung.  Diese  sind 
(unt^r  Vorbehalt  der  vorhin  erwähnten  Art.  58  und  59  B.  V.) 
um  80  wichtiger,  als  das  B.  G.  N.  u.  A.  über  den  obligationen- 
rechtlichen Verkehr  prozessrechtlich  nichts  sagt. 

5.  In  einzelnen  Gesetzen  wird  neben  den  Staatsverträgen  auch 
das  Völkerrecht  vorbehalten.  Damit  will  namentlich  die  Rechtsstellung 
der  sog.  Exterritorialen  reserviert  werden. 

Indessen  gilt  das  Völkerrecht  auch  ohne  diese  ausdrückliche  An- 
erkennung. 

VI.  Auch  im  internationalen  Cinlprozessredtte  kann  die  Frage  der 
zeitlichen  Antcendung  der  örtlichen  Kollisiansnornien  tvichtig  werden. 
Soweit  es  sich  um  öffentlich-rechtliche  Bestimmungen  handelt^  sind  sie 
auch  auf  frühere  Tatbestände  anzuwenden.  Und  heim  Civilprozess  liegen 
in  der  Kegel  öffentlich-rechtliche  Vorschriften  vor. 

Die  Frage  der  zeitlichen  Anwendung  der  Sätze  des  internationalen 
Privatrechts  ist  mehrfach  untersucht  worden,  aber  wesentlich  bezüglich 
des  internationalen  Civilrechts.     Vgl.: 

Habicht,  Die  Entwicklung  des  bürgerlichen  Gesetzbuches  auf 

zuvor  entstandenen  Rechtsverhältnissen,  2.  Aufl.,  S.  37. 
Niedner,  Das  EinfQhrungsgesetz  vom  18.  Aug.  1896,  2.  Aufl. 
Kahn,  in  Jherings  Jahrb.  XLIU,  H.  299. 
Diena,  im  Journal  XXVII,  p.  925. 
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Derselbe^  in  Z.  für  intern.  Priv.-  und  ö.  R.  X,  S.  353. 

!Neumeyer,  das.  XII,  S.  39. 

Zitclmann,  in  Iherings  Jahrb.,  Zweite  Folge  YI,  S.  188. 

Anmerkongen. 

1.  Die  zitierten  Bestimmungen  der  BundeBverfassung  lauten  folgendermassen : 
Art,  58.     Niemand  darf  seinem  yerfassungsmässigen   Richter   entzogen  und  es 

dQrfen  daher  keine  Ausnahmsgerichte  eingeführt  werden. 

Die  geistliche  Gerichtsbarkeit  ist  abgescbaflfl. 

Art.  59,  Der  aufrechtstehende  Schuldner,  welcher  in  der  Schweiz  einen  festen 
Wohnsitz  hat,  muss  für  persönliche  Ansprachen  vor  dem  Richter  seines  Wohnort» 
gesucht,  und  es  darf  daher  für  Forderungen  auf  das  Vermögen  eines  solchen  ausser 
dem  Kanton,  in  welchem  er  wohnt,  kein  Arrest  gelegt  werden. 

Vorbehalten  bleiben  mit  Bezug  auf  AuslUnder  die  Bestimmungen  bezüglicher 
StaatsYerträge. 

Der  Sohuldverhaft  ist  abgescbafilt. 

Art,  60,  Sämtliche  Kantone  sind  yerpfllchtet,  alle  Schweizerbürger  in  der  Gesetz- 
gebung sowohl  als  im  gerichtlichen  Verfahren  den  Bürgern  des  eigenen  Kantona 
gleichzuhalten. 

Art,  61,     Die    rechtskräftigen    Cirilurteile,    die    in    einem    Kanton   gefällt   sind, 
sollen  in  der  ganzen  Schweiz  vollzogen  werden. 

2.  Die  japanische  Civilprozessordnung,  die  am  1.  Januar  1891  in  Kraft  getreten 
ist,  enthält,  wie  mir  mitgeteilt  wird,  auch  einzelne  Kollisionsnormen.  Die  CiTÜprozess- 
Ordnung  wird  einer  Revision  unterzogen. 


§  9.    Das  Verhältnis  des  internationalen  Civiiprozessrechts 

zu  dem  internen  Rechte. 

I.  Wie  im  internationalen  Civilrechte  ein  subjektives  Recht  zwar 
dem  austvärtigen  Gesetze  unterstellt  sein  kann,  tvie  dann  aber  darauf 
unter  Umständen  gleichwohl  das  inte^'ne  Gesetz  angewendet  wird,  sofern 
das  letztere  eine  zwingende  Norm  aufstellt,  so  kann  eine  analoge  Rechts- 
parallele  auch  bezüglich  des  Prozessrechts  auftreten, 

1.  Der  von  Savigny  formulierte  Gedanke,  dass  Gesetze  von  streng 
zwingender  Natur  (System  VlII,  S.  34-37  und  160—162)  unbedingt 
gelten,  auch  wenn  an  sich  das  auswärtige  Recht  zur  Anwendung  käme, 
lässt  sich  auch  im  Civil  prozessrechte  verwerten.  Praktisch  kann  er 
erheblich  werden: 

a)  bezüglich   der   Prozessfähigkeit   gewisser  juristischer   Personen, 

b)  bezüglich  der  Zulassung  des  Zeugenbeweises, 

c)  bezüglich  der  Zulassung  des  Eides, 
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d)  bezüglich  der  Zulässigkeit  gewisser  prozessualischer  Verträge 
(man  denke  an  das  Palmarium,  den  Vertrag  de  quota  litis), 

e)  bezüglich  des  Rechtes  der  Verteidigung  im  Prozesse.  Dieser 
Gesichtspunkt  wird  in  Frankreich  dann  (aber  nur  dann)  betont, 
wenn  es  sich  um  einen  Franzosen  handelt,  der  vor  ausländischen 
Gerichten  verklagt  wird.  In  diesem  Falle  wird  geltend  gemacht, 
der  Franzose  habe  ein  Recht  darauf,  durch  die  Beamten  des 
eigenen  Staates  vor  die  ausländischen  Gerichte  und  jedenfalls 
so  rechtzeitig  zitiert  zu  werden,  dass  er  sich  verteidigen  könne. 
Der  Vorgang  ist  beachtenswert,  weil  die  Sache  ganz  anders 
dann  beurteilt  wird,  wenn  der  Franzose  einen  Ausländer  vor 
französischen  Gerichten  verklagt. 

J)  bezüglich  der  Exekution  auswärtiger  Urteile. 
Die  englisch^amerikanische  Theorie  operiert  zu  dem  gleichen  End- 
zwecke mit  der  Formel,  dass  bestimmte  Vorgänge  against  public  policy 
:seien  (vergl.  Wharton,  §  8).  Da  es  sich  aber  um  die  Frage  handelt, 
ob  gewisse  Rechtsvorgänge  des  internationalen  Lebens  wegen  ihres 
Widerspruchs  mit  internen  juristischen  Anschauungen  unhaltbar  seien, 
«0  operiert  die  französische  Doktrin  hier  bekanntlich  mit  der  Formel 
des  „ordre  public  international*  (vgl.  z.  B.  A.  Weiss,  p.  809  ff.) 

2.  Was   die  positiven  Gesetze   anbetrifft,   so   ist  hinzuweisen   auf 

a)  das  italienische  Recht.    Vgl. 

aj  Art.  11  der  Disposizioni, 
ß)  Art.  12. 

b)  das  deutsche  Recht.     Vgl. 

cr>  §  159  des  deutschen  Gerichtsverfassungsgesetzes, 

ß)  Art.  30  E.  G.  zum  B.  G.  B. 

Die  Anwendung  eines  ausländischen  Gesetzes  ist  ausge- 
schlossen, wenn  die  Anwendung  gegen  die  guten  Sitten  oder 
gegen  den  Zweck  eines  deutschen  Gesetzes  Verstössen  würde. 

Allerdings   steht  diese  Norm   im  Einfährungsgesetze   zum  bürger- 
lichen Gesetzbuche. 

Übrigens  hat  die  D.  C.  P.  0.  bezüglich  einer  besonders  wichtigen 
Materie  des  internationalen  Civilprozessrechts  in  §  328  bestimmt: 

Die  Anerkennung  des  Urteils  eines  ausländischen  Gerichts 
ist  ausgeschlossen: 


4.  Wenn  die  Anerkennung  des  Urteils  gegen  die  guten  Sitten 
oder  gegen  den  Zweck  eines  deutschen  Gesetzes  Verstössen  würde. 
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3.  Mehrfache  Yorbebalte  zugunsten  des  internen  Rechts  finden 
sich  bei  der  Ordnung  über  die  Exekution  auswärtiger  Civilurteile: 

a)  in  Staats  vertragen, 

b)  in  den  südamerikanischen  Vertragsentwürfen, 

r)  vereinzelt  auch  in  positiven  Gesetzen.  Das  allgemeine  Gesetz- 
buch über  Vermögen  für  Montenegro  enthält  Normen  in 
Art.  795—797  (speziell  Art.  796  c.). 

Art.  797   des   allgemeinen  Gesetzbuchs  über  Vermögen  für 
Montenegro  bestimmt: 

Wenn  eia  montenegrinisches  Gericht  ein  urteil  eines  aus- 
ländischen Gerichtes  anerkennt,  so  hat  es  sich  hierdurch  doch 
noch  nicht  zur  Vollstreckung  jenes  Urteilos  verpflichtet.  Die  Voll- 
streckung ausländischer  urteile  erfolgt  nur  auf  Grundlage  der 
in  solchen  Angelegenheiten  zwischen  Montenegro  und  dem  fremden 
Staate  beobachteten  Gegenseitigkeit. 

4.  Sehr  viele  Gesetzgebungen  sprechen  sich  über  das  Verhältnis 
des  auswärtigen  Privat-  und  Prozessrechts  zu  dem  internal  gar  nicht 
aus.  Dies  gilt  auch  vom  schweizerischen  Rechte.  Weder  enthält  das 
Bundesgesetz  N.  u.  A.  eine  entsprechende  Norm,  noch  äussern  sich 
darüber  die  kantonalen  Prozessgesetze.  Allein  aus  dieser  gesetzgebe- 
rischen Enthaltsamkeit  darf  nicht  geschlossen  werden,  dass  alle  prozes- 
sualischen Akte,  die  im  Auslande  vorgenommen  wurden,  im  internen 
Gebiete  einfach  anerkannt  werden  müssen. 

IL  In  einem  kleitien  Teilstücke  des  Civilprozesses  hat  die  Staaten- 
kmferenz  im  Haag  den  theoretischen  Grundsatz,  der  hier  massgebend  ist^ 
etwas  genauer  präzisiert. 

a)  In  Art.  2  betr.  Mitteilung  gerichtlicher  oder  aussergerichtlicher 
Urkunden  wird  bestimmt,  dass  die  Mitteilung  abgelehnt  werden 
könne,  „wenn  sie  nach  der  Auffassung  des  Staates,  auf  dessen 
Gebiete  sie  erfolgen  soll,  geeignet  erscheint,  seine  Hoheitsrechte 
zu  verletzen  oder  seine  Sicherheit  zu  gefährden.* 
h)  In  Art.  7  betr.  die  Ersuchungsschreiben  findet  sich  eine  ganz 
ähnliche  Wendung. 

Anmerkungcu. 

1.  Da«  belgische  Gesetz  vom  25.  März  1876  spricht  im  Titel  Yor  Art.  39  toh 
.,  CO  m p^tence  territoriale  ** . 

2.  Auch  im  internationalen  Strafrechte  kann  die  Frage  auftreten,  ob  es  absolut 
zwingende  Reehtssätze  gebe,  die  eine  Anwendung  auswärtiger  Strafrechtsnormen  ver- 
bieten in  jenen  Ausnahmefällen,  auf  welche  sonst  auswärtiges  Strafrecht  anzuwenden 
ist.  Vgl.  dazu  K.  Noumeyer  in  der  Z.  für  die  gesamte  Str.-R.-W.  XXHI,  8.  444. 
Dieser  Jurist  zitiert  dazu  Art.  80  K.  G.  in  B.  G.  B. 


Allgemeiner  Teil. 


\ 


§  10.    Die  internationale  Rechtshilfe  im  allgemeinen  auf  Grund 

der  Gesetze  und  einzelner  Staatsverträge. 

T.  Bar  II,  S.  408—408. 

I.  Kraft  der  unter  den  citnlisierten  Völkern  bestehenden  Rechts- 
gemeinschaß  liegt  denselben  die  Pßicht  der  gegenseitigen  Rechtshilfe  ganz 
speziell  auch  zur  Wahrung  und  zum  Schutze  der  privatrechtlichen  Be- 
rechtigungen ob.  Grundsätzlich  kommt  dabei  in  der  Regel  das  Recht 
desjenigen  Staates  zur  Anwendung j  in  welchem  die  Rechtshilfe  gewährt  wird, 

1.  Die  Rechtshilfe  wird  fast  in  allen  Gebieten  des  Rechts  prak- 
tisch, sei  es  direkt,  sei  es  indirekt.  Hier  ist  speziell  hinzuweisen  auf 
deren  Anwendung  in  folgenden  Richtungen: 

a)  bezüglich  der  Vorladungen, 

b)  bezüglich  des  Instruktionsverfahrens  (Zeugeneinvernehmungen, 
Erhebung  von  Expertisen), 

c)  bezüglich  der  Urteilsexekution.  Da  freilich,  wo  die  Erlangung 
der  Exekution  auswärtiger  Civilurteile  ausschliesslich  Sache  der 
Partei  ist,  liegt  keine  direkte  Rechtshilfe  vor. 

Man  spricht  bei  der  Anrufung  der  Rechtshilfe  von  Roga- 
torien  (commissions  rogatoires,  litterae  mutui  compassus  sive 
requisitoriales)  oder  von  letters  rogatory  oder  von  Ersuchungs- 
schreiben. 

2.  Die  Pflicht  der  Rechtshilfe  ist  ein  Ausfluss  der  von  Savigny 
betonten  Rechtsgemeinschaft,  die  den  Zweck  verfolgt,  dem  Rechte  und 
der  Gerechtigkeit  zu  dienen,  v.  Bar  (II.,  8.  403)  stützt  sich  auf  eine 
allgemeine  völkerrechtliche  Praxis.  Jedenfalls  liegt  nach  der  modernen 
Auffassung  nicht  mehr  bloss  ein  Akt  der  Höflichkeit  (comitas)  vor, 
wenn  ein  Staat  dem  andern  Rechtshilfe  gewährt.  Vielmehr  handelt  es 
sich  um  eine  juristische  Obligation,  die  sich  auf  das  universelle  Be- 
dürfnis, Gerechtigkeit  zu  pflegen,  stützt. 

3.  Das  Institut  de  droit  international  hat  in  seiner  Sitzung  von 
Zürich  1877  den  aufgestellten  Satz  ebenfalls  ausgesprochen  (Annuaire  II, 
151,  Nr.  4  ff): 
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4.  Le  juge  saisi  d^un  proc^s  pourra  s^adresser  par  oommission 
rog^toire  k  un  juge  etranger,  pour  le  prier  de  faire  dans  son 
ressort  soit  un  acte  d'instruotion,  Boit  d'autres  actes  judiciaireB 
pour  lesquels  Finterventioii  du  juge  6tranger  serait  indispensable 
ou  utile. 

5.  Le  juge  k  qui  Ton  demande  de  däivrer  une  commission 
rogatoire  d^cide:  aj  de  sa  propre  comp^tenoe;  b)  de  la  16galit6 
de  la  requdte;  cj  de  son  opportunit6  lorsqu'il  s'agit  d^un  acte 
qui  l^galement  peut  aussi  se  faire  derant  le  juge  du  proc^, 
p.  ex.  d^entendre  des  t6moins,  de  faire  pr^ter  serment  k  Tune 
des  parties,  etc. 

6.  La  oominission  rogatoire  sera  adresaöe  directement  an 
tribunal  6tranger,  sauf  intervention  ulterieure  des  gouvernements 
int^ress^s,  s'il  y  a  lieu. 

7.  Le  tribunal  ä  qui  la  commission  est  adressie  sera  obligi 
d^y  satisfaire  aprös  s'^tre  assur^:  1<>  de  Tauthenticit^  du  docu- 
ment,  2^  de  sa  propre  comp6tence  ratione  materiae  d'apr^  les 
lois  du  pays  oü  il  si^ge. 

8.  £n  caa  d^incomp^tence  materielle,  le  tribunal  requis 
transmettra  la  commission  rogatoire  au  tribunal  compitent,  aprda 
en  avoir  inform6  le  requcrant. 

9.  Le  tribunal  qui  prockde  ä  un  acte  judiciaire  en  vertu 
d^une  commission  rogatoire  applique  les  lois  de  son  pays  en  ee 
qui  conceme  les  formes  du  proch,  y  compris  les  formes  des 
preuves  et  du  serment, 

4.  Das  Vertragsprojekt  von  Montevideo  über  Prozessrecht  spricht 
von  „exhortos  y  cartas  rogatorias"  und  bestimmt  in  Art.  11: 

Die  Erledigung  der  Ersuchungs-  und  Bittschreiben  erfolgt 
nach  den  Gesetzen  des  Staates,  in  welchem  die  Ausführung 
stattfinden  soU. 

5.  Domin  Petrushevecz  schlug  folgende  Bestimmung  vor(Art.CCXI): 

En  cas  de  bcsoin  les  tribunaux  de  chaque  pays  pourront 
s'adresser  par  des  lettres  rogatoires  aux  tribunaux  ^trangers  et 
ceux-ci  obscrveront  en  ces  cas  sur  la  demande  des  premiers 
aussi  les  formal  it6s  prescrites  par  les  lois  des  lieux  oü  siegen t 
Ich  tribunaux  requerants.  Si  ces  derniers  ne  Font  pas  demand6, 
la  procedure  du  tribunal  requis  sera  observ^e. 

6.  Die  Parteien  sind  im  Falle  der  Ausführung  der  Requieitoriale 
spez.  bei  Zeugeneinvernehmungen,  Büchereinsicht  usw.  nicht  etwa  hin- 
sichtlich ihrer  Begehren,  Fristen,  Formen  und  Protestationen  einfach 
dem  auswärtigen  Rechte  unterworfen. 


7.  Es  kann  bei  der  Beweisaufnahme  durch  einen  requirierten 
Kichter  ein  Streit  entstehen,  der  die  Fortsetzung  des  Verfahrens  bindert. 
§  285  der  österr.  Civilproz.-Ordnung  sieht  diesen  Fall  vor. 

II.  Die  Pflicht,  Rechtshilfe  im  Civilprozesse  zu  getmhrefi,  ist  in  den 
einzelnen  Staaten  nach  divergierenden  Ausgangspunkten  statuiert, 

1.  In  unbedingter  Weise  wird  die  Rechtshilfepflicht  angenommen: 

a)  laut  Art.  40  des   niederländischen  Gerichtsorganis.-Ges.  (Asser- 
RiYier,  8.  175): 

Les  Colleges  ou  fonctionnaires  judiciaires  sont  r6ciproquement 
obliges  de  donner  suite  aux  lettres  reqidsitoires  qui  leur  sont 
adress^es  dans  Tinter^t  de  la  justice,  m^me  lorsqu'ellen  6manent 
de  coll^es  ou  de  fonctionnaires  de  Tune  des  colonies  ou  pos- 
sessious  du  rojaume  situ^s  dans  d'autres  continents.  Ils  donnent 
suite  6galement  aax  requ^tes  du  mdme  genre  6manant  de 
Colleges  ou  de  fonctionnaires  6trangers,  et  ils  adresseiit  des 
requdtes  a  ceux-ci,  conform6ment  aux  r^gles  que  nous  poserons. 

b)  laut  Art.  945  des  ital.  Codice  di  procedura  civile  (1865): 

Le  sentenze  e  i  prowedimenti  dello  autoritä  giudiziarie 
straniere  riguardanti  csami  di  testimoni,  perizie,  giuramenti, 
interrogatorii  o  altri  atti  d'istruzione  da  farsi  nel  regno,  sono 
resi  esecutivi  con  semplice  decreto  dalla  corto  d'appello  del  luogo 
in  cui  si  deve  procedere  a  questi  atti. 

2.  Es  kommt  auf  die  Reziprozität  an.  Das  österreichische  Recht 
steht  mit  Bezug  auf  die  Rechtshilfe  auf  diesem  Boden  (§§  38—40  der 
Jurisdiktionsnorm).  §  38  ist  dem  Haager  Übereinkommen  (Ersuchungs- 
schreiben) nachgebildet. 

Das  österreichische  Gesetz  von  1895  über  die  Ausübung  der  Ge- 
richtsbarkeit und  die  Zuständigkeit  der  ordentlichen  Gerichte  in  bürger- 
lichen Rechtssachen  (Jurisdiktionsnorm)  bestimmt  in  §§  38 — 40  folgendes: 

§  38.  Die  im  Geltungsgebiete  dieses  Gesetzes  befindlichen 
Gerichte  haben  ausländischen  Gerichten  über  Ersuchen  Rechts- 
hilfe zu  leisten,  sofern  nicht  besondere,  hierauf  bezügliche  An- 
ordnungen (Staatsverträge,  Regierungserklärungen,  Ministerial- 
verordnungen)  etwas  anderes  festsetzen. 

Die  Rechtshilfe  ist  zu  yerweigern: 

1.  wenn  die  von  dem  ersuchenden  Gerichte  begehrte  Hand- 
lung nach  den  im  Inlande  hiefär  geltenden  Bestimmungen  dem 
Geschäftskreise  der  Gerichte  entzogen  ist;  sollte  die  begehrte 
Handlung  im  Geschäftskreise  anderer  inländischer  Behörden  ge- 
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legen  sein,   so  kann   das  ersuchte  Gericht  das  Ersuchen  an  die 
hiemach  zuständig^  Behörde  leiten; 

2.  wenn  die  Yomahme  einer  Handlung  begehrt  wird,  welche 
durch  die  ftir  das  inländische  Gericht  verbindlichen  Gesetze  yer- 
boten  ist;  oder 

3.  wenn  es  an  der  Beobachtung  der  Gegenseitigkeit  fehlt. 
Bezweifelt  das  ersuchte  Gericht  den  Bestand  der  Gegenseitigkeit, 
so  hat  es  darüber  die  für  dasselbe  sodann  bindende  Erklärung 
des  Justizministers  einzuholen. 

§  89.  Die  begehrte  Rechtshilfe  ist  nach  den  Vorschriften 
der  für  das  ersuchte  Gericht  yerbindlichen  Gesetze  zu  gewähren. 
Soweit  es  nach  diesen  Gesetzen  zulässig  ist,  hat  das  ersuchte 
Gericht  alle  zur  Erfüllung  des  Ersuchens  erforderlichen  Yor- 
kehrungen  und  Verfügungen  von  Amts  wegen  zu  treffen. 

Bei  Gewährung  der  Rechtshilfe  yon  den  Vorschriften  der 
im  Inlande  geltenden  Gesetze  abzuweichen,  ist  nur  dann  ge- 
stattet, wenn  ausdrücklich  ersucht  wurde,  bei  den  vorzunehmen- 
den Handlungen  einen  bestimmten,  durch  das  ausländische  Recht 
geforderten  Vorgang  einzuhalten,  und  dieser  Vorgang  durch 
keine  Vorschrift  der  inländischen  Gesetzgebung  verboten  erscheint. 

§  40.  Wird  die  Gewährung  der  Rechtshilfe  von  dem  er- 
suchten Gerichte  verweigert,  oder  entstehen  aus  Anlass  der  Ge- 
währung der  Rechtshilfe  in  bezug  auf  deren  Ausführung  oder 
in  anderer  Hinsicht  Meinungsverschiedenheiten  zwischen  dem 
ersuchenden  und  dem  ersuchten  Gerichte,  so  hat  auf  Begehren 
des  ersuchenden  ausländischen  Gerichtes  oder  eines  anderen 
hiezu  berufenen  ausländischen  öffentlichen  Organes  das  dem  er- 
suchten Gerichte  vorgesetzte  Oberlandesgericht  ohne  vorher- 
gehende mündliche  Verhandlung  über  die  Rechtmässigkeit  der 
Weigerung  oder  über  den  sonstigen  Gegenstand  der  Meinungs- 
verschiedenheit zu  entscheiden. 

Weitere   Anwendungen   dieses   Prinzips   der    Reziprozität    werden 
\  sich  im  Verlaufe  noch  zeigen. 

t  Auch    die    deutsche    Civilprozessordnung    steht    vielfach   auf   dem 

I  Boden  der  Reziprozität.     Vgl.: 

[  §  HO,  Xr.  1: 

\  Ausländer,   welche   als   Kläger   auftreten,    haben   dem   Be- 

i  klagten  auf  dessen  Verlangen   wegen  der  Prozesskosten  Sicher- 

heit zu  leisten. 

Diese  Verpflichtung  tritt  nicht  ein :  wenn  nach  den  Gesetzen 
des  Staates,  welchem  der  Kläger  angehört,  ein  Deutscher  in 
gleichem  Falle  zur  Sicherheitsleistung  nicht  verpflichtet  ist. 
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Aualäüder  haben  auf  das  ArmeDrecht  nur  insoweit  Anspruch, 
als  die  Gegenseitigkeit  verbürgt  ist. 
§§  723   und   328   (Urteilsexekution).     Davon  wird   später  speziell 
gehandelt. 

3.  Besonderheiten  bestehen  im  englisch-amerikanischen  Bechts- 
kreise  (trotz  der  Bemerkung  von  Wharton  §  731 :  In  England  Statutes 
haye  been  recently  passed  authorizing  tho  issuing  of  commissions  to 
foreign  courts  and  the  executing  by  English  judges  of  such  commissions 
when  Coming  from  abroad.  A  similar  Statute,  requiring  district  judges 
to  execute  such  commissions,  and  to  issue  compulsory  process  to  examine 
witnesses,  was,  in  1863,  adopted  in  the  United  States): 

a)  in    den    Vereinigten    Staaten    von    Amerika    (B.  B.    1889    II, 

8.  227,  No.  30). 

Nach  den  Vorschriften  eines  Gesetzes  der  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  vom  3.  März  1863  (Sektion  4071—4074 
der  revidierten  Statuten)  können  die  dortigen  Gerichtsbehörden 
von  fremden  Gerichten  auf  dem  Requisitorialwege  um  Einver- 
nahme von  Zeugen  nur  in  solchen  Prozessen  angesprochen 
werden,  in  welchen  es  sich  um  Erlangung  von  Geld  oder  son- 
stigen Verraögensstücken  handelt  (in  suits  for  the  recovery  of 
money  or  property)  und  bei  denen  die  Regierung  des  betreffenden 
Landes  Partei  ist  oder  sonst  irgendwie  interessiert  erscheint. 
Die  bezüglichen  Requisitorien  sind  an  den  Bezirksgerichtshof 
(Circuit  court)  des  Staates  oder  an  das  Kreisgericht  (District 
court)  des  Distriktes  der  Vereinigten  Staaten  zu  richten,  in 
welchem  die  einzuvernehmende  Person  ihren  Wohnsitz  hat  oder 
sich  aufhält.  Dabei  ist  das  Gesuch  um  Ernennung  eines  Be- 
vollmächtigten zur  Entgegennahme  der  gewünschten  Depositionen 
zu  stellen.  Als  ein  solcher  Bevollmächtigter  (commissioner)  kann 
in  dem  Requisitorial  von  vornherein  der  Schreiber  des  betref- 
fenden Gerichtes  bezeichnet  werden,  indem  diese  Beamten  in 
den  Vereinigten  Staaten  berechtigt  sind,  Depositionen  entgegen- 
zunehmen. 

b)  in  England  (B.  B.  1890  II,  S.  152/3). 

Gemäss  dem  grossbritannischen  Gesetz  19  und  20  Victoria 
c.  113  vom  29.  Juli  1856  kann  in  Civilsachen  auf  Ansuchen 
eines  fremden  Gerichtes  die  Einvernahme  von  Zeugen  in  dem 
Vereinigten  Königreiche  durch  die  englischen  Behörden  vorge- 
nommen werden.  Von  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  ist 
im  wesentlichen  folgendes  hervorzuheben. 

Xeili,  latemmtionales  Civilprozeasrecht.  4 
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Das  Ersuchsschreiben  muss  von  dem  Richter  oder  Gerichte, 
bei  welchem  der  in  Frage  kommende  Prozess  pendent  ist,  an 
den  höchsten  Qerichtshof  (King^s  Bench  Division)  in  London 
gerichtet  werden.  Es  sind  in  demselben  die  Verhältnisse,  um 
die  es  sich  handelt,  kurz  und  präzis  anzugeben,  sowie  die  Namen 
und  Adressen  der  einzuyemehmenden  Zeugen  deutlich  und  aus- 
führlich zu  bezeichnen.  Im  weitem  muss  das  Requisitorial  die 
Fragen,  welche  an  die  Zeugen  gerichtet  werden,  oder  die  Tat- 
sachen, über  welche  diese  sich  aussprechen  sollen,  enthalten. 
Die  Unterschrift  des  requirierenden  Beamten  ist  zu  beglaubigen 
(vergl.  B.  B.  1889  II,  726/727).  Die  Vermittlung  des  Ersuch- 
schreibens geschieht  auf  diplomatischem  Wege.  Bevor  der  Re- 
präsentant des  auswärtigen  Staates  in  England  (also  für  die 
Schweiz  das  Generalkonsulat  in  London)  das  Rogatorium  den 
englischen  Behörden  zukommen  lässt,  hat  er  demselben  ein 
Zeugnis  des  Inhaltes  beizufügen,  dass  das  kompetente  Gericht 
in  der  Sache  handle  und  diese  keine  politische  Angelegenheit 
betreffe.  Die  King's  Bench  Division  wird  nach  Empfang  eines 
solchen  Requisitorials  einen  englischen  Richter  oder  einen  anderen 
Beamten  (z.  B.  auch  den  schweizerischen  Generalkonsul  oder 
seinen  Vertreter)  zur  Vornahme  der  gewünschten  Zeugenabho- 
Hingen  ermächtigen.  Der  delegierte  Richter  oder  Beamte  kann 
die  Zeugen  zum  Erscheinen  und  zur  Abgabe  der  verlangten 
Erklärungen,  sowie  zum  Assertionseide  zwingen.  Dagegen  sind 
dieselben  nicht  verpflichtet,  auf  Fragen  zu  antworten,  die  An- 
schuldigungen gegen  sie  enthalten.  Die  Zeugen  müssen  für  den 
Zeitverlust  und  die  gehabten  Auslagen  sofort  entschädigt  werden, 
wie  wenn  sie  in  einem  vor  einem  englischen  Gerichte  anhängigen 
Prozesse  erschienen  wären. 

In  B.  B.  1888  II,  S.  777  findet  sich  die  kurze  Notiz: 

Requisitoriale  nach  Grossbritannien  werden  dem  General- 
konsulate in  London  übertragen,  welches  deren  Vollziehung 
direkt  besorgt. 

4.  Die  türkische  Gerichtspraxis  kennt  in  Civilsachen  weder  Zeugnis- 
zwang noch  eine  ex  officio -Vorladung  von  Zeugen.  Demzufolge  können 
nur  diejenigen  Zeugen  durch  die  türkischen  Gerichte  einvernommen 
werden,  welche  auf  Einladung  der  interessierten  Partei  freiwillig  er- 
scheinen. Wenn  es  der  Partei  nicht  gelingt,  die  Zeugen  zum  Erscheinen 
zu  bewegen,  kann  auch  kejne  Beweisaufnahme  erfolgen  (Z.  f.  int.  Priv.- 
u.  Str.-K.  I,  S.  424). 
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5.  Requisitoriale  beziehungsweise  Zeugeneinyernehmungen  in  Ägyp- 
ten sind  von  den  einzelnen  Generalkonsulaten  als  Tragern  der  Kon- 
sulargerichtsbarkeit zu  erledigen,  wenn  es  sich  handelt  um: 

a)  Angehörige  des  betreffenden  Staates, 

b)  Schutzbefohlene, 

c)  Personen,   die  sich   freiwillig  bereit  erklären,   ihre  Depositionen 
vor  dem  Konsulargerichte  zu  machen. 

Wenn  diese  Voraussetzungen  nicht  zutreffen,  wird  die  Erledigung 
des  Ersuchungsschreibens  den  Tribunaux  mixtes  überlassen  (B.  B.  1900 
I,  8.  840  und  841). 

in.    Es   gibt   auch  Sfaatsverträge,   durch   welche   die   gegenseitige 
Rechtshilfe  in  Civil-  und  Handelsprozessen  förmlich  zugesichert  ist. 
Hierher  gehört: 

1.  der  französisch -schweizerische  Staats  vertrag,  Art.  21: 


Die  beiden  vertragschliessen- 
den  Regierungen  verpflichten 
sieh,  die  Requisitorien,  welche 
durch  die  Gerichtsbeamten  der 
beiden  Länder  für  die  Instruk- 
tion von  Prozessen  in  Civil-  und 
Handelssachen  erlassen  worden 
sind,  auf  ihren  resp.  Gebieten 
auszuführen,  insoweit  als  die  Ge- 
setze des  liaodes,  wo  die  Voll- 
ziehung stattfinden  soll,  der  Aus- 
führung nicht  entgegenstehen. 

Die  Zustellung  der  genann- 
ten Requisitorien  soll  immer  auf 
dem  diplomatischen  Wege  und 
in  keiner  andern  Weise  statt- 


Les  deux  Gouvernements 
contractants  a^engagent  ä  faire 
ex6cuter  dans  leur  territoire 
respectif  les  commissions  roga- 
toires  d6cem6es  par  les  magi- 
strats  des  deux  pays,  pour  Fin- 
struction  des  affaires  civiles  et 
commerciales,  et  ce,  autant  que 
les  lois  du  pays  oü  Tex^cution 
deyra  avoir  lieu,  ne  s'y  oppo- 
seront  pas. 

La  transmission  des  dites 
commissions  rogatoires  devra 
toujours  dtre  faite  par  la  voie 
diplomatique  et  non  autrement. 


finden. 

Es   ist  noch   auf  das  erläuternde  Protokoll  (zu  diesem 
Artikel)  zum  Staats  vertrage  hinzuweisen. 
2.  der  Vertrag  zwischen  Spanien  und  der  Schweiz  über  die  gegen- 
seitige Vollstreckung   von    Urteilen   oder  Erkenntnissen   in  Civil-  und 
Handelssachen  (N.  F.  XVI,  S.  780).     Er  bestimmt  in  Art.  8: 

Les    actes   judiciaires,    tels  I        Las   actas   judiciales,    tales 


que  citations,  notifications,  som- 
mations,  commissions  rogatoires 
et   autres    actes    de   proc6dure 


como  citaciones,  notificaciones, 
requerimientos,  exhortos  y  demas 
diligencias  de  procedimiento  se 
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seront  transmis  k  qui  de  droit  transmitirdn  a  quien  corresponde 

par  les  agents  diplomatiques  ou  por  los  Agentes  diplomaticos  6 

consulaires   des   gouvernements  consulares  de  los  Gobiemos  res- 

respectifs;   le  gouyemement  du  pectivos.     El  Gobiemo  del  Pais 

pays  requis  veillera  k  leur  sig-  requerido  cuidard  de  su  notifi- 

nification,  soit  ex6cution,  k  moins  cacion  6  cumplimiento  k  no  ser 

que  les  r^gles  du  droit  public  que  las  reglas  de  derecho  p6- 

du  pays  requis  ne  s'y  opposent.  |  blicode  ^ste  nose  opongan  a  ello. 

3.  der  Staatsvertrag  zwischen  Frankreich  und  dem  Qrossherzogtum 
Baden  von  1846  über  die  wechselseitige  Vollstreckbarkeit  der  Urteile 
in  bürgerlichen  Rechtssachen,  sowie  die  Zustellung  gerichtlicher  Akte 
und  Ersuchungsschreiben.  Auch  er  erkannte  die  Rechtshilfepflicht  an. 
Art.  4  bestimmt: 


Les  deux  Gouyernements 
contractant  s'engagent  k  fedre 
remettre  les  significations  ou 
citations,  et  k  faire  ex6cuter  les 
commissions  rogatoires,  tant  en 
matidre  civile  que  criminelle, 
autant  que  les  lois  du  pays  ne 
s'y  opposent  point.  Les  r6c6- 
piss^s  des  significations  et  cita- 
tions  seront  d61ivr6s  r^ciproque- 
ment. 


Beide  kontrahierenden  Staaten 
verpflichten  sich  femer,  Zustel- 
lungen, Ladungen  und  Ersuch- 
schreiben um  Vornahme  gericht- 
licher Handlungen  in  Kriminal- 
und  Civilsachen  durch  ihre  Be- 
hörden vollziehen  zu  lassen, 
soweit  die  Gesetze  des  Landes, 
an  dessen  Behörde  das  Ansuchen 
gestellt  wird,  nicht  entgegen- 
stehen, auch  auf  Verlangen  Be- 
scheinigung über  die  geschehene 
Zustellung  zu  erheben  und  mit- 
zuteilen. 
4.   der  Rechtshilfevertrag  zwischen   der  österreichisch-ungarischen 

Monarchie    und    dem    Königreiche    Serbien    vom    6.   Mai    1881.     Vgl. 

V.  Leitmaier,   Der   serbische   Civilprozess    nebst  Eonkursordnung   und 

einem  Anhange  über  den  Rechtshilfevertrag  zwischen  Österreich-Ungarn 

und  Serbien.     Wien  1885,  S.  263—286. 

IV.  Eine  neue  Rechtsepoche  charakterisiert  bezüglich  der  Rechtshilfe 
die  seit  1899  in  Kraft  stehende  Haager  Übereinkunft  innerhxüb  des 
Gebietes,  in  welchem  sie  gilt,    ' 

Hier  ist  als  besonders  wichtig  hinzuweisen  auf: 

1.  die  Mitteilung  gerichtlicher  oder  aussergerichtlicher  Urkunden 
(litt,  a), 

2.  die  Ersuchungsschreiben  (litt.  b). 
Vgl.  §  7  u.  11. 
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Anmerkungen. 

1.  Die  Rechtshilfe  wird  in  gewisaen  Richtungen  auch  bezüglich  der  strufrecht- 
lichen  Ajosprilche  des  Staates  gewährt  (ygl.  auch  S.  52  Nr.  3).  Femer  im  Gebiete 
der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit,  z.  T.  im  Konkursrechte,  nicht  aber  im  Steuerrechte. 

2.  Es  gibt  Staatsverträge,  durch  welche  sich  die  Staaten  eine  diplomatische 
Rechtshilfe  yersprechen.  Umgekehrt  gibt  es  auch  Staaten,  welche  sich  von  Gesell- 
schaften bei  Konzessionsakten  den  Verzicht  auf  diplomatische  Intervention  versprechen 
lassen  (San  Salvador). 

Es  ist  hier  hinzuweisen  auf  die  gegenseitige  Statuierung  der  Fürsorgepflicht 
aus  Gründest  internationaler  Humanität.    In  diese  Kategorie  fällt: 

aj  die  Übereinkunft  zwischen  Frankreich  und  der  Schweiz  betreffend  unent- 
geltliche Verpflegung  der  Geisteskranken  und  verlassener  Kinder  von  1882/8 
(N.  F.  Vn,  8.  186).     Art.  2  und  8  lauten : 

Art.  2.  Die  durch  diese  Unterstützung  und  Verpflegung,  sowie 
durch  die  Heimreise  bis  an  die  Grenze,  oder  durch  die  Beerdigung 
der  unterstatzten  Personen  entstandenen  Kosten  können  weder  von 
den  Staatskosten  noch  von  den  Gemeinden  oder  andern  öffentlichen 
Kasson  des  Staates,  welchem  sie  angehören,  zurflckgefordert  werden. 

Art.  3.   Jedoch  wird  das  Recht,  die  Rückvergütung  dieser  Kosten 

zu  reklamieren,  vorbehalten,    wenn  die  unterstutzte  Person  selbst  oder 

andere    zu   ihrer  Unterstützung  verpflichtete  Personen  in  der   Lage 

sind,  dieselben  bezahlen  zu  können.   Jede  der  beiden  Regierungen^  wird 

c?ef  andern  Regierung  zum  Zwecke  dieser  Rückvergütung  nach  Mass- 

gäbe  der  Gesetzgebung  des  Latules  zulässige  Unterstützung  gewähren. 

b)  der  Staatsvertrag   zwischen   der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  und 

der  Schweiz  von   1875/6   zur  Regelung  der  NiederlaBSungsverMlti^lsB^   eto* 

(».  F.  II,  S.  148)  Art.  7. 

]^  kann  leicht  vorkommen,  dass  hier  Streitigkeiten  über  die  Nationalität  der 

be^ffenden  Personen  entstehen. 

3.  Eine  diplomatische  Einmischung  der  fremden  Staaten  in  die  einheimische 
Rechtspflege  ist  unzulässig.  Ein  Schutz  durch  diplomatische  Mittel  ist  nur  in  zwei 
Fällen  erlaubt,  wenn  vorliegt : 

a)  entweder  eine  Rechtsverweigerung  (denegatio  justittee), 

b)  oder  eine  Rechtsverzögerung  (protractio  justitise). 

Abgesehen  davon  ist  jede  Einmischung  in  die  fremde  Rechtspflege  unstatthaft 
(Bluntschli,  Das  moderne  Völkerrecht,  2.  Aufl.,  §  380;  Heffter,  Völkerrecht,  8.  Aufl. 
ed.Geffken,  S.  223 ;  Phillimore,  Commentaries  upon  international  law,  8.  ed.  III,  S.  38,  41). 

4.  Von  einer  überaus  anachronistischen  Auffassung  über  die  internationale  Rechts- 
hilfe berichtet  Bouvier,  Law  Dictionary  II,  p.  29,  14.  ed. :  In  Nelson  United  States  1 
Peters  C.  C.  236  will  be  found  a  copy  of  letters  rogatory,  issued  to  the  courts  of 
Havana  according  to  the  form  and  practice  of  the  civil  law,  on  an  occasion  when  the 
authorities  there  had  prevented  the  execution  of  a  commission,  regarding  any  attempts 
to  take  testimony  under  it  as  an  interference  with  the  rights  of  the  judicial  tribunaJs 
of  ihat  place. 

5.  L.  Loewenwald,  Lehrbuch  der  Civil prozessordnung  für  das  deutsche  Reich, 
Berlin  1903,  begnügt  sich  8.  7  mit  dem  Satze :  Über  die  Rechtshilfe  im  Auslande 
gelten  die  Grundsätze  des  internationalen  Rechts. 
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6.  Dudley  Field  stellt  in  Art  664  folgenden  Satz  auf:  II  est  du  devoir  des 
tribunaux  d^une  nation  d^aider  les  tribunaux  des  autres  nations  k  reoueillir  des  preuyes, 
8ur  la  requ6te  en  forme  authentique  des  tribunaux  Tangers,  transmise  de  la  mani^ 
presorite  par  les  lois  de  la  nation  dans  le  territoire  de  laquelle  la  preuve  doit  ötre 
recueillie. 


§11.    Die  internationale  Rechtshilfe  auf  Grund  der 

Haager  Obereinkunft. 

I.  Die  Haager  Übereinkunft  hat  die  Gewährung  der  Rechtshilfe  im 
internationalen  Leben  zu  einer  völkerrechtlichen  Pflicht  erhoben  und  die 
Zulässigkeit  einer  Ablehnung  an  ganz  bestimmte  und  enge  Voraussetzungefi 
geknüpft. 

1.  Was  bisher  Yon  der  Doktrin  als  dem  Rechte  entsprechend  fest- 
gestellt worden  ist,  hat  die  Übereinkunft  zum  Bestandteil  des  yertrag- 
lichen  Rechts  gemacht.     Darin  liegt  zweifellos  ein  Fortschritt. 

Die  Übereinkunft  ordnet,  soweit  es  sich  um  die  internationale 
Rechtshilfe  handelt,   zwei  Materien,   die  hier  erwähnt  werden  müssen: 

aj  Sie  statuiert  eine  Zustellungspflicht  in  Civil-  und  Handelssachen 
(Art.  1 — 4).  Darunter  fallen  auch  Angelegenheiten  der  frei- 
willigen Gerichtsbarkeit  (vgl.  Actes  de  la  premiere  Conference 
1893,  p.  57).  Darnach  können  auch  Kündigungen,  Notifikationen, 
Realanerbieten,  Mahnungen  auf  dem  im  Übereinkommen  vor- 
gesehenen diplomatischen  Wege  zugestellt  werden.  Allerdings 
richtet  sich  die  rechtliche  Bedeutung  dieser  Schritte  nach  dem- 
jenigen Rechte,  dem  das  Rechtsverhältnis  unterworfen  ist.  Der 
Vertrag  sagt  nichts  davon,  ob  die  Zustellungspflicht  sich  auch 
auf  öfientlich-rechtliche  Mitteilungen  beziehe  und  es  ist  davon 
auszugehen,  dass  es  diese  nicht  im  Auge  hatte. 

b)  das  Übereinkommen  ordnet  die  Requisitoriale  in  Civil-  und 
Handelssachen  (Art.  5 — 10).  Es  wird  im  Titel  von  commissions 
rogatoires  („Ersuchungsschreiben'')  gesprochen  und  im  Texte 
des  Art.  5  wird  als  darunter  fallend  die  Vornahme  von  „actes 
d'instruction  et  actes  judiciaires**  bezeichnet. 

Besonders  zu  beachten  ist,  dass  eine  internationale  Rechtspflicht 
geschaffen  wurde,  die  Requisitoriale  eventuell  an  das  zuständige  Gericht 
desselben  weiterzugeben  (Art.  8). 

Überdies  wurde  eine  Benachrichtigungspflicht  statutiert  (Art.  9). 
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2.  Die  mit  der  Übereinkunft  verbundene  Tendenz  geht  dahin,  iie 
Gewährung  der  internationalen  Rechtshilfe  auszuweiten  und,  um  diesen 
Zweck  zu  erreichen,  wurde  die  engere  und  konkretere  Formulierung  in 
Art.  2  und  7  gewählt.  Die  Zustellung  von  Urkunden  und  die  Aus- 
fuhrung des  Ersuchungsschreibens  unterliegt  einer  eingehenden  sachlichen 
Prüfung  durch  den  requirierten  Staat  nicht.  Sie  kann  nur  dann  ver- 
weigert werden,  wenn  die  Hoheitsrechte  des  requirierten  Staates  verletzt 
werden  oder  seine  Sicherheit  gefährdet  wird.  Darnach  hat  der  interne 
Staat  die  Rechtshilfe  z.  B.  zu  gewähren : 

a)  obschon  die  Kompetenz  des  auswärtigen  Gerichts  zu  den  be- 
treffenden Klagen,  in  deren  Interesse  die  Erhebungen  erfolgen, 
nach  dem  internen  öffentlichen  Rechte  ausgeschlossen  ist.  Dieser 
Satz  ist  namentlich  auch  für  die  Schweiz  wichtig  angesichts  des 
Art.  59  B.  V. 
bj  auch  wenn  es  sich  um  Beweiserhebungen  in  Klagen  handelt,  die 
der  requirierte  Staat  nicht  zulässt.  Man  denke  an  Yaterschafts- 
und  Ehescheidungsklagen  (vgl.  schon  auf  Grund  des  allgemeinen 
Rechts  in  diesem  Sinne  Lammasch  in  v.  Holtzendorffs  Handbuch 
des  Völkerrechts  III,  S.  389). 

c)  auch  wenn  es  sich  um  die  Abhörung  von  Personen  handelt,  die 
im  internen  Rechte  nicht  zeugonfahig  sind. 

d)  auch  wenn  es  sich  um  Beweiserhebungen  durch  Zeugeneinver- 
nehmungen handelt  in  Klagen^  in  welchen  nach  dem  internen 
Rechte  der  Zeugenbeweis  überhaupt  nicht  (sondern  nur  Urkunden- 
beweis)  zulässig  ist. 

Auf  der  andern  Seite  kann  der  interne  Staat  nicht  verpflichtet  sein, 
Requisitoriale  auszuführen,  wenn  sie  sich  beziehen  auf 

a)  Zeugenerhebungen  über  Dinge,  welche  der  requirierte  Staat  als 
Staatsgeheimnis  ansieht  (Actes  1894,  p.  51). 

b)  Beweiserhebungen  über  militärische  Pläne  oder  über  geheime 
staatliche  Yerständigungen  (Actes  das.). 

Und  was  die  Zustellung  gerichtlicher  und  aussergerichtlicher  Ur- 
kunden anbetrifft,  so  ging  man  bei  der  Beratung  des  Übereinkommens 
auch  hier  davon  aus,  dass  der  betreffende  Akt  einer  Prüfung  hinsicht- 
lich seiner  Natur  und  seines  Inhalts  nicht  unterliege,  soweit  sie  nicht 
nach  Art.  2  geboten  ist.  Unter  die  hier  erwähnte  Ausnahme  würde 
beispielsweise  fallen: 

a)  die  Mitteilung  der  Vorladung  eines  fremden  Souveräns  oder 
eines  fremden  Staats  (Actes  1893,  p.  64). 
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.  b)  Die  Mitteilung  anarchistischer  oder  unmoralischer  Schriften 
(Actes  1894,  p.  51). 
Dagegen  kann  der  interne  Staat  die  Mitteilung  von  Zitationen  und 
Urkunden  nicht  ablehnen,  obschon  das  auswärtige  Gericht  eine  Kompetenz 
oder  eine  Gerichtsbarkeit  zum  Erlass  derselben  nicht  besitzt.  Dies  ist 
wiederum  für  die  Schweiz  wegen  Art.  59  B.  V.  sehr  wichtig.  Wenn 
im  Auslande  Klagen  gegen  schweizerische  und  in  der  Schweiz  domizi- 
lierte Untertanen  gestützt  auf  die  auswärtigen  Kompetenzbestimmungen 
erhoben  wurden,  war  es  bis  anhin  möglich,  die  Annahme  der  Zitation 
zu  verweigern  und  sich  auf  diese  Weise  die  Einrede  gegen  die  Rechts- 
kraft des  Urteils  zu  sichern. 

II.  Hinsichtlich  des  auf  die  Rogatorien  anzuwendenden  Rechts  ist 
durch  das  Übereinkommen  der  Satz  statuiert,  da^s  auf  die  besondem 
Rechtsformen  des  requirieretiden  Staates  Rücksicht  genommen  werden 
solle, 

1 .  Dem  internen  Richter  ist  es  schon  nach  dem  bisherigen  Rechte 
erlaubt,  bei  einzelnen  Akten  der  Rechtshilfe  (Eüdesleistungen  von  Zeugen 
und  Experten,  Befragung,  Anwesenheit  der  Parteien  bei  der  Einvernahme 
usw.)  das  auswärtige  Recht  anzuwenden,  wenn  der  auswärtige  Staat 
es  wünscht  und  das  Gesetz  des  requirierten  Gerichts  dies  nicht  aus- 
drücklich verbietet  (v.  Bar,  Lehrbuch,  S.  177). 

2.  Nach  der  Haager  Übereinkunft  ist  dem  Ansuchen  des  requirierenden 
Staates  zu  entsprechen,  „sofern  die  Gesetzgebung  des  requirierten  Staates 
das  gewünschte  Verfahren  nicht  verbietet"  (Art.  10). 

Renault  bemerkt  mit  Recht  zu  Art.  10  im  Annuaire  de  l^gislation 
frangaise  1900  XIX,  p.  112,  Note  1:  Cela  pourrait  trouver  son  appli- 
cation  notamment  en  ce  qui  concerne  la  prestation  de  serment  Es  kann 
sich  dabei  handeln  um  die  Einvernehmung  von  Zeugen  ohne  oder  mit 
Eidesleistung,  je  nachdem  die  ausländische  Gesetzgebung  die  Eidesab- 
nahme verlangt,  während  das  interne  Recht  den  Eid  nicht  kennt. 

III.  Das  Üheveinkommen  hat  in  Art,  0  bezüglich  der  Rogatorien  — 
unter  Vorbehalt  anderer  Verständigung  —  die  Beilegung  einer  Über- 
setzung in  eine  vereinbarte  Sprache  statuiert^  ivenn  das  Requisitorial  nicht 
in  der  Sprache  des  requirierten  Gerichts  ahgefasst  ist.  Der  richtigen 
Auffass^ing  nach  gilt  der  dort  aufgestellte  Grundsatz  auch  bezüglich  der 
gerichtlichen  und-  ausser  gerichtlichen   Urkunden. 

1.  Das  Requisitorial  kann  abgefasst  werden: 
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a)  entweder  in  der  Sprache  des  ersuchten  Staates, 

b)  oder  in  einer  beglaubigten  Übersetzung  in  die  zwischen  den 
betreffenden  Staaten  vereinbarte  Sprache,  —  also  kann  es  auch 
eine  dritte  Sprache  sein. 

2.  In  einem  Spezialfälle  gab  die  internationale  Übereinkunft  Anlass 
2U  einem  kleinen  Anstand  zwischen  der  Schweiz  und  der  österreichisch- 
ungarischen Monarchie.  Gestützt  auf  Art.  1  des  Übereinkommens  ver- 
langte die  k.  u.  k.  österreichisch-ungarische  Gesandtschaft  die  Zustellung 
«ines  von  einem  ungarischen  Gerichte  ausgehenden  Aktenstückes,  welches, 
wie  der  dazugehörige  Empfangsschein,  nur  in  ungarischer  Sprache 
vorgelegt  wurde.  Der  Bundesrat  stellte  sich  auf  den  Standpunkt,  dass, 
wenn  auch  die  Ubersetzungspflicht  des  requirierenden  Staates  nur  in 
Art.  6  des  Übereinkommens  (bei  den  Rogatorien)  vorgesehen  sei,  die- 
selbe dennoch  auch  bei  den  Zustellungen  bestehe,  da  einmal  die  Zu- 
stellungspflicht keine  absolute  sei  und  deshalb  der  requirierte  Staat, 
um  die  Prüfung  seiner  Yerpflichtung  vornehmen  zu  können,  das  zuzu- 
stellende Aktenstück  in  seiner  Sprache  erhalten  müsse,  andererseits  die 
Zustellung  auf  diplomatischem  Wege  erfolge  und  die  Sprache  des 
diplomatischen  Verkehrs  traditionell  die  französische  sei,  also  mindestens 
<jine  französische  Übersetzung  gefordert  werden  dürfte.  Die  k.  k.  öster- 
reichisch-ungarische Regierung  weigerte  sich,  diesem  Wunsche  nachzu- 
kommen (B.  B.  1900  I,  S.  784). 

Ohne  Anerkennung  des  von  Österreich-Ungarn  eingenommeneu 
Standpunkts  wurde  der  Anstand  durch  einen  vorläufigen  jederzeit 
bedingungslos  widerruflichen  Modus  vivendi  dahin  geregelt  (B.  B.  1901  II, 
S.  5): 

a)  den  Aktenstücken  ist  in  der  Regel  keine  Übersetzung  beizugeben. 

h)  in  der   das   Aktenstück   übermittelnden  Note   sind   die   Person, 

welcher,  und  der  Ort,  wo  zugestellt  werden  soll,  mit  möglichster 

Genauigkeit  zu  bezeichnen  und  soll  der  Inhalt  des  Aktenstückes 

kurz  mitgeteilt  werden. 

c)  wird  eine  Übersetzung  verlangt,  so  ist  dieselbe  nach  dem  Vor- 
schlag des  k.  ungarischen  Justizministeriums  von  der  die  Zustellung 
beantragenden  auf  Kosten  der  die  Zustellung  bewirkenden 
Regierung  zu  liefern. 

Man  kann  zugunsten  der  ungarischen  Auffassung  sagen,  es  müsse 
laut  Art.  1  das  Original  zugestellt  werden  und  die  Übersetzung  sei  also 
Sache  desjenigen  Staates,  der  sie  für  sich  wünsche.    Indessen  ist  dieses 
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Argument  nicht  durchschlagend;  denn  die  Übereinkunft  bildet  einen 
einheitlichen  Akt,  und  es  besteht  kein  innerer  Grund,  weswegen  die 
Sache  bei  der  Abteilung  a  anders  zu  entscheiden  wäre  als  bei  der 
Abteilung  6.  An  beiden  Orten  hat  der  requirierte  Staat  das  Recht, 
eine  gewisse  Prüfung  der  Sache  vorzunehmen  und  dazu  muss  ihm  doch 
die  Möglichkeit  eingeräumt  werden,  die  Urkunden  zu  lesen  und  zwar 
so,  dass  er  nicht  noch  besondere  Kosten  und  Aufwendungen  zu  machen 
hätte;  denn  es  wird  ja  an  seine  Dienste  appelliert!  Daran  ändert  die 
Tatsache  nichts,  dass  jene  Prüfung  (in  Art.  2  und  7)  in  sehr  enge 
Grenzen  gewiesen  ist:  die  Akte  müssen  dazu  doch  zum  wenigsten 
gelesen  werden  können !  Ich  habe  denn  auch,  ehe  der  sprachliche 
Konflikt  mit  Österreich-Ungarn  ausgebrochen  war,  schon  die  gleiche  Meinung 
vertreten.  Vgl.  Meili,  Das  internationale  Privatrecht  und  die  Staaten- 
konferenzen im  Haag  (1900),  S.  11,  Anm.  1. 

IV.  Bezüglich  der  hier  besprochenen  Rechtshilfe  ist  durch  das 
Übereinkommen  der  diplomatische  Verkehr  vereinbart  worden,  —  unter 
Vorbehalt  bestehender   Vertrüge. 

1.  Das  Übereinkommen  ist  nicht  so  weit  gegangen,  die  Beförderung 
oder  Mitteilung  gerichtlicher  Akte  durch  die  Post  allgemein  als  zulässig 
zu  erklären.  Dies  kann  nur  geschehen,  wenn  die  Gesetze  der  beteiligten 
Staaten  oder  die  zwischen  ihnen  bestehenden  Vereinbarungen  es  erlauben» 
Auch  wurde  nicht  etwa  der  direkte  Verkehr  unter  den  Gerichten  aus- 
gesprochen. 

2.  Bezüglich  der  Verständigungen  unter  den  Staaten  ist  auf  §§14 
und  23  zu  verweisen. 

V.  Die  Tragung  der  Kosten  über  die  Gewahrung  der  internationalen 
Rechtshilfe  ist  durch  die  Haager  Übereinkunft  nicht  geregelt. 

1.  Die  Schweiz  hat  eine  kleine  Zustellungsgebühr  (von  Fr.  1. — 
bis  Fr.  1.50)  berechnet,  um  die  Kosten  wieder  einzubringen.  Ungarn 
opponierte  hiegegen  in  einem  Spezialfall. 

2.  In  dem  Kreisschreiben  des  Zürch.  Obergerichts  an  die  Bezirke- 
gerichte und  Friedensrichterämter  (vom  5.  September  1899)  wird  gesagt: 

Die  Kosten  der  Erledigung  von  Ersuchscb reiben  können  in  der 
bisherigen  Weise  bei  der  requirierenden  Stelle  erhoben  werden. 
Im  weitem  darf  bei  Anordnung  kostspieliger  Rechtshandlungen^ 
wie  Aufnahmen  von  Expertisen,  Übersetzungen  und  dgl.  von 
der  ersuchenden  Behörde  eine  Erklärung  darüber  verlangt  werden^ 
dass  die  entstehenden  Auslagen  sichergestellt  seien. 
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Dabei  müssen  aber  die  bestehenden  Staatsverträge  ausdrücklich 
reserviert  werden. 

Anmerkungen. 

1.  Das  Zürcherische  Obergericht  bemerkt  in  dem  Ereissohreiben  an  die  Bezirks- 
gerichte und  die  Friedensrichterämter  (yom  5.  September  1899) : 

Neu  ist  die  Bestimmung  yon  Art.  6,  wonach  die  Ersuchschreiben  entweder  in 
der  Sprache  des  ersuchten  Staates  abgefasst  oder,  vorbehaltlich  anderweitigen  Über- 
einkommens, von  einer  als  wortgetreu  beglaubigten  Übersetzung  in  die  zwischen  den 
beiden  beteiligten  Staaten  vereinbarte  Sprache  begleitet  sein  muss.  Es  werden  zwar 
Aber  diese  spezielle  Frage  wohl  noch  weitere  Vereinbarungen  der  Schweiz  mit  ihren 
Nachbarstaaten  getroffen  oder,  wo  solche  schon  früher  bestanden  haben,  erneuert 
werden  müssen.  Aber  auch  schon  vorher  empfiehlt  es  sich,  wie  bisanhin,  Rogatorien 
in  französischer  oder  italienischer  Sprache  ohne  weiteres  anzunehmen,  da  diese 
Spraohen  in  der  Bundesverfassung  (Art.  116)  und  im  Verfahren  vor  Bundesgericht 
in  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  (Art.  80  des  Gesetzes  vom  22.  November  1850) 
als  mit  der  deutschen  gleichberechtigt  anerkannt  sind.  Andere  Schriftstücke  dürfen 
aber  von  nun  an  jeweilen  zur  Anfertigung  von  Übersetzungen  zurückgewiesen  werden. 

2.  In  dem  zitierten  Kreisschreiben  des  Zürcherischen  Obergerichts  an  die  Bezirks- 
gerichte und  die  Friedensrichterämter  (vom  5.  September  1899)  wird  gesagt:  Die 
Vorschriften  über  Mitteilung  von  Urkunden  und  über  Ersuchsohreiben  (litt,  a  und  b 
der  Übereinkunft)  stellen  sich  als  eine  erwihischte  Vereinfachung  und  Verbesserung 
des  bezüglichen  Rechtsverkehrs  dar. 


§  12.  Spezielle  Ausführungen  über  die  Requisitoriale. 

F.  8.  van  Reesema,  Rogatoire  conunissle  (Prcefschr.,  Leiden  1879). 

I.  Die  Gewährimg  der  internationalen  Bechtshilfe  ist  an  die  Vor- 
aussetzung geknüpft,  dass  dadurch  das  interne  öffentliche  Recht  und  die 
öffentliche  Ordnung  nicht  verletzt  werde. 

1.  Ganz  vereinzelt  hat  das  interne  Recht  über  diese  Frage  eine 
EoIIisionsnorm  aufgestellt.  In  dieser  Beziehung  ist  auf  §  159  des 
deutschen  Gerichtsverfassungsgesetzes   zu  verweisen,   der  dahin  lautet: 

Das  Ersuchen  darf  nicht  abgelehnt  werden.  Das  Ersuchen 
eines  nicht  im  Instanzenzuge  vorgesetzten  Gerichts  ist  jedoch 
abzulehnen^  wenn  dem  ersuchten  Gerichte  die  ortliche  Zuständig- 
keit mangelt,  oder  die  vorzunehmende  Handlung  nach  dem  Rechte 
des  ersuchten  Gerichts  verboten  ist. 

2.  Die  bisherige  Praxis  stützte  sich  auf  die  allgemeinen  Grundsätze. 
Damach  ging  man  davon  aus,  dass  das  Ausland  dem  internen  Gerichte 
niemals  die  Vornahme  prozessualischer  Handlungen  zumuten  dürfe,  die 
mit  dem  öffentlichen  Rechte  und  mit  der   guten  Ordnung  des   internen 
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Staatswesens  irgendwie  in  Widerspruch  stehen.  Nach  Lammasch  in 
V.  HoltzendorflFs  Handbuch  des  Völkerrechts  III,  8.  389— 391)  und  nach 
meiner  eigenen  Kenntnis  der  Sache  ging  es  nicht  an: 

a)  eine  ausländische  Zitation  einem  Inländer  anzulegen,   wenn  die 
Kompetenz  des  auländischen  Gerichts  durch  eine  Yerfassungsnorm 
ausgeschlossen  (vgl.  namentlich  Art.  59  B.  Y.). 
h)  einen  Beamten  zu  einer  Zeugendeposition  zu  zwingen,  wenn  das 
interne  Recht  ihm  das  Amtsgeheimnis  auflegt. 

c)  einen  Geistlichen  als  Zeugen  abzuhören,  wenn  zwar  das  aus- 
ländische Becht  den  Beichtzwang  nicht  kennt,  wohl  aber  das 
interne  Recht. 

d)  die  Abnahme  eines  Eides  oder  einer  Erklärung  darüber  zu  ver- 
anlassen,  wenn  dies  nach  dem  internen  Recht  unzulässig  ist. 

3.  In  kx\.  21    des  französisch-schweizerischen  Staatsvertrages    ist 

die   Pflicht)  Commissions    rogatoires    auszuführen,  an    die    Bedingung 

geknüpft: 

autant  que  les  lois  du  pays  oü  Texecution  devra  avoir  lieu, 

ne  s^y  opposeront  pas. 

Damit  stimmt  Art.  10  des  italienisch-serbischen  Vertrags  (Lammasch 
in  V.  HoltzendorfFs  Handbuch  des  Völkerrechts  III,  S.  389). 

II.  Hihskhtlich  der  Redaktion  und  der  Form  der  Rogatoriefi  sind 
verschiedene   Vorschriften  zu  beachten, 

1.  Die  Rogatorion  sind  mit  der  grössten  Sorgfalt  auszuarbeiten. 
Die  Tatsachen  müssen  kurz,  nervöse  und  deutlich  angegeben  und  die 
einzelnen  schriftlichen  Begehren  um  Einvernehmungen  von  Zeugen  oder 
um  Erhebung  von  Expertisen  in  einer  Weise  formuliert  sein,  dass  darüber 
kein  Zweifel  walten  kann.    Vgl.  auch  S.  50  oben. 

2.  Die  Rogatorien  müssen  in  einer  international  geläufigen  Sprache 
abgefasst  sein.  Doch  bestehen  darüber  keine  allgemein  gültigen  Regeln 
und  man  kann  auch  nicht  auf  die  Grundsätze  dos  diplomatischen  Ver- 
kehrs rekurrieren,  in  welchem  die  französische  Sprache  vorwiegt!  Am 
richtigsten  ist  es  zweifellos,  die  Rogatorien  in  die  Sprache  übersetzen 
zu  lassen,  deren  sich  das  requirierte  Gericht  bedient.  In  der  Schweiz 
werden  Requisitoriale,  die  in  einer  der  drei  Nationalsprachen  ausgestellt 
sind,  ohne  weiteres  angenommen  (vgl.  jetzt  Art.  6  des  Haager  Über- 
einkommens). 

Immerhin  sind  in  der  Praxis  einzelne  spezielle  Verhältnisse  zu 
beachten : 
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a)  bei  dem  direkten  Verkehre  der  Gerichte  zwischen  Deutschland 
und  der  Schweiz  ist  es  statthaft,  dass  die  schweizerischen  Requi- 
sitoriale  in  derjenigen  Sprache  abgefasst  werdeo,  deren  sich  die 
requirierenden  Gerichte  bedienen. 

Ein  württembergischos  Oberamt  lehnte  den  Vollzug  einer 
Requisition  des  Polizeidepartements  des  Kantons  Neuenburg  ab, 
weil  dieselbe  nicht  in  deutscher  Sprache  geschrieben  sei.  Der 
Bundesrat  brachte  diesen  Vorgang  zur  Kenntnis  der  kaiserlich 
deutschen  Gesandtschaft  mit  dem  Bemerken,  dass  das  Begehren 
der  württembergischon  Behörde  nicht  gerechtfertigt  erscheine, 
weil  das  Polizeidepartement  des  Kantons  Neuenburg,  indem  es 
sich  der  französischen  Sprache  bediene,  nur  seine  eigene  offizielle 
Sprache  gebraucht  habe  und  nicht  eine  fremde  und  die  requirierte 
deutsche  Behörde  selbstverständlich  in  gleicher  Weise  verfahren 
könne.  Die  deutsche  Gesandtschaft  machte  in  der  Antwort  die 
Mitteilung,  dass  das  württembergische  Staatsministerium  die 
Oberämter  ermächtigt  habe,  mit  den  schweizerischen  Behörden 
direkt  zu  verkehren,  in  welchem  Falle  die  beiderseitigen  Behörden 
ihrer  Amtssprache  sich  bedienen  (B.  B.  1887  II,  S.  671  und  672). 

b)  Im  Staatsvertrage  zwischen  Spanien  und  der  Schweiz  über  die 
gegenseitige  Vollstreckung  von  Urteilen  oder  Erkenntnissen  in 
Civil-  und  Handelssachen  wird  (Art.  8)  bestimmt: 

Ces  actes,  citations,  noti- 1  .  Estas  actas,  citaciones,  no- 
fications,  sommations,  etc.,  tificaeiones,  requerimientos,  etc., 
devront  dtre*  accompagnes  de  deber&n  ir  acompanadas  de  tra- 
traductions  fran^aises  düment.  duciones  franoesas  debidamente 
certifi6es ,  s'ils  6taient  r^dig^s  certificadas,  si  estuvieran  redac- 
dans  une  autre  langue.  tadas  en  cualquier  otro  idioma. 

c)  Der  italienisch-rumänische  Vertrag  enthält  in  Art.  9  folgende 
Bestimmung  (Lammasch  in  v.  HoltzendorflFs  Handbuch  des  Völker- 
rechts III,  S.  386): 

Les  deux  gouvemements  accepteront  r^oiproquement  les 
actes  traduits  en  i&an^a.is,  en  se  chargeant  de  leur  traduotion 
dans  la  langue  du  pays,  en  cas  que  leurs  lois  judiciaires  d^fendent 
rintimation  d'un  acte  quelconque  dans  une  langue  4trang^re. 

8.  Der  requirierende  Richter  muss  der  requirierten  Behörde  g^en- 
iiber  die  Beobachtung  der  Reziprozität  anbieten  (assertio  reciproci). 
a)  Eine  rechtliche  Pflicht  ist  dies  gegenüber  allen  denjenigen  Staaten, 
in  denefn  die  Rechtshilfe  noch  nicht  als  internationale  Obligation 
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angesehen  wird.  Vollends  klar  ist  die  Sache  dann,  wenn  die 
Rechtshilfe  nur  unter  der  Voraussetzung  der  Reziprozität  gewährt 
wird. 

Wenn  die  Reziprozität  durch  diplomatische  Erklärungen 
ausgesprochen  sein  muss,  ist  zum  mindesten  eine  Verweisung 
auf  die  Tatsache,   dass  es  geschah,  geboten. 

b)  Im  übrigen  ist  jene  Formel  ein  Bestandteil  der  modernen  comitas 
gentium  auch  da,  wo  durch  Staatsvertrag  die  Rechtshilfe  zuge- 
sichert ist. 

4.  Der  requirierende  Richter  muss  auch  erklären,  dass  er  die  er- 
laufenden Kosten  bezahlen  werde,  soweit  das  Gegenteil  nicht  staatsyer- 
traglich  bestimmt  ist. 

5.  Die  Legalisation  der  Unterschriften  in  den  Requisitorialien  durch 
die  auswärtigen  Vertreter  ist  im  allgemeinen  in  Europa  nicht  notwendig. 
Freilich  verlangt  Portugal  die  Beglaubigung.  Auf  Ersuchungsschreiben 
hat  daher  in  der  Schweiz  vor  allem  die  Legalisation  der  Unterschrift 
des  requirierenden  Beamten  durch  die  kantonale  Staatskanzlei  stattzu- 
finden, welcher  hierauf  diejenige  des  Bundeskanzlers  und  des  portu- 
giesischen Repräsentanten  folgt  (B.  B.  1890  II,  S.  152).  Und  in 
ähnlicher  Weise  ist  vorzugehen,  wenn  es  sich  um  Requisitorialien  nach 
England  (S.  49/50  oben)  und  nach  überseeischen  Staaten  handelt. 

6.  Die  Mitteilung  der  Rogatorien  und  der  Protokolle  über  ihre 
Erledigung  muss,  soweit  nicht  Ausnahmen  vereinbart  sind,  durch  die 
Vermittlung  der  Regierungen  geschehen,  —  es  ist  hier  auf  das  früher 
Gesagte  zu  verweisen. 

7.  Die  Rechtshilfe  kann  durch  Staatsvertrag  an  die  Beobachtung 
bestimmter  Formalitäten  gebunden  sein.  Dies  trifft  zu  hinsichtlich  des 
Staatsvertrags  zwischen  Frankreich  und  Sardinien  vom  24.  März  1760 
mit  der  Deklaration  von  1860  zwischen  Frankreich  und  Italien  bezüglich 
der  Exekution  der  Civilurteile.  Die  lettres  rogatoires  sind  obligatorisch 
(Journal  V  1878,  S.  7—9,  X  1883,8.  165—168)  und  zwar  müssen  sie 
von  demjenigen  Gerichte  ausgehen,  welches  die  Entscheidung  erlassen 
hat  (Journal  X  1883,  S.  52  u.  53).  Diese  Interpretation  ist  allerdings 
mit  Hilfe  einer  geistreichen  Variante  des  Textes  des  Staatsvertrages 
(auf  Grund  der  Versetzung  eines  Komma!)  angefochten  worden,  allein 
ohne  Erfolg.    Vgl.  dazu  Lachau  und  Daguin,  De  Texecution  des  juge- 
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inents  etrangers  1889,  p.  188—191  und  La  Loggia,  La  esecuzione  delle 
sentenze  straniere  Nr.  72  (8.  128),  —  ich  komme  darauf  später  zurück. 

8.  Es  entepricht  durchaus  den  heutigen  Anschauungen  im  Verkehre, 
dass  das  requirierte  Gericht  das  Ersuchungsschreiben  direkt  an  die  kom- 
petente Stelle  überweist,  wenn  es  selber  nicht  kompetent  ist  (ßJb4  oben). 

Anmerkungen. 

1,  Colerus  spricht  von  artiouU  probatorii  in  seinem  Tractatus  de  processibus 
executiyis,  pars  I,  cap.  11 1  Ko.  216,  woselbst  er  auslllhrt:  articuli  probatorii  cum 
interrogatoriis  desuper  formatis,  et  designatione  nominum  iestium  forensium  ad  judicem 
domicilii  (mittuntur),  ubi  testes  degunt,  ut  ibidem  depositiones  suas  faoiant  et  judex 
ejus  loci  talia  attestata  in  rotulum  examinis  redacta  et  condusa,  postea  remittit  judici, 
coram  quo  processus  judicialis  institutus  fuit  .... 

2.  Es  wird  in  Nordamerika  ein  Unterschied  gemacht  zwischen  letters  rogatories, 
die  sEwischen  Gerichten  direkt  ausgestellt  werden  und  zwischen  commissions.  Unter 
commissions  werden  diejenigen  Requisitoriale  verstanden,  die  von  den  Parteien  und 
ihren  Anw&lteu  vermittelt  werden.  Vgl.  über  diesen  Unterschied  z.  B.  §  913, 
New  York  Code  of  civil  Procedure. 


§  13.    Die  Kosten  der  Rechtshilfe. 

I.  Es  ist  grundsätzlich  davon  auszugehen,  dass  die  aus  der  gegen- 
seitigen Rechtshilfe  entstehenden  Kosten  vom  requirierenden  Staate  ge- 
tragen werden. 

1.  Im  allgemeinen  entspricht  es  der  Natur  der  Dinge,  dass  der- 
jenige Staat  die  Kosten  ersetzt,  auf  dessen  Veranlassung  hin  ein  anderer 
Staat  gehandelt  hat. 

Auch  in  der  Schweiz  gilt  der  Satz^  dass  überall  da,  wo  keine 
Staatsverträge  bestehen,  die  schweizerischen  Behörden  die  erlaufenden 
Kosten  vom  ausländischen  Staate  oder  Gerichte  reklamieren  können 
(B.  B.  1886  r,  S.  928),  und  dass  sie  umgekehrt  dem  Auslande  auch 
die  ihm  verursachten  Rosten  zu  ersetzen  haben. 

Eine  kantonale  Regierung  glaubte,  die  von  Seite  der  belgischen 
Behörden  für  Vollziehung  eines  Rcquisitorials  in  Civilsachen  reklamier- 
ten Kosten  ablehnen  zu  können.  Der  Bundesrat  wies  jedoch  diese 
Ansicht  als  irrig  zurück,  weil  zwischen  der  Schweiz  und  dem  König- 
reiche Belgien  über  den  Vollzug  von  Requisitorien  in  Civilsachen 
keinerlei  Vertragsbestimmungen  bestehen.  Der  Bundesrat  war  daher 
genötigt,  zu  verlangen,  dass  die  fraglichen  Kosten  von  der  requirierenden 
Behörde,  beziehungsweise   von  den  Prozessparteien   ersetzt  werden.  — 
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Die  gegenseitige  Unentgeltlichkeit  für  die  Vollziehung  von  Rogatorien 
ist  mit  Belgien  nur  in  Strafsachen  vorgesehen,  und  zwar  durch  Art.  18 
des  Auslieferungsvertrages  vom  13.  Mai  1874,  N.  F.  I.  59  (B.  B.  188» 
IL,  S.  727/8). 

2.  Allerdings  entsteht  damit  ein  verschiedenes  Verfahren  insofern,, 
als  die  einzelnen  Gerichte  in  ihren  Forderungen  weiter  gehen  als  andere. 

II.  Es  gibt  einzelne  Verständigungen^  durch  welche  bestimmt  wird^ 
dass  die  Kosten  ausschliesslich  dem  requirierten  Staate  anheimfallen, 

1.  Zwei  Staatsverträge,  welche  die  Schweiz  abgeschlossen  hat, 
bestimmen  ausdrücklich,  dass  die  Kosten  der  Requisitorialien  den  re- 
quirierten Staaten  zur  Last  fallen. 

a)  Art.  21  des  französisch-schweizerischen  Staatsvertrages: 

Le8  frais   occasionn^   par  Die   aus  den  Eequisitorien 

ces  commissions  rogatoires  reste-  erwachsenden  Kosten  fallendem- 
ront  hk  la  charge  de  TEtat  requis  jenigen  Staate  zur  Last,  der  sie 
de  pourvoir  ^  leur  ex6cution.       vollziehen  soll. 

Das  französische  Ministerium  verlangte  gegenüber  einem  von 
Genf  aus  gestellten  Requisitorial  um  Bestellung  eines  Sachverstan- 
digen zuerst  Zusicherung  der  Vergütung  der  durch  diese  Expertise 
entstehenden  Kosten.  Der  schweizerische  Bundesrat  beharrte  auf 
der  unentgeltlichen  Erledigung  des  genferischen  Requisitorials.  Er 
stützte  sich  dabei  auf  den  klaren  Wortlaut  von  Art.  21  und  dar- 
auf, dass  darin  nur  die  schon  lange  vorher  geübte  Praxis  zum 
formellen  Ausdruck  gelangt  sei.  Ausserdem  wurde  hingewiesen 
auf  die  abweichende  Formulierung  des  Art  12  des  Auslieferungs- 
vertrages, welcher  bei  Rogatorien  in  Strafsachen  die  Rückver- 
gütung der  Auslagen  für  Kriminal-,  Handels-  oder  gerichtlich- 
medizinische Expertisen  ausdrücklich  vorsieht.  Die  französische 
Regierung  hat  daraufhin  den  unentgeltlichen  Vollzug  jenes  Requi- 
sitorials angeordnet  (B.  B.  1887  II,  S.  670  u.  671). 

Gleichwohl  wurde  hernach  der  aufgestellte  Grundsatz  etwas 
abgeschwächt,  „zumal  bei  Abschluss  des  Vertrages  jenes  Prinzip 
kaum  in  einer  absolut  strikten  Form  habe  aufgestellt  werden 
wollen**.  Es  handelte  sich  um  eine  von  den  Pariser  Gerichts- 
behörden anzuordnende  Expertise  über  den  Gesundheitszustand 
einer  in  Paris  wohnenden  Französin,  welche  vor  den  waadtlän- 
dischen  Gerichten  gegen  die  S.  0.  S.-Bahngesellschaft  auf  Ent- 
schädigung wegen  Verletzung    beim  Eisenbahnbetriebe   geklagt 


65 

hatte.  Es  lag  also  ein  Fall  vor,  wo  ausschliesslich  Privatinteressen 
im  Spiel  waren.  Auf  Grund  der  Übereinstimmung  der  beiden  Staats- 
behörden über  die  Interpretation  des  Staatsvertrages  deponierte  die 
Klägerin  dann  einen  Kostenvorschuss  (B.  B.  1890 II,  S.  154,  Nr.  32). 
Das  zürcherische  Obergericht  legte  Art.  21  des  Staatsvertrages 
so  aus,  dass  es  sagte:  Soweit  nach  den  Gesetzen  des  vollziehenden 
Staates  aus  gewissen  Geschäften  Kosten  erwachsen,  welche  zu 
Lasten  des  Staates  oder  der  Gerichtskasse  erwachsen,  darf  der 
vollziehende  Staat  solche  Kosten  nicht  etwa  wieder  von  dem  requi- 
rierenden Staate  erheben,  sondern  er  muss  sie  selbst  tragen.  Dar- 
nach enthält  die  genannte  Vertragsbestimmung  keine  Vorschrift, 
auf  welche  sich  die  Parteien  berufen  könnten,  sondern  sie  räumt 
lediglich  den  kontrahierenden  Staaten  gewisse  Rechte  ein.  Darauf 
gestützt  sind  keine  Staatsgebühren  und  Kanzleigebühren,  wohl 
aber  Zeugengebühren,  Schreibgebühren  und  Vorladungsgebühren 
(Revue  II,  Nr.  95)  zu  vergüten. 

b)  Art.  8  des  spanisch-schweizerischen  Staatsvertrages  über  die 
gegenseitige  Vollstreckung  von  Urteilen  oder  Erkenntnissen  in 
Civil-  und  Handelssachen   von  1896/1898,    N.  F.  XVI,  S.  780: 


Los  gastos  ser4n  de  cuenta 
del  Pais  requerido. 


Les    frais    resteront    ä    la 
Charge  du  pays  requis. 

Die  Botschaft  des  Bundesrats  rechtfertigte  diese  Vereinbarung 
(B-  B.  1897  III,  S.  494)  in  folgender  Weise: 

Wir  haben  zugegeben,  dass  die  Bemerkung  des  spanischen 
Justizministers,  es  wäre  gerechter  und  billiger,  wenn  der  Staat, 
dem  der  Dienst  geleistet  wird,  für  die  Kosten  aufkäme,  anstatt 
derjenige,  der  den  Dienst  leistet,  vom  Standpunkte  der  Logik 
aus  sich  sehr  wohl  rechtfertigen  lasse,  indessen  auf  die  Praxis 
hingewiesen,  die  für  durchgängig  das  von  der  Schweiz  ver- 
tretene System  befolgt,  um  Abrechnungsverhältnisse  zu  vermeiden 
in  der  Meinung,  dass  die  Kosten  sich  jeweilen  gegenseitig  aus- 
gleichen. (!) 

2.  In  der  Erklärung  zwischen  Österreich  und  der  Schweiz  be- 
treffend den  direkten  Verkehr  der  beidseitigen  Gerichtsbehörden  von 
1899  (N.P.  XVIII,  S.  2—5)  wird  bestimmt  (Art.  V): 

Hinsichtlich  der  Kosten  der  Strafrechtsbilfe  gilt  der  Ar- 
tikel XXII  des  Ausführungsvertrages  vom  10.  März  1896. 

Die  im  ersten  und  letzten  Absätze  dieses  Artikels  aufge- 
stellten Grundsätze  haben  auch   für  den  Rechtshilfeverkehr  in 

Meilit  iBtemationolea  Ciyilprozessrecht.  5 
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bürgerlichen  Rechtsangelegenheifen  zu  gelten,  mit  der  Massgabe 
jedoch,  dass  gleich  den  Entlohnungen  der  Sachverständigen  auch 
die  zuerkannten  Zeugengebühren  und  die  Kosten  für  Beweis- 
aufnahmen ausserhalb  des  Gerichtssitzes  vom  ersuchenden  Teile 
zu  ersetzen  sind. 

Die   hier   zitierten   Absätze  des  Art.  XXII   des   Auslieferungsver- 
trages (N.  F,  XV,  S.  566)  lauten  folgendermassen : 

Die  vertragschliessenden  Teile  verzichten  gegenseitig  'auf 
jede  Ersatzforderung  in  Ansehung  der  Konten,  die  in  ihren  be- 
züglichen Gebieten  durch  die  Auslieferung  des  Verfolgten,  An- 
geklagten oder  Verurteilten,  sowie  durch  die  Übergabe  der  in 
Art.  XI  des  gegenwärtigen  Übereinkommens  bezeichneten  IGegen- 
stände,  sowie  durch  den  Vollzug  der  Rogatorien,  durch  die 
Übersendung  oder  Rückstellung  von  Beweisstücken  und  Akten 
entstehen. 


Ebenso  hat  der  ersuchende  Staat  die  den  Sachverständigen, 
deren  Beiziehung  in  einer  Strafsache  als  notwendig  erachtet 
worden  ist,  zugesprochenen  Entschädigungen  zu  ersetzen. 

3.  Durch  die  Erklärung  zwischen  dem  Grossherzogtum  Baden  und 
dem  Kanton  Aargau  von  1867  (A.  81g.  IX,  8.  185)  ist  gegenseitig  Kosten- 
losigkeit  für  Zustellungen  und  Ersuchschreiben  zugesichert  worden  (Art.  5). 

III.  Eine  Verständigung  war  zicischen  dem  deutschen  Reiche  und 
der  Schweiz  versucht  worden,  allein  sie  kam  nicht  zustande. 

Die  deutsche  Regierung  hatte  der  Schweiz  (1886)  den  Vorschlag 
gemacht,  über  den  Bezug  der  Gebühren  und  Auslagen,  welche  aus 
Anlass  der  civilprozessualischen  Rechtshilfe  entstehen,  eine  beiderseits 
verbindliche  Norm  zu  vereinbaren,  dahingehend,  dass  gegenseitig  der 
Grundsatz  der  Unentgeltlichkeit  anerkannt  werden  solle  in  dem  Sinne, 
dass  nur  Ersatz  der  Barauslagen  für  Zeugen  und  Sachverständige  ge- 
fordert werden  könne,  wogegen  für  Gerichts-  und  Stempelgebühren, 
Zitationen,  Porti,  Telegramme  etc.  nichts  vergütet  würde. 

Der  Bundesrat  war  im  Prinzipe  mit  dieser  Anregung  einverstanden 
und  er  erliess  ein  Kreisschreiben  an  die  Kantone  betreffend  die  Voll- 
ziehung von  Rogatorien  (B.  B.  1886  II,  S.  904).  Indessen  opponierten 
zwei  Kantone  und  daraufhin  erliess  der  Bundesrat  ein  weiteres  Kreis- 
schreiben, in  welchem  er  den  Misserfolg  seiner  Bemühungen  mitteilte 
(B.  B.  1891  V,  8.  265),  Der  Bundesrat  versuchte  auch  später  noch, 
die  Bedenken   der   zwei  Kantone   zu   beseitigen,   allein   es  gelang  ihm 
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dies  nicht.  Der  Gedanke,  einen  förmlichen  Staatsvertrag  abzuschliessen 
(wodurch  die  Einwilligung  der  Kantone  hinfällig  geworden  wäre),  musste 
schon  früher  aufgegeben  werden,  da  die  deutsche  Regierung  erklärt 
hatte,  sie  sehe  die  Materie  als  hiezu  nicht  geeignet  an  (B.  B*  1892 
n,  S.  494). 

IV.  Legislativ  ist  es  kaum  geboten,  eine  Unentgeltlichkeit  zu  ver^ 
einbaren. 

Das  Prinzip  der  XJnentgeltlichkeit  der  Requisitorialien  geht  weit 
und  namentlich  dann  ist  es  exorbitant,  wenn  es  sich  ausschliesslich  um 
private  und  ökonomische  Interessen  handelt.  Die  Regulierung  der  Frage 
in  diesem  Sinne  lässt  sich  nicht  wohl  rechtfertigen,  wenn  man  bedenkt, 
dass  es  auch  im  internationalen  Strafrechte  erheblich  temperiert  worden  ist* 
Am  richtigsten  wäre  es  wohl,  eine  Annäherung  der  Regulierung  auf  beiden 
Gebieten  zu  versuchen.  Freilich  kann  man  sagen,  die  Frage,  wer  inter- 
national die  Kosten  der  Beweiserhebungen  im  Auslieferungsverfahren  und 
der  Beweiserhebungen  im  Strafprozesse  überhaupt  zu  tragen  habe,  sei 
nicht  völlig  identisch  mit  derjenigen,  wer  sie  im  internationalen  Civil- 
prozesse  übernehmen  müsse.  Denn  es  handelt  sich  in  den  strafprozes- 
sualischen  Materien  um  ein  öffentUches  luteresse,  im  Civilprozesse  da- 
gegen um  wesentUch  private  Fragen. 

Anmerkungen. 

1.  Die  schweizerischen  Gerichte  werden  ausserordentlich  häufig  Yon  ausländi- 
schen in  Anspruch  genommen.  Dies  geschieht  ganz  besonders  gegenüber  dem  Be- 
zirksgericht Zürich  für  die  Besorgung  von  Requisitorialien  von  deutschen  Gerichten 
and  daneben  noch  für  andere  Dienste  (wie  Erlangung  geschuldeter  Gerichtskosten). 
Im  Jahr  1902  betrug  die  Zahl  derartiger  Geschäfte  (mit  Einschluss  der  interkanto- 
nalen  und  übrigen  internationalen)  nicht  weniger  als  etwa  1200 !  Das  Bezirksgericht 
Zürich  hat  namentlich  auch  Zeugeneinvernehmungen  in  Ehescheidungsklagen  Yorzu- 
nehmen,  welche  solche  Ehegatten  in  Deutschland  anhängig  machen,  die  ihr  Domizil 
in  der  Schweiz  beibehalten. 

2.  Veranlasst  durch  eine  Zuschrift  des  eidg.  Justiz-  und  Polizeidepartements 
wurde  vom  Zürcher  Obergerichte  den  Bezirksgerichten  durch  Ereissohreiben  Yom 
10.  Juli  1902  folgende  Mitteilung  gemacht: 

y,aj  Für  den  Rechtshilfe Yerkehr  mit  Ungarn  kommt  —  nach  Ansicht  des  eidg. 
Justizdepartements  —  der  Art.  Y  der  Erklärung  zwischen  der  Schweiz  und 
Österreich  betreffend  den  direkten  Verkehr  der  beiderseitigen  Gerichtsbe- 
hörden Yom  30.  Dezember  1899  (A.  S.  XVIII,  2)  ebenfalls  in  Anwendung, 
wonach  Yon  dem  ersuchenden  Staate  ausser  den  Entschädigungen  der  Saoh- 
Yerständigen  und  den  Kosten  für  Beweisaufnahmen  ausserhalb  des  Gerichts- 
Sitzes  nur  die  zuerkannten  Zeugengebühren  und  keine  weitern  Auslagen  zu 
ersetzen  sind. 
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bj  Im  Verkehr  mit  Deutschland  dürfen  bei  Erledigung  Ton  Requisitorialien  nur 
die  wirklichen  Barauslagen  (Zeugengebühren,  Porti  u.  dgl.)  verrechnet  werden« 
nicht  aber  anderweitige  Gebühren,  wozu  auch  die  Stempel-  und  Yorladungs- 
gebühren  gehören.  Falls  derartige  Gebühren  Ton  deutschen  Gerichten  ver- 
reohnet  werden,  ist  hieyon  dem  Obergerichte  behufs  Erhebung  Ton  Bekla^ 
mationen  Kenntnis  zu  geben/  (Rechenschaftsbericht  des  Obergerichts  Über 
das  Jahr  1902,  S.  152.) 

§  14.  Die  allgemeine  internationale  Stellung  der  Ausländer 

vor  Gericht. 

Lammasch  in  y.  Holtzendorifs  Handbuch  des  YOlkerrechts  III,  8.  363  ff. 
Laurent  IV,  Nr.  2  flf. 

I.  Es  ist  zweifellos,  dass  nach  der  heutigen  Auffassung  die  internen 
Gerichte  berechtigt  und  verpflichtet  sind,  die  Streitigkeiten  der  Ausländer 
mit  Einheimischen  und  der  Ausländer  unter  sich  zu  beurteilen.  Es  be^ 
stehen  allerdings  einzelne  Ausnähmest. 

1.  Die  französische  Gerichtspraxis  (vergl.  R.  Vincent,  Les  ^trangers 
deyant  les  tribunaux  fran^ais,  Paris  1888)  huldigt  z.  T.  noch  einer 
engen  Anschauung,  indem  sie  den  Satz  aufstellt,  dass  die  französischen 
Gerichte  nur  verpflichtet  seien,  Recht  zu  sprechen,  wenn  Franzosen 
beteiligt  sind  (Journal  1875  H,  p.  216;  1903  XXX,  p.  613).  Man 
stützt  sich  dabei  auf  einzelne  Aussprüche  in  den  Yorbereitungen  der 
Codes  und  auf  die  bekannte  Unterscheidung  bezüglich  der  droits  na- 
turels  und  civils  (Feraud-Giraud  im  Journal  VII  1880,  p.  137,  225 
einerseits  und  Glasson  das.  VIII  1881,  p.  104  anderseits).  So  wurde 
denn  auch  noch  vor  wenigen  Jahren  (3.  Dezember  1895)  vom  Handels- 
gericht der  Seine  erklärt,  die  französischen  Gerichte  seien  unzuständige 
über  Streitigkeiten  aus  Wechseln  zu  erkennen,  die  im  Auslande  von 
einem  Ausländer  zugunsten  eines  andern  Ausländers  gezogen  wurden 
(Journal  XXIV  1897,  p.  1016;  Z.  für  intern.  Priv.-  und  St-R.  VIIl, 
S.  346).  Ein  anderes  Beispiel  erwähnt  Martens-Leo,  Trait6  de  droit 
international  11^  p.  487  und  488. 

Freilich  wird  ausgeführt,  diese  Unzuständigkeit  sei  keine  solche 
der  öffentlichen  Ordnung  und  deswegen  könne  sie  durch  stillschweigende 
Anerkennung  der  Parteien  oder  durch  ausdrücklichen  Verzicht  gedeckt 
werden  (Z.  f.  intern.  Priv.-  und  St.-R.  VIII,  8.  511,  Journal  1898,  p.  722). 

Immerhin  haben  sich  die  französischen  Gerichte  kompetent  erklärt, 
um  über  Rechtsstreitigkeiten   zwischen  Ausländern  zu  erkennen,   deren 
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Grand   ein  in   Frankreich  begangenes  Delikt   oder  Quasidelikt   bildet 
(Z.  f.  intern.  Priv.-  und  St.-ß.  VIII,  S.  347). 

Ferner  wird  in  Frankreich  anerkannt,  dass  die  Klagen  von  Auslän- 
dem dann  angenommen  werden  müssen,  wenn  der  Streit  sich  auf  Immobi- 
lien, die  in  Frankreich  liegen,  bezieht  (Martens-L^o  11,  p.  486  u.  487)* 
Der  Grundsatz  wird  übrigens  auch  nicht  geltend  gemacht  bei 
Klagen,  welche  die  öffentliche  Ordnung  berühren.  So  sprach  der 
Appellationshof  Paris  (Journal  1885  XIF,  p.  670)  aus: 

Les  demandes  de  pension  alimentaire  rentrent  dans  las 
mati^res  d'ordre  public  et  les  tribunaux  fran^is  doivent  en  re» 
tenir  la  connaissance. 

Die  Beurteilung  von  Streitigkeiten  unter  Fremden  wird  in  Frank- 
reich dann  nicht  abgelehnt,  wenn  gegenüber  einer  andern  Nation  die 
Meistbegünstigungsklausel  angewendet  worden  ist.  Ygl.  z.  B.  Art.  6  des 
Yertrages  zwischen  Frankreich  und  Brasilien  (Journal  1885  XII,  p.  670): 

Les  Sujets  des  bautes  parties  contractantes,  en  restant 
soumis  aux  lois  du  pays,  jouiront  en  leufs  personnes  dans  toute 
r^tendue  du  territoire  de  Tautre,  des  m^mes  droits,  privilöges, 
faveurs,  exemptions  qui  sont  ou  seraient  accord^s  aux  sujets  de 
la  nation  la  plus  favoriB6e. 

Dabei  gelangte  der  französisch-schweizerische  Staatsvertrag  zur  Be- 
deutung. Und  darauf  gestützt  wurden  Klagen  zwischen  Brasilianern 
zur  Beurteilung  zugelassen  (Journal  1884  XI,  p.  617;  1885  XII,  p.  670). 
Angesichts  der  gemachten  Ausführungen  liefert  die  französische 
Praxis  noch  kein  einheitliches  Bild.  Und  Laurent  IV,  No.  21,  sagt 
denn  auch  abschliessend:  11  n'y  a  qu'un  principe  certain,  dans  cette 
mer  de  doutes,  c^est  qu'en  droit  strict,  les  tribunaux  frangais  sont  in- 
comp^tents  pour  connaitre  des  proc^s  entre  6trangers. 

2.  Auch  in  Belgien  wurde  dieser  enge  Standpunkt  adoptiert  und 
ausgesprochen  (Rev.  d.  dr.  i.  IV,  p.  152): 

que  les  tribunaux  beiges  ne  sont  Instituts  que  pour  rendre 
justice  aux  Beiges,  que  par  cons^quent  ils  sont,  k  moins  d'une 
disposition  contraire  de  la  loi,  incomp^tents  pour  connattre  des 
contestations  que  des  ^trangers  peuvent  avoir  entre  eux. 

Mit  Recht  hat  das  Handelsgericht  Antwerpen  diese  Praxis  als  für  den 
Handelsverkehr  verheerend  erklärt  (das.  u.  p.  153).  Und  das  belgische 
Prozessgesetz  von  1876  hat  ihr  definitiv  ein  Ende  bereitet  (Art.  52). 

3.  In  den  Niederlanden  galt  bis  in  die  neueste  Zeit  die  gleiche 
Anschauung.     Allein  der  Kassationshof  nahm  einen  andern  Ständpunkt 
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ein   in   dem   Urteile  Tom   21.  Juni  1901  (Journal  1903  XXX,  p.  21S 
und  214). 

4.  In  der   Schweiz  steht  jedem  Ausländer  die  Gerichtstüre  offen. 

5.  Der  erwähnte  französische  Standpunkt  ist  in  einzelnen  Staats- 
vertragen  ausdrücklich  aufgegeben  worden.     Ygl. 

a)  Art.  2  des  französisch-schweizerischen  Staatsvertrages : 


Dans  les  contestations  entre 
Suisses  qui  seraient  tous  domi- 
cilies  ou  auraient  un  Etablisse- 
ment commercial  en  France  et 
dans  Celles  entre  Fran^ais  tous 
domicili^s  ou  ayant  un  Etablisse- 
ment commercial  en  Suisse,  le 
demandeur  pourra  aussi  saisir 
le  tribunal  du  domicile  ou  du 
lieu  de  ^Etablissement  du  dEfen- 
deur  Sans  que  les  juges  puissent 
refuser  de  juger  et  se  dEclarer 
incompEtents  k  raison  de  Fex- 
tranEitE  des  parties  contestantes. 


In  Streitigkeiten  zwischen 
Schweizern,  die  sämtlich  in 
Frankreich,  oder  zwischen  Fran- 
zosen, die  sämtlich  in  der  Schweiz 
ihren  Wohnsitz  oder  ein  kauf- 
männischea Etablissement  haben, 
kann  der  Kläger  seine  Klage 
auch  bei  dem  Gerichte  des 
Wohnortes  des  Beklagten  oder 
des  Ortes,  wo  das  EtabUssement 
desselben  sich  befindet,  anhängig 
machen,  und  es  darf  dieses  Ge- 
richt nicht  aus  dem  Grunde^ 
dass  die  Parteien  Ausländer 
seien,  die  Annahme  der  Klage 
verweigern. 

Dieselbe  Bestimmung  findet 
auch  dann  Anwendung,  wenn 
ein  Schweizer  einen  in  Frank- 
reich wohnhaften  oder  sich  da- 
selbst aufhaltenden  Fremden 
Yor  einem  französischen  Gerichte, 
und  umgekehrt,  wenn  einFranzose 
einen  in  der  Schweiz  wohnhaften 
oder  sich  daselbst  aufhaltenden 
Fremden  yor  einem  schweize- 
rischen Gerichte  belangt. 

h)  Art.  1  §  1  des  französisch-belgischen  Staats  Vertrages  „sur  la 
compEtence  judiciaire  et  sur  TautoritE  et  FexEcution  des  dEcisiona 
judiciaires,  des  sentences  arbitrales  et  des  actes  authentiques^ 
von  1900  (Art.  1  §  1).  Darnach  ist  es  weder  den  belgischen 
Gerichten  noch  den  französischen  erlaubt,  sich  wegen  der 
Fremdenqualität  inkompetent  zu  erklären.  Es  wird  dort  be- 
stimmt: 


n  en  sera  de  mEme  si  un 
Suisse  poursuit  un  Etranger  domi- 
ciliE  ou  rEsidant  en  France 
devant  un  tribunal  fran^ais,  et, 
rEciproquement,  si  un  Fran^ais 
poursuit  en  Suisse  un  Etranger, 
domiciUE  ou  rEsidant  en  Suisse, 
devant  un  tribunal  suisse. 


71 

En  mati^re  civile  et  en  mati^re  commerciale  les  Fran^ais  en 
Belgique  et  les  Beiges  en  France  sont  r^gis  par  les  mdmes  rögles 
de  comp6tence  que  les  nationaux. 
Der  Staatsvertrag  ist  abgedruckt  im  Annuaire  de  legislation  fran^aise 
XX  1901,  p.  127  und  Rev.  de  dr.  i.  Nouv.  S.  I,  p.  370.  Aber  auch  ab- 
gesehen  davon  bemerkt  Laurent,  Droit  civil  international  lY,  No.  2,  zu- 
treffend: La  justice  k  tout  homme  par  cela  seul  quMl  est  homme;  lY 
No.  31 :  La  justice  est  la  dette  commune  des  nations  et  par  cons6quent 
des  tribunaux  qu^elles  etablissent ;  Tobligation  que  les  juges  ont  de  faire 
droit  quand  on  le  leur  demande  ne  d^rive  pas  de  droit  positif  .... 
eile  est  de  droit  naturel.  Und  wenn  der  internationale  Verkehr  gestattet 
ist,  so  muss  auch  die  gerichtliche  Austragung  von  Streitigkeiten  auf^dem 
Weltboden  zugelassen  werden,  wenn  sogar  bloss  Ausländer  beteiligt  sind : 
die  prozessualische  Klage  ist  nur  die  lebendige  Betätigung  des  Rechts- 
subjekts. Kein  Gericht  kann  und  darf  civilrechtliche  Klagen  deswegen 
zurückweisen,  weil  sie  von  Fremden  erhoben  werden.  Vgl.  auch  Martens- 
Leo  II,  p.  488:  la  protection  est  due  k  quiconque  y  fait  appel  sans 
distinction  de  nationalite.  Und  Phillimore  IV,  §  889,  spricht  den  Satz  aus : 
The  tendency  of  modern  European  jurisprudence  is  to  open  to  the  for- 
eigner the  ordinary  courts  of  justice  of  the  country.  Die  Ausländer 
stehen  in  der  Verfolgung  der  Givilrechtsansprüche  gleichberechtigt  da, 
wie  die  Einheimischen,  aber  natürlich  besteht  hinwiederum  kein  Grund, 
sie  besser  zu  stellen. 

6.  Eine  besondere  Stellung  nehmen  in  einzelnen  Staaten  die  Status- 
und  speziell  die  Ehescheidungs-  und  Ehenichtigkeitsklagen  ein.  Hier 
geht  man  vielfach  von  der  Ansicht  aus,  dass  die  dabei  auftretenden 
Fragen  aufs  engste  mit  dem  ethischen  Bande  zusammenhängen,  welches 
die  Individuen  mit  dem  nationalen  Staate  verknüpft.  Und  deswegen 
will  man  sie  vielfach  dem  nationalen  Forum  reservieren.  Allein  es  ist 
wiederum  die  Eventualität  eines  Staatsvertrages  vorzubehalten. 

II.  Auch  das  Institut  de  droit  international  steht  auf  dem  Boden 
des  aufgestellten  Prinzips, 

Das  Institut  nahm  folgende  Konklusionen  an  (Annuaire  I,  p.  124 
und  Rev.  de  dr.  i.  VII,  p.  362): 

IV.  Dans  T^tat  actuel  de  la  science  du  droit  international,  ce 
serait  pousser  jusqu'll  rexag6ration  le  principe  de  Find^pendance 
et  de  la  souveraiDet6  territoriale  des  nations,  que  de  leur  attribuer 
un  droit  rigoureux  de  refuser  absolument  aux  ^trangers  la 
reconnaissance    de  leurs  droits   civils,   et  de   m6connAttre  leur 
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capacit6  juridique  naturelle  de  les  exercer  partout.  Cette  capa- 
cite  existe  ind^pendamment  de  toute  stipulation  des  trait^  et  de 
toute  condition  de  r6ciprocit6.  L'admission  des  ^trangers  k  la 
jouissance  de  ces  droits,  et  Tapplication  des  lois  6trang&res  aux 
rapports  de  droit  qui  en  d^pendent,  ne  pourrait  dtre  la  cons6- 
quence  d'une  simple  courtoisie  et  biens6ance  (comitas  gentium), 
mais  la  reconnaissance  et  le  respect  de  ces  droits  de  la  part  de 
tous  les  Etats  doivent  6tre  consid6r6s  comme  un  deyoir  de 
justice  internationale.  Ce  devoir  ne  cesse  d'exister,  que  si  les 
droits  de  T^tranger  et  Tapplication  des  lois  ^trangöres  sont  in- 
compatibles  avec  les  institutions  politiques  du  territoire  r6gi  par 
Pautre  souverainet^,  ou  ayec  Tordre  public  tel  qu^il  y  est  reconnu. 

Es  ist  ferner  auf  Annuaire  I,  p.  126,  zu  verweisen: 

Dans  les  proc^s  civils  et  commerciaux  la  nationalite  des 
parties  doit  rester  sans  influence  sur  la  comp6tence  du  juge,  — 
sauf  dans  les  cas  oü  la  nature  mdme  du  litige  doit  faire  admettre 
la  comp6tence  exclusive  des  juges  nationaux  de  Tune  des  parties. 

Damit  stimmt  auch  Dudley  Field  überein,  der  in  Art.  621  folgenden 

Satz  aufstellt : 

Les  6trangers  ont  le  droit  de  recoiu*ir  librement  aux  tribu- 

naux  de  la  nation  sur   le  territoire  de  laquelle  ils  se  trouyent, 

pour  la  poursuite  et  la  defense  de  leurs  droits,  dans  toutes  les 

matidres  soumises  k  la  juridiction  de  la  nation 

in.  Es  gibt  einzelne  Staatscerträge,  durch  welche  in  allgemeiner 
Weise  den  Angehörigen  auswärtiger  Staaten  der .  freie  Zutritt  zu  den 
Gerichten  zugesichert  worden  ist. 

1.  In  dem  französisch-spanischen  Staatsvertrage  von  1862  ist  (Art.  2) 
bestimmt  (Journal  1885  XII,  p.  548): 

Les  Frangais  en  Espagne  et  les  Espagnoles  en  France 
jouissent  r^eiproquement  d^unc  constante  et  compl^te  protection 
pour  leurs  personnes  et  leurs  propri^tes  ....  Ils  auront  en  con- 
s^quence  un  libre  et  facile  acch  auprh  des  tnbvnaux  de  justice^ 
tant  pour  r6clamer  que  pour  defendre  leurs  droits  k  tous  les 
degr^s  de  jurisprudence  6tablis  par  les  lois.  .  .  . 

2.  Art.  17  des  SchiflFahrts-  und  Handelsvortrages  zwischen  Italien 
und  Peru  von  1874  (Nouveau  Recueil  general  de  traites  et  autres 
actes  relatifs  aux  rapports  de  droit  international.  Deuxieme  Serie  VI, 
p.  660 — 665)  bestimmt  folgendes: 

I  cittadini  delPuna  e  delFaltra  parte  avranno  libero  accesso 
ai  tribunali  di  giustizia  per  far  valere   e  difendere  i  loro  diritti 
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senza  altre  condizioiii,  restrizioni  o  tasse  all'infiiori  di  quelle  che 
pesano  sui  nazionaü. 

Ayranno  altresi  facoltä  di  eleggere  liberamente  i  loro  difen- 
sori  ed  agenti  nel  modo  stesso  che  i  nazionali,  e  quella  di 
assistere  alle  udienze,  dibattimenti  e  sentenze  dei  tribunali  nelle 
cause  in  cui  foaaero  interessati  come  pare  di  assistere  alle  infor- 
mative, esami  e  deposizioni  di  testimoni,  che  possano  occorrere 
in  occasione  dei  giudizi  stessi  sempre  che  la  legge  dei  paesi 
rispettivi  permetta  pubblicitd.  di  tali  atti. 

3.  Der  Rechtshilfevertrag  zwischen  Österreich-Ungarn  und  Serbien 
▼on  1881  bestimmt  (Art.  1): 

Die  Staatsangehörigen  eines  jeden  der  vertragschliessenden 
Teile  sind  berechtigt,  vor  den  Gerichten  des  anderen  Teiles  auch 
gegen  Staatsangehörige  dieses  letzteren  ihr  Recht  zu  verfolgen  und 
zu  verteidigen.  Sie  sind  hierbei  von  den  Gerichten  eines  jeden 
der  vertragschliessenden  Teile  gleich  den  Inländern  zu  behandeln. 

4.  Was  die  Schweiz  betrifft,  so  ist  zu  zitieren: 

a)  der    Freundschafts-,     Handels-    und    Niederlassungsvertrag    mit 
England  von  1855.    A.  Slg.  V,  Art.  III 2- 


Die  Bürger  und  Untertanen 
eines  der  beiden  kontrahierenden 
Teile  haben  überdies  in  den  Ge- 
bieten des  andern  freien  und 
offenen  Zutritt  zu  den  Gerichts- 
höfen zur  Verfolgung  und  Ver- 
teidigung ihrer  Rechte.  Sie  ge- 
niessen  in  dieser  Beziehung  die 
gleichen  Rechte  und  Begünsti- 
gungen, wie  die  Bürger  oder 
Untertanen  des  Landes,  und  sie 
können  gleichermassen  in  ihren 
Rechtssachen  ihre  Advokaten, 
Anwälte  oder  Agenten  unter 
denjenigen  Personen  wählen,  die 


The  Citizens  and  subjects  of 
either  of  the  two  contracting 
Parties  in  the  territories  of  the 
other  shall  morcover  have  free 
and  open  access  to  the  Courts 
of  Justice  for  the  prosecution 
and  defence  of  their  rights« 
They  shall  enjoy  in  this  respect 
the  same  rights  and  privileges 
as  Citizens  or  subjects  of  the 
country,  and  shall  like  them  be 
at  liberty  to  employ,  in  all  caus- 
es,  their  advocates,  attornies, 
or  agents  from  among  the  per- 
sons   admitted    to  the  exercise 


nach    den    Landesgesetzen    zur   of  those    professions    according 
Ausübung  dieser  Berufsarten  be-   to  the  laws  of  the  country. 
fugt  sind. 

b)  der  Freundschafts-,  Niederlassungs-  und  Handelsvertrag  mit  den 
Hawaiian-Inseln  von  1864/8.    A.  Slg.  IX,  S.  497,  Art.  III. 

c)  der  Kicderlassungs-  und  Handelsvertrag  mit  Bussland  von  1872/3. 
A.  Slg.  XI,  S.  376,  Art.  3. 
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d)  der  Handels-  und  Niederlassungsvertrag  mit  Dänemark  von  1875« 
A.  Slg-  N.  F.  I.,  S.  668,  Art.  I. 

e)  der  Niederlassungs-   und  Konsularvertrag   zwischen  Italien  und 
der  Schweiz  von  1868/69.   Er  bestimmt  (Art.  6): 


Die  Bürger  eines  der  beiden 
Länder  geniessen  auf  dem  Ge- 
biete des  andern  beständigen 
und  vollkommenen  Schutz  für 
ihre  Personen  und  ihr  Eigen- 
tum. Demzufolge  haben  sie  freien 
und  leichten  Zutritt  zu  den  Ge- 
richtshöfen zur  Verfolgung  und 
Verteidigung  ihrer  Rechte,  und 
zwar  vor  jeder  Instanz  und  in 
allen  durch  die  Gesetze  aufge- 
stellten Arten  von  Jurisdiktion. 
Sie  dürfen  in  allen  Fällen  die 
Advokaten,  Anwälte  oder  Agen- 
ten jeder  Klasse  nach  freier 
Wahl  zur  Besorgung  ihrer  Rechts- 
sachen unter  denjenigen  Per- 
sonen wählen,  die  nach  den 
Landesgesetzen  zur  Ausübung 
dieser  Berufsarten  befugt  sind. 
Sie  geniessen  in  dieser  Bezie- 
hong  die  gleichen  Begünstigun- 
gen, welche  die  Angehörigen  des 
Landes  gegenwärtig  geniessen 
oder  später  geniessen  könnten, 
und  sie  sind  auc.h  den  gleichen 
Bedingungen  unterworfen. 

f)  der  Niederlassungs-  und  Handelsvertrag  mit  Japan  von  1896/97. 
A.  Slg.  N.  F.  XVI,  Art.  II. 

Der  schweizerische  Bundesrat  hat  im  Anschlüsse  an  Art.  FV  des 
Freundschafts-,  Niederlassungs-  und  Handelsvertrages  zwischen  Großs- 
britannien  und  der  Schweiz  von  1855  über  die  Bedeutung  solcher  Nie- 
derlassungsverträge sich  dahin  geäussert,  dass  die  vertragsmässigen 
Rechte  und  Vorteile  sich  nur  beziehen  auf  physische  Einzelpersonen 
und  nicht  auf  juristische,  durch  den  Staat  und  dessen  Gesetzgebung 
künstlich  geschaffene  Persönlichkeiten,  seien  dieselben  Personenverbände 


Les  Citoyens  d'un  des  deux 
pays  jouiront  sur  le  territoire 
de  Tautre  de  la  plus  constante 
et  compldte  protection  pour  leurs 
personnesetpour  leurs  propri6t6s. 
Ds  auront,  en  consequence,  un 
libre  et  facile  acc^s  aupr^  des 
tribunaux  de  justice,  aux  fins 
de  poursuivre  ou  d6fendre  leors 
intSr^ts  et  leurs  droits  dans  tous 
les  degr6s  d'instance  et  dans 
toutes  les  juridictions  ^tablies 
par  les  lois.  A  cet  effet,  ils  seront 
libres  d'empioyer,  dans  toutes 
les  circonstances,  des  avocats, 
avou6s  ou  8kgents  quelconques 
et  de  les  choisir  parmi  les  per- 
sonnes  admises  ä  Texercice  de 
ces  professions,  d*apr^  les  lois 
du  pays.  Enfin  ils  jouiront,  sous 
ce  rapport,  des  mdmes  privil^es 
quo  ceux  dont  jouissent  ou  joui- 
ront les  nationaux,  et  ils  seront 
soumis  aux  m^mes  conditions. 
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(Gesellschaften ,    Genossenschaften ,    Gemeinschaften)    oder    Stiftungen 
(B.  B.  1886  I,  S.  929  und  930). 

5.  Es  bestehen  auch  yiele  Staatsverträge,  durch  welche  den  juri- 
stischen Personen  und  speziell  den  Aktiengesellschaften  der  Zutritt  zu 
den  Gerichten  formlich  zugesichert  worden  ist. 

Betreffend  die  Schweiz  vgl.  Handbuch  II,  8.  244  ff. 

6.  Im  Jahre  1902  wurden  zwischen  Russland  und  der  Schweiz  Ver- 
handlungen angeknüpft  behufs  Abschluss  eines  Abkommens  über  die 
Prozessfahigkeit  der  juristischen  Personen  (B.  B.  1903  I,  S.  553). 

Anmerkungen. 

1.  Vgl.  M.  Montier,  Du  droit  pour  les  Sooi6t^s  commerciale»  6trang^reB  d'ester  en 
justice  en  France  im  Jonmal  de  droit  international  XXI,  p.  954.  978. 

2.  Tgl.  Phillimore  lY,  §  887  :  In  every  ciyiUzed  state  the  plaintiff  foreigner  Ib  allowed 
to  bring  his  suit  against  the  nati?e.  This  permiBsion,  which  resfs  upon  the  clearest 
principle  of  national  justice,  may  be  and  is  more  or  less  hampered,  in  certain  states, 
with  difficultieB  in  itB  practical  working ;  but  in  the  abstract  it  is  universally  recognized. 
Und  Story  führt  folgendes  aus :  It  may  be  laid  down  as  a  general  rule  that  all 
foreigners,  sui  juris,  and  not  otherwise  specially  disabled  by  the  law  of  the  place 
where  the  suit  is  brought,  may  there  maintain  suits  to  vindicate  their  rights  and 
redress  their  wrongs.  The  same  doctrine  applies  to  foreign  sovereigns  and  to 
foreign  corporations. 

Wharton  führt  §  705  aus :  In  Germany,  England  and  the  United  States  (the 
latter  with  the  partial  exception  of  Louisiana)  the  Courts,  as  a  general  thing,  make 
no  distinctioD,  so  far  as  Jurisdiction  is  concerned,  between  cases  in  whioh  the  parties 
are  foreigners,  and  those  in  which  they  are  subjects.  A  Court  which  is  competent 
when  the  parties  are  subjects,  is  competent,  other  things  being  the  same,  when  the 
parties  are  foreigners.    Der  Satz  wird  in  §  743  wiederholt. 

8.  Art.  224  des  russischen  Code  de  Proc6d.  civile  (erwähnt  im  Journal  1902 
XXIX,  p.  488) :  Les  proces  des  6tranger8  r6sidant  en  Russie,  seit  entre  eux  seuls, 
soit  entre  eux  et  les  Russes,  sont  du  ressort  des  institutions  judioiaires  russes,  con- 
form^ment  aux  lois  g^nerales  sur  la  comp6tence.) 

I  (S   .Die  internationale  Prozessfähigiceit  der  Ausländer  im 

allgemeinen. 

V.  Bar  II,  8.  386—300.  r 

I.  Die  Prozessfähigkeit  untersteht  dem  Kollision sprinzipe  desjenigen 
Staates,  in  welchem  der  Prozess  durchgeführt  wird, 

1.  Unter  Prozessfahigkeit  ist  zu  verstehen  die  Fähigkeit  einer 
Person,  selbst  oder  durch  einen  Prozessbevollmächtigten  rechtlicli  wirk- 
sam Prozesshandlungen  vorzunehmen.     Ygl.  dazu 
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a)  §  1  der  österreichischen' Civ.  P.O.: 

Eine  Person  ist  soweit  fähig,  selbständig  vor  Gericht  als 
Partei  zu  handeln  (Prozessfahigkeit),  als  sie  selbständig  gültige 
Verpflichtungen  eingehen  kann.  Das  Vorhandensein  dieser  Ver- 
pflichtungsfähigkeit, die  Notwendigkeit  der  Vertretung  von  Par- 
teien, welchen  die  Prozessfähigkeit  mangelt,  sowie  das  Erforder- 
nis einer  besonderen  Ermächtigung  zur  Prozessführung  oder  zu 
einzelnen  Prozesshandlungen  ist,  soweit  nicht  dieses  Gesetz  ab- 
weichende Anordnungen  enthält,  nach  den  bestehenden  gesetz- 
lichen Bestimmungen  zu  beurteilen. 

b)  §  52  D.  C.  P.  0.: 

Eine  Person  ist  insoweit  prozessfähig,  als  sie  sich  durch 
Verträge  verpflichten  kann. 

Die  Prozessfähigkeit  (legitima  persona  standi  in  judicio)  ist  die 
prozessualische  Figur  der  privatrechtlichen  Handlungsfähigkeit.  Das 
deutsche  Reichsgericht  führt  aus,  die  Prozessfahigkeit  sei  ein  Ausfluss 
der  Handlungs-  und  Verfugungsfähigkeit  (Bd.  32,  8.175).  Und  Wach 
sagt  ebenso  treffend  als  kurz,  die  Prozessfahigkeit  sei  prozessualische 
Handlungsfähigkeit  (Handbuch  I,  S.  532).  Schaeffner,  Entwicklung 
des  internationalen  Privatrechts,  S.  204,  erhebt  die  Frage,  welche  Ge- 
setze über  die  persona  standi  in  judicio  zu  entscheiden  haben  und  gibt 
dann  folgende  Antwort:  Insofern  der  primordiale  Grund  derselben  in 
der  juristischen  Selbständigkeit  einer  Partei  überhaupt,  in  deren  Status- 
rechten, zu  suchen  ist,  werden  keine  andern  Gesetze  zu  entscheiden 
haben,  als  diejenigen,  nach  welchen  jene  Statusrechte  zu  beurteilen  sind. 

Und  in  der  Tat  ist  die  Rechtsparallele  zwischen  der  Handlungs- 
fähigkeit und  der  Prozessfahigkeit  durchaus  nicht  auf  eine  scholastische 
Anschauung  zurückzuführen.  Die  Prozessfahigkeit  ruht  auf  der  Hand- 
lungsfähigkeit und  kraft  der  ersteren  wird  das  Rechtsverhältnis  nur 
geltend  gemacht,  das  vermöge  der  Handlungsfähigkeit  begründet  wor- 
den ist.  Die  Prozessfahigkeit  äussert  sich  allerdings  in  der  Anrufung 
der  (öffentlichen)  Gerichtsbarkeit,  allein  diese  Tatsache  setzt  begrifflich 
die  Handlungsfähigkeit  voraus. 

Wenn  man  die  Frage  auf  ein  Prinzip  zurückführen  will,  nach 
welchem  objektiven  Rechte  die  Prozessfahigkeit  beurteilt  werden  müsse, 
so  ist  zu  sagen:  es  kommt  darauf  an,  welchem  Kollisionsprinzipe  der- 
jenige Staat,  in  welchem  der  Prozess  geführt  wird,  hinsichtlich  der 
Handlungsfähigkeit  huldigt.  Allerdings  kann  sofort  hinzugefügt  werden, 
dass  nach  kontinental-europäischer  Auffassung  regelmässig  das  Personal- 
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Statut  des  Betreffenden  (und  zwar  die  lex  patriae)  entscheidet.  So  wird 
denn  auch  fast  immer  das  Prinzip  formuliert,  allein  es  ist  zu  beachten, 
dass  es  nicht  ausnahmslos  gilt. 

Ganz  unrichtig  ist  es  zu  sagen,  die  Prozessfahigkeit  richte  sich  nach 
der  lex  fori:  ein  solcher  Satz  würde  das  Wesen  der  Prozessfähigkeit 
ignorieren. 

Wenn  es  sich  also  um  Prozesse  handelt,  bei  denen  nicht  handlungs- 
iilhige  oder  beschränkt  handlungsßlhige  Personen  als  Kläger  oder  als 
Beklagte  oder  als  Widerkläger  beteiligt  sind,  ist  zu  untersuchen,  wel- 
chem internationalen  Eollisionsprinzipe  das  Gesetz  des  Orts,  an  welchem 
die  Prozessfahigkeit  in  Frage  steht,  hinsichtlich  der  Handlungsfähigkeit 
huldigt.  Und  darnach  ist  dann  auch  zu  entscheiden,  ob  und  in  welcher 
Weise  die  betreffenden  Personen  verbeistandet  oder  vertreten  werden 
müssen.     Dabei  ist  namentlich  wichtig  die  Prozessfahigkeit  der 

a)  Minorennen  (vgl.  dazu  §  113  B.  G.  B.;   Art.  34   O.-R.), 

b)  Bevogteten, 

c)  Interdizierten, 
dj   Ehefrauen, 

e)    Verschollenen. 
Allerdings  kann  das  interne  Recht  u.  U.  auch  dann  absolut  gelten, 
wenn  es    prinzipiell  das   nationale  Recht  uls   anwendbar    erklärt    (vgl. 
Art.  30  E.  G.  zum  B.  G.  B.).   Dies  betrifft  aber  nur  vereinzelte  Aus- 
nahmefälle. 

2.  Wie  im  internationalen  Civil-  und  Handelsrechte  die  Rechts- 
fähigkeit dem  Rechte  des  Staates  unterliegt,  in  welchem  sie  in  Frage 
kommt,  so  gilt  dies  auch  von  der  Parallele  der  Parteiföhigkeit.  In- 
dessen ist  heutzutage  jeder  Mensch,  daher  auch  der  Ausländer  rechts- 
fähig und  infolgedessen  gleichfalls  parteifahig.  Die  Parteifähigkeit  hängt 
von  dem  Gesetze  des  Staates  ab,  unter  dem  sie  geltend  gemacht  wird. 
Nach  dem  gleichen  Masstabe  muss  auch  entschieden  werden,  ob  sie 
einem  Nasciturus  zukommt  (gemäss  dem  Satze:  Nasciturus  pro  jam 
nato  habetur  quotiens  de  commodis  ipsius  partus  quaeritur).  Ygl.  dazu 
§  1  D.  B.  G.  B.  und  D.  J.  Z.  1903,  S.  227. 

3.  Von  der  Prozessfahigkeit  zu  trennen  ist  die  Frage,  ob  dem 
Kläger  das  von  ihm  verfolgte  Recht  zustehe  (Aktivlegitimation)  und 
die  Frage,  ob  der  Beklagte  es  sei,  wider  den  ein  bestimmtes  Recht 
geltend  gemacht  werden  könne  (Passivlegitimation).  Darüber  entscheidet 
naturgemäss  das  materiell  anwendbare  Recht. 
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4.  Von  der  Prozessfahigkeit  vollends  verschieden  ist  die  Frage,  ob 
den  Ausländern  und  den  ausländischen  juristischen  Personen  bestimmte 
Rechte  zustehen.  Die  Prozessfiähigkeit  bezieht  sich  nur  darauf,  dass  die 
Parteien  vor  Gericht   darüber  streiten   können,   ob   sie  Rechte  haben. 

5.  Im  allgemeinen  ist  folgendes  zu  sagen: 

a)  Die  religiöse  Stellung  der  Individuen  spielt  bei  der  vorliegenden 
Frage  keine  Rolle.  Also  sind  z.  B.  in  der  Regel  auch  Mönche 
und  Nonnen  prozessfahig.  Dabei  ist  es  aber  wieder  eine  Frage 
für  sich,  ob  sie  bestimmte  Erwerbshandlungen  vornehmen  können 
(Meili,  Handbuch  II,  S.  180 — 185).  —  Auch  ist  schon  an  dieser 
Stelle  auf  die  unten  (S.  90)  folgenden  Ausführungen  betreffend 
gewisse  religiöse  Orden  und  Klöster  zu  verweisen. 

b)  Die  Vormundschaft  wegen  Abwesenheit  macht  nicht  handlungs- 
unfähig, also  auch  nicht  prozessunföhig  (A.  E.  XV.,  S.  130 
u.  131;  XVIII,  S.  38). 

c)  Die  Stellung  unter  Pflegschaft  nach  deutschem  Rechte  fuhrt  die 
Prozessunfahigkeit  nicht  herbei:  der  Pflegebefohlene  behält  die 
Fähigkeit,  sich  durch  Verträge  zu  verpflichten  und  daher  auch 
die  Prozessfahigkeit  (D.  Reichsgericht  N.  F.  II,  S.  224). 

d)  Es  ist  auf  Art.  513  Code  Civil  zu  verweisen.  Er  lautet  fol- 
gendermassen : 

II  petU  dtre  d6fendu  aux  prodigues  de  plaider,  de  tranaiger, 
d'emprunter,  de  recevoir  un  capital  mobilier  et  d^en  donner  d6- 
charge,  d'ali6ner,  ni  de  grever  leurs  biens  d'hypoth^ues,  sans 
Passistance  d'un  conseil  qui  leur  est  nomm6  par  le  tribunal. 

e)  Eine  Besonderheit  existiert  in  Nordamerika.  Darnach  steht  Fein- 
den des  Staates  die  Prozessfähigkeit  nicht  zu.  Wharton,  §  737, 
fuhrt  aus: 

An  allen  enemy,  as  such,  is  not  entitled  to  sustain  a  suit, 
unless  under  a  safe  condact  or  under  the  special  protection  or 
license  of  the  government.  And  every  resident  of  a  hostile 
place  or  country,  even  though  a  subject,  is  regarded  as  an  alien 
enemy.     Nor  can  such  person  sue  through  a  trustee. 

Vgl.  auch  Wharton,  §  497.  Die  gleiche  Anschauung  be- 
steht auch  in  England  (D.  J.  Z.  1903,  S.  562).  Da  der  Krieg 
nach  kontinental-europäischer  Auffassung  nur  ein  Rechtsverhältnis 
unter  den  Staaten  begründet,  ist  die  angeführte  Ansicht  für 
europäische  Juristen  nicht  acceptabel. 
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J)  Wer  die  Prozessfahigkeit  bestreitet,  hat  der  Regel  nach  (bei  nor- 
malen Yerhältnissen)  den  Beweis  ihres  Nichtvorhandenseins  zu 
leisten.  Savigny,  System  V,  8.  154  u.  155,  A.  E.  XI,  S.  73  u.  74). 
Dieser  Beweis  der  Handlungs-  und  Prozessßhigkeit  eines 
Staatsbürgers,  der  im  Auslande  domiziliert  ist,  braucht  nicht  durch 
amtliche  Urkunden  geleistet  zu  werden :  es  sind  alle  Beweismittel 
statthaft.  Dies  gilt  speziell  in  der  Schweiz.  Ein  Schweizerbürger, 
der  das  nordamerikanische  Bürgerrecht  erworben  hatte,  produ- 
zierte eine  nota  rialisch  beglaubigte  Erklärung,  die  von  zwei 
Privatpersonen  in  Amerika  unterzeichnet  war,  zum  Beweise 
dafür,  dass  er  handlungsfähig  sei.  Das  schweizerische  Bundes- 
gericht sprach  darüber  folgendes  aus  (A.  E.  XY,  S.  131): 

Der  Beweis  dafür,  dass  B.  nach  den  Gesetzen  seines  Wohn- 
landes in  Nordamerika  handlungsfähig  ist,  ist  hinlänglich  ge- 
leistet. Freilich  liegt  dafür  keine  besondere  amtliche  Urkunde 
vor.  Allein  das  Gesetz  schreibt  und  zwar,  da  derartige  amtliche 
Urkunden  nicht  in  allen  Ländern  erhältlich  sind,  gewiss  mit 
Recht,  nicht  vor,  dass  der  Beweis  der  Handlungsfähigkeit  nur 
durch  amtliche  Urkunden  erbracht  werden  könne;  es  sind  also 
alle  Beweismittel  statthaft  und  deren  Beweiskraft  ist  nach  freiem 
Ermessen  zu  prüfen.  Damach  erscheint  hier  die  notarialisch  be- 
urkundete Erklärung  zweier  Zeugen  als  genügend.  Denn  irgend- 
welche Momente,  welche  geeignet  wären,  Zweifel  an  deren  Rich- 
tigkeit zu  erregen,  liegen  nicht  vor. 

6.  Wenn  eine  Partei  sich  selbst  durch  bestimmte  Angaben  in  den 
Schrifteatzen  als  prozessfahig  hingestellt  hat  (z.  B.  sie  bezeichnete  sich 
als  unverheiratet,  während  sie  verheiratet  war),  so  darf  sie  richtigerweise 
den  Mangel   der  Prozessfahigkeit  nicht   nachträglich  geltend   machen. 

n.  Die  Frage,  nach  welchem  Gesetze  die  Prozessfähigkeit  zu  beut' 
teilen  ist,  mtiss  im  einzelnen  untersucht  werden. 

Insbesondere  ist  einer  selbständigen  Prüfung  zu  unterwerfen: 

1.  die  Prozessfahigkeit  der  physischen  Personen, 

2.  diejenige  der  auswärtigen  Gesellschaften  und  juristischen  Personen, 

3.  diejenige  der  auswärtigen  Staaten. 

III.  Von  der  Prozessfähigkeit  ist  die  Postulationsfähigkeit  wohl  zu 
unterscheiden. 

Vgl.  §  26  (S.  128). 

Anmerkung. 

Im  internationalen  Eonkursreohte  ist  speziell  zu  sprechen  über  die  sog.  ^iKon- 
karsfähigkeit*^  und  Aber  die  Prozeseffthigkeit  der  Konkursverwaltang. 
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§  16.  Die  Prozessfahigkeit  der  physischen  Auslander. 

I.  Die  Prozessfähigkeit  der  physischen  Ausländer  im  Inlande  und 
der  physischen  Inländer  im  Auslande  hängt  richtigerweise  von  demjenigen 
Rechte  abj  nach  welchem  international  die  Handlungsfähigkeit  beurteilt 
wird.  Und  zwar  kommt  es  dabei  auf  das  internationale  Recht  des  Orts 
an,  an  welchem  die  Prozessfähigkeit  praktisch  geltend  gemacht  wird. 

1.  Wenn  am  Prozessorte  hinsichtlich  der  Handlungsfähigkeit  aus- 
wärtiger Individuen  internationalrechtlich  die  lex  patriae  massgebend 
ist,  so  kommt  dieses  Prinzip  auch  für  die  Prozessfahigkeit  zur  An- 
wendung. Darnach  ist  es  für  die  Prozessfahigkeit  zunächst  gleichgültig^ 
was  die  lex  domicilii  oder  die  lex  des  Aufenthaltsorts  oder  die  lex  fori 
in  dieser  Frage  bestimmt. 

Auf  diesem  Boden  steht  z.  B.  Art.  36  des  italienischen  Codice 
di  proced.  civ.: 


Le  persone  che  non  hanno  il  libero  esercizio  dei  loro  diritti 
devono  essere  rappresentate,  assistite,  o  autorizzate  a  norma 
delle  leggi  che  regolano  il  loro  stato  e  la  loro  capacitä. 

Von  dieser  Eventualität  aus  bemerkt  Martens-Leo,  Trait6  de  droit 
international  II,  p.  490,  richtig:  La  question  essentielle  en  mati^re  de 
proc^s,  ä  savoir  dans  quelle  mesure  un  etranger  possede  en  gen6ral  le 
droit  d'ester  en  justice,  c'est-ä-dire  d'y  paraitre  en  qualit6  de  demandeur 
ou  defendeur,  doit  etre  tranchSe  suivant  la  loi  qui  determine  sa  capa- 
cite,  c'est-ä-dire  par  sa  loi  nationale. 

Bezüglich  der  Staatsangehörigkeit  ist  beiläufig  darauf  hinzuweisen^ 
dass  sie  nach  §  21  des  deutschen  Reichsgesetzes  über  Erwerb  und 
Verlust  der  Bundes-  und  Staatsangehörigkeit  verloren  wird  durch 
10-jährigen  ununterbrochenen  Aufenthalt  im  Auslande,  wenn  nicht  die 
Eintragung  in  die  Matrikel  eines  Bundeskonsuls  erfolgt  (H.  E.  VI, 
S.  329;  X,  8.  340  und  341). 

2.  Bezüglich  der  Rechtsstellung  der  weiblichen  Personen  ist  sorgfältig 
zu  unterscheiden  einerseits  zwischen  den  aus  der  Geschlechtsvormund- 
schaft (und  der  ehelichen  Vormundschaft  im  speziellen)  und  anderseits 
zwischen  den  aus  dem  ehelichen  Güterrechte  hervorgehenden  Schranken 
(Deutsches  Reichsgericht  Civils.  VI,  S.  394 — 396).  Denn  es  kommt  nicht 
notwendigerweise  in  beiden  Richtungen  das  gleiche  Recht  zur  Anwen- 
dung. 
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a)  Wenn  am  Orte,  wo  der  Prozess  gefuhrt  wird,  internationalrecht- 
lich der  lex  patriae  gehuldigt  wird  und  die  betreffende  Klägerin 
(oder  Widerklägerin)  darnach  unter  der  GeschlechtsYormund- 
schaft  oder  unter  ehelicher  Vormundschaft  steht,  so  kommt  ihr 
die  Prozessfahigkeit  auch  dann  nicht  zu,  wenn  die  lex  fori  diese 
letztere  sonst  (ceteris  paribus)  anerkennt.  Es  liegt  eben  hier 
eine  aus  dem  Personenrecht  folgende  Beschränkung  der  Hand- 
lungsfähigkeit der  Weibspersonen  vor. 

Das  Gleiche  gilt  dann,  wenn  die  Klägerin  nach  ihrem  na- 
tionalen Rechte  ganz  allgemein  in  ihrer  Handlungsfähigkeit  be- 
schränkt ist,  oder  wenn  sie  darnach  eine  Stellung  einnimmt, 
welche  mit  der  Geschlechtskuratel  korrespondiert.  In  dieser 
Beziehung  ist  auf  Art.  215 — 217  Code  civil  zu  verweisen: 

Art.  215.  La  fermne  ne  petU  ester  en  jugement  sans  Vauto- 
risatxon  de  son  mari,  quand  mAme  eile  serait  marchande  publique, 
ou  non  commune,  ou  86par6e  de  biens. 

Art.  216.  L'autorisation  du  mari  n'est  pas  n^cessaire  lors- 
que  la  femme  est  poorsuivie  en  mati^re  criminelle  ou  de  police. 
Art.  217.  La  femme,  m^me  non  commune  ou  86par6e  de 
biens,  ne  peut  donner,  ali6ner,  hypoth^quer,  acqu^rir,  k  titre 
gratuit  ou  on6reux,  sans  le  concours  du  mari  dans  l'acte,  ou 
son  consentement  par  6crit. 

Damach  bedarf  eine  Ehefrau  der  Autorisation  zu  allen  Rechts- 
geschäften des  bürgerlichen  Lebens  (Zachariä-Crome,  Handbuch 
des  französischen  Civilrechts,  8.  Aufl.  HI,  S.  79  ff.).  Und  sie 
kann  ohne  die  Autorisation  des  Ehemannes  grundsätzlich  nicht 
vor  Gericht  auftreten  (Zachariä-Crome,  a.  a.  0.  8.77). 

Das  französische  Gesetz  vom  6.  Februar  1893  bestimmt  nun 
freilich  in  Ergänzung  des  Art.  311  Code  civil: 

La  Separation  de  corps  emportera  toujours  Separation  de 
biens.  Elle  en  a  outre  pour  effet  de  rendre  k  la  fenmie  le  plein 
exercice  de  sa  capacit6  civile  sans  qu'elle  ait  besoin  de  recourir 
k  Pautorisation  de  son  mari  ou  de  justice. 

Das  französische  Recht  behandelt  alle  Normen  über  die 
Autorisation  als  Statusfragen  oder  als  Beschränkungen  der  Ehefrau, 
die  aus  dem  Personenrechte  folgen. 

bj  Wenn  die  Gesetzgebung  am  Orte,  wo  der  Prozess  geführt  wird, 
internationalrechtlich  der  lex  patriae  huldigt  und  die  betreffende 
Klägerin    darnach    nicht    unter    der    Geschlechtsvormundschaft 

Meili,  iDtemAtlonales  ClTilprozeBsrecht.  6 


_82_ 

(ausdrücklich  oder  virtuell)  steht,  so  kommt  ihr  die  Prozess- 
fahigkeit  zu,  sogar  wenn  die  lex  fori  diese  letztere  sonst  nicht 
einräumt.  In  dieser  Beziehung  ist  z.  B.  auf  Art.  52,2  -^-  ^*  P-  ^^• 
zu  verweisen: 

Die  Prozessfahigkcit  einer  Frau  wird  dadurch,  dass  sie  Ehe- 
frau ist,  nicht  beschrankt. 

Nach  dem  neuen  deutschen  Rechte  muss  davon  ausgegangen 
werden,  dass  die  Ehefrau  personenrechtlich  frei  dasteht:  sie  ist 
unbedingt  prozessfahig  (Dem bürg,  Das  bürgerliche  Recht  des 
deutschen  Reichs  und  Preussens  IV,  §  3,  8.  8 ;  das  gleiche  gilt 
in  England,  v.  Swinderen  in  Z.  f.  vergl.  Rw.  V,  S.  281).  Eine 
verheiratete  Engländerin  bedarf  z.  B.  in  Frankreich  gemäss  der 
"Married  women's  property  act"  von  1882  für  die  Zulassung 
der  von  ihr  in  Frankreich  angestellten  Klagen  für  civilrechtliche 
Ansprüche  der  Autorisation  des  Ehemannes  nicht,  obschon  diese 
nach  französischem  Rechte  erforderlich  ist  (Journal  1897  XXIV, 
p.  1036  u.  1037).  Das  französische  Recht  behandelt  eben  den 
Status  einer  Person  internationalrechtlich   nach  der  lex  patriae. 

3.  Wenn  ein  Ausländer  in  einem  Staate  prozessiert,  der  inter- 
nationalrechtlich hinsichtlich  des  Status  dem  Domizilpinzip  huldigt,  so 
hängt  seine  Prozessfahigkeit  von  der  lex  domicilii  ab  und  es  ist  gleich- 
gültig, was  die  lex  patriae  oder  die  lex  des  Aufenthaltsorts  diesfalls 
bestimmt. 

Wenn  z.  B.  ein  in  Osterreich  wohnender  Italiener  in  Norwegen 
(oder  Dänemark)  klagt,  so  richtet  sich  die  Frage  seiner  Prozessfahig- 
keit nach  dem  Rechte  seines  Domizils  (Osterreich),  weil  Norwegen  (und 
Dänemark)  bezüglich  der  Handlungsfähigkeit  internationalrechtlich  der 
lex  domicilii  huldigt.  Es  ist  also  indifferent,  dass  das  italienische  Recht 
den  Status  der  lex  patriae  unterstellt. 

4.  Soweit  der  Status  internationalrechtlich  territorial  regiert  vrird, 
hängt  die  Prozessfahigkeit  von  dem  territorialen  Rechte  ab  und  es  ist 
gleichgültig,  was  die  lex  domicilii  oder  die  lex  patriae  bestimmt.  Ein 
20-jähriger  Schweizer  kann  in  England  im  Civilprozesse  nicht  klagen 
oder  verklagt  werden,  weil  in  England  die  Handlungsfähigkeit  von  dem 
Prinzipe  des  territorialen  Rechts  regiert  wird  und  dieses  Recht  die 
Handlungsfähigkeit  erst  mit  dem  vollendeten  21.  Jahre  eintreten  lässt. 

Im  englisch-amerikanischen  Rechtskreise  kommt  übrigens  die  Unter- 
scheidung  zwischen  den  Mobilien  und  Immobilien  (Handbuch  I,  S.  40 
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und  41)  auch  hier  zur  Bedeutung.  Dies  ist  wenigstens  für  den  Fall 
erheblich,  als  (wie  speziell  in  Nordamerika)  das  Prinzip  des  Domizils' 
in  den  Vordergrund  gerückt  wird  (daselbst  I,  S.  228  u.  229).  Aber 
bezüglich  der  nordamerikanischen  Anschauung  ist  weiter  zu  sagen,  dass 
im  Effekte  trotz  des  erwähnten  Domizilrechts  vielfach  das  territoriale 
Recht  als  entscheidend  angesehen  wird.  Es  wird  nämlich  gesagt  (z.  B. 
von  Wharton,  §  8  ff.),  es  sei  mit  dem  öffentlichen  Recht  nicht  ver- 
träglich, dass  man  bei  Leuten,  welche  21  Jahre  alt  sind,  die  Hand- 
lungsfähigkeit doch  nicht  als  vorhanden  annehme.  In  dieser  Theorie 
liegt,  bewusst  oder  unbewusst,  die  Behauptung,  dass  es  nur  eine  richtige 
Majoritätsgrenze  gebe,  nämlich  die  des  englisch-amerikanischen  Rechts ! 
Will  man  die  erwähnte  Auffassung  konsequent  festhalten,  so  muss  man  in 
Nordamerika  (auch  ganz  abgesehen  vom  territorialen  Rechte)  sagen, 
der  20V2-jährige  Schweizer  sei  in  Nordamerika  nicht  prozessfähig,  ob- 
schon  er  nach  nationalem  Rechte  mit  dem  20.  Altersjahre  majorenn 
wird.  Denn,  wenn  es  der  nordaraerikanischen  Auffassung  nach  allein 
dem  öffentlichen  Rechte  entspricht,  dass  jemand  als  handlungsfähig 
angesehen  werde,  der  21  Jahre  alt  ist,  so  muss  es  auch  im  Wider- 
spruche mit  der  Theorie  der  public  policy  stehen,  jemand  als  hand- 
lungsfähig zu  taxieren,  der  noch  nicht  diese  Altersgrenze  erreicht  hat. 

Übrigens  kommen  auch  noch  andere  Staaten  im  Resultate  zu  der 
Anerkennung  des  territorialen  Rechts.  Es  ist  zu  verweisen  auf: 

a)  Art.  Tg  E.  G.  zum  B.  G.  B., 

b)  Art.   10  B.  G.  betr.  die  persönl.  Handlungsfähigkeit. 

Freilich  ist  bezüglich  des  deutschen  Rechts  speziell  auf  den  bei 
II  unten  zu  erwähnenden  §  55  der  D.  C.  P.  0  zu  verweisen.  Wenn 
ein  Franzose  im  Alter  von  20  Jahren  in  der  Schweiz  verkehrsrecht- 
liche Geschäfte  abschliesst,  so  gilt  er  als  handlungsfähig  und  soweit 
ist  er  in  der  Schweiz  also  auch  prozessfahig. 

5.  Das  aufgestellte  Prinzip  nimmt  nach  dem  Gesagten  je  nach  der 
Lage  des  Im  konkreten  Falle  massgebenden  internationalen  Privatrechts 
über  die  Handlungsfähigkeit  eine  ganz  verschiedenartige  Färbung  an. 
Fremde  können  Civilklagen  in  einzelnen  Staaten  erheben,  in  welchen  den 
eigenen  Angehörigen  diese  Berechtigung  nicht  zusteht,  wie  z.  B.  ein 
20-jähriger  Schweizer  in  Frankreich,  während  der  Franzose  in  Frank- 
reich 2 1  Jahre  alt  sein  muss.  Allein  die  Elagbarkeit  eines  Rechtsgeschäftes 
ergibt  sich  aus  der  Tatsache,  dass  es  gültig  begründet  worden  ist, 
und  einzelne  Staaten,  welche  diese  Konsequenz  der  aufgestellten  Theorie 
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über  die  Handlungsfähigkeit  nicht  anerkennen  wollen,  geraten  mit  sich 
selber  in  Widerspruch,  wenn  sie  zwar  materiell  der  lex  loci  contractus 
huldigen,  aber  die  Beurteilung  der  Handlungsfähigkeit  auch  dann  dieser 
lex  entziehen,  wenn  diese  Qualität  neben  der  materiellen  Seite  der 
Sache  nach  dem  Eollisionsrechte  der  lex  loci  contractus  beurteilt 
werden  muss. 

n.  Nach  einzelnen  Gesetzgebungen  wird  di6  Prozessfähigkeit  kurzer- 
hand als  vorhanden  angesehen,  wenn  sie  besteht  nach  der  lex  fori,  auch 
dann,  wenn  sie  nach  der  internationalen  Kollisionsnorm  nicht  besteht 
Dies  ist  der  Fall  im  deutschen  Reiche  und  in  Österreich, 

1.  Die  positiven  Normen  lauten: 

§  55  der  deutschen  Civilprozessordnung : 

Ein  Ausländer,  welchem  nach  dem  Rechte  seines  Landes 
die  Prozessfähigkeit  mangelt,  gilt  als  prozessfahig,  wenn  ihm 
nach  dem  Rechte  des  Prozessgerichtes  die  Prozessfähigkeit  zu- 
steht. 

§  3  des  österreichischen  Gesetzes  von  1895  über  das  gerichtliche 
Yerfahren  in:  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  (Civilprozessordnung): 

Ein  Ausländer,  welchem  nach  dem  Rechte  seines  Landes 
die  Prozessfähigkeit  mangelt,  ist  vor  den  inländischen  Gerichten 
als  prozessfähig  zu  behandeln,  wenn  ihm  nach  den  im  Inlande 
geltenden  gesetzlichen  Bestimmungen  die  Prozessföhigkeit  zu- 
kommt. 

Diese  Bestimmungen  sind  eine  Art  Rechtsparallele  zu  Art.  10 
B.  G.  betrefiTend  die  persönliche  Handlungsfähigkeit  und  zu  Art.  7,3 
E.  G.  zum  B.  G.  B.  Man  glaubte,  es  liege  in  der  Annahme  der  vorhin 
zitierten  Normen  ein  internationaler  Fortschritt.  Dies  ist  ein  Irrtum. 
Aus  jenen  Normen  ergeben  sich  eigiBntümliche  Ronsequenzen.  Personen, 
welche  z.  B.  nach  ihrem  nationalen  Rechte  die  Majorennitat  noch  nicht 
erlangt  haben,  müssen  in  Deutschland  als  grossjährig  und  als  prozess- 
föhig  anerkannt  werden,  wenn  sie  wenigstens  21  Jahre  alt  sind.  Ebenso 
in  Osterreich,  wenn  sie  24  Jahre  alt  sind.  Indessen  hat  die  Frage  im 
letztern  Staate  naturgemäss  eine  geringere  Bedeutung,  weil  die  Zahl 
der  Staaten  nicht  gross  ist,  welche  die  Majorennitat  an  ein  höheres 
Alter  als  24  Jahre  knüpfen,  —  in  Österreich  wird  man  mit  dem 
vollendeten  24.  Jahre  majorenn. 

2.  Über  die  Wendung  „nach  dem  Rechte  seines  Landes**  herrscht 
freilich    Streit.     Walker,    Streitfragen    aus    dem    internationalen    Civil- 
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prozessrechte,  findet  (S.  54),  damit  sei  das  Nationalitätsprinzip  sank- 
tioniert und  der  Ausländer  sei  darnach  als  prozessiahig  anzusehen, 
wenn  er  entweder  nach  dem  Hechte  seines  Landes  (lex  patriae)  oder 
nach  dem  Rechte  am  Orte  des  Gerichts  (lex  fori)  prozessföhig  sei,  — 
das  Domizilrecht  spiele  keine  Rolle,  v.  Canstein  dagegen  vertritt  in 
dem  Werke  von  Leske  und  LoBwenfeld,  Die  Rechtsverfolgung  im  inter- 
nationalen Verkehr,  dritter  Band,  Teil  I,  S.  73,  die  Ansicht,  im  Ge- 
setze sei  weder  das  Nationali täts-  noch  das  Wohnsitzprinzip  adoptiert  und 
es  genüge,  wenn  ein  Ausländer  nach  einem  der  drei  in  Betracht  kommenden 
Rechte  (Heimat,  Wohnsitz,  Prozessgericht)  prozessfahig  sei.  Indessen 
muss  man  richtigerweise  sagen,  die  Prozessfähigkeit  bestehe  nach  den 
zitierten  deutschen  und  österreichischen  Normen: 

a)  wenn  das  Personalstatut  sie  anerkennt  und  damit  ist  je  nach 
Umständen  die  lex  patriae  oder  die  lex  domicilii  oder  das  terri- 
toriale Recht  gemeint:  es  kommt  im  Einzelfalle  darauf  an, 
welchem  Prinzipe  das  Recht  des  Staates  huldigt,  dem  der  be- 
treffende Ausländer  staatsrechtlich  angehört, 

b)  wenn  die  lex  fori  die  Prozessföhigkeit  anerkennt.  In  diesem 
Falle  ist  es  also  gleichgültig,  ob  die  lex  patriae  oder  lex  domicilii 
oder  die  lex  des  Aufenthaltsortes  sie  verneine. 

Anmerkungen. 

1.  Bei  Phillimore  lY^  §  927,  findet  sieb  eine  interessante  Bemerkung,  die  so 
lautet :  The  question  whether  a  foreign  suitor  have  or  have  not  in  a  partieular  suit  a 
legal  persona  standi  in  judicio  ought,  I  think,  to  be  determined  by  reference  to  the 
law  of  bis  own  country.  But  it  is  doubtfull  wbetber  such  would  be  the  ruling  of  an 
Englisb  court.     Und  es  ist  auch  bezeichnend,  dass  der  Autor  auf  y.  Bar  verweist. 

2.  BezQglich  der  Prozessfähigkeit  einer  mundigen  Person  in  Fällen,  da  Gefahr 
im  Verzuge  ist,  ygl.  noch  Meili,  Handbuch  II,  S.  154,  sowie  §  2  der  osterreichisohen 
Oiyilprozessordnung  und  die  dort  zitierten  §§  151,  246  und  247  A.  B.  G   B. 

3  Es  wird  allgemein  angenommen,  dass  die  Prozessfähigkeit  einer  Ehefrau 
auoh  auf  Grund  der  ehemännlichen  Autorisation  von  der  am  Prozessorte  geltenden 
Kollisionsnorm  abhänge  und  dass  also  das  territoriale  Recht  nicht  massgebend  sei. 
Vgl.  Stocquart,  Du  conflit  de  loi  en  matiere  d^autorisation  maritale  im  Journal  XXX, 
p.  977 — 9  so.  Indessen  ist  yereinzelt,  gestützt  auf  die  Autorität  von  de  Paepe,  Com- 
p6tence  civile  ä  r6gard  des  ^trangers  I,  p.  209,  das  Gegenteil  angenommen  worden 
in  dem  Urteile  des  Appellationsgerichts  Gent  (Journal,  a.  a.  O.  p.  980). 
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§  17.    Die  Prozessfähigkeit  der  auswärtigen  Gesellschaften  und 

juristischen  Personen. 

I.  Die  Prozessfähigkeit  der  ausicärtigfn  privaUn  Gesellschaften  Ufid 
juristischen  Personen  des  Privatrechts  richtet  sich  regelmässig  nach  dem 

■ 

Hechte  ihres  Sitzes  und  dieses  entscheidet  immer  dann,  wenn  das  Gesetz 
des  Orts,  an  welchem,  der  Prczess  geführt  wird,  internationalrechtlich 
nichts  anderes  sagt.  Dies  ist  auch  mehrfach  durch  Staatst  ertrage  aner- 
kannt. 

Dabei  sind  allerdings  noch  interne  Prohibitivnormen  speziell  vor- 
behalten. 

1.  Während  einiger  Zeit  wurden  auswärtige  Gesellschaften  und 
ausi^ärtige  juristische  Personen  des  Privatrechts  nicht  anerkannt,  indem 
man  davon  ausging,  es  handle  sich  hier  und  speziell  bei  den  juristischen 
Personen  um  Schöpfungen  des  Staates,  die  nur  kraft  seiner  Autorisation 
ins  Leben  treten  und  die  also  nur  bestehen,  soweit  dieses  Staates  Herr- 
schaft reiche  (vgl.  Laurent  IV,  No.  119  ff.  und  Weiss,  Trait6  elementaire  de 
droit  international  prive,  p.  145).  Diese  Anschauung  ist  jetzt  fast  all- 
gemein preisgegeben  (v.  Bar  I,  S.  305;  Gierke,  Deutsches  Privatrecht 
I,  S.  222,  Anm.  16;  Asser-Rivier,  p.  196—202).  Auch  Dicey  stellt  die 
Regel  (rule  125  und  dazu  die  Erörterung  auf  S.  485)  auf:  The  exi- 
stence  of  a  foreign  Corporation  duly  created  under  the  law  of  a  foreign 
country  is  recognized  by  the  Court. 

Im  neuem  Rechte  werden  dauiach  die  auswärtigen  privaten  Ge- 
sellschaften und  die  juristischen  Personen  des  Privatrechts  als  prozess- 
fahig  anerkannt,  wenn  sie  konform  dem  Gesetze  ihres  Sitzes  konsti- 
tuiert sind.  Dies  ist  auch  mehrfach  bezüglich  einzelner  Rechtsbildungen 
(z.  B.  bezüglich  der  Aktiengesellschaften  und  Aktienkommanditgesell- 
schaften) gesetzlich  ausgesprochen  worden  (Mamelok,  Die  juristische 
Person  im  internationalen  Privatrecht,  Diss.  Zürich  1900,8.324;  Meili, 
Handbuch  I,  S.  251  u.  252). 

Auch  im  englisch-amerikanischen  Rechte  wird  der  Satz  anerkannt. 

Es  kommt  deswegen  nicht  darauf  an,  ob  das  Gesetz  des  Orts,  wo 
der  Prozess  geführt  wird,  die  betreffenden  Rechtsfiguren  der  juristischen 
Personen  in  ganz  gleicher  Weise  anerkennt  oder  sie  nicht  kennt  — 
man  denke  beispielsweise  an  die  deutsche  Gesellschaft  mit  beschränkter 
Haftung,  die  in  andern  Staaten,  und  speziell  auch  in  der  Schweiz,  nicht 
existiert. 
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In  der  Schweiz  besteht  freilich  keine  Bundesrechtsnorm  darüber, 
wie  ausländische  Gesellschaften  und  juristische  Personen  behandelt 
werden  müssen.  Insbesondere  ist  anzuerkennen,  dass  das  Bundesgesetz 
betreffend  die  persönliche  Handlungsfähigkeit  (Art.  10)  sich  nicht  da- 
rauf bezieht.  Vgl.  den  Entscheid  des  Bundesgerichts  im  Journal  XVI I, 
p.  518  u.  519,  sowie  die  Ausführungen  des  Bundesrats  bezüglich  des 
Staatsvertrages  mit  England,  B.  B.  1886  I,  S.  929  u.  930. 

Wenn  §  55  der  D.  C.  P.  0.  und  §  3  der  österreichischen  C.  P.  0. 
auch  auf  juristische  Personen  bezogen  werden,    so  müsste  man  sagen, 
dass  ihnen  die  Prozessfahigkeit  auch  dann  zukommt,   wenn   zwar  das 
Recht  des  Sitzes  sie  nicht  anerkennt,  wohl  aber  die  lex  fori. 

Bezüglich  der  Vereine  ist  im  deutschen  Rechte  auf  §  2*^,  B.  G.  B. 
zu  verweisen. 

2.  Eine  Gesellschaft,  die  im  Staate  ihres  Sitzes  rechtsgültig  be- 
gründet worden  ist,  hat  die  Prozessfahigkeit  in  der  Regel  auch  im 
Auslande  (Journal  1898  XXV,  S.  758).  Der  Sitz  der  juristischen  Per- 
sonen des  Privat-  und  Handelsrechts  wird  sich  in  der  Regel  aus  der 
Vereinbarung  (namentlich  aus  den  Statuten)  ergeben.  Vgl.  Meili,  Hand- 
buch n,  S.  293. 

Die  Prozessfahigkeit  kommt  den  auswärtigen  Aktiengesellschaften, 
Kommanditgesellschaften ,  Kommanditaktiengesellschaften ,  Genossen- 
schaften, Vereinen  zu. 

Lammasch  führt  freilich  im  Handbuche  des  Völkerrechts  von 
V.  Holtzendorff  IH,  S.  366,  aus,  die  Zule^sung  der  Ausländer  zum  Ge- 
nüsse einer  mit  den  Inländern  gleichen  Stellung  im  Prozesse  ergebe 
nicht  ohne  weiteres  die  Zulassung  der  juristischen  Personen  des  Aus- 
landes zu  derselben  Stellung.  Lammasch  stützt  sich  für  diese  Auffas- 
sung darauf,  dass  ein  Staat  vermöge  seiner  Souveränität  berechtigt  sei, 
der   auswärtigen  juristischen  Person   seine  Anerkennung   zu    versagen. 

Einzelne  Gesetze  enthalten  spezielle  Normen,  nach  welchen  man  vor 
Gericht  klagen  und  verklagt  werden  kann.     Vgl.  betreffend: 

die  Kollektivgesellschaft  (Art.  559  0.  R.), 
die  Kommanditgesellschaft  (Art.  597  0.  R.), 
die  Aktiengesellschaft  (Art.  625 1  0.  R.), 
die  Filiale  derselben  (Art.  6252  0.  R.), 
die  Genossenschaft  (Art.  678  u.  717  0.  R.)- 

Eine  nicht  im  Handelsregister  eingetragene  Personenvereinigung, 
die   einen    wirtschaftlichen  Zweck   verfolgt,    kann   aber   nicht  als   selb- 
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Btändiges  Rechtssubjekt  auftreten  (A.  E.  XXI,  S.  1074  u.  1075).  Art. 
695  bestimmt,  jede  Genossenschaft  müsse  einen  Vorstand  (Direktion) 
haben,  „welcher  dieselbe  im  Verkehr  mit  dritten  Personen  und  vor 
Gericht  vertritt.*' 

Art.  676  No.  5  0.  R.   bestimmt   bezüglich  der  Kommanditaktien- 

gesellschaft : 

Der  Aufsichtsrat  kann  namens  der  Gesellschaftor  die  Mit- 
glieder des  Vorstandes  zur  Rechenschaft  ziehen  und  nötigenfalls 
vor  Gericht  belangen.  Soweit  seine  eigene  Verantwortlichkeit 
reicht  oder  bei  arglistigem  Verhalten  von  Vorstandsmitgliedern 
ist  er  zur  Einleitung  und  Durchführung  von  Prozessen  vrider 
dieselben  sogar  gegen  den  Willen  der  Generalversammlung  be- 
rechtigt 

Es  ist  überflüssig  und  verwirrend,  von  einer  Nationalität  der  Han- 
delsgesellschaften zu  sprechen  und  den  Umweg  einzuschlagen,  dass 
man  ihnen  zuerst  gewissermassen  eine  nationale  Weihe  nach  dem  Grund- 
satze der  lex  patriae  gibt,  um  dann  zur  Folgerung  zu  gelangen,  sie 
stehen  unter  dem  Rechte  ihres  Sitzes  (Domizils).  Merkwürdigerweise 
tut  dies  aber  der  schweizerische  Bundesrat  in  einem  im  übrigen  bemer- 
kenswerten Entscheide  von  1902  (B.  B.  1902  III,  S.  849)  im  Einklänge 
übrigens  mit  der  Lehre  einzelner  Juristen. 

Die  Prozessfahigkeit  kommt  auch  der  Geraeinschaft  von  Besitzern 
von  Schuldverschreibungen  (Partialobligationen)  zu,  —  und  es  ist  hier 
auf  die  bekannten  österreichischen  Kuratorengesetze  und  das  deutsche 
Reichsgesetz  betreflfend  die  gemeinsamen  Rechte  der  Besitzer  von 
Schuldverschreibungen  (1899)  zu  verweisen. 

3.  Die  Befugnis  des  Kommanditierten  (des  Komplementars),  Scha- 
denersatzklagen für  die  Kommanditgesellschaft  anzustrengen,  richtet 
sich  nach  dem  Rechte  des  Domizils,  welches  die  Gesellschaft  zur  Zeit 
der  Klageerhebung  innehatte.  Solche  Klagen  gehören  auch  zum  Ge- 
sellschaftszweck, dessen  Verfolgung  nach  überall  anerkannten  Rechts- 
grundsätzen Sache  des  Kommanditierten  ist.  Sonst  könnte  das  Resultat 
entstehen,  dass  einzelne  Kommanditäre  durch  ihren  Einspruch  die  Er- 
hebung von  durchaus  begründeten  Schadenersatzklagen  verhindern 
würden.  In  der  Tat  haben  Kommanditäre  bezüglich  einer  Kollektiv- 
gesellschaft, die  in  Brasilien  domiziliert  war,  sich  auf  Art.  331  des 
brasilianischen  Handelsgesetzbuches  berufen,  der  so  lautet: 

Die  Majorität  der  Gesellschaft  ist  ohne  die  einstimmige 
Einwilligung   aller   Gesellschafter   nicht  befugt,    Geschäftaunter- 
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nehmungen  yorzunehmen,  welehe  von  den  im  Vertrage  verein- 
barten verschieden  sind. 

Allein  das  Handelsgericht  Zürich  hat  zutreffend  ausgeführt,  dass 
die  Eommanditierten  (Komplementäre)  berechtigt  seien,  Schadenersatz- 
ansprüche der  Gesellschaft  gerichtlich  zu  verfolgen,  ohne  dass  es  hierzu 
eines  speziellen  Auftrages  oder  einer  Yollmacht  seitens  der  Kommandit- 
gesellschaft bedürfe.  Die  Erhebung  dieser  Klage  könne  auch  nicht 
als  eine  „Geschäftaunternehmung*'  bezeichnet  werden,  die  von  der  ver- 
traglich vereinbarten  verschieden  sei.  Wenn  auch  der  Gesellschafts- 
vertrag z.  B.  den  Ankauf  und  die  Ausbeutung  einer  Kaffeeplantage 
als  Gesellschaftpzweck  bezeichnet,  so  gehört  dazu  behufs  Erreichung 
des  vorgesehenen  Zieles  die  Erhaltung  des  Gesellschaftskapitals  und  die 
Einklagung  eines  Schadens  für  verspätete  Einzahlung  desselben  durch 
einzelne  Kommanditäre  (H.  E.  XVIII,  S.  183  u.  184). 

4.  Nach  dem  gleichen  Grundsatze  richtet  sich  auch  die  Frage,  ob 
ein  Komitee  oder  ein  Initiativkomitee  prozessfähig  sei.  Die  Frage  an 
sich  (nicht  in  ihrer  internationalen  Bedeutung)  wurde  s.  Z.  anlässlich 
schweizerischer  Eisenbahninitiativkomitees  untersucht.  Eine  verneinende 
Antwort  erteilte  Renaud  in  Heidelberg  (Rechtliche  Gutachten,  heraus- 
gegeben von  Hergenhahn,  II,  S.  138  ff),  eine  bejahende  dagegen  Ihering 
in  seinen  Jahrbüchern  N.  F  VI,  S.  1 — 128,  spez.  20 — 33;  auch  abge- 
druckt in  den  Gesammelten  Aufsätzen  II,  S.  87.  Vgl.  auch  Meili,  Stu- 
dien über  die  rechtliche  Natur  und  Wirkung  der  von  einer  Eisenbahn- 
gesellschaft gegenüber  Gründungsgesellschaften  oder  -Komitees  ein- 
gegangenen Verpflichtungen  zum  Bau  und  Betrieb  einer  Eisenbahn,  in 
der  Zeitschr.  fiir  das  gesamte  Handelsrecht  XXIV,  N.  F.  IX,  S.  339,  386. 

5.  Es  gibt  Staatsverträge,  durch  welche  den  juristischen  Personen 
des  Auslandes  die  Prozessfähigkeit  im  Inlande  förmlich  zugesichert 
wird.  Mit  den  diesfalligen  Zusicherungen  ist  ausgesprochen,  dass  im 
allgemeinen  die  Prozessföhigkeit  im  Auslande  bestehe,  wenn  das  Recht 
des  Sitzes  die  betreffenden  Gebilde  anerkennt 

6.  Interne  Prohibitivnormen  sind  insofern  zu  beachten,  als  die  Pro- 
zessföhigkeit nicht  zukommt: 

a)    unsittlichen    juristischen    Personen     des    Auslandes.      Darunter 

können  nach  einzelnen  Gesetzen  die  Trusts  fallen. 
b)  völkerrechtswidrigen   Gesellschaften    oder  juristischen  Personen. 
Es  herrscht  allerdings  Streit  darüber,  ob  die  Prozessfähigkeit  solcher 
juristischer  Personen  auch  dann  angenommen  werden  müsse,  wenn  die 
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betreffenden  Gebilde  im  internen  Staate  nicht  anerkannt  werden  können. 
Dieser  Streit  hängt  damit  zusammen,  dass  viele  Juristen  die  Frage  nach 
dem  Personalstatute  entscheiden,  ob  der  Zweck  einer  juristischen  Person 
erlaubt  sei  oder  nicht  und  dem  internen  Rechte  einen  Einfluss  nur  ge- 
statten  bezüglich  des  Umfangs  der  Rechts-  und  Handlungsfähigkeit 
(v.  Bar  I,  S.  300 — 308  und  Mamelok,  Die  juristische  Person  im  inter- 
nationalen Privatrecht.     Diss.  Zürich  1900,  S.  72). 

II.  lyie  Prozessfähigkeit  der  auswärtigen  religiösen  Korporationen 
(Klöster^  geistlicher  Orden)  richtet  sich  regelmässig  ebenfalls  na^h  detn 
Hechte  ihres  Sitzes  und  dieses  entscheidet  immer  dann,  wenn  das  Gesetz 
des  Orts,  an  welchem  der  Piozess  geführt  wird,  intemationalrechtlirh 
nichts  anderes  sagt. 

Hier  sind  nun  aber  noch  ganz  speziell  interne  Prohibitivnormen  vorzu- 
behalten, 

1.  Im  allgemeinen  darf  man  von  dem  Satze  ausgehen,  dass  reli- 
giöse Korporationen  überall  prozessfahig  seien,  wenn  sie  nach  dem  Ge- 
setze, das  an  ihrem  Sitze  gilt,  korrekt  und  rechtsgültig  konstituiert  sind. 

Dabei  müssen  aber  die  allfalligen  Kollisionsrechtssätze  des  Orts, 
an  welchem  der  Prozess  geführt  wird,  vorbehalten  werden.  Religiöse 
Korporationen  beteiligen  sich  nicht  ganz  selten  an  dem  modernen 
Handelsbetriebe :  es  ist  an  die  Spitzengeschäfte  der  Klöster  und  an  die 
Fabrikation  von  Liqueuren  der  Klöster  (und  speziell  an  die  ehedem  in 
Frankreich  produzierte  elegante  Chartreuse)  zu  erinnern.  Soweit  der- 
artige Geschäfte  in  Frage  liegen,  ist  den  erwähnten  Institutionen  die 
Prozessfähigkeit  nicht  zu  bestreiten.  Auch  eine  Fabrikmarke  von 
Klöstern  ist  zu  schützen.  Die  Marke  der  Chartreuse  wurde  allerdings 
auf  den  Namen  einer  bestimmten  Person  (Louis  Garnier,  Grezier)  ein- 
getragen. Vgl.  Kohler,  Das  Recht  des  Markenschutzes  mit  Berück- 
sichtigung ausländischer  Gesetzgebungen,  S.  219  und  220,  und  den  Aus- 
zug aus  dem  Grand  Dictionnaire  international  de  la  Propriete  industrielle^ 
betitelt :  Recueil  de  la  jurisprudence  relative  k  la  marque  de  la  liqueur 
fabriquee  k  la  grande  Chartreuse,  Paris  1890,  sowie  Journal  1881  YIII^ 
p.  391. 

Weiter  ist  wichtig,  welche  juristische  Bedeutung  der  im  franzö- 
si^hen  Rechte  geforderten  Autorisa tion  zukomme,  die  in  Art.  910  Code 
civil  enthalten  ist. 

Les  dispositions   entre   vifs  ou  par   testanient  au  profit  des 
hospicGs,  des  pauvres  d^une  commune  ou  d^^tablissements  d'utilit^ 
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publique,  n^auront  leur  eifet  qu'autant  qu'elles  seront  autoris^e.? 
par  une  ordonnance  royale. 

In  Frankreich  wurde  entschieden,  dass  die  für  eine  fremde  reli- 
giöse Gesellschaft  von  der  fremden  Regierung  (von  Spanien)  erteilte 
Autorisation  genüge,  um  ilir  in  Frankreich  die  Prozessfahigkeit  zu  ge- 
währen. Das  Urteil  des  Appellationsgerichts  Ronen  von  1901  (Journal 
1902  XXIX,  p.  802)  drückt  sich  folgendermassen  aus: 

S^ii  est  vrai  qu'une  congregation  religieuse  non  autoris^e 
ne  peut  ester  en  justice  comme  demanderesse,  m^me  sous  forme 
reconventionelle,  cette  incapacit6  no  frappe  pas  la  congregation 
reh'gicuse  k  laquelle  un  gouvernement  6trangcr  a  accorde  Tautori- 
sation  rcquise:  une  teile  autorisation  qui  se  rattache  au  Statut 
personncl  habilite  la  congregation  k  ester  en  justice  en  France ; 
8on  effet  peut  ^tre  invoqu^  m^nae  de  van  t  la  juridiction  fran^aise. 

2.  Oanz  speziell  ist  nun  aber  hier  darauf  hinzuweisen,  dass  am 
Orte,  wo  der  Prozess  geführt  wird,  absolute  Prohibitivnormcn  bestehen 
können,  die  den  aufgestellten  Grundsatz  über  den  Haufen  werfen. 

Auf  diesem  l^oden  steht  in  gewisser  Beziehung  das  schweizerische 
Recht.     Vgl.  Art.  51  B.  V.: 

Der  Orden  der  Jesuiten  und  die  ihm  affiliierten  Gesell- 
schaften dürfen  in  keinem  Teil  der  Schweiz  Aufnahme  finden, 
und  es  ist  ihren  Gliedern  jede  Wirksamkeit  in  Kirche  und  Schule 
untersagt. 

Dieses  Verbot  kann  durch  Bundesbeschluss  auch  auf  andere 
geistliche  Orden  ausgedehnt  werden,  deren  Wirksamkeit  Staats- 
gefahrlich  ist  oder  den  Frieden  der  Konfessionen  stört. 

Art.  52  B.  V.: 

Die  Errichtung  neuer  und  die  Wiederherstellung  aufge- 
hobener Klöster  oder  religiöser  Orden  ist  unzulässig. 

Indem  der  interne  Staat  die  Institution  der  Klöster  in  beschränkter 
Weise  und  die  des  Jesuitenordens  und  ähnlicher  Orden  auf  seinem 
Gebiete  überhaupt  nicht  zulässt,  spricht  er  nach  der  Meinung  einzelner 
Juristen  gleichzeitig  den  Satz  aus,  dass  er  die  betreifende  Institution 
im  Auslande  nicht  anerkennt  und  sie  auf  seinem  Boden  auch  nicht  so- 
weit billigt,  dass  er  ihnen  die  Prozessfähigkeit  einräumen  würde.  Aller- 
dings kann  man  sagen,  dass  es  nicht  Sache  des  Inlandes  sei,  über  jene 
Einrichtungen,  soweit  sie  im  Auslande  bestehen,  zu  Gericht  zu  sitzen, 
allein  jene  Prohibitivnormen  erheben  diese  Prätention  auch  nicht;  da- 
gegen lassen  sie  dieselben  nicht  zu,  soweit  die  Kraft  des  internen  Eechts 


92 

reicht.  Und  die  Entfaltang  dieser  Kraft  liegt  u.  a.  darin,  dass  die 
Prozessfahigkeit  negiert  wird,  wobei  es  richtig  ist,  dass  es  wenigstens  beim 
Jesuitenorden  auch  an  den  gesetzlich  statthaften  Erwerbungsgründen 
(sachenrechtlicher,    obligationenrechtlicher,    erbrechtlicher   Natur)    fehlt. 

Das  Genfer  Gericht  erster  Instanz  (III.  Kammer)  erklärte  mit  Ur- 
teil vom  19.  Dezember  1902  die  Klage  des  Herrn  Damianos,  Patri- 
archen der  orthodox-griechischen  Kirche  der  heiligen  Stadt  Jerusalem 
und  Palästina  in  seiner  Eigenschaft  als  Chef  der  Kongregation  des 
Klosters  des  heiligen  Grabes  als  unzulässig  (irrecovable) :  sie  war  ge- 
richtet gegen  die  Erben  des  Hieronymus  Myriantheus  auf  Herausgabe 
von  Legaten  zugunsten  der  Gemeinschaft  des  heiligen  Grabes  und  der 
Theologischen  Schule  zu  Jerusalem.  Man  stüzte  sich  dabei  auch  auf 
die  Staatsverfassung  des  Kantons  Genf. 

Die  Staatsverfassung  des  Kantons  Genf  enthält  folgende  Bestim- 
mungen : 

Art.  139.  AueuDO  fondation  d'utilit6  publique  ou  de  bien- 
faisance  agissant  en  nom  collectif  ne  peut  dtre  6tablie  sans 
raasentiment  du  Qrand  Conscil. 

Art.  140.  Toutes  les  fondations  cr66e8  ou  reconnues  par 
les  constitutions  et  les  lois  anterieures  devront,  dans  I'espace 
d'un  an  soumettre  au  Conseil  d'Etat  les  conditions  de  leur  in- 
stitation  et  Texamen  de  leur  utilite  actuelle.  Si  le  Conseil 
d'Etat  estime  qu'elles  doivent  dtre  reconstitu^es  ou  dissoutes,  11 
en  portera  la  coiinaissance  au  Qrand  Conseil  qui  statuera  soua 
forme  do  loi. 

Diese  Bestimmungen  scheinen  mir  nicht  durchschlagend  zu  sein. 
Das  Civilgericht  erster  Instanz  des  Kantons  Genf  fällte  am  19.  De- 
zember 1902  folgendes  Urteil: 

Pour  qa'une  association  cr66e  k  Töti'anger  soit  reconnue  k 
Gcneve,  comme  sujet  de  droits,  il  est  necessaire  qu'elle  puisse 
constituer  uno  personne  morale  au  regard  du  droit  genevois, 
c^est-ä-dire  qu^ellc  rentrc  dans  1a  cat6gorie  des  associations  dont 
la  creation  est  toler^e  et  Texistencc  juridique  admise  par  les 
lois  en  vigueur  k  Gcneve.  En  d'autres  termes,  une  association 
k  laqucUe  le  droit  genevois  rcfuse  la  faculte  de  se  constituer  en 
personne  morale  est  incapable  de  droits  k  Gen^ve.  Le  droit 
genevois  interdit  la  creation  et  T Etablissement  de  couvents  sur 
le  territoire  du  canton.  L^article  14  de  la  Constitution  genevoise 
stipule  qu'aucune  corporation  soit  congr6gation  ne  peut  B^etablir 
sans  une  autorisation,  et  Tarticle  52  de  la  Constitution  f6d6rale 
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d6fend  de  fonder  en  Suisse  des  couvents  ou  des  ordres  religieux. 
Oette  interdiction  entratne  l'impossibilit^  pour  des  associations  de 
ce  genre  d*avoir  k  Gendve  une  oxistence  16gale  et  par  cons6quent 
d'y  joair  des  droits  civils.  Le  fait  qu'un  ooayent  a  une  exi- 
stence  legale  dans  le  pays  oü  il  est  6tabli  ne  peut  lui  donner 
la  qualit6  de  personne  morale  dans  un  autre  pays  oü  le  droit 
k  cette  existence  16gale  lui  est  refus^.  Admettre  qu'une  associ- 
ation  peut  avoir  la  personnalit6  juridique  k  Genöve  par  le  seul 
fait  qu'elle  jouit  de  cet  arantage  au  lieu  de  son  origin'e,  serait 
faire  d6pendre  l'eifet  des  lois  genevoises  d'^xme  loi  d'un  autre  pays  ou 
d^xm  d^cret  d'une  autorit6  6trang^re  dans  Pesp^  d'un  firman  turc. 
Ce  serait  subordonner  la  souyerainet6  genevoise  k  la  Bouyerainet6 
6trangöre.  La  congr6gation  et  T^oole  demanderesse,  celle-oi 
d6pendant  de  la  premi^re,  ne  peuvent  donc  ^tre  admises  k  ester 
en  justice  et  k  receroir  des  legs  k  Gtenive. 

Mag  es  sich  in  dieser  Beziehung  verhalten  wie  es  will,  so  ist 
immerhin  zu  sagen,  dass  den  auswärtigen  Klöstern  als  religiösen  Kor- 
porationen (wenn  sie  zu  Recht  bestehen)  oder  den  Konventualen  ut  sin- 
guli  die  Prozessfahigkeit  auch  in  der  Schweiz  insoweit  zugestanden 
werden  muss,  als  es  sich  um  Klagen  aus  gewöhnlichen  bürgerlichen 
Kechtsbeziehungen  (z.  B.  WarenUeferungen)  handelt,  —  Auch  wurde 
in  der  Schweiz  die  Markenrechtsklage  des  Procureur  au  couvent  de  la 
Grande  Ghartreuse  ohne  Bedenken  zugelassen  (A.  E.  XXII,  S.  1096 
und  Meili,  Rechtsgutachten  zu  diesem  Falle  in  dor  Zeitschrift :  Gewerb- 
licher Rechtsschutz  und  Urheberrecht  I.  Jahrg.,  S.  354  ff.).  Dabei  ist 
freilich  die  Tatsache  von  Bedeutung,  dass  der  Schutz  der  Marken  durch 
die  internationale  Konvention  von  1883  geordnet  ist  und  dass  nicht 
das  Kloster  klagend  auftrat. 

Anmerkungen : 

1.  Das  französische  Kechtesprichwort :  Nul,  en  France,  except^  le  Roi,  ne  plaide 
par  procureur,  wird  nicht  selten  unrichtig  verstanden.  Dadurch  ist  nicht  das  Recht 
verwehrt,  einen  Dritten  mit  der  Führung  des  Prozesses  zu  betrauen,  sondern  nur 
dagegen  wird  aufgetreten,  dass  dieser  Dritte  ihn  auf  seinen  Namen  fQhre.  Vgl. 
R.  Rousseau,  Questions  nouvelles  sur  les  soci^t^s  commerciales  (Paris  1882),  p.  121  ff. 
Personen,  die  keine  juristische  Person  und  keine  Gesellschaft  bilden,  können  nur 
qua  singuli  auftreten,  aber  natürlich  ehien  Vertreter  bezeichnen.  „Tous  les  actes  de 
proc^dure  doivent  porter  le  nom  de  celui  qui  plaide **  (E.  Lecouturier,  Trait6  des  parts 
de  fondateur,  Paris  1903,  Nr.  289). 

2.  Vgl.  W.  Serment,  Associations  et  corporations.  Essai  sur  la  Situation  legale, 
au  point  de  yue  des  biens,  des  associations  priv^s  autres  que  les  Soci6t6s  civiles  et 
commerciales.  Th^se,  Genöve  1877,  p.  78.  Es  wird  hier  gesagt:  II  nous  suffit  de  faire 
remarquer  ici  que  des  associations  prohib^es  comme  la  soci^te  de  J6sus  et  les  con- 
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l^r^gations  religieuses  ne  seraieut  point  reyues  k  demander  au  Grand  Conseil  la 
qualit^  de  personnes  juridiques  ou  des  fondations,  suivant  rexpression  de  notre  loi. 
Weiter  ist  auf  S.  224 — 230  aufmerksam  zu  machen. 


§  18.    Die  Prozessfähigkeit  der  auswärtigen  Staaten 

und  Gemeinden. 

I.  Die  Prozessfühigkeit  der  auswärtigen  juristischen  Personen  des 
'öffentlichen  Rechts,  d.  h.  der  freniden  Staaten  und  der  fremden  Gemeinden 
ist  ohne  weiteres  anzuerkennen. 

1.  Es  ist  kein  Grund  ersichtlich,  weswegen  den  völkerrechtlich 
unerkannten  Staaten  des  Auslandes  mit  ihren  Dependenzen  (Gemeinden, 
Städten,  Dörfern)  die  Prozessfahigkeit  bestritten  werden  könnte.  Einem 
auswärtigen  Staate  kommt  übrigens  die  Prozessfahigkeit  in  seiner 
"Stellung  als  privatrechtlichem  Subjekte  (als  Fiskus  und  einer  statio  fisci) 
^u,  —  die  beiden  Qualitäten  können  nicht  wohl  nach  verschiedenen 
Gesichtspunkten  beurteilt  werden. 

Ob  die  einzelnen  Abteilungen  (stationes)  auswärtiger  Staaten  und 
Oemeinden  (z.  B.  einer  Armenpflege)  oder  Gerichtskassen  ebenfalls 
prozessfähig  seien,  ist  von  dem  auswärtigen  Rechte  ihres  Sitzes  ab- 
hängig. 

2.  Auch  der  päpstliche  Stuhl  ist  prozessfahig.  Das  Institut  de 
'droit  international  hat  freilich  absichtlich  vermieden,  sich  anlässlich  der 
nachher  zu  erwähnenden  Resolutionen  darüber  auszusprechen. 

3.  Die  interne  Gesetzgebung  kann  nun  gewisse  Schranken  für  be- 
stimmte Erwerbungen  durch  fremde  Staaten  oder  Gemeinden  oder  durch 
•die  staatliche  Kirche  (religiöse  Korporationen,  Papsttum)  statuieren. 
Und  diese  Schranken  können  als  Vorbedingungen  der  Handlungsfähig- 
keit und  daher  auch  als  solche  der  Prozessfahigkeit  angesehen  werden. 
Das  französische  Recht  stellt  hier  das  Requisit  der  Autorisation  auf 
und  damit  ergibt  sich  für  dasselbe  leicht  die  angegebene  (unrichtige) 
Konstruktion.     Vgl.  z.  B.  Journal  1898  XXV,  p.  719: 

Les  communes  etrang^res,  personnes  civiles,  sont  soumises 
CQ  cette  qaalite  a  Tobligation  drohten  ir  du  gouvernement  fran^ais 
Tautorisation  d'acqu6rir  en  France. 

Si  une  commune  6trang^re,  16gataire  d^un  immeuble  sis  en 
France  et  dependant  d'une  succession  etrang^re,   ne  justifie  pas 
de  cette  autorisation  pr6alable,  eile  ne  peut  proc6der  valablement « 
cn  France  ä  la  vente  d'un  tel  immeuble. 
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Es  ist  hier  auf  Meili,  Handbuch  II,  S.  135  u.  186,  hinzuweisen.  Auch 
hier  kommt  wieder  in  Frage,  ob  die  Rechtsnorm  des  Art.  910  Code 
civil  analog  auf  auswärtige  Staaten  und  Gemeinden  angewendet  werden 
müsse  und  ob  in  dem  Elemente  der  Autorisation  eine  Schranke  der 
Handlungsfähigkeit  und  damit  auch  der  Prozessfähigkeit  liegt. 

II.  Auch  das  Institut  de  droit  international  hat  sich  im  Sinne  des 
^aufgestellten  Grundsatzes  ausgesprochen. 

Die  Konklusionen   des  Institut  lauten,   soweit   sie  hieher  gehören, 
folgendermassen  (Annuaire  XVI,  p.  307  u,  308): 

I.  Les  personnes  fnorales  puhliques  reconnues  dans  TEtat  oü 
elles  ont  pris  naissance  sont  reconnues  de  plein  droit  dans  tous 
les  autres  Etats. 

II.  En  cons^quence,  dans  tous  les  cas,  les  personnes  morales 
publiques  Hranghres  ont  le  droit  d^ester  en  justice,  comme  deman- 
deresses  ou  comme  defonderesses,  devant  les  tribunaux  de  tous 
les  Etats  par  Tentremise  de  leurs  repr68entants  ordinaires. 

Elles  sont  repr6sentees,  dans  les  actes  de  la  vie  ciyile,  con- 
form6ment  k  leur  loi  nationale. 


VII I.  Les  rkgles  prMdentes  s'appliquent  aux  Etats  Hrangers 
comme  aux  autres  personnes  morales  puhliques,  ' 


Anmerkungen. 

1.  In  Frankreich  ist  die  Frage  vielfach  ventiliert  worden,  ob  die  in  Art.  910 
Code  civ.  enthaltene  Norm  auch  auf  analoge  Verhältnisse  auszudehnen  sei.  Lain6, 
Les  personnes  morales  en  droit  international  priy6  im  Journal  1893  XX,  p.  278,  be- 
jaht sie.  Abgesehen  von  der  im  Handbuche  II,  S.  186,  namhaft  gemachten  Literatur 
ist  noch  hinzuweisen  auf  Pasquale  Fiore,  De  la  capacit^  de  TEtat  6tranger,  de  PEglise 
et  du  Saint  Si^ge  d*acqu6rir  par  sucoession  in  Revue  de  dr.  i.  Deux.  S.  Y,  p.  5  ff. 
und  gegen  ihn  Pierantoni,  das.  p.  252  ff. 

2.  A.  Bolin,  Principes  du  droit  international  priv^  I,  p.  166  und  167,  führt  aus : 
II  y  a  certaines  personnes  qui,  par  la  force  des  choses,  doivent  pouvoir  excercer  des 
•droits,  doivent  n^cessairement  6tre  reconnues  comme  telles  en  pays  6tranger.  II 
«n  est  ainsi  de  TEtat,  non  seulement  parce  que  c^est  une  personne  n^cessaire,  ainsi 
que  le  fait  tr^s  justement  remarquer  Savigny,  mais  parce  que  le  fait  m^rae  de  la 
reconnaissance  d^un  Etat  etranger  empörte  la  reconnaissance  de  sa  capacit^  comme 
4tre  juridique.  Et,  s'il  en  est  ainsi  de  TEtat,  il  en  est  de  meme  par  identit^  de 
raison  des  provinces,  des  communes  qui  ne  sont  que  des  subdivisions  de  TEtat.  11 
-en  est  encore  ainsi  k  notre  avis  des  Etablissements  d^utilitE  publique,  qui  sont  placEs 
soos  Taction  directe  de  TEtat,  ou  de  ses  subdivisions :  banques  nationales,  hospices, 
bureaux  de  bienfaisances  et  mdme  des  fabriques  d*6glise ;  lorsque  dans  le  pays  od 
«lies  Bont  Etablies  elles  jouissent  de  la  personnification  civile. 
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§  19.    Die  Kautionspflicht  der  Fremden  nach  den  bestehenden 

Gesetzen  und  Staatsverträgen. 

£.  Koppers,  Zusammenstellung  der  in  den  einzelnen  ausländischen  Staaten  geltenden 
Bestimmungen  über  die  Yerpflichtung  des  Klägers  zur  Sicherheitsleistung  fOr 
die  Prozesskosten,  über  Gewährung  des  Armenrechts  an  Ausländer  und  YoU- 
streokung  ausländischer  Civilurteile  (Berlin  1891). 

▼.  Bar  II,  S.  390  ff. 

Baisini,  Leggi,  trattati  dottrina  e  giurisprudenza  dei  diyersi  stati  sul  godimento  dei 
diritti  civili,  sulla  cauzione  judicatum  soWi  e  sul  patrocinio  gratuito,  sulla  eseca- 
zione  dei  giudicati,  prowedimenti  ed  atti  stranieri,  sulle  rogatorie  oitazioni  e 
notificazioni  giudiziarie  (Milano  1892). 

I.  Es  bestehen  laut  den  Gesetzen  verschiedene  Systeme,  nach  welchen 
die  Frage  einer  Kautionspflicht  des  ausländischen  Klägers  zugunsten 
des  inländischen  Beklagten  (cautio  judicatum  solvi;  richtiger:  cautio  pro 
expensis)  geordnet  ist. 

Nach  dem  Bericht  der  Kommission  der  Staatenkonferenz  yon  1898 
(auch  abgedruckt  bei  Asser,  La  Convention  de  la  Haye  relative  k  la 
procedure  civile,  p.  108  ff.)  und  nach  der  Botschaft  des  schweizerischen 
Bundesrates  über  die  internationale  Übereinkunft  (B.  B.  1898  II, 
S.  764 — 767)  können  vier  Gruppen  auseinandergehalten  werden: 

1 .  Die  Nationafitätsgruppe.  Das  Wesen  derselben  liegt  darin,  dass 
der  eigene  Staatsangehörige,  auch  wenn  er  nicht  im  Lande  wohnt  und 
daselbst  kein  Vermögen  hat,  von  der  Eautionspflicht  befreit  ist,  dass 
aber  der  Fremde,  auch  wenn  er  im  Lande  wohnt,  kautionspflichtig  ist. 
Davon  wird  nur  dann  eine  Ausnahme  gemacht,  wenn  der  Fremde  mit 
besonderer  Bewilligung  der  Regierung  (zur  Vorbereitung  der  Naturali- 
sation) seinen  Wohnsitz  im  internen  Staate  aufgeschlagen  hat  oder  wenn 
er  im  Lande  Grundeigentum  in  einem  Wertbetrage  besitzt,  der  zur 
Deckung  der  voraussichtlichen  Prozesskosten  liinreicht. 

Dieser  Gruppe  gehören  Frankreich,  Belgien  und  die  Niederlande 
an.     Vgl. 

Art.  16  Code  civil: 

En  toutes  mati^res  autres  que  Celles  de  conunerce,  l'^tranger 
qui  sera  demandeur  sera  tenu  de  donner  caution  pour  le  paiement 
des  frais  et  dommages-inter^ts  r^sultant  du  proc^s,  k  moins  qu'il 
ne  possMe  en  France  des  immeubles  d^une  valeur  sufßsante  pour 
assurer  ce  paiement. 
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Durch  Gesetz  vom  6.  März  1895  erhielt  Art.  16  folgende  Fassung 
(Journal  XXII,  1895,  8.  674);  ' 

£n  toutes  niati^res,  l'6tranger  qui  sera  demandeur  principal 
ou  interyenant  sera  tenu  de  donner  caution  pour  le  paiement  des 
frais  et  dommages  int^r^ts  r6sultant  da  procös,  k  moins  qu'il 
ne  poss^e  en  Franee  des  immeubles  d'une  valeur  süffisante 
pour  assurcr  ce  paiement. 

Art.  166  Code  de  proc6d.  civ. : 

Tous  ^trangers  demandeurs  principaux  ou  intervenants,  seront 
tenus,  bI  le  defendeur  le  requiert,  avant  toute  exception  de  foumir 
caution,  de  payer  les  frais  et  dommages-int6r^ts  auxquels  iis 
pourraient  dtre  condamn^s. 

Art.  167  Code  de  proced.  civ.: 

Le  jugement  qui  ordonnera  la  caution  fixera  la  somme 
jusqu'^  concurrcnce  de  laquelle  eile  sera  foumie:  le  deman- 
deur qui  consigiiera  cette  somme,  ou  qui  justifiera  que  ses 
immeubles  situ6s  en  France  sont  suffisants  pour  en  r6pondre 
sera  dispens^  de  foumir  caution. 

Laurent  macht  mit  Recht  darauf  aufmerksam,  dass  ein  Fremder 
ein  bedeutendes  bewegliches  Yermögen  besitzen  könne  und  dass  es 
dann  unlogisch  sei,  gleichwohl  eine  Kaution  zu  verlangen  (IV,  8. 150). 

2.  Die  Gegenrechtsgruppe.  Es  gilt  das  Prinzip  der  Reziprozität, 
d.  h.  also  die  Befreiung  von  der  Kautionspflicht  des  Ausländers  unter 
der  Bedingung,  dass  der  Staat,  dem  der  Ausländer  angehört,  von  einer 
Kaution  ebenfalls  absieht.     Das  trifft  zu  : 

a)  in  Deutschland  nach  §  110  der  C.  P.  0. 

b)  in  Spanien  (Journal  XHI,  1886,  8.  698—701). 

c)  in  Osterreich  nach  §  57  No.  1  der  Civilprozessordnung  (vgl. 
Schumacher  in  Zeitschr.  für  internationales  Privat-  und  Straf- 
recht VI,  8.  493  u.  494). 

8.  Die  Wohnsitzgruppe.  Hier  wird  die  Kautionspflicht  von  dem 
Mangel  eines  Wohnsitzes  im  Staatsgebiete  der  Prozessführung  abhängig 
gemacht.  Die  Nationalität  spielt  hier  keine  Rolle.  Dieser  Gruppe  ge- 
hört die  grosse  Mehrheit  der  schweizerischen  Kantone  an.  Der  Schweizer, 
und  sogar  der  Kantonsbürger,  der  ausserhalb  seines  Kantons  einen 
Prozess  fuhrt,  muss  eine  Kaution  bestellen,  auch  wenn  er  in  der  Schweiz 
wohnt,  —  ganz  so,  wie  ein  in  seinem  Lande  wohnender  Russe,  Italiener, 

Franzose. 

7 

Melli,  InteroAtionales  CiTilprozessrecht. 
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Art.  60  B.  V.  bestimmt  freilich: 

Sämtiiche  Kantone  sind  yerpfliohtet,  alle  Schweizerbürger 
in  der  G-esetzgebung  sowohl  als  im  gerichtlichen  Verfahren  den 
Bürgern  des  eigenen  Kantons  gleichsostellen. 

Trotzdem  wurde  es  als  yerfassungsrechtlich  zulässig  angesehen, 
dass  ein  Kanton  die  Einwohner  aller  andern  Kantone  ohne  Vorbehalt 
verpflichtete,  eine  Prozesskaution  zu  leisten. 

Auch  in  England  muss  der  Ausländer  eine  Sicherheit  för  die 
Gerichtskosten  leisten  (Schuster,  Die  bürgerliche  Bechtspflege  in  Eng- 
land, S.  135  u.  136).  Davon  ist  er  nur  dispensiert,  wenn  er  sich  in 
England  aufhält,  sollte  dies  auch  nur  vorübergehend  zum  Zwecke  der 
Klageerhebung  geschehen.  Besitzt  er  in  England  Vermögensstücke,  die 
zur  Deckung  der  Prozesskosten  genügen,  so  zessiert  jene  Verpflichtung 
ebenfalls  (D.  J.  Z.  1903,  S.  661).  Wenn  der  Ausländer  als  Beklagter 
eine  Widerklage  erhebt,  die  mit  der  Hauptklage  in  keinem  rechtlichen 
Zusammenhange  steht,  muss  er  Kaution  leisten.  Wharton,  §  732,  be- 
merkt freilich  betreffend  die  Ausländerkaution :  In  England,  the  present 
practise  is  not  to  require  such  security  if  the  plaintiff  is  actually  in 
England.  It  is  in  any  view  necessary  for  the  defendant  to  swear  that 
the  plaintiff's  actual  residence  is  abroad,  in  ordlsr  to  obtain  such  security. 

In  Nordamerika  werden  als  Ausländer  nicht  nur  die  Angehörigen 
fremder  Staaten,  sondern  auch  diejenigen  der  verschiedenen  Staaten  der 
Union  behandelt.  Das  entscheidende  Merkmal  ist  also  der  Wohnsitz 
ausserhalb  des  Staatsgebietes,  in  welchem  der  Prozess  geführt  wird. 

4.  Die  Vermögensgarantiegruppe.  Diese  Gruppe  ruht  auf  dem 
Gedanken,  dass  wenigstens  derjenige  Kläger  eine  Kaution  zu  bestellen 
habe,  der  zahlungsunfähig  ist,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  er  Inländer 
oder  Ausländer  ist.     Dieser  Gruppe  gehört  Russland  an. 

II.  Neben  der  vom  Kläger  zugunsten  des  Beklagten  zu  leistenden 
Sicherheit  gibt  es  in  einzelnen  Staaten  auch  noch  eine  besonders  qualifizierte 
Vorschusspflicht  der  Ausländer  zugunsten  des  Staates  für  die  Oerichtskosten, 

In  dieser  Beziehung  ist  z.  6.  auf  das  Gerichtskostengesetz  des 
Deutschen  Reichs  von  1878,  abgeändert  1881  (Die  Gesetzgebung  des 
Deutschen  Reiches  IV,  S.  516  ff)  hinzuweisen. 

§  81.  In  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  ist  ein  Gebühren- 
vorschuss  für  jede  Instanz  von  dem  Antragsteller  zu  zahlen.  Der 
Vorschuss  beträgt  so  viel  wie  die  höchste  Gebühr,  welche  für 
einen  Akt  der  Instanz  zum  Ansatz  kommen  kann. 
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Diese  Verpflichtung  besteht  auch  fOr  den  Widerkl&ger  und 

,  im  Falle  wechselseitig  eingelegter  Rechtsmittel  fQr  jede  Partei,  in 

beiden  Fällen  unter  getrennter  Berechnung  der  Streitgegenstände. 

Bei  Erweiterung  der  Anträge  ist  der  Yorschuss  nach  Mass- 
gabe der  Erweiterung  zu  erhöhen. 

§  85.  Ausländer,  welche  als  Kläger  auftreten,  haben  das 
Dreifache  des  im  §  81  bestimmten  Betrages  als  Yorschuss  zu  zahlen. 

Diese  Yerpflichtung  tritt  nicht  ein: 

1 .  wenn  nach  den  Gesetzen  des  Staates,  welchem  der  Kläger 
angehört,  ein  Deutscher  in  gleichem  Falle  zu  einer  besonderen 
Yorauszahlung  oder  zu  einer  Sicherstellung  der  Gerichtskosten 
nicht  yerpfiichtet  ist; 

2.  im  Urkunden-  oder  Wechselprozesse; 
8.  bei  Widerklagen; 

4.  bei  Klagen,  welche  infolge  einer  öffentlichen  Aufforderung 
angestellt  werden; 

5.  bei  Klagen  aus  Ansprüchen,  welche  in  das  Grund-  oder 
Hypothekenbuch  einer  deutschen  Behörde  eingetragen  sind; 

6.  wenn  dem  Kläger  das  Armenrecht  bewilligt  ist. 

Die  Yerpflichtung  besteht  auch  dann,  wenn  im  Laufe  des 
Rechtsstreits  der  Kläger  die  Eigenschaften  eines  Deutschen  ver- 
liert oder  die  Yoraussetzung,  unter  welcher  der  Ausländer  von 
der  Yerpflichtung  befreit  war,  wegfallt. 


m.  Vielfach  wird  eine  Befreiung  von  der  Ausländerkautian  dedu- 
ziert aus  der  Klausel  des  freien  und  leichten  Zviritts  zu  den  Gerichten 
behufs  Verfolgung  und  Verteidigung  ihrer  Rechte. 

1.  Die  angegebene  Folgerung  wurde  in  Deutschland  gezogen  auf 
Orund  der  Staatsyertrage,  welche  abgeschlossen  wurden  (vgl.  Euler  in 
Zeitschrift  für  den  deutschen  Ciyilprozess  XXI,  S.  259): 

a)  von  Preussen  und  den  übrigen  Staaten  des  frühern  Zollvereins 
mit  Argentinien  (1857)  und  mit  Chile  (1862) 

b)  vom  Deutschen  Reiche  mit  Costa-Rica  (1875),  mit  Tonga  (1876), 
mit  den  Hawaiischen  Inseln  (1879),  mit  der  Dominikanischen 
Republik  (1885),  mit  Madagaskar  (1885),  mit  Paraguay  (1887), 
mit  Guatemala  (1887),  mit  Honduras  (1887),  mit  Salvador  (1870). 

Es  besteht  in  Deutschland  Übereinstimmung,  dass  aus  der  zitierten 
Klausel  sich  die  Befreiung  von  der  Ausländerkaution  ergebe  (Koppers, 
Ä.  a.  0.  8.  20  u.  21 ;  v.  Bar  II,  8.  394). 
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2.  Der  gleiche  Vorgang  macht  sich  auch  in  Frankreich  geltend 
gestützt  auf  die  Klausel  der  Staatsverträge  (Ubre  et  &cile  acces  aupres 
des  tribunaux  de  justice),  wie  z.  B.  mit  Spanien  (Vertrag  vom  7.  Januar 
1862).    Es  ist  auf  Journal  1880,  S.  575  zu  verweisen: 

Attendu  que  cet  article  a  pour  objet  non  seulement  de 
faciliter  Paco^s  des  tribunaux  aux  Espagnoles  en  France  ei  aux 
Francis  en  Espagne,  mais  qu'il  leur  en  assure  le  libre  acc^s; 
attendu. que  la  caution  judicatum  sol^i  est  un  obstade  pour  les 
6trangers  qui  veulent  aborder  les  tribunaux  fran^ais;  que  la 
libert^  dont  i1  s'agit  a  donc  ley6  pour  eux  Tentrave  rdsultant 
de  cette  exception. 

3.  Was  Österreich  betrifft,  .so  macht  Schumacher  darauf  aufinerksam 
(Zeitschrift  für  das  Internat.  Priv.-  und  Strafr.  VI,  S.  493,  Anm.  18)^ 
dasB  die  erwähnte  Klausel  sich  im  österreichisch-italienischen  Handels- 
und  Schifffahrtsvertrage  von  1891  finde,  dass  indessen  österreichische 
Staatsangehörige  schon  nach  §  57,  Nr.  1,  von  der  Eautionspflicht  befreit 
sein  würden:  in  der  Tat  ist  dies  angesichts  Art.  3  des  italienischen  Codice 
civile  liquid.  Im  weitem  bemerkt  Schumacher,  dass  die  Eautionsbe- 
freiung  vielleicht  auch  auf  Grund  von  Meistbegünstigungsklauseln  für  An» 
gehörige  anderer  Lander  in  Anspruch  genommen  werden  könne. 

4.  In  der  Schweiz  wurde  die  Befreiung  von  der  Kautionspflicht  aus 
jener  Klausel  nicht  gezogen,  weil  der  Regel  nach  die  kantonalen  Prozess- 
gesetze den  Satz  aufstellen,  dass  auch  jeder  ausserkantonale  Schweizer 
eine  Ausländerkaution  bestellen  müsse,  —  es  ist  dies  ein  Satz,  dessen 
üngehörigkeit  uns  erst  das  Haager  Übereinkommen  deutlich  vor  Augen 
stellte. 

Aber  die  Klausel  des  freien  und  leichten  Zutritts  zu  den  Gerichts- 
höfen  findet  sich  auch  in  Verträgen,  welche  die  Schweiz  mit  andern 
Staaten  abgeschlossen  hat.     Vgl.  z.  B. 

a)  Preundschafts-,  Handels-  und  Niederlassungsvertrag  mit  England 
von  1855,  Art.  III. 

b)  Freundschafts-,  Niederlassungs-  und  Handelsvertrag  mit  Salvador 
von  1883/1884,  Art.  III. 

c)  Niederlassungs-  und  Handelsvertrag  mit  Russland  von    1872/3^ 
Art.  3. 

In  Art.  7  des  Niederlassungs-  und  Konsularvertrages  zwischen  der 
Schweiz  und  Italien  von   1869  ist  bestimmt: 

Um  in   eigener  Person   vor  Gericht  erscheinen  zu   dürfen^ 
liegen   den  Burgern   beider  Staaten   bloss  diejenigen  Kautionen 
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und  Formalitäten  ob,  die  den  eigenen  Angehörigen  vorgeschrieben 
sind. 

IV.  Die  Attsländerkaution  wurde  mit  Recht  theoretisch  vielfach  an- 
gefochten und  vereinzelt  auch  durch  Gesetz  aufgehoben, 

1.  Die  Ausländerkaution  wurde  als  unbegründet  erklart  Yon 

a)  Asser,  Schets  van  het  internationaal  privaatregt  1880,  S.  28, 
und  Asser,  in  Revue  de  droit  international  VII,  1875,  S.  374 
und  375.  Dieser  Jurist  bemerkt  am  letztem  Orte:  Gelte  caution, 
quand  eile  est  exig6e  uniquement  des  etrangers,  constitue  une 
atteinte  au  principe  de  l'^galite  par  rapport  aux  droits  civils 
■  ....     La  caution  judicatum   solvi   est  une  grande  entrave  au 

libre  exercice  du  droit  d^ester  en  justice,  non  seulement  ä  cause 
des  depots  d^argent  auxquels  eile  oblige  les  demandeura,  mais 
surtout  par  les  lenteurs  qui  peuvent  etre  la  consequence  du 
debat  preliminaire  auquel  eile  peut  donner  lieu,  et  qui  souvent 
ouvre  un  vaste  champ  aux  chicanes  des  defendeurs. 

ij  Laurent  IV,  Nr.  71.  Er  macht  darauf  aufmerksam,  dass  die 
Tradition  allein  die  Ausländerkaution  festhalte:  teile  est  Tin- 
fluence  de  la  tradition  sur  les  legistes  que  la  caution  judicatum 
solvi  passe  d'un  code  ancien  k  un  nouveau  code  sans  autre 
raison  sinon  que  cela  doit  etre  parce  que  cela  est. 

cj  V.  Bar  11,  8.  394,  der  bemerkt,  dass  die  gesamte  Prozesskosten- 
kautionspflicht  des  ausländischen  Klägers  vielleicht  in  nicht  zu 
ferner  Zeit  verschwinden  werde. 

d)  dem  Institut  de  droit  international,  das  den  Satz  aufstellte 
(Annuaire  II,  8.  44): 

L'6tranger  sera  admis  k  ester  en  justice  aux  mdmes  con- 
ditions  que  le  r6gnicole. 

2.  In  der  Tat  fehlt  es  der  Ausländerkaution  an  einer  sachlichen 
Begründung.  Die  Tatsache,  dass  die  Erhebung  eines  Prozesses  schweren 
Schaden  zufügen  kann,  ist  zwar  richtig,  allein  das  Argument  ist  nicht 
schlüssig,  weil  damit  auch  eine  Kautionspflicht  jedes  Klägers  und  jedes 
eigenen  Angehörigen  bewiesen  würde.  Und  doch  wird  man  einen 
solchen  Rechtszustand  nicht  befürworten  wollen. 

Einzelne  Staaten  kennen  die  Ausländerkaution  nicht. 
aj  Dies  gilt  vom  italienischen  Prozessgesetz :  sie  ist  auf  Grund  des 
weitherzigen  Art.  3  Codice  civile  verschwunden: 

Lo  straniero  ^  ammesso  a  godere  dei  diritti  civili   attributi 
ai  cittadini. 
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b)  Auch  Portugal  kennt  diese  Eautionspflicht  nicht  (Eoppers,  8.  1 1)* 

c)  Das  Gleiche  gilt  in  Dänemark  und  Norwegen.  In  diesen  Staaten 
sind  freilich  die  Tor  dem  obersten  Gerichtshof  plädierenden  An*^ 
walte  für  die  Prozesskosten  personlich  haftbar. 

y.  Die  Kautionspßicht  ist  in  einer  bestimmten  Materie,  nämlich  in 
der  des  Eisenbahnfrachtrechts,  abgeschafft  tcorden,  soweit  die  intematuh 
nale  Konvention  reicht. 

1.  Es  ist  zu  verweisen  auf  das  internationale  Obereinkommen  über 
den  Eisenbahnfrachtverkehr.    Art.  56^  lautet  folgendermassen: 

Eine  Sicherstellung  für  die  Prozesskosten  kann  bei  Klagen, 
welche  auf  Grund  des  internationalen  Frachtvertrages  erhoben 
werden,  nicht  gefordert  werden. 

Damit  stimmt  auch  Art.  56  B.  G.  betreffend  den  Transport  auf 
Eisenbahnen  und  Dampfschiffen  von  1898: 

Eine  Sicherstellung  für  die  Prozesskosten  kann  bei  Klagen, 
welche  auf  Grund  des  Frachtvertrages  erhoben  werden,  überall 
nicht  gefordert  werden. 

2.  Die  hier  statuierte  Dispensation  von  der  Kaution  kommt  jedem 
Interessenten  innerhalb  des  Konventionsgebietes  (und  in  der  Schweiz) 
zu,  ohne  dass  das  Domizil  oder  die  Staatsangehörigkeit  untersucht 
würde.  Die  Eisenbahnkonvention  geht  also  weiter,  als  die  Haagener 
Übereinkunft.  Aber  beide  Staatsverträge  stehen  selbständig  neben 
einander. 

VI.  Durch  den  französisch-schtceizerischen  Staatscertrag  tcurde  eine 
Oleichstellung  der  Franzosen  mit  denjenigeti  Angehörigen  schweizerischer 
Kantone  herbeigeführt^  die  in  einem  andern  Kantone  Prozesse  anstrengen. 

Art.  13  lautet: 


Von  Franzosen,  die  in  der 
Schweiz  eine  Klage  anheben, 
kann  keine  andere  Gebühr, 
Kaution  oder  Hinterlage  ver- 
langt werden  als  eine  solche, 
die  nach  den  Gesetzen  des  Kan- 
tons, wo  die  Klage  angehoben 
wird;  auch  von  schweizerischen 
Angehörigen  anderer  Kantone 
gefordert  werden  darf. 

In  gleicher  Weise  kann  auch 
von  Schweizern,   die  in  Frank- 


11  ne  sera  exig^  des  Fran* 
gais  qui  auraient  ä  poursuivre 
une  action  en  Suisse,  aucun 
droit,  caution  ou  d6p6t  auxquds 
ne  seraient  pas  soumis,  confor- 
mement  aux  lois  du  Canton  oü 
Taction  est  intent^,  les  ressor- 
tissants  suisses  des  autres  Oan- 
tons ;  r^ciproquement,  il  ne  sera 
exig6  des  Suisses  qui  auraient  k 
poursuivre  une  action  en  France, 
aucun  droit,  caution  ou  d6p6t 
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auxquels  ne  seraient  pas  aomnis 
les  Francs  d'aprös  lee  lois 
fran^aises. 


reich  eine  Klage  yor  Qericht 
geltend  machen,  keine  Gebühr, 
Kaution  oder  Hinterlage  gefor- 
dert werden,  denen  die  Fran- 
zosen gemäss  den  französischen 
Gesetzen  nicht  auch  unterworfen 
sind. 

Nach  Art,  60  B.  Y.  kann  ein  Eanton  die  Einwohner  aller  andern 
Kantone  zur  Leistung  einer  Prozesskaution  verpflichten.  So  war  es, 
gestützt  auf  den  zitierten  Art.  13,  zulässig,  die  nämliche  Forderung 
auch  an  die  ausser  dem  Kanton  wohnenden  Franzosen  zu  stellen.  Die 
Sache  lag  nur  dann  anders,  wenn  ein  kantonales  Prozessgesetz  auf  dem 
Standpunkt  des  Gegenrechts  stand.  Daraus  ergab  sich,  dass  die  Fran- 
zosen keine  Ausländerkaution  hinterlegen  mussten,  wenn  auch  die  An- 
gehörigen des  betreffenden  Kantons  in  Frankreich  diese  Sicherheit  nicht 
zu  bestellen  hatten,  und  nun  ergibt  sich  in  der  Tat  aus  Art.  166 
des  Code  de  Procedure  civile  und  Art.  16,  Code  civil,  dass  nur  die 
Fremden,  d.  h.  die  Nichtfranzosen,  eine  Kaution  zu  leisten  haben, 
wenn  sie  in  Frankreich  als  Kläger  auftreten,  nicht  dagegen  Franzosen, 
auch  wenn  sie  ausserhalb  Frankreichs  wohnen  (A.  E.  I,  S.  373  und  374). 

Das  Gesetz  betreffend  die  Civilreehtspfiege  für  den  Kanton  St.  Gallen 
(1897)  bestimmt,   dass   die  Vorschriften    über  Rechtsvertröstung  keine 

Anwendung  finden: 

soweit  die  Bundesgesetzgebung  oder  Staatsvorträge  oder  Gegen- 
rechtserklärungen etwas  anderes  festsetzen. 

VII.  Die  exterritorialen  Personen,  die  klagend  auftreten,  sind  von 
der  Ausländerkaution  nicht  befreit,  und  ebensowenig  auswärtige  Staaten. 

Laurent  erzählt  (IV,  S.  150),  dass  der  König  von  Griechenland 
als  Kläger  vor  den  englischen  Gerichten  Kaution  zu  bestellen  hatte 
(vergl.  auch  D.  J.  Z.  1903,  S.  561). 

Anmerkung. 

Der  schweizerische  Bundesrat  hat  über  die  Haager  Übereinkunft  eine  sehr  sorgfältige 
Botschaft  ausgearbeitet  (B.  B.  1898  II,  S.  756).  Darin  kommt  (S.  768)  bezaglioh  der 
Ausländerkaution  folgende  Stelle  vor :  ^Um  im  Auslande  als  Kläger  aufzutreten,  dazu 
braucht  es  viel  Geld  und  Mut  und  fast  unzweifelhaftes  Recht.  Es  rechtfertigt  sich 
nicht,  diese  ungQnstige  Stellung  des  Klägers  durch  entbehrliche  Kautionsauflagen 
noch  zu  erschweren.*^  Diese  Argumentation  ist  durchaus  zutreffend,  und  wenn  dagegen 
opponiert  wurde,  so  bewiesen  die  Kritiker  nur,  dass  es  ihnen  an  der  notigen  Erfahrung 
mangelt,  die  allein  den  Rechtstitel  geben  kann,  über  diese  Materie  zu  reden.  Auch 
wurde   so  yielfaoh  übersehen,   dass   die  Beseitigung  der  Ausländerkaution  an  einen 
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bestimmten  internationalen  Vorgang  anknüpfen  konnte,  der  s.  Z.  unangefochten 
passierte.  Vgl.  den  zitierten  Art  56,2  des  Übereinkommens  betreffend  den  Eisen- 
bahnfraohtrerkehr  von  1890.  Diese  Bestimmung  findet  sich  auch  in  Art.  56  des 
Bundesgesetzes  betreffend  den  Transport  auf  Eisenbahnen  und  Dampfschiffen.  Femer 
ist  hinzuweisen  auf  Art.  6  B.  Q.  betreffend  die  Ausdehnung  der  Haftpftioht  aus 
Fabrikbetrieb  (1887). 


§  20.  Die  Ausländerkaution  auf  Grund  der  Haager  Übereinkunft 

Asser,  La  Convention  de  la  Haye  relative  k  la  proc^dure  civile  (1901). 
Meili,  Das  internationale  Privatrecht  und  die  Staatenkonferenzen  im  Haag  (1900). 
Seresia,  La  Convention  de  la  Haye  du   15   novembre  1896   relative   k  la  proc6dure 
civile  in  Rev.  de  droit  intern.  N.  S.  III,  p.  569—593. 

I.  Die  Übereinkunft  im  Haag  hat  die  Ausländerkaution  abgeschafft^ 
so  dass  sie  innerhalb  des  Konventionsgebietes  nicht  tnehr  besteht. 

1.  Im  allgemeinen  ist  zu  sagen,  dass  durch  die  internationale  Über- 
einkunft die  Verpflichtung  zur  Sicherheitsleistung  für  die  Prozesskosten 
des  Beklagten  im  gesamten  Rechtsgebiete  der  Haager  Übereinkunft 
beseitigt  ist,  soweit  diese  Verpflichtung  auf  der  fremden  Staatsangehörig- 
keit des  Klägers  oder  auf  dem  Mangel  eines  Wohnsitzes  desselben  im 
Inlande  ruht  (B.  B.  1898  11,  S.  765). 

a)  Die  Angehörigen  der  betreffenden  der  Übereinkunft  beigetretenen 
Staaten  allein  können  sich  darauf  berufen. 

Aber  dazu  gehören  auch  die  eingetragenen  juristischen  Per- 
sonen und  die  Firmen, 

b)  Dieses  Recht  steht  ihnen  nur  zu,  wenn  Angehörige  eines  der 
Vertragsstaaten  in  einem  andern  Vertragsstaate  ihren  Wohnsitz 
haben  und  dort  eine  Klage  erheben  (Art.  11). 

Ein  Zürcher,  der  in  Frankfurt  wohnt,  kann  in  einem  Pro- 
zesse in  Zürich  die  Übereinkunft  nicht  für  sich  geltend  machen. 
D<agegen  kann  dies  der  in  Deutschland  wohnende  Deutsche,  der 
in  Frankreich  eine  Klage  erhebt  (Journal  1902  XXIX,  p.  553 
und  554). 

Ein  deutscher  Reichsangehöriger,  der  im  Kanton  Zug  wohnt 
und  im  Kanton  Zürich  einen  Prozess  führt,  hat  keine  Prozess- 
kaution zu  leisten,  trotzdem  ein  schweizerischer  Angehöriger  in 
diesem  Falle  {rar  dem  Konkordate)  dazu  verpflichtet  ist.  Inso- 
fern   kann    man  sagen,    dass    sich   die   Übereinkunft   nicht  bloss 
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auf  internationale,  sondern  auch  interkantonale  Verhältnisse  be- 
ziehe (H.  E.  XIX,  S.  312  u.  318). 

c)  Die  inländische  Filiale  eines  auswärtigen  Kaufmanns  oder  einer 
ausländischen  Gesellschaft  ist  jedenfalls  innerhalb  der  Staaten 
der  internationalen  Übereinkunft  von  der  Kautionspflicht  be* 
freit. 

d)  Die  Ausländerkaution  ist  in  der  Schweiz  speziell  auch  dann 
verschwunden,  wenn  ein  Ausländer  in  einem  andern  Kantone 
der  Schweiz  wohnt,  als  in  welchem  der  Prozess  geführt  wird. 
Ein  Italiener,  der  in  Solothurn  wohnt,  muss  im  Kanton  Aargau 
keine  Kaution  leisten  (A.  E.  XXVI,  1.  T.,  S.  485  u.  486). 

2.  Die  internationale  Konvention  ändert  an  denjenigen  Prozessbe- 
stimmungen nichts,  die  jedem  Kläger,  ohne  Unterschied  der  Staats- 
angehörigkeit und  des  Wohnsitzes,  eine  Kaution  auflegen.  Das  schweizer- 
ische Bundesgericht  hat  dies  (A.  E.  XXVI,  1.  T.,  S.  482)  zutreflfend 
äus^sprochen : 

Mit  Art.  11  ist  die  sog.  Ausländerkaution,  die  speziell  dafür 
verlangt  wird,  dass  der  Kläger  im  Auslande  wohnt  und  darauf 
beruht,  dass  ihm  gegenüber  die  Vollstreckung  allfälliger  Kosten- 
bestimmungen  mit  grösseren  Schwierigkeiten  verbunden  ist,  als 
gegenüber  einem  im  Inlande  wohnenden  Kläger,  für  die  An- 
gehörigen der  Vertragsstaaten  abgeschafft.  Weiter  wollte  die 
internationale  Übereinkunft  nicht  gehen. 

In  dieser  Beziehung  ist  auf  §  44  der  Civilprozessordnung  von  Basel- 
stadt zu  verweisen,  worin  bestimmt  wird: 

Der  Kläger,  bezw.  wer  in  seinem  Namen  die  Klage  ein- 
reicht, haftet  dem  Staat  für  alle  durch  die  Klage  veranlassten 
erstinstanzlichen  Gerichtskosten  und  hat  auf  Begehren  deren 
mutmasslichen  Betrag  sofort  zu  erlegen  (vorbehalten  §  174: 
Arraenrccht). 


3.  Das  Haager  Übereinkommen  bezieht  sich  auch  auf  das  patent- 
amtliche Nichtigkeits-  und  Zurücknahme  verfahren.  In  dieser  Weise 
ist  von  dem  deutschen  Patentamte  mehrfach  entschieden  worden  (Z. 
für  internat.  Priv.-  und  ö.  R.  XIII,  S.  401—403).  Anderer  Meinung  ist 
Kohler,  Handbuch  des  deutschen  Patentrechts,  S.  824. 

II.  Durch  das  Haager  t' hereinkommen  ist  auch  die  in  einzelnen 
Staaten  bestehende  spezielle  Vorschusspflicht  der  Ausländer,  die  dem 
Staate  für  die  Gerichtskosten  geleistet  werden  muss,  auf  gehoben. 
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In  dieser  Weise  wurde  entschieden  vom  Hamburger  Oberlandes« 
gerichte  (Monatsschrifik  von  Holdheim  X,  1901,  S.  194),  vom  Oberland* 
gericht  Köln  (Z.  f.  Internat.  Priv,  u.  ö.  R,  XII,  8.  455 — 457)  und  vom 
deutschen  Reichsgerichte  (die  eben  zitierte  Zeitschr.  XII,  S.  615 — 618; 
R.  a,  Civs.  N.  F.  II,  S.  266).  Der  Sinn  dieser  Entscheidungen  geht 
also  dahin,  dass  auswärtige  Kläger  nur  den  auch  den  Inländern  ob- 
liegenden einfachen  Yorschuss  für  die  Kosten  des  Gerichts  zu  zahlen 
haben  (und  nicht  mehr  den  dreifachen).  Man  stutzte  sich  dabei  nament- 
lich auch  auf  die  Formulierung  des  Art.  11:  aucune  caution  ni  d6pdt, 
sous  quelque  dinomination  que  ce  sait  und  auf  die  Absicht  der  Kon- 
vention (Asser,  a.  a.  0.  S.  96,  100,  101,  113):  „ä  faire  disparattre  autant 
que  possible  au  moyen  de  Conventions  internationales  les  dispositions 
exceptionelles  k  l'egard  des  6trangers^. 

Diese  Auffassung  wird  auch  bestätigt  von  Sydow  und  Busch, 
Deutsches  Gerichtskostengesetz  nebst  Gebührenordnungen  ftir  Gerichts- 
vollzieher und  für  Zeugen  und  Sachverständige,  7.  Aufl.  1903,  ad  §  85, 
Note  4,  mit  dem  Beifügen,  dass  der  gleiche  Rechtszustand  schon  früher 
galt  hinsichtlich  Belgiens,.  Frankreichs,  Italiens,  Luxemburgs,  Österreichs, 
Russlands. 

III.  Auf  der  andern  Seite  ist  eine  Exekution  der  Urteile  international 
festgestellt  wordenj  soweit  diese  sich  auf  die  Prozesskosten  beziehen. 

1.  Die  Übereinkunft  enthält  folgende  Bestimmungen: 


Art.  12. 
Les  condamnations  aux  frais 
et  d6pen8  du  proc^s,  prononc6s 
dans  un  des  Etats  contractants 
contre  le  demandeur  ou  Tinter- 
venant  dispens^s  de  la  caution 
ou  du  d6p6t,  en  vertu  soit  de 
Tart.  11,  soit  de  la  loi  de  TEtat 
oü  Taction  est  intentee,  seront 
rondues  executoires  dans  chacun 
des  autres  Etats  contractants 
par  rautorit6  compotente,  d'apr^s 
la  loi  du  pays. 

Art.  13. 
L'autorit6     comp6tente    se 
bomera  k  examiner: 


Art.  12. 

Entscheidungen ,  wodurch 
der  Kläger  oder  Intervenient, 
der  nach  Art.  1 1  oder  nach  dem 
in  dem  Staate  der  Elagerhebung 
geltenden  Rechte  von  Sicher- 
heitsleistung oder  Hinterlegung 
befreit  war,  in  die  Prozesskoston 
verurteilt  ist,  sind  in  jedem  der 
anderen  Yertragsstaaten  durch 
die  zuständige  Behörde  nach 
Massgabe  der  dortigen  Gesetze 
für  vollstreckbar  zu  erklären. 

Art.  13. 

Die  zuständige  Behörde 
hat  ihre  Prüfung  darauf  zu  be- 
schränken : 
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1®  81,  d*apr6s  la  loi  da  pays 
oü  la  condamnation  a  M  pro- 
nonc^e,  rexpMition  de  la  d6- 
cision  r6uiiit  les  conditions  n6- 
cessaires  k  son  authetiticit6 ; 

2^  81,  d^apr^s  la  mdme  loi, 
la  d^ision  est  pass^  en  force 
de  chose  jug6e. 


1.  ob  nach  den  Gesetzen 
des  Landes,  wo  die  Verurt^lung 
erfolgt  ist,  die  Ausfertigung  der 
Entscheidung  die  für  ihre  Be- 
weiskraft erforderlichen  Voraus- 
setzungen orfQüt. 

2.  ob  n^dli  denselben  Ge- 
setzen ^  Satvcheidung  die 
Reditskcaft  erlao^^  hat. 


Gewisa  liegt  hier  nur  ein  ganz  kleiner  Fortschritt  vor,  allein  alle 
grossen  Ergebnisse  knüpfen  zunächiM;  an  einen  kleinen  Punkt  an. 
Ein  Jurist,  der  fiir  die  Staatenkonfereozeii  nicht  schwärmt,  nämlich 
Yareilles-Sommiöres,  sagt  in  seinem  Werke,  La  synth&se  du  droit  inter- 
national priy^  II,  S.  884,  über  die  Exekutionspflicht  des  Urteils  be- 
züglich der  Kosten:  C'est  la  force  de  chose  jug6e  reconnue  k  une 
cat^gorie  de  jugements  ^trangers.  C'est  une  breche  bien  petite,  ouverte 
dans  le  Systeme  de  la  r^Tision,  qui  rdgne  encore  dans  piusieurs  des 
Etats  signataires. 

Die  Frage,  was  zu  den  Prozesskosten  gehöre,  ist  nach  dem  Rechte 
des  urteilenden  Staates  zu  entscheiden  (Actes  1893,  p.  107).  Die  Auf- 
klärung darüber  wird  häuflg  nicht  sowohl  im  Prozessrechte  als  in  den 
steuerrechtlichen  Einrichtungen  eines  Staates  gegeben  werden  (Neu- 
meyer,  Z.  für  intemat.  Priv.-  u.  St,  R.  IX,  S.  463). 

2.  Art.  12  bezieht  sich  auch  auf  die  Kosten  der  Widerklage 
(D.  J.  Z.  1904,  S.  79;  Z.  f.  intern.  Priv.-  u.  ö.  R.  XIII,  S.  404). 

3.  Allerdings  versagt  die  Übereinkunft  dann,  wenn  der  unterliegende 
Teil  nach  Erledigung  des  Prozesses  sich  in  einem  Staate  niederlässt, 
der  ihr  nicht  beigetreten  ist. 

4.  Die  Staatskassen  (oder  die  Oerichtskassen  als  stationes  iisci) 
sind  wohl  auch  in  der  Lage,  sich  bezüglich  der  erlaufenen  Gerichts- 
kosten gegen  den  Ausländer,  dem  sie  Überbunden  wurden,  auf  die 
Übereinkunft  und  speziell  Art.  12  und  13  zu  berufen. 

a)  Es  handelt  sieh  in  diesem  Falle  allerdings  nicht  um  einen  privnt- 
rechtlichen  Anspruch,  sondern  um  einen  solchen,  der  seine 
Quelle  im  öffentlichen  Rechte  hat.  Und  wir  haben  ja  gesehen, 
dass  die  Übereinkunft  auch  auf  die  spfzielle  Kautionspflicht  für 
Gerichtskosten  eingewirkt  hat. 
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bj  Auch  lässt  sich  in  jedem  einzelnen  Falle  untersuchen,  ob  der- 
jenige, dem  die  Kosten  Überbunden  wurden,  der  in  Art.  11 
und  12  erwähnte  Kläger  oder  Intervenient  ist. 

5.  Nicht  aufgehoben  ist  die  durch  bestimmte  materiell-rechtliche 
Normen  statuierte  Kautionspflicht  zur  Sicherung  eventueller  Rechts- 
ansprüche Dritter.    Vgl.  beispielsweise: 

a)  Art.  120  Code  civ.  und  Art.  26  Codice  civ. 

b)  Art.  601  Code  civ.  und  Art.  497  Codice  civ. 

6.  Durch  die  Beseitigung  der  Ausländer kaution  sind  nicht  auf- 
gehoben : 

a)  die  Kautionen  zur  Deckung  der  Barauslagen, 

b)  die  Kautionen,  welche  das  Gesetz  wegen  Insolvenz  des  Klägers 
statuiert,  soweit  nicht  das  Armenrecht  geltend  gemacht  wird. 

c)  Kautionen,  welche  die  Voraussetzung  für  einen  bestimmt  ge- 
arteten ausserordentlichen  Rechtsschutz  an  sich  tragen.  Bezüg- 
lich der  schweizerischen  Bundesgesetzgebung  ist  zu  verweisen  auf: 

a)  Art.   16  des  Autorrechtsgesetzes, 

ß)  Art.  27  des  Patentgesetzes, 

y)  Art.  22,2  Gesetz  über  Muster  und  Modelle. 

d)  Kautionen,  welche  mit  bestimmten  Vorgängen  im  Exekutions- 
stadium zusammenhängen.    Vgl. : 

Art.  68  Seh.  u.  K.  bestimmt: 

Der  Schuldner  trägt  die  Betreibungskosten.  Dieselben  sind 
vom  Gläubiger  vorzuschiessen.  Wenn  der  Vorschuss  nicht  ge- 
leistet ist,  kann  das  Betreibungsamt  unter  Anzeige  an  den 
Gläubiger  die  Betreibungshan dlung  einstweilen  unterlassen. 

Art.   105. 

Der  Gläubiger  hat  dem  Betreibungsamte  auf  Verlangen  die 

Kosten   der  Aufbewahrung   und  Unterhaltung   gepfUndeter  Ver- 
mögensstücke vorzuschiessen. 

Art.   169. 

Der  Gläubiger,   welcher  das  Konkursbegehren  stellt;  haftet 

für   die   bis   zur  ersten   Gläubigerversammlung   (Art.   235)    ent- 
stehenden Kosten. 

Das  Gericht  kann  von  dem  Gläubiger  einen  entsprechenden 
Kosten vorschuss  verlangen. 

Art.  230. 

Wird  keinerlei  in  die  Masse  gehörendes  Vermögen  vorge- 
funden, so  macht  das  Konkursamt  dem  Konkursgerichte  hieven 


109 

Anzeige.    Das  Konknrsgericht   beschlicsst   die   Einstellung   des 
Eonkursyerfahrens. 

Das  Konkursamt  macht  die  Einstellung  öffentlich  bekannt, 
mit  der  Anzeige,  dass,  faUs  nicht  binnen  zenn  Tagen  ein  Gläu- 
biger die  Durchführung  des  Konkursverfahrens  begehre  und  für 
die  Kosten  hinreichende  Sicherheit  leiste,  das  Verfahren  ge- 
schlossen werde. 

Art.  251. 

Verspätete  Eonkurseingaben   können   bis  zum  Schlüsse  des 

Konkursverfahrens  angebracht  werden. 

Der  Gläubiger  hat  sämtliche  durch  die  Verspätung  ver- 
ursachten Kosten  zu  tragen  und  kann  zu  einem  entsprechenden 
Vorschusse  angehalten  werden. 

Art.  273. 

Der  Gläubiger  haftet  für  den  aus  einem  ungerechtfertigten 
Arrest  erwachsenden  Schaden  und  kann  zur  Sicherheitsleistung 
verhalten  werden  .  .  . 

7)  Von  der  Haager  Übereinkunft  unberührt  bleiben  die  in  den 
Prozessgesetzen  bestehenden  Bestimmungen  über  die  Kautionspflicht  der 
Insolventen  (Eonkursiten  und  der  ganz  oder  teilweise  fruchtlos  Ge- 
pfändeten, soweit  diese  jenen  gleichgestellt  sind). 

Anmerkungen. 

1.  Betreffend  die  Exekution  der  KoBtenurteile  wurden  mehrfache  Klagen  des- 
wegen gefQhrt,  weil  mit  dieser  Exekution  ein  weitläufiges  und  teures  Verfahren  ver- 
knüpft sei.     Vgl.  §  7,  Anm.  6. 

Vielleicht  liesse  sich  hier  helfen  mit  der  Festsetzung  Yon  Gebühren  (nach  einer 
Skala)  oder  mit  derjenigen  eines  Maximum  oder  mit  der  Statuierung  des  GrundsatzeSf 
dass  alle  über  die  Exekution  entstehenden  Kosten  dem  gegen  dieselbe  opponierenden 
Beklagten  Überbunden  werden. 

Die  internationale  Zuweisung  dieser  Streitigkeiten  an  einen  Magistraten  ist  z.  B. 
in  der  Schweiz  nicht  durchfuhrbar,  weil  laut  der  Bundesverfassung  (Art.  113,  Nr.  3) 
auch  das  Bundesgericht  über  die  Verletzung  von  Staatsverti-ägen  angerufen  werden  kann. 

2.  1902  erklärten  6  Kantone  (Luzem,  Baselstadt,  St.  Gallen,  Tessin,  Waadt, 
Genf)  ihre  Zustimmung  zum  Konkordate  (Z.  f.  Schweiz.  R.,  N.  F.  XXII,  S.  387).  Die 
soeben  zitierte  Zeitschrift  benützt  auch  diese  Gelegenheit,  um  ihr  Bedauern  auszu- 
sprechen, dass  die  Schweiz  der  Haager  Übereinkunft  beigetreten  sei  (a.  a.  0.,  S.  386). 
Nach  einer  offiziellen  Mitteilung  in  der  Junisession  1903  wurde  in  der  Bundesver- 
sammlung erklärt,  dass  9  Kantono  dem  Konkordate  zugestimmt  haben. 

Der  Bundesrat  hat  am  5./20.  November  1903  dem  zwischen  den  Kantonen 
Zürich,  Baselstadt,  Schaff  hausen ,  Appenzell  A.  Rh.,  St.  Gallen,  Aargau,  Waadt, 
Neuenburg  und  Genf  abgeschlossenen  Konkordate  betreffend  die  Befreiung  von  der 
Verpflichtung  zur  Sicherheitsleistung   für  die  Prozesskosten  die  Genehmigung  erteilt 
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(ü.  B.  1903  iV,  S.  908).  Das  Konkordat  ist  in  die  eidg.  Qesetzessammlung  aufge- 
nommen (N.  F.  XIX,  S.  787  und  788).  Als  vollziehbar  erklärt  ist  es  mit  der  erfolgten 
Publikation.  Der  Beitritt  weiterer  Kantone  wurde  Yom  Bundesrat  in  dem  Sinne 
vorbehalten,  dass  später  erfolgende  Beitrittserklärungen  durch  den  Bundesrat  in  der 
eidgenössischen  Qesetzessammlung  zu  publizieren  sind  und  dass  von  der  Publikation 
hinweg  das  Konkordat  auch  fCLr  die  neu  beigetretenen  Küntone  Rechtswirksamkeit 
erhält.  1903  trat  noch  der  Kanton  Zug  bei  (N.  F.  XIX,  6.  789),  Tessin  (das.  S.  792), 
Glarus  (das.  S.  805).    Das  Konkordat  hat  folgenden  Wortlaut : 

Konkordat  betreffend  Befreiung  von  der  Yerpflichtung  zur  Sicherheitsleistung 
fär  die  Prozesskosten. 

Art.  1.  Der  Schweizerbürger,  der  als  Partei  oder  Intervenient  im  CiTÜprozesse 
in  einem  der  dem  Konkordat  beigetretenen  Kantone  vor  G-ericht  auftritt,  kann,  wenn 
er  in  einem  andern  der  dem  Konkordat  beigetretenen  Kantone  seinen  Wohnsitz  hat, 
deswegen,  weil  er  in  dem  Kanton,  in  welchem  der  Prozess  gefQhrt  wird,  keinen 
Wohnsitz  hat,  zu  keinerlei  Kostenversicherung  angehalten  werden ;  ebenso  darf  das 
Terlangen,  einen  für  die  Prozesskosten  haftenden  Vertreter  zu  stellen,  aus  diesem 
Grunde  nicht  gegen  eine  solche  Prozesspartei  oder  einen  solchen  Intervenienten  ge- 
stellt werden. 

Art  2.  Diese  Yorschriften  finden  ebenfalls  Anwendung  auf  Schweizerbürger, 
welche  in  einem  auswärtigen  Staate  wohnen,  der  der  internationalen  Übereinkunft 
betreffend  Civilprozessrecht  Yom  14.  November  1896  beigetreten  ist,  und  welche  in 
einem  der  dem  Konkordat  beigetretenen  Kantone  in  einer  der  in  Art  1  bezeichneten 
Eigenschaft  vor  Gericht  auftreten. 

8.  Bezüglich  der  südamerikanischen  Vertragsentwürfe  ist  zu  sagen : 
Der  Vertragsentwurf  von  Lima  enthält  folgende  Bestimmungen : 
Art.  28.     Ausländer,  welche  nicht  im  Inlande  domiziliert  sind  und  eine  Klage 
gegen  Inländer  oder  gegen  naturalisierte  oder  domizilierte  Ausländer  anstellen,  haben 
in  Ansehung  des  künftigen  Urteils  auf  Verlangen  des  Beklagten  Kaution  zu  leisten. 
Art  29.     Solche    Kaution    kann   jedoch   nicht  gefordert  werden  in  folgenden 
FäUen: 

aj  wenn  der  Ausländer  seine  Klage  auf  ein  beglaubigtes  Dokument  stützt, 
b)  wenn  derselbe  im  Inlande  hinreichendes  Vermögen  hat, 
cj  wenn  der  liquide  und  anerkannte  Teil  der  Forderung,  deren  Zahlung  ver- 
langt wird,  genügend  ist,  um  für  die  Resultate  der  Klage  zu  haften, 
dj  wenn  die  Klage  kaufmännische  Geschäfte  betrifft, 
ej  wenn  der  Ausländer  gerichtlich  (judicialmente)  genötigt  (compelido)  wurde, 

die  Klage  anzustellen. 
Der  Entwurf  von  Montevideo  enthält  keine  Bestimmung. 


§  21.   Das  Armenrecht  auf  Grund  der  Gesetze  und 

einzelner  Staatsverträge. 

E.  Koppers  Zusammenstellung,  S.  21   ff. 

Rouard  de  Card,  Etudes  de  droit  international,  Paris  1890,  S.  151 — 179.   (L^assi- 
fltance  judiciaire  et  les  ^trangers  en  France). 
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I.  Es  bestehen  bezüglich  der  Gewährung  des  Armenrechts  zugunsten 
von  Ausländem  (ben^fice  du  pauvre,  assistance  judiciaire;  pro  deo; 
beneficium  annotationis)  verschiedene  Systeme. 

1.  Es  gilt  in  einzelnen  Staaten  der  Satz,  dass  der  Fremde  nur 
diejenigen  Rechte  geniesst,  die  ihm  ausdrücklich  eingeräumt  sind. 

2.  Es  entscheidet  der  Grundsatz  der  Reziprozität: 

a)  in  Deutschland  (§  114  C.  P.  0.) 

b)  in  Österreich  (§  63,2  C.  P.  0.) 

c)  in  einzelnen  schweizerischen  Kantonen  (Graubünden  §  57,  SchafT- 
hausen  §  187,  Thurgau  §  105).  Vgl.  auch  §  51  der  Civilpro- 
zessordnung  für  den  Kanton  Glarus  (1895),  der  bestimmt: 

Das  Armenrecht  findet  auch  Anwendung  auf  Schweizerbürger 
und  Bürger  vergegenrerhteter  Staaten. 

Der   §  63   der  C.  P.  0.   des   Kantons  Aargau  (1901)   be- 
stimmt folgendes: 

Mit  Audnahnie  der  Haftpfliclitfalle  steht  Ausländem  der 
Anspruch  auf  Erteilung  des  Armenrechts  nur  dann  zu,  wenn 
sie  entweder  in  dor  Schweiz  ihren  Wohnsitz  haben  oder  wenn 
die  Gegenseitigkeit  gehandhabt  wird  oder  zugesichert  ist. 

IL  Verschiedene  Staaten  und  so  auch  die  Schweiz  haben  überein' 
Jränfte  abgeschlossen,  kraft  welcher  die  Geu>ährung  des  Armenrechts 
gegenseitig  zugesichert  wurde. 

1.  Es  bestehen  folgende  Übereinkünfte: 

a)  zwischen  Deutschland  und  Frankreich  vom  20.  Februar   1880. 

Art.  1.  Deutsche  werden  in  Frankreich  und  Franzosen 
werden  in  Deutschland  unter  denselben  Bedingungen  und  ge- 
setzlichen Voraussetzungen  zugelassen,  wie  die  Angehörigen  des 
betreffenden  Landes,  in  welchem  die  Bewilligung  des  Armenrechts 
nachgesucht  wird. 

Art.  2.  Das  Armutszeugnis  ist  dem  Ausländer,  welcher  zum 
Armenrecht  zugelassen  werden  will,  in  allen  Fällen  von  der 
Behörde  seines  gewöhnlichen  Aufenthaltsortes  auszustellen. 

Hält  der  Antragsteller  sich  nicht  in  dem  Lande  auf,  in 
welchem  er  das  Armenrecht  nachsucht,  so  muss  das  Armutszeugnis 
von  einem  diplomatischen  Agenten  desjenigen  Landes,  in  dessen 
Gebiet  das  Zeugnis  vorgelegt  werden  soll,  beglaubigt  werden. 

Hält  er  sich  dagegen  in  dem  Lande  auf,  in  welchem  er 
seinen  Antrag  stellt,  so  können  ausserdem  auch  bei  den  Behörden 
seines  Heimatlandes  Erkundigungen  über  ihn  eingezogen  werden. 
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Art.  3.  Sind  DeuUciio  iu  Frankreich  oder  Franzosen  ia 
Deotschland  zum  Armenrecht  versfattet,  so  sind  sie  hiermit  yon 
Rechts  wegen  auch  von  jeder  Sicherheitaleistuqg  oder  Hinterlegung 
befreit,  welche  unter  irgend  einer  Benennung  von  Ausländem 
wegen  ihrer  Eigenschaft  als  solche  bei  Prozessen  gegen  Inländer 
nach  der  Gesetzgebung  des  Landes^  in  welchem  der  Prozesa 
geführt  wird,  gefordert  werden  konnte. 

b)  zwischen  dem  deutschen  Reiche  und  Belgien  vom  18.  Okt.  1878. 

c)  zwischen  dem  deutschen  Reiche  und  der  österreichisch-ungarischen 
Monarchie  vom  9.  Mai  1886. 

2.  Bezüglich  der  Schweiz  ist  zu  verweisen  auf 

a)  den  Vertrag  zwischen  Frankreich  und  der  Schweiz  von  1869 
(A.  Slg.  IX,  S.  1002).    Vgl.  darüber  B.  B.  1875  II,  8.  4,  Nr.  11. 

Art.  14  bestimmt: 

Die  Schweizer  in  Frankreich  und  die  Franzosen  in  der 
Schweiz  haben  Anspruch  auf  gerichtliche  Verbeiständung  in 
GFemässheit  der  Gesetze  des  Landes,  in  welchem  sie  die  Verbei- 
ständung verlangen.  Jedoch  soll  neben  den  Förmlichkeiten^ 
welche  jene  Gesetze  vorschreiben,  die  Armut  noch  ausserdem 
durch  Urkunden  der  kompetenten  Behörden  der  Heimat  der  be* 
treif enden  Partei  konstatiert  werden. 

Diese  Urkunden  hat  der  diplomatische  Agent  des  andern 
Landes  zu  legalisieren  und  seiner  Regierung  zu  übermitteln. 

b)  die  Übereinkunft  zwischen  der  Schweiz  und  Italien  betreffend 
die  gegenseitige  Bewilligung  des  Armenrechtes  im  Prozessver- 
fahren. Abgeschlossen  den  8.  November  1882.  Ratifiziert  von 
Italien  am  24.  Dezember  1882;  von  der  Schweiz  am  4.  April 
1883  (N.  F.  VII,  8.  80). 

c)  die  Übereinkunft  zwischen  der  Schweiz  und  Österreich-Ungarn 
betreffend  das  Armenrecht  in  Civil-  und  Strafsachen.  Abgeschlossen 
den  8.  Januar  1884.  Ratifiziert  von  der  Schweiz  am  24.  März 
1884;  von  Österreich-Ungarn  am  17.  Juni  1884  (N.  P.  VII,  S.  491). 

d)  die  Übereinkunft  zwischen  der  Schweiz  und  Belgien  betreffend 
die  gegenseitige  Bewilligung  des  Armenrechts  im  Prozessverfahren» 
Abgeschlossen  den  9.  September  1886.  Ratifiziert  von  Belgien 
am  23.  Oktober  1886,  von  der  Schweiz  am  24.  Dezember  1886. 
(N.  F.  IX,  S.  386). 

Anmerkungen. 
1 .  Die  weitgehendste  Gewährung  des  Armenrechts  ist  im  internationalen  Rechta- 
leben   ebenso   nötig,   wie   im   internen,   weil   sonst   der  Zugang   ftir   eine  Reihe  von 
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Personen  zu  den  Qeriofaten  ungebührlich  erschwert  würde,  —  sie  ist  ein  Postulat 
internationaler  Humanität. 

2.  Im  interkantonalen  Prozessrecht  der  schweizerischen  Kantone  ist  Art.  60  B.  Y. 
massgebend :  Sämtliche  Kantone  sind  verpflichtet,  alle  Schweizerbürger  in  der  Gesetz- 
gebung sowohl  als  im  gerichtlichen  Verfahren  den  Bürgern  des  eigenen  Kantons 
gleichzuhalten.  Demnach  muss  der  Schweizerbürger  in  jedem  Kantone  auch  zum 
Armenrechte  zugelassen  werden.  Dagegen  besteht  keine  Einheitlichkeit  der  Bestim- 
mungen über  das  Armenrecht  und  das  neue  Konkordat  Über  die  Befreiung  von  der 
Verpflichtung  zur  Sicherheitsleistung  für  die  Prozesekosten  hat  das  Armenrecht  nicht 
geregelt.  Vgl.  dazu  Feigenwinter,  Die  Stellung  des  Anwaltsstandes  zur  Parteiyer- 
tretung  im  Armenrecht  in  Z.  f.  Schweiz.  R.,  N.  F.  XXII,  S.  439. 

Art.  27  des  schweizerischen  Bundesgesetzes  über  das  Verfahren  bei  dem 
Bundesgerichte  in  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  von  1850  enthält  folgende  Be- 
stimmung über  das  Armenrecht : 

Das  Gericht  kann  solchen  Personen,  welche  nachweisen,  dass  sie  zu  arm  seien, 
um  die  Prozesskosten  zu  bestreiten,  das  Armenrecht  gestatten.  Dadurch  werden  sie 
▼on  der  Kautionsleistang  (Art.  26)  befreit  und  die  Prozessgebühren,  gleichviel,  ob 
diese  der  Bundeskasse  oder  einem  Beamten  oder  Bediensteten  des  Bundes  zukommen, 
werden  ihnen  ganz  oder  teilweise  erlassen. 

Das  Armenreoht  kann  vom  Gerichte  verweigert  werden,  wenn  sich  schon  aus 
der  mit  dem  Gesuche  zu  verbindenden  Darstellung  der  Sachlage  ergibt,  dass  der 
Prozess  ein  offenbar  grundloser  und  mutwilliger  ist 

Wenn  Personen,  welche  das  Armenrecht  genossen,  später  zu  Vermögen  gelangen, 
so  sind  sie  zum  Ersätze  der  nachgelassenen  Gebühren  verpflichtet. 

8.  J.  Hlgr.  schlägt  im  schweizerischen  Zentralblatt  für  Staats-  und  Gemeinde- 
verwaltung IV,  19t)3,  8.  115,  145,  155  eine  ständige  Armenanwaltschaft  vor. 

4.  Schuster,  Die  bürgerliche  Rechtspflege  in  England  (1887),  S.  69/70  bemerkt, 
es  sei  zweifelhaft,  ob  ein  im  Ausland  wohnender  Kläger  im  Armenrecht  prozessieren 
könne,  dagegen  könne  der  Ausländer,  der  in  England  verklagt  werde,  vom  Armen- 
recht Gebrauch  machen,  wenn  die  Übrigen  Voraussetzungen  vorhanden  seien  (insbe- 
sondere der  Nachweis,   dass  sein  Vermögen  den  Wert  von  25  £  nicht  Überschreite). 


§  22.   Das  Armenrecht  auf  Grund  der  Haager  Obereinkunft. 

1.  Im  Umkreise  der  Haager  Übereinkunft  gilt  der  Satz,  dass  die 
Angehörigen  der  Vertragsstaaten  ganz  so  zum  Armenrecht  zugelassen 
werden  müssen,  wie  die  Einheimischen. 

1 ,  Es  besteht  hier  nunmehr  eine  völkerrechtlich  bindende  Verpflich- 
tung Tor.  Darin  liegt,  vom  Gesichtspunkte  der  internationalen  Humanität, 
ein  Fortschritt. 

2.  Die  Art.  15  und  16  sagen  nicht  ausdrücklich,  in  welchen  Ange- 
legenheiten  das  aufgestellte  Prinzip   gelten  solle,   indessen   bezieht  es 

MelU,  Internationales  ClTilproieMrecht.  3 
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sich  auf  Civil-  und  Handelssachen,   sowie   auf  die  freiwillige  Gerichts- 
barkeit. 

3.  Auch  juristische  Personen  des  Auslandes  müssen  zum  Armenrecht 
zugelassen  werden.  In  dieser  Beziehung  ist  auf  die  Tatsache  zu  ver- 
weisen, dass  die  Kommission  dies  ausdrücklich  aussprach  (Actes  de  la 
n®  Conference,  p.  108:  La  commission  est  d^avis  que  le  mot  ressortis- 
sants  comprend  non  seulement  les  personnes  individuelles  mais  aussi 
les  personnes  collectives  seit  morales).  Neumeyer  meint  in  Z.  f.  internat 
Priv.-  und  Str.-R.  IX,  S.  463,  es  müsse  bewiesen  werden,  dass  die  Ver- 
günstigung auch  inländischen  juristischen  Personen  zuteil  werde.  Diese 
Ansicht  ist  nicht  richtig. 

4.  Der  Inhalt  des  Zeugnisses,  welches  die  Wohnortsbehörde  ausstellt, 
muss  dem  Rechte  des  Prozessgerichts  entsprechen. 

5.  Nun  gibt  es  aber  Länder,  in  welchen  solche  Zeugnisse,  wie  sie 
Art.  15  vorsieht,  nicht  ausgestellt  werden  (z.  B.  England).  Wenn  ein 
Schweizer,  der  in  London  wohnt,  in  Berlin  einen  Prozess  fühlten  will, 
sollte  es  daher  genügen,  dass  der  konsularische  oder  diplomatische  Ver- 
treter der  Heimat  das  Dokument  ausstellt  (mit  der  Beglaubigung  des 
Vertreters  desjenigen  Staates,  in  welchem  der  Prozess  zu  fuhren  ist). 
Der  konsularische  oder  diplomatische  Vertreter  hat  die  Möglichkeit, 
sich  bei  den  auswärtigen  oder  heimatlichen  Behörden,  zu  erkundigen, 
neben  andern  Quellen  der  Information  (Landsleuten  und  Soci6t6s  de 
bienfaisance). 

6.  Wer  auf  das  Armenrecht  Anspruch  macht,  muss  es  in  der 
Regel  in  jeder  Instanz  verlangen.  Nach  Erledigung  des  Prozesses  kann 
das  Begehren  nicht  mehr  gestellt  werden. 

II.  Kraft  der  Haager  Übereinkunft  fallen  einzelne  separate  Staats- 
vertrage  zwischen  solchen  Staaten,  die  jener  Konvention  angehören,  dahin. 
Auch  sonst  übt  sie  auf  das  interne  Recht  einzelner  Staaten  im  Verhältnisse 
zu  den  dem   Übereinkommen  beigetretenen  Staaten  ihre   Wirkung  aus* 

1.  Der  schweizerische  Bundesrat  kündete  das  italienisch-schweize- 
rische  Übereinkommen  und  es  trat  am  12.  Oktober  1901  ausser  Kraft 
(B.  B.  1901  U,  S.  6).    Vgl.  S.  112. 

2.  Innerhalb  der  Staaten,  welche  z.  B.  mit  Osterreich  der  Haager 
Übereinkunft  beigetreten  sind,  ist  §  63.2  der  österreichischen  C.  P.  O. 
ausser  Kurs  gesetzt. 
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Anmerkung. 
Das  Armenrecht  lässt  sich  yielleioht  auf  1.  1,  §  4  de  postalando  8,  1  zurüok- 
f&hren :  Ait  Praetor :  si  non  habebunt  adYOoatum,  ego  dabo.    Neo  solnm  his  personis 
hanc  humanitatem  Praetor  solet  exhibere,  yerum  et  si  quis  alius  sit,  qui  certis  ex 
causis  vel  ambitione  adversarii,  vel  motu  patronum  non  invenit. 


§  23.    Der  Verkehr  zwischen  den  internationalen  Civilgerichts- 
instanzen  auf  Grund  der  Gesetze  und  Staatsverträge. 

I.  Es  bestehen  verschiedene  Systeme  über  die  Art  und  Weise,  in 
welcher  der  Verkehr  betreffend  cimlprozessucUische  Fragen  mit  auswärtigen 
Staateti  und  Gerichten  erfolgen  soll. 

1.  Als  Regel  ist  der  diplomatische  Verkehr  anzusehen.  Dieser 
Modus  gilt  z.  B.  auch  zwischen  Frankreich  und  Spanien  (Journal  XXX, 
p.  907). 

2.  Ausnahmsweise  gilt  auf  Grund  von  Yereinharungen  der  direkte 
Verkehr.  Die  Vereinbarungen  gehen  aber  yerschieden  weit,  indem 
einzelne  Reserren  dabei  angebracht  worden  sind. 

a)  Zwischen  den  Gerichten  der  österreichischen  Monarchie  und 
denjenigen  des  Grossherzogtums  Baden  (Kah,  Die  Staatsvertrage 
und  Vereinbarungen  des  Deutschen  Reichs  und  des  Grossherzog- 
tums Baden  mit  ausländischen  Staaten  1889,  S.  65,  Note  **) 
ist  direkter  Verkehr  zulässig. 

b)  Zwischen  Russland  und  Deutschland  ist  1879  ein  Übereinkommen 
geschlossen  worden,  womach  zwischen  den  Gerichten  im  Arron- 
dissement  Warschau  und  den  benachbarten  Grenzgerichten 
Deutschlands  der  direkte  Verkehr  stattfinden  kann  (Martens-L6o, 
Traite  de  droit  international  II,  S.  493). 

c)  Ebenso  zwischen  den  Gerichten  im  Arrondissement  Warschau 
und  denen  von  österreichisch  Galizien. 

d)  Femer  wurde  1874  eine  Deklaration  zwischen  Russland  und 
Italien  unterzeichnet  bezüglich  der  Übermittlung  der  Zitationen 
an  Personen,  die  auf  dem  Territorium  der  beiden  Mächte 
wohnen  (Martens-Leo  II,  S.  493). 

3.  Die  Zulässigkeit  des  direkten  Verkehrs  zwischen  den  Gerichts- 
behörden folgt  nicht  etwa  aus  der  Klausel  der  Meistbegünstigung  und 
der  Existenz  des  direkten  Verkehrs  mit  einem  andern  Staate  (Journal 
XXX,  p.  907  und  908). 
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II.  Auch  das  schweizerische  Recht  huldigt  verschiedenen  Systemen. 
1.  Art.  10  B.-V.  stellt  das  Prinzip  auf.     Es  wird  hier  bestimmt: 
Der  amtliche  Verkehr  zwischen  Kantonen  und  auswärtigen 
Staatsregierungen,  sowie  ihren  Stellvertretem  findet  durch  Ver- 
mittlung des  Bundesrates  statt. 

Über  die  im  Art.  9  bezeichneten  Gegenstande  können  jedoch 
die  Kantone  mit  den   untergeordneten  Behörden   und  Beamten 
eines  auswärtigen  Staates  in  unmittelbaren  Verkehr  treten. 
Der  hier  zitierte  Art.  9  lautet: 

Ausnahmsweise  bleibt  den  Kantonen  die  Befugnis,  Verträge 

über  Gegenstände  der  Staatswirtschaft,  des  nachbarlichen  Verkehrs 

und  der  Polizei  mit  dem  Auslande  abzuschliessen ;  jedoch  dürfen 

dieselben  nichts  dem  Bunde  oder  den  Rechten  anderer  Kantone 

Zuwiderlaufendes  enthalten. 

Daraus  ergibt  sich,  dass  der  diplomatische  Weg  überall  beobachtet 

werden   muss,  wenn   die  Schweiz   mit   den  Behörden   anderer  Staaten 

keine  Verträge  abgeschlossen  hat,  die  etwas  anderes  bestimmen. 

Es  gibt  aber  auch  einen  Staatsvertrag,  durch  welchen  der  diplo- 
matische Verkehr  speziell  vereinbart  worden  ist.  Dies  trifft  zu  bezüglich 
des  Staatsvertrages  zwischen  Frankreich  und  der  Schweiz  von  1869, 
vgl.  dazu  Boguin,  Conflits  des  lois  suisses  en  mati^re  internationale  et 
intercantonale  (1891,  p.  848  ff).  —  Die  vom  Bundesrate  erlangte  Modi- 
fikation (B.  B.  1885  I,  S.  189),  von  der  in  B.  B.  1886  I,  S.  928, 
gesprochen  vrird,  bezieht  sich  auf  das  internationale  Strafrecht. 

Der  Bundesrat  sah  sich  veranlasst,  in  E>eisschreiben  allen  Ständen 
in  Erinnerung  zu  rufen  (B.  B.  1883  II,  S.  1031 ;  1884  II,  S.  727),  dass 
der  direkte  Verkehr  der  kantonalen  Behörden  mit  den  französischen 
Amtsstellen  ausgeschlossen  und  dass  für  Zustellung  von  Rogatorien  (straf- 
rechtlichen und)  civilrechtlichen  Inhalts  ausnahmslos  der  diplomatische 
Weg  einzuschlagen  ist.  Allerdings  werden  die  Zustellungen  vom  Bundes- 
rate dem  schweizerischen  Gesandten  (oder  den  Konsuln,  in  dessen 
Bezirk  der  Bestimmungsort  liegt)  zugeschickt,  worauf  sie  mit  Umgehung 
des  Ministeriums  des  Äussern  der  bei  dem  betreffenden  Gerichte  be- 
stehenden Staatsanwaltschaft  übermittelt  werden.  Und  ein  ähnliches 
Verfahren  erfolgt  ab  Seite  Prankreichs  für  die  Zustellung  in  der  Schweiz. 
Im  Protocole  explicatif  des  französisch-schweizerischen  Staatsver- 
trages wird  zur  Erklärung  des  Art.  21.2  folgendes  ausgeführt: 

Quant  aux  commissions  rogatoires,  le  gouvemement  fran^ais 
a  tenu  k  conserver  le  mode  actuel  de  transmission  (par  voie 
diplomatique).     II  importe,  dans  son  opinion,  que  les  gouveme- 


117 


ments  puissent  sorveiller  ayeo  soin  l'ex6cution  des  mesures 
sollicit^es  par  la  justice  ^trang^e  et  qui  peurent  n'^tre  point 
en  rapport  avec  la  l^gislation  du  pays. 

Die  Festhaltung  des  diplomatischen  Weges  erklärt  sich  speziell 
aus  den  Yorschriften  des  Art.  69^  No.  9,  und  70  des  franz.  Cod.  de 
Proc6d.  civ. 

2.  Dagegen  ist  der  direkte  Verkehr  gestattet  mit  folgenden 
L&ndem : 

a)  mit  Italien  laut  Art.  III  des  Protokolls  zum  Niederlassungsver- 
trag Ton  1868  (A.  Slg.  IX,  S.  757). 


Art.  in  lautet: 

Behufs  der  Vollziehung  des 
Art.  9  des  nämlichen  Vertrags 
ist  vereinbart  worden,  dass  die 
Appellationshöfe  des  König- 
reichs, das  Bundesgericht  und 
das  Obergericht  jedes  eidgenössi- 
schen Standes  fortan  direkte 
miteinander  korrespondieren 
können  in  bezug  auf  alles,  was 
die  Zusendung  und  die  Erledi- 
gung Ton  Eogatorien  in  Civil- 
oder  Strafsachen  betrifft. 

Geldbeträge,  welche  den 
Rogatorien  oder  den  auf  deren 
Vollziehung  bezüglichen  Akten- 
stücken beigefügt  werden  müssen, 
sind  durch  Postmandate,  lau- 
tend an  die  Ordre  der  Behör- 
den, an  welche  jene  Wertbe- 
träge gerichtet  sind,  zu  über- 
mitteln. 


Pour  Pex^cution  de  Part. 
9  de  la  mdme  Convention,  il 
est  convenu:  que  les  Cours 
d'appel  du  Boyaume^  le  Tri- 
bunal f6d6ral  et  le  Tribunal 
Bup^rieure  de  chacun  des  Etats 
de  la  Gonf6d^ration  correspon- 
dront  dor^nayant  directement 
entre  eux,  pour  tout  ce  qui  con- 
ceme  Penvoi  et  Texp^dition  des 
conuuissions  rogatoires,  seit  en 
mati^re  civile,  soit  en  matiöre 
pönale. 

Les  yaleurs  en  argent  qui 
se  trouTeraient  jointes  aux  ro- 
gatoires ou  aux  actes  concer- 
nant  leur  ex6cution,  seront 
transmises  par  des  mandats  de 
poste  k  Tordre  des  autorit^s  k 
qui  ces  yaleurs  sont  adress6es. 


Im  Geschäftsberichte  des  Bundesrates  über  das  Jahr  1902 
findet  sich  (B.  B.  1903  I,  S.  585)  folgende  Notiz: 

In  Anbetra<sht  der  italienischen  Gesetzgebung  hat  es  die 
italienische  Regierung  für  geboten  erachtet,  für  die  Erwirkung 
der  Zustellung  von  gerichtlichen  oder  aussergerichtlichen  Akten 
in  der  Schweiz  anstatt  dem  bisherigen  direkten  Verkehr  zwischen 
den  beidseitigen  Gerichtsbehörden  den  diplomatischen  Weg  ein- 
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zuschlagen.  Hierdurch  wird  indessen  für  das  Verfahren  der 
schweizerischen  Behörden  nichts  geändert.  .  Es  findet  die  Über- 
mittlung der  fraglichen  Aktenstücke  seitens  der  Schweiz  an 
Italien  auf  dem  in  Art.  III  des  Protokolles  zu  den  schweizerisch- 
italienischen Verträgen  von  1868  Torgesehenen  Wege  statt,  indem 
das  Bundesgericht  und  die  kantonalen  Obergerichte  sie  jeweilen 
dem  Prokurator  des  zuständigen  italienischen  Appellhofes  zugehen 
lassen,  der  fQr  die  Zustellung  der  Aktenstücke  an  den  Adressaten 
gegen  Erhebung  einer  Empfangsbescheinigung  besorgt  ist.  Wir 
haben  den  Kantonsregierungen  mit  Kreisschreiben  vom  29.  De- 
zember 1902  Mitteilung  gemacht. 

Ferner  ist  auf  Art.  947  Cod.  di  proc.  civ.  hinzuweisen,  der  so  lautet: 

Quando  si  tratti  di  citazione  a  comparire  davanti  autoritä 
straniere,  o  di  semplici  notificazioni  di  atti  provenienti  da  paese 
estero,  la  permissione  ^  data  dal  ministero  pubblico  presse  la 
Corte  0  il  tribunale,  nella  cui  giurisdizione  la  citazione  o  notiii- 
cazione  si  deve  eseguire. 

Se  siano  state  richieste  nelle  vie  diplomatiche,  le  citazioni  o 
notificazioni  sono  commesse  dal  ministero  pubblico  direttamente 
ad  un  usciere. 

Die  Zustellung  gerichtlicher  Akten  aus  Italien  in  die  Schweiz  er- 
folgt von  nun  an  auf  dem  diplomatischen  Wege.  Hinsichtlich  der  Zu- 
stellung von  Gerichtsakten  seitens  der  Schweiz  an  Italien  hat  es  da- 
gegen beim  bisherigen  Verhältnis  (direkter  Verkehr  der  Appellhöfe, 
Art.  III  des  Protokolles  zum  Staatsvertrag  von  1868)  sein  Verbleiben, 
immerhin  mit  der  Modifikation,  dass  die  Requisitorialien  an  die  k.  Pro- 
kuratoren bei  den  italienischen  Appellhöfen  zur  Zustellung  an  die  Personen, 
für  welche  sie  bestimmt  sind,  geleitet  werden,  imd  dass  für  die  durch 
diese  Prokuratoren  zu  erhebenden  Empfangscheine  entweder  ein  Formular 
in  französischer  oder  italienischer  Sprache,  mit  Angabe  des  Dokumentes 
und  der  Adresse  der  betrefiPenden  Person,  oder  dann  im  Doppel  des 
zuzustellenden  Gerichtsaktes  beigelegt  werden  sollte. 

b)  mit  dem  Deutschen  Reiche. 

Die  bestehende  Vereinbarung  mit  dem  Deutschen  Reiche  ist  etwas 
elastisch  gefasst.  Es  wurden  Erklärungen  ausgetauscht  zwischen  der 
Schweiz  und  dem  Deutschen  Reiche  betreffend  den  unmittelbaren  Ge- 
schäftsverkehr zwischen  den  beiderseitigen  Gerichtsbehörden  vom  1 .  und 
13.  Dezember  1878  (N.  F.  III,  661): 

Den  deutschen  und  schweizerischen  Gerichtsbehörden  ist  der 
unmittelbare    Geschäftsverkehr     in    allen    Fällen    gestattet,    in 
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welchen  nicht  der  diplomatische  Verkehr  durch  StaAtsverträge 
vorgeschrieben  ist  oder  infolge  besonderer  Verhältnisse  ratlich 
erscheint. 

Daneben  wurde  unterm  9./28.  November  1899  eine  Vereinbcmmg 
getroflfen,  die  sich  auf  ein  Spezialgebiet  bezieht  (B.  B.  1899  V.,  S.  818): 

Den  deutschen  Gerichtsbehörden  wird  die  Befugnis  erteilt, 
in  Rechtsfällen,  die  den  Schutz  des  gewerblichen  Eigentums  be- 
treffen, immittelbar  mit  dem  eidgenössischen  Amte  für  geistiges 
Eigentum  zu  verkehren.  Das  kaiserliche  Patentamt  erhält  das 
Zugeständnis,  Rechtshilfesachen  in  Angelegenheiten,  die  den 
Schutz  des  gewerblichen  Eigentums  betreffen,  durch  unmittel- 
baren Schriftenwechsel  mit  den  schweizerischen  GFerichtsbehörden 
erledigen  zu  dürfen.  Überdies  wird  dem  kaiserl.  Patentamte 
gestattet,  in  den  den  Schutz  des  gewerblichen  Eigentums  be- 
treffenden Angelegenheiten,  die  nicht  reine  Rechtshilfesachen 
sind,  unmittelbar  mit  dem  eidgen.  Amte  für  geistiges  Eigentum 
zu  verkehren.  Die  gegenwärtige  Erklärung  tritt  mit  1.  Januar 
1900  in  Kraft  und  bleibt  in  Kraft  bis  nach  Ablauf  von  sechs 
Monaten  nach  erfolgter  Kündigung  des  einen  oder  andern  Teiles. 

Das  Bezirksgericht  Zürich  hatte  ein  von  ihm  am  17.  Dezember 
1896  gefälltes  Ehescheidungsurteil  (i.  S.  Wettstein)  dem  Standesamt 
Strassburg  zur  Kenntnis  gebracht  und  es  ersucht,  das  Urteil  am  dor- 
tigen Eheregister  vorzumerken.  Gestützt  auf  eine  einschlägige  Note 
der  deutschen  Oesandtschaft  vom  24.  Mai  1898  ersuchte  das  eidg. 
Justiz-  und  Polizeidepartement  die  zürcherische  Direktion  des  Innern, 
dieses    Requisitorial    dem    Bezirksgerichte    Zürich    zurückzugeben    mit 

dem  Beifügen: 

Der  genannten  Amtsstelle   ist  gleichzeitig  davon  Kenntnis 

zu  geben,  dass  den  Verwaltungsbehörden  (also  auch  den  Standes- 
ämtern) in  Elsass-Loth ringen  gleichwie  in  Preussen  der  direkte 
Verkehr  mit  ausländischen  Behörden  untersagt  ist  und  dass 
amtliche  Mitteilungen  an  dieselben  auf  diplomatischem  Wege 
zu  geschehen  haben. 

r)  mit  Österreich. 

Der  dii'ekte  Verkehr  mit  Osterreich  war  auf  Grund  eines  Abkommens 
von  1856  gestattet  (B.  B.  1856  II,  S.  47;  1857  I,  S.  186).  —  Dazu  ist 
noch  zu  verweisen  auf  das  Kreisschreiben  des  Bundesrates  (B.  B.  1886 
I,  S.  891/2  und  1887  II,  S.  672,  No.  2). 

Im  Jahre  1900  wurde  dann  zwischen  Osterreich  und  der  Schweiz 
eine  Erklärung   betreffend   den  direkten  Verkehr  der   beidseitigen  Ge- 
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richtsbehörden  ausgetauscht   (N.  F.  XYUI,   S.  2—6).     Damit   ist  das 
frühere  Abkommen  gegenstandslos  geworden.     Uie    Erklärung    lautet: 

Art.  I.  Den  schweizerischen  (Berichten  und  den  k.  k.  Ge- 
richten und  Staatsanwaltschaften  der  im  Reichsrate  vertretenen 
Königreiche  und  Länder  wird  gestattet,  bei  gegenseitiger  Rechts- 
hilfeleistung, [sowohl  in  bürgerlichen  Rechtsangelegenheiten  wie 
in  Strafsachen,  yon  der  Vermittlung  ihrer  Korrespondenz  auf 
diplomatischem  Wege  abzusehen. 

Dies  gilt  auch  für  die  in  den  Artikeln  XYIII  bis  ein- 
schliesslich XXI  des  Auslieferungsvertrages  vom  10.  März  1896 
vorgesehenen  Fälle  der  Strafrechtshilfe.  Ausgenommen  ist  nur 
der  Schriften  Wechsel,  der  sich  auf  die  Auslieferung  und  Durch- 
lieferung von  Verbrechern  bezieht.  Diesbezüglich  gelten  die  im 
erwähnten  Staatsvertrage  enthaltenen  Bestimmungen. 

Art.  II.  Sofern  nicht  nach  Art.  I  der  diplomatische  Ver- 
kehr einzutreten  hat,  können  [sämtliche  Gerichtshöfe  und  Be- 
zirksgerichte, sowie  die  Staatsanwaltschaften  in  Tirol  und 
Vorarlberg,  dann  die  Gerichtshöfe  (Landesgerichte  und  Handels- 
gerichte) und  die  Staatsanwaltschaften  in  Wien,  Linz,  Salz- 
burg, Graz,  Prag,  Brunn  und  Triest  mit  den  im  angeschlossenen 
Verzeichnisse  aufgeführten  schweizerischen  Gerichtsbehörden 
unmittelbar  verkehren  und  ebenso  von  den  letzteren  unmittelbar 
in  Anspruch  genommen  werden. 

Art.  III.  Im  übrigen  vollzieht  sich  der  Rechtshilfeverkehr 
auf  österreichischer  Seite  durch  die  Vermittlung  der  Oberlandes- 
gerichte. Die  letzteren  leiten  jedes  aus  ihrem  Sprengel  stammende 
Rechtshilfeansuchen,  sofern  die  zur  Ausführung  berufene  schwei- 
zerische Gerichtsbehörde  in  dem  Verzeichnisse  aufgeführt  ist, 
an  diese  Behörde,  und  erhalten  von  ihr  die  Erledigungsakten 
eingesendet.  So  wenden  sich  auch  die  im  Verzeichnis  genannten 
schweizerischen  Gerichtsbehörden  mit  ihren  Ersuchschreiben  an 
jedes  k.  k.  Oberlandesgericht,  in  dessen  Sprengel  die  gewünschte 
Amtshandlung  vorzunehmen  ist,  und  erhalten  durch  seine  Ver- 
mittlung die  Erledigungsakten. 

Art.  IV.  Die  in  Anwendung  der  gegenwärtigen  Überein- 
kunft von  den  k.  k.  Gerichten  und  Staatsanwaltschaften  den 
schweizerischen  Gerichtsbehörden  übersendeten  Aktenstücke 
müssen  in  der  deutschen  oder  italienischen  Sprache,  die  von  den 
schweizerischen  Gerichtsbehörden,  den  k.  k.  Gerichten  oder 
Staatsanwaltschaften  übersendeten  Aktenstücke  in  der  deutschen, 
französischen  oder  italienischen  Sprache  abgefasst,  oder  sonst, 
soweit     das    ersuchte     Gericht     von    ihrem    Inhalte    Kenntnis 
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nehmen  muss,  von  einer  Übersetzung  in  eine  dieser  Sprachen 
begleitet  sein. 

Wenn  das  ersuchte  Gericht  für  eingesandte  Akten,  die 
gemäss  diesem  Artikel  ausgefertigt  sind,  einer  Übersetzung  in 
die  eigene  Gerichtssprache  bedarf,  kann  es  den  Ersatz  für  die 
Kosten  dieser  Übersetzung  vom  ersuchenden  Gericht  nicht  be- 
gehren. 

Art.  y.  Hinsichtlich  der  Kosten  der  Strafrechtshilfe  gilt 
der  Art.  XXII  des  Auslieferungsvertrages  vom  10.  März  1896. 

Die  im  ersten  und  letzten  Absätze  dieses  Artikels  aufge- 
stellten Grundsätze  haben  auch  für  den  Eechtshilfeverkehr  in 
bürgerlichen  Rechtsangelegenheiten  zu  gelten,  mit  der  Mass- 
'  gäbe  jedoch,  dass  gleich  den  Entlohnungen  der  Sachverständigen 
auch  die  zuerkannten  Zeugengebühren  und  die  Kosten  für 
Beweisaufnahmen  ausserhalb  des  Gerichtssitzes  vom  ersuchenden 
TeUe  zu  ersetzen  sind. 

d)  mit  Belgien. 

Zwischen  Belgien  und  der  Schweiz  ist  folgende  Erklärung  vom 
29.  November  1900  (N.  P,  XVIII,  8.  295  u.  296)  vereinbart  worden: 

Die  schweizerischen  und  belgischen  Gerichtsbehörden  (Ge- 
richte und  Staatsanwälte)  sind  ermächtigt,  für  die  Übermittlung 
der  gerichtlichen  oder  aussergerichtlichen  Urkunden  und  der 
Rogatorien  in  Civil-  oder  Handelsstreitigkeiten  direkt  miteinander 
zu  verkehren,  sofern  nicht  besondere  Umstände  die  diplomatische 
Übermittlung  erfordern. 

V.  Hinsichtlich  des  Verkehrs  unter  den  Staaten  ist  auf  die  Möglich- 
keit Rücksicht  zu  nehmen,  dass  das  requirierte  Gericht  inzunschen  wieder 
inkompetent  wird. 

1.  Was  die  Korrespondenz  zwischen  den  einzelnen  Staaten  anbe- 
trifft, so  ist  es  klug,  z.  B.  die  Requisitionsschreiben  neben  der  Be- 
zeichnung des  speziell  für  die  Amtshandlung '  angerufenen  Gerichtes 
noch  mit  dem  Zusätze  zu  versehen:  „oder  an  jede  andere  kompetente 
Behörde*,  „ou  ä  toute  autre  autorite  competente"  (B.  B.  1886  I,  S.  929). 

2.  Frankreich  war  es,  das  1 885  zuerst  auf  die  Unzukömmlichkeiten 
hinwies,  welche  bei  Vollziehung  von  Rogatorien  ausländischer  Gerichte 
in  Frankreich  sich  daraus  ergeben,  dass  die  Rogatorien  nur  die  Bezeich- 
nung des  mit  der  Vornahme  der  betreffenden  Amtshandlung  beauf- 
tragten Gerichts  enthalten.  Es  wurde  auf  die  Tatsache  hingewiesen, 
dass  das  requirierte  Gericht,    wenn  es  in  den  Besitz  des  Requisitions- 
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Schreibens  gelange,  örtlich  nicht  mehr  zustandig  sei;  z.  B.  wenn  der 
einzuvernehmende  Zeuge  inzwischen  seinen  Wohnsitz  anderswohin 
ausserhalb  des  Gerichtssprengeis  verlegt  habe  und  sich  nicht  mehr 
unter  der  Jurisdiktion  des  requirierten  Gerichts  befinde.  Dieses  könne 
dann,  weil  inkompetent,  das  Requisitorial  nicht  vollziehen  und  auch 
nicht  von  sich  aus  dem  zuständigen  Richter  überweisen,  so  dass  nichts 
anderes  übrigbleibe,  als  dasselbe  behufs  Ersetzung  der  Angabe  des 
frühem  durch  die  des  dermaligen  Aufenthaltes  dem  requirierenden 
Richter  zurückzustellen.  Und  aus  diesem  Verfahren  entstehen  natur- 
gemäss  Weiterungen  und  unnützer  Zeitverlust  zum  grossen  Nachteil 
einer  geordneten   Rechtspflege   (vgl.  B.  B.   1885  I,    S.  584  und  585). 

3.  Die  belgische  Gesandtschaft  teilte  1885  dem  schweizerischen 
Bundesrate  mit,  das  belgische  Justizministerium  habe  an  sämtliche 
Staatsanwälte  des  Königreichs  ein  Ereisschreiben  gerichtet,  um  zu  ver- 
anlassen, dass  die  dortigen  Gerichte  künftighin  ihre  Rogatorien  an 
ausländische  Gerichtsstellen  mit  dem  Zusätze  versehen:  oder  an  jede 
andere  kompetente  Amtsstelle  (ou  a  toute  autre  autoritS  competente). 
Die  belgische  Gesandtschaft  verband  mit  dieser  Mitteilung  das  Gesuch, 
es  möchten  die  schweizerischen  Gerichte  angewiesen  werden,  belgischen 
Gerichten  gegenüber  dasselbe  Verfahren  zu  beobachten.  Der  Bundes- 
rat erliess  dann  in  der  Tat  ein  Kreisschreiben  an  sämtliche  eidgenössischen 
Stände  und  lud  sie  unter  Verweisung  auf  das  erwähnte  Ereisschreiben 
(B.  B.  1885  I,  S.  584  und  585)  ein,  die  sämtlichen  Gerichtsbehörden 
entsprechend  zu  verständigen  (B.  B.  1885,  II,  S.  851). 

VI.  Legislativ. 

Das  Richtigste  wäre  offenbar,  im  internationalen  Rechtsleben  den 
Gerichten  den  direkten  Verkehr  zu  gestatten,  soweit  es  sich  um  Civil- 
prozesse  handelt. 

Der  schweizerische  Bundesrat  führt  treffend  aus  (B.  B.  1886,  I, 
S.  927),  dass  die  Entwicklung  des  Handels-  und  Verkehrslebens,  sowie 
die  Erleichterung  des  Reisens  auch  einen  vermehrten  Verkehr  der  in- 
ländischen Gerichte  mit  denjenigen  der  auswärtigen  Staaten  zur  Folge 
haben.  Es  besteht  deswegen  ein  dringliches  Interesse  dafür,  die  amt- 
lichen Korrespondenzen  der  Gerichte  von  lästigen  Formen  und  hohen 
Gebühren  zu  befreien.  Auch  liegt  die  Gefahr  sehr  ferne,  dass  die 
staatlichen  Interessen  durch  eine  direkte  Korrespondenz  beeinträchtigt 
würden. 
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Anmerkung. 

Das  zürcherische  Prozessgesetz  bestimmt: 

§  124.  In  der  Regel  findet,  sofern  nicht  Bandesgesetze  oder  Staatovertrftge 
etwas  anderes  festsetzen,  auch  der  Verkehr  mit  auswärtigen  Gerichtsstellen  direkt 
statt.  Die  unteren  Instanzen  haben  jedoch  in  zweifelhaften  Fällen  die  Weisung 
ihrer  Oberbehorde  einzuholen. 

§  125.  Die  Korrespondenz  mit  dem  Bundesrate  und  mit  den  Regierungsbe- 
hörden anderer  Kantone  oder  fremder  Staaten  wird  Torbehältlich  besonderer  Staats- 
Tertrage  durch  den  Regierungsrat  yermittelt. 


§  24.    Der  Verkehr  zwischen  den  internationalen  Behörden  auf 

Grund  der  Haager  Obereinicunft. 

I.  Grundsätzlich  ist  der  diplwnatische  Verkehr  statuiert  worderiy 
aber  immerhin  in  der  Meinung,  dass  der  unmittelbare  Verkehr,  soweit 
er  schon  besteht,  weiter  zulässig  sein  soll. 

■ 

Es  ist  auf  folgende  Bestimmungen  zu  verweisen: 

1.  BetrefFend  die  Mitteilung  gerichtlicher  oder  aussergerichtlicher 
Urkimden.     Art.  1  sagt: 


La  transmission  se  fera  par 
la  Yoie  diplomatique,  k  moins 
que  la  communication  directe  ne 
seit  admise  entre  les  autorites 
des  deux  Etats. 

Art.  4  bestimmt: 

Les  dispositions  des  articles 
qui  pr^c^dent  ne  s'opposent  pas 

V^  ä  la  facult6  d'adresser 
directement,  par  la  voie  de  la 
poste,  des  actes  aux  int6reBs6s 
se  trouTant  k  Tetranger; 

2^  k  la  facult6  pour  les  in- 
t^ress^s  de  faire  faire  des  sig- 
nifications  directement  par  les 
soins  des  officiers  minist^riels 
QU  des  fonctionnaires  comp^tents 
du  pays  de  destination; 


Die  Übermittelung  erfolgt 
auf  diplomatischem  Wege,  es 
sei  denn,  dass  der  unmittelbare 
Geschäftsverkehr  zwischen  den 
Behörden  der  beiden  Staaten 
zugelassen  ist. 

Die  Bestimmungen  der  vor- 
aufgehenden Artikel  schliessen 
nicht  aus: 

1.  dass  Urkunden  den  im 
Auslande  befindlichen  Beteilig- 
ten unmittelbar  durch  die  Post 
zugesandt  werden; 

2.  dass  die  Beteiligten  die  Zu- 
stellung unmittelbar  durch  die- 
jenigen Gerichtsvollzieher  oder 
sonstigen  Beamten  vornehmen 
lassen,  die  in  dem  Lande,  wo 
die  Zustellung  erfolgen  soll,  hie- 
fiir  zuständig  sind; 
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3^  k  la  facult^  pour  chaque 
Etat  de  faire  faire  par  les  soins 
de  ses  agents  diplomatiques  ou 
consulaires,  les  significations 
destin^es  a  T^tranger. 


3.  dass  jeder  Staat  die  in 
einem  andern  Staate  zu  bewir- 
kenden Zustellungen  yermittelst 
seiner  diplomatischen  oder  kon- 
sularischen Yertreter  Yomehmen 
lässt. 
Dans  chacun  de  ces  cas,  la  Die  in  diesen  FäUen  vorge- 
facult6  pr6vue  n'existe  que  sijSehenen  Zustellungsarten  sind 
les  lois  des  Etats  int^ress^s  ou  •  jedoch  nur  insoweit  statthaft, 
les  Conventions  interrenues  entre  als  es  den  Gesetzen  der  betei- 
eux  Tadmettent.  ligten  Staaten  oder  den  zwischen 

ihnen  bestehenden  Vereinbarun- 
gen entspricht. 

2.  betreffend  die  Ersuchungsschreiben.     Art.  6  sagt: 


La  transmission  des  com- 
missions  rogatoires  se  fera  par 
la  Yoie  diplomatique,  k  moins 
que  la  communication  directe 
ne  soit  admise  entre  les  auto- 
rit6s  de  deux  Etats. 


Die  Übermittelung  der  Er- 
suchungsschreiben erfolgt  auf 
diplomatischem  Wege,  es  sei 
denn,  dass  der  unmittelbare 
Geschäftsyerkehr  zwischen  den 
Behörden  der  beiden  Staaten 
zugelassen  ist. 

n.  Unter  diesen  Umständen  bleiben  z.  B.  die  von  der  Schweiz  ab- 
geschlossenen Staatsverträge,  durch  welche  ein  direkter  Verkehr  vorge^ 
sehen  ist,  weiter  in  Kraft. 

Ein  direkter  Yerkehr  ist,   wie  schon   in  §  23  ausgeführt,  statthaft 

a)  mit  Österreich, 

b)  mit  Italien, 

c)  mit  Deutschland.  Die  zwischen  der  Schweiz  und  dem  deutschen 
Reiche  ausgetauschten  Erklärungen  betreifend  den  unmittelbaren  Ge- 
schäftsverkehr zwischen  den  beiderseitigen  Gerichtsbehörden  von  1878 
(N.  F.  III^  S.  661  und  662)  lauten  allerdings  etwas  unbestimmt  und 
es  fragt  sich,  ob  sie  nach  der  Annahme  der  Haager  Übereinkunft  noch 
als  reserviert  anzusehen  seien.  Die  Frage  ist  aber  zu  bejahen.  Es  wird 
weder  in  Art.  1  noch  in  Art.  4  noch  in  Art.  6  ein  Staatsvertrag  ge- 
fordert. In  Art.  4  werden  bezüglich  der  Mitteilung  von  Urkunden  die  schon 
bestehenden  „  Vereinbarungen **  (Conventions)  vorbehalten.  Die  deutsch- 
schweizerische  „Erklärung"  fallt  auch  darunter. 

Anmerkung. 
Laut  Kreisschreiben   des   Bundesrates   an   Bämtliche   Kantonsregieningen  vom 
18.  Juni  1903   (B.  B.  1903  III,    S.  597)   ist  es   im   Verhältnisse   mit  dem  deutsdhen 
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Reiche  auf  Grund  des  Art.  12  und  14  des  deutHch-Bchweizerischen  Auslieferungs- 
Tertrages  und  dea  Übereinkommens  vom  I./IO.  Dezember  1878  gestattet,  die  Ersuchen 
um  Erteilung  Ton  StrafregisterauszQgen  direkt  (ohne  Beschreitung  des  diplomatischen 
Verkehrs)  zu  stellen.^ 

§  25.    Die  Retorsion  und  die  Repressalien  im  Civilprozesse. 

Walker,  a.  a.  O.  8.  27. 

I.  Detn  Staate  steht  das  Recht  zu,  unter  ganz  besonderen  Umständen 
die  Ausübung  der  Retorsion  zu  veranlassen  oder  Repressalien  vorzu- 
nehmen, wenn  seine  Angehörigen  in  ihren  ciinlprozessualischen  Rechten 
vom  Auslande  gröblich  hintangesetzt  werden  sollten. 

1.  Man  unterscheidet: 

a)  Retorsion,  d.  h.  die  gleiche  Beantwortung  einer  von  einem  Staate 
verwendeten  Unbilligkeit  durch  einen  andern  Staat  (idem  per 
idem). 

h)  Repressalien,  d.  h.  die  Anwendung  eines  Zwangsmittels,  das 
darin  besteht,  dass  gegenüber  einem  Staat  eine  gewalttätige 
Handlung  verübt  oder  ein  Schaden  zugefugt  wird,  um  das  Auf- 
hören eines  von  ihm  begangenen  Unrechtes  und  Schadens  zu 
erzwingen. 

Die  beiden  Schutzmittel  bilden  indessen  nur  eine  Art  von  Sicher- 
heitsventil gegen  gröbliche  Rechtsverletzungen. 

2.  Es  ist  am  richtigsten,  wenn  die  Gesetzgebung  zum  voraus  der 
Exekutive  eine  bedingte  Kompetenz  einräumt,  das  im  einzelnen  Falle 
Geeignete  zu  veranlassen.  Wenn  dann  von  der  Fakultät  Gebrauch 
gemacht  wird,  so  nimmt  die  politische  Anordnung  den  Charakter  einer 
Rechtsnorm  an,  an  welche  alle  Behörden  und  Beteiligten  gebunden  sind. 

3.  Es  gibt  viele  Staaten,  in  denen  eine  ausdrückliche  Rechts- 
norm fehlt.     Dahin  gehört  auch  die  Schweiz. 

Allein   die  Berechtigung  ist  eine   solche   des  ungesetzten  Rechts. 

Was  die  Schweiz  anbetrifft,  so  könnten  die  Repressalien  (und  die 
Retorsion)  nur  vom  Bundesrate  angeordnet  werden.  Ihm  steht  die 
Wahrung  der  Interessen  der  Eidgenossenschaft  nach  aussen  wie  nament- 
lich der  völkerrechtlichen  Beziehungen  zu  (Art.  102,  No.  8  B.-V.). 

II.  Einzelne  Staaten  haben  ein  ausdrücklichesVergeltungsrecht  statuiert. 

1.  Nach  der  österreichischen  Jurisdiktionsnorm  kann  Retorsion  ge- 
übt werden  in  folgenden  Fällen  (v,  Canstein,  in  dem  Werke  von  Leske 
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und    Löwenfeld,    Die    Rechtaverfblgung    im    internationalen   Verkehr, 
Dritter  Band,  Teil  I,  S.  12  und  13): 

a)  hinsichtlich  der  Rechtshilfe,  wenn  es  an  der  Gegenseitigkeit 
fehlt  (§  38); 

b)  hinsichtlich  der  Gerichtsstände,  Wenn  nämlich  ein  Österreicher 
im  Auslande  gezwungen  wird,  bei  einem  bestimmten,  in  Öster- 
reich nicht  bekannten  ausländischen  Gerichtsstande  Recht  zu 
nehmen,  so  ist  der  betreffende  Ausländer  auch  in  Österreich 
gehalten,  vor  einem  gleichen  Gerichtsstande   Recht  zu  nehmen 

(§  101); 

c)  hinsichtlich  der  Beweiskraft  öffentlicher  Urkunden,  wenn  die  in 
Österreich  errichteten  öffentlichen  Urkunden  in  einem  andern 
Staate  nicht  als  solche  anerkannt  werden  (§  293  C.  P.  O.) ; 

d)  hinsichtlich  der  Anerkennung  der  materiellen  Rechtskraft  aus- 
ländischer Urteile,  wenn  diese  im  Auslande  den  österreichischen 
Urteilen  versagt  wird  (a.  a.  0.). 

2.  In  der  deutschen  C.  P.  0.  gibt  es  kein  allgemeines  Prinzip 
prozessrechtlicher  Retorsion.  Nur  durch  die  Reichsstaatsgewalt  könnte 
sie  als  zulässig  erklärt  werden.  Aber  auch  hier  ist  darauf  hinzuweisen, 
dass  der  Grundsatz  der  Reziprozität  eine  Schutzwehr  gewährt.  Diese 
Voraussetzung  ist  statuiert 

o^   in  §  110  Nr.  1  (Sicherheit  für  die  Prozesskosten), 

b)  in  §  114.2  (Armenrecht), 

c)  in  §  723  und  §  328  Nr.  5  (Urteilsvollstreckung). 

§  39  des  deutschen  Entwurfes  über  internationales  Privatrecht 
enthielt  folgende   Bestimmung: 


Sind  in  einem  Staate  Ange- 
hörige des  Deutschen  Reichs 
kraft  Rechtens  schlechter  ge- 
stellt, als  die  Einheimischen,  so 
kann  unter  Zustimmung  des 
Bundesrates  durch  Anordnung 
des  Reichskanzlers  bestimmt 
werden,  dass  gegen  die  Ange- 
hörigen dieses  Staates  und  die 
Rechtsnachfolger  derselben  ein 
Vergeltung8recht  zur  Anwen- 
dung gebracht  werde. 


Sind  in  einem  Staate  Deutsche 
kraft  des  Gesetzes  schlechter 
gestellt  als  die  Staatsangehö- 
rigen, so  kann  unter  Zustim- 
mung des  Bundesrates  durch 
Anordnung  des  Reichskanzlers 
bestimmt  werden,  dass  gegen 
die  Angehörigen  dieses  Staates 
und  die  Rechtsnachfolger  der- 
selben ein  Yergeltungsrecht 
zur  Anwendung  gebracht 
werde. 


I 
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Art.  31  E.  G.  zum  B.  G.  B.  bestimiDt: 

Uoter  Zustimmong  des  Bundesrates  kann  durch  Anordnung 
des  Reichskanzlers  bestimmt  werden,,  dass  gegen  einen 
ausländischen  Staat  sowie  dessen  Angehörige  und  ihre  Rechts- 
nachfolger ein  Yergeltungsrecht  zur  Anwendung  gebracht  wird. 

Die  im  E.  G.  zum  B.  G.  B.  yorgesehene  Retorsion  kann  auch 
im  Civilprozessrecht  Anwendung  finden,  obwohl  die  Rechtsnorm  nicht 
ausdrücklich  von  einer  prozessualischen  Retorsion  spricht. 

§  5.2  der  deutschen  Eonk.-Ordg.  sieht  das  Yergeltungsrecht  für 
die  darin  geordnete  Materie  ausdrücklich  yor.  Die  Norm  ist  mit  Art.  31 
E.  G.  zum  B.  G.  B.  in  Einklang  gebracht  worden. 

Ein  „Vergeltungsrecht*  ist  femer  yorgesehen  im  deutschen  Patent- 
gesetz §  12.2. 

Anmerkung. 
Der  Eadsationshof  von  Mailand  führte  1879  in  einem  Urteile  aus :  Le  droit 
de  retorsion  ou  de  repr^sailles  n^est  pas  et  ne  peut  pas  6tre  un  titre  ou  un  principe 
rationnel  de  droit  ou  de  comp6tence.  11  n'a  6t^  admis  que  pour  prot6ger  le  citoyen 
d'un  6tat  contre  le  traitement  injuste  auquel  il  pourrait  ^tre  expoB4  dans  un  autre 
6tat;  mais  il  est  d^sormais  reconnu  qull  est  peu  propre  k  atteindre  ce  but  de  pro- 
tection. En  effet  il  rend  plus  ftpres,  loin  de  les  adoucir,  les  sentiments  de  d^fianoe, 
de  Jalousie  ou  dliostilit^  dans  lesquels  malheureusement  les  peuples  ont  et6  61ey6s. 
C'est  pourquoi  la  doctrine  et  la  jurisprudence  s^accordent  aujourd'hui  k  le  restreindre 
dans  les  Hmites  de  la  n^cessite  la  plus  rigoureuse  (Journal  YIII,  1881,  p.  438). 

§  26.    Die  Vollmacht  zur  ProzessfUhrung  und  die  mit  der 
letztem  zusammenhängenden  Rechtsfolgen. 

y.  Bar  £1,  8.  895. 

I.  Die  Frage,  ob  eine  Prozessvollmacht  von  einer  auswärtigen  Partei 
korrekt  ausgestellt  sei,  richtet  sich  nach  der  lex  fori. 

1.  Es  gilt  nicht  der  Grundsatz:  locus  regit  actum.  Denn  wenn  das 
Prozessgericht  bestimmte  Vorschriften  über  die  Vollmacht  aufstellt,  so 
sind  sie  als  obligatorisch  anzusehen. 

2.  Wenn  also  die  lex  fori  z.  B.  eine  amtliche  Beglaubigung  der 
Unterschrift  des  Vollmachtgebers  oder  sonstige  weitere  Formalitäten 
verlangt,  die  im  Staate  des  Vollmachtgebers  nicht  bestehen,  so  kommt 
es  auf  die  Vorschriften  an,  die  im  Staate  des  Ortes  existieren,  wo  der 
Prozess  geführt  wird. 

3.  Die  lex  fori  entscheidet  ferner  darüber,  ob  die  Prozessvoll- 
macht telegraphisch  erteilt  werden  kann  (Meili,  Das  Telegraphenrecht, 
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2.  Aufl.,  S.  84).  Das  D.  R.  G.  44,  S.  369/370,  hat  die  Frage  bejaht. 
In  Finnland  sind  telegraphische  YoUmachten  nicht  zulässig  (Leske  und 
Löwenfeld,  Die  Rechtsverfolgung  im  internationalen  Verkehr  11,  S.  941, 
Anm.  2).  In  Russland  können  telegraphisch  nur  solche  Anträge  gestellt 
werden,  die  auch  mündlich  zulässig  wären.  Telegraphische  Gesuche 
um  Yerschiebung  eines  Termines,  um  Inhibierung  der  Exekution  sind 
zulässig,  dagegen  die  Appellation  durch  telegraphische  Depesche  nicht 
(Leske  und  Löwenfeld,  a.  a.  O.  11,  S.  573,  Note  1). 

II.  Auch  die  rechtliche  Bedeutung  der  Prozessvollmacht  unterliegt 
dem  gleichen  Principe. 

1.  Der  Aussteller  weiss,  dass  die  Vollmacht  an  dem  Prozessge- 
richte ihre  Wirksamkeit  entfalten  muss,  und  es  ergibt  sich  daraus, 
dass  nur  kraft  eines  diesem  Rechte  entsprechenden  Aktes  rechtsgültig 
durch  einen  Dritten  gehandelt  werden  kann.  Die  Vollmacht  ist  ein  sehr 
wichtiger  Akt  für  den  Aussteller,  für  die  Gegenpartei,  für  das  Gericht, 
und  alle  Beteiligten  müssen  nach  dem  Gesagten  davon  ausgehen,  dass 
sie  den  Gesetzen  des  Prozessorts  entspreche.  Wenn  also  ein  zürche- 
rischer Einwohner  einen  Givilprozess  in  Wien  führen  will,  so  muss 
die  ProzessYoUmacht  dem  österreichischen  Rechte  entsprechen. 

2.  Der  Umfang  und  die  Tragweite  der  Vollmacht  (Prozessführung, 
Inkassobesorgung,  Antrag  auf  Eröffnung  des  Eonkurses)  richtet  sich  dem- 
gemäss  nach  der  lex  fori. 

III.  Die  Postulationsfähigkeit  richtet  sich  nach  der  lex  fori. 

1.  Unter  der  Postulationsfahigkeit  ist  die  Fähigkeit  einer  Partei 
zu  verstehen,  in  prozessualisch  rechtsgültiger  Weise  Anträge  zu  stellen, 
Eingaben  abzufassen,  zu  plädieren.  Bezüglich  des  Begriffs  ist  hinzu- 
weisen auf  1.  1,  §  2  de  postulando  3,  1:  Postulare  est  desiderium 
suum,  vel  amici  sui  in  jure  apud  eum,  qui  jurisdictioni  praeest,  expo- 
nere,  vel  alterius  desiderio  contradicere. 

2.  Besonders  wichtig  ist  hier  der  Anwaltszwang.  In  Deutschland 
haben  das  jus  postulaudi  alle  prozessfähigen  Personen  vor  dem  Amts- 
gericht, im  Anwaltsprozesse  dagegen  nur  die  zugelassenen  Rechtsanwälte. 

3.  Die  Gewährung  der  unentgeltlichen  Verbeiständung  richtet  sich 
nach  der  lex  fori. 

IV.  Die  Haftpflicht  für  die  Gerichtskosten  und  die  Kosten  der 
andern  Partei  richtet  sich  ausschliesslich  nach  der  lex  fori. 
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1.  Die  Eostenersatzpflicht  ruht  auf  dem  Prozessrecht  und  niclit 
auf  dem  Civilrecht.  Sie  ist  bedingt  durch  ihre  Fixierung  im  urteile. 
Ihr  liegt  der  prozessualische  Gedanke  zugrunde,  dass  der  Sieg  der 
gewinnenden  Partei  kein  vollständiger  wäre,  wenn  er  nur  durch  das 
Opfer  von  Kosten  zu  erlangen  wäre,  dass  es  Aufgabe  des  Prozesses 
ist,  das  Recht  nicht  nur  teilweise,  sondern  ganz  zu  verwirklichen,  es 
daher  zu  verwirklichen  [unter  Festsetzung  der  Eostenerstattungspflicht 
(Eohler,  Der  Prozess  als  Rechtsverhältnis.  Prolegomena  zu  einem  Sy- 
stem des  Givilprozesses,  S.  81).  Es  kommt  darnach  nicht  auf  eine 
Verschuldung  an.  Die  Haftpflicht  für  die  Gerichtskosten  ruht  vollends 
auf  dem  öffentlichen  Rechte. 

2.  Statuiert  das  Prozessrecht  eine  solidare  Haftpflicht  der  Litis- 
konsorten,  so  ist  diese  entscheidend. 

8.  Die  im  Prozesse  zur  Deckung  der  Eosten  als  Prozesskaution 
eingegangene  Bürgschaft  richtet  sich  ausschliesslich  nach  der  lex  fori. 
Sie  muss  dem  Rechte  entsprechen,  das  da  gilt,  wo  der  Prozess  gefährt 
wird.  Diese  spezielle  Stellung  der  Prozessbürgschaft  im  Gegensatze 
zu  der  gewöhnlichen  Bürgschaft  (Meili,  Handbuch  II,  S.  42—45)  ist 
zu  beachten.  In  diesem  Sinne  spricht  sich  auch  Pasquale  Fiore,  Diritto 
internazionale  private,  3.  ed.  III,  No.  1236  (p.  287)  aus;  denn  er  sagt: 
la  fideiussione  giudiziale  deve  essere  governata  dalle  regele  relative 
alFordine  del  giudizio,  ordinatoria  litis. 

V.  Die  Haftpflicht  für  ein  allfällig  arglistiges  oder  fahrlässiges 
Prozessieren,  somf"  für  die  Auswirkung  anormaler  Massregeln  richtet 
sich  nach  dem  gleichen  Prinzip, 

1.  Man  muss  allerdings  davon  ausgehen,  dass  jeder  befugt  ist,  ein  ver- 
meintliches Privatrecht  der  Eognition  der  Gerichte  zu  unterbreiten.  Allein 
es  gibt  eine  Schranke.  Im  Prozesse  handelt  arglistig  oder  fahrlässig  der- 
jenige, der  sich  nach  Lage  der  Umstände  bewusst  war  oder  bewusst  sein 
musste,  dass  ihm  ein  Anspruch  in  Wirklichkeit  nicht  zustehe.    Ygl.  auch 

1.  13  §  3  de  injuriis  et  famosis  libellis,  47,  10. 

Si  quis  per  injuriam  ad  tribunal  alicujus  me  interpellaverit 
vexandi  mei  causa,  potero  injuriarum  experiri. 

Dies  ist  der  Fall  des  plaideur  temeraire.  Die  Haftpflicht  richtet  sich 
nach  dem  Rechte  des  Orts,  an  welchem  ein  solcher  Prozess  geführt  wird. 

2.  Eine  Haftpflicht  kann  namentlich  auch  entstehen  durch  die  blosse 
Tatsache,  dass  ein  Arrest  ausgewirkt  wird,  der  nachher  als  unbegründet 
erklärt  wird.     Vgl. : 

Meili,  Intematloiiiüet  Cirllprosestrecht.  9 
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a)  §  945,  D.  C.  P.  0. 

b)  Art.  273,  B.  G.  Seh.  u.  K. 

Nach  dem  am  Gerichtsorte  massgebenden  Rechte  ist  auch  die 
Frage  zu  entscheiden,  ob  ein  tort  moral  vergütet  werden  muss. 

Anmerkungen. 

1.  Die  Gesetze  enthalten  in  der  Regel  keine  speziellen  Vorschriften  über  die 
Art  der  Beglaubigung  ausländischer  Urkunden.  Unter  diesen  Umständen  ist  der 
Bichter  frei,  nach  den  jeweiligen  Verhältnissen  zu  entscheiden. 

2.  §  257  der  0.  P.  O.  des  Kantons  Zürich  bestimmt: 

Mit  Ausnahme  des  Ehemannes,  welcher  seine  Ehefrau  und  des  Vaters, 
welcher  seine  minderjährigen  Kinder  vertritt,  bedarf  jede  Person,  welche 
für  einen  andern  ohne  dessen  Anwesenheit  gerichtliche  Handlungen  Tor- 
nehmen  will,  einer  schriftlichen  und  nötigenfalls  beglaubigten  Vollmacht 
Dieselbe  kann  auch  mündlich  zu  Protokoll  erklärt  werden. 

3.  §  72  des  Gesetzes  über  das  CiTÜrechtsverfahren   des  Kantons  Luzem  sagt: 

(ProzessTollmacht.)  Wer  fUr  eine  Partei  als  Bevollmächtigter  auftreten  will, 
oder  wer  zur  Führung  eines  Prozesses  die  Zustimmung  anderer  Personen 
bedarf,  muss  sich  mit  einer  amtlich  beglaubigten  Vollmacht  ausweisen,  welche 
am  Protokolle  vorzumerken  ist. 
Das  Obergericht  des  E^ntons  Luzem  sprach  in  der  Sache  Frau  Rumpe  gegen 
Müller  in  Gotha,  4.  Juli  1903,  aus : 

dass  auf  der  klägerischen  Prozessvoilmacht  die  Unterschrift  des  Klägers 
durch  den  Polizeikommissär  von  Gotha  namens  des  PoUzeibureau  und  im 
Auftrage  des  dortigen  Stadtrates  unter  Beifügung  des  Timbre  der  letztern 
Behörde  legalisiert  ist  und  hiebei  allerdings  die  Bescheinigung  einer  hQhern 
deutschen  Verwaltungsstelle,  dass  der  betreffende  Beamte  zur  Vornahme 
solcher  Beglaubigungen  legitimiert  sei,  ebenso  wie  eine  Beglaubigung  seitens 
dor  schweizerischen  Gesandtschaft  beim  deutschen  Reiche  fehlt ; 
dass  aber,  nachdem  §  72  des  C.  R.  V.  für  die  Prozessvollmacht  ein  weiter- 
gehendes Erfordernis  als  dus  der  amtlichen  Beglaubigung  nicht  aufstellt, 
nach  hierortigem  Ermessen,  die  von  einer  ausländischen  Behörde  ausge- 
stellte Vollmacht  vom  Richter  dann  als  hinreichend  angesehen  werden  darf, 
wenn  kein  Anlass  besteht,  an  der  Zuverlässigkeit  der  Legalisation  zu  zweifebi 
und  die  Berechtigung  zur  Vertretung  aus  der  Aktenlage  überhaupt  sich 
ergibt ; 

dass  im  gogobeuen  Falle  für  die  Annahme,  als  hätte  der  betreffende  Beamt« 
einer  unberechtigten  Amtshandlung  sich  schuldig  gemacht,  irgendwelche 
Anhaltspunkte  nicht  vorhanden  sind,  anderseits  die  Bevollmächtigung  des 
klägeriftchen  Anwaltes  durch  die  von  ihm  produzierten  anderweitigen  Akten 
ausgewiesen  ist,  die  Beklagte  selbst  übrigens  die  gleiche  gegnerische  Voll- 
macht im  vorausgegangenen  Rochtsöffnungs-  und  Vollstreckungsverfahren 
unangefoc.hton  gelassen  hat. 

4.  In  England  besteht  ein  Gesetz  gegen  die  vexatorische  Anhebung  von 
Prozessen.  Dies  ist  das  Gesetz  betitelt:  The  vexatious  actions  act  von  1896.  Es 
bestimmt  (vgl.  Annuaire  de  legishition  otrangere  XXVI,  p.  51)  folgendes: 
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Art.  L  II  sera  permis  k  Tattorney  geaeral  de  demauder  k  la  Haute-Cour 
de  rendre  eii  vertu  da  pr^seafc  aot,  uae  ordonaaaoe  dans  le  but  suivant : 
tt^il  justifie  qu^une  peraonue  intente  habitaellement  et  arec  persistance  des 
proc^  vexatoires  sans  motif  raisoanable  devant  la  Haute-Cour  ou  derant 
une  Cour  inferieare,  oontre  la  mdme  personne  ou  oontre  des  personnes 
difftdrentes,  la  Cour  pourra,  apr^s  av^oir  entendu  cetie  personne,  ou  FaToir 
mise  iL  m6me  de  se  faire  entendre  et  loi  aroir  d^8ign6  un  conseil  dans  le 
cas  oik  ses  ressources  p^cuniaires  ne  lui  permettraient  pas  d^en  choisir  un, 
d6fendre  iL  la  dite  personne  dUntenter  aucun  proc^s  devant  la  Haute-Cour 
ou  toute  autre  Cour,  avant  d^avoir  obtenu  de  la  Haute-Cour  ou  d'un  juge 
de  la  Haute-Cour  une  autorisation  qul  ne  lui  sera  accord^e  que  si  eile 
justifie  qu^elle  ne  fait  pas  une  procedure  abusive  et  quMl  j  a,  k  premi^re 
Yue  mati^re  k  proo^s.  Une  copie  de  chaque  ordonnance  sera  publice  dans 
la  Gazette  de  Londres. 
Art,  2.    Cet  act  ne  s'appüquera  ni  k  TEcosse  ni  k  Tlrlande. 

Später  wurde  di3  Gesetz  auch  in  Schottland  angenommen  (Aunuaire  XKATIII, 
p.  25).  Dieses  Gesetz  bildet  die  denkbar  schärfste  Antithese  zu  der  Schrift  von  Jhering, 
Der  Kampf  ums  Recht,  in  der  ausgeführt  wird,  es  sei  eine  Pflicht  gegen  sich  selbst 
und  gegen  den  Staat,  an  seinem  Rechte  festzuhalten  und  es  durchzukämpfen. 

.5.  Unter  denjenigen  Personen,  welche  fftr  andere  nicht  postulieren  konnten, 
führt  das  römische  Recht  auch  die  Frauen  auf.  Als  Grund  wurde  angegeben :  ne 
contra  pudicitiam  sexui  congruentem  alienis  oausis  se  immisceant,  ne  virilibus  officiis 
fungantur  muliores  (1.  1,  §  5  de  postulaudo  3,  1).  Die  Anschauungen  darüber  haben 
sich  gründlich  geändert :  es  gibt  in  Frankreich  und  in  der  Schweiz  und  vollends  in 
Nordamerika  einzelne  weibliche  Advokaten. 

6.  Der  Bundesrat  machte  Erhebungen  bei  den  schweizerischen  Kautonen 
darüber,  ob,  und  eventuell  unter  welchen  Bedingungen,  es  den  fremden  Konsuln  in 
der  Schweiz  nach  den  kantonalen  Prozessordnungen  zustehe,  ihre  Landsleute  vor 
den  Gerichten  der  Kantone  in  Civil-  und  Strafprozessen  zu  vertreten  und  an  die- 
selben namens  der  Angehörigen  des  Landes,  dessen  Repräsentant  sie  sind,  Eingaben 
zu  richten,  denen  von  don  Gerichten  Folge  gegeben  wird.  Das  Resultat  der  Er- 
hebungen ist  folgendes  (B.  B.  1895  II,  S.  167  und  168): 

1.  In  den  Kantonen  Uri,  Schwyz,  Ob-  und  Nidwaiden,  Glarus,  Zug,  Baselstadt, 
Baselland,  Schaffhausen,  Appenzell  A.-Rh.  und  I.-Rh.,  St.  Gallen,  Grau- 
bünden,  Wallis  können  die  Konsuln  ihre  Landesangehörigen  vor  den 
Gerichten  vertreten  und  damit  auch  Eingaben  („Petitionen*^)  an  die  letztern 
richten. 

2.  In  den  Kantonen  Zürich,  Bern,  Luzern,  Freiburg,  Solothurn,  Aargau,  Tessin, 
Waadt,  Neuenburg,  Genf  ist  dies  nicht  gestattet,  indem  jene  Befugnis  nur 
den  Aktivbürgern  oder  patentierten  Anwälten  eingeräumt  ist. 

Diese  Erhebung  wurde  veranlasst  auf  Anregung  eines  schweizerischen  Konsulats 
in  Russland. 

Art.  10  des  Niederlassungs Vertrages  zwischen  Russland  und  der  Schweiz  von 
1872,  A.  Slg.  XI,  8.  390,  bestimmt  in  Abs.  1 : 

Die  russischen  Konsularbeamten  in  der  Schweiz  und  die  sohweizc^rischen  in 
Russland   geniessen,   unter  Vorbehalt   der  Reziprozität,  alle  Vorrechte,  Be- 
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fugnisse,  Freiheiten  und  Immunitäten,  welche  den  Konsularbeamten  des 
nämlichen  Grades  der  meistbegünstigten  Nation  gewährt  sind  oder  in  Zukunft 
gewährt  werden  könnten. 

Damach  können  sich,  wie  der  Bundesrat  a.  a.  O.  ausfuhrt,  die  schweizerischen 
Konsuln  in  Russland  auf  Art.  10,  AI.  1,  des  zitierten  Vertrages  bloss  dann  stützen, 
wenn  Schweizerbtirger  in  Betracht  kommen,  die  der  ersteren  Kategorie  von  Kantonen 
angehören ;  denn  nur  deren  Gesetzgebung  lässt  eine  Reziprozitfttszusicherung  zu, 
wie  sie  die  erwähnte  Yertragsbestimmung  vorsieht. 


§  27.   Die  Rechtsstellung  der  prozessualischen  Vertreter  und 

speziell  der  Advokaten. 

I.  Es  kommt  hinsichtlich  der  Rechte  und  Pflichten  der  Vertreter 
und  Advokaten  auf  das  am  Gerichtsorte  geltende  Recht  an. 

Insbesondere  entscheidet  dasselbe: 

1.  über  die  Art  und  den  Umfang  der  Haftpflicht  für  nachlässige 
Führung  des  Prozesses,  für  Yersäumnisse,  für  Unkenntnis  der  Formalien ; 

2.  über  die  Verjährung  der  Rechtsansprüche; 

3.  über  ein  Retentionsrecht  an  den  Akten; 

4.  über  die  sog.  Deserviten.  Bestehen  am  Gerichtsorte  gesetzliche 
Taxen,  so  sind  diese  entscheidend.  In  dieser  Beziehung  ist  z.  B.  auf  die 
deutsche  Gebührenordnung  für  Rechtsanwärlte  Y9n  1879  in  der  Fassung 
von  1898  zu  verweisen.  Da,  wo  gesetzliche  Taxen  bestehen,  ist  in  der 
Regel  eine  vertragliche  Beredung  ungültig,  soweit  es  sich  um  ein  die 
Taxordnung  übersteigendes  Honorar  handelt.  Vgl.  aber  §  93  des  zi- 
tierten deutschen  Gesetzes. 

Das  Recht  des  Gerichtsortes  ist  ferner  massgebend  für  die  Frage, 
ob  ein  Rechtsanwalt  sich  von  seinem  Klienten  einen  Teil  (einen  ge- 
wissen Prozentsatz)  des  Streitobjektes  versprechen  lassen  dürfe  (pac- 
tum de  quota  litis).  Ist  dies  darnach  zulässig,  so  kommt  natürlich 
vollends  darauf  nichts  an,  dass  am  Orte  des  Vollmachtgebers  eine  Taxen- 
ordnung besteht. 

Nach  dem  Rechte  des  Gerichtsorts  ist  ferner  die  Frage  zu  ent- 
scheiden, ob  eine  besondere  Erkenntlichkeit  ftir  den  Fall  des  Sieges 
(palmarium)  rechtsgültig  versprochen  werden  könne.  Immerhin  könnte 
hier  der  Richter  des  Vollmachtgebers  finden,  ein  solches  Versprechen 
sei   vom  Standpunkte   der  guten   internationalen   Sitten   nicht  klagbar. 

II.  Ein   am  Prozessorte    allfällig   bestehendes  Taxatiofis-   oder  Mo- 
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deratiansverfahren  des  erkennenden   Richters  bezüglich  der  Advokatur- 
gebühren ist  für  den   Vertreter  wie  für  den   Vertretenen  massgebend. 

1.  In  dieser  Beziehung  ist  z.  B.  zu  verweisen  auf 

a)  ein  französisches  Urteil  (Journal  1887  XIV,  S.  614—616): 

qua  d'aprös  les  principes  mdmes  de  la  loi  fran^aise  c'est 
aux  juges  deyant  lesquels  des  frais  ont  6t6  faits  qu'il  appartient 
de  statuer  sur  la  demande  relative  k  ses  frais. 

que  A.  et  consorts,  en  saisissant  les  tribunaux  anglais,  se 
sont  donc  implicitement  soumis  pour  la  r6glementation  des  frais  de 
justice  occasionn^s  pour  ce  d^bat  aux  usages,  sinon  en  Angleterre, 
en  semblable  matiöre  et  k  la  juridiction  de  ces  mdmes  tribunaux. 

In  diesem  Falle  wurde  auch  die  in  England  zulässige  Zitation 
durch  Private  gegenüber  einem  französischen  Einwohner  als  ge- 
nügend erklärt. 

b)  §  34  der  deutschen  Civilprozessordnung : 

Für  Klagen  der  Prozessbevollmächtigten,  der  Beistände,  der 
Zustellungsbevollmächtigten  und  der  Gerichtsvollzieher  wegen 
Gebühren  und  Auslagen  ist  das  Gericht  des  Hauptprozesses  zu- 
ständig. 

2.  In  der  Schweiz  ist  der  an  die  Spitze  gestellte  Grundsatz  auch 
anerkannt  worden  (A.  E.  IX,  8.  435): 

La  d6termination  des   vacations  faites  par  un  avocat  pour 

son  dient  et  la  fixation  de  ses  honoraires  se  trouvent  en  corr6- 
lation  intime  avec  le  litige  qui  a  donn6  naissance  k  la  liste  de 

frais,  en   ce  sens  que  le  juge  de  la  cause  est  seul   en  position 

d^exercer  un  contröle  efficace  k  cet  6gard  et  de  statuer  en  con- 

formit6  du  tarif  cantonal. 

Allein  gleichzeitig  wurde  scharf  betont,  dass,  abgesehen  von  der 
Legalität  und  dem  Quantitativ  der  Forderung  der  Advokaten,  eine  Strei- 
tigkeit darüber  (und  namentlich  über  Einreden  der  Zahlung,  Kompen- 
sation, Novation,  Verjährung)  am  Orte  des  Domizils  des  Klienten  aus- 
zutragen sei  (A.  E.  IX,  S.  435/6);  ferner  erklärte  das  Bundesgericht, 
die  Moderationssentenz  sei  kein  Urteil  im  Sinne  des  Art.  61  B.  Y. 
(A.  E.  XIV,  S.  411  u.  412). 

Anmerkungen. 

1.  Darin  allein,  dass  einem  Anwalt  der  Auftrag  erteilt  wird,  vor  einem  aus- 
wärtigen Gerichte  einen  Prozess  zu  führen,  kann  eine  |Prorogation  auf  den  dortigen 
Moderationsrichter  über  die  Frage  nicht  erblickt  werden,  ob  die  Forderung  des 
Anwalts  begründet  sei.  Das  schweizerische  Bundesgericht  hat  diesen  Satz  in  einem 
Falle  des  interkantonalen  Verkehrs  ausgesprochen  (A.  E.  XXVI,  1  T.,  S.  180/1). 
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2.  In  Nordamerika  ist  der  Vertrag  von  Klienten  mit  einem  Advokaten  alsreohts- 
beständig  erklärt  worden,  wonach  it  was  agreed  that  they  would  pay  him  for  his 
Services  25  per  cent,  or  one-quarter,  of  any  sum  or.eums  of  money  that  may  be 
reoeived  by  them  or  any  of  them  in  eettiement  of  the  claim  as  heirs  at  law  and  next 
of  kin  of  Said  deceased.    (Vgl.  Bd.  82,  1903,  New  York  Supplement,  pag.  606—509). 
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I.  Das  fremde  Privatrecht  uird  vcn  der  altern  Theorie  und  Ptaans 
und  auch  heute  noch  vielfach  ah  eine  res  facti  behandelt,  allein  mit 
Unrecht;  denn  das  Privatrecht  der  auswärtigen  Staaten  ist  ebenso  wie 
das  interne  als  ein  objektives  Privatrecht  anzusehen, 

1.  Es  wird  behauptet,  das  fremde  Privatrecht  sei  eine  Tatsache 
(res  facti)    und   es    sei    deswegen   im  Bestreitungsfalle  Beweis  darüber 
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zu  führen.    Auf  diesem  Standpunkte  stand  die  allgemeine  Gerichtsord- 
nung für  die  Preuss.  Staaten  (10.  Titel,  §  53): 

Wenn  über  ein  Oeschäft  gestritten  wird,  welches  nach 
fremden  Landesgesetzen,  die  der  Richter  zu  kennen  nicht  schul- 
dig ist,  beurteilt  werden  muss;  und  es  darauf  ankommt,  was 
diese  Gesetze  für  den  Torliegenden  Fall  eigentlich  yerordnen, 
so  muss  darüber,  so  wie  über  eine  andere  Tatsache,  Beweis  auf- 
genommen werden. 

Auch  jetzt  noch  gilt  dieser  Satz  in  Argentinien.  Vgl.  Art.  13  des 
Civilgesetzbuches  der  argentinischen  Republik,  welcher  bestimmt: 

La  aplicacion  de  las  leyes  es- 1  Die  Anwendung  der  fremden 
tranjeras,  en  los  casos  en  que  i  Gesetze  in  den  Fällen,  in  denen 
este  C6digo  la  autoriza,  nunca  sie  das  gegenwärtige  GFesetzbuch 
tendrä  lugar  sin6  d  solicitud  de  •  zulässt,  soll  immer  nur  auf  An- 
parte  interesada,  k  cuyo  cargo  suchen  der  interessierten  Partei 
serä  la  prueba  de  la  existencia  erfolgen,  welcher  der  Beweis 
de  dichas  leyes.  Esceptüanse ;  für  die  Existenz  der  genannten 
las  leyes  estranjeras  que  se  hi-  |  Gesetze  auferlegt  werden  soll, 
eieren  obligatorias  en  la  Repüb-  *  Ausgenommen  sind  diejenigen 
lica  por  convenciones  diplomati-  j  fremden  Gesetze,  welche  durch 
cas,  6  en  virtud  de  ley  especial.  |  Staatsverträge  oder  kraft  Spezial- 
gesetz in  der  Republik  verbind- 
lich erklärt  sind. 


Art.  997  des  Entwurfs  eines  Handelsgesetzbuches  f&r  das  König- 
reich Württemberg  (Stuttgart  1839)  schlug  unter  dem  allgemeinen 
Titel  ,)Yon  der  Anwendung  des  ausländischen  Rechts^  und  mit  dem 
speziellen  Titel  ^notwendiges  Anrufen  der  Partei"  folgende  Bestim- 
mung vor: 

In  denjenigen  Fällen,   wo  das  Gesetz  dem  Richter  erlaubt, 

das  ausländische  Recht  in  Anwendung  zu  bringen,  hat  dies  nur 
auf  Anrufen  der  Partei  zu  geschehen. 

Sie  ist  schuldig,  den  Beweis  zu    fQhren,   was  dieses  Recht 
bestimmt. 

In  den  Motiven  zu  diesem  Entwurf  (Stuttgart  1840)  wird  (S.  764) 
ausgeführt,  dass  die  Parteien  den  Beweis  darüber  leisten  müssten,  was 
das  ausländische  Recht  bestimmt.  Dann  fahren  die  Motive  fort,  na- 
türlich aber  werde  der  Richter  ihnen  denselben  nur  so  weit  auflegen, 
als  es  nötig  sei;  „also  z.  B.  nicht,  wenn  es  sich  um  einen  fran- 
zösischen Akt  handelt,  und  er  das  französische  Handelsgesetzbuch  kennt, 
über  den  einschlagenden  Inhalt.** 
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2.  Diese  Theorie  ist  von  den  altern  und  sogar  von  neuesten 
Schriftstellern  mit  aller  Schärfe  betont  worden.  Vgl. 

Langenbeck,  Die  Beweisführung  in  bürgerlichen  Rechtsstreitig- 
keiten, S.  88.  Er  führt  aus,  dass  das  Bestehen  eines  auswärtigen  Rechts- 
satzes ein  Faktum  sei  und  deshalb  von  der  Partei,  die  sich  darauf 
berufe,  bewiesen  werden  müsse.  Er  fügt  bei,  kein  Gesetz  sage,  dass 
eine  ex  officio  vorzunehmende  Feststellung  fremden  Rechts  geboten 
oder  auch  nur  gestattet  sei,  sie  würde  übrigens  gegen  die  Yerhand- 
lungsmaxime  Verstössen  und  gegen  die  ganze  Art  und  Weise,  wie 
Tatsachen  heutzutage  im  Prozesse  zur  richterlichen  Qewissheit  ge- 
bracht werden.  Ja,  Langenbeck  geht  (S.  91)  noch  weiter,  indem  er 
beifügt,  selbst  wenn  der  Richter  Kenntnis  der  fremden  Rechtssatzungen 
besässe,  würde  er  dennoch  nicht  ohne  AUegation  sie  zur  Anwendung 
bringen  dürfen. 

Oppenheim,  System  des  Völkerrechts  1845,  8.  381,  oponiert  zwar 
gegen  die  Wendung,  das  ausländische  Recht  gelte  nur  als  Tatsache, 
aber  nur  deswegen,  weil  ja  die  Existenz  des  inländischen  Rechts  auch 
eine  Tatsache  sei.  Allein  auch  Oppenheim  steht  auf  dem  Standpunkte, 
dass  der  Beweis  für  das  ausländische  Recht  geführt  werden  müsse 
und  dass  der  Richter  es  auch  dann  nicht  anwenden  dürfe,  wenn  er  es 
kenne:  „er  kennt  es  nicht  offiziell".  Oppenheim  hält  seine  Ansicht  in 
der  zweiten  Auflage  S.  316  fest. 

Foelix  I,  No.  18:  Nous  nous  bornerons  a  etablir  qu'il  y  a  des 
cas  oü  ils  (les  juges)  sont  tcnus  de  prononcer  suivant  ces  lois  etrangeres 
et  nous  disons  que  cela  peut  d'autant  moins  paraitre  extraordinaire, 
qu'en  realite,  dans  ce  cas,  les  tribunaux  decident  plutöt  une  question 
de  fait  qu'une  question  de  droit.  En  eff^et,  les  lois  itranghes  sont  des 
faits  par  rap)port  aux  juges  frangais;  c'est  ä  celle  des  parties  qui  les 
invoque  k  en  justifier. 

Henrico  La  Loggia,  La  esecuzione  delle  sentenze  straniere,  No.  181. 
Er  stellt  den  Satz  auf:  La  legge  straniera  deve  considerarsi  come  un 
fatto  qualsiasi,  indem  er  betont,  man  müsse  die  Anwendung  von  der 
Kenntnis  des  fremden  Rechts  unterscheiden  (Nr.  182). 

Westlake,  A  treatise  on  private  international  law,  3.  Aufl.,  §  354 
u.  ff".  Foreign  law  or  the  diff^erence  between  it  and  English  law,  being  a 
fact  in  the  cause,  the  jury,  if  there  be  one,  must  judge  whether  it  is  proved. 

3.  Auch  die  Gerichtspraxis  steht  noch  heute  vielfach  auf  dem 
Boden  dieser  Anschauung.     Dies  trifft  zu : 
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a)  von  der  französischen  Jurisprudenz,     Vgl. 

Journal  XIII,  p.  202/203:  .  .  .  les  questions  de  l^gislation 
etrang^re  etant  pour  les  tribunaux  frangais  des  questions 
de  fait 

Journal  XV,  p.  391 ;  XIX,  p.  990  u.  99h 

Journal  XIX,  p.  681 ;  XXVI,  p.  394  u.  795. 

Vgl.  auch  die  Bemerkung  von  Zacharaiä-Crome,  8.  Aufl.  I., 
S.  125,  Note  11. 

b)  von  der  italienischen  Judikatur,  Journal  1894  XXI,  S.  601  u.  602. 

Aus  der  italienischen  Praxis  ist  ein  Urteil  der  Cour  d'appel 
de  Gßnes  von  1893  wichtig.  Darin  wird  ausgeführt  (Journal 
XXVI,  p.  191/2): 

Les  lois  6trang^re8  invoqu6e8  devant  les  juridictions  ita- 
liennes  sont  assimilables  k  tous  documents  contractuels  ou 
autres;  en  cons^quence,  c'est  k  la  partie  qui  les  invoque  k 
fournir  la  preuve  de  leur  existence  et  il  n'en  doit  dtre  tenu 
compte  que  daos  la  mesure  oü  cette  preuve  a  6t6  foumie. 

4.  Vielfach  verbreitet  ist  die  Ansicht,  der  interne  Richter  dürfe  die 
Identität  des  auswärtigen  Rechts  mit  dem  einheimischen  annehmen, 
wenn  die  Parteien  den  abweichenden  Inhalt  des  fremden  nicht  be- 
weisen. Allein  dies  ist  eine  sehr  gewagte  Wendung,  zumal  wenn  das 
betreffende  ausländische  Recht  auf  einer  vollkommen  verschiedenen  Grund- 
lage ruht  oder  die  ganze  Kulturhöhe  der  beiden  Staaten  divergiert. 

Das  Gesetzbuch  über  Vermögen  für  das  Fürstentum  Montenegro 
(übersetzt  von  A.  Shek  1893)   bestimmt   freilich  in   Art.  7   folgendes: 


Entsteht  über  den  Inhalt  aller  sonstigen  ausländischen  Ge- 
setze ein  Zweifel,  so  haben  die  Gerichte  ihre  Übereinstimmung 
mit  den  montenegrinischen  Gesetzen  vorauszusetzen,  so  lange 
die  Parteien  eine  Abweichung  und  den  Inhalt  jener  fremden 
Gesetze  nicht  nachweisen. 

Man  darf  nicht  sagen,  dass  der  Richter  dispensiert  werde,  das 
fremde  Recht  anzuwenden,  weil  er  die  Übereinstimmung  desselben  mit 
dem  einheimischen  annehmen  könne. 

Die  Argumentation  ist  zwar  sehr  verbreitet  und  sie  ist  z.  B.  auch 
in  New  York  adoptiert  worden :  Journal  XI,  p.  428  ff.  Vgl.  auch  West- 
lake, A  treatise  on  private  international  law,  3.  Aufl.,  p.  364  u.  353. 
Er  geht  davon  aus,  dass  das  fremde  Recht  mit  dem  internen  überein- 
stimme: Foreign  law  is  presumed   to  be  the  same  as  English. 
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In  einer  Note  von  Moore  bei  Dicey,  p.  719,  wird  über  die  nord- 
amerikanische Praxis  gesagt:  In  the  absence  of  proof  of  the  Foreign 
law,  it  will  be  presumed  to  be  the  same  as  that  of  the  forum. 

De  Paepe  opponiert  zwar  in  Revue  de  droit  Internat,  Nouv.  86rie 
II,  p.  425/6,  gegen  die  Supposition,  als  ob  der  Richter  berechtigt  wäre, 
eine  Übereinstimmung  des  auswärtigen  Rechtes  mit  dem  internen  an- 
zunehmen, wenn  die  Parteien  den  Inhalt  des  fremden  Rechtes  nicht 
beweisen.  Allein  die  Opposition  des  genannten  Juristen  gelangt  nicht 
zu  einer  materiellen  Änderung  des  Resultates :  er  will  nur  die  formale 
Konstruktion  etwas  ändern,  indem  er  sagt,  beim  Abgang  jenes  Be- 
weises bleibe  dem  Richter  nichts  anderes  übrig,  als  die  lex  fori  anzu- 
wenden. Paepe  sagt  a.  a.  0.,  p.  425/6 :  Rien  ne  Tautorise  (le  juge)  k 
pr^sumer  que  la  loi  etrang^re  ne  differe  pas  de  la  loi  nationale,  si  les 
parties  ne  lui  demontrent  pas  le  contraire.  On  pourrait  plutot  pretendre 
que  quand  la  loi  6trang^re  applicable  n'est  pas  prouv6e  par  les  parties, 
il  ne  reste  au  juge  qu'ä  suivre  la  loi  qu'il  connait,  la  lex  fori.  Apres 
avoir  d6cide  quelle  est  la  loi  applicable,  le  juge  laisse  aux  parties  le 
sein  de  prouver  comment  cette   loi  r6sout  le  point  en  litige. 

Als  Notbehelf  ist  freilich  der  Satz  zu  reservieren,  dass  eventuell 
das  interne  Recht  massgebend  ist,  wenn  das  auswärtige  weder  bekannt 
noch  klar  gestellt  wird.  Goldschnidt^  System  des  Handelsrechts  im 
Grundriss,  3.  Aufl.,  S.  81,  meinte,  die  Anwendung  einheimischen  Rechts 
trotz  prinzipieller  Geltung  auswärtigen  Rechts  sei  „ein  unumgänglicher 
Notbehelf**,  sofern  eine  Abweichung  des  letzteren  vom  einheimischen 
Recht  dem  Richter  nicht  bekannt  oder  nicht  ermittelt  ist.  Goldschmidt 
fügt  freilich  bei,  eine  gründliche  Kenntnis  der  geschichtlichen  Entwick« 
lung  werde  den  Richter  vor  grundloser  Annahme  solcher  Überein- 
stimmung bewahren. 

Das  Kantonsgericht  St.  Gallen  (Entscheidungen  im  Jahr  1894, 
S.  53,  No.  21)  führt  sogar  aus,  ein  Gericht  könne  „nach  einem  aner- 
kannten Grundsatze  des  internationalen  Privatrechts**  von  der  Annahme 
ausgehen,  es  stimme  das  auswärtige  Recht  mit  dem  einheimischen 
Rechte  üherein,  wenn  das  Rechtsbegehren  einer  Partei  nach  dem  ein- 
heimischen Rechte  begründet  erscheine,  und  das  Gericht  vom  Inhalte 
des  ausländischen  Rechts,  das  eigentlich  zur  Anwendung  kommen 
müsste,  eine  bestimmte  eigene  Kenntnis  weder  von  Amts  wegen  be- 
sitze, noch  auch  durch  die  Beweisführung  der  Prozesspartei,  die  sich 
darauf  beruft,  erhalten  habe. 
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5.  Der  richtigen  Theorie  nach  verbleibt  dem  fremden  Privatrechte 
sein  Charakter  als  Privatrecht,  und  es  ist  von  Amts  wegen  zu  beachten, 
wenn  ein  Rechtsverhältnis  demselben  gemäss  einer  privatrechtlichen 
Eollisionsnorm  oder  gemäss  der  Doktrin  des  internationalen  Privat- 
rechts untersteht.  Ich  habe  dies  schon  in  meiner  Abhandlung,  Die 
Doktrin  des  internationalen  Privatrechts  in  Z.  f.  Internat.  Priv.-  u. 
8tr.-R.  I.,  S.  166,  ausgeführt. 

Es  besteht  gar  kein  ersichtlicher  Grund,  weswegen  das  auswärtige 
Privatrecht  deswegen,  weil  es  im  internen  Staate  zur  Anwendung 
kommt,  plötzlich  seine  Natur  verändern  und  zur  Tatsache  werden 
soll.  Für  diese  Metamorphose  kann  nichts  Ernsthaftes  vorgebracht 
werden.  Die  richtige  Ansicht  vertritt  unter  den  englischen  Juristen 
Hirschfeld  in  Quarterly  Review  XI,  p.  246/7. 

Ich  will  an  dieser  Stelle  nicht  weiter  davon  reden,  dass  die 
Theorie  am  Aussterben  ist,  wornach  die  Anwendung  des  fremden  Pri- 
vatrechts lediglich  auf  einer  internationalen  Höflichkeit  beruhe.  Poelix- 
Demangeat  I,  No.  93,  p.  220  Anm.,  steht  noch  auf  diesem  Standpunkte, 
indem  er  betont:  Donner  effet  en  France  aux  lois  6trang^res  c'est 
Sans  doute  de  la  part  de  notre  legislation  une  pure  courtoisie  .... 
Mais  une  fois  qu^il  est  reconnu  que  notre  legislation  veut  user  de  ce 
bon  proc6d6  vis-ä-vis  des  nations  etrangeres,  comment  admettre  que  nos 
tribunaux  pourront  impunement  meconnaitre  sa  volonte  P  Laurent  oppo- 
niert mit  Recht  gegen  diese  Auffassung,  II,  No.  264  (p.  474  u.  475), 
und  in  der  Tat  kann  es  nicht  vom  Richter  abhängen,  ob  er  nach 
seiner  Wahl  das  interne  oder  das  auswärtige  Recht  anzuwenden  habe. 
Asser-Rivier,  Elements  de  droit  international  prive  ou  du  conflit  des 
lois,  sagt  ganz  richtig,  Nr.  9  (p.  32):  Nous  pensons  que,  m^me  en 
Tabsence  de  dispositions  legales  k  ce  sujet,  le  juge  est  oblig6  de  re- 
chercher Selon  quelle  loi  le  proc^s  doit  etre  jug6,  en  vertu  des  prin- 
cipes  g6neraux  et  d'appliquer  cette  loi.  Yareilles-Sommieres  II,  p.  296/7, 
führt  aus,  dass  der  Richter  in  ganz  gleiche^-  Wei.^e  über  fremdes 
Recht  orientiert  werden  müsse.  Dieser  Autor  betont  folgendes:  II  n'y 
a  pas  Fombre  d'une  raison  pour  que  le  juge  seit  renseigne  sur  Texi- 
stence,  le  texte  et  l'esprit  des  lois  etrangeres  d'une  autre  raani^re  qu'il 
Test  sur  Texistence,  le  texte  et  l'esprit  des  lois  frangaises.  II  doit 
donc,  s'il  ne  les  connatt  pas  dejä,  en  acquerir  la  connaissance  par  ses 
recherches  et  ses  etudes,  se  procurer  les  textes,  leurs  commentaires, 
s'enquerir  de  la  jurisprudence  des  tribunaux  etrangers.     La    täche    lui 
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sera  singulierement  facilit^e  par  les  parties,  mais,  si  les  documents 
qu'elles  produisent  ne  suffisent  pas  pour  TSdifier,  il  doit  completer  son 
savoir  par  des  efforts  personnels.  Und  II,  p.  298:  il  n'est  pas  permis 
d'assirailer  la  loi  etrangere  k  un  fait  de  la  cause.  Dans  la  cause,  eile 
n'est  pas  le  fait,  eile  est  le  droit.  A.  Rolin,  Principes  du  droit  inter- 
national prive  I,  No.  520  (p.  787)  bemerkt  zutreffend:  La  loi  etrangere, 
d^s  qu'elle  est  reconnue  applicable,  n'est  pas  un  simple  fait ;  eile  n'est 
pas  plus  un  pur  fait  que  la  lex  fori.  Le  legislateur  en  admettant 
TapplicabilitS  de  la  loi  etrangöre  se  Tapproprie  pour  ainsi  dire,  et 
consacre  sa  force  legale  dans  le  territoire  pour  lequel  il  legifdre.  Re- 
gelsberger.  Fand.  I.,  8.  133,  betont,  dass  der  Richter  dem  ausländischen 
Rechte  grundsätzlich  nicht  anders  gegenüberstehe  als  dem  inländischen : 
er  muss  von  Amts  wegen  für  die  Ermittlung  der  Rechtssätze  tätig  sein. 
Freilich  fügt  Regelsberger  sofort  hinzu,  dass  die  Mitwirkung  der  Par- 
teien dafür  in  Anspruch  genommen  werden  könne.  Aber  der  „ Rechts- 
satzbeweis'^  ist  nicht  nach  den  Grundsätzen  des  „  Tatsachenbeweises ^ 
zu  behandeln.  „Darum  muss  die  Berufung  darauf,  dass  hier  auslän- 
disches oder  statutarisches  oder  partikulares  Recht  zur  Anwendung 
komme,  im  ganzen  Lauf  des  Prozesses  gehört  werden.**  A.  Wach,  Vor- 
träge über  die  Reichscivilprozessordnung  1879  sagt  8.  156,  der  Be- 
weis des  Rechts,  Gewohnheitsrechts  und  des  Rechts  der  Statuten,  sei 
nicht  Parfeibeweis  im  eigentlichen  Sinne,  sondern  nur  Unterstützung 
der  freien  Forschung  des  Gerichts.  Gierke,  Deutsches  Privatrecht  I, 
8.216,  führt  aus,  dass  die  Anwendung  von  fremdem  Recht  durch  den 
Richter  wo^ä  den  Regeln  übe)'  die  Anwendung  von  Rechtsnormen  erfolge. 
Der  Richter  habe  daher  das  fremde  Recht  da,  wo  es  hingehöre,  von 
Amts  wegen  anzuwenden,  selbst  wenn  keine  Partei  sich  d£u*auf  berufe. 
Dem  Parteibeweise  komme  eventuell  nur  diejenige  Rolle  zu,  die  er 
beim  Gewohnheitsrechte  spiele,  d.  h.  er  unterstehe  niemals  den  Regeln 
des  Prozessbeweises  (8.  175).  Und  Gierke  sagt  weiter,  auch  das  Ge- 
wohnheitsrecht sei  Recht  und  der  Richter  müsse  es,  wie  das  gesetzte 
Recht  von  Amts  wegen  anwenden.  Auch  E.  Sachs  hat  in  einer  Ab- 
handlung: Les  arrets  de  la  Cour  supröme  commerciale  de  Leipzig  en 
matiere  de  droit  international  prive,  Revue  de  droit  Internat,  VI, 
p.  230 — 246;  404 — 418,  betont,  dass  das  auswärtige  Recht  absolut  nicht 
als  eine  Tatsache  aufgefasst  werden  dürfe  (p.  233,  Note  1). 

Pasq.  Fiore,  Diritto  internazionale  private  I,  No.  268,  spricht  sich 
ebenfalls  in  diesem  Sinne  aus: 
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NoD    si  pu6  al  certo  sostenere  di  fronte  aila  legislazione 
•    italiana,  che   la  legge   straDiera  poBsa  essere  considerata  come 
un  fatto,  UD  allegato,  im  documento,  ii  quäle  debba  essere  sta- 
bilito  dalle  parti  interessate  .... 

Dem  genannten  Juristen  folgte  auch  Pierantoni,  Della  prova  delle 
leggi  straniere  nei  giudizi  ciyili,  p.  19.  u.  20.  22.  Er  trat  gegen  die 
Auffassung  auf,  als  ob  fremdes  Recht  als  eine  Tatsache  angesehen 
werden  dürfe,  —  ganz  speziell  vom  Boden  des  italienischen  Rechtes 
aus,  das  den  Fremden  privatrechtlich  dem  Einheimischen  gleichstellt. 
II  riconoscimento  pienissimo  del  diritto  straniero  sarebbe  una  menzogna 
giuridica,  se  i  magistrati  italiani  dovessero  valutare  come  nudi  fatti  le 
leggi  delle  altre  nazioni  (p.  20).  Mattirolo,  Trattato  di  diritto  giudiziario 
civile  italiano,  4  ed.  VI,  Nr.  1224,  sagt  treffend :  Certo  l'esistenza  della  legge 
estera,  al  pari  di  quella  nazionale  ^  un  fatto.  Ma  la  legge  straniera  ^, 
come  la  patria,  una  norma  giuridica,  ed  essa  non  perde  questo  suo  ca- 
rattere  essenziale  per  ci6  solo  che  yenga  applicata  dai  giudici  nazio- 
nali  ....  La  questione  suUa  vera  portata  ed  applicabilitä  della  legge 
^  questione  di  diritto,  non  di  fatto  .... 

Und  das  Institut  de  droit  international  fasste  folgende  Resolution 
(Rev.  de  droit  intemat.  XXIII,  1891): 

Que  dans  r6tat  actuel  de  la  science  da  droit  et  des  rap- 
ports  interoationaux,  et  en  pr^sence  du  plus  grand  nombre  de 
lois  61abor6e8-  dans  les  pays  ciyiliB68,  la  preuye  des  lois  6tran- 
göres  ne  peat  dtre  une  qaestion  de  fait  abandonn6  k  Tinitia- 
tiye  des  parties. 

Die  Ansicht,  dass  fremdes  Recht  eine  res  facti  sei,  wird  sofort 
widerlegt,  wenn  man  an  die  yielen  Staatsverträge  denkt,  in  welchen 
die  Anwendung  auswärtigen  Rechts  yereinbart  ist.  Hier  liegt  ja  zweifel- 
los internes  objektives  Recht  vor,  das  auf  gleicher  Rangstufe  steht, 
wie  das  Gesetzes-Recht. 

In  Russland  wird  davon  ausgegangen,  dass  der  Richter  von  Amts 
wegen  auswärtiges  Privatrecht  anwenden  müsse,  wenn  er  findet,  dass 
ein  bestimmtes  Rechtsverhältnis  ihm  unterliege.  Der  russische  Eas- 
sationshof  sprach  (1884)  den  Satz  aus,  dass  die  Gerichte  in  diesem 
Falle  die  Pflicht  haben,  sich  nach  den  ausländischen  Gesetzen  zu 
richten.  Wenn  Schvderigkeiten  bei  deren  Anwendung  entstehen,  kann 
durch  das  Ministerium  des  Äussern  die  ausländische  Regierung  um  ein 
Gutachten  in  der  betreffenden  Frage  angegangen  werden  (Challandes 
im  Archiv  fär  öffentliches  Recht  XVII,  S.  519—522). 
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II.    Die  richtige  Auffassung  ist  in  det^  modernen  Gesetzgebung  von 
Detäsnhland  und  Osterreich  zum  Durchbruch  gekomtnen. 

1.  E8  ist  zu  verweisen  auf 

a)  §  293   der  D.  C.  P.  0.   (in   der   frühern  Fassung  §   265).   Er 
bestimmt : 

Das  in  einem  andern  Staate  geltende  Recht,  die  Gewohn- 
heitsrechte und  Statuten  bedürfen  des  Beweises  nur  insofern, 
als  sie  dem  Gericht  unbekannt  sind.  Bei  Ermittelung  dieser 
Rechtsnormen  ist  das  Gericht  auf  die  von  den  Parteien  beige- 
brachten Nachweise  nicht  beschränkt ;  es  ist  befugt,  auch  andere 
Erkenntnisquellen  zu  benutzen  und  zum  Zwecke  einer  solchen 
Benutzung  das  Erforderliche  anzuordnen. 
§  38  des  deutschen  Entwurfs  über  das  internationale  Privat- 
recht  enthielt  folgende  Bestimmung: 


Wird  im  Laufe  des  Rechts- 
streits von  den  Parteien  nicht 
nachgewiesen,  dass  das  mass- 
gebende ausländische  Recht  von 
dem  inländischen  Rechte  ab- 
weiche, so  hat  das  Gericht, 
wenn  ihm  das  ausländische  R^cht 
unbekannt  ist,  bei  Erlassung  des 
Urteils  davon  auszugehen,  dass 
das  ausländische  Recht  mit  dem 


Wird  im  Laufe  des  Rechts- 
streites von  den  Parteien  nicht 
nachgewiesen,  dass  das  mass- 
gebende ausländische  Gesetz  von 
dem  deutschen  Gesetze  ab- 
weicht, so  hat  das  Gericht, 
wenn  ihm  das  ausländische  Ge- 
setz unbekannt  ist,  bei  Erlassung 
des  Urteils  davon  auszugehen, 
dass  das  ausländische  Gesetz  mit 


inländischen  übereinstimme.         j  dem  inländischen  übereinstimme. 
Die   Befugnis   des  Gerichtes,       Die   Befugnis   des   Gerichtes, 


ausländische  Rechtsnormen   von 


ausländische  Rechtsnormen  von 


Amts  wegen  zu  ermitteln  (C.  P.  0. ;  Amts  wegen  zu  ermitteln  (C.  P.  O. 
§  265),  wird  durch  diese  Vor-  §  265),  wird  durch  diese  Vor- 
schrift nicht  berührt.  j  schrift  nicht  berührt. 

Diese  Bestimmung  ging  indessen  nicht  in  das  Gesetz  über. 

Schon  das  deutsche  Reichsoberhandelsgericht  sprach  (XXV, 

S.  53 ff.)  aus: 

Der  Richter  ist  jedenfalls  befugt,  sich  die  Kenntnis  des 
fremden  Rechts  zu  jeder  Zeit  selbsttätig  zu  beschaffen.  Je 
höher  der  Richter  die  Ehrenpflichten  seines  Berufs  erfasst,  desto 
energischer  wird  er  jene  Befugnis  betätigen  .  .  .  Inbezug 
auf  die  Wahl  der  Quellen  zur  Vermittelung  seiner  subjektiven 
Überzeugung  von  dem  Inhalt  der  objektiven  Rechtsnormen  des 
Auslandes,  und  inbezug  auf  die  Beurteilung  der  Wirkungs- 
kraft jener   Quellen   zur  Vermittelung  seiner  Überzeugung,   ist 
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die  EntSchliessung  des  Richters  begrifflich  nur  von  den  sub- 
jektiven Faktoren  seiner  Begabung,  Bildung  und  Q-ewissen- 
haftigkeit  abhängig. 

b)  §  271  der  österreichischen  Civilprozessordnung.  Er  enthält  folgende 
Bestimmung: 

Das  in  einem  anderen  Staatsgebiete  geltende  Recht,  Ge- 
wohnheitsrechte, Privilegien  und  Statuten  bedürfen  des  Be- 
weises nur  insofern,  als  sie  dem  Gerichte  unbekannt  sind. 

Bei  Ermittelung  dieser  Rechtsnormen  ist  das  Gericht  auf 
die  von  den  Parteien  angebotenen  Beweise  nicht  beschränkt, 
es  kann  alle  zu  diesem  Zwecke  ihm  nötig  scheinenden  Er- 
hebungen von  Amtswegen  einleiten  und  insbesondere,  soweit  erfor- 
derlich, das  Einschreiten  des  Justizministers  in  Anspruch  nehmen. 

Was  den  Beweis  eines  Gewohnheitsrechts  anbetrifft,  so 
wird  die  in  §  293  der  D.  C.  P.  0.  erwähnte  „Ermittelung" 
mehr  die  Gestalt  der  gewöhnlichen  Beweisaufnahme  annehmen 
(Struckmann  und  Koch,  Die  Civilprozessordnung  für  das  Deut- 
sche Reich,  7.  Aufl.  1900,  S.  356).  Allein  es  ist  dabei 
wohl  zu  beachten,  dass  die  Benennung  von  sachverständigen 
Zeugen  (z.  B.  von  Handelsmaklern),  welche  über  alle  zur  An- 
nahme eines  Gewohnheitsrechts  wesentlichen  Erfordernisse  aus- 
sagen sollen,  genügt:  „welche  Erfordernisse  dies  sind,  weiss  das 
Gericht  ein  für  allemal,  und  es  hat  daher  gegebenenfalls  die 
Zeugen  zur  Mitteilung  der  Tatsachen  im  einzelnen  zu  veran- 
lassen, aus  welchen  sie  die  Existenz  des  fraglichen  Gewohn- 
heitsrechts folgern  zu  können  meinen"  (R.  G.  Civs.  XXX, 
S.  368).  Auch  kann  der  Richter  aus  frühern  Urteilen,  aus 
alten  Akten  anderer  Behörden,  aus  Büchern  usw.  die  Existenz 
eines  Gewohnheitsrechtes  deduzieren. 

III.  Da  den  Gerichten  unmöglich  zugemutet  werden  kann,  alle 
Gesetze  der  Welt,  alle  Lokalstatuten  und  Gewohnheiten  zu  kennen^  darf 
den  Parteien  in  dem  einzelnen  Falle  der  Beweis  dafür  auferlegt  werdeti. 
Allein  es  handelt  sich  dann  um  einen  Rechtssatzbeweis  und  nicht  um 
einen  Tatsachenbeweis. 

Regelsberger  führt,  wie  schon  gesagt,  Pandekten  I,  S.  133,  aus, 
der  Richter  müsse  von  Amts  wegen  für  die  Ermittlung  des  fremden 
R.echts  tätig  sein,  und  er  könne  dabei  die  Mitwirkung  der  Parteien  in 
Anspruch  nehmen  und  Beweis  auflegen.      Aber  dann,    betont   Regeis- 
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berger  scharf,  handelt  es  sich  nicht  um  einen  Tatsachenbeweis,  sondern 
um  einen  Rechtssatzbeweis. 

1.  Es  sind  zwei  Fälle  auseinanderzuhalten: 

a)  wenn  das  fremde  Becht  als  dasjenige  erscheint,  dem  ein  be- 
stimmtes Rechtsverhältnis  unterworfen  ist,  weil  eine  ausdrück- 
liche Kollisionsnorm  besteht  und  die  Lehre  des  internationalen 
Privatrechts  dazu  fuhrt,  so  liegt  eine  Frage  der  Anwendung 
des   objektiven  Privatrechts   vor   (Meili,    Handbuch  I,   8.  178). 

» 

b)  wenn  ein  fremdes  Recht  deswegen  anzuwenden  ist,  weil  die 
Parteien  sich  demselben  unterworfen  haben,  so  liegt  die  Behaup- 
tung einer  vertraglichen  Verständigung  vor,  deswegen  handelt 
es  sich  hier  um  eine  Tatsache. 

2.  Abgesehen  von  dem  Falle  1  litt,  b  ist  zu  sagen: 

a)  die  Beweisfristen  sind  nicht  peremtorisch. 

b)  das  Geständnis  enthält  hier  keinen  Dispositionsakt.  Die  An- 
erkennung über  den  Inhalt  eines  fremden  Rechts  oder  seine 
Bestreitung  bindet  nicht  (Regelsberger,  Pand.  I,  8.  133). 

IV.  Nach  der  richtigen  Auffassung  ist  zu  sagen,  dass  eine  An- 
rufung des  objektiven  fremden  Bechtes  auch  in  den  oberen  Instanzen  und 
überdies  eine  Kassationsbeschwerde  wegen  Verletzung  desselben  zulässig  ist. 

1.  Natürlich  ist  die  interne  Gesetzgebung  in  erster  Linie  entschei- 
dend. In  der  8ache  selbst  können  verschiedene  Eventualitäten  in  Frage 
kommen : 

a)  der  erkennende  Richter  hat  das  gewöhnliche  interne  Civilrecht 
angewendet,  während  es  ankam  auf  auswärtiges  Civilrecht  oder 
auf  besondere  Bestimmungen  von  Staatsverträgen, 

b)  der  erkennende  Richter  hat  das  auswärtige  Civilrecht  zwar  ange- 
wendet, aber  falsch. 

In  diesen  Fällen  folgt  aus  allgemeinen  Gründen,  dass  die  Ver- 
letzung fremden  Rechts  auch  in  den  obern  Instanzen  und  speziell  auch 
vor  Kassationsgericht  gerügt  werden  kann. 

In  der  obern  Instanz  darf  der  Standpunkt  eingenommen  werden, 
dass  fremdes  Recht  zur  Anwendung  komme,  obschon  in  den  untern 
behauptet  worden  war,  das  einheimische  Recht  sei  entscheidend.  Denn 
der  Richter  muss  von  Amts  wegen  und  ohne  Rücksicht  auf  die  recht- 
lichen Deduktionen  der  Parteien  prüfen,  welches  objektive  Recht  anzu- 
wenden sei  (R.  0.  H.  G.  VDI,  S.  12). 
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Auch  hier  ist  zu  unterscheiden: 

a)  der  Fall,  da  das  fremde  Recht  gemäss  den  Grundsätzen  des 
internationalen  Privatrechts  anzuwenden  ist, 

b)  die  Anrufung  des  fremden  Rechts  deswegen,  weil  die  Parteien 
sich  vertraglich  demselben  unterworfen  haben.  In  diesem  Falle 
ist  ein  Tatsachenbeweis  zu  leisten  und  ein  Zurückkommen  auf 
das  fremde  Recht  ohne  diesen  Beweis  ist,  wenigstens  gestützt 
auf  die  Yereinbarung,  nicht  mehr  möglich.  In  diesem  Sinne 
entschied  auch  das  Reichsoberhandelsgericht  YII,  S.  158/4: 

Behauptet  nunmehr  der  Beklagte,  dass  nach  der  besondern 
Lage  des  Falles  und  nach  dem  Vertragswillen  der  Kontrahenten 
der  Vertrag  in  Gemassheit  der  englischen  Rechtsprechung  ver- 
standen und  auszulegen  sei,  so  ist  das  eine  für  die  Revisions- 
instanz  unzulässige  Geltendmachung  z.  T.  überhaupt  neuer, 
z.  T.  in  dieser  Verhandlung  vorher  nicht  angeführter  Tat- 
umstande. 

2.  Was  nun  den  positiven  Rechtszustand  anbetrifft,  so  ist  zu  sagen : 

a)  In  Italien  wird  die  Eassationsbeschwerde  wegen  Verletzung  des 
fremden  Rechts  zugelassen  (Pasq.  Fiore,  Diritto  internazionale 
privato  I,  No.  273).  Immerhin  ist  auch  auf  das  Urteil  im  Jour- 
nal 1886  XIII,  p,  746,  zu  verweisen  („La  violation  de  la  loi 
^trangere  ne  peut  donner  lieu  ä  Cassation^). 

b)  In  Frankreich  wird  im  allgemeinen  die  Kassation  nicht  als  zu- 
lässig erklärt,  wie  sich  ergibt  aus  der  Abhandlung  von  A.  Colin, 
Du  recours  en  Cassation  pour  violation  de  la  loi  etrang^re  im 
Journal  1890  XVII,  p.  406—414;  794—807.  Dieser  Jurist 
opponiert  energisch  gegen  die  gerichtliche  Praxis,  und  z.  T. 
auch  Feraud-Giraud ,  Des  recours  en  Cassation  pour  violation 
d'une  loi  6trang6re    1892   XXIV,   p.  233,    speziell   p.  259  ff.). 

c)  In  Belgien  wurde  die  Praxis  des  französischen  Eassationshofes 
adoptiert. 

d)  In  Deutschland  ist  massgebend  §  549  D.  C.  P.  0.  Er  be- 
stimmt: 

Die   Revision  kann  nur  darauf  gestützt  werden,    dass  die 

Entscheidung  auf  der  Verletzung  eines  Reichsgesetzes  oder  eines 
Gesetzes,  dessen  Geltungsbereich,  sich  über  den  Bezirk  des 
Berufungsgerichts  hinaus  erstreckt,  beruhe. 

Die  Revision  kann  sich  darnach  nicht  darauf  gründen,  dass 
das   ausländische   Recht   nicht   richtig   angewendet  worden   sei, 

Helli,  InteriiAtionale«  CiTilproieurecht.  10 
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wohl  aber  darauf,  dass  das  Berufungsgericht  statt  des  inlän- 
dischen Rechts  das  ausländische,  oder  umgekehrt  statt  dem 
ausländischen  das  inländische  zur  Anwendung  gebracht  habe 
(Struckmann  und  Koch,  Die  Civilprozessordnung  für  das  Deut- 
sche Reich,  7.  Aufl.,  No.  5  zu  §  549).  Es  ist  weiter  auf 
P*  Klein,  Die  Revisibilität  des  internationalen  Privatrechts  in 
Z.  fiir  internat.  Priv.-  u.  ö.  R.  XIII,  S.  853,  zu  verweisen. 
e)  In  den  Niederlanden  ist  ausgesprochen  worden,  dass  die  Beur- 
teilung über  das  fremde  Recht  der  Entscheidung  über  eine 
Tatsache  gleichgestellt  werden  müsse  (Rev.  de  dr.  i.  XIII, 
8.  402,  No.  2). 

V.   tlher  das  schweizerische  Becht  ist  im  spezieVmi  zu  handeln, 

Anmerkungen : 

U  Das  ehemalige-  Beiohsoberhandelsgericht  in  Leipzig  sprach  folgenden  Satz 

ans  (XXV,  S.  54  und  55): 

Begrifflich  ist  es  amtliche  Aufgabe  des  Richters  inbezug  auf  jedes  Rechts- 
verhältnis, welches  als  Moment  des  von  ihm  zu  entscheidenden  Streitfalles 
in  den  Kreis  seiner  Beurteilung  tritt,  zu  untersuchen,  von  welchem  Inbegriff 
objektiver  Rechtsnormen  dieses  Rechtsverhältnis  (in  Betracht  seiner  tat- 
sächlichen Grundlage  und  seines  rechtlichen  V^esens)  nach  den  allgemeinen 
Grundsätzen  über  die  Anwendung  des  Rechts  in  Rücksicht  auf  dessen 
örtliche  Grenzen  beherrscht  wird.  Findet  der  Richter  bei  dieser  Unter- 
suchung, dass  jenes  Rechtsverhältnis  (nach  diesen  Grundsätzen)  an  sich 
nach  den  Normen  eines  ausländischen  Rechts  zu  beurteilen  sei,  so  darf  er 
regelmässig  den  Tatbestand  jenes  Streitfallmomentes  nur  unter  das  betreffende 
objektive  Recht  des  Auslandes  subsumieren. 
2.  Historisch  ist  zu  beachten  Bouhier,  Coutumes  de  Bourgogne  I,  S.  271. 
8.  Über   den   Beweis   des    Strafrechts   ist   im  internationalen  Strafprozessrechte 

zu  handeln.     Die    Frage    hat   freilich   lange   nicht   die   gleiche  Bedeutung,   wie   im 

internationalen  Civilprozessreohte. 


§  29.     Die  Beweisführung  über  fremdes  Recht  nach  der  in  der 
Schweiz  geltenden  Gesetzgebung  und  Praxis  im  speziellen. 

I.  Das  schweizerische  Bundespriva tr echt  ruht  auf  dem  richtigen 
Satze,  dass  der  Birhter  das  auswärtige  Privatrecht  von  Amts  wegen  zu 
kennen,  eventuell  pflichtgemäss  zu  erforschen  habe. 

1.  Art.  2.2  B.  G.  N.  u.  A.  lautet: 

Der   Richter   hat  das  Civilrecht  eines  andern  Kantons 
von  Amts  wegen  anzuwenden. 
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Le  jage  est  tenu  d'appliquer  d'office  le  droit  d'un  autre  canton. 
li  giudicd  ^  tenuto  d'applicare  d'officio  il  diritto  d'un  altro 
cantone. 

Und  da  Art.  32  den  Yorachriften  des  Gesetzes  in  analoger  Anwen- 
dung auch  die  Ausländer,  die  in  der  Schweiz  wohnen,  unterwirft,  so 
lautet  die  schweizerische  Rechtsnorm  international  so: 

Der  Richter  hat  das  Cirilrecht  eines  andern  Staates  von 
Amts  wegen  anzuwenden. 

Des  Gouttes  meint  in  seiner  Abhandlung  Essai  d'interpretation  du 
titre  m  de  la  loi  föderale  du  25  juin  1891  (Z.  f.  Schweiz.  R.,  N.  F. 
XYI  1897,  3.  318),  es  sei  erlaubt  zu  zweifeln,  ob  der  Gesetzgeber 
sich  der  praktischen  Schwierigkeiten  bewusst  gewesen  sei,  als  er  Art.  2.^ 
auf  die  Fremden  als  analog  anwendbar  erklärte,  und  ob  der  Richter 
von  der  Partei  nicht  die  Beweisführung  über  den  Inhalt  des  fremden 
Rechts  verlangen  könne.  Ferner  ist  hinzuweisen  auf  P.  Wolf  in  der- 
selben Zeitschrift  XIII,  S.  1  und  319.  Gegenüber  jenen  Bemerkungen 
ist  an  dieser  Stelle  zunächst  zu  sagen,  dass  Art.  2.2  B.  G.  N.  u.  A.  einen 
sehr  beachtenswerten  und  in  meinen  Augen  mit  vollem  Bewusstsein 
gewollten  Fortschritt  enthält. 

Des  Gouttes  hat  übrigens  selbst  zutreffend  ausgeführt,  dass  die  im 
Sinne  des  Art.  32  B.  G.  N.  u.  A.  vorgeschriebene  Analogie  folgender- 
massen  lautet  (S.  317/8): 

Le  jage  est  tenu  d'appliquer  d'office  le  droit  d'un 
autre  pays.  Sont  r^serv^es  les  prescriptions  cantonales  conoer- 
nant  la  preuve  de  l'existence  d'un  Statut  local  ou  d'une  coutume. 

Man  müsste  höchstens  (da  es  sich  um  die  für  fremdes  Privatrecht 
nötige  Analogie  handelt)  das  Adjektiv  „cantonales^  bei  prescriptions  noch 
streichen.  Das  Bundesgesetz  über  die  Organisation  der  Bundesrechts- 
pflege (von  1893)  enthält  folgende  Bestimmungen: 

Art.  57.  Die  Berufung  kann  nur  darauf  gestützt  werden, 
dass  die  Entscheidung  des  kantonalen  Gerichts  auf  einer  Ver- 
letzung des  Bundesrechts  beruhe. 

Das  Bundesrecht  ist  verletzt,  wenn  ein  in  einem  eidge- 
nössischen Gesetze  ausdrücklich  ausgesprochener  oder  aus  dem- 
selben sich  ergebender  Rechtsgrundsatz  nicht  oder  nicht  richtig 
angewendet  worden  ist. 

Jede  unrichtige  rechtliche  Beurteilung  einer  Tatsache  ist  als 
Rechtsverletzug  anzusehen. 

Art.  83.  Kommen  für  die  Entscheidung  neben  eidge- 
nössischen Gesetzesbestimmungen   auch   kantonale  oder  auslän- 


dische  Gesetze  zur  Anwendung  und  hat  das  angefochtene  Urteil 
dieselben  nicht  beachtet,  so  kann  das  Bundesgericht  die  Anwen- 
dung des  kantonalen  oder  ausländischen  Rechtes  selbst  vornehmen 
oder  die  Sache  an  das  kantonale  Gericht  zurückweisen. 

2.  Allerdings  ist  zu  beachten,  dass  das  B.  G.  N.  u.  A.  sich  nur 
bezieht  auf  das  interkantonale  und  internationale  Gebiet  des  Personen-, 
Familien-  und  Erbrechts.  Soweit  das  Gesetz  reicht,  sind  alle  damit 
in  Widerspruch  stehenden  Normen  der  kantonalen  Gesetze  aufgehoben' 

3.  Da  im  B.  G.  N.  u.  A-  über  das  Sachenrecht  und  Obligationen- 
recht keine  Bestimmungen  enthalten  sind,  darf  gesagt  werden,  dass  die 
kantonalen  Normen  über  die  Beweisführung  bezüglich  fremden  Privat- 
rechts  in  jenen  Materien  weiter  gelten. 

Immerhin  ist  darauf  hinzuweisen,  dass  die  Anwendung  fremden 
Privatrechts  in  denjenigen  Gebieten,  welche  der  Bundesgesetzgebung 
unterliegen,  nicht  davon  abhängig  gemacht  werden  kann,  ob  eine  aus- 
drückliche kantonale  Bestimmung  sie  vorschreibe :  kraft  eidgenössischen 
Rechts  ist  es  zu  respektieren.  Das  unifizierte  Bundesprivatrecht  (spe- 
ziell das  Obligationenrecht)  hat  zwar  in  seinen  vereinzelten  Eollisions- 
sätzen  nichts  bestimmt  über  die  Art  und  Weise,  wie  das  fremde 
Privatrecht  dem  Richter  nachzuweisen  sei,  allein  seine  Anwendung 
darf  doch  da,  wo  sie  geboten  ist,  nicht  bedingt  sein  durch  eine  Autori- 
sation  der  kantonalen  Gesetzgebung.  Dies  tut  §  281  des  bernischen 
Prozessgesetzes,  allein,  indem  es  so  auf  das  internationale  Civilrecht 
herübergreift,  überschreitet  es  seine  Kompetenz  und  insoweit  ist  die 
zitierte  Norm  nicht  haltbar  (Handbuch  II,  S.  91). 

4.  Verschieden  von  Art.  2.2  und  der  in  Art.  32  vorgeschriebenen 
analogen  Anwendung  des  B.  G.  auf  das  Recht  der  Ausländer,  die  in 
der  Schweiz  wohnen,  ist  die  Situation  nach  Art.  28. 

Das  schweizerische  Bundesgericht  führte  in  Beziehung  auf  die 
Rechtsverhältnisse  der  Schweizer,  die  im  Auslande  wohnen  (Art.  28), 
aus,  die  hiesigen  Behörden  seien  nicht  verpflichtet,  das  fremde  Recht 
zu  kennen  und  sie  brauchen  auf  dasselbe  so  lange  keine  Rücksicht  zu 
nehmen,  bis  ihnen  dargetan  werde,  dass  dasselbe  das  fragliche  Rechts- 
verhältnis beherrschen  wolle  (A.  E.  XXIV,  1.  T.  S.  16). 

In  der  Tat  ist  Art.  2.2  nicht  „entsprechend"  auf  die  Fälle  des 
Art.  28  anzuwenden. 

II.  Eine  besondere  Stellung  nimmt  nach  dem  schweizerischen  Rechte 
der  Beweis  des  sogenannten  lokalen  Rechts  und  des  Gewohnheitsrechts  ein. 
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Art.  2.2  B.  G.  N.  u.  A.  bestimmt  nämlich  weiter : 

Yorbehalten  bleiben  die  kantonalen  Vorschriften  betreffend 

die  Beweiserhebung  über  Statutar-  und  Gewohnheitsrecht. 

Sont  r6serY6e8   les   prescriptions   cantonales  concemant  la 

preuye  de  l'existence  d'un  Statut  local  ou  d'une  coutume. 

Riservato  sono  le  prescrizioni  cantonali  sulla  prova  dell'esi- 

stenza  di  uno  Statute  locale  o  di  una  consuetudine. 

In  dieser  Beziehung  kommt  es  ausschliesslich  auf  die  Bestim- 
mungen der  kantonalen  Prozessgesetze  an. 

III.  Die  kantonalen  Gesetze  und  Civilprozessordnungen  stehen,  soweit 
sie  die  Frage  überhaupt  ordnen^  auf  divergenten  Standpunkten.  \ 

Es  gibt  wenige  Kantone,  in  deren  Gesetzgebung  sich  spezielle 
Bestimmungen  finden  (E.  Schurter,  Grundzüge  des  materiellen  Beweis- 
rechts in  der  schweizerischen  Civilprozessgesetzgebung  1890,  S.  45 — 52). 

1.  Ein  Teil  der  Gesetze  steht  auf  dem  Standpunkte,  dass  der 
Inhalt  des  ausländischen  Rechts  genügend  bewiesen  werden  müsse  von 
demjenigen,  der  sich  darauf  beruft.  Hieher  gehören  folgende  Gesetz- 
gebungen: 

§  7  des  Bürg.  Ges.-B.  für  den  Kanton  Luzern: 

Wer  in  einem  Falle,  wo  es  zulässig  ist  (§  6),  aus  einem 
ausländischen  Gesetze  ein  Recht  herleiten  will,  muss  den  Inhalt 
desselben  und  seine  dermalige  Gültigkeit  genügend  bescheinigen. 

§  7  des  nidwaldischen  Gesetzbuches  bestimmt  in  einer  ebenso  eigen- 
tümlichen Fassung  folgendes: 

Wer  in  einem  Falle,  wo  es  laut  §  6  zulässig  ist,  aus  einem 
ausländischen  Gesetze  ein  Recht  herleiten  will,  muss  den  Inhalt 
desselben  und  seine  dermalige  Gültigkeit  genügend  bescheinigen. 

Das  bemische  Civilgesetzbuch  bestimmt  in  Satzung  5: 

Wer  in  einem  Falle,  wo  es  unsere  Gesetze  zulassen,  aus 
einem  ausländischen  Gesetze  ein  Recht  herleiten  will,  muss  den 
Inhalt  desselben  und  seine  dermalige  Gültigkeit  genügend  be- 
scheinigen. 

Dieser  Satz  ist  modifiziert  durch  §  281  des  Prozessgesetzes: 

In  Fällen,  wo  ein  Rechtsverhältnis  nach  den  besonderen 
Bestimmungen  bestehender  Staatsverträge  zu  beurteilen  ist,  oder 
wo  infolge  solcher  Verträge  oder  nach  der  ausdrücklichen  Be- 
stimmung der  Kantonsgesetze  ein  fremdes  Gesetz  zur  Anwen- 
dung kommt,  sind  die  Gerichte  auch  auf  diese  Rechtsquellen  ver- 
wiesen. 
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Appenzell  A.  Rh.  bestimmt  in  §  98  des  Proz.-Ges. : 

Wenn  sich  ein  Rechtsbegehren  auf  ausserkantonale  Gesetzes- 
bestimmungen stützt,  so  ist  es  Sache  der  Parteien,  dem  Gerichte 
die  bezüglichen  Gesetze  vorzulegen. 

Art.  34  des  tessinischen  Codice  di  procedura  civile  von  1899 
enthält  folgenden  Satz: 

I  giudici  applicano  d'ufßcio  il  diritto  federale,  ticinese  e  dei 
Oantoni  confederati.  Le  leggi  estere  e  gli  statuti  e  le  con- 
suetudini  locali,  invocati  dalle  parti,  dcTono  essere  giustificati. 

2.  Einzelne  Kantone  stehen  auf  dem  Standpunkte,  daas  der 
Richter  das  auswärtige  Recht  von  Amts  wegen  anzuwenden  habe, 
wenn  er  es  kennt. 

§  289  des  zürch.  Civ.-Proz,-Ge8.  bestimmt: 

Kommen  fremde  Gesetze  zur  Anwendung  (§§  1 — 7  des 
privatrechtlichen  Gesetzbuches),  so  hat  der  Richter  dieselben 
von  Amts  wegen  zu  beachten,  sofern  er  sichere  Kenntnis  von 
deren  Inhalt  besitzt. 

Indessen  ist  es  Sache  der  Partei,  welche  sich  auf  ein 
fremdes  Recht  beruft,  dessen  Inhalt  nötigenfalls  dem  Richter 
nachzuweisen. 

Niemals  kann  ein  rechtskräftiges  Urteil  wegen  Nichtbeach- 
tung oder  unrichtiger  Auslegung  fremder  Q^setze  angegriffen 
werden,  wenn  die  Parteien  versäumt  haben,  während  des  Pro- 
zesses sich  auf  dieselben  zu  berufen  und  dem  Richter  deren 
Inhalt  nachzuweisen. 

Nach  der  Vorlage  der  Subkommission  (Juni  1897)  wurde  im 
„Gesetze  betr.  den  Civilprozess"  noch  folgender  Zusatz  vorge- 
schlagen  (§  90): 

Vorbehalten  bleiben  die  Bestimmungen  des  Art.  2,  Abs.  2 
des  Bundesgesetzes  betreffend  die  civibechtlichen  Verhältnisse 
der  Niedergelassenen  und  Aufenthalter. 

Und  §  340  des  zürch.  Civ.-Proz.-Ges.  bestimmt: 

Beweis  darf  nur  auferlegt  oder  abgenommen  werden  über 
erhebliche  streitige  Tatsachen,  den  bestrittenen  Inhalt  fremder 
Gesetze,  von  welchem  der  Richter  nicht  ohnedies  sichere  Kennt- 
nis hat  und  über  den  Inhalt  lokaler  Gewohnheitsrechte. 

Gegen  diese  Bestimmung  sprach  sich  E.  Schurter,  a.  a.  0.  S.  50, 
aus,  indem  er  ausführte,  sie  enthebe  den  Richter  jeder  eigenen  Forsch- 
ung, sobald  er  erkläre,  dass  er  keine  sichere  Kenntnis  habe.  Femer 
betonte   Schurter,   die  Bestimmung   sei  verfehlt,   wenn   der  Beweis  be- 
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schränkt  werde  auf  den  bestrittenen  Inhalt  fremder  Gesetze;   denn  der 
Konsens  der  Parteien  darüber  kann  den  Richter  in  der  Tat  nicht  binden. 
§   151    des   Gesetzesentwnrfs  betreffend   den   Civilprozess  schlagt 
eine  Änderung  vor: 

Beweis  darf  nur  auferlegt  oder  abgenommen  werden  über 
erhebliche  streitige  Tatsachen,  den  Inhalt  fremden  Rechts,  von 
dem  der  Richter  keine  sichere  Kenntnis  hat,  sowie  über  be- 
stehende Handelsübungen  und  Ortsgebrauche. 

Das  Gesetz  betreffend  die  Civilrechtspflcge  für  den  Eanton  St.  Gallen 
von  1900  enthält  folgende  Bestimmung  (Art.  109): 

Der  Richter  hat  seino  Entscheidung  in  tatsachlicher  Hin- 
sicht nur  auf  die  Sachdarstellung  der  Parteien  und  die  Ergeb- 
nisse des  Beweisverfahrens  zu  stützen;  dagegen  hat  er  das  ein- 
heimische Recht  von  Amts  wegen  zur  Anwendung  zu  bringen, 
fremdes  und  Gewohnheitsrecht  aber  nur  dann,  wenn  er  entweder 
sichere  Kenntnis  von  dessen  Inhalt  hat,  oder  wenn  ihm 
dasselbe  durch  die  Partei,  welche  sich  darauf  beruft,  nach- 
gewiesen wird. 

Vorbehalten  sind  die  Bestimmungen  von  Art.  2,  Abs.  2  des 
Bundesgesetzes  betreffend  die  civilrechtlichen  Verhältnisse  der 
Niedergelassenen  und  Aufenthalter. 

§  210  der  Civilprozossordnung  des  Kantons  Glarus  (1860)  bestimmt: 

Bei  Beratung  des  Urteils  soll  der  Richter: 

a)  nur  diejenigen  Tatsachen  berQcksichtigen^  welche  von 
den  Parteien  angebracht  und  bewiesen  worden  sind, 

b)  die  bezüglichen  Landesgesetze,  die  Vorschriften  der 
Bundesverfassung,  der  Bundesgesetze  und  eidgenössischen 
Konkordate,  sowie  der  Staatsverträge  mit  dem  Auslande 
in  Anwendung  bringen,  auch  wenn  sie  von  den  Parteien 
nicht  angerufen  worden  sind. 

Der  Richter  hat  darnach  wohl  hauptsächlich  nur  das  inländische 
Recht  von  Amts  wegen  anzuwenden. 

3.  Soweit  die  Prozessgesetze  eine  Bestimmung  nicht  enthalten 
(und  dies  ist  die  Mehrheit),  darf  man  kaum  davon  ausgehen,  dass  das 
ausländische  Privatrecht  von  Amts  wegen  festzustellen  ist.  Freilich 
glaubte  sich  Schurter,  a.  a.  0.  8.  52,  im  entgegengesetzten  Sinne  aus- 
sprechen zu  dürfen.  Immerhin  kommt  auf  die  kantonalen  Normen 
nichts  an,  soweit  das  B.  G.  N.  u.  A.  eingreift. 

IV.  Vielfach  tcird  in  der  kantonalen  vnd  eidgenössischen  Gerichts- 
praxis  mit  einet'  Vereinbarung  der  Parteien  operiert. 
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1.  An  sich  steht  der  Ansicht  nichts  entgegen,  dass  die  Parteien 
sich  z.  B.  in  Verbindung  mit  einer  Prorogation  des  Forum  auch  dem 
objektiven  Rechte  dieses  Gerichts  unterwerfen.  Dies  wird  z.  B.  aus 
der  sog.  Spinnerkonvention  vom  Jahre  1874  (Handbuch  II,  S.  268  und 
269)  geschlossen  (R.  B.  des  Zürch.  O.  G.  1897,  Nr.  1).  Auch  ist  es 
statthaft,  dass  die  streitenden  Parteien  im  Prozesse  eine  Verständigung 
über  die  Anwendung  des  materiellen  Rechts  treffen.  Immerhin  muss 
man  mit  der  Annahme  eines  solchen  Vertrages  vorsichtig  umgehen,  — 
es  geschieht  aber  das  Gegenteil  davon.  Zunächst  ist  zweifellos  davon 
auszugehen,  dass  das  Benehmen  der  Parteien  hinsichtlich  der  Rechts- 
anwendung nur  soweit  eine  Bedeutung  hat,  als  es  einen  Schluss  ge- 
stattet darauf,  welches  Recht  sie  beim  Abschlüsse  des  Vertrages  als 
massgebend  angesehen  haben  (A.  E.  XX,  S.  874). 

2.  Die  schweizerischen  Gerichte  erblicken  aber  eine  stillschweigende 
Unterwerfung  der  Parteien  unter  das  interne  schweizerische  Recht  schon 
in  der  Tatsache,  dass  diese  unterlassen,  das  fremde  Privatrecht  anzu- 
rufen. Für  eine  solche  Bindung  liegt  nichts  vor,  namentlich  wenn  man 
bedenkt,  dass  die  Parteien  über  Rechtsnormen  sich  nicht  zu  äussern 
brauchen  und  dass  auch  Zugeständnisse  über  den  Sinn  und  die  Be- 
deutung derselben  im  Grunde  nichts  beweisen. 

Die  Richtigkeit  dieser  Auffassung  wurde  vom  zürcherischen  Handels- 
gerichte einmal  anerkannt  (H.  E.  XII,  S.  75)  mit  folgenden  Worten : 

Die  Parteien  haben  zwar  lediglich  vom  hiesigen  Rechte 
gesprochen,  indes  offenbar  nicht  in  der  Absicht,  auf  die  An- 
wendung desjenigen  Rechts  zu  verzichten,  welches  an  sich  zu- 
treffen würde,  und  es  muss  daher  diese  Rechtsanwendung  von 
Amts  wegen  erfolgen,  sofern  dem  Gerichte  sichere  Kenntnis  von 
dessen  Inhalt  zusteht. 

Allein  seither  ist  in  Zürich  konsequent  im  gegenteiligen  Sinne 
entschieden  worden.     Vgl.: 

a)  H.  E.  XVII,  S.  256.  Hier  wird  ausgeführt,  als  Erfüllungsort 
für  die  Lieferungsverbindlichkeit  des  Klägers  als  Verkäufers  sei 
Turin  anzusehen,  so  dass  hierfür  das  italienische  Recht  anzu- 
wenden wäre.     Dann  wird  weiter  gesagt: 

Die  Parteien  haben  indessen  unterlassen,  dem  Gerichte  den 
ihm  nicht  in  vollem  Umfange  bekannten  hier  in  Frage  stehen- 
den Inhalt  letztern  Rechts  nachzuweisen  und  nach  der  Vor- 
schrift von  §  289  Proz.-G.  ist  daher  auch  in  dieser  Hinsicht 
das  inländische  schweizerische  Recht  anwendbar. 
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h)  H.  E.  XVIII,  S.  77.  Hier  handelte  es  sich  um  den  Kauf  nord- 
amerikanischen Mehls.  Das  Handelsgericht  Zürich  führt  dazu  aus: 
Die  Parteien  haben  die  Frage  nicht  ausdrücklich  berührt, 
welches  örtliche  Recht  bei  dem  streitigen  Kauf  anzuwenden  sei, 
wenigstens  haben  sie  bei  ihren  rechtlichen  Ausführungen  offen- 
bar überall  nur  das  schweizerische  O.-R.  im  Auge  gehabt  und 
sie  sind  denmach  offenbar  damit  einverstanden,  dass  dieses  der 
Beurteilung  zugrunde  zu  legen  sei. 

c)  H.  E.  XVin,  8.  140,  Das  Handelsgericht  Zürich  hat  sich  hier 
folgendennassen  ausgesprochen : 

Da  die  Parteien  sich  über  die  Frage,  nach  welchem  Rechte 
der  Kaufvertrag  zu  beurteilen  sei,  nicht  näher  ausgesprochen 
bezw.  es  unterlassen  haben,  sich  ausdrücklich  auf  ein  fremdes 
Recht  zu  berufen  und  dessen  Anwendung  zu  verlangen,  so  recht- 
fertigt sich  schon  aus  diesem  Grunde  die  Annahme,  dass  die- 
selben sich  dem  hiesigen  schweizerischen  Rechte  unterworfen 
haben. 

d)  H.  E.  XVIII,  S.  287.  Es  handelte  sich  um  einen  Werkvertrag 
zwischen  einer  Zürcher  Firma  und  einem  Deutschen.  Das 
Handelsgericht  sprach  aus: 

Es  könnte  sich  fragen,  ob  nicht  wenigstens  für  die  Ver- 
pflichtungen des  Klägers  aus  dem  streitigen  Vertrage,  welche  im 
Prozesse  wesentlich  in  Betracht  fallen,  deutsches  Recht  als  das- 
jenige des  Wohnortes  des  Schuldners  und  somit  des  Erfüllungs- 
ortes (O.-R.  Art.  84,  Ziff.  2)  in  Anwendung  zu  bringen  sei. 
Allein  die  Parteien  haben  sich  übereinstimmend  auf  das  Schweiz. 
O.-R.  berufen  und  es  ist  daher  anzunehmen,  dass  sie  sich 
diesem  unterworfen  haben. 

e)  H.  E.  XIX,  S.  188.  Es  handelte  sich  um  ein  Kaffee-Termin- 
geschäft, „bekannte  Hävreser  Terminkonditionen ^.  Das  Handels- 
gericht führte  aus: 

Der  Beklagte  bat  sich  mit  Bezug  auf  die  Rechtsanwendung 
ausdrücklich  auf  das  Schweiz.  O.-R.  berufen  und  von  den 
Klägern  ist  nicht  die  Anwendung  des  französischen  Rechtes 
verlangt  worden,  welches  bekanntlich  durch  Gesetz  vom  28.  März 
1885  den  Differenzeinwand  ausschliesst.  Es  ist  daher  ohne 
weiteres  anzunehmen,  beide  Parteien  haben  sich  dem  hiesigen 
schweizerischen  Rechte  unterworfen  und  wollen  die  Streitsache 
nach  diesem  beurteilt  wissen. 

Unter  diesen  Umständen  bedurfte  es  —  so  sagt  das  Handels- 
gericht   weiter    —    keiner   Erörterung  der  Frage,   ob   Art.  512 
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O.-R.   nicht  auch  ohnedies  als  eine  Norm  öffentlichen  Bechtes 
ohne  weiteres  hätte  in  Anwendung  gebracht  werden  müssen. 

V.  Das  schweizerische  Bundesgericht  hat  sich  durch  seine  Praxis 
den  Weg  versperrt,  um  den  feinen  Fragen  des  internationalen  Privat- 
rechts  gerecht  zu  werden. 

1.  Unter  der  Herrschaft  des  frühem  Organisationsgesetzes  sprach 
das  Bundesgericht  aus,  es  sei  nicht  kompetent,  die  Anwendung  des 
ausländischen  Privatrechts  nachzuprüfen,  sondern  nur  darüber  stehe 
ihm  eine  Kognition  zu,  ob  ein  Rechtsyerhältnis  dem  fremden  oder  ein- 
heimischen Recht  unterstehe  (A.  E.  XI,  8.  363).  Morel  hatte  im 
Bundesstaatsrechte  III,  S.  159  und  160,  dagegen  ohne  Erfolg  opponiert. 

Ferner  nahm  das  Bundesgericht  den  Standpunkt  ein,  dass  die  An- 
rufung fremden  Rechtes  vor  dieser  Instanz  nicht  mehr  zulässig  sei 
(A.  E.  XIX,  S.  298). 

Aprös  les  explications  k  Taudience  de  oe  jour  . .  .  il  pour- 
rait  dtre  douteux  que  le  droit  suisse  füt  applicable  au  litige; 
ces  all6gations  n'ont  toutefois  pas  6t6  faites  devant  les  tribunaux 
cantonaux,  qui  ont  par  cons^quent  fait  applioation  des  disposi- 
tions  du  droit  suisse.  Or  Ton  sait  que  des  all6gu6s  nouveaux  ne 
peuvent  pas  dtre  portes  devant  le  Tribunal  f6d6ral  .  .  . 

2.  Ganz  besonders  bedenklich  ist  es,  dass  das  Bundesgericht  mit 
einer  vermeintlichen  Vereinbarung  der  Parteien  oder  mit  einer  Unter- 
werfung unter  das  einheimische  Recht  operiert.  Vereinzelt  findet  sich 
freilich  die  Bemerkung,  der  Richter  wäre  an  eine  prozessualische 
Vereinbarung  der  Parteien,  dass  ein  bestimmtes  Recht  anzuwenden  sei, 
nicht  gebunden;  denn  er  habe  die  Rechtsanwendung  von  Amts  wegen 
vorzunehmen  (A.  E.  XX,  S.  874). 

Allein  das  Gericht  operiert  in  verschwenderischer  Weise  gleichwohl 
mit  einer  stillschweigenden  Unterwerfung. 

Das  Bundesgericht  deduziert  aus  dem  prozessualischen  Vorgange, 
dass  nicht  fremdes  Recht  angerufen  wird,  auch  eine  Willenseinigung 
der  Parteien,  dass  z.  B.  auch  für  die  Verzugsfolgen  ausschliesslich  die 
materiellen  Grundsätze  des  schweizerischen  Rechtes  gelten  (A.  E.  XIX, 
S.  927/8)!     Vgl. 

A.  E.  XXIV,  2.  T.,  S.  395/6 : 

Zwar  ist  als  Erfüllungsort  Berlin  anzusehen,  so  dass  das 
Geschäft  nach  bekannten  Grundsätzen  des  internationalen  Privat- 
rechts dem  deutschen  Rechte,  insbesondere  also  dem  D.  H.  G. 
zu  unterstellen  wäre,  da  keine  Umstände  vorliegen,  die  darauf 


155 

m 

schliessen  lassen  könnten,  dass  nicht  der  Erfüllungsort  mass- 
gebend sein  solle  für  die  Frage  der  Reghtsanwendung.  Allein 
die  Parteien  haben  sich  übereinstimmend  auf  das  eidgenossische 
Obligationenrecht  berufen  und  nach  diesem  ist  die  Streitsache 
Yon  den  kantonalen  Instanzen  entschieden  worden.  Es  ist  daher 
anzunehmen,  es  habe  im  Willen  der  Parteien  gelegen,  auf  das 
streitige  Rechtsgeschäft  das  eidgenossische  Obligationenrecht  an- 
zuwenden und  unter  diesen  Umständen  ist  das  B.  G.  nach 
feststehender  Praxis  kompetent. 

A.  E.  XXVIII,  2.  T.,  S.  68: 

En  ce  qui  conceme  la  question  du  droit  applicable,  los  par- 
ties  Tont  pass6e  compl^tement  sous  silence  et  les  instances  can- 
tonales  elles-mdmes  n'ont  cit^  aucune  disposition.  Mais  le  silence 
des  parties  6quiyaut  k  la  reconnaissance  tacite  de  Tapplicabilit^ 
du  droit  f6d6ral,  puisque,  sans  cela,  elles  eussent  du  consid^rer 
le  tribunal  f6d6ral  comme  incomp^tent.  On  est  donc  fond6  k 
admettre  que  les  parties  ont  entendu  soumettre  leur  contrat  au 
droit  f6d6ral  des  obligations* 

Revue  XIV,  No.  16.     Hier  wird  vom  Bundesgerichte   ausgeführt, 

dasselbe  Recht  käme   zur  Anwendung,   wenn   man  die  Parteimeinung 

einzig  aus  den  Bestimmungen  des  Vertrages  deuten  müsste.   Dann  wird 

fortgefahren: 

Nun  haben  aber  die  Parteien  vor  der  ersten  kantonalen 

Instanz  sich  nicht  nur  beidseitig  für  die  Beurteilung  der  strei- 
tigen Punkte  auf  schweizerisches  Recht  berufen,  sondern  aus- 
drücklich dessen  Anwendung  verlangt.  Auf  Grund  dieses  Ver- 
haltens der  Parteien  im  Prozesse  darf  unbedenklich  angenom- 
men werden,  dass  sie  sich  von  Anfang  an  dem  eidgenössischen 
Rechte  haben  unterwerfen  wollen. 

3.  Das  Bundesgericht  ging  sogar  so  weit,  zu  sagen,  dass  die  Unter- 
lassung der  Parteien,  nach  Anleitung  des  kantonalen  Prozessrechts,  das 
fremde  Recht  nachzuweisen,  die  Anrufung  des  Bundesgerichts  aus- 
schliesse,  weil  dann  Bundescivilrecht  im  Sinne  der  kantonalen  Prozess- 
ordnung nicht  als  eidgenössisches  Recht,  sondern  als  Bestandteil  des 
kantonalen  Rechts  zur  Anwendung  gelange  (Revue  XIII,  No.  1 ;  A.  E. 
XX,  8.  873—875)! 

VI.  Es  kann  einem  begründeten  Zweifel  nicht  unterliegen,  dass 
auch  in  der  Schweiz  die  Außegung  des  Rechtssatzbeweises  bezüglich  des 
fremden  Rechts  zulässig  ist. 

1.  Auch  hier  ist  natürlich  der  Fall  speziell  ins  Auge  zu  fassen, 
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da   eine   vertragliche   Unterwerfung   unter  ein   fremdes  Privatrecht  in 
Frage  steht. 

2.  Das  Bundesgesetz  über  das  Verfahren  bei  dem  Bundesgerichte 
in  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  (A.  Slg.  II,  S.  77)  enthalt  in  Art.  3 
folgende  Bestimmung: 

Das  Bundesrecht  ist  durch  das  Gericht  von  Amts  wegen  an- 
zuwenden ;  hingegen  sollen  ausländische,  kantonale  oder  örtliche 
Rechtsgrundsätze  von  der  Partei,  welche  sich  auf  dieselben 
stützen  will,  angeführt  und  im  Falle  Widerspruches  nachge- 
wiesen  werden. 

Vielleicht  darf  diese  Norm  im  Sinne  des  unter  VI  aufgestellten 
Prinzipes  interpretiert  werden. 

Vn.  Die  Frage,  ob  wegen  Verletzung  des  fremden  Rechts  eine  Kos- 
sationsheschwerde  zulässig  sei,  ist  je  nach  dem  Stande  der  Gesetzgebung 
zu  beurteilen, 

1.  Da,  wo  das  fremde  Recht  als  eine  res  facti  angesehen  wird,  ist 
eine  Kassationsbeschwerde  ausgeschlossen,  wenn  der  Beweis  nicht  ord- 
nungsgemäss vor  den  untern  Instanzen  geführt  worden  ist 

2.  Speziell  ist  auf  §  289.3  Zürcher  Proz.-Ges.  zu  verweisen. 

3.  Immerhin  sind  Beschwerden  an  das  Bundesgericht  statthaft 
dann,  wenn  es  sich  um  die  Verletzung  von  Staatsvertragen  handelt 
(Art.  175,  No.  3.,  B.  G.  über  die  Organisation  der  Bundesrechtspflege). 

Anmerkungen. 

1.  In  Zürich  ist  entschiedqn  worden,  dass  die  Verletzung  ausländischer  klarer 
gesetzlicher  Bestimmungen,  sofern  solche  in  Zürich  zur  Anwendung  kommen  müssen, 
zur  Begiündung  einer  Nichtigkeitsbeschwerde  ebenso  geeignet  sei,  wie  die  Verletzung 
inländischer  Normen  (Streuli,  Kommentar  zum  Gesetze  betreffend  die  zürcherische 
Rechtspflege,  Nr.  34  zu  §  704). 

2.  Nach  den  hier  gemachten  Ausführungen  ist  dasjenige  zu  berichtigen,'  was 
ich  im  Handbuche  II,  S.  355  und  356  gesagt  habe. 


§  30.  Die  Mittel  der  Beweisführung  über  den  Inhalt  des  fremden 

Rechts.    Moderne  Bestrebungen. 

Meili,  Eine  offizielle  Heimstätte  für  das  Peregrinenrecht  der  modernen  "Welt  im  Jahr- 
buch der  internationalen  Vereinigung  für  vergleichende  Rechtswissenschaft  und 
Volkswirtschaftslehre  (I,  8.  25—59). 

I.    Die  Beweisführung  ist   auf  dem  Boden   des  bestehenden  Rechts 
verschiedenartig. 
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1.  Wenn  es  sich  um  Gebiete  handelt,  in  denen  gesetztes  Recht 
in  Form  von  vollständigen  Givilgesetzbüchern  oder  Spezialgesetzen  be- 
steht, wird  natürlich  die  Vorlage  derselben  verlangt,  sofern  da«  Gericht 
nicht  ohne  weiteres  darüber  in  seiner  Bibliothek  verfügt.  Dies  letztere 
trifft  wohl  überall  im  kontinentalen  Europa  zu  bei  den  europäischen 
Privatrechtsgesetzbüchem  (vgl.  dazu  Dudley  Field,  Draft  outlines 
Art.  657).  Im  Einzelfalle  ist  es  allerdings  notwendig,  sich  auch  mit 
Bechtsgutachten  angesehener  Juristen  auszurüsten.  Auch  Parere  von 
Kaufleuten  kommen  in  Frage.  Das  letztere  trifft  insbesondere  dann  zu, 
wenn  es  sich  um  den  Nachweis  bestimmter  Usancen  und  Gebräuche 
handelt. 

Die  Zürcher  Appellationskammer  hat  sich  in  einem  Entscheide 
(H.  E.  XI,  S.  200)  sehr  anerkennend  darüber  ausgesprochen,  dass  ihr 
durch  die  Produktion  von  Rechtsgutachten  die  Aufgabe  wesentlich  erleichtert 
worden  sei.  Jede  Partei  konnte  sich  freilich  auf  fünf  Gutachten  über 
den  Inhalt  und  die  Interpretation  des  österreichischen  Rechts  berufen,  — 
die  Juristen,  die  von  der  Partei  angerufen  wurden»  kamen  zu  kom- 
plet  divergierenden  Ansichten  und  Schlüssen. 

2.  Im  kontinentalen  Europa  erteilen  die  Gerichte  und  die  Staats- 
regierungen (Justizministerien)  auch  etwa  Auskunft  über  den  Inhalt 
des  bestehenden  Rechts.  Allein  sie  legen  sich  dabei  in  der  Regel  eine 
grosse  Reserve  auf  und  sie  geben  über  den  konkreten  Fall  ihre  An- 
sicht nicht  ab.  Es  ist  also  aussichtslos,  von  ihnen  formliche  Rechts- 
gutachten zu  erwarten,  —  Ausnahmen  bestärken  die  Regel.  Die  ge- 
ncmnten  Behörden  beschränken  sich  darauf,  zu  bestätigen,  dass  bestimmte 
Normen  existieren. 

3.  Das  Gesagte  trifft  auch  bezüglich  der  Schweiz  zu.  Das  schwei- 
zerische Bundesgericht  erteilt  keine  Rechtsgut  achten  und  ebensowenig 
das  eidgenössische  Justiz-  und  Folizeidepartement.  Zuweilen  hat  das 
letztere  auf  Verlangen  Erklärungen  darüber  abzugeben,  dass  das  Bundes- 
privatrecht  objektiv  bestimmte  Sätze  aufstelle,  aber  ohne  sich  über 
einen  Rechtsfall,  der  im  Ausland  pendent  ist,  auszusprechen.  In  dieser 
Weise  gehen  auch  etwa  kantonale  Justizbehörden  und  Obergerichte  vor. 

Das  zürcherische  Obergericht  erteilte  am  2.  Juni  1902  bezüglich 
einer  ihm  vom  Grossherzoglichen  Landgericht  Konstanz  unterbreiteten 
Anfrage  wegen  Erstattung  eines  Gutachtens  i.  S.  Müller-Ott  gegen 
Picard  die  Antwort,  es  müsse  es  ablehnen,  in  einer  seiner  Beurteilung 
nicht  unterliegenden  Streitsache   darüber   sich   auszusprechen,   ob   eine 
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Yerpflichtungsurkunde  als  Bürgschaft  oder  als  eine  Garantieverpflichtung 
oder  als  Schuldübernahme  zu  taxieren  sei.  Das  Obergericht  fand,  die 
Entscheidung  dieser  Frage  sei  Sache  des  erkennenden  Richters.  Unter 
diesen  Umstanden  beschränkte  es  sich  darauf,  die  aus  den  einzelnen 
Konstruktionen  sich  ergebenden  Eonsequenzen  zu  ziehen  und  zu  be- 
zeichnen. 

In  der  Tat  besteht  denn  auch  bei  solchen  Begutachtungen  durch 
die  Gerichte  die  grosse  Gefahr,  dass  nur  auf  ganz  bestimmte  Fragen 
ganz  kurze  Antworten  erteilt  werden,  die  irrefahren  und  dass  schon 
die  Fragen  unrichtig  gestellt  sein  können.  Dies  zeigte  sich  zur  Evidenz 
anlässlich  einer  Auskunft  des  zürcherischen  Obergerichts  i.  S.  Thur- 
gauische  Hypothekenbank  in  Frauenfeld  gegen  Geuser,  Augsburg,  1902. 

Die  im  Auslande  wirkenden  Konsularbeamten  der  Schweiz  sind 
nicht  in  der  Lage,  über  die  in  ihrem  Konsulärbezirke  bestehende  Gesetz- 
gebung oder  Gerichtspraxis  Zeugnisse  auszustellen.  Jedenfalls  könnten 
dieselben  in  einem  konkreten  Falle  nicht  als  authentische  Erklärungen 
gelten.  Die  betrefl^euden  Zertifikate  müssen  von  einem  Beamten  des- 
jenigen Staates  erteilt  werden,  um  dessen  Gesetzgebung  und  Gerichts- 
praxis es  sich  handelt. 

Auch  in  Italien  wird  angenommen,  dass  die  Konsuln  eine  formelle 
Bestätigung  über  den  Inhalt  des  fremden  Privatrechts  zu  erteilen  nicht 
in  der  Lage  seien  (Mattirolo  4.  ed.  VI,  No.  1221). 

4.  Besonders  schlimm  steht  die  Sache,  wenn  es  sich  darum  handelt, 
den  Nachweis  über  englisch-amerikanisches  Recht  zu  leisten. 

Seitens  der  k.  grossbritannischen  Regierung  oder  ihrer  Gerichte  wer- 
den authentische  Auskünfte  über  das  in  England  bestehende  Recht  nicht 
erteilt.  Der  einzig  mögliehe  Weg,  um  sich  darüber  zu  orientieren,  liegt 
in  der  Einholung  von  Rechtsgutachten.  Ein  mit  amtlicher  Authentizität 
ausgestelltes  Zeugnis  über  englisches  Recht  ist  nicht  zu  erlangen,  was 
natürlich  auch  mit  der  Tatsache  zusammenhängt,  dass  das  englische 
Recht  der  grossen  Hauptsache  nach  der  Kodifikation  entbehrt.  —  Das 
deutsche  Reichsgericht  hat  auf  die  schriftliche  Begutachtung  eines  ameri- 
kanischen Juristen,  von  dem  gesagt  wurde,  er  sei  kompetent  to  give 
evidence  of  the  laws,  abgestellt  (R.  G.  Strafs.  XXX,  S.  259). 

Was  auf  der  andern  Seite  den  Nachweis  fremder  Gesetze  für  eng- 
lische Gerichte  anbetrifft,  so  hat  die  englische  Gesetzgebung  eine  Reihe 
gesetzlicher  Bestimmungen  erlassen,  die  sich  auf  die  Beweisleistung 
über  Kolonialrecht  und  auswärtige  Gesetzgebung  beziehen.  Vgl.  Taylor, 
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Treatise  on  the  law  of  evidence  as  administered  in  England  and  Ire- 
land  with  illustrations  from  the  American  and  other  Foreign  laws,  6th  ed., 
London  1872,  I  p.  17  ff.  Speziell  wurde  (Hirschfeld  in  Quarterly 
Review  XI,  p.  241)  1861  ein  Gesetz  erlassen  für  die  bessere  Erhär^ 
tang  des  Rechts  auswärtiger  Staaten  (for  the  better  ascertainement  of  the 
law  of  foreign  countries).  Allein  zu  einer  praktischen  Bedeutung  ge- 
langte dieses  Gesetz  nicht,  denn  es  wurden  darauf  gestützt  keine  Staats- 
verträge abgeschlossen. 

Im  englisch-amerikanischen  Rechtsgebiete  genügen  mündliche  oder 
schriftliche  Explikationen  von  auswärtigen  angesehenen  Rechtsgelehrten. 
Doch  werden  mit  Vorliebe  auswärtige  Juristen  als  Zeugen  abgehört, 
ganz  speziell,  wenn  es  sich  um  ungeschriebene  Gesetze  (Gewohnheitsrecht 
und  Usancen)  handelt.  Vgl.  Story,  §  642 :  The  usual  course  is  to  make 
such  proof  by  the  testimony  of  competent  witnesses,  instructed  in  laws, 
customs  and  usages,  under  oath.  Sometimes  however  certificates  of 
persons  in  high  authority  have  been  allowed  as  evidence  without  other 
proof.  Übrigens  genügt  u.  U.  auch  schon  praktische  Kenntnis  des 
fremden  Rechts  (vgl.  die  lehrreichen  Beispiele  bei  Wharton,  §  775). 
Aber  Phillimore  FV,  §  910,  p.  741,  führt  aus,  dass  ein  Nichtjurist  in 
England  diesfalls  nur  dann  als  Zeuge  abgehört  werden  könne,  wenn 
es  sich  um  auswärtige  Gewohnheiten  oder  Usancen  handle. 

W.  Vocke,  Handbuch  der  Rechtspflege  in  den  Vereinigten  Staaten 
von  Nordamerika,  Köln  1891,  S.  64  u.  65,  führt  folgendes  aus: 

Fremde  Gesetze  und  Urkunden  werden  in  der  Regel  durch 
von  der  Landesjustizbehörde  beglaubigte  Abschriften  bewiesen, 
wobei  zu  bemerken  ist,  dass  auch  die  Rechtsgültigkeit  der  betr. 
Akte  durch  die  zuständige  Behörde  bescheinigt  werden  muss; 
eventuell  ist  auch  mündliches  Zeugnis  bezw.  Gutachten  von 
Rechtskundigen  darüber  zulässig.  Die  Beglaubigung  soll  das 
Siegel  des  Staates,  dessen  Gesetze  in  Frage  kommen,  tragen; 
andernfalls  ist  die  Richtigkeit  der  Abschrift  durch  einen  Zeugen 
zu  beweisen,  der  dieselbe  mit  dem  Urtext  verglichen  hat. 

n.  Es  sind  Bestrebungen  im  Gange,  die  Beweisführung  international 
zu  erleichtern, 

1.  Wie  schwer  es  ist,  im  einzelnen  Falle  den  Nachweis  fremden 
Rechtes  zu  leisten,  weiss  jeder,  der  in  der  Praxis  tätig  gewesen  ist. 
Ich  zitiere  nur  einige  Beispiele. 

a)   Barrillet  hebt  im  Journal  VU  1880,  p.  348,  Note  1  hervor,  es 
sei  einem  türkischen  Israeliten  nicht  möglich  gewesen,  ein  Gut- 
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achten  darüber  beizubringen,   ob  der  türkische  Staat  die  Schei- 
dung unter  israelitischen  Türken  gestatte. 

h)  Die  Appellationskammer  Zürich  legte  1886  das  Geständnis  ab, 
es  sei  mit  auch  nur  annähernder  Sicherheit  nicht  zu  bestimmen,  ob 
das  österreichische  Ehescheidungsrecht  auf  dem  Territorial-  oder 
Nationalitätsprinzip  beruhe  (H.  E.  V,  S.  157). 

c)  Die  zürcherischen  Gerichte  erklärten,  sie  seien  nicht  in  der 
Lage,  das  ungarische  Recht  von  Amts  wegen  anzuwenden^  da  sie 
keinerlei  sichere  Kenntnis  von  dessen  Inhalt  besitzen  (H.  E.  X, 
S.  338/9). 

d)  Ein  sehr  verdienstlicher  englischer  Autor  sagt,  es  sei  ihm  un- 
möglich gewesen,  über  die  Materie  der  Exekution  fremder  Ur- 
teile in  der  Schweiz  die  nötige  Auskunft  oder  die  Gesetze  zu 
erhalten  (von  wenigeit  Ausnahmen  abgesehen).  Vgl.  Piggott, 
Foreign  judgments,  Part  II  1881,  p.  123  ....  it  has  been  found 
impossible  to  obtain  either  Information  on  the  subject,  or  copies 
of  these  codes  except  from  a  very  few  of  the  Cantons. 

2.  Um  diesen  Schwierigkeiten  zu  begegnen,  wurden  verschiedene 
Ideen  geäussert. 

Pasquale  Fiore  hat  schon  vor  mehreren  Dezennien  den  Vorschlag 
gemacht,  Staatsverträge  abzuschliessen,  auf  Grund  deren  die  Gerichte 
der  einzelnen  Staaten  verpflichtet  würden,  über  das  bestehende  Recht 
den  Gerichten  der  andern  Staaten  Auskunft  zu  erteilen  und  zwar  unter 
Vermeidung  des  diplomatischen  Verkehrs  (Pasq.  Fiore,  Diritto  interna- 
ziouale  private,  3.  ed.  I,  No.  270).    Ihm  folgte  Pierantoni. 

Laurent  trat  energisch  dafür  ein,  dass  die  fremden  Gesetze  und 
Kommentare  unter  den  Staaten  ausgetauscht  werden  (Droit  civil  inter- 
national II,  No.  272,  p.  497).  J'invoque  l'appui  de  la  diplomatie  pour 
obtenir  Techange  international  des  lois,  des  commentaires,  et  pour  pre- 
sider  au  travail  de  traduction.  Ceci  n'est  encore  qu'un  petit  commen- 
cement  de  Toeuvre  k  laquelle  eile  est  appelee:  realiser  la  communion 
de  droit  entre  les  nations.  Aber  Laurent  geht  noch  weiter:  II  faut 
que  les  principes  du  droit  international  priv6  soient  d^poses  dans  des 
traites ;  et  Ton  pourrait  y  joindre,  pour  chaque  pays,  les  extralts  des 
lois  etrangeres  qui  se  rapportent  aux  relations  internationales,  et  que 
les  tribunaux  etrangers  sont  dans  le  cas  d'appliquer. 
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• 

Man  sprach  vielfach  von  einem  internationalen  Bureau,  dem  die 
Befugnis  zu  erteilen  wäre,  amtliche  Auskunft  über  fremdes  Recht  zu 
erteilen  (v.  Bar  I,  8.  HO;  Lehrbuch  S.  27  und  28).  Der  genannte 
Jurist  findet  an  letzterer  Stelle,  es  wäre  zweckmässig,  wenn  die  Re- 
gierung eines  jeden  Staates  eine  Anzahl  vertrauenswürdiger  Rechtsge- 
lehrter bekannt  gebe  oder  eine  aus  solchen  bestehende  Kommission 
einrichten  würde,  welche  über  die  einzelnen  Rechtsn^aterien  für  den 
internationalen  Gebrauch  Gutachten  abgeben  konnten,  ohne  dass  den- 
selben formell  bindende  Kraft  zukommen  würde. 

Zitelmann  (Internationales  Privatrecht  I,  S.  290  u.  291)  regte  den 
Gedanken  an,  jeder  Staat  solle  eines  und  nur  eines  seiner  Gerichte 
anweisen,  auf  Anfragen  fremdstaatlicher  Gerichte  (oder  auf  Anfrage 
der  von  diesen  autorisierten)  eine  Belehrung  über  das  in  seinem  Staate 
geltende  Recht  abzugeben  und  dass  jeder  Staat  einen  solchen  Bescheid 
als  für  seine  anfragenden  Gerichte  bindend  erkläre. 

In  Italien  ist  vorgeschlagen  worden,  beim  Justizministerium  solle 
eine  Abteilung  für  vergleichende  Gesetzgebung  ernannt  und  ihr  u.  a. 
das  Recht  eingeräumt  werden,  Bescheinigungen  über  das  Bestehen  und 
den  Inhalt  von  italienischen  und  ausländischen  Gesetzen  auszustellen: 
„eine  derart  ausgestellte  Bescheinigung  soll  bis  zum  Beweis  des  Ge- 
genteils Beweiskraft  im  Prozesse  haben  ^.  Todaro  Bella  Oalia  schlug 
nämlich  vor,  folgendes  zu  sagen: 

Die  Abteilung  stellt  Bescheinigungen  über  das  Bestehen 
und  den  Inhalt  von  italienischen  und  ausländischen  Gesetzen 
aus;  die  derart  ausgestellte  Bescheinigung  soll  Beweiskraft  im 
Prozess  vor  den  italienischen  Kollegen  bis  zum  Beweb  des 
Gegenteils  haben. 

Vgl.  Mitteilungen  der  internationalen  Vereinigung  für  vergleichende 
Rechtswissenschaft  und  Volkswirtschaftslehre  1908,  II.  Jahrg.,  S.  124 
und  125. 

An  dem  in  Paris  stattgefundenen  Kongress  über  vergleichendes 
Recht  (1900)  wurde  eine  ständige  Kommission  eingesetzt,  welche  die 
Bildung  eines  Institut  international  anstreben  soll  mit  folgenden  Haupt- 
zwecken (Journal  XXVIII  1901,  p.  217): 

1.  die   Gesetzestexte    der   verschiedenen   Staaten,   sowie    die   Prä- 
judizien zu  sammeln  und  zu  publizieren; 

2.  in   einzelnen   Materien    auf   eine  Übereinstimmung   der   Gesetz- 
gebungen hinzuarbeiten ; 

Meili,  Intomationalet  ClTilprozestrecht.     .  11 
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8.  über   nicht    kontroverse    Gegenstände    der   Oesetzgebimgen   die 
Ausstellung  von  certificats  de  coutume  zu  erleichtern. 

Das  Institut  de  droit  international  nahm  den  Gedanken  auf,  es 
sollten  den  Regierungen  Mittel  und  Wege  vorgeschlagen  werden,  um 
den  Beweis  der  fremden  Gesetze  vor  den  Gerichten  zu  sichern.  Auf 
Grund  eines  Referats  von  C.  Norsa  und  eines  Vorschlages  desselben 
Juristen,  sowie  eines  solchen  von  Pierantoni  (Annuaire  1885/1886  VIII, 
p.  234 — 270)  fasste  das  Institut  in  Brüssel  seine  Gedanken  in  folgenden 
Vorschlägen  zusammen  (p.  271  und  272). 

Propositions  pour  an  accord  international  aux  fins  de  Tin- 
stitution  d'un  comit^  international  permanent  pour  facüiter  aux 
gouvemements  et  aux  citoyens  de  chaque  pays  la  connaissance 
des  lois  actuellement  en  vigueur. 

L'Institut  ^met  les  vqbux  suivants: 

1.  Que  les  gouvemements  s'engagent  k  se  communiquer  les 
lois  qui  sont  en  vigueur  et  qui  seront  promulgu^es  ult6rieure- 
ment  dans  leurs  Etats  respectifs,  conform6ment  k  oe  qui  suit. 

2.  Que,  parmi  les  lois  k  communiquer,  on  comprenne: 

a)  Les  Codes,  les  lois  et  les  r^glements  qui  concement  le 
droit  civil  et  commercial,  le  droit  p^nat,  les  proc6dures  ci- 
vile  et  p6nale,  y  compris  Celles  qui  regardent  la  faillite 
ou  le  concours  des  creanciers,  et  Porganisation  judiciaire. 

h)  Les  lois  et  les  r^glements  qui  se  rapportent  au  droit 
administratif  et  public  int^rieur,  quand  ils  auront  un 
int^r^t  g6n6ral  pour  les  Etats  et  pour  les  citoyens 
de  diverses  nations. 

c)  Les  traites,  les  Conventions  et  les  accords  intemationaux, 
ou  les  dispositions  y  contenues,  concernant  les  rapports 
de  droit  civil  ou  d'int6rdt  6conomique,  abstraction 
faite  des  rapports  purement  politiques. 

d)  Les  lois  et  les  r^glements  6dict68  par  suite  des  dits 
accords  intemationaux,  de  quelque  forme  qu'ils  soient, 
ou  traites  d'union  avec  divers  Etats,  ou  Conventions 
internationales  speciales  avec  Tun  d'eux. 

Le  comit6  k  instituer  d'apr^s  le  No.  3  pourra  y  ajouter 
d'autres  cat6gories. 

3.  Un  comit6  international  permanent^  compos^  de  d6l6gues 
nomm6s  par  les  gouvemements,  sera  institue  dans  le  but  de 
recevoir  les  lois  etc.,  qui  seront  communiqu6es,  de  les  conserver 
et  d'en  faire  une  Classification  systematique. 
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4.  Chaque  annee,  par  les  soins  du  comit^  permanent,  il 
sera  r6dig6,  en  fran^ais,  an  tableau  g6n6ral  de  toutes  les  lois,  etQ. 
commaniqu6es  par  les  divers  Etats,  en  suivant  la  Classification 
indiqu^e  ci-dessus. 

Das  Institut  kam  in  Heidelberg  1887  auf  den  Bescliluss  von 
Brüssel  zurück  und  brachte  einige  Änderungen  darin  an,  insbesondere 
hinsichtlich  No.  8,  der  nun  folgendermassen  gefasst  wurde  (Annuaire 
1887/1888  IX,  p.  311  und  312): 

Que,  dans  chaque  Etat,  ces  divers  documents  soient  r6iinis 
dans  un  d^pöt  central,  rendu  accessible  au  public. 

Das  Institut  kam  in  Hamburg  1891  noch  einmal  auf  die  Materie 
zurück  und  nahm  dann,  auf  den  Bericht  von  Pierantoni,  folgende  Re- 
solutionen an  (Bev.  de  dr.  i.  1891  XXHI,  p.  525): 

1.  L'Institut  d6clare: 

a)  Que  dans  l'etat  actuel  de  la  science  du  droit  et  des 
rapports  internationaux,  et  en  pr6sence  du  plus  grand 
nombre  de  lois  61abor6es  dans  les  ptiys  civilis^s,  la 
preuve  des  lois  6trangöres  ne  peut  dtre  une  question 
de  fait  abandonnee  k  Tinitiative  des  parties. 

b)  Qu'il  est  ndcessaire  de  fixer  des  r^gles  g6n6rales  et 
uniformes  k  substituer  aux  differents  usages  qui  sont 
en  vigueur. 

2.  L'Institut  6met  le  vodu  que,  par  accords  internationaux, 
les  Etats  s^obligent  k  TappHcation  des  r^gles  suivantes: 

a)  Quand,  dans  un  procös  civil,  il  y  a  nScessitö  d'ap- 
pliquer  une  loi  4trang^re  sur  Texistence  et  le  sens  de 
laquelle  les  parties  ne  sont  pas  d'accord,  le  juge,  le 
tribunal  ou  la  cour,  sur  la  demande  des  parties  ou 
d*office,  d6clarera,  dans  une  d^cision  pr6paratoire, 
quels  sont  les  lois  ou  les  points  de  droit  n6cessaires 
pour  vider  Taffaire. 

b)  Le  jage  ou  le  president  d^livrera,  dans  le  plus  court 
d61ai  possible,  des  lettres  rogatoires  qui,  par  Tinter- 
mediaire  du  minist^re  de  la  justice  et  du  ministöre 
des  affaires  ^trangSres,  seront  remises  au  minist^re  de 
la  justice  de  TEtat  dont  on  veut  connattre  les  lois 
ou  certains  points  de  droit. 

c)  Le  minist^re  de  la  justice  de  ce  dernier  Etat  rSpondra 
k  la  demande  faite,  en  s^abstenant  de  tout  conseil  ou 
avis  sur  toute  question  de  fait,  et  en  se  bornant  k 
attester  Texistence  et  la  teneur  des  lois. 
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d)  D^8  que  les  textes  des  lois  et  las  certificats  auront  6t6 
remis  au  tribuoal,  Us  seront  dSpos^s  au  greffe,  et, 
sur  requdte  de  la  partie  la  plus  diligente,  la  proc6dure 
reprendra  son  cours. 

Das  Institut  beschloss  in  Hamburg  —  nach  Einsicht  einer  Zuschrift 
des  eidgenössischen  Justiz-  und  Polizeidepartements  vom  27.  August  1891 
an  Prof.  Rivier  —  folgende  Resolution  (R.  de  dr.  i.  XXIII,  S.  524  u.  525): 

L'Institut  6met  le  ycbu  qu^une  union  internationale  soit 
formte,  au  moyen  d'un  trait^  auquel  seraient  invit^s  k  adh6rer 
tous  les  Etats  civilis^s,  en  vue  d'une  publication  aussi  universelle, 
aussi  prompte  et  aussi  uniforme  que  possible  des  trait6s  et  Con- 
ventions entra  les  Etats  faisant  partie  de  TUnion. 

In  der  zitierten  Zuschrift  des  eidgenössischen  Justiz-Departements 
war  gesagt :  le  Conseil  f6d6ral  suisse  reconnaissant  tous  les  Services  que 
pourrait  rendre  une  Union  internationale  pour  la  publication  des  trait6s 
et  Conventions  entre  les  divers  Etats,  serait  dispose  k  prendre  Tinitiative 
des  d^marches  diplomatiques  pour  sa  cr6ation.  Gleichzeitig  hatte  auch 
der  belgische  König  Herrn  Rolin-Jaequemins  ermächtigt,  im  Institut 
für  internationales  Recht  zu  erklären,  dass  auch  er  bereit  wäre,  die 
Initiative  in  dieser  Sache  zu  ergreifen. 

Für  die  Session  von  Genf  (1892)  hatte  v.  Martens  ein  zusammen- 
fassendes Referat  ausgearbeitet  und  zugleich  den  Entwurf  für  eine 
Konvention  und  für  ein  Ausführungsreglement  vorgelegt  (Annuaire  XU, 
p.  234—289). 

Die  Versammlung  des  Instituts  für  internationales  Recht  diskutierte 
in  Genf  die  vorgelegte  Konvention  (Annuaire  a.  a.  0.,  p.  289 — 252) 
und  man  einigte  sich  auf  folgende  Projekte  (p.  252—256). 

1. 

Avant-Projet  d'une  Convention  concemant  la  cr6ation  d'une 
Union  internationale  pour  la  publication  des  trait^s. 

Le  conseil  f6d6ral  de  la  Oonf6d6ration  suisse,  etc.,  etc , 

anim^s  du  d6sir  de  faciliter,  autant  que  possible,  la  connaissance 
prompte  et  exacte  de  tous  les  trait6s,  Conventions  et  arrangements 
intemationaux  quelconques  conclus  entre  eux  ou  par  les  gouver- 
nements  contractants  avec  d'autres  6tats  non  contractants,  ont 
r6solu  de  condure  la  pr68ente  Convention,  afin  d^assurer  la 
publication  des  actes  intemationaux  susmentionn^s  et  ont  nomm6, 
etc.;  etc.,  etc.  .  .  .,  lesquels,  apr^s  s^dtre  communiqu6  leurs  pleins 
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pouvoirs,  trouY^s  en  bonne  et  due  forme,  sont  convenos  des 
articleB  suivants. 

Artiole  I^.  II  est  6tabli,  par  an  aocord  de  tous  les  gouver- 
nements  ....  et  de  tous  les  gouvenieineiits  qui,  k  rayenir, 
aco6deroiit  k  la  präsente  Convention,  une  assooiation  soos  le  titre 
de:  Union  internationale paur  la  puhliccUion  des  traiUs, 

Artiole  IE.  Cette  nnion  a  pour  bat  de  publier,  k  frais 
commons,  et  de  faire  connattre,  promptement  et  exactement^  les 
engagements  intemationanx  de  qaelque  natore,  forme  ou  port6e 
qa'ils  puissent  dtre,  conclus  par  les  diff^rents  6tat8  oontraotants. 

Article  HI.  A  cette  fin,  il  sera  cr66,  k  Beme,  an  bareaa 
international  charg6  de  la  publication  des  trait6s. 

Un  röglement  special,  fixant  le  fonctionnement  de  ce  bureaa, 
est  annex6  k  la  präsente  conyention  et  aara  la  mdme  force 
obligatoire. 

Article  IV.  Le  bareaa  international  publiera  an  recueil 
intital6  „Recueil  international  des  traüSs.^  Cette  pablioation  sera 
reconnae  comme  Forgane  officiel  de  l'anion  internationale  poar  la 
pablication  des  trait6s  et  fera  preuve  deyant  les  tribanaax  des 
6tat8  contractants. 

Article  Y.  Les  parties  contractantes  s'engagent  k  communiqaer 
aossi  promptement  qae  possible  aa  bureaa  international,  poar 
dtre  pabli^s  dans  le  Recaeil  international  des  trait6s,  les  dooaments 
saiyants. 

10  Tons  les  trait6s,  Conventions,  d^arations  oa  aatres  actes 
intemationanx  ayant  force  obligatoire  poar  les  6tat8  signataires 
de  la  präsente  Convention  et  qai  seront  pabli^s  dans  ces  diff^rents 
pays;  ne  sont  pas  exdas  de  cette  commanioation  les  actes 
intemationanx  conolos  par  les  goavernements  contractants  avec 
les  6tat8  qai  n'ont  point  aoc6d6  k  la  präsente  anion  internationale ; 

2^  toates  les  lois,  ordonnances  ou  rdglements  Interieurs 
publi^s  par  les  gouvemements  contractants  dans  leurs  pays 
respectifs  en  ex^ution  des  trait6s  ou  Conventions  sign6s  en  leur 
nom  et  ratifi^s; 

3<^  les  proc^verbaux  des  congr^  intemationanx  ou  Con- 
ferences qui  seront  transmis  au  bureau  international  par  les 
soins  de  Tötat  sur  le  territoire  duquel  auront  lieu  ces  congris 
ou  Conferences; 

4t^  les  circulaires  ou  Instructions  que  ces  gouvemements 
adresseront  k  leurs  agents  diplomatiques  ou  consulaires  en  vue 
d*assurer  rex6cution  uniforme  des  engagements  intemationanx 
pris  par  eux,   etant  stipuie  qu'il  dopend  de  rappr6ciation  de 
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chaque  gouTernement  de  communiquer  au  boreau  international 
teUe  circulaire  ou  instruction  qu'il  jugera  convenable. 

Article  VI.  Tons  les  documents  mentionn^s  dans  Tarticle 
pr6c6dent  seront  communiqu^s  au  bureau  international  dans  la 
langue  originale  et  accompagn6s  6ventuellement  d'une  traduction 
fran^aise. 

Article  YII.  Tous  les  documents  communiques  officiellement, 
en  vertu  de  Farticle  Y,  au  bureau  international  seront  publica 
dans  le  Recueil  international  des  trait^s  d'apr^s  le  texte  authentique 
et  dans  la  langue  originale,  sans  la  moindre  modification  de 
l'acte  communiqu6. 

Les  actes  intemationaux  non  conclus  en  fran^is  seront  publi^s 
avec  une  traduction  frangaise  reconnue  express^ment  par  les 
parties  contractantes  comme  conforme  au  texte  authentique  du 
trait6  et  comme  ayant  force  obligatoire  pour  elles. 

Toute  exception  k  cette  r^gle  g6n6rale  doit  dtre  constat6e 
formeUement  et  mentionn6e  en  t^te  de  Tacte  publik. 

Article  YIII.  Tous  les  actes  intemationaux  seront  publi6s 
sans  commentaire  par  le  bureau  international. 

Article  IX.  Les  ^tats  contractants  ou  acc^dants  s'engagent 
k  communiquer  au  bureau  international  tous  les  actes  intemationaux 
6nonc6s  a  l'article  Y,  1^,  dans  le  d61ai  de  deux  mois  apr^  leur 
mise  en  yigueur;  tous  les  autres  actes  6num4r6s  k  Tarticle  Y 
(2^,  3<»  et  4^),  dans  le  d^lai  d'un  mois  apr^s  leur  publication 
ou  mise  k  exöcution. 

Article  X.  La  presente  Convention  restera  en  vigueur  pendant 
cinq  ans,  k  partir  de  r6change  des  ratifications. 

Article  XI.  Sur  la  demande  d'un  gouvemement  contractant 
ou  accedant,  une  nouvelle  conf6rence  internationale  pourrait  dtre 
convoquee  apr^s  Texpiration  du  terme  de  cinq  ans,  afin  d'introduire 
les  amSliorations  ou  les  modifications  qui  seraient  jug^s  utiles 
ou  n6cessaires. 

Article  XII.  Si,  douze  mois  avant  l'expiration  des  cinq 
premi^res  ann^es,  aucune  demande  pr6vue  par  Farticle  pr6c6dent 
n^a  et6  faite,  la  präsente  Convention  restera  en  vigueur  pendant 
les  cinq  annees  suivantes  et,  ainsi  de  suite,  de  cinq  en  cinq  ans. 

En  foi  de  quoi,  etc. 

2. 

Avant-Projet  d'un  reglement  d'execution  de  la  Convention 
instituant  un  bureau  international  pour  la  publication  des  trait6s. 
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/.  Organisation  du  bureau  international. 

Article  I»^  Le  bureau  international  sera  organis^  par  les 
Boins  du  gouvemement  de  la  Conf6d6ration  soiase  dans  les 
conditions  d6termin6e8  par  les  articles  suivants. 

Article  IL  Le  personnel  du  bureau  international  sera 
nomme  par  le  gouvemement  f6d6ral  suisse,  qui  communiquera 
aux  ^tats  contractants  ou  accedants  les  mesures  prises  pour  le 
fonctionnement  r6g^er  de  Tinstitution. 

Article  IIL  Le  gouvemement  f6d6ral  suisse  veillera  k  la 
marcbe  r^guli^re  du  bureau  international.  II  fera  les  avanoes 
de  fonds  n^cessaires  pour  la  premi^re  Installation  du  bureau 
international,  surveillera  les  depenses  faites  et  6tablira  le  compte 
annuel. 

Article  lY.  Un  rapport  sur  les  travaux  et  la  gestion 
financi^re  du  bureau  international  sera  adress^  chaque  ann6e 
aux  gouvernements  int^re8868. 

Article  Y.  Le  bureau  international  a  le  droit  de  correspondre 
directement  avec  tous  les  gouvernements  int^ress^s  et  de  demander 
tous  les  renseignements  n^cessaires  pour  assurer  la  publication 
prompte  et  exacte  des  documents  qui  lui  sont  communiqu^s  en 
vertu  de  Tarticle  Y  de  la  Convention. 

Aux  demandes  de  renseignements  ou  d'^claircissements  de 
la  part  du  public,  le  bureau  international  r^pondra  dans  les 
limites  de  sa  comp6tence  et  dans  la  mesure  des  moyens  dont  ü 
dispose. 

//.  Becueil  international  des  traitis, 

Article  YI.  II  sera  publik,  cbaque  ann6e,  au  moins  un 
volume  du  Recueil  international  des  traites. 

Article  YII.  Chaque  volume  contiendra,  outre  le  texte  des 
documents  communiques  par  les  gouvernements  contractants  ou 
accedants,  une  table  chronologique  et  des  matiöres. 

Article  YIIL  Chaque  gouvemement  recevra  des  exemplaires 
du  Recueil  international  des  traites  dans  la  proportion  du  nombre 
d'unit^s  contributives. 

///.     Budget,     Ripartiiion  des  frais  du  bureau  international. 

Article  IX.  Le  budget  du  bureau  international  est  estim^ 
approximativement  k  une  centaine  de  mille  francs. 

Article  X.  Ce  budget  sera  alimente  au  moyen  d'une  contri- 
bution  proportionelle  des  6tats  contractants  ou  accedants  et  des 
ressources  provenant  des  abonnements  au  recueil  de  Tunion  en 
dehors  de  la  cotisation  des  divers  6tats. 
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Articie  XL  En  vue  de  d^terminer  öquitablement  la  part 
oontributive  des  6tats  contraotants  oa  aoc^dants,  ceux-oi  sont 
divis^B  en  six  clawes,  contribaant  chacune  dans  la  proportion 
d'un  oertain  nombre  d'unit^s,  savoir: 

l'*  daase  25  unit^s; 


2« 

11 

20 

3« 

ft 

15 

4« 
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Articie  Xu.  Cbacnn  des  ooefficients  ci-dessus  sera  multipli6 
par  le  nombre  d'6tats  de  la  classe  correspondante,  et  la  somme 
des  produits  ainsi  obtenus  foumira  le  nombre  d'unit^s  par  lequel 
la  d^pense  totale  doit  dtre  divis^e.  Le  quotient  donne  Fonit^  de 
dSpense,  et,  pour  obtonir  le  montant  de  la  oontribution  de  chaque 
6tat  dans  les  frais  du  bureau  International,  il  suffira  de  multiplier 
cette  unit^  par  le  coefficient  de  la  classe  k  laquelle  cet  6tat  appartient. 

Das  Institut  fiir  internationales  Recht  legte  diese  zwei  Vorprojekte 
dem  schweizerischen  Bundesrate  vor  und  diese  Behörde  wandte  sich 
durch  eine  Zirkularnote  vom  4.  Oktober  1892  an  die  Vertreter  aller 
sivilisierten  Völker.  Dieser  Vorgang  ist  so  wichtig,  dass  die  Note  ver- 
dient, hier  wörtUch  wiedergegeben  zu  werden. 

Monsieur  le  Ministre, 

Votre  ExceUence  n^ignore  pas  les  difficult£s  multiples  qu^occa- 
sionne  fort  souvent  la  recherohe  du  texte  authentique  d'un  trait6 
condu  entre  Etats  ^trangers.  II  arrive  mdme  qu'apr^s  de  labo- 
rieuses  et  penibles  recherches  le  r^sultat  obtenu  ne  r6pond  pas 
aux  e£Port8  d^ployös;  dans  tous  les  cas,  il  y  a  toujours  une 
grande  perte  de  temps.  II  y  a  tr^  longtemps  d6j&  que  l'on 
cherohe  k  rem6dier  k  cet  6tat  de  ohoses,  et  VInstütU  de  droit 
ifUemaUonal  s'est,  depuis  huit  ans,  tout  particuliörement  occup6 
de  oette  importante  question. 

Apr^s  TaToir  6tudi6e  dans  sa  session  de  Hambourg  l'annie 
derni^re,  il  l'a  reprise  cette  ann6e*ci  k  Gen^ve  et  est  arriv^, 
aprös  mür  examen,  k  la  condusion  que  la  cr6ation  d'une  ümon 
internationale  pour  la  puhlication  des  traitSs,  ayec  bureau  per- 
manent, r^soudrait  la  difficult6.  Ce  bureau  aurait  k  publier  les 
textes  ofßciels  de  tous  les  trait^s  des  Etats  adh^rents,  en  en 
garantissant  Fauthenticit^  et  en  adjoignant  une  traduction  irangalse 
k  tous  ceux  conclus  dans  une  autre  langue.  L^avantage  que 
r^aliserait  cette  maniere  de  proc6der  pour  les  Etats  et  leurs 
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administrations,  pour  les  tribunaux,  les  sayants  et  les  juriscon- 
sultes  Berait  conBid6rable  et  comblenut  une  lacune  tr^s  regrettable. 

C^est  en  s'mspirant  de  cette  id6e  que  Plnstitut  dont  il  s'agit 
en  noos  transmettant  les  avant-projets  d'tuie  Convention  et  d'un 
r^lement  d^ex6cution  relatifs  k  la  cr6ation  de  cette  Union,  a 
4mi8  le  d6sir  que  nous  les  sonmettions  k  Fappr^ciation  bien- 
Teillante  des  Gouvemements  de  tous  les  pays  ciyilis^s  et  que 
^  nous  leur  proposions  en  mdme  temps,  la  r^union  d'une  Con- 

ference diplomatique  charg6e  de  les  examiner. 

En  consid6ration  de  l'utilit^  et  de  Timportance  de  Toeuvre 
poursuiyie,  nous  n'ayons  pas  h6sit6  k  accepter  la  mission  dont  il 
s'agit.  Nous  nous  en  acquittons  aujourd'hui  en  yous  transmettant 
ces  documents  et  en  appuyant,  aapr^  des  Gouvernements  de  tous 
ces  pays,  le  d6sir  exprim6  par  Plnstitut  de  droit  international. 

Si,  comme  nous  Tespörons,  cette  initiative  est  favorablement 
accueillie,  nous  nous  ferons  un  honneur  et  un  plaisir  de  les  in- 
viter  k  se  faire  repr6senter,  dans  le  courant  de  Tann^e  prochaine, 
k  une  Conference  diplomatique  qui  aurait  k  s'occuper  de  la 
cröation  de  TUnion  et  de  Torganisation  6ventuelle  de  son  bureau. 

Nous  ajoutons  que,  si  cette  invitation  est  accept^e,  nous 
serons  heureux  de  pouvoir  soumettre  aux  Etats  participants  un 
certain  nombre  de  tractanda  sur  la  base  desquels  les  discussions 
de  la  CoDf6rence  pourraient  avoir  lieu. 

Nous  6sp6rons  que  votre  Gouvernement  voudra  bien  nous 
faire  part  de  ses  vues  k  ce  sujet,  et  nous  saisissons  cette  occasion 
pour  präsenter  k  Yotre  Excellence,  etc. 

Die  Antworten  der  Regierungen  lauteten  günstig,  und  so  konnte  der 
schweizerische  Bundesrat  die  verschiedenen  Staaten  auf  den  25.  Sep- 
tember 1894  zu  einer  Konferenz  nach  Bern  einladen.  In  dem  Ein- 
ladungsschreiben drückte  sich  der  Bundesrat  folgendermassen  aus: 

Le  moment  nous  paratt  venu  aujourd'hui  de  convoquer 
cette  Conference;  en  effet,  aucun  Gouvernement  n'a  contest6 
l'utilite  ni  rimportance  de  Toeuvre  entreprise  et,  si  quelques 
hösitations  ou  divergences  se  sont  produites  au  sujet  de  cer- 
taines  dispositions  de  Tavant-projet  de  l'Institut,  elles  nous  ont 
foumi  Toccasion  de  remanier  cet  avant-projet  et  d'offirir,  comme 
base  de  discussion  et  selon  la  promesse  donn6e  dans  la  note 
du  4  octobre  1892,  le  programme  que  nous  joignons  k  la  prä- 
sente en  plusieurs  exemplaires.  Ce  programme,  tout  en  6tant 
suffisamment  pr6cis  pour  servir  utilement  aux  travaux  de  la 
conf6rence,   ne  pr6juge  aucune  des  questions  sur  lesquelles  des 
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r^serves  ont  pu  dtre  formul^es.  II  est  d^ailleurs  bien  entendu 
que  la  participation  k  la  d61ib6ration  a  laquelle  nous  yenons 
Yous  convier  nlmplique  aucune  Obligation  pour  l'aYenir  et  que 
les  Etats  repr6sent^s  resteront  libres  de  discuter  chacune  des 
dispositions  du  projet  qui  sortira  des  travaux  de  la  Conference. 

O'est  dans  ce  sens  et  dans  Tespoir  que^  avec  le  bienveiUant 
concours  des  haute  Gouvernements,  il  sera  possible  d'aboutir  k 
la  cr^ation  de  F Union  projet6e,  que  nous  avons  Thonneur  d%- 
yiter  Yotre  Excellence  k  se  faire  repr6senter  k  la  Conference 
qui  se  r6unira  k  Beme. 

Dieser  Einladung  lag  noch  ein  Programm  bei :  Programme  propose 
par  le  Conseil  federal  suisse  pour  la  conf6rence  internationale  relative 
k  la  cr6ation  d^une  Union  internationale  publication  des  trait^s.  Es  hat 
folgenden  Inhalt: 

1^  Les  Etats  contractants  (Enumeration),  ainsi  que  ceux  qui 
adhöreront  k  Tayenir  k  la  Convention,  forment  une  „Union  inter- 
nationale pour  la  publication  de  trait^s*'. 

2^  Cette  Union  a  pour  but  de  publier,  k  frais  communs, 
les  engagements  intemationaux  conclus  par  les  Etats  contractants. 

(II  sera  utile  de  pr^ciser  si  l'on  entend  aussi  par  \k  les 
engagements  conclus  par  les  Etats  contractants  ou  acc^dants  avec 
des  Etats  qui  ne  fönt  pas  partie  de  T  Union.) 

3^  A  cette  fin,  il  est  cr^e  un  Bureau  international  qui  publiera 
un  Recueil  international  des  trait^s. 

Siege  et  Organisation  de  ce  bureau.  Mode  de  publication 
du  Becueil.     Dispositions  reglementaires. 

4^  Documents  k  communiquer  au  bureau. 

(S^en  tiendra-t-on  aux  traites,  Conventions,  dedärations  ou 
autres  actes  intemationaux^  ou  publiera-t-on  aussi  les  lois  et 
mesures  d'execution,  de  mSme  que  les  proces-verbaux  des  Con- 
ferences ou  Congr^s  intemationaux,  ainsi  que  le  propose  l'Institut 
de  droit  international?) 

5^  Obligation  pour  les  Etats  contractants  de  communiquer 
les  documents  prevus  par  la  Convention.  Deiai  dans  lequel 
cette  communication  doit  avoir  lieu. 

(II  s^agira  entre  autres  de  preciser  si  chaque  Etat  contrac- 
taut  a  Tobligation  de  communiquer  le  texte  de  l'acte  auquel 
il  partieipe,  mSme  s'il  y  a  plus  de  deux  contractants,  ou  si  Fon 
peut  etablir  une  autre  regle,  par  exemple  que  cette  Obligation 
incombe  seulement  k  TEtat  sur  le  territoire  duquel  les  ratifica- 
tions  ont  et6  echangees.) 
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6°  La  pablication  en  texte  original  dans  le  Reoueil  intor- 
national  des  traites  d'un  acte  ayant  force  obligatoire  fera  preuve 
devant  les  tribunaux  des  Etats  contractants. 

7®  n  sera  Joint  ^ventuellement  au  texte  original  une  tra- 
duction  en  langue  fran^aise,  pr6par6e  par  les  soins  du  Bureau 
et  soumise,  avant  la  publication,  k  l'examen  des  Etats  contrac- 
tants. 

(11  y  aura  lieu  de  Yoir  jusqu'ä.  quel  point  le  caractöre 
d'authenticit6  pourra  dtre  donn6  ä  cette  traduction.) 

8^  Tous  les  actes  intemationaux  seront  publi^s  sans  commen- 
taire  par  le  Bureau  international. 

(II  faudra  cependant  examiner  si  un  court  pr^cis  historique, 
soumis  k  l'approbation  des  Etats  contractants  ou  communiqu6 
par  eux,  ne  serait  pas  d'une  grande  utilit6.) 

9^^  Les  Etats  qui  n*ont  pas  8ign6  la  Convention  seront  admis 
k  y  adh6rer  sur  leur  demande. 

Cette  adh6sion  sera  notifiee  au  Gouvernement  de  ....  et 
par  celui-ci  k  tous  les  autres. 

Elle  emportera  de  plein  droit  accession  k  toutes  les  dauses 
et  admission  k  tous  les  avantages  et  k  toutes  les  cliarges  stipul^s 
par  la  Convention. 

lO^'  La  Convention  restera  en  vigueur  pendant  cinq  ans, 
k  partir  de  T^change  des  ratifications. 

11^  Sur  la  demande  d'un  Gouvernement  contractant  ou 
acc6dant,  une  nouvelle  Conference  internationale  pourrait  dtre 
convoqu6e  apr^s  Texpiration  du  terme  de  cinq  ans,  afin  d'intro- 
duire  les  am61iorations  ou  les  modifications  qui  seraient  jug6es 
utiles  ou  necessaires. 

12<>  Si,  douze  mois  avant  Texpiration  des  cinq  premi^res 
ann^es,  aucune  demande  pr^vue  par  l'article  pr6c6dent  n'a  6t6 
faite,  la  Convention  restera  en  vigueur  pendant  les  cinq  ann6es 
suivantes  et  ainsi  de  suite,  de  cinq  en  cinq  ans. 

Dispositions  r^glementaires. 

/.    Organisation  du  Bureau  international. 

a)  Le  Gouvernement  de  ....  est  charg6  d'organiser  le 
Bureau  international,  d'en  nommer  le  personnel  et  de  veiller  au 
fonetionnement  regulier  de  Tinstitution.  H  fera  les  avances  de 
fonds  necessaires  pour  la  premi^re  installation  du  bureau,  ainsi 
que  pour  les  dSpenses  annuelles  dans  la  mesure  prevue  aux 
lettres  g  k  k  ci-apres. 

h)   Un  rapport  sur  les  travaux  et  la  gestion  financiöre  du 
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Bureau  international  sera  adreas^  chaque  ann6e  aux  Gouyerne- 
mentB  intöress^s. 

c)  Le  Bureau  international  a  le  droit  de  oorreepondre  dlrec- 
tement  ayeo  tous  les  Gouvernements  int^ress^s  et  de  demander 
tou8  loB  renseignements  n^cessaires  pour  assurer  la  publication 
prompte  et  exacte  des  documents  qui  lui  Bont  conununiqa&B  en 
yertu  des  n^'  4  et  5  ci-dessus. 

Aux  demandes  de  renseignements  ou  d'eclairdssements  de 
la  part  du  public,  le  Bureau  international  r6pondra  dans  les  limites 
de  sa  comp6tence  et  dans  la  mesure  des  mojens  dont  il  dispose. 

//.  Recf4eil  international  des  iraitis. 

d)  n  sera  publik,  chaque  ann6e,  au  moins  un  yolume  du 
Recueil  international  des  trait^s. 

e)  Chaque  yolume  contiendra,  outre  le  texte  des  documents 
communiqu68  par  les  GK)uyemements  contractants  ou  accMants, 
une  table  chronologique  et  des  matiöres. 

f)  Chaque  Gouvernement  reoevra  des  exemplaires  du  Recueil 
international  des  trait^s  dans  la  proportion  du  nombre  d'unit6s 
contributives. 

IlL  Budget. 

g)  Le  budget  du  Bureau  international  est  estim^  approxi- 
mativement  k  une  centaine  de  mille  francs. 

h)  Ce  budget  sera  aliment^  au  moyen  d*une  contribution 
proportioneile  des  Etats  contractants  ou  accMants  et  des  ressources 
provenant  des  abonnements  au  Recueil  de  riJnion  en  dehors  de 
la  cotisation  des  divers  Etats. 

i)  En  vue  de  d6terminer  6quitablement  la  part  contributive 
des  Etats  contractants  ou  acc6dants,  ceux-ci  sont  divis6s  en  six 
classes,  contribuant  chacune  dans  la  proportion  d'un  certain 
nombre  d'unit6s,  savoir: 

l^  dasse  25  unitis; 
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k)  Chacun  des  coefficients  ci-dessus  sera  multipli6  par  le 
nombre  d'Etats  de  la  classe  correspondante,  et  la  somme  des 
produits  ainsi  obtenus  foumira  le  nombre  d'unit^s  par  lequel 
la  d^pense  totale  doit  ^tre  divis^e.  Le  quotient  donne  Punit^ 
de  d^pense  et,   pour  obtenir  le  montant  de  la  contribution  de 


J[73_ 

cbaque  Etat  dans  les  frais  du  Bureau  international,  11  suffira 
de  multiplier  cette  unit6  par  le  coefficient  de  la  classe  k  laquelle 
cet  Etat  appartient. 

An  der  Konferenz  nahmen  folgende  Staaten  teil:  Deutschland, 
Argentinien,  Österreich-Ungarn,  Belgien,  der  Eongostaat,  die  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika,  Frankreich,  Griechenland,  Italien, 
Liberia,  Niederlande,  Portugal,  Rumänien,  Russland,  Schweiz,  Tunis. 
Überdies  erklärten  sich  folgende  Staaten  mit  der  Bildung  einer  Union 
grundsätzlich  einverstanden :  Bolivia,  Bulgarien,  Costa  Rica,  Equador, 
Haiti,  Honduras,  Japan,  Luxemburg,  Oraniefreistaat,  Paraguay,  Persien, 
Siam,  Transvaal,  Venezuela.  Brasilien,  Dänemark  und  Mexiko  hatten 
geantwortet,  sie  wollen  zunächst  das  Resultat  der  Konferenz  abwarten, 
bevor  sie  eine  Entscheidung  treffen.  Venezuela  und  Equador  Hessen 
sich  dann  auch  noch  an  der  Konferenz  vertreten. 

Die  geschilderte  Tatsache,  dass  so  viele  Staaten  im  ersten  Anlaufe 
sich  für  die  vorliegende  Idee  günstig  aussprachen,  ist  nach  meiner 
Meinung  ein  juristisches  Ereignis  ersten  Ranges. 

Die  Auspizien  schienen  bei  dem  Zusammentritt  der  Konferenz 
überaus  günstig  gewesen  zu  sein,  das  mündliche  Verfahren  zeigte  die 
Sache  aber  doch  in  einem  etwas  veränderten  Bilde. 

Die  Beratimgen  ergaben  noch  kein  praktisches  Ergebnis.  Die 
Delegierten  der  vertretenen  Staaten  einigten  sich  am  3.  Oktober  1894 
auf  ein  Schlussprotokoll,  das  einen  sehr  präliminaren  Charakter  hat. 
Dieses    Schlussprotokoll    (Proc^s-verbal  final)    lautet   folgendermassen : 

Les  80us8ign68,  D61egu6s  k  la  Conference  diplomatique  con- 
cemant  la  cr6ation  d'une  Union  internationale  pour  la  publica- 
tion  des  trait6s,  ont  pris  connaissance  du  programme  pr6par6 
k  ce  Sujet  par  le  ConseU  f6d6ral  suisse. 

La  plupart  des  D616gu6s  n*ayant  pas  les  pouvoirs  n^cessaires 
pour  89  prononcer  m^me  sur  le  principe  de  la  cr6ation  d'une 
Union  internationale  k  l'effet  indiqu6,  la  conf6rence  n'a  pas  eu 
k  prendre  de  d6ci8ion. 

Un  6change  de  vues  ayant  toutefois  eu  lieu  au  sein  de  la 
Commission,  les  D616g^68,  aprös  avoir  pris  connaissance  du 
rapport  pr^sent^  au  nom  de  celle-ci,  ont  constate,  qu'il  est  con- 
forme  aux  avis  6nonces,  et  en  cons^quence  ils  le  communi- 
queront  k  leurs  Gouvernements  respectifs,  ainsi  que  les  documents 
et  d61ib6rations,  qui  s'y  rattachent.  Pour  les  Etats,  qui  n'ont 
pas  pris  pari;  k  la  Conference,  cette  communication  est  laiss^e 
aux  soins  du  Conseil  föderal  suisse. 
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Hier  folgen  die  Unterschriften  der  Delegierten  aller  der  Staaten, 
die  sieh  laut  der  früher  gemachten  Liste  haben  vertreten  lassen. 

Über  den  hier  erwähnten  Gedankenaustausch  der  Delegierten  gibt 
ein  Protokoll,  das  über  die  Konferenz  gedruckt  worden  ist,  Auskunft 
(Actes  de  la  Conference  diplomatique  concernant  la  cr6ation  d'une  Union 
internationale  pour  ]a  publication  des  traites  reunie  k  Beme  du  25  sep- 
tembre  au  3  octobre  1894,  Berne  1894.) 

Freilich  muss  man  nicht  mit  zu  grossen  Erwartungen  daran  heran- 
treten, man  würde  bitter  enttäuscht.  Es  enthält  einige  schöne  Präsidial- 
reden (Antritts-  und  Abschiedsreden)  und  Dankreden,  eine  Zusammen- 
fassung über  die  diskutierten  Fragen,  einen  Yorschlag  der  belgischen 
Delegierten  über  das  in  Brüssel  zu  errichtende  internationale  Bureau 
(in  Yertragsform),  kurze  Berichte  über  die  Plenarsitzungen  und  das 
schon  wörtlich  herausgehobene  Schlussprotokoll. 


Seither  ist  in  dieser  Sache  nichts  mehr  gegangen. 

In  denjenigen  Staaten,  in  welchen  besondere  Kommissionen  fnr  die 
Begutachtung  der  Bestimmungen  über  das  internationale  Priyatrecht 
bestehen,  lässt  sich  in  ungezwungener  Weise  daran  auch  eine  Art  Beweis- 
station oder  Auskunftsstelle  des  Rechts  angliedern. 

m.  Auch  die  Staatenkonferenz  im  Haag  hat  sich  mit  der  Frage 
kurz  beschäftigt 

An  der  dritten  Staatenkonferenz  über  internationales  Privatrecht 
(1900)  imterbreitete  der  österreichische  Delegierte  Schumacher  einen 
Vorschlag,  betitelt:  Dispositions  concernant  la  delivrance  de  certificats 
sur  la  legislation  en  vigueur  dans  un  Etat  (Actes  de  la  troisi^me  Con- 
ference de  la  Haye  1 900,  p.  60).    Der  Vorschlag  lautet  folgendermassen : 

Art.  1.  En  mattere  civile  et  commerciale  le  Gouvernement 
d^un  Etat  pourra  demander  au  Gouvernement  d*un  autre  Etat 
la  delivrance  d'un  certificat  officiel  sur  le  texte  et  la  validit6 
de  lois  de  ce  dernier  Etat. 

Art.  2.  Le  Gouvernement  auquel  cette  demande  a  6t6 
adress6e,  sera  oblige  d'y  satisfaire,  sans  quMl  y  ait  Heu  de  di- 
stinguer  sMl  s^agit  de  dispositions  de  loi  encore  en  vigueur,  ou  de 
dispositions  qui  auraient  6t6  cd  vigueur  k  une  6poque  ant^rieure. 
Cette  Obligation  existe  non  seulement  au  cas  oü  les  textes 
de   loi  sur  lesquels  le   certificat  doit   porter  sont  expressöment 
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d68igii68,  mais  6galement  du  moment  que  la  demande  a  pour 
objet  d'obtenir  des  renseignements  sur  les  dispositions  de  loi 
qui,  dans  l'Etat  requis,  r^lent  certaines  mati^res  oa  certaines 
institutions. 

Art.  3.  L'obligation  de  dSlivrer  de  pareils  certificats  est 
limit6e  k  Pindication  et  k  la  reproduction  des  textes,  le  cas 
6cb6aiit  k  raffirmation  du  fait  qu*il  n'existe  pas  dans  le  pays 
de  dispositions  de  loi   directement  applicables  k  un  sujet  juri- 

i  dique  d^termin^. 

'  Art.   4.     Aucun   Gouvernement   n'est  tenu  de  donner  des 

commentaires  sur  la  loi  ou  de  s'expliquer  sur  son  application 

[  &  un  cas  d6termin6. 

Cependant  le  Gouvernement  d'un  Etat  sera  inform^  k  sa 
demande,  si  et  en  quel  sens  dans  l'Etat  auquel  la  demande  a 
6t6  adressöe,  il  s^est  formee  au  sujet  d'une  certaine  loi  une 
jurisprudence  interpr^tative  constante. 

Art.  5.  Les  demandes  et  les  r6ponses  seront  transmises 
par  la  voie  diplomatique  k  moins  que  la  communication  directe 
ne  seit  admise. 

Les  certificats  seront  d61ivr6s  dans  la  langte  des  autorit^s 
requises.     La   traduction    dans  une   langue    6trang^re   ne   sera 

I  foumie  qu'ä  la  demande  qui  en  aura  6t6  faite  express6ment  et 

I  k  la  Charge  du  remboursement  des  frais  de  traduction. 

^  II   ne  sera  pas  n6cessaire  d'authentifier  les  certificats  par 

une  16galisation  speciale,  pourvu  que  le  document  seit  rev^tu 
de  la  signature  et  du  sceau  de  Tautorit^  qui  les  d61ivre. 

Art.  6.  Les  Etats  qui  ont  consenti  aux  Conventions  de 
Droit  International  Prive  propos6es  par  la  Conference  de  la  Haye 
s'obligent  r6ciproquement  k  se  communiquer  le  texte  ofßciel  des 
lois  qu'ils  6tabliront  k  l'avenir  concernant  les  mdmes  matiöres. 

In   den   Documents   de   la   troisieme   Conference  findet  sich  auch, 
p.  96,  folgende  Bemerkung: 

Dans  Topinion  du  Gouvernement  de  Danemark  il  dolt  Stre 
considere  comme  tr^s  d6sirable  d*6tablir  des  dispositions  facilitant, 
autant  que  possible  aux  autorit6s  et  tribunaux  de  Tun  des 
Etats  d'obtenir  des  renseignements  authentiques  sur  les  dis- 
positions en  vigueur  dans  l'autre  en  ce  qui  conceme  les  mati^res 
devant  Stre  comprises  dans  la  Convention  projet^e.  Les  dis- 
positions propos6es  semblent  devoir  augmenter,  dans  une  mesure 
assez  consid6rable^  le  besoin  d'obtenir  de  tels  renseignements, 
et  la  disposition  contenue  au  chapitre  I,  article  3,  ne  satisfait 
k  ce  besoin,  que  pour  ce  qui  regarde  un  cas  special. 
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Auch  Norwegen  machte  identische  Vorschläge, 

Der  Yorschlag  wurde  von  einer  kleinen  Kommission  beraten  und 
Ton  ihr  angenommen  (vgl.  das  Referat  Actes  1900,  p.  205  et  206). 
Die  Konferenz  trat  in  eine  vorläufige  und  kurze  Besprechung  ein 
(Actes  1900,  p.  190 — 192)  und  es  wurde  beschlossen,  die  Angelegen- 
heit zunächst   durch  einen  Wunsch  zu  erledigen  (Protocol  final,  Actes 

t900,  p.  246): 

La  Conference  a  6rois  le  Toeu: 

Que  le  Gouvernement  des  Pays-Bas  transmette,  quand  11 
le  jugera  opportun,  les  rapports  et  les  avant-projets  conoemant 
.  .  .  la  d^livrance  des  certificats  de  lois  (certificats  de  coutumes) 
aux  Etats  repr68ent6s  k  la  troisi^me  Conference  de  droit  inter- 
national priv6  .  .  . 

Anmerkung. 

Die  S.  175  erwähnte  Erklärung  von  Dänemark  bezieht  sieh  auf  das  Yertrags- 
projekt  betreffend  den  Eheabschluss  und  zwar  auf  den  jetzigen  Ari  4,  welcher 
dahin  lautet  (Handbuch  I,  S.  288): 

Les  ^trangers  doivent,  pour  se  marier,  ^tablir  qu^ils  remplissent  les 
conditions  necessaires  d'aprös  la  loi  indiquöe  par  Partiole  l"". 

Oette  justification  se  fera,  seit  par  un  certificat  des  agents  diplomatiqaes 
ou  consulaires  du  pays  des  contraotants ,  seit  par  tout  autre  mode  de 
preuve,  pourru  que  les  conyentions  internationales  ou  les  autoritds  du  pays 
de  la  c616bration  reoonnaissent  la  justification  comme  süffisante. 
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spezieller  Teil. 
Die  einzelnen  Prozessstadien. 


\  Meili,  Internationales  Civilprozessrecht.  12 


Erster  Abschnitt. 


Die   Klageeinleitung. 


§  31.    Die  Klage. 

I.  In  materieller  Beziehung  kommt  es  auf  die  Prinzipien  des  inter- 
nationalen Civil-  und  Handelsrechts  an.  Diese  sind  allerdings  in  den 
einzelnen  Staaten  verschiedenartig  ausgestaltet. 

1.  Die  Klage  ist  die  Manifestation  des  Rechtsanspruchs.  Die 
römischen  Juristen  definieren  die  Klage  in  der  bekannten  Weise  (1.  51 
O.  et  A.  44,7:  nihil  aliud  est  actio,  quam  jus,  quod  sibi  debetur,  ju- 
dicio  persequendi).  Vgl.  E.  Holder,  Über  das  Klagrecht.  Dekanats- 
programm (Leipzig  1903).  Der  interne  Staat  kann  grundsätzlich  durch 
die  Civilklagen,  die  seinen  Gerichten  unterbreitet  werden,  nur  solche 
Privatrechte  sanktionieren,  die  im  internen  Gesetze  als  solche  aner- 
kannt werden.  Immerhin  erscheint  es  als  irrelevant,  dass  das  interne 
Privatrecht  die  Klagen  aus  einem  bestimmten  Rechtsverhältnisse  mit 
einer  materiell  etwas  verschiedeneren  Wirkung  ausrüstet,  als  das  mass- 
gebende auswärtige  Gesetz,  und  dann  besteht  kein  Grund,  den  Rechts- 
anspruch im  internen  Gebiete  wegen  jener  Divergenz  nicht  zu  schützen. 

2.  Die  letztere  Ausführung  gilt  speziell  auch  dann,  wenn  das 
interne  Recht  die  Verfolgbarkeit  eines  Rechtsanspruches  vom  Nachweise 
der  Reziprozität  abhängig  macht.  Damit  will  nur  gesagt  werden,  dass 
der  interne  Richter  sein  materielles  Gesetz  anwende,  wenn  auch  der 
interne  Staatsbürger  im  Auslande  in  der  betreffenden  Materie  Recht 
finde.  Dagegen  darf  man  daraus  nicht  schUessen,  dass  dann  der  in- 
terne Richter  die  Klage  nur  im  Umfange  und  nach  Massgabe  des  aus- 
wärtigen Gesetzes  schützen  dürfe. 
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8.  Es  gibt  auch  gesetzliche  Bestimmungen,  welche  in  gewissen 
Gebieten  eine  Übereinstimmung  zweier  Gesetzgebungen  (des  nationalen 
und  des  Domizilgesetzes)  verlangen.  Immerhin  ist  dies  eine  Ausnahme. 
Ein  Beispiel  liefert  Art.  17  E.  G.  zum  B.  G.  B.  lEur  die  Ehescheidungs- 
klagen. 

4.  In  einzelnen  Gebieten  des  modernen  Rechts  ist  die  Yoraussetzung 
der  Klage  die  Einregistrierung  des  betreffenden  Rechtsguts  —  ich  er- 
innere an  das  Markenrecht  und  Autorrecht.  Doch  gehört  das  Detail 
nicht  hieher. 

5.  Schwierigkeiten  entstehen  ^'ann,  wenn  Divergenzen  in  den  Ge- 
setzen darüber  existieren,  von  wem  gewisse  Rechtsansprüche  verfolgt 
werden  können.  Man  denke  z.  B.  an  die  Vaterschaftsklagen.  In  Eng- 
land steht  der  Anspruch  auf  Alimentation  aus  unehelicher  Vaterschaft 
der  Mutter  zu  (Kent,  Commentaries  on  American  law  12.  ed.  II,  S.  216 
Note  c).  In  Osterreich  ist  ein  uneheliches  Kind  berechtigt,  von  seinen 
Eltern  eine  ihrem  Vermögen  angemessene  Verpflegung,  Erziehung  und 

'  Versorgung  zu  fordern.  Es  wird  von  einem  Vormunde  vertreten  (§  166 
B.  G.  B  ).  J!fach  deutschem  Rechte  ist  das  Kind  berechtigt,  den  Vater 
auf  Gewährung  des  Unterhaltes  einzuklagen  (§  1708  B.  G.  B.).  Nach 
dem  Zürch.  Pr.  R.  kann  nur  die  Mutter  die  Vaterschaftsklage 
erheben  (§  697).  Eine  Alimentationsklage  des  Kindes  hat  nach  dem 
letztern  Gesetze  zur  Voraussetzung,  dans  die  Tatsache  der  Erzeugung 
durch  den  Beklagten  prozessualisch  genügend  feststeht.  Das  Bezirks- 
gericht Zürich  hat  in  einem  Falle  (Blätter  fiir  Zürch.  Rcchtspr.  II, 
Nr.  2 IM)  angenommen,  dass  die  Tatsache  der  Vaterschaft  auch  in 
einem  vom  Kinde  gegen  den  Vater  geführten  Prozesse  als  Präjudizial- 
punkt  für  die  Gutheissung  des  eingeklagten  Alimentenanspruchs  kon- 
statiert werden  könne.  Allein  die  11.  Instanz  hatte  schon  früher  anders 
entschieden  (R.  B.  1895  Nr.  114).  Die  Tatsache  der  Vaterschaft  kann 
in  der  Tat  nicht  in  irgend  einem  Civilprozesse  (z.  B.  nocli  nach  dem 
Tode  des  Erzeugers  in  einem  vom  angeblichen  Brautkinde  angestrengten 
P>bschaft8prozesse)  festgestellt  werden,  sondern  nur  in  dem  von  der 
Mutter  des  Kindes  zu  beantragenden  Verfahren  (§  512  flf.  des  Zürch. 
Proz.-Ges.).  Nicht  einmal  die  vom  Vater  abgegebene  Erklärung,  dass  er 
die  Vaterschaft  anerkenne,  genügt,  vielmehr  ist  ein  diese  Tatsache  fest- 
stellender Geriehtsbeschluss  nötig  (§  517).  Der  zürcherische  Gesetz- 
geber ging  bei  der  Ordnung  dieser  Materie  davon  aus ,  dass  eine 
sichere  Eruierung  der  Vaterschaft  nur  erfolgen  könne,  wenn  die  Mutter 
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selbst  eine  bestimmte  Person  vor  Gericht  als  den  -Schwangerer  bezeichne 
und  das  Begehren  stelle,  dass  dieselbe  als  Vater  ihres  Kindes  erklärt 
werde  (Entscheid  der  Appellationskammer  vom  9.  Dez.  1903  i.  S.  Link 
gegen  Beloda,  Blätter  für  Z.  R.  III,  Nr.  27). 

6.  Prinzipiell  sind  solche  Klagen  nicht  zuzulassen,  welche  darauf 
ausgehen,  Rechtsansprüche  zu  verfolgen,  die  nach  den  internen  Ge- 
setzen absolut  als  unzulässig  erscheinen.  Das  Gleiche  gilt  bezüglich 
der  Einreden.     Vgl.  §  9  oben. 

7.  Ein  Staat  wäre  an  sich  in  der  Lage,  den  Rechtsatz  zu  prokla- 
mieren, dass  nur  internes  Privatrecht  angewendet  werden  dürfe.  Allein 
dies  würde  nicht  aussch Hessen,  dass  ein  anderer  Staat  wegen  Verletzung 
des  internationalen  öffentlichen  und  Privatrechts  sich  völkerrechtlich 
beschweren  könnte.  Eine  landrechtliche  Norm  ist  nicht  in  der  Lage, 
das  internationale  Recht  zu  beseitigen,  so  wenig  als  z.  B.  eine  diplo- 
matische Aktion  in  Gestalt  einer  völkerrechtlichen  Klage  als  unzulässig 
erklärt  werden  könnte. 

II.  In  formeller  Beziehung  entscheidet  naturgemäss  die  lex  fori. 

1 .  Ob  und  inwieweit  ein  Rechtsanspruch,  der  sich  auf  auswärtiges 
Privatrecht  stützt,  in  dem  Geleise  einer  civilistischen  Klage  im  internen 
Gebiet  verfolgt  werden  kann,  hängt  vom  internen  Rechte  ab.  Das  in- 
terne Prozessrecht  entscheidet  mit  andern  Worten  namentlich  darüber, 
ob  die  Civilprozessanstalt  geeignet  sei,  den  betreffenden  Anspruch  zu 
schützen. 

2.  Nach  dem  internen  Prozessrechte  richtet  sich  namentlich  auch 
die  Frage: 

a)  ob  der  Rechtsanspruch  vor  den  Administrativ-Instanzen  oder  vor 
den  ordentlichen  Civilgerichten  verfolgt  werden  muss, 

b)  ob   er   zuerst    einer   Sühninstanz  (Friedensrichteramt)    zu  unter- 
breiten ist, 

c)  ob  die  Klage  schriftlich  oder  mündlich  verhandelt  und  überhaupt 
wie  sie  formuliert  und  begründet  werden  muss, 

d)  ob  ein  Litiskonsortium  zulässig  ist, 

e)  ob  ein  besonderes  Prozessverfahren  beobachtet  werden  muss, 

f)  ob  das  Dispositionsprinzip  (Verhandlungsmaxime)   oder   das  In- 
quisitionsprinzip gilt. 

Überall  liegen  Ordinatoria  litis  in  Frage. 

Naturgemäss  sind  auch  die  Ausländer  an  das  ganze  formale  Aktionen- 
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recht,  an  die  Fristen  und  Formen  gebunden.  Sie  haben  nicht  das 
Recht,  unter  Berufung  auf  ihre  Fremdenqualität  und  ihre  Unkenntnis 
des  internen  Rechtes  eine  Besserstellung  zu  prätendieren. 


§  32.    Die  Zitation. 

V.  Bar  II,  S.  364  ff. 

1.  Es  entscheidet  nach  den  gegenwärtig  geltenden  Gesetzen  und 
nach  der  Praxis  unter  Vorbehalt  der  Staatsr ertrage  die  lex  fori  für  die 
Frage,  in  welcher  Weise  eine  im  Auslände  befindliche  Partei  vor  die 
internen  Gerichte  und  umgeke/irt,  in  welcher  Weise  eine  im  internen 
Staate  befindliche  Person  vor  die  auswärtigen  Gerichte  vorzuladen  sei. 

Zweifellos  handelt  es  sich  hier  um  eine  Frage,  die  zu  den  Ordi- 
natoria  litis  gehört.  Die  Art,  wie  der  Ausländer  ins  Recht  gerufen  wer- 
den kann  („te  in  jus  voco"),  ist  verschieden.  Dabei  ist  wichtig  die 
Vorladung  des  Ausländers,  der  ein  bekanntes  Domizil  hat,  und  der 
Ausländer,  dessen  Wohnsitz  unbekannt  ist. 

1.  Was  das  französische  Recht  anbetrifft,  so  bestand  in  frühem 
Jahrhunderten  die  Eigentümlichkeit,  dass  die  Zitation  gegen  Ausländer 
mittelst  der  Posaune  an  der  Grenze  verkündet  „abgegeben"  wurde  — 
die  Ordonnance  von  1667  hob  dieses  System  auf.  Für  das  heutige 
Recht  entscheidet  Art.  69  Nr.  8  u.  9  des  Code  de  proced.  civ.  Dar- 
nach sind  zwei  Fälle  zu  unterscheiden. 

a)    Art.  69  Nr.  8  bestimmt: 
Seront  assignes: 

Ceux  qui  n*ont  aucun  domicile  connu  en  France;  au  liou  de 
leur  residence  actuelle:  si  le  Heu  n'est  pas  connu,  Yexploit  sera 
affichS  ä  la  pHncipale  parte  de  Vauditoire  du  tribunal  oii  la  de- 
mande  est  porige;  une  seconde  copio  sera  donn6e  au  procureur 
du  roi,  lequel  visera  1 'original. 

Darnach  genügt  bei  auswärtigen  Personen,   deren  Wohnort 
in  Frankreich  nicht   bekannt   ist,   das   Anschlagen   der  Zitation 
an  die  Gerichtstüre. 
h)   Art.  69  Nr.  9  bestimmt: 
Seront  assignes: 

Ceux  qui  habitent  le  territoire  fran^ais,  hors  de  l'Europe 
et  de  l'Algerie  et  ceux  qui  sont  etablis  k  r6tranger,  au  parquet 
des  procureurs  de  la  Bipuhlique  prh  le  trilunal  oii.  la  dtinande 
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es^  portie^  lequel  visera  l'original  ot  eaverra  directement  la  co- 
pie  au  minist^re  comp^tent  ou  k  toute  autre  autorit6  d6ternim6e 
par  les  Conventions  diplomatiques. 

Darnach  genügt   bei  auswärts  domizilierten  Personen 

die  Übergabe  der  Zitation  an  das  Parquet  mit  der  Angabe 

des  Domizils  des  Zitierten  (Journal  XXX,  p.  906,  Nr.  5). 

Art.  70  statuiert  eventuell  die  Nichtigkeit  der  Zitation,  wenn  von 

diesen    Vorschriften    abgewichen    wird.     Der   Appellationshof  Mailand 

sprach  1873  aus,  dass  die  Übergabe   der  Zitation   an   das  Parquet  im 

Falle   des   Art.  69   Nr.  8   durchaus   mangelhaft   sei   (Journal    1874   I, 

p.  94  und  95:  faute  grave  en  soi,    car  eile  implique   l'omission   d'une 

mesure  tres  utile  pour  faire  connaitre  k  B.  la  demande  introduite  par  A.), 

faute  qui  rend  nulle  la  citation  elle-meme   d'apres   le   texte   meme   de 

Tarticle  70  du  Code  de  proced.  civ.  frangaise. 

In  Frankreich  wurde  freilich  vom  Gesichtspunkte  des  Verteidi- 
gungsrechts aus  ausgesprochen,  dass  ein  nicht  gehörig  durch  franzö- 
sische Beamte  zitierter  Franzose  im  Auslande  nicht  rechtmässig  ver- 
urteilt werden  könne  (Journal  1888  XV,  S.  42): 

Attendu  qua  les  intimes  n^ont  pas  6t6  reguli^rement  appeles 
devant  le  juge  anglais;  quMls  n'ont  pas  6t6  assign^s  devant  lui 
par  un  officier  public  institu6  en  France  k  cet  effet;  qu'ils  n'ont 
pas  6t6  mis  en  mesure  de  se  d^fendre  devant  la  juridiction 
anglaise ;  qu'ils  n'ont  pas  obtenu  devant  le  maltre  des  r61es,  les 
legitimes  garanties  d'une  defense  serieuse,  qu'ila6t6ainsicontrevenu 
aux  priueipes  fondamentaux  sur  lesquels  notre  l^gislation  repose. 

Mit  diesen  letztern  Ausführungen  wenig  parallel  geht  die  Behand- 
lung der  Auswärtigen  durch  die  Franzosen  selbst! 

2.  Im  italienischen  Rechte  ist  Art.  141  und  142  Codice  di  proce- 
dura civile  massgebend.  In  Art.  105  wird  auf  Art.  141  verwiesen. 
Art.  141  bestimmt  folgendes: 

Chi  non  ha  domicilio,  resjdenza  o  dimora  conosciuta,  k  ci- 
tato  mcdiante: 

affisione  della  copia  alla  porta  esterna  della  sede  dell'auto- 
ntk  giudiziaria,  davanti  la  quäle  si  propone  ladomanda; 

inserzione  di  un  sunto  della  citazione  nel  giornale  degli 
annunzi  giudiziari; 

e  consegna  di  una  copia  della  citazione  stessa  al  ministero 
pubblico  presso  il  tribunale  civile  nella  cui  giurisdizione  siede  la 
detta  autoritä. 
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Aus  dieser  Rechtsnorm  ergibt  sich,  dass  nach  der  italienischen 
Gesetzgebung  der  nicht  in  Italien  wohnende  Ausländer  in  derselben 
Weise  vorzuladen  ist,  wie  derjenige,  dessen  Domizil,  Niederlassung 
oder  Aufenthalt  unbekannt  ist  (Contuzzi  in  Z.  für  in-ternationaL  Priv.- 
u.  Str.-R.  II;  8.  150 — 156).  Die  Vorladung  geschieht  also  in*  folgen- 
der Weise: 

a)  durch  Anheftung  einer  Abschrift  der  Zitation  an  die  Türe  des 
Gerichtes,  vor  welchem  die  Klage  gestellt  wird, 

b)  durch  Einrückung  eines  Auszuges  der  Zitation  in  dem  Publi- 
kationsorgan für  gerichtliche  Anzeigen, 

c)  durch  Übergabe  einer  Abschrift  der  Zitation  an  den  Staatsan* 
walt  des  Civilgerichts,  in  dessen  Bezirk  das  Gericht  Gerichts- 
barkeit ausübt. 

Und  Art.  142  ordnet  an,  dass  der  Staatsanwalt  die  Abschrift  der 
Zitation  dem  Ministerium  des  Äussern  zu  übergeben  habe.  Art.  145 
statuiert  unter  TSv,  4,  dass  die  Zitation  an  Nichtigkeit  leide,  wenn  die 
Vorschriften  des  Art.  141  verletzt  werden.  In  Auslegung  des  Art.  145 
Nr.  4  fand  der  Kassationshof  in  Rom,  die  Vorladung  eines  im  Aus- 
lande wohnenden  Fremden  sei  gültig  erfolgt,  obwohl  der  dem  Publi- 
kationsorgan für  gerichtliche  Anzeigen  zu  rechter  Zeit  vorgelegte  Aus- 
zug der  Zitation  in  demselben  erst  erschienen  sei,  nachdem  die  Vor- 
ladungsfrist schon  abzulaufen  angefangen  habe.  Auf  Grund  dieser 
Judikatur,  die  freilich  von  Mattirolo  Trattato  di  diritto  giudiziario  civile 
italiano  4  ed.  II,  Nr.  119  nicht  gebilb'gt  wird,  fand  man  es  für  nötig, 
zu  unterscheiden  (Contuzzi  a.  a.  0.  S.  152  u.  153): 

a)  ob  es  sich  um  Vorladungen  oder  andere  Notifikationen  handle, 
für  welche  eine  bestimmte  Frist  nicht  festgesetzt  ist; 

b)  ob  es  sich  handle  um  solche  Akte,  in  welchen  eine  bestimmte 
Frist  angesetzt  wird.  In  einem  solchen  Falle  wurde  gesagt,  die 
rechtzeitige  Übergabe  der  Vorladung  an  das  Zeitungsbureau 
genüge  nicht. 

Es  ist  auch  auf  Journal  X  1883,  S.  73—75  zu  verweisen.  In  dem  hier 
zitierten  Urteile  des  Appellationshofes  Mailand  wird   folgendes  gesagt: 

Aussi  bien  devant  la  juridiction  pönale  que  devant  la  juri- 
diction  d'appel  saisie  par  la  partic  civile  k  T^gard  de  ses  int6- 
röts  civils,  P^tranger  qui  n'habite  point  notre  pays  doit  6tre 
considere  commc  r6gulierement  cite,  si  Taete  de  citation  lui  a 
ete  notifiö  par  la  voie  des  affiches. 
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II.  Nun  la(j  es  aber  angesichts  der  hohen  Bedeutung  der  Gerichts- 
zitationen  klar  am  Tage,  dass  hier  Remedur  geschaffen  werden  musste. 
Es  war  speziell  notwendig,  dafür  zu  sorgen,  dass  die  Form  der  Zustel- 
lung (nicht  der  Inhalt)  sich  nach  demjenigen  Gesetze  richte,  dem  der 
Ausländer  untersteht  und  dass  sorgfältige  Garantien  gesrhaffen  werden 
für  eine  korrekte  und  rechtzeitige  Innnuation  der  Zitation, 

1.  In  diesem  Sinne  sprach  sich  namentlich  auch  Asser-Rivier 
S.  163  u.  164  aus.  Zur  Begründung  wurde  geltend  gemacht,  dass  im 
Momente  der  Zitation  die  Parteien  noch  nicht  als  Litiganten  vor  dem 
Richter  stehen  und  die  Anwendung  der  lex  fori  daher  noch  nicht  fest- 
stehe. Allein  dieses  Argument  ist  nicht  stichhaltig,  wohl  aber  muss 
betont  werden,  dass  die  interne  Zitation  ihre  rechtliche  Wirkung  im 
Auslande  (also  in  einem  andern  Rechtsgebiete)  erlangen  soll. 

2.  Das  Institut  de  droit  international  befürwortete  die  Aufstellung 
des  Satzes,  dass  die  Zitation  eines  Ausländers  nach  dem  Gesetze,  dem 
er  unterliegt,  erfolgen  solle.  Unter  den  Regles  internationales  proposees 
pour  pr6venir  les  conflits  de  lois  sur  les  formes  de  la  proc^dure  (S.  18 
oben)  ist  auch  folgender  Satz  enthalten     (Annuaire  II,  S.  150): 

Toutefois,  et  par  exception  ä  la  r^gle  qui  pr6c^de,  on  pourra 
statuer  dans  les  traites  que  les  assignations  et  autres  exploits  seront 
signifies  aux  personnes  etablies  k  Tetranger,  dans  Ics  formes  pres- 
eritcs  par  les  lois  du  Heu  de  destination  do  Texploit.  Si,  d'apr^s 
les  lois  do  ce  pays,  la  si^ification  doit  6tre  faite  par  Tinter- 
m6diaire  du  juge,  le  tribunal  appel6  k  connattre  du  proc^s 
requerra  Tintervention  da  tribunal  etranger  par  la  voie  d^une 
commission  rogatoire. 

8.  Wenn  die  veralteten  Zitationsmethoden  für  das  interne  Riechts- 
leben  allfallig  auch  noch  verwendet  werden  könnten  (es  geschieht  aber 
gerade  nicht  gegen  Einheimische),  so  ist  doch  völlig  klar,  dass  das 
Anschlagen  der  Zitation  an  die  Gerichtstüre  und  die  Hinterlegung 
beim  Staatsanwälte  dann  unpassend  und  unwirksam  ist,  wenn  es  sich 
um  Personen  handelt,  die  im  Auslande  wohnen,  oder  um  Personen, 
deren  Domizil  unbekannt  ist. 

Übrigens  ist  die  betreffende  Methode  offenbar  ein  Produkt  des  Fremden- 
hasses, der  in  unserer  Zeit  des  grossen  internationalen  Verkehrs  nicht 
geduldet  werden  kann. 

4.  Eine  beachtenswerte  Lösung  enthält  die  deutsclie  C.  P.  0.  in 
§  199,  die  folgendermasscn  lautet: 
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Eine  im  Auslande  zu  bewirkende  Zustellung  erfolgt  mittels 
Ersuchens  der  zuständigen  Behörde  des  fremden  Staates  oder 
des  in  diesem  Staate  residierenden  Konsuls  oder  Gesandten 
des  Reichs. 

Allerdings  geht  diese  Norm  deswegen  nicht  weit  genug,  weil  sie 
sich  nur  auf  deutsche  Staatsbürger  bezieht.  Vgl.  übrigens  dazu  auch 
Z.  für  Internat.  Priv.-  u.  ö.  R.     XIY,  S.  92—94. 

Vgl.  weiter  §  203  und  204.     Sie  lauten  folgendermassen : 

§  203.  Ist  der  Aufenthalt  einer  Partei  unbekannt,  so  kann 
die  Zustellung  durch  öffentliche  Bekanntmachung  erfolgen. 

Die  öffentliche  Zustellung  ist  auch  dann  zulässig,  wenn  bei 
einer  im  Auslande  zu  bewirkenden  Zustellung  die  Befolgung  der 
für  diese  bestehenden  Vorschriften  unausführbar  ist  oder  keinen 
Erfolg  verspricht. 

Das  Gleiche  gilt,  wenn  die  Zustellung  aus  dem  Grunde 
nicht  bewirkt  werden  kann,  weil  die  Wohnung  einer  nach  den 
§§  18,  19  des  Gerichtsverfassungsgesetzes  der  Gerichtsbarkeit 
nicht  unterworfenen  Person  der  Ort  der  Zustellung  ist. 

§  204.  Die  öffentliche  Zustellung  wird,  nachdem  sie  auf 
ein  Gesuch  der  Partei  vom  Prozessgerichte  bewilligt  ist,  durch 
den  Gerichtsschreiber  von  Amt«wegen  besorgt. 

5.  Das  schweizerische  Bundesgericht  glaubte  den  Satz  aussprechen 
zu  dürfen,  dass  „nach  allgemein  anerkanntem  Grundsatz*'  für  die  Ladung 
das  Recht  desjenigen  Orts  massgebend  sei,  an  welchem  die  Prozess- 
handlung zu  geschehen  habe.  Dieser  Ausspruch  mag  für  das  inter- 
kantonale Recht  zutreffen,  er  gilt  aber  keineswegs  für  das  gegenwärtige 
internationale  Recht. 

Es  ist  auch  auf  §  328  No.  2  D.  C.  P.  0.  zu  verweisen,  woselbst 
bestimmt  wird: 

Die  Anerkennung  des  Urteils  eines  ausländischen  Ge- 
richts ist  ausgeschlossen: 


2.  wenn  der  unterlegene  Beklagte  ein  Deutscher  ist  und 
sich  auf  den  Prozess  nicht  eingelassen  hat,  sofern  die  den  Pro- 
zess  einleitende  Ladung  oder  Verfügung  ihm  weder  in  dem  Staate 
des  Prozessgerichts  in  Person  noch  durch  Gewährung  deutscher 
Rechtshilfe  zugestellt  ist. 

III«  Einzelne  Sfaafscerträge  und  sjyeziell  auch   das   Übereinkofumen 
vom  Haag  haben  in  dieser  Materie  zum  Teil  Ordnung  geschafften. 


187 

1.  Das  erwähnte  Affichieren  an  der  Gerichtstüre  ist  ausser  Kurs  ge- 
setzt durch  den  Gerichtsstandsvertrag  zwischen  Frankreich  und  der  Schweiz, 
indem  die  diplomatische  Zustellung  vorgeschrieben  wurde  (Art.  20). 

Eine  Besonderheit  besteht  freilich  immer  dann  noch,  wenn  eine 
Election  de  domicile  vorliegt.  Art.  59  Code  de  procedure  civile  be- 
stimmt nämlich,  dass  die  Vorladung  erfolge: 

en  cas  d^election  de  domicile  pour  Texecution  d'un  acte 
dovant  lo  tribunal  du  domicile  61u,  ou  devant  le  tribunal 
du  domicile  real  du  d6fendeur,  conform6raent  k  Part.  111  du 
Code  civ. 

Und  der  hier  erwähnte  Art.  111  lautet: 

Lorsqu'un  acte  conticndra,  de  la  part  des  parties  ou  de 
Tune  d'elles,  election  du  domicile,  pour  l'ex^cution  de  ce  mSme 
acte,  dans  un  autre  Heu  que  celui  du  domicile  reel,  les  signifi- 
cations,  demandes  et  poursuites  relatives  ä  cet  acte  pourront 
^tre  faites  au  domicile  convenu  et  devant  le  juge  de  ce  domicile. 

Dabei  ist  zu  beachten,  dass  Art  3  des  zitierten  Staatsvertrages 
das  Gericht  des  erwähnten  Domizils  ausschliesslich  zuständig  erklärt 

2.  Zwischen  Italien  und  der  Schweiz  ist  eine  Zustellung  durch 
die  Appellationsgerichte  vorgesehen  (Art.  9  des  Niederlassungs-  und 
Konsularvertrages  von  1868). 

Die  Anlegung  der  Zitationen  durch  die  Konsulate  ist  in  der  Schweiz 
unzulässig.  Vielftich  geschah  dies  aber  durch  itaüenische  Konsulate  in 
der  Schweiz  (B.  B.  1884  II,  S.  724/5). 

3.  Mit  einzelnen  andern  Staaten  ist  der  direkte  Verkehr  verein- 
bart Siehe  S.  115  oben.  Darnach  erfolgt  die  Vorladung  von  Gericht 
zu  Gericht. 

Ebenso  ist  hier  eine  Zustellung  durch  die  Post  (in  Form  rekom- 
mandierter Briefe)  als  zulässig  anzusehen,  wenn  die  Gesetzgebung  des 
Staates,  in  welchem  der  Empfänger  wohnt,  diesen  Zustellungsmodus 
kennt.     Dies  trifft  in  Belgien  zu. 

4.  Der  diplomatische  Verkehr  ist  vorgesehen: 

a)  im  Staatsvertrage  zwischen  Frankreich  und  der  Schweiz  von  1869 
(A.  Slg.  IX,  S.  1002  Art.  20).  Allein  es  ist  wohl  zu  beachten, 
dass  die  Zustellung  von  Zitationen  (wie  von  Gerichtsbefehlen, 
Notifikationen,  Aufforderungen)  im  Gegensatz  zu  den  Rogatorien 
(Art.  21)  einem  bedeutend  vereinfachten  Verfahren  untersteht. 
Die  Zitationen,  die  in  der  Schweiz  ausgestellt  und  für  Personen 
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bestimmt  sind,  die  in  Frankreich  wohnen,  „sollen"  durch  den 
Bmidesrat  direkt  demjenigen  schweizerischen  diplomatischen  oder 
Konsularagenten  zugestellt  werden,  welcher  dem  französischen 
Prokurator,  der  sie  an  den  Bestimmungsort  vermitteln  soll,  am 
nächsten  ist.  Der  diplomatische  oder  Konsularagent  stellt  sie 
diesem  Beamten  der  Staatsanwaltschaft  zu,  und  dieser  schickt 
ihm  die  Empfangsbescheinigung  derjenigen  Person  zurück,  welcher 
die  Zitation  zugekommen  ist.  Die  französische  Regierung  über- 
schickt in  dem  umgekehrten  Falle  die  in  Frankreich  ausgestellte 
und  für  Personen,  die  in  der  Schweiz  wohnen,  bestimmte  Zitation 
an  den  französischen  diplomatischen  oder  Konsularagenten  in 
der  Schweiz,  welcher  der  mit  der  Zustellung  beauftragten  schwei- 
zerischen Behörde  am  nächsten  wohnt.  Die  betreffende  schwei- 
zerische Behörde  sorgt  für .  einen  Empfangschein.  —  Die  hier 
vereinbarte  Vereinfachung  besteht  darin,  dass  die  Zitation  nicht 
bloss  dem  diplomatischen  Vertreter,  sondern  auch  dem  Konsular- 
agenten zugestellt  werden  kann  und  ganz  besonders  darin,  dass 
diese  Vertreter  die  Zitation  direkt  dem  Staatsanwälte  in  Frank- 
reich und  den  untern  Behörden  in  der  Schweiz  übergeben  können, 
wobei  also  der  Weg  durch  das  Ministerium  des  Aussem  abge- 
schnitten worden  ist  (B.  B.  1869  II,  S.  501  u.  502;  Roguin,  Con- 
flits  des  lois  suisses  p.  848  u.  849).  Dabei  bemerkt  Roguin  p.  850, 
dass  trotz  der  kategorischen  Wendung  des  Art.  20  die  Inter- 
essenten sich  sogar  von  dem  summarisch-diplomatischen  Wege 
dispensieren  und  in  dem  Staate  des  Beklagten  einen  Mandatar 
wählen  können,  um  dem  Gegner  nach  dem  daselbst  üblichen 
Vorgehen  die  Zitation  anlegen  zu  lassen. 

Der  Art.  20  des  Staatsvertrages  war  die  einzige  Konzession, 
welche  Frankreich  in  dieser  Materie  angesichts  des  imperativen 
Wortlautes  des  Art.  69  §  9  Code  de  Proc6d.  civ.  machen  konnte. 
(Vergl.  zu  Art.  20  das  erläuternde  Protokoll  zum  Staatsvertrage.) 

b)  im  Staatsvertrage  zwischen  Spanien  und  der  Schweiz  (N.  F.  XVI, 
S.  780).    Vgl.  Art.  8. 

Gerichtliche  Aktenstücke,  Ladungen,  Kundmachungen,  Auf- 
forderungen und  anderweitige  prozessualische  Aktenstücke,  sowie 
Rügatorien,  sollen  zuständigen  Ortes  durch  Vermittlung  der  di- 
plomatischen oder  konsularischen  Vertreter  der  beidseitigen  Re- 
gierungen  überreicht   worden;    die  Regierungen  sorgen  für  die 
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Zustellung,  beziehungsweise  Yollziehung;  es  wäre  denn,  dass  die 
Grundsätze  des  o£Pentlichen  Rechts  ihres  Landes  der  Zustellung 
oder  Vollziehung  entgegenstehen. 

Die  Kosten  fallen  dem  ersuchten  Staate  zur  Last. 

Wenn  Aktenstücke,  Ladungen,  Kundmachungen,  Aufforde- 
rungen etc.  in  einer  andern  Sprache  ausgestellt  sind,  soll  ihnen 
eine  gehörig  beglaubigte  Obersetzung  in  französischer  Sprache 
beigelegt  werden. 

5.  Die  Haager  Übereinkunft  ordnet  unter  litt,  a  die  Frage  im  Ge- 
biete der  beigetretenen  Staaten :  es  ist  grundsätzlich  diplomatische  Zu- 
stellung vereinbart. 

Die  Anlegung  auswärtiger  Zitationen  und  die  Insinuation  von  aus- 
wärtigen Schriftsätzen  ist  darnach  jetzt  in  der  Schweiz  auch  dann  nicht 
zu  verhindern,  wenn  nach  dem  schweizerischen  Bundesrechte  (speziell 
Art.  59  B.  V.)  das  auswärtige  Gericht  nicht  kompetent  ist. 

In  der  Praxis  haben  sich  in  Anlehnung  an  Art,  1  der  Haager 
Übereinkunft  Zweifel  darüber  erhoben,  ob  die  Übermittlung  gerichtlicher 
und  aussergerichtlicher  Urkunden  mit  der  Übergabe  an  die  internen 
Behörden  (französisches  System)  oder  erst  mit  der  Zustellung  an  den 
Adressaten  erfolge.  Ygl.  dazu  die  Rede  von  Asser  in  den  Actes  de  la 
IIP  Conference,  p.  78.  Ferner  mache  ich  auf  S.  54  oben  aufmerksam 
und  auf  .die  Documenta  relatifs  k  la  quatrieme  Conference  de  la  Haye 
voir  le  droit  international  prive  1904,  p.  7. 

Gerade  bei  den  Zitationen  wird  die  Frage  ganz  besonders  prak- 
tisch, ob  die  sog.  remise  au  parquet  auch  nach  dem  Haager  Überein- 
kommen uud  innerhalb  der  dadurch  geschaffenen  Union  zulässig  sei. 
Ein  Zweifel  wurde  hervorgerufen  durch  eine  Stelle  im  Berichte  der 
IV.  Kommission,  welche  das  Übereinkommen  vorbereitet  hatte.  Es 
wird  dort  nämlich  (Actes  de  la  Conference  de  la  Haye  chargee  de 
reglementer  diverses  matieres  de  droit  international  prive  1893,  p.  63/64) 
folgendes  ausgeführt: 

La  Commission  s'est  occupee  en  premier  lieu  de  la  maniere 
dont  il  convenait  de  faire  la  signification  d^actes  judiciaires  k 
des  personnes  so  trouvant  k  Petranger.  A  cet  6gard  il  existo 
actuellement  plasieurs  systcmes.  La  legislation  fran^aise  et 
d'autres  legislations  congeneres  se  contentent  gen^ralement  de 
la  signification  aux  parquets  d'actes  destin^s  ä  l'etranger  en  leur 
abandonnant  le  soin  de  las  faire  parvenir  aux  personnes  in- 
t6ress6e8.     Corame  il   n'est  pas  requis,   d'apr^s  ce  Systeme,   quo 
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les  actcs  parviennent  reellemeDt  ä  Icur  destination,  il  en  resulte 
que  les  ii)t6r^ts  des  destinataircs  sont  insuffisamment  sauTegard^s. 
Au  surplus  on  peut  se  demander  si  la  communication  d^actes 
judiciaires  et  notamment  la  signification  do  citations  faites  aux 
nationaux  d^un  Etat  et  sans  son  concours,  ne  oonstitue  pas  une 
ing^rence  non  justifi^e  dans  les  pouvoirs  de  juridiction  de  ce 
dernler. 

Pour  eviter  le  rcproche  de  cet  empi^tement  et  pour  sauTe- 
garder  d^autre  part  le  plus  possible  les  int^rdts  des  justiciables 
il  semble  indiqu6  de  donner  la  preförence  k  un  autre  mode  de 
communication  des  actes  judiciaires  d6jä  adopt^  par  quelques 
l^gislations  et  notamment  consacr6  par  les  traites  franco-suisse 
de  1869  et  franco-badois  de  1846.  Co  mode  consiste  dans  la 
transmission  de  l'acte  judiciaire  par  les  autorites  d^un  pays  k 
Celles  d'un  autre  k  Feffet  de  proceder  k  la  signification  voulue, 
Tautorit^  requ^rante  deyant  recevoir  ensuite  la  preuvo  quo  la 
signification  a  6t6  reellement  effectu^e. 

Indessen  wollte  die  Staatenkonferenz  keineswegs  in  das  interne 
Prozessrecht  eingreifen,  und  in  diesem  Sinne  wurde  das  Übereinkommen 
auch  in  Frankreich,  in  den  Niederlanden  und  in  der  Schweiz  damals 
interpretiert,  als  es  sich  um  die  Einholung  der  parlamentarischen  Ge- 
nehmigung handelte  (vgl  Asser,  La  Convention  de  la  Haye  du  14  no- 
vembre  1896  relative  ä  la  procedure  civile  1901,  p.  134 — 139).  In 
der  Botschaft  des  Schweiz.  Bundesrates  (B.  B.   1898  II,    S.  759)   wird 

ausgeführt: 

Art.  1  der  Übereinkunft  schreibt  den  Staaten  nicht  vor,  wie 

sie  innerhalb  ihres  Gebietes  das  Vorfahren  bei  Zustellungen  von 

gerichtlichen  und  aussergerichtlichcn  Urkunden,  die  ins  Ausland 

abgehen  sollen,  einzurichten  haben. 

Das  französische  Verfahren  besteht  denn  ja  auch  in  einzelnen 
schweizerischen  Civilprozessordnungen  (Waadt,  Art.  35  und  Genf, 
Art.  37). 

Die  belgische  Regierung  fand,  dass  die  Übergabe  des  Parquet  dem 
modernen  Leben  nicht  entspreche  und  sie  stellte  deswegen  zuhanden 
der  IV.  Staaten konferenz  den  Antrag,  zu  Art.  3  der  Übereinkunft  fol- 
genden Zusatz  anzunehmen: 

La  signification  ne  produit  son  cffet  qu'ä  partir  de  Taccom- 
plissement  de  ces  formalites. 

Die  IV.  Staatenkonferenz  wollte  indessen  nicht  so  weit  gehen  und 
sie  begnügte  sich  damit,  im  Schlussprotokoll  den  Wunsch  auszudrücken, 
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da88  auf  dem  Wege  der  Revision  der  internen  Gesetzgebung  oder  der 
Staatsverträge  das  System  der  Remise  au  parquet  (und  ähnlicher  Pro- 
zeduren) abgeschafft  werde.  Es  kann  in  der  Tat  nicht  geleugnet  werden, 
dass  diese  Art  der  Anlegung  der  Zitationen  überaus  bedenklich  ist. 
Die  Niederlegung  der  Zitationen  an  Ausländer  bei  der  Staatsanwalt- 
schaft resp.  der  Zeitpunkt  des  von  ihr  angebrachten  Visum  gilt  nämlich 
als  der  Zeitpunkt  der  effektiven  Anlegung!  Dies  ist  in  der  Tat  eine 
der  grausamsten  Fiktionen,  die  es  geben  kann.  Indessen  ist  es  gleich- 
wohl geboten,  auch  gegenüber  solchen  Bestimmungen  der  internen  Ge- 
setzgebungen behutsam  vorzugehen,  soweit  es  sich  um  die  Tätigkeit 
der  Staatenkonferenzen  handelt.  Das  Haager  Übereinkommen  hat  ja 
bisanhin  schon  auch  bezüglich  der  Anlegung  von  Zitationen  heilsame 
Wirkungen  erzielt. 

IV.  tJber  die  Zustellung  des  Zahlungsbefehls  der  auf  Grund  des 
schweizerischen  Bundesgesetzes  i?.  w.  K,  aufgestellt  ist,  ist  im  internatio- 
nalen ExeJcutionS'  und  Konkursrechte  zu  reden, 

V.  Vorzubehalten  sind  hier   die  Grundsätze  der  Exterritorialität. 
Vgl.  §  53.  Es  ist  hier  hinzuweisen  auf: 

1,  §  18  des  deutschen  Gerichtsverfassungsgesetzes. 

Die  inländische  Gerichtsbarkeit  erstreckt  sich  nicht  auf  die 
Chefs  und  Mitglieder  der  bei  dem  deutschen  Reiche  beglaubigten 
Missionen. 

§  199  D.  C.  P.  0.  findet  hier  aber  keine  Anwendung.  —  Vgl. 
weiter  §  200. 

2.  Das  österreichische  Recht. 

Die  österreichische  Civilprozessordnung  von  1895  bestimmt  betref- 
fend die  Zustellungen  an  Exterritoriale  in  §  119 — 122  folgendes: 

§  119.  Behufs  Vornahme  von  Zustellungen  an  Personen, 
welche  die  Exterritorialität  geniessen,  oder  an  Personen,  welche 
sich  in  der  Wohnung  eines  Exterritorialen  befinden,  hat  das  Ge- 
richt die  Vermittlung   des  Obersthofmarschallamtes  anzusuchen. 

Kann  die  Zustellung  auf  diesem  Wege  nicht  bewirkt  wer- 
den, so  hat  das  Gericht,  bei  welchem  die  Rechtssache  anhängig 
ist,  für  die  Person,  an  welche  zugestellt  werden  soll,  auf  Antrag 
oder  von  Amtswegen  einen  Kurator  zu  bestellen  (§  9),  an  wel- 
chen mit  Wirksamkeit  zugestellt  werden  kann. 
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Der  Kurator  hat  seine  Bestellung  unter  Angabe  des  Inhaltes 
des  ihm  eingehändigten  Schriftstückes,  des  Prozessgerichtes  und 
der  Streitsache  der  Person,  welcher  zugestellt  werden  sollte,  ohne 
Aufschub  mitzuteilen  und  für  dieselbe  bis  zu  ihrem  eigenen  Auf- 
treten oder  der  Namhaftmachung  eines  Bevollmächtigten  am  ge- 
richtlichen Verfahren  teilzunehmen,  wenn  jedoch  die  Yoraus- 
setzungcn  der  §§  115  oder  116  vorliegen,  die  Erlassung  einer 
öffentlichen  Bekanntmachung  im  Sinne  der  §§  115  oder  117  zu 
beantragen. 

In  Bezug  auf  die  Kosten  der  Kuratorbestellung  und  öffent- 
lichen Bekanntmachung  hat  §118,  Absatz  2,  zur  Anwendung  zu 
kommen. 

§  120.  Zustellungen  an  die  in  einem  fremden  Staate  sich 
aufhaltenden  und  dort  das  Recht  der  Exterritorialität  geniessen- 
den österreichischen  StaatEangehörigcn  werden  auf  Ansuchen  de» 
Gerichtes  durch  das  Ministerium  des  AuFseren  bewirkt. 

§  121.  Zustellungen  an  Personen,  welche  sich  ausserhalb 
des  Geltungsgebietes  dieses  Gesetzes  befinden  und  nicht  zu  den 
im  §  120  bezeichneten  Personen  gehören,  erfolgen,  sofern  nicht 
hiczu  nach  den  dafür  geltenden  Bestimmungen  die  Vermittlung 
eines  österreichisch- ungarischen  Ges-andten  oder  einer  österrei- 
chisch-ungarischen Konsularbehörde  in  Anspruch  genommen  wer- 
den kann,  mittels  Ersuchen  an  die  zuständige  ausländische  Be- 
hörde Das  Ersuchen  i^t  unter  Beobachtung  der  hinsichth'ch  der 
einzelnen  Staatsgebiete  erlassenen  besonderen  Anordnungen  vom 
Gerichte  zu  stellen,  bei  welchem  die  Rechtssache  eben  anhän- 
gig ist. 

Wenn  die  Bestätigung  über  die  erfolgte  Zustellung  binnen 
einer  angemessenen  Zeit  nicht  einlangt,  kann  die  betreibende 
Partei  je  nach  Lage  der  Bache  die  Zustellung  durch  öffentliche 
Bekanntmachung  oder  eine  Kurator  bestell  ung  im  Sinne  des 
§  116  beantragen.  Gleiches  gilt  auch  für  den  Fall,  dass  eine 
Zustellung  im  Auslande  vergeblich  versucht  wurde,  oder  das 
Ersuchen  wegen  offenkundiger  Verweigerung  der  Rechtshilfe 
seitens  der  ausländischen  Behörde  keinen  Erfolg  verspricht. 

§  122.  Die  nach  den  §§  119  bis  121  zu  erlassenden  Er- 
suche um  Vornahme  von  Zustellungen  sind  bei  Gerichtshöfen 
durch  den  Vorsitzenden  des  Senates  zu  stellen,  dem  die  Rechts- 
sache zugewiesen  ist. 

Die  Zustellung  wird  in  diesen  Fällen  durch  das  schriftliche 
Zeugnis  der  ersuchten  Behörde  oder  deren  schriftliche  Mitteilung 
über   die    bewirkte  Zustellung   nachgewiesen.     Zum  Zwecke  dea 
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Zustellungsnachweises  kann  dem  Ersuchsschreiben  auch  ein  Zu- 
stellungsschein zur  Benützung  bei  der  Zustellungsvornahme  bei- 
gelegt werden. 

VI.    Legislativ  läset   sich  die  Anlegung   von  Zifationen   durch  die 

fremden   diplomatischen   und  konsularischen    Vertreter  rechtfertigen,  so-- 

weit  es  sich  um   derartige   Akte  gegenüber   den   Angehörigen    des  von 
ihnen  vertretenen  Staates  handelt. 

1 .  Prinzipiell  könnte  yielleicht  gesagt  werden,  dass  es  sich  bei  der 
Anlegung  einer  Zitation  um  eine  Frage  der  Jurisdiktion  oder  der  in- 
ternen staatlichen  Herrschaft  handle.  Indessen  wäre  dies  doch  nur 
dann  richtig,  wenn  damit  auch  ein  rechtlicher  Zwang  von  Seite  des 
internen  Staats  oder  eine  aus  der  internen  Gesetzgebung  fliessende 
Rechtskonsequenz  verbunden  wäre. 

Allein  sei  dem  wie  ihm  wolle,  so  überwiegt  der  praktisc^.a  Ge- 
sichtspunkt, dass  es  ausserordentlich  wichtig  ist,  den  betreffenden  Per- 
sonen, die  im  internen  Staate  wohnen,  von  der  Existenz  eines  im  Aus- 
lande anhängig  gemachten  Prozesses  möglichst  schnell  Kenntnis  zu  geben, 
damit  sie  ihre  Rechte  wahren  können. 

2.  Anlässlich  der  IV.  Staatenkonferenz  (Mai/ Juni  1904)  wurde  in 
Art.  6  der  neu  projektierten  Übereinkunft  über  Prozessrecht  (im  Kapitel  I, 
Gommunication  d'actes  judiciaires  et  extrajudiciaires)  eine  Bestimmung 
aufgenommen,  womach  die  Zustellung  von  Akten  und  Zitationen  durch 
die  diplomatischen  und  konsularischen  Vertreter  an  die  Angehörigen 
des  von  ihnen  vertretenen  Staates  geduldet  werden  müsse.  Dagegen 
wurde  die  Einräumung  der  Kompetenz,  Requisitorialien  auch  nur  in 
dieser  Begrenzung  vorzunehmen,  mit  grosser  Mehrheit  abgelehnt. 

Beiläufig  mag  bemerkt  werden,  dass  das  Prozessübereinkommen 
bis  27.  April  1909  dauert.  Die  Niederlegung  der  Ratifaktionen  erfolgte 
am  27.  April  1899  und  die  damals  in  Aussicht  genommene  Dauer  de» 
Übereinkommens  ging  am  27.  April  1904  zu  Ende,  allein  kein  Staat 
nahm  eine  Kündigung  vor.  Dagegen  steht  es  natürlich  im  Belieben 
der  Staaten,  eine  neue  Übereinkunft  abzuschliessen. 

Anmerkungen. 

1.  Die  Vorladung  von  ausländischen  Zeugen  hängt  nicht  Yon  der  lex  fori  abv 
Hier  kommt  eine  Pflicht  in  Frage,  die  sich  naturgemäss  nach  der  öffentlichen  Rechts- 
ordnung des  Staates  richtet,  in  welchem  die  Zeugen  wohnen.  Ebenso  gilt  der  gleiche 
Grundsatz  auch  gegenüber  den  Experten. 

Mein,  Internationale!  CiTÜprozeisrecht.  1^ 


194 

2.  Im  interkantonalen  Rechte  lägst  sich  aus  allgemeinen  Gründen  der  Satz  ver- 
teidigen, dasB  auch  die  in  einem  andern  Kanton  wohnhaften  Parteien  nach  demjenigen 
Rechte  vorzuladen  seien,  das  da  gilt,  wo  die  betreffende  Zitation  zu  erfolgen  hat. 
Im  Unterklettgaa  (Schaifhausen)  wurde  ein  Prozess  gegen  eine  in  Bern  domizilierte 
Person  eingeleitet.  Das  Bundesgericht  erklärte,  die  Vorladung  hätte  gemäss  §  21 
der  revidierten  bernischen  Civilprozessordnung  erfolgen  sollen.  Dabei  sprach  es  fol- 
genden Satz  aus  (A.  E.  XVIII,  S.  451  u.  452): 

Für  die  Frage,  ob  eine  Ladung  in  gültiger  Weise  angelegt  worden 
sei,  ist  nach  allgemein  anerkanntem  Grundsätze  das  Recht  desjenigen 
Ortes  massgebend,  wo  die  botreifonde  Prozesshandlung  zu  geschehen  hat 
§  21  lautet: 

Jeder  Richter  soll,  ohne  in  eine  Untersuchung  der  Sache  selbst 
einzutreten,  in  seinem  Qerichtskreise  alle  gesetzlich  erlaubten  Vor- 
kehrungen treffen,  um  welche  er  von  anderen  gerichtlichen  Behörden 
des  Kantons,  zum  Zwecke  der  Erledigung  von  bei  ihnen  hängigen 
Streitsachen,  angegangen  wird. 

Ansuchen  ausländischer  Gerichte,  wodurch  gegen  eine  im  Staats- 
gebiete  wohnende    Person    ein   gerichtliches  Verfahren   im  Auslande 
eingeleitet  werden  soll,  sind,  wenn  die    betreffende  Person  sich  dem- 
selben nicht  freiwillig  unterziehen  will,  dem  Appellations-  und  Kassations- 
hof  einzusenden,  welcher  nach  Einvernahme  der  Interessenten  die  ge- 
setzmässige  Verfügung  zu  treffen  hat. 
In  gleicher  Weise  sprach    das  B.  G.  weiter  den  Satz  aus  (A.  £  XK,   S.  294; 
XXm,  1.  T.  S.  62  und  XXIV,  l.T.  S.  241),  dass  die  Personen,  die  in  einem  andern 
Kanton  als  dem  des  betreffenden  Gerichts  wohnen,  gemäss  den  gesetzlichen  Formen 
ihres  Wohnortskantons  zu  zitieren  seien.    Im  Kanton  Waadt  wurden  Graubündener 
Einwohner  durch  Anschlag  an  die   öffentliche   Säule   in   Moudon  und  Zustellung  von 
Ladungen  an  die  Staatsanwaltschaft  in  Lausanne  zitiert  und  in   contumaciam  verur- 
teilt, da  sie  am  Reohtstage  nicht  erschienen.  Dieses  Urteil  wurde  nicht  als  exequier- 
bar  erklärt.    Das   Bundesgericht   sprach  aus    (A.  E.  XX,  S.  294),    es   müsste   nach 
Art.  61  B.  V.  und  sodann  nach  Art.  81  Abs.  2  des  Betreibungs-  und  Konkursgesetzes 
verlangt  werden,   dass  die  Ladung  dem   Rechte  des  Ortes  entspreche,  wo  sie  statt- 
finde.   Und  in  der  Tat  sei,  fügt  das  Bundesgericht  hinzu,  die  richtige  Besorgung  der 
Vorladung  „eine  der  wesentlichsten  Garantien  der  Rechtsprechung  und  Justizpflege '^. 
Die  Vorladung  im    interkantonalen   Rechte  ist  häufig  durch  die  Prozessgesetz- 
gebungen speziell  geordnet.    Vgl.  z.  B 

§  185  des  Zürch.  Civ.  Pr.  G. 

Vorladungen  an  Personen,  welche  ausserhalb  des  Kantons  wohnen, 
werden  der  zuständigen  Behörde  des  Wohnortes  des  Vorzuladenden  mit 
dem  Gesuche  um  doren  Zustellung  Übermacht. 
§  78   des   revidierten    Gesetzes   über   das  gerichtliche  Verfahren  in  Civilrechts- 
streitigkeiten  im  Kt.  Bern: 

Ist  der  Vorzuladende  nicht  in  dem  Gerichtsbezirke  des  Richters 
wohnhaft,  vor  welchem  die  Verhandlung  stattfinden  soll,  so  muss  die 
Ladung  auch  dem  Richter  des  Wohnortes  zur  Gestattung  der  Zu- 
stellung vorgelegt  werden. 
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Die  Zürch.  Oiv.  Pr.  0.  bestimmt  in  §  188: 

Überall  da,  wo  aach  bei  Beförderung  und  Anlegung  der  Yor- 
ladung  durch  die  Post  oder  durch  die  Telegraphenyerwaltung  rechtzeitige 
Bescheinigung  des  Empfanges  zu  erwarten  ist,  darf  die  Vorladung 
durch  einfachen  oder  chargierten  Brief,  beziehungsweise  Telegramm 
erfolgen. 

3.  §  36   des  deutschen  Entwurfs  über  internationales  Privatreoht  enthielt  fol- 
gende Bestimmung: 


Die  Wirkungen,  welche  der  Pro- 
zessbeginn auf  das  der  gerichtlichen 
Entscheidung  unterstellte  Rechts- 
yerhältnis  äussert,  werden,  soweit 
sie  nicht  prozessualer  Natur  sind, 
nach  dem  Rechte  beurteilt,  welches 
über  das  Rechtsyerhältnis,  bei  dem 
sie  in  Frage  kommen,  entscheidet. 

Den  Wirkungen  des  Beginnes 
eines  vor  einem  ausländischen  Ge- 
richte anhängigen  Prozesses  ist, 
ohne  Unterschied,  ob  sie  privat- 
rechtlicher oder  prozessualer  Natur 
sind,  die  Anerkennung  versagt : 

1.  wenn  die  Gerichte  des  Staates, 
welchem  das  ausländische 
Gericht  angehört,  nach 
deutschem  Rechte  nicht  zu- 
ständig sind; 

2.  wenn  die  Klage  gegen  einen 
Deutschen  erhoben  ist  und 
derselbe  sich  auf  den  Pro- 
zess  nicht  eingelassen  hat, 
sofern  die  den  Prozess  ein- 
leitende Ladung  oder  Ver- 
fügung ihm  weder  in  dem 
Staate  des  Prozessgerichtes 
in  Person  noch  durch  Ge- 
währung der  Rechtshilfe  im 
Deutschen  Reiche  zugestellt 
ist. 


Die  Wirkungen,  welche  der  Pro- 
zessbeginn auf  das  der  gerichtlichen 
Entscheidung  unterstellte  Rechts- 
yerhältnis  äussert,  werden,  soweit 
sie  dem  bürgerlichen  Rechte  ange- 
hören, nach  den  Gesetzen  beur- 
teilt, welche  über  das  Rechtsver- 
hältnis, bei  dem  sie  in  Frage  kommen, 
entscheiden. 

Den  Wirkungen  des  Beginnes 
eines  vor  einem  ausländischen  Ge- 
richte anhängigen  Prozesses  ist, 
ohne  Unterschied,  ob  sie  dem  bür- 
gerlichen Rechte  oder  dem  Prozess- 
rechte angehören,  die  Anerkennung 
versagt : 

1 .  wenn  die  Gerichte  des  Staates, 

welchem  das  ausländische 
Gericht  angehört,  nach  den 
deutschen  Gesetzen  nicht 
zuständig  sind; 

2.  wenn  die  Klage  gegen  einen 
Deutschen  erhoben  ist  und 
derselbe  sich  auf  den  Prozess 
nicht  eingelassen  hat,  sofern 
die  den  Prozess  einleitende 
Ladung  oder  Verfügung  ihm 
weder  in  dem  Staate  des 
ProzesBgeriohtes  in  Person 
noch  durch  Gewährung 
deutscher  Rechtshilfe  zuge- 


stellt ist. 

Diese  Vorschrift  ging  aber  nicht  in  das  „Einführungsgesetz *^,  wohin  bekannt- 
lich die  Materie  des  internationalen  Privatrechtes  gestellt  wurde,  über. 

4.  Die  Staatenkonferenz  im  Haag  von  1900  beschäftigte  sich  mit  der  Frage 
der  Zitation  in  einem  Spezialgebiete,  nämlich  der  Ehescheidungsklagen.  Die  Ehe- 
scheidung  und    die    Separation   de    corps   wird    nämlich   nach   dem  Vertragsentwurf 
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(Projet  de  oonyention  pour  regier  les  conflito  de  lois  et  de  juridictioD  en  mati^re  de 
divorce  et  de  B^paration  de  corps)  im  Falle  des  Eontumazialyerfahrene  nur  dann 
anerkannt,  wenn  der  Beklagte  zitiert  worden  ist,  gemäss  den  speziellen  Bestimmungen, 
die  nach  seinem  nationalen  Kechte  f&r  die  Exekution  auswärtiger  Urteile  be- 
stehen (Art.  7). 

5.  Yerschiedene  Staatsrerträge  haben  denn  auch  die  Yollstreckung  der  Urteile 
an  die  Bedingung  geknüpft,  dass  die  Parteien  „gehörig*^  (düment)  vorgeladen  waren. 
Vgl.  Art.  17  Nr.  2  des  französisch-schweizerischen  StaatsTertrages  und  Art.  2  Nr.  2 
des  spanisch-schweizerischen  Staatsyertrages. 

6.  P.  Voet  führt  in  seiner  Arbeit  De  statutis  sectio  X  cap.  unic.  no.  16  (unter 
dem  Titel:  quis  judex  spectandus  ratione  citationis?)  folgendes  aus: 

Verum  quid  statuendum  erit  de  citatione,  quae  yel  ante  yel  post 
litem  contestatam  locum  habet,  etiam  post  sententiam,  an  ea  fieri  de- 
bebit  jussu  et  auctoritate  judicis,  ubi  litigatur,  an  ubi  domicilium 
habet  reus,  si  forte  alibi,  ubi  reperiebatur,  et  contraxerat,  sit  oon- 
ventus,  yel  ubi  bona  habet  sita?  Resp.  Sunt  qui  distinguunt  inter 
judices,  qui  uno  supremo  parent,  quasi,  illi  etiam  extra  domicilium 
citare  yaleant.  Sunt  qui  absolute  negant  judicem  extra  suum  terri- 
torium  citare  posse,  quod  ibi  cesset  auctoritas :  ut  mittere  debeat  litteras 
deprecatorias  ad  judicem  in  cujus  tenitorio  quis  est  citandns,  ut 
debitorem  citario  faciat.  Quae  postreina  sententia  verisaima  et  com- 
munis Canonistarum  et  usu  fori  recepta. 

7.  Das  italienische  Prozessgesetz  bestimmt  in  Art.  14.2  allgemein,  dass  die 
Zitation  auch  einem  Generalverteter  angelegt  werden  könne  (Contuzzi  a.  a.  0. 
154—156). 

8.  Im  gewerblichen  Urheberrechte  gibt  es  Bestimmungen,  wornach  blosse  Vertreter 
einer  Partei  zitiert  und  belangt  werden  können. 

Vgl.  Art.  11    des  B.  G.   betreifend  die  Erfindungspatente  (1888): 

Wer  nicht  in  der  Schweiz  wohnt,  kann  den  Anspruch  auf  die 
Erteilung  eines  Patentes  und  die  Rechte  aus  dem  letztern  nur  geltend 
machen,  wenn  er  in  der  Schweiz  einen  Vertreter  bestellt  hat.  Der 
letztere  ist  zur  Vertretung  in  den  nach  Massgabe  dieses  Gesetzes 
stattfindenden  Verfahren,  sowie  in  den  das  Patent  betreffenden  Rechts- 
streit igkeiten  befugt  .... 
Art   14  des  B.  G.  betreffend  die  gewerblichen  Muster  und  Modelle  (1900): 

Wer  in  der  Schweiz  keinen  festen  Wohnsitz  hat,  kann  nur  durch 
einen  in  der  Schweiz  wohnhaften  Vertreter  die  Hinterlegung  eines 
Mustors  oder  Modelles  vornehmen  und  die  aus  der  Hinterlegung  her- 
vorgehenden Rechte  geltend  machen. 

Der  Vertreter  ist  zur  Vertretung  in  dem  nach  Massgabe  dieses 
Gesetzes  stattfindenden  Verfahren,  smcie  in  den  den  Muster*  und 
Modellschuiz  betreffenden  E echt sst reit igkeiten  befugt 

9.  Die  Grundsätze  über  die  Ladung  finden  ihre  analoge  Anwendung  auch  in 
den  Stadien  des  Prozesses  vor  den  oberen  Instanzen. 
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ZAveiter  Abschnitt. 


Die  internationale  Gerichtsbarkeit 


A.  Die  Ausgangspunkte  der  Internationalen  Kompetenz  und  die 

darüber  bestehenden  Koiiisionsnormen, 


%  33.  Über  die  internationale  Kompetenz  der  Gerichte  im  allgemeinen. 

V.  Bar  IJ,  S.  428-427. 

Wahl,   Des  prinoipes  de  comp6tence  dans  las  conflits  internationaux  sp^cialement  en 

mattere  de  snccession  im  Journal  de  dr.  i.  XXII,  1895,  p.  705. 
Meili,  Reflexionen  über  die  Exekution  auBwärtiger  CiyilurteUe  (Zürich  1902),  S.  44— 52. 

I.  Zunächst  ist  zu  sagen,  dass  es  keine  feststehende  und  überall 
anerkannte  Sätze  gibt,  nach  welchen  die  Gerichtsbarkeit  im  internatio- 
nalen Leben  geordnet  wäre.  Die  internen  Gerichte  wenden  deswegen,  so- 
weit nicht  Staatsverträge  vorliegen,  entweder  die  besondern  für  den  inter- 
nationalen Verkehr  geschaffenen  oder  die  gewöhnlichen  Gesetze  über  die 
Kompetenz  auf  das  internationale  Leben  an. 

1.  Die  Fragen  der  Kompetenz  gehören  zu  den  Ordinatoria  litis 
und  die  interne  Gesetzgebung  ist  deswegen  zunächst  frei,  sie  nach  ei- 
genem Gutdünken  zu  ordnen.  Der  urteilende  Richter  ist  nicht  berech- 
tigt und  nicht  verpflichtet,  auf  auswärtige  Normen  über  die  Kompetenz 
Rücksicht  zu  nehmen.  Er  hat  sich  nicht  durch  die  Erwägung  leiten 
zu  lassen,  ob  ein  anderer  Staat  das  Urteil  anerkenne  oder  nicht.  Für 
ihn  ist  es  endlich  völlig  indifferent,  ob  die  positive  Ordnung  der  Kom- 
petenzfragen, vom  theoretischen  Standpunkte  aus  angesehen,  unrichtig 
sei,  und  ob  der  Staat  die  Kompetenz  seiner  Gerichte  zu  weit  ausdehne. 
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2.  Die  Kompetenzfrage  kann  auch  nicht  ausschliesslich  davon  be- 
herrscht werden,  ob  im  Prozesse  internes  oder  auswärtiges  Privatrecht 
anzuwenden  ist.  Die  Frage  der  Bechtsanwendung  steht  durchaus  selb- 
ständig da:  jus  und  forum  sind  zu  trennen  (S.  6/7  oben).  Gewiss  ist 
die  Übereinstimmung  von  jus  und  forum  wünschenswert,  allein  dieser 
Gesichtspunkt  darf  nicht  übertrieben  und  zum  Dogma  erhoben  werden 
(gegen  v.  Bar  ü,  8.  427). 

Auf  diesen  Umstand  ist  umsomehr  hinzuweisen,  als  die  Frage  der 
Rechtsanwendung  leicht  auch  in  die  prozessualische  Form  eingekleidet 
werden  kann,  ob  jemand  vor  den  hiesigen  Gerichten  Rede  und  Antwort 
geben  müsse.  Wenn  z.  B.  der  Beklagte  als  Teilhaber  einer  in  Argen- 
tinien bestehenden  Eollektivgesellschaft  an  seinem  Wohnorte  in  Zürich 
ins  Recht  gerufen  wird,  weil  nach  dem  dortigen  Rechte  nicht  zuerst 
die  Gesellschaft  belangt  werden  muss,  so  kann  nicht  die  Inkompetenz- 
einrede der  zürcherischen  Gerichte  gestellt  werden. 

3.  Besonders  bedenklich  ist  die  Tatsache,  dass  auf  Grund  der 
partikulären  Fora  viele  Klagen  gegen  Ausländer  erhoben  werden,  wäh- 
rend dann  die  erlassenen  Urteile  nicht  exekutionsfahig  sind.  Dadurch 
werden  viele  nutzlose  Kosten  hervorgerufen.  Dieser  Fall  ereignet  sieb 
häufig,  namentlich  in  Deutschland. 

II.  Die  civUprozessualische  Jurisdiktion  des  internen  Staates  bezieht 
sich  im  allgemeinen  nur  auf  solche  Personen  (mit  Einschluss  der  jurist- 
ischen Personen)  und  Sachen,  welche  sich  im  Umkreise  dieses  Gebietes 
befinden.  Unter  diesen  Umständen  geht  es  auf  dem  internationalen  Welt- 
boden  nicht  aw,  die  verschiedenen  exceptionelleti  Fora  für  den  Weltver- 
kehr anzuerkennen,  und  es  können  nur  die  normalen  Fora  zur  Geltung 
gebracht  werden. 

1.  Wenn  man  für  die  Ordnung  der  Kompetenz  einfach  auf  das 
Völkerrecht  verweist,  so  ist  dies  ebenso  bequem  als  aussichtslos.  Die 
genannte  Disziplin  hat  sich  mit  diesen  Fragen  noch  nie  abgegeben,  und 
sie  wird  es  auch  nicht  tun,  weil  die  Materie  des  Civilprozessrechts  schon 
lange  vom  öifentlichen  Rechte  abgetrennt  ist,  und  die  internationale 
Seite  desselben  naturgemäss  von  den  speziellen  Internationalisten  an  die 
Hand  genommen  werden  muss  (vgl.  S.  7/8  oben). 

Wenn  man  erwägt,  dass  die  Gerichtsgewalt  ein  Ausfluss  der  Staats- 
autorität (Imperium)  ist,  und  dass  ja  der  Staat  (unter  Vorbehalt  von 
speziellen  Staatsverträgen)  das  Herrschaftsbereich  eines  andern  Staates 
zu  respektieren  hat,    so  ergibt  sich  mit  Notwendigkeit,  dass  die  Juris- 
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diktioD  des  internen  Staates  keine  unumschränkte,    und  dass  sie  durch 
die  gleichwertigen  Ansprüche  des  andern  Staates  eingeengt  ist 

Der  auswärtige  Gesetzgeber  könnte  sich  mit  der  grossen  Ausdeh- 
nung der  Fora  in  alle  Rechtsverhältnisse  eines  andern  Staates  einmi- 
schen. Dies  geht  nicht  an  (v.  Bar  II,  S.  425). 

2.  Man  hat  gesagt,  es  müsse  bei  internationalen  Streitigkeiten  un- 
tersucht werden: 

a)  ob  die  Kompetenz  des  erkennenden  Gerichts  bestehe  nach  dem 
Gesetze  desjenigen  Staates,  in  welchem  die  Exekution  stattfin- 
den soll; 

b)  ob  die  Kompetenz,  sowohl  des  Prozessgerichts,  als  des  Voll- 
streckungsgorichts  bestehe. 

Indessen  ist  ja  im  Anfange  des  Prozesses  noch  nicht  absolut  fest- 
gestellt, wo  die  Exekution  vorzunehmen  ist.  —  Dagegen  muss  gesagt 
werden,  dass  die  Ausübung  der  Jurisdiktion  sich  nach  den  Prinzipien 
der  Gerechtigkeit  zu  richten  hat  —  es  darf  nicht  Willkür  und  nicht  der 
einseitige  Vorteil  der  internen  Staatsangehörigen  massgebend  sein. 

III.  Als  normale  Fora  sind  nach  dew  unter  II  aufgestellten  Satze 
für  den  internationalen  Verkehr  diejenigen  anzuerkennen,  welche  sich 
auf  Orund  der  cdlgemeinen  und  universellen  Rechtsentwicklung  herausge- 
bildet  haben. 

1.  Zur  Unterstützung  dieses  Satzes  ist  auf  den  Beschluss  des  In- 
stitut de  droit  international  1875  (Annuaire  I,  S.  125  u.  126)  zu  ver- 
weisen : 

lies  r^gles  uniformes  concernant  la  comp6tence  des  tribunaux, 

r^gles  dont  Tutilite  a  6t6  reconnue  par  Tlnstltut  dans  la  session 

de  Geneve  devraient  avoir  pour  baso  les  principes  suivants: 

aj  Le  domidle  (et  subsidiairement  la  residence)  du  defendeur, 

dans  Ics  actions  personnclles  ou  qui  concernent  des  biens 

mcubics,  et  la  Situation  des  biens,  dans  Ics  actions  reelles 

concernant  des  immeubles,   doivent,    dana  la  rögle  d6ter- 

miner  la  competence  du  jugo,  sauf  l' ad  Option  de  fqra  ex- 

cf-ptionnelSj    h,  T^gard  d'une  certaine  categoric  de  litiges. 

b)   La  regle  pos6e  sub  a.  aura  pour  eifet   que  le  juge  com- 

petent   pour   decider  un   proc^s   n'appartiendra  pas   tou- 

jours  au  pays  dont  les  lois  r^gissent  le  rapport  de  droit 

qui  fait  l'objet  de  ces  procös.    Cependant,  l'adoption  des 

fora  exceptionnels,  mentionn68  sub  a.,  devra  surtout  avoir 

pour  but   de  faire  decider,    autant  que  possiblc,    par  les 


200 

juges  du  pays,  dont  les  lois  r^gissent  un  rapport  de  droit, 
les  proo^s  qui  concernent  ce  rapport,  par  exemple  les 
proc^s  qui  ont  pour  objet  principal  de  faire  statuer  sur 
des  questions  d*6tat  ou  de  capacite  personnelle,  par  les 
tribunaux  du  pays  dont  les  lois  r6gissent  le  status  per- 
sonnel,  etc. 

Das  Institut  de  dr.  i.  fand  in  seiner  Sitzung  von  Hamburg  (1891), 
es  habe  seinen  Beschlüssen  von  1875  nichts  hinzuzufügen  (Rev.  de  dr.i. 
XXIII,  p.  626/7). 

2.  Im  internationalen  Rechtsleben  muss  korrekterweise  unterschie- 
den werden  zwischen: 

a)  der  Kompetenz  im  internen  Verkehre, 

b)  der  Kompetenz  im  internationalen  Verkehre  (Jurisdiktion  in  die- 
sem Sinne). 

Die  italienischen  Juristen  sind  es,  welche  dies  zuerst  scharf  betont 
haben:  sie  formulieren  die  Sache  so,  dass  sie  sagen,  man  müsse  aus- 
einanderhalten die  Kompetenz  im  internen  Gebiete  und  die  Jurisdiktion 
gegenüber  Fremden.  Einzig  Mattirolo  Trattato  di  diritto  giudiziario 
«ivile  VI,  Nr.  1244  und  1245,  p.  953  und  954  verwirft  die  herausge- 
hobene Unterscheidung,  aber  er  erkennt  an,  dass  die  Doktrin  und  Praxis 
anderer  Meinung  ist  als  er. 

Mit  jener  Auffassung  stimmen  auch  die  Vertragsentwürfe  der  süd- 
amerikanischen Staaten  über  das  Prozessrecht: 

a)  Art.  42  des  Vertrages  von  Lima  (1878), 

b)  Art.  5  des  Vertrages  von  Montevideo  (1889). 

Dieser  Artikel  lautet  in  korrekter  deutscher  Fassung 
(Heck  in  Z.  f.  intern.  Priv.-  u.  St.-R.  I,  S.  597): 

Die  Urteile  und  Schiedssprüche,  welche  in  Civil-  oder  Han- 
delsachen in  einem  der  Vertragsstaaten  gefallt  sind,  haben  in 
dem  Gebiete  der  übrigen  dieselbe  Wirkung,  wie  in  dem  Staate, 
in  welchem  sie  gefällt  wurden,  wenn  folgende  Voraussetzungen 
gegeben  sind : 

aj  das  Gericht,  welches  das  Urteil  oder  den  Spruch  erlassen 
hat,  im  internationalen  Sinne  zuständig  war. 

Es  wird  hier  gefordert,  dass  die  Kompetenz  der  erkennenden  Gerichte 
bestehe  „en  la  esfera  internacional",  und  das  Civilprozessgesetz  von 
Venezuela,  1897,  drückt  sich  noch  schärfer  aus,  indem  es  die  Kompetenz 
nur  dann  als  gegeben  ansieht,  wenn  sie  den  Prinzipien  des  internationalen 
Rechts  entspricht  (vgl.  das   Zitat  bei  Mattirolo  VI,  p,  956,  Anm.). 
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Freilich  ist  durch  die  Yerweisung  auf  die  internationale  Sphäre  das 
Problem  nur  formuliert,  und  es  handelt  sich  darum,  es  zutreffend  zu 
lösen  und  auszugestalten. 

Gerade  jene  Wendung  „en  la  esfera  internacional**  ist  überaus  be- 
zeichnend, und  virtuell  stimmt  sie  ganz  mit  der  in  der  Doktrin,  ge- 
stützt auf  die  Vorgänge  der  italienischen  Wissenschaft  und  Praxis  adop- 
tierten Unterscheidung  der  Kompetenz  und  Jurisdiktion.  Und  auch  nach 
den  südamerikanischen  Verträgen  steht  fest,  dass  das  Gericht  des 
Exekutionsstaates  berechtigt  ist,  die  Prüfung  der  Frage  selbständig  vor- 
zunehmen, ob  das  erkennende  Gericht  vom  Standpunkte  des  internatio- 
nalen Rechtes  aus  die  Gerichtsbarkeit  besitzt. 

3.  Auch  Menger,  System  des  österreichischen  Civilprozessrechts  in 
rechtsvergleichender  Darstellung  I,  S.  180  und  181,  betont,  dass  es  sich 
hier  um  eine  internationale  Rechtsfrage  handle,  die  nicht  lediglich  nach 
dem  positiven  Prozessrecht  des  einzelnen  Staates,  sondern  nach  allge- 
meinen Prinzipien  des  internationalen  Rechts  zu  beurteilen  sei.  Auf 
diese  Weise  kommt  dann  Menger  dazu,  als  international  berechtigt  nur 
folgende  Fora  anzuerkennen: 

a)  dasjenige  des  Domizils, 

b)  dasjenige  der  gelegenen  Sache. 

Und  Menger  fügt  bei  (S.  184),  alle  andern  Gerichtsstände,  welche 
sonst  noch  von  einzelnen  Schriftstellern  als  international  bezeichnet 
werden  (der  Gerichtsstand  des  Arrestes,  des  Vertrages,  der  geführten 
Verwaltung)  seien  vorherrschend  positiver  Natur  und  deshalb  auch  nicht 
allgemein  anerkannt:  ,)8ie  können  daher  auch  nicht  die  internationale 
Kompetenz  des  auswärtigen  Gerichtes  begründen,  insofern  sie  nicht  im 
Verhältnis  zu  einzelnen  Staaten  durch  besondere  Rechtsvorschrift  zu 
diesem  Zwecke  für. genügend  erklärt  worden  sind.*' 

4.  Nun  geht  es  freilich  nicht  an,  mit  Menger  international  bloss 
zwei  Fora  anzuerkennen  Vielmehr  lässt  es  sich  durchaus  rechtfertigen, 
folgende  Gerichtsstände  als  zulässig  zu  erklären: 

a)  das  Forum  des  Domizils  für  obligationenrechtliche  Klagen, 

b)  das  Forum  der  gelegenen  Sache  für  Streitigkeiten  an  Immobilien 
(vgl.  auch  V.  Bar  II,  S.  431   und  432), 

c)  das  Forum  der  Erbschaft, 

d)  das  Forum  der  Prorogation. 

Ja,  nach  meiner  Ansicht  wäre  es  vielleicht  auch  zulässig,  ein  Forum 
delicti  commissi  zu  sanktionieren  für  Deliktsobligationen  und  ein  Forum 
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der  Erfüllung  für  Wechselverpflichtungen  und  für  Obligationen  auf 
Märkten  und  Messen.  Namentlich  der  internationale  Handelsverkehr 
ist  zu  begünstigen. 

5.  Dabei  ist  freilich  ganz  klar,  dass  überall  die  Staatsvertage  vor- 
behalten werden  müssen. 

Übrigens  werden  die  Staatsverträge  in  den  Prozessgesetzen  regel- 
mässig noch  ausdrücklich  reserviert  (z.  B.  im  Züricher  Proz.-G.,  §  224). 

6.  Es  lässt  sich  denken,  dass  auf  dem  Weltboden  nach  und  nach 
eine  Übereinstimmung  getroffen  wird  über  die  international  zu  respek- 
tierenden Fora  oder  über  die  Ausscheidung  der  Jurisdiktion.  Freilich 
kann  in  der  menschlichen  Entwicklung  nichts  überstürzt  werden:  die 
Weltgeschichte  hat  zu  ihren  Revisionen  und  Reformen  die  nötige  Zeit ! 

Die  Staatenkonferenz  im  Haag  hat  (S.  25  oben)  die  Ausarbeitung 
eines  ,,reglement  syst6matique  et  complet  de  la  competence  des  tribu- 
naux^  in  Aussicht  genommen  (1900).  In  diesem  Zusammenhange  muss 
auch  der  Bemühungen  gedacht  werden,  welche  die  International  Law 
Association  in  dieser  Frage  entfaltet  hat.  Diese  Gesellschaft  wendete 
der  Materie  der  Exekution  auswärtiger  Civilurteile  schon  seit  einer  ganzen 
Reihe  von  Jahren  ihre  besondere  Aufmerksamkeit  zu,  —  davon  ist  später 
noch  zu  reden.  In  neuerer  Zeit  drang  aber  die  Überzeugung  durch, 
dass  es  in  hohem  Grade  wünschenswert  sei,  Regeln  darüber  aufzustellen, 
nach  welcher  Massgabe  im  internationalen  Leben  die  Gerichtshoheit 
ausgeübt  werden  solle.  Für  die  Jahresversammlung  von  Ronen  (1900) 
wurde  nun  von  Alderson  Foote  der  Entwurf  zu  einem  Staatsvertrag  über 
die  Exekution  auswärtiger  Civilurteile  vorgelegt,  der  in  englischer  Sprache 
im  Report  of  the  nineteenth  Conference,  London  1901,  p.  196  ff.  und 
in  französischer  Sprache,  p.  204  ff.  abgedruckt  ist. 

Weiter  umrde  ein  separater  Vorschlag  (von  Cox-Sinclair  und  Philli- 

more)   über  Grundsätze  bezüglich  der  Jurisdiktion  ausgearbeitet.     Diese 

Prinzipien  werden  als  ein  Zusatz  zu  der  Konvention  (Addendum  to  draft 

Convention)  gedacht   und  lauten  unter  dem  Titel   Rules  of  Jurisdiction 

(Competence)  folgcnderraassen  (Report  of  the  twentieth  Conference,  London 

1901,  p.  280): 

The   Committee    are   of  opinion   that  mies   of  Jurisdiction 

should  be  considered  scparately  from  the  Draft  Convention,  but 

provisionally  submit  the  following  for  further  consideration :    — 

Except   as   hereinafter   provided   the   question  whether  the 

proper  Court  (according  to  the  provisioiis  of  this  Convention)  of 
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a  State  party  to  this  Convention  which  has  pronounced  a  judg- 
ment,  the  execution  of  which  is  applied  for  from  the  proper 
Court  of  another  State  party  to  this  Convention,  was  or  was  not 
competent  to  pronounco  such  judgment,  shall  be  determined  in 
any  way  and  upon  any  principle  required  by  the  law  of  the 
State  of  such  last-named  Court: 
Provided  that: 

1.  The  Government  of  such  last-naraed  State  shall  have 
notified  to  the  other  Governments  parties  to  this  Convention  the 
rules  of  Jurisdiction  or  competence  which  are  or  may  be  from 
time  to  time  required  or  recognised  by  its  Courts  for  this  pur- 
pose'; 

And  that: 

2.  Any  one  of  the  proper  Courts  according  to  the  provisions 
of  this  Convention  shall  be  deemed  to  have  been  competent  to 
pronounce  such  a  judgment  according  to  the  rules  and  principle» 
required  by  the  law  of  the  State  of  the  Court  to  which  appli- 
cation  is  made  to  execute  it  in  the  following  cases: 

a)  If  the  person  against  whom  the  judgment  was  pronoun- 
ced was  at  the  time  when  the  action  was  commenced 
actually  present  within  the  territorial  Jurisdiction  of  the 
Court ; 

h)  If  such  person  weis  at  such  time  domiciled  or  ordinarily 
resident  within  the  territorial  Jurisdiction   of  the  Court; 

r)  If  such  person  was  at  such  time  a  subject  of  the  State 
of  such  Court,  and  was  sued  in  respect  of  a  contract 
which  according  to  the  terms  thereof  ought  to  be  per- 
fornied  within  such  territorial  Jurisdiction  or  in  respect 
of  a  tort  committed   within  such  territorial  Jurisdiction; 

d)  If  such  person  submitted  to  the  Jurisdiction  of  the  Court 
by  instituting  or  voluntarily  appearing  in  the  action; 

e)  If  such  person  had  contracted  to  submit  to  such  Juris- 
diction in  respect  of  the  subject  matter  of  the  action; 

And  that: 

3.  No  such  Court  shall  be  deemed  to  have  been  competent 
to  pronounce  such  a  judgment  according  to  the  rules  and  prin- 
ciples  requisite  or  recognised  by  the  law  of  the  State  of  the 
Court  to  which  application  is  made  to  execute  it  by  reason 
only: 

a)   That  the  piain tiff  is  a  subject  of  the  State  of  the  Court 

which  pronounced  such  judgment;  or: 
h)   That  the  person  against  whom  such  a  judgment  has  been 


204 

pronoanced  had   property  within   the  juriBdiction  of  the 
Court  which  pronounced  such  judgment. 
Ferner  ist  auf  das  Referat  von  Alexander  (Jurisdiction  with  regard 

to  foreign  judgments)    zu  verweisen   (Report  of  the  twelfth  Conference 

1885,  London  1886,  p.  137—146). 

IV.  Innerhalb  der  durch  die  Gesetze  atifgestellten  Kompetenzbestim- 
mungen kommen  auch  international  einzelne  Regeln  der  Prozessrerhts- 
doktrin  zur  Anwendung. 

1.  Bei  der  Beurteilung  der  Kompetenz  der  Gerichte  ist  stets  die 
Formulierung  des  Rechtsbegebrens  entscheidend:  der  Charakter  der 
Klage  ist  massgebend  und  nicht  etwa  derjenige  allf&Uiger  Einreden.  Nur 
die  Klage  ist  als  ein  dem  Entscheide  unterbreitetes  Petitum  anzusehen, 
während  die  Einrede  den  Zweck  der  Abwehr  verfolgt.  —  Allerdings  ist 
dabei  zu  untersuchen,  ob  ein  Rechtsbegehren  nicht  etwa  bloss  zur  Ver- 
schleierung der  Wahrheit  oder  zur  künstlichen  Begründung  eines  Gerichts- 
standes in  bestimmter  Weise  gefasst  worden  sei  (A.  E.  VII,  S.  687). 

Es  geht  also  in  der  Regel  nicht  an,  auf  die  Tatsachen-Details 
bei  der  Frage  der  Kompetenz  zum  voraus  einzutreten  (Roguin,  Conflits, 
p.  592  u.  593).  Anders  liegt  die  Sache  nur  dann,  wenn  das  Rechts- 
begehren absichtlich  so  verschleiert  wurde,  dass  eine  an  sich  nicht  be- 
stehende Kompetenz  dadurch  künstlich  herbeigeführt  werden  soll.  Dies 
trifft  z.  B.  dann  zu,  wenn  eine  persönliche  Klage  so  formuliert  wird, 
dass  sie  den  Charakter  einer  orbrechtlichen  annimmt.  Abgesehen  da- 
von ist  es  möglich,  dass  im  einzelnen  Falle  die  Tatsachen,  welche  die 
Kompetenz  begründen,  zugleich  notwendige  Tatbestandsmomente  des 
Anspruchs  selbst  sind,  wie  z.  B.  bei  dem  Gerichtsstande  des  Delikts, 
der  geführten  Verwaltung  und  des  Vertrages  (R.  G.  Civils.  XXIX,  8. 372). 

2.  Wenn  ein  bestimmtes  Gericht  kompetent  ist,  über  eine  Frage 
einen  Entscheid  zu  treffen,  muss  es  prinzipiell  bezüglich  aller  accesso- 
rischen  und  präjudiziellen  Fragen  als  kompetent  angesehen  werden. 
Immerhin  gibt  es  Ausnahmen.  Es  ist  zu  betonen,  dass  nach  dem 
schweizerischen  Rechte  (Art.  8,  B.  G.  N.  u.  A.)  einzelne  Fragen  vom 
Hauptprozesse  u.  U.  abgetrennt  werden  müssen,  wenn  es  sich  um  den 
Civilstand  handelt,  nämlich: 

a)    bei  Ausländern,  die  in  der  Schweiz  wohnen, 
h)   bei  Schweizern,  die  im  Auslande  wohnen. 
Immerhin  gölten  diese  Ausnahmen  wieder  nicht,  wenn  ein  Staats- 
vertrag das  Forum  bestimmt,  oder,  genauer  gesagt,  die  Jurisdiktion  ordnet. 
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V.  Legislativ. 

Es  ist  wünschenswert,  dass  Streitigkeiten  über  die  in  einem  Staats- 
vertrage fixierten  Fora  und  die  Kontroversen  über  einen  Staatsvertrag 
überhaupt  einem  Schiedsgerichte  (oder  dem  Haager  Gerichtshofe)  unter- 
breitet werden. 

AnmerkungeD. 

1.  Ygl.  auoh  Bartin,  Etudes  sar  les  effets  internationaux  des  jugements.  Premiöre 
6tade.  De  la  oomp^tenoe  du  tribunal  6tranger  envisag^e  comme  condition  de  Texe- 
quatur  du  jugement  6tranger  im  Journal  1904  XXXI,  p.  5. 

2.  Man  muss  sich  hüten,  die  Grundsätze  des  internationalen  Civilprozessrechts  be- 
treffend die  Aasübung  der  civilrechtlichen  Jurisdiktion  ohne  weiteres  auch  auf  das 
internationale  Exekutions-  und  Konkursrecht  anzuwenden.  Diese  letztere  Materie  ist 
selbständig  ins  Auge  zu  fassen. 

3.  Die  in  diesem  Paragraph  zitierte  Qesellsohaft  hiess  früher  Association  for 
ihe  reform  and  codification  of  the  law  of  nationa.  Die  Referate  und  Diskussionen 
werden  in  Reports  publiziert.  Seit  1895  nennt  sich  die  Gesellschaft:  The  inter- 
national law  Association,  Association  de  droit  international.  Über  einzelne  Konfe- 
renzen wird  auch  etwa  in  andern  Zeitschriften  referiert.  Ygl.  z.  B.  die  Zeitschr» 
für  das  gesamte  Handelsrecht  N.  F.  39,  S.  530. 


§  34.    Übersicht  der  international  wichtigsten  Kollisionssätze 

aber  die  Kompetenz. 

V.  Bar  II,  S.  428  ff. 

I.  hl  die  vordei'ste  Reihe  sind  die  in  den  Staatsverträgen  enthaltenen 
Bestimmungen  über  die  internationale  Verteilung  der  Jurisdiktion  zu 
stellen. 

1.  Besonders  wichtig  ist  in  dieser  Beziehung  der  französisch- 
schweizerische und  der  französisch-belgische  Staatsvertrag.     Vgl.  §  51. 

2.  Durch  die  bisherigen  im  Haag  präparierten  Staatsverträge  ist 
die  Jurisdiktion  der  Staaten  in  keiner  Materie  international  geschaffen 
worden. 

IL  Es  gibt  einzelne  Staaten,  welche  die  gerichtliche  Kompetenz  für 
den  internationalen   Verkehr  speziell  geordnet  haben. 

Es  ist  hinzuweisen  auf: 

1.  Frankreich  (mit  den  Tochterrechten). 

Feraud-Giraud  in  Joum.  Vü,  137;  225. 
GlasBon,  das.  YIII,  S.  105—133. 
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Hier  ist  namentlich  hinzuweisen  auf  zwei  Artikel  des  Code  civil, 
nämlich  auf: 

Art.  14.  L'6fcranger,  m^me  non  residant  en  France,  pourra  dtre 
cit6  devant  les  tribunaux  frangak  pour  Tex^cation  des  obligations 
par  lui  contract^es  en  Frauce  avec  un  Fran^ais;  il  pourra  dtre 
traduit  devant  les  tribunaux  de  France,  pour  les  obligations  par 
lui  contractees  en  pays  6tranger  envers  des  Fran^ais. 

Art.  15.  Un  Frangais  pourra  ^tre  traduit  devant  un  tribunal 
de  France,  pour  des  obligations  par  lui  contract6es  en  pays  6tran- 
ger,  m^me  avec  un  ^tranger. 

Die  Bestimmung  des  Art.  14  ging  über  in  daa  niederländische 
Recht.  Art.  127  Wetboek  van  burgerlijke  rechtsvordering  bestimmt 
(entsprechend  Art.  14  des  Code  civil): 

Ben  vreemdeling  kan,  selfs  wanneer  hij  in  Nederland  zijn 
verblijf  niet  houdt,  voor  een  nederlandschen  regter  worden  ge* 
dagvaard  ter  zake  van  verbind tenissen  door  hem  jegens  eenen 
Nederlander,  het  zij  in  Nederland  of  in  een  vreemd  land, 
aangegaan. 

In  Art.  13  Code  civil  von  Rumänien  wird  bestimmt: 

L'6tranger,  mSme  s^il  n^a  pas  sa  r6sidence  en  Roumanie, 
pourra  ^tre  poursuivi  devant  les  tribunaux  roumains  quant  k 
rex6cution  des  obligations  contractees  par  lui  en  Roumanie  ou 
en  pays  6tranger  envers  un  Roumain. 

Im  Journal  XXVII,  p.  1037  wird  von  diesem  Texte  gesagt:  que 
fia  redaction  est  meilleure  que  celle  du  texte  fran^ais. 

Der  serbische  Civilprozess  bestimmt  in  §  8.3: 


Für  jene,  die  sonst  im  Auslande  leben,  sowie  für  jene,  be- 
züglich welcher  ein  ständiger  Aufenthalt  (Wohnort)  in  Serbien 
nicht  bekannt  ist  und  die  auch  kein  unbewegliches  Vermögen 
in  Serbien  haben,  ist  das  Q-ericht  des  Klägers  zuständig. 

Art.  14  Code  civil  besteht  z.  B.  nicht  in  Spanien  und  Portugal, 
in  Dänemark.  —  Diese  Rechtsnorm  enthält  ausschliesslich  eine  Begün- 
stigung der  Franzosen.  Kraft  des  Art.  14  ist  es  statthaft,  Individuen 
und  Gesellschaften,  die  im  Auslande  ihren  Sitz  haben,  von  einem 
Franzosen  vor  französischen  Gerichten  zu  belangen.  Immerhin  kann 
dieses  Recht  dahinfallen,  wenn  der  Franzose  ausdrücklich  oder  still- 
schweigend auf  jene  Wohltat  verzichtet.  Vgl.  Joum.  II,  p.  440.  Trotz 
den  Bemerkungen  von  Masse,  Droit  commercial  I,  Nr.  677  und  Nr.  655 
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mu88  den  Ausführungen  von  Laurent  (IV,  Nr.  1 5  ff.)  beigepflichtet 
werden,  womach  Art.  14  gänzlich  unhaltbar  ist  und  nur  auf  einer 
Missachtung  der  fremden  und  einer  Überschätzung  der  einheimischen 
Jurisdiktion  ruht.     Dies  wird  heute  fast  allgemein  zugegeben. 

2.  Italien. 

R«Y.  de  dr.  i.  YII,  p.  369. 

Lomonaco,  Trattato  di  diritto  ciTÜe  internazionale,  p.  220  ff. 

Die  Art.  105 — 107  des  italienischen  Codice  di  procedura  (über- 
flchrieben:  Disposizioni  relative  agli  stranieri)  lauten: 

Art.  105.  Lo  straniero  che  non  ha  residenza  nel  regne 
pu6  essere  convenuto  davanti  le  autoritä.  giudiziarie  del  regne, 
ancorch^  non  vi  si  trovi: 

1.  se  si  tratti  di  azioni  su  beni  immobili  o  beni  mobili  esi- 
stenti  nel  regno; 

2.  se  si  tratti  di  obbligazioni  che  abbiano  origine  da  con- 
tratti  0  fatti  seguiti  nel  regno,  o  che  debbano  avere  ese- 
cuzione  nel  regno; 

3.  in  tatti  gli  altri  casi  in  cui  possa  cio  farsi  per  reciprocitä.. 

Art.  106.  Oltre  i  casi  indicati  nell'  articolo  precedente,  lo 
straniero  pa6  essere  convenuto  davanti  le  autoritä  giudiziarie  del 
regno  per  obbligazioni  contratte  in  paese  estero: 

1.  se  abbia  residenza  nel  regno  ancorch^  non  vi  si  trovi 
attualmente ; 

2.  se  si  trovi  nel  regno  quantunque  non  vi  abbia  residenza, 
purch^  sia  citato  in  persona  propria. 

Art.  107.  Quando  lo  straniero  non  abbia  residenza,  dimora, 
0  domicilio  eletto  nel  regno,  n^  vi  sia  stabilito  un  luogo  per 
l'esecuzione  del  contratte,  l'azione  personale  o  reale  su  beni  mobili 
^  proposta  davanti  Tautorita  giudiziaria  del  luogo  in  cui  Tattere 
ha  domicilio  o  residenza. 

Allard  gibt  in  seiner  Abhandlung  (Examen  critique  du  Code  de 
Proc6dure  civile  du  Koyaume  d'Italie),  die  Art.  105 — 107  französisch 
in  folgender  Weise  wieder  (Rev.  de  dr.  i.  I,  p.  219): 

Art.  105.  Les  6trangers  qui  ne  resident  pas  dans  le  ro- 
yaume  peuvent  ^tre  assign^s  devant  les  juges  du  royaume,  encore 
qu'ils  ne  s^  trouvent  pas: 

1^  S'il  s'agit  d'une  action  sur  biens  immobiliers  ou  mobiliers 
existants  dans  le  territoire  du  royaume; 
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2^  S^il  s'agit  d'obligations  qui  proviennent  de  contrats  ou  de 
faits  accomplis  dans  le  royaume,  —  ou  qui  doivent  y 
recevoir  leur  execution; 

3^  Dans  tous  les  autres  cas  dans  lesquels  cela  peut  avoir 
Lieu  en  vertu  de  la  r6ciprocit6. 

Art.  106.  Outre  les  cas  mdiqu6s  k  Tarticle  prec6dent,  les 
6trangers  peuveut  dtre  assign^s  devant  les  juges  du  royaume 
pour  les  obligations  contract6es  en  pays  6tranger: 

1^  S'ils  r68ident  dans  le  royaume,  encore  qu'ils  ne  s'y  trou- 

vent  pas  actuellement ; 
2^  S'ils  sont  trouY^s  dans  le  royaume,  quoique  n'y  r^sidant 
pas,  —  et  cela  pourvu  qu'il  soient  cit6s  en  personne  propre. 

Art.  107.  Quand  P^tranger  n'a  dans  le  royaume  ni  resi- 
dence,  ni  demeure,  ni  domicile  61u,  et  qu'aucun  lieu  n'a  6t6 
d6termin£  pour  rex6cution  de  Tobligation,  l'action  personneile 
ou  reelle  mobili^re  est  port6e  devant  le  juge  du  lieu  oü  le  de- 
mandeur  a  son  domicile  ou  sa  r^sidence. 

3.  Belgien. 

Das  belgische   Gesetz   vom   25.  März  1876   enthält   folgende   Be* 
Stimmungen : 

Art.  52.  Les  6trangers  pourront  6tre  assignes  devant  le» 
tribunaux  du  ro}faume,  seit  par  un  Beige,  soit  par  un  6tranger^ 
dans  les  cas  suivants: 

lO   En  mati^re  immobili^re; 

2^  S'ils  ont   en  Belgique  un   domicile  ou  une  r6sidence  ou 

s'ils  y  ont  fait  61ection  de  domicile; 
3^  Si  Tobligation  qui  sert  de  base  k  la  demande  est  nee,  a 

6t6  ou  doit  Stre  ex^cut6e  en  Belgique; 
4^   8i  Taction  est  relative  k  une  succession  ouverte  en  Bel- 
gique ; 
5^  S'il  s'agit  de  demandes   en  validit6  ou  en  mainlev6e  de 
saisies-arrets  form6es  dans  le  royaume,  ou  de  toutes  autres 
mesures  provisoires  ou  conservatoires ; 
6^  Si  la  demande  est  connexe  k  un  proc^s  d6jd.  pendant 

devant  un  tribunal  beige; 
7^  S'il  s'agit  de  faire  declarer  exScutoires  en  Belgique  les 
d^cisions   judiciaires  rendues    ou    les    actes    authentiques 
passes  en  pays  etranger; 
8^   S'il  s'agit  d'une  contestation  en  mati^re  de  faillite,  quand 
cctte  faillite  est  ouverte  en  Belgique; 
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9^   S'il  s^agit  d^une  demande  en  garantie  ou  d'une  demaude 
reconventionnellc  quand    la  demande  originaire  est  pen- 
dante  devant  un  tribunal  beige; 
10^   Dans  le  cas  oü  il  y  a  plusieurs  defendeurs,   dont  Tun  a 
en  Bclgique  son  domicile  ou  sa  r^sidence. 

Art.  53.  Lorque  les  differentes  bases  indiqu6es  au  präsent 
chapitre  sont  insuffisantes  pour  d6terminer  la  comp^tence  des 
tribunaux  beiges  k  Tegard  des  6trangers,  le  demandeur  pourra 
porter  la  cause  devant  le  juge  du  Heu  oü  il  a  lui-mdme  son 
domicile  ou  sa  r6sideuce. 

Art.  54.  Dans  les  cas  non  prevus  ä  Tarticle  52  ci-dessus, 
Tetranger  pourra,  si  ce  droit  appartient  au  Beige,  dans  le  pays 
de  cet  6tranger,  d6cliner  la  juridiction  des  tribunaux  beiges; 
mais,  a  d6faut  par  lui  de  ce  faire  dans  les  premiöres  conclusions, 
le  juge  retiendra  la  cause  et  y  fera  droit. 

Cette  reciprocite  sera  constatee  seit  par  les  trait6s  conclus 
entre  les  deux  pays,  soit  par  la  production  des  lois  ou  actes 
propre»  k  en  6tablir  Texistence. 

L^etranger  defaillant  sera  presum6  decliner  la  juridiction  des 
tribunaux  beiges. 

In  dem  Staatsvertrage  zwischen  Frankreich  und  Belgien  wurde 
das  forum  im  Sinne  des  Art.  52  Nr.  3  des  belgischen  Gesetzes  von 
1876  nur  für  den  Fall  anerkannt,  dass  der  Beklagte  in  Belgien  oder 
in  Frankreich  nicht  wohnt  und  sich  nicht  darin  aufhält. 

III.  Einzelne  Gesetze  haben  den  Gerichtsstand  der  Gegenseitigkeit 
statuiert. 

1.  Art.  105  des  italienischen  Codice  di  Proced.  civ.  bestimmt  fol- 
gendes : 

Lo  stranioro   che   non   ha  residenza  nel   regno  puö  essere 

convenuto  davanti  Ic  a  uteri tä  giudiziarie  del  regno  ancorch^  non 
vi  81  trovi: 


3.    in  tutti  gli  altri  casi  in  cui  possa  cid  farsi  per  reciprocitä. 
2.   §  101    der   österreichischen   Jurisdiktionsnorm   sagt   (vgl.   dazu 

Walker,  S.  109  ff.): 

Wenn  in  einem  andern  Staatsgebiete  gegen  österreichische 
Staatsangehörige  in  bürgerlichen  Rechtssachen  Klagen  vor  Ge- 
richt zugelassen  werden,  welchen  nach  dem  gegenwärtigen  Ge- 
setze für  derlei  Rechtssachen  überhaupt  keine  oder  nur  eine 
beschränkte  Zuständigkeit  zukommen  würde,  so  ist  ein  gleicher 

llcili,  Internationale H  Civilpro/essrecht.  ^'^ 
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Gerichtsstand  gegen  die  Angehörigen  jenes  Staatsgebietes   auch 
bei  den  inländischen  Gerichten  begründet. 

IV.  Eine  besondere  Stelbmg  nimmt  die  Schweiz  ein,  weil  durch 
Art.  59  B.  V.  der  Gerichtsbarkeit  auch  international  bestimmte  Schranken 
gesetzt  sind, 

1.  Die   VerfasBungsbestimmung    (vgl.   dazu   Schoch,    Art.    59   der 

Schweiz.  Bundesverfassung   vom   29.  Mai  1874   betreffend    den   Schutz 

des   Schuldners   beim   Richter   seines  Wohnortes,    Diss.,    Zürich  1882; 

Roguin,  L'article  59  de  la  Constitution  federale.     Etüde  critique  de  la 

jurisprudence    du    tribunal    federal,    Lausanne  1880)    lautet    folgender- 

massen : 

Art.  59.     Der  aufrechtstehende  Schuldner,   welcher   in   der 

Schweiz  einen  festen  Wohnsitz  hat,  muss  für  persönliche  An- 
sprachen vor  dem  Richter  seines  Wohnorts  gesucht,  und  es  darf 
daher  für  Forderungen  auf  das  Vermögen  eines  solchen  ausser 
dem  Kanton,  in  welchem  er  wohnt,  kein  Arrest  gelegt  werden. 
Vorbehalten  bleiben  mit  Bezug  auf  Ausländer  die  Bestim- 
mungen bezüglicher  Staatsverträge. 

Art.  59,  auf  den  schon  8.  39  oben  hingewiesen  worden  ist,  steht 
über  allen  kantonalen  Prozessgesetzen,  und  er  beansprucht  naturgemäss 
überall  die  kollisionsrechtliche  und  sonstige  juristische  Priorität.  Aber 
es  ist  zu  beachten,  dass  er  nicht  zwingendes  Recht  schafft.  Er  enthält 
also  kein  Veto  gegen  einen  Verzicht  auf  seine  Geltendmachung.  Da- 
gegen treten  gegenüber  der  zitierten  Norm  alle  kantonalen  Prozess- 
bestimmungen, die  etwas  anderes  anordnen,  zurück. 

2.  Der  in  der  Schweiz  wohnende  Schweizerbürger,  sowie  auch 
jeder  in  der  Schweiz  wohnende  Ausländer  kann  sich  auf  Art.  59  B.  V. 
berufen.  Das  Bundesgericht  stützt  sich  bei  dieser  Auslegung  auf  die 
Tatsache,  dass  das  in  Art.  59  statuierte  Recht  nicht  nur  den  Schuldnern 
schweizerischer  Nationalität,  sondern  allen  aufrechtstehenden,  in  der 
Schweiz  wohnenden  Schuldnern   eingeräumt  sei    (A.  E.  XIII,    S.  386). 

Dieses  Recht  steht  auch  denjenigen  juristischen  Personen  zu, 
welche  in  der  Schweiz  ihren  Sitz  haben,  soweit  für  gewisse  Kategorien 
solcher  Gebilde  nicht  etwas  anderes  statuiert  ist. 

V.  Es  gibt  Gesetze,  welche  die  nationale  Jurisdiktion  in  einzelnen 
Materien  teils  exklusir  teils  fakultativ  reservieren, 

1.  Dies  gilt  namentlich  für  die  Schweiz. 
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Das  B.  G.  N.  u.  A.  statuiert  in  Art.  8  die  heimatliche  Jurisdiktion 
für  Fragen  des  Familienstandes  interkantonal  und  sodann  auch  für  den 
Fall,  als  es  sich  um  Ausländer  handelt,  die  in  der  Schweiz  wohnen 
(Art.  32),  das  forum  patriae,  sowie  bedingt  auch  für  die  Schweizer, 
die  im  Auslande  wohnen.  Unter  die  Kategorie  dieser  der  nationalen 
Gerichtsbarkeit  exklusiv  vorbehaltenen  Fragen  gehört  namentlich: 

a)  der  Familienstand  oder  der  Civilstand  der  ehelichen  oder  un- 
ehelichen Geburt  (hier  aber  mit  Vorbehalt  der  durch  Verehe- 
lichung in  der  Schweiz  legitimierten  Kinder); 

Anders  liegt  die  Sache  bei  den  gewöhnlichen  Vaterschafts-  und 
Alimentenklagen :  im  Gegensatz  zu  den  Statusklagen  kommt  hier  das 
allgemeine  Forum  des  Domizils  des  Beklagten  zur  Anwendung. 
Dabei  ist  es  natürlich  eine  Frage  für  sich,  welches  materielle 
Recht  auf  die  Vaterschafts-  und  Alimentationsklagen  anzu- 
wenden sei; 

b)  die  freiwillige  Anerkennung  unehelicher  Kinder  (soweit  dieser 
Akt  der  reconnaissance  volontaire  zulässig  ist); 

c)  die  durch  die  Behörden  erfolgte  Zusprechung  Unehelicher; 

d)  die  Adoption. 

Alle  diese  Fragen  sind  eventuell ,  wenn  Ausländer  in  Frage 
kommen,  separat  auszutragen,  soweit  nicht  ein  Staatsvertrag  besteht. 
Wenn  ein  Staatsvertrag  z.  B.  das  erbrechtliche  Forum  bestimmt  hat, 
so  wird  mit  Recht  angenommen,  dass  nach  der  Intention  der  Kontra- 
henten eine  Halbierung  oder  Entzweischneidung  der  Fragen  und  Vor- 
fragen nicht  vorzunehmen  sei. 

Für  den  Fall,  als  es  sich  um  Schweizer  handelt,  die  im  Auslande 
wohnen,  gilt  die  jurisdictio  patriae  unter  der  Bedingung,  dass  sie  der 
ausländischen  Jurisdiktion  bezüglich  der  Streitigkeiten  aus  dem  Per- 
sonen-, Familien-  und  Erbrechte  nicht  unterworfen  sind  (Art.  28,  Nr.  2 
B.  G.  N.  u.  A.).  —  Immerhin  erstreckt  sich  die  ausländische  Jurisdiktion 
in  allen  diesen  Richtungen  nicht  auf  die  in  der  Schweiz  befindlichen 
Liegenschaften,  welche  den  Schweizern  gehören  und  in  jenen  Fragen 
eine  Rolle  spielen.  Sind  jene  Schweizer  personen-,  farailien-  und  erb- 
rechtlich der  ausländischen  Jurisdiktion  nicht  unterworfen,  so  besteht 
natürlicherweise  kein  Zwang,  die  Fragen  des  Familienstandes  etc.  von 
der  Hauptfrage  abzulösen,  weil  ja  die  jurisdictio  patriae  als  solche 
über  diese  (also  auch  über  jene  Vorfragen)  entscheidet. 
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Ferner  ist  aus  der  schweizerischen  Gesetzgebung  Art.  43  des  B.  G. 
betreffend  Feststellung  und  Beurkundung  des  Civilstandes  und  die  Ehe 
zu  erwähnen: 

Ehescheidungsklagen  und  Klagen  auf  Ungültigkeit  einer 
Ehe  sind  bei  dem  Gerichte  des  Wohnsitzes  des  Ehemannes  an- 
zubringen .  .  . 

Beim  Abgange  eines  Wohnsitzes  in  der  Schweiz  kann  die 
Klage  am  Heimat-  (Bürger-)Orte  oder  am  letzten  Wohnorte  des 
Ehemannes  angebracht  werden. 

Darauf  komme  ich  zurück  (§  36). 

Die  im  Bundesgesetze  N.  u.  A.  enthaltenen  Kompetenzbestim- 
mungen sind  natürlich  im  ganzen  Gebiete  der  Schweiz  ohne  weiteres 
zu  beachten;  sie  gelten  ipso  jure  auch  gegenüber  den  Fremden 
(Art.  32).  Der  Codice  di  procedura  civile  des  Kantons  Tessin  von  1899 
sagt  es  in  Art.  28  noch  ausdrücklich: 

La  competenza  dei  tribunali  ticinesi  a  giudicare  dei  rap- 
porti  di  diritto  civile  di  cittadini  svizzeri  domiciliati  o  dimoranti 
fuori  dei  loro  Cantone,  ^  regolata,  per  quanto  concorne  i  diritti 
delle  persone,  di  famiglia  e  di  successione,  delle  relative  leggi 
föderale,  le  cui  disposizioni  sono  applicabili  per  analogia  ai  fores- 
tieri  residenti  nel  Cantone  Ticino. 

2.  Ferner  ist  §  606  D.  C.  P.  0.  hier  zu  erwähnen.  Er  hält  folgende 
Fälle  auseinander: 

a)  die  Ehescheidungklage  (und  Nichtigkeitsklage  und  Anfechtungs- 
klage) deutscher  Ehegatten  kann,  auch  wenn  der  Ehemann  in 
Deutschland  keinen  allgemeinen  Gerichtsstand  hat,  bei  dem  na- 
tionalen Gerichte  erhoben  werden  (bei  dem  Landgerichte,  in 
dessen  Bezirk  der  Ehemann  den  letzten  Wohnsitz  im  Inlande 
hatte) ; 

b)  eine  Deutsche,  die  mit  einem  Ausländer  eine  Ehe  eingegangen 
hat,  kann  die  gleiche  Klage  bei  dem  nationalen  Gerichte,  in 
dessen  Bezirk  sie  den  letzten  Wohnsitz  im  Inlande  hatte,  er- 
heben, auch  wenn  der  Ehemann  die  Reicbsangehörigkeit  ver- 
loren hat; 

c)  ebenso,  wenn  seit  Eingehung  der  Ehe  die  beiden  Ehegafteti  die 
deutsche  Staatsangehörigkeiten  verloren  haben,  der  Ehemann 
aber  eine  andere  Nationalität  nicht  erworben  hat; 

(i)  Sind  beide  Ehegatten  Ausländer,  so  kann  die  betreffende  Klage 
in  Deutschland  nur  erhoben  werden,    wenn  das  inländische  Ge- 
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rieht  auch   nach   den  Gesetzen  des  Staates   zuständig   ist,   dem 
der  Ehemann  angehört. 

3.  Nach  §  6  des  deutschen  BinnenschiflFahrtsgesetzes  von  1895  ist 

das  Forum  des  Heiraatsorts  des  SchiflFers   für  alle   gegen  den   SchifFs- 

eigentümcr  gerichteten  Klagen  kompetent,  d.  h.  des  Orts,  von  dem  aus 
die  Schiffahrt  mit  dem  Schiffe  betrieben  wird. 

VL  Es  gibt  auch  Staatsverträge j  durch  welche  in  einzelnen  Gebieten 
die  nationale  Gerichtsbarkeit  ausdrücklich  vereinbart  worden  ist, 

Hieher  gehört: 

1.  der  französische  Staatsvertrag  (Art.  5:  das  erbrechtliche  Forum 
und  Art.  10); 

2.  der  Niederlassungs-  und  Konsularvertrag  zwischen  Italien  und 
der  Schweiz  (Art.  17).  Damit  wird  in  Erbrechtsstreitigkeiten  die  na- 
tionale Jurisdiktion  geschützt. 

VII.  Was  die  übrigen  Staatefi  anbetrifft,  so  wenden  sie  die  internen 
Kompetenzbestimmungen  einfach  auch  auf  die  internationalen  Streitig^ 
keiten  an. 

Anmerkungen. 

1.  Holland,  The  elements  of  jurisprudence  9  ed.  1900  p.  387  unterscheidet 
forum  ligeantiae,  er  domicilii,  actoris,  forum  ligeantiae,  domicilii  or  praescntiae,  rei, 
forum  rei  sitae,  forum  actus,  including  contractus,  forum  delicti  commissi  and  the 
forum  litis  motae,  or  fortuitum. 

Und  Holland  sagt  weiter :  Of  these  technical  terms  one  only,  the  forum  (domi- 
cilii) rei,  i.  e.  of  the  defendant,  has  obtained  general  currency,  doubtiess  by  means 
of  the  long  preralence  of  the  maxime  actor  sequitur  forum  rei. 

2.  Das  englisch-amerikanische  Recht  dehnt  die  Kompetenz  der  Gerichte  nicht 
in  ungebührlicher  Weise  aus.  Darin  liegt  ein  sehr  beachtenswerter  Unterschied 
gegenüber  dem  kontinental-europäischen  Rechte. 

3.  Die  Tielen  internen  Bestimmungen  über  exceptionelle  Fora  richten  im  grossen 
und  ganzen  deswegen  international  kein  so  grosses  Unheil,  wie  man  eigentlich  er- 
warten müsste,  an,  weil  die  Exekution  der  ausländischen  Urteile  im  Grunde  die  Aus- 

0 

nähme    bildet   und  an  eine   Reihe  you  Voraussetzungen  geknüpft  wird,  welche  jene 
internen  Normen  praktisch  wieder  teilweise  lahmlegen. 

4.  C.  Norsa  in  Revue  de  droit  international  YIII,  1876,  S.  641  führt  bezüglich 
des  Ausdrucks  Jurisdiktion  und  Kompetenz  aus :  La  premi^re  est  le  pouvoir  de  juger, 
la  comp^tence  est  la  mesure  de  la  juridiction  et  presuppose  Texistence  de  celle^ci. 
Beaucoup  d^^crivains  cependant  confondent  l'une  et  Tautre  et  les  identifient.  Weiter 
sagt  C.  Norsa  in  ReTue  de  droit  international  IX,  1877,  S.  213  (No.  256):  D  faut 
distinguer,  en  demiere  analyse,   Texamen   du  point  de  savoir  si  le  tribunal  ^tranger 
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a  juridiction  de  la  question  de  savoir  s'il  est  oomp^tent  d'apr^s  la  loi  6trang^re  .... 
Ne  pas  faire  cette  distinction  entre  la  juridiction  et  la  eotnp^tettce,  ce  serait  s'erposer 
ä  de  gravfs  inconvSnients  et  confondre  des  questions  de  droit  public  international 
avec  des  questions  de  droit  public  interne. 

5.  Die  Gerichtsgewalt  ist  ein  Ausfluss  des  staatlichen  Herrschaftsrecbts  (Juris- 
dictio  inhaeret  cohaeret  adhaeret  impeiio).  Dudley  Field  definiert  in  Art.  307  den 
Begriff  der  Jurisdiktion  folgendermassen :  La  juridiction  d^une  nation  est  Tautorit^ 
qui  lui  appartient  pour  gouverner  par  Torgane  des  pouvoirs  l^gislatif,  executif  ou 
judiciaire. 

Die  Erstellung  des  Simplontunnels  gab  Veranlassung,  sich  mit  der  Frage  zu 
befassen,  wie  es  sich  mit  der  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit  im  Innern  eines  an  der 
Grenze  zweier  Staaten  liegenden  Tunnels  yerhalte,  namentlich  während  der  Zeit,  da 
ein  direkter  Zugang  nur  Ton  dem  Boden  eines  Staates  möglich  ist.  Dieser  Fall  trat 
ein,  als  die  Tunnelbohrung  des  Simplen  von  der  Nordseite,  d.  h.  Tom  schweizerischen 
Gebiete  aus  das  italienische  Gebiet  erreicht  hatte.  Die  Gebietshoheit  eines  Staates 
erstreckt  sich  (wie  die  Herrschaft  des  Privateigentums)  sowohl  auf  die  innerhalb 
seiner  Grenze  befindliche  Luftsäule  als  auch  auf  das  in  diesem  Raum  sich  befindende 
Erdinnere.  Daran  wird  in  der  Tat  nichts  geändert,  wenn  auch  momentan  ein  di- 
rekter Zugang  zu  diesem  Gebietsteile  unmöglich  ist.  Der  Simplonvertrag  zwischen 
Italien  und  der  Schweiz  vom  25.  Nov.  1895  (N.  F.  XVI,  S.  794)  wahrt  ausdrücklich 
die  Hoheitsrechte,  welche  jedem  der  beiden  Staaten  hinsichtlich  des  auf  seinem  Ge- 
biete gelegenen  Teils  der  Eisenbahn  zustehen.  Die  beiden  Regierungen  verständigten 
sich  dann  über  einen  Modus  vivendi  bezüglich  der  Ausübung  der  civil-  und  straf- 
rechtlichen Jurisdiktion  (B.  B.  1904  I.,  S.  629  und  630). 

6.  An  diesem  Orte  will  ich  nur  ganz  kurz  anfügen,  dass  die  gewöhnlichen 
Vaterschaftsklagen  nach  schweizerischem  Rechte  materiell  demjenigen  Gesetze  unter- 
liegen, das  am  Domizil  orte  des  Beklagten  zurzeit  der  Schwängerung  besteht  (Hand- 
buch I,  S.  370).  Die  Opposition  hingegen  durch  das  Bezirksgericht  Zürich  (Blätter 
für  Z.  R.  11,  Nr.  213,  S.  261)  halte  ich  nicht  fQr  begründet,  und  auch  die  Appellations- 
kammer hat  in  dem  Urteile  Link  gegen  Beiada  vom  9.  Dez.  1903  bestätigt,  dass  die 
Kritik  des  Bezirksgerichts  im  Anschlüsse  an  die  frühere  Entscheidung  (H.  E.  XVIII^ 
8.  229)  unzutreffend  war  (Blätter  f.  Z.  R    III,  Nr.  27). 

7.  Das  Forum  originis  spielte  früher  in  der  Schweiz  eine  besondere  Rolle. 
Vgl.  J.  C.  Nüscheler  Beiträge  zur  Geschichte  des  heimatlichen  Gerichtsstandes 
(Zürich   1880). 


215 


B.  Die  internationale  Gericlitsbarkeit  Im  einzelnen. 


§  35.    Der  Gerichtsstand  des  Domizils. 

T.  Bar  II,  S.  428. 

I.  Auch  im  internationalen  Verkehre  ist  das  Forum  des  Domizils 
eventuell  des  Aufenthalts  (Residence)  als  grundlegend  speziell  für  obliga- 
tionenrechtUche  RecJitsrerhältnisse  anerkannt.  Und  die  jyrinzipielle  Be- 
deutung dieses  Forums  springt  in  die  Augen  namentlicli  auch  dann,  wenn 
es  sich  um  den  Weltverkehr  handelt, 

1.  Im  internationalen  Rechtsleben  spielen  die  persönlichen  Klagen 
eine  sehr  grosse  Rolle,  und  es  ist  gerade  in  dieser  Beziehung  sehr 
wichtig,  den  Gerichtsstand  des  Wohnorts  des  Beklagten  international 
anzuerkennen.  Dieses  Forum  ist  als  Regel  für  das  internationale  Ver- 
kehrsrecht das  allein  richtige  und  das  allein  rationelle.  Dieser  Grund- 
satz ist  auch  ein  Bestandteil  des  französisch-schweizerischen  Gerichts- 
standsvertrages. Im  Grunde  findet  er  seine  innere  Rechtfertigung  in  der 
Tatsache,  dass  die  Völker  prinzipiell  als  gleichberechtigt  angesehen 
werden  müssen.  Und  wenn  man  bedenkt,  dass  viele  Staaten  davon 
ausgehen,  dass  ihre  eigenen  Angehörigen  intern  nur  an  ihrem  Domizil 
verfolgt  werden  können,  so  sollte  die  Ausweitung  jenes  Rechtsgedankens 
auf  den  internationalen  Boden  keinen  Schwierigkeiten  begegnen.  Die 
Proklamierung  und  Anerkennung  dieses  Axioms  ist  in  einem  partikulären 
Staate  durchaus  zutreffend  und  die  Betonung  vieler  besonderer  Gerichts- 
stände in  der  Art,  wie  es  gewöhnlich  geschieht,  nicht  richtig,  —  aber 
doppelt  und  dreilach  nötig  ist  es,  jenes  grosse  Prinzip  auf  dem  kosmi- 
schen Boden  zu  sanktionieren. 

Bei  Anlass  der  Unterhandlungen  zwischen  Italien  und  der  Schweiz 
über  einen  Gerichtsstandsvertrag  war  es  nicht  möglich,  diesen  Grundsatz 
zur  Anerkennung   zu  bringen.    Vielmehr   hielt   Italien   an  den  Bestim- 
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mungen  des  Art.  105  des  Codice  di  procedura  civile  (S.  207)  fest.  Und 
darnach  ist  es  möglich,  beinahe  jedes  zwischen  einem  Schweizer  und 
Italiener  abgeschlossene  Geschäft  vor  das  italienische  Gericht  zu  ziehen, 
weil  fast  immer  der  Fall  eintritt,  dass  ein  privatrechtlicher  Vertrag 
entweder  in  Italien  perfekt  wird,  oder  dass  er  daselbst  seine  Vollziehung 
finden  soll. 

2.  Auf  Grund  des  Wohnsitzes,  den  fremde  Staatsangehörige  im 
internen  Staate  und  Inländer  im  ausländischen  Staate  begründen,  be- 
steht ihnen  gegenüber  das  aus  der  Gerichtsgewalt  hervorgehende  Forum 
des  Domizils  als  genereller  Gerichtsstand.  Der  Rochtsgrund  dieser 
Jurisdiktion  ruht  nicht  in  einer  Unterwerfung,  sondern  in  der  staatlichen 
Herrschaft. 

In  der  Regel  wird  eine  Person,  die  an  einem  bestimmten  Orte 
ein  privatrechtliches  Domizil  hat,  daselbst  auch  (für  persönliche  An- 
sprüche) belangt  werden  können :  sie  hat  dort  ihr  allgemeines  forensisches 
Domizil.  Freilich  muss  auch  hier  wieder  betont  werden,  dass  das  privat- 
rechtliche Domizil  vom  forensischen  auseinanderzuhalten  ist  (Handbuch  I, 
S.  144  und  145).  Wenn  eine  Koinzidenz  zwischen  den  verschiedenen 
Arten  des  Domizils  vorliegt,  so  muss  man  nicht  sagen,  es  handle  sich 
dabei  um  eine  Rückwirkung  des  Bundesgesetzes  N.  u.  A.  (A.  E.  XXVII 
1.  T.  S.  42;  XXVm,  1.  T.  S.  168).  —  Das  forensische  Domizil  gelangt 
speziell  in  der  vorliegenden  Materie  naturgemäss   zu  hoher  Bedeutung. 

3.  Die  tatsächlichen  Requisite  für  ein  forensisches  Domizil  können 
vorliegen,  ohne  dass  ein  faktisches  Domizil  besteht.  Die  Ehefrau  hat 
ihr  rechtliches  Domizil  da,  wo  der  Ehemann  domiziliert  ist,  und  dies 
kann  unter  Umständen  nicht  zusammenfallen,  nämlich  immer  dann  nicht, 
wenn  die  Ehefrau   ohne  rechtliche  Gründe   vom  Manne   getrennt   lebt. 

4.  Ein  forensisches  Domizil  besteht  sodann  auf  Grund  der  Election 
de  domicile.    Vgl. 

a)  Art.  111   Code  civil: 

Lorsqu'un  acte  contient  de  la  part  des  parties  oa  de  Tune 
d'clles,  61ection  de  domicile  pour  Tex^cution  de  ce  mSme  acte, 
dans  UD  autre  Heu  que  celui  du  domieüe  reel,  les  significations, 
demandes  et  poursuites  relatives  k  cet  acte,  pourront  ^tre  faites 
au  domicile  convenu  et  devant  le  juge  de  co  domicile. 

b)  Art.  19  des  italienischen  Codice  civile: 

Si  puo  eleggere   domicilio  speciale  per  certi   affari  od  atti. 
Q liest'  elezione  deve  risultare  da  prova  scritta. 
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In  diesen  Fällen  a)  und  b)  liegt  ein  privatrechtliches  Domizil  nicht 
vor.  —  Auch  eine  juristische  Person  kann  eine  Election  de  domicile 
Tomehmen. 

Prozessrechtlich  liegt  in  der  Election  de  domicile  eine  Proroga- 
tion (§  48). 

5.  Wenn  jemand  in  einer  ausländischen  Erziehungs-,  Pflege-  oder 
Heilanstalt  dauernd  versorgt  ist  oder  im  Auslande  für  längere  Zeit  im 
Strafverhaft  (nicht  im  blossen  Untersuchungshaft)  ist,  so  begründet  diese 
Tatsache  im  Auslande  ein  forensisches  Domizil.  In  dieser  Weise  ist  an- 
lässlich einer  Spezialfrage  (bezüglich  Art.  445  Code  de  Proced.  civ.)  in 
Belgien  am  23.  Januar  1903  von  der  Cour  d'Appel  de  Bruxelles  ent- 
schieden worden  (Pasicrisie  beige  1903,  p.  82): 

Attendu  quo  celui  qui  est  retenu  en  prison  ä  l^^tranger  y 
demeure  dans  le  sens  de  la  loi  et  qu'ä  lui,  comme  k  toute 
aatre  personne  habitant  hors  du  pays,  s'appliquent,  au  m^me 
titre,  les  motifs  de  Tart.  445  expos6es  par  Bigot-Preamencu  cn 
ces  termes:  „Celui  qui  demeure  hors  de  la  France  continentale 
doit  avoir  les  trois  mois  pour  d^liberer  s^il  appellera,  et  ensuite 
le  temps  necessaire  pour  transmettre  ses  instructions/ 

An  dieser  Auffassung  darf  auch  die  Tatsache  nicht  stutzig  machen, 
dass  Art.  3.2  B.  G.  N.  u.  A.  sich  folgender massen  ausdrückt: 

Die  Unterbringung  einer  Person  in  eine  Erziehungs-,  Pflege-, 
Versorgungs-,  Heil-  oder  Strafanstalt  begründet  für  dieselbe 
keinen  Wohnsitz  im  Sinne  dieses  Gesetzes;  ebensowenig  der 
Aufenthalt  an  einem  Orte  zum  Zwecke  des  Besuches  einer  Lehr- 
anstalt. 

Diese  Rechtsnorm  bespricht  das  privatrechtliche  und  nicht  das 
forensische  Domizil:  es  handelt  sich  um  eine  privatrechtliche  und  nicht 
um  eine  prozessualische  Kollisionsnorm. 

6.  Persönliche  Klagen  gegen  einen  Bevogteten  und  gegen  einen 
Verschollenen  sind  an  dem  Orte  desjenigen  Gerichts  zu  erheben,  an 
welchem  die  Vormundschaftsbehörde  ihren  Sitz  hat  (Art.  4  am  Ende 
B.  G.  N.  u.  A.),  soweit  die  Prozessgesetze  nichts  anderes   bestimmen. 

7.  Eingetragene  Gesellschaften  und  juristische  Personen  sind  an 
ihrem  Sitze  zu  belangen. 

8.  Es  können  häufig  Zweifelsfragen  darüber  entstehen,  an 
welchem  Orte  ein  Individuum  oder  eine  Gesellschaft  ihr  forensisches 
Domizil  hat. 
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a)  Bei  einem  Individuum  wird,  wie  gesagt,  das  forensische  Domizil 
regelmässig  mit  dem  privatrechtlichen  Domizil  zusammenfallen. 
Es  kann  aber  vorkommen,  dass  jemand  (zumal  an  Grenzorten) 
in  dem  einen  Staate  ein  Geschäft  betreibt  und  in  einem  andern 
Staate  wohnt.  Hier  wird  ein  forensisches  Domizil  auch  am  Ge- 
schäftsort angenommen  werden  müssen. 

h)  Bei  einer  Gesellschaft  entscheidet  der  siege  social,  und  da  dieser 
bei  grossen  Gesellschafken  regelmässig  durch  die  Statuten  fixiert 
wird,  pflegt  derselbe  mit  dem  darin  bezeichneten  Sitze  (siege 
statutaire)  identisch  zu  sein.  Das  forensische  Domizil  besteht 
hier  nicht  da,  wo  das  Geschäft  ausgebeutet  wird,  —  man  denke 
an  Gesellschaften,  die  von  Paris,  Amsterdam,  London,  Zürich 
aus  Geschäfte  in  Russland,  Südafrika  oder  in  holländisch  Indien 
betreiben.  Damit  soll  nicht  gesagt  sein,  dass  die  Gesellschaft 
—  je  nach  den  auswärtigen  Prozessgesetzen  —  nicht  auch  an 
dem  siege  d'exploitation  belangt  werden  könne.  Es  muss  weiter 
eine  Reserve  angebracht  werden:  das  betreffende  statutarisch 
fixierte  Domizil  darf  nicht  fiktiv  oder  fraudulos  sein. 

II.  Angesichts  der  zulässigen  Mehrzahl  forensischer  Domizile  kann 
eine  persönliche  Klage  7iach  der  Wahl  des  Klägers  an  dem  einen  oder 
andern  Domizilorte  erhohen  werden. 

1.  Die  prozessualische  Wirkung  eines  mehrfachen  forensischen 
Domizils  besteht  darin,  dass  für  die  Klagen,  welche  am  Domizil  an- 
gestellt werden  können,  nach  dem  Belieben  des  Ansprechers  ein  Forum 
an  dem  einen  oder  andern  Domizil  besteht.  Es  kommt  also  dann  nicht 
darauf  an,  ob  der  Beklagte  zur  Zeit  der  Elageerhebung  effektiv  gerade 
an  demjenigen  Orte  wohne,  wo  die  Klage  eingeleitet  wird. 

Die  Wahl  besteht  nur  dann  nicht,  wenn  für  bestimmte  Rechts- 
geschäfte ein  besonderes  exklusives  Forum  an  dem  einen  Domizilorte 
begründet  ist,  an  dem  sie  abgeschlossen  worden  sind  (Gewerbegerichte, 
Handelsgerichte) . 

2.  Die  Möglichkeit  mehrerer  forensischer  Domizile  ist  da  voll- 
ständig klar,  wo  es  ein  mehrfaches  privatrechtliches  Domizil  gibt 
(§  7  B.  G.  B). 

Auf  diesem  Boden  stand  schon  die  allgemeine  Gerichtsordnung 
für  die  preussischen  Staaten,   welche  im  zweiten  Titel  §  15  bestimmt: 

Wer  an  zwei  verschiedenen  Orten  eingerichtete  Wirtschaften 
hat  und  abwechselnd  bald   an   dem  einen   bald   an  dorn  andern 
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Orte  sich  aufhält  oder  G^e werbe  treibt,  muss  die  Gerichte  beider 
Orte  als  seinen  persönlichen  Gerichtsstand  anerkennen,  und  es 
hängt  von  der  Wahl  des  Klägers  ab,  wo  ihn  derselbe  belangen  will. 

Art.  120  des  Prozessgesetzes  von  Peru  (Codigo  de  enjuiciamientos 
en  materia  civil  von  1893)  bestimmt: 

El  que  tiene  domicilio   en  dos  lugares  distintos,   puede  ser 
demandado  en  cualquiera  de  ellos. 

3.  In  der  Schweiz  liegt  die  Sache  scheinbar  anders;  denn  Art.  3 
B.  G.  N.  u.  A.  stellt  den  Satz  auf: 

Niemand  hat  an  zwei  oder  mehreren  Orten  zugleich  seinen 
Wohnsitz. 

Allein  diese  Norm  hat  nur  Bedeutung  für  die  materielle  Rechts- 
anwendung (B.  G.  H.  E.  XIV,  S.  266):  auch  sie  ist  eine  privatrecht- 
liche und  keine  prozessualische  Kollisionsnorm.  Und  die  Bestimmungen 
der  kantonalen  Prozessgesetze,  welche  mehrere  forensische  Domizile 
kennen,  sind  durchaus  rechtsgültig.  Vgl.  Zürch.  Proz.  Ges.  §  210  Nr.  6 ; 
Thurgau  §  7;  St.  Gallen  Art.  46;  Unterwaiden  ob  dem  Wald  Art.  12; 
Graubünden  Art.  24. 

III.  Was  das  in  der  Schweiz  geltende  Recht  anbetrifft,  so  hat  die 
Bundesverfassung  den  Safz  sanktioniert,  dass  der  aufrechtstehende 
Schuldner,  der  in  der  Schweiz  einen  festen  Wohnxitz  hat,  für  persön- 
liche Ansprachen  vor  dem  Richter  seines  Wohnortes  belangt  werden  muss. 

1.  Der  Verfassungsgrundsatz  (Art.  59  B.  V.)  hat  eine  Bedeutung 
im  interkantonalen  und  internationalen  Verkehre.  Was  den  interkantonalen 
Verkehr  anbetrifft,  so  enthält  er  eine  Schutzwehr: 

a)  gegen  die  Belangung  eines  Schweizerbürgers   in  einem  Kanton, 

in  welchem  er  nicht  wohnt; 
^)  gögö^  diö  Belangung   eines  in   der  Schweiz  wohnhaften  Auslän- 
ders in  einem  Kanton,  in  welchem  er  nicht  wohnt. 

Der  Verfassungsgrundsatz  greift  nun  aber  noch  weiter: 

a)  Er  schützt   dagegen,   dass   solche   Schweizerbürger   im  Auslande 
verfolgt  werden,  welche  in  der  Schweiz  domiziliert  sind. 

Eine  Zeitlang  war  dieser  Satz  nicht  anerkannt.  Das  Bundes- 
gericht ging  zunächst  davon  aus,  Art.  59  B.  V.  beziehe  sich  nur 
auf  interkantonale  Bechtsverhältnisse,  er  regle  nur  die  gericht- 
lichen Kompetenzen  zwischen  verschiedenen  Kantonen,  und  er 
schreibe  nur  vor,  dass  niemand  gegen  seinen  Willen  wegen  einer 
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persönlichen  Ansprache  vor  die  Gerichte  eines  Kantons  gezogen 
werden  könne,  in  welchem  er  nicht  wohne.  Infolgedessen  wurde 
vom  Bundesgerichte  ausgesprochen,  es  gebe  keinen  bundesrecht- 
lichen Schutz,  wenn  z.  B.  st.  gallische  Einwohner  in  Osterreich 
verfolgt  und  verurteilt  werden,  und  es  komme  deswegen  nur  das 
st.  gallische  Prozessrecht  zur  Anwendung.  Das  Bundesgericht 
erwog  dabei,  dass  der  Einwand  unerheblich  sei,  dass  der  schwei- 
zerische Einwohner  gegenüber  ausländischen  Urteilen  ungünstiger 
gestellt  wurde  als  gegenüber  Urteilen  ausserkantonaler  schweize- 
rischer Gerichte :  daraus  könnte  noch  keineswegs  die  Befugnis 
des  Bundesgerichts  hergeleitet  werden,  seine  Intervention  ein- 
treten zu  lassen.  Der  Einwand  sei  aber  auch  deswegen  unrichtig, 
weil  für  die  Kantone  kein  Zwang  bestehe,  auswärtige  Urteile 
zu  vollziehen,  und  weil  es  ihnen  anheimgestellt  sei,  ob  sie  frei- 
willig durch  ihre  Gesetzgebung  eine  solche  Verbindlichkeit  auf 
sich  nehmen  wollen  oder  nicht  (A.  E.  IV,  230—232). 

h)  Der  Verfassungsgrundsatz  schützt  ferner  dagegen,  dass  in  der 
Schweiz  wohnhafte  Ausländer  im  Auslande  veffolgt  oder  ver- 
urteilt werden.  Es  handelt  sich  bei  Art.  59  B.  V.  um  ein  sub- 
jektives verfassungsmässiges  Recht:  „warum  nun  dieses  Recht 
nur  soll  zur  Geltung  gebracht  werden  können  gegenüber  Urteilen, 
die  von  schweizerischen  Gerichten  in  Missachtung  der  Verfas- 
sungsbestimmung erlassen  worden  sind  und  nicht  auch  gegen- 
über Urteilen  fremder  Gerichte,  die  nach  dem  Verfassungsgrund- 
satze nicht  zuständig  sind,  ist  unerfindlich**  (A.  E.  XXV,  1.  T., 
S.  03).  Beiläufig  gesagt,  ist  es  in  der  Judikatur  des  Bundesgerichts 
nicht  selten  zu  bemerken,  dass  eine  früher  von  ihm  adoptierte 
Rechtsauffassung  später  als  unerfindlich  bezeichnet  wird. 

2.  Das  Schweiz.  Bundesgericht  hat  den  Verfassungsgrundsatz  in 
neuester  Zeit  so  ausgelegt,  dass  auch  Franzosen,  die  in  der  Schweiz 
wohnen,  sich  darauf  berufen  können  trotz  des  Staatsvertrages  (A.  E.  XXV, 
1.  T.,  S.  94 — 97).  Lange  Zeit  hindurch  wurde  das  direkte  Gegenteil 
angenommen  (Fall  Millot  B.  B.  1874  I,  S.  445;  II,  S.  495).  Man  legte 
Gewicht  auf  die  Formulierung  des  Art.  1  („in  Streitigkeiten  zwischen 
Schweizern  und  Franzosen  oder  zwischen  Franzosen  und  Schweizern") 
und  führte  dann  aus,  der  zweite  Teil  des  Staatsvertrages  (II.  „Vollzie- 
hung der  Urteile'')  stehe  auf  eigenen  Füssen:  Art.  15  des  Staatsvertrages 
umfasse  alle  Civilurteile  zwischen  den  Angehörigen  des  nämlichen  Ver- 
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tragsstaates.  In  dieser  Beziehung:  komme  es  nur  auf  die  nationalen  Fora 
an,  und  da  nach  Art.  15  Code  civ.  ein  Franzose  auch  dann  in  Frankreich 
belangt  werden  kann,  wenn  er  im  Auslande  wohnt,  wurde  speziell  aus- 
gesprochen, ein  gegen  einen  solchen  Franzosen  in  Frankreich  erlassenes 
Urteil  sei  in  der  Schweiz  einfach  zu  exequieren.  Vgl.  E.  IV,  S.  262/3 
und  Blumer-Morel  III,  S.  536/7.  Später  erwog  das  Bundesgericht,  es 
könne  den  schweizerischen  Behörden  nicht  verwehrt  werden,  die  Kom- 
petenz auch  an  Hand  der  in  ihrem  Staate  anerkannten  Grundsätze  über 
Gerichtsbarkeit  und  Gerichtsstand  zu  prüfen  und  die  Vollziehung  eines 
französischen  Urteils  zu  verweigern,  wenn  nach  schweizerischem  öffent- 
lichen Rechte  nicht  die  französischen,  sondern  einzig  die  schweizerischen 
Gerichte  zur  Beurteilung  zuständig  wären  (A.  E.  XXV  1.  T.,  S.  96). 
Vgl-  §  51. 

3.  Art.  59  B.  V.  enthält  keine  zwingende  Norm.     Es  kann  darauf 
verzichtet  werden: 

a)  durch  vertragliche  Unterwerfung  unter  ein  bestimmtes  Gericht 
und  durch  vorbehaltlose  Einlassung.  Eine  Einlassung  kann  nicht 
darin  erblickt  werden,  dass  der  Beklagte  durch  sein  Ausbleiben 
in  dem  vom  inkompetenten  Gerichte  angesetzten  Termine  auf 
die  Vorkehren,  die  er  damals  nach  dem  Rechte  dieses  Gerichtes 
hätte  treffen  sollen,  verzichtet  hat.  Ein  derartiger  Verzicht 
würde  auf  einer  Fiktion  ruhen,  die  jedenfalls  dann  nicht  genügt, 
wenn  es  sich  um  die  Beantwortung  der  Frage  handelt,  ob  ein 
von  dem  in  Art.  59  B.  V.  garantierten  Gerichtsstand  abweichen- 
der Gerichtsstand  vereinbart  worden  sei  (A  E.  XXII,  S.  941 
u.  942).  —  Die  Gerichte  haben  die  Prüfung  der  örtlichen  Zu- 
ständigkeit von  Amteswegen  vorzunehmen  (Blätter  für  Zürch. 
Rechtsprechung  11^  Nr.  138); 

b)  durch  die  Wahl  eines  forensischen  Domizils  (Elcction  de  domi- 
cile). 

4.  Nun  ist  aber  hier  noch  einmal  auf  Art.  28  Nr.  2  N.  u.  A.  auf- 
merksam zu  machen.  Allerdings  wird  hier  von  dem  Gerichtsstand  des 
ausländischen  Domizils  nicht  gesprochen.     Art.  28  sagt  folgendes: 

Soweit  nicht  Staatsverträge  besondere  Bestimmungen  ent- 
halten, gelten  für  die  personen-,  familien-  und  erbrechtlichen 
Verhältnisse  der  Schweizer,  welche  im  Ausland  ihren  Wohnsitz 
haben,  folgende  Regeln: 
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2.  Sind  diese  Schweizer  nach  Massgabe  der  ausländischen 
Gesetzgebung  dem  ausländischen  Rechte  nicht  unter- 
worfen, so  unterstehen  sie  dem  Recht  und  dem  Gerichts- 
stand des  Heimatkantons. 

Anmerkungen. 

1.  Bezüglich  der  privat  rechtlichen  Wirkung  des  Domizils  vergl.  Meili  Hand- 
buch I,  8.  150  und  151.  Die  forensische  Bedeutung  dee  Domizils  als  naturlichen 
Gerichtstands  heben  schon  die  Quellen  gebQfarend  hervor.  '^1.  ].  2  G.  de  juris- 
dictione  omnium  judicum  et  de  foro  competente  3,13 :  Juris  ordinem  conyerti 
postulas,  ut  non  aotor  rei  forum,  sed  reus  actoris  sequatur ;  nam  ubi  domicilium  reus 
habet  (vel  tempore  contractus  habuit,  licet  hoc  postea  transtulerit),  ibi  tantum  eum 
conveniri  oportet. 

Die  Rechtaregel  actor  sequitur  forum  rei  ist  enthalten  in  1.  3  C.  ubi  in  rem 
actio  3,19. 

2.  Die  englisch-amerikanischen  Juristen  besprechen  ebenfalls  die  Frage,  ob 
eine  juristische  Person  auch  zwei  Domizile  haben  könne.  Vgl.  W harten  §  48  a : 
If  we  are  to  be  goyerned  in  this  respect  by  the  rule  applicable  to  living  persons, 
a  Corporation  can  have  but  ono  domicil,  and  such  has  been  the  view  expressed  by 
Lord  Cranworth  and  Lord  Brougham.  On  the  othor  hand  Lord  St.  Leonards,  in  the 
same  case,  said  that  a  corporation  may /or  the  purposes  of  Jurisdiction^  be  deemed 
to  have  two  domicils.  Als  Beispiel  zitiert  Wharton  ^a  permanent  general  agency 
established  by  a  foreign  insurance  Company  in  I^ew  York  **  Vgl.  aber  zu  der  grund- 
sätzlichen Frage  0.  Denzler  die  Stellung  der  Filiale  im  internen  und  internationalen 
Privatrechte.     Diss.,  Zürich  1902  S.  226  und  227. 

Die  englische  Theorie  unterscheidet  domicile  of  origine  and  of  choice.  Vgl.  z.  B. 
auch  Leone  Levy  International  law  with  materials  for  a  code  of  international 
law,  London  1887  p.  253/4. 

Auch  das  zQrcherische  Gemeindegesetz  von  1875  rechnet  mit  der  Möglichkeit 
eines  mehrfachen  Domizils,  indem  es  in  §  45  bestimmt:  Niemand  darf  an  mehr  als 
einem  Ort  politische  Rechte  ausüben.  Wer  in  mehreren  Gemeinden  des  Kantons 
Wohnsitz  (Domizil)  hat,  kann  nur  in  einer  derselben  das  politische  Stimmrecht  aus- 
üben. 

Vgl.  auch  Schwabe,  Zur  Lehre  vom  Gerichtsstand.  Eine  Interpretation  des 
Art.  59  der  schweizerischen  Bundesverfassung  (Basel  1903).  Auch  dieser  Jurist  be- 
merkt, dass  mehrfacher  Wohnsitz  vorkomme,  er  zieht  aber  nicht  die  Konsequenz  da- 
raus, die  ich  besprochen  habe  (S.  31/2). 

3.  i^  91  Nr.  5  des  zürch.  Gesetzes  betr.  die  Einfuhrung  des  B.  G.  über  Schuld- 
betreibung und  Konkurs  (von  1891)  bestimmt: 

Im  Auslände  wohnende  Schuldner,  welche  in  der  Schweiz  zur 
Erfüllung  einer  Verbindlichkeit  ein  Spezialdomizil  gewählt  haben., 
können    für   diese  Verbindlichkeit  am  Orte  desselben  belangt  werden. 

4.  Vorläufig  besteht  nocli  eine  besondere  Spezialität  des  schweizerischen  liechts 
insofern,     als    die     Mitglieder    des»  Bundesrats    und    der    Kanzlei    nach    dem    Ge- 
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setze  von  1851  (A.  Slg.  III,  S.  33)  und  die  Mitglieder  des  Bandesgeriohts  (Buildes- 
gesetz  von  1893  K.  7.  XIII,  S.  455)  als  da  wohnend  angesehen  werden,  wo  sie  yer- 
bOrgert  sind. 

5.  Gewiss  ist  die  Frage  sehr  erdauemswert,  ob  die  in  Art.  59  B.  Y.  stataierte 
Oew&hr  der  Gerichtsbarkeit  des  Domizilorts  für  personliche  Ansprachen,  auch  in  der 
modernen  Zeit  noch  für  den  internationalen  Verkehr  haltbar  ist.  Diese  Yerfassungs- 
bestimmung  ist  eine  Schutz  wehr  gegen  die  Konflikte,  welche  aus  der  Koexistenz  so 
yieler  Fora  in  den  kantonalen  Prozessrechten  fliessen.  Sie  yerliert  ihre  innere  Be- 
rechtigung erst  dann,  wenn  die  Schweiz  ein  einheitliches  Civilprozessgesetz  begrün- 
<let,  bis  dahin  aber  sind  die  yerschiedeneu  Übelstände,  die  Art.  59  yerursacht,  um 
flo  eher  zu  tragen,  als  gerade  sie  auch  einen  Mitkämpfer  für  die  Erreichung  des 
grossen  Gedankens  der  Unifikation  darstellen. 


§  36.    Der  Gerichtsstand  in  Ehescheidungs-  und  Ehenichtigkeits- 

kiagen. 

Y.  Bar  II,  8.  485-437. 

I.  Es  bestehen  erhebliche  Divergenzen^  indem  international  bald  das 
Forum  des  Domizils,   bald   nur  das  nationale  Forum   anerkannt  unrd, 

1.  Es  gibt  Staaten,  welche  die  Ehescheidungs-  und  Ehenichtigkeits- 
kliigen  von  Ausländern  dem  Forum  des  Domizils  des  Ehemannes  unter- 
werfen. 

Hieher  gehört  das  Recht  von 

a)  England. 
Holland,  The  elements  of  jurisprudence  9.  ed.  1900  p.  387  sagt: 

.  .  .  .  it  may  he  sufficient  to  mention  that  an  English 
Court  will  almost  always  decline  Jurisdiction  in  divorce,  unless 
the  husband  be  domiciled  in  the  country. 

Dicey  stellt  folgende  Regel  (rule  83)  auf:  Subject  to  the  possible 
«xception  hereinafter  mentioned,  the  Courts  of  a  foreign  country  have 
juridiction  to  dissolve  the  marriage  of  any  parties  domiciled  in  such 
foreign  country  at  the  commencement  of  the  proceedings  for  divorce. 
This  rule  applies  to 

a)  an  English  marriage; 

ß)  a  foreign  marriage. 

b)  Nordamerika. 
Die   Begründung   eines   Domizils   auch    durch   eine  Ehefrau  allein 
wird   hier   als   zulässig   angesehen.     Allein   in   neuerer  Zeit   (1903)  ist 
doch  in  England  die  Erwirkung   der  Ehescheidung  in  Nordamerika  ab 
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Seite  englischer  Staatsangehöriger   unter   solchen  Umständen   nicht  an- 
erkannt worden. 

c)  Frankreich. 

In  dem  Falle,  dass  die  Ehegatten  im  nationalen  Staate  keinen  Ge- 
richtsstand finden  und  die  Nichtanhandnahme  der  Klage  einer  Kechtsver- 
weigerung  gleichkäme,  wird  in  Frankreich  ein  Forum  anerkannt.  Vgl. 
Journal  XX,  p.  370—374  (Handbuch  I,  S.  306  u.  307). 

2.  Es  gibt  Staaten,  in  denen  für  Scheidungsklagen  ihrer  Angehö- 
rigen zwar  das  Forum  des  Domizils  anerkannt  ist,  aber  für  die  Staats- 
angehörigen auch  ein  nationales  Forum  (forum  patriae)  besteht. 

Hieher  gehört  das  Recht  von 

d)  Dentschland. 

§  606  der  deutschen  Civilprozessordnung  lautet: 

Für  die  Rechtsstreitigkeiten,  welche  die  Scheidung,  Nichtig- 
keit oder  Anfechtung  einer  Ehe  oder  die  FeststeUung  des  Be- 
stehens oder  Nichtbestehens  einer  Ehe  zwischen  den  Parteien 
oder  die  Herstellung  des  ehelichen  Lebens  zum  Gegenstande 
haben  (Ehesachen),  ist  das  Landgericht,  bei  welchem  der  Ehemann 
seinen  allgemeinen  Gerichtsstand  hat,   ausschliesslich  zuständig. 

Ist  der  Ehemann  ein  Deutscher  und  hat  er  im  Inlande 
keinen  allgemeinen  Gerichtsstand,  so  kann  die  Klage  bei  dem 
Landgericht  erhoben  werden,  in  dessen  Bezirk  er  den  letzten 
Wohnsitz  im  Inlande  hatte;  in  Ermangelung  eines  solchen 
Wohnsitzes  finden  die  Vorschriften  des  §  lÖ  Abs.  1  Satz  2,  S 
entsprechende  Anwendung.  Das  Gleiche  gilt,  sofern  der  Ehe- 
mann im  Inlande  keinen  allgemeinen  Gerichtsstand  hat,  in  dem 
Falle,  dass  der  Ehemann  die  Reichsangehörigkeit  verloren,  die 
Ehefrau  sie  aber  behalten  hat,  oder  dass  beide  Ehegatten  die 
Reichsangehörigkeit  verloren  haben,  der  Ehemann  aber  eine 
andere  Staatsangehörigkeit  nicht  erworben  hat. 

Ist  eine  Deutsche  eine  Ehe  mit  einem  Ausländer  einge- 
gangen und  hat  dieser  im  Inlande  keinen  allgemeinen  Gerichts- 
stand, so  können  die  Nichtigkeitsklage  und  die  Anfechtungsklage 
von  der  Ehefrau  bei  dem  Landgericht  erhoben  werden,  in  dessen 
Bezirke  sie  den  letzten  Wohnsitz  im  Inlande  hatte;  in  Erman- 
gelung eines*  solchen  Wohnsitzes  finden  die  Vorschriften  dea 
§  15  Abs.  1  Satz  2,  8  entsprechende  Anwendung.  Das  Gleiche 
gilt,  sofern  nicht  nach  Absatz  2  Satz  2  ein  Gerichtsstand  be- 
gründet ist,  in  dem  Falle,  dass  eine  Deutsche  eine  Ehe  mit 
einem  Deutschen   eingegangen   ist,   dieser  aber  die  Reichsange- 
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hörigkeit  verloren  und  im  Inlande  keinen  allgemeinen  Gerichts- 
stand hat. 

Sind  beide  Ehegatten  Ausländer,  so  kann  die  Scheidungs- 
klage im  Inlande  nur  erhoben  werden,  wenn  das  inländische 
Gericht  auch  nach  den  Gesetzen  des  Staates  zuständig  ist,  dem 
der  Ehemann  angehört. 
Auch  eine  während  der  Pendenz  der  Ehescheidungsklage  in  Deutsch- 
land erlangte  Naturalisation  eines  Ausländers  kann  für  die  Zulassung 
der  definitiven  Scheidungsklage  genügen.  Art.  11. ^  E.  G.  zum  B.  G.  B. 
bestimmt  zwar,  für  die  Scheidung  der  Ehe  seien  die  Gesetze  des  Staates 
massgebend,  dem  der  Ehemann  zur  Zeit  der  Erhebung  der  Klage  an- 
gehöre. Nach  §  253  C.  P.  0.  erfolgt  die  Erhebung  der  Klage  durch 
Zustellung  eines  Schriftsatzes,  und  damit  ist  die  Zustellung  der  Elage- 
schrift  gemeint.  Damit  wird  das  Prozessrechtsverhältnis  begründet. 
Anders  liegt  die  Sache  da,  wo  das  Gesetz  gestattet,  in  einem  schon 
anhängigen  Rechtssti'eit  noch  neue  Elagegründe  oder  Ansprüche  geltend 
zu  machen.  Für  eine  solche  Klageweiterung  ist,  wie  für  die  Wider- 
klage, das  Schrifterfordernis  nicht  aufgestellt:  sie  ist  vielmehr  in  der 
mündlichen  Verhandlung  geltend  zu  machen.  Dies  trifft  speziell  zu  für 
das  Verfahren  in  Ehesachen  (§  614  C.  P.  0).  Damach  muss  die  Er- 
hebung solcher  Ansprüche  in  der  mündlichen  Verhandlung  sich  als 
Klageerhebung  im  Sinne  des  Gesetzes  darstellen.  In  diesem  Sinne  ist 
auch  Art.  17.i  auszulegen.  Seine  Vorschrift  ist  zwar  materiell-recht- 
licher Natur,  aber  bei  ihrer  Auslegung  ist  auf  prozessrechtliche  Grund- 
sätze zurückzugehen,  da  das  Gesetz,  wenn  es  von  „Erhebung  der  Klage^ 
spricht,  hiermit  nur  denjenigen  Sinn  verbunden  haben  kann,  den  das 
Prozessgesetz  damit  verbindet  (R.  G.  21.  April  1902  D.  J.  Z.  1902  VII, 
S.  321).  In  diesem  Falle  wurde  die  Ehescheidungsklage  eines  Portu- 
giesen in  der  Berufungsinstanz  (infolge  Ehebruchs)  gutgeheissen,  gestützt 
auf  die  Tatsache,  dass  er  seit  dem  erstinstanzlichen  Urteile  die  preussiscbe 
Staatsangehörigkeit  erworben  hatte. 

Eine  sehr  bestrittene  Frage  ist  ferner,  ob  in  Deutschland  wohn- 
hafte Ausländer,  für  deren  Ehescheidung  das  nationale  Recht  massgebend 
ist  (Art.  17.1  ^'  G^.  z.  B.  G.  B.),  die  Klage  auf  Aufhebimg  der  ehe- 
lichen Gemeinschaft  (§  1575,  1576)  stellen  können,  — eine  Speziahtät, 
die  es  ausserhalb  Deutschlands  nicht  gibt.  Man  kann  allerdings  sagen, 
dass  das  Institut  der  Trennung  von  Tisch  und  Bett  mit  dem  soeben 
erwähnten  eine  grosse  Ähnlichkeit  habe.  Demburg,  Das  bürgerliche 
Recht  des   deutschen  Reiches   und  Preussens  IV,   §  5  Note  2  (S.  13) 

Meili,  Internationales  Civllprosessrecht.  15 
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spricht  sich  dahin  aus,  es  würde  eine  inhumane  Härte  bilden  und  weit 
über  die  Strenge  des  kanonischen  Rechtes  hinausführen,  wenn  man 
die  Klage  auf  Aufhebung  der  ehelichen  Gemeinschaft  dem  Ausländer, 
der  in  Deutschland  seinen  Gerichtsstand  habe,  versagen  wollte.  Eine 
andere  Frage  ist  die,  ob  die  deutschen  Gerichte  in  einer  Klage  aus- 
ländischer Eheleute  auf  beständige  Trennung  von  Tisch  und  Bett  er- 
kennen können,  wenn  das  fremde  Recht  nur  dieses  zulasse.  Die  Frage 
wurde  von  einem  Civilsenat  des  deutschen  Reichsgerichts  bejaht  (D.  J.  Z. 
1903,  S.  105  u.  Z.  f.  Internat.  Priv.-  u.  ö.  R.,  XIII,  S.  160—171),  ein  an- 
derer Senat  war  anderer  Meinung,  und  die  vereinigten  Senate  verneinten 
sie.  Es  wurde  nämlich  betont,  der  deutsche  Gesetzgeber  habe  dem 
Institute  der  beständigen  Trennung  von  Tisch  und  Bett  die  Anerken- 
nung versagt  mit  Rücksicht  auf  die  Nachteile,  die  das  Verbot  der 
Wiederverheiratung  für  den  Hausstand,  die  Nahrungsverhältnisse,  die 
Erziehung  der  Kinder  und  die  Sittlichkeit  mit  sich  bringe,  also  aus 
ethischen,  sozialpolitischen  und  volkswirtschaftlichen  Gründen.  Dieser 
Standpunkt  treffe  auch  gegenüber  den  Ausländem  zu  (R.  G.  N.  F.  5, 
S.  345—360;  D.  J.  Z.  1904,  S.  120  u.  267).  Katholische  Österreicher 
können  also  in  Deutschland  natürlich  nicht  gänzlich  geschieden  werden, 
allein  es  ist  ihnen  auch  versagt,  die  beständige  Trennung  von  Tisch 
und  Bett  zu  erlangen.  Kohler,  Lehrbuch  dos  bürgerlichen  Rechtes 
1904  I,  S.  52,  Anm.  2  hält  den  Entscheid  des  vereinigten  Senats  für 
unrichtig.  —  Vgl.  im  übrigen  S.  212  u.  213  oben. 

b)  Osterreich. 
§  76  der  österreichischen  Jurisdiktionsnormen  bestimmt 
Klagen  auf  Scheidung,  Trennung  oder  Ungültigerklärung  einer 
Ehe,  sowie  Klagen  wegen  aller  nicht  rein  vermögensrechtlichen 
Ansprüche  aus  dem  ehelichen  Verhältnisse  gehören  vor  das 
Gericht,  in  dessen  Sprengel  die  Ehegatten  ihren  letzten  gemein- 
samen Wohnsitz  hatten. 

In  Osterreich  besteht  laut  dem  Gesetze  von  1895  über  die  Aus- 
übung der  Gerichtsbarkeit  ein  subsidiärer  Gerichtsstand  für  Klagen  aus 
dem  Ehe-  oder  Elternverhältnisse.  —  §  100  lautet  folgendennassen 
(vergl.  R.  Pollak,  System  des  österreichischen  Civilprozessrechts  mit  Ein- 
schluss  des  Exekutionsrechtes,  Wien   1903,  I.  Teil,  S.  298): 

Klagen  gegen  einen  österreichischen  Staatsangehörigen  auf 
gerichtliche  Scheidung,  Trennung  oder  Ungültigerklärung  einer 
Ehe  und  andere  Klagen  wegen  nicht  rein  vermögensrechtlicher 
Streitigkeiten  aus  dem  ehelichen  oder  Elternverhältnisse  können, 
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wenn  im  Inlande  hiefür  weder  ein  allgemeiner,  noch  ein  beson- 
derer Gerichtsstand  begründet  ist,  entweder  bei  dem  allgemeinen 
Gerichtsstande  des  Klägers,  oder  wenn  auch  für  diesen  ein 
solcher  im  Inlande  nicht  begründet  ist,  bei  dem  Landesgerichte 
in  Wien  angebracht  weiden. 

3.  Besonders  zu  besprechen  ist  das  Recht  in  der  Schweiz  (Morel, 
in  der  Zeitschrift  für  Schweiz.  R.  N.  P.  XIII,  S.  381—398.  Barilliet, 
im  Journal  VII,  357—367)- 

Das  schweizerische  Recht  hat  diesfalls  zwei  wichtige  Bestimmungen. 
Art.  43  des  B.  G.  betreflfend  Peststellung  und  Beurkundung  des  Civil- 
standes  und  die  Ehe  von  1874  schliesst  zwar  die  Kompetenz  der 
schweizerischen  Gerichte,  Ehen  von  Ausländern  zu  scheiden,  nicht  aus. 
Die  Norm  bestimmt: 

Ehescheidungsklagen  und  Klagen  auf  Ungültigkeit  einer 
Ehe  sind  bei  dem  Gerichte  des  Wohnsitzes  des  Ehemannes  an- 
zubringen      

Beim  Abgange  eines  Wohnsitzes  in  der  Schweiz  kann  die 
Klage  am  Heimat-(Bürger-)orte  oder  am  letzten  schweizerischen 
Wohnorte  des  Ehemannes  angebracht  werden. 

Art.  56  des  gleichen  Bundesgesetzes  bestimmt  sodann: 

In  Bezug  auf  Ehen  zwischen  Ausländern  darf  eine  Sohei- 
dungs-  oder  Nichtigkeitsklage  von  den  Gorichten  nur  dann  an- 
genommen werden,  wenn  nachgewiesen  wird,  dass  der  Staat, 
dem  die  Eheleute  angehören,  das  zu  erlassende  Urteil  an- 
erkennt. 

Diese  letztere  Bestimmung  knüpft  aber  die  Anhandnahme  der  Klage  an 
schwere  Voraussetzungen  (vgl.  Handbuch  I,  S.  310),  indessen  ist  sie 
nicht  eine  Kompetenznorm.  Tatsächlich  können  die  Requisite  des 
Art.  50  von  keinem  Ausländer  (oder  nur  ganz  selten)  erfüllt  werden. 
Speziell  ist  zu  betonen,  dass  Ehescheidungsklagen  deutscher  Reichs- 
angehöriger von  den  schweizerischen  Gerichten  nicht  mehr  angenommen 
werden  können  (A.  E.  XXVI,  1.  T.,  S.  204). 

Der  Bundesrat  hat  mehrfach  erklärt,  dass  Urteile  auswärtiger 
Staaten,  welche  die  Ehe  von  Schweizern  im  Auslande  schieden,  von 
der  Schweiz  nicht  anerkannt  zu  werden  brauchen.  Allein  das  inter- 
nationale Leben  ist  hier  stärker  als  die  partikulare  schweizerische 
Rechtsnorm.  Wenn  in  Deutschland  wohnhafte  Schweizer  dort  gö- 
schieden  werden  und  sich  dann  daselbst  wieder  neu  verheiraten,  so 
wird   zwar   das  Scheidungsurteil   in  der  Schweiz   nicht   anerkannt,    da- 
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gegen  müssen  kraft  Bundesrecht  (Art.  54  B.  V.  u.  Art.  25.g  B.  G. 
Civilstand  und  Ehe)  die  neu  abgeschlossenen  Ehen  als  rechtsgültig 
eingetragen  werden  (Revue  der  Gerichtspraxis  XVIII,  Nr.  28;  auch 
abgedruckt  in  Z.  f.  intemat.  Priv.-  u.  Str.-R.  X,  S.  86 — 89 ;  Meili,  Das 
internationale  Privatrecht  und  die  Staatenkonferenzen  im  Haag,  S.  59). 
Schweizer,  die  im  Auslande  geschieden  werden,  können  sich  auch  in 
England  neu  verheiraten,  weil  in  England  davon  ausgegangen  wird, 
Scheidungsurteile  seien  rechtsbeständig,  wenn  sie  von  den  Gerichten  er- 
lassen werden,  in  dessen  Staat  die  Ehegatten  Domizil  hatten.  Mit 
Rücksicht  auf  diese  Tatsachen  kam  der  Bundesrat  1903  dazu,  die  in 
Deutschland  ausgesprochene  Ehescheidung  eines  Schweizers  anzuerkennen, 
weil  die  in  England  neu  abgeschlossene  Ehe  nach  der  unzweideutigen  Norm 
des  Art.  54  B.  V.  in  der  Schweiz  als  rechtsgültig  anzusehen  ist  (B.  B. 
1904  I,  S.  460,  Nr.  14,  vgl.  auch  Z.  f.  internat.  Privat-  u.  ö.  R.  XIV, 
S.  111 — 114).  Der  Bundesrat  gelangte  ferner  dazu,  die  Kompetenz 
auswärtiger  Konsulargerichte  zur  Scheidung  schweizerischer  Ehen  an- 
zuerkennen, wenn  sich  Schweizer  im  Auslande  unter  den  Schutz  fremder 
Staaten,  die  der  Bundesrat  darum  ersucht,  stellen.  Dies  geht  sehr  weit. 
In  der  Praxis  kam  dies  vor  gegenüber  Scheidungsurteilen  des  franzö- 
sischen Konsulargerichts  in  Konstantinopel  und  in  Alexandrien.  Diese 
Urteile  wurden  denjenigen  der  ordentlichen  schweizerischen  Gerichte 
gleichgestellt,  immerhin  unter  dem  Vorbehalt,  dass  das  Statusrecht  der 
Schweizer  dabei  anerkannt  und  angewendet  wird.  Der  Bundesrat 
stützte  sich  dabei  auf  folgende  Erwägung  (B.  B.  1904  I,  S.  459  u. 
460,  Nr.  13): 

Das  Schutzverhältnis,  in  welchem  die  Schweizer  im  Aus- 
lande zu  den  Yer tretern  der  fremden  Staaten  stehen,  bedingt 
eine  Unterwerfung  unter  die  freiwillige  und  streitige  Gerichts- 
barkeit des  fremden  Konsuls,  wenn  es  sich  um  Länder  handelt, 
wo,  wie  in  der  Türkei,  die  Ausländer  fast  vollständig  von  der 
Territorialgewalt  eximiert  sind  und  unter  der  Hoheit  ihrer  diplo- 
matischen und  konsularischen  Vertreter  stehen;  diese  Unter- 
werfung geschieht  mit  Wissen  und  Willen  des  Bundesrats,  uod 
dieses  Verhältnis  ist  um  so  eher  zu  acceptieren,  als  es  die  Eid- 
genossenschaft ist,  welche  den  Schutz  der  fremden  Staaten  für 
die  Schweizer  im  Auslande  nachgesucht  hat  und  nachsucht. 

Darnach  begründet  also  die  Unterstellung  von  Schweizern  unter 
eine  auswärtige  Macht,  verbunden  mit  dem  Domizil,  einen  Kompetenz- 
grund   der  Konsulargerichtsbarkeit   auch    für   Ehestreitigkeiten.     Dabei 
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ist  die  Anwendung  des  materiellen  Rechts  eine  Frage  für  sich,  die  je 
nach  den  am  Konsulargerichtsorte  massgebenden  Normen  beantwortet 
werden  muss.  Es  ist  also  möglich,  dass  Ehescheidungsklagen  von 
schweizerischen  Staatsangehörigen  vor  die  obern  Instanzen  fremder 
Staaten  gelangen,  —  ein  Vorgang,  der  etwas  überraschend  ist.  — 
Jedenfalls  hat  die  frühere  Auslegung  des  Art.  43  B.  G.  Civilst.  u.  Ehe 
durch  die  vorgeführten  Tatsachen  einen  schweren  Stoss  erlitten. 

Die  Auffassung,  als  ob  das  von  den  schweizerischen  Qerichten  er- 
lassene Ehescheidungsurteil  über  in  Deutschland  wohnhafte  Schweizer 
nicht  rechtsbestandig  wäre,  ist  unbegründet  (Art.  43.2  ß«  ^'  Civilst.  u. 
Ehe).  Daran  ändert  die  Tatsache  nichts,  dass  in  Deutschland  die  Ge- 
richte des  Domizils  kompetent  sind. 

Eine  Schweizerin  kann  nach  Art.  43  Civilst.-G.  gegen  ihren  Ehe- 
mann, der  nordamerikanischer  Bürger  geworden  ist,  in  der  Schweiz  die 
Ehescheidungsklage  erheben,  weil  die  Entlassung  aus  dem  schweize- 
rischen Staatsverbande  gegenüber  der  Ehefrau  nicht  ausgesprochen 
worden  ist  (Handbuch  I,  S.  315  u.  316). 

Vom  Bezirksgerichte  Zürich  wurde  mit  Urteil  vom  8.  März  1900 
in  Sachen  Eheleute  Bercher  auf  Klage  der  Staatsanwaltschaft  (Art.  50 
B.  G.  Civilst.  u.  Ehe)  die  Ungültigkeit  einer  in  Zürich  abgeschlossenen 
Doppelehe  ausgesprochen.  Dabei  verlangte  es  den  in  Art.  56  des 
zitierten  B.  G.  vorgesehenen  Ausweis  nicht,  dass  der  deutsche  Staat, 
dem  der  Ehemann  angehörte,  das  zu  erlassende  Urteil  anerkenne.  Auch 
war  sich  das  Gericht  der  Tatsache  vollständig  bewusst,  dass  seit  1.  Januar 
1900  Ehescheidungs-  und  Ehenichtigkeitsklagen  von  Deutschen  von  den 
schweizerischen  Qerichten  überhaupt  nicht  mehr  behandelt  werden  dürfen. 
Aber  das  Bezirksgericht  führte  aus: 

Isichtsdestoweniger  darf  die  vorliegende  Nichtigkeitsklage 
hierorts  an  Hand  behalten  und  materiell  behandelt  werden.  Der 
Art.  56  B.  G.  hat  zweifellos  nur  den  Zweck,  Verwicklungen  zu 
vermeiden,  welche  entstehen  können,  wenn  ein  schweizerisches 
Ehescheid ungs-  oder  Nichtigkeitsurteil  im  Heimatstaate  der  Par- 
teien nicht  anerkannt  würde  (A.  E.  XVII,  Ö.  42).  Derartige 
Verwicklungen  sind  aber  im  vorliegenden  Falle  nicht  zu  er- 
warten, weil  das  zu  erlassende  Nichtigkeitsurteil  im  deutschen 
Reiche  gar  nicht  zur  Vollstreckung  gebracht  werden  muss.  Die 
betreffende  Ehe  ist  in  Zürich  abgeschlossen  und  am  Heimatsorte 
des  Bercher  offenbar  nicht  vorgemerkt  worden,  denn  nach  den 
Strafakten  ist  in  den  Registern  des  Heimatsortes  des  Bercher  immer 
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noch  die  erste  Ehe  Berchers  yorgemerkt.   Die  Yollstreckung  des 
Nichtigkeitsurteiis   wird  also  einfach  durch  entsprechende  Kor- 
rektur der  schweizerischen  Givilstandsregister   erwirkt  werden. 
Schwierigkeiten   würden   sich  nur   dann  ergehen  hahen,  wenn 
Frau  Bercher,    welche   zweifellos   in  gutem  Glauben   war,   auf 
Grund  von  Art.  55  B.  G.  Anspruch  auf  alle  bürgerlichen  Folgen 
einer  gültigen  Ehe  erhoben  hätte.     Das  ist  aber  nicht  der  Fall ; 
denn  Frau  Bercher  erklärt  ausdrücklich,  dass  sie  keinen  Anspruch 
auf  Einbürgerung  am  Heimatsorte  des  Bercher  erhebe  .  .  . 
Nach    dem    gegenwärtigen    Stande    der  in   Deutschland   und    der 
Schweiz  bestehenden  Gesetzgebung  können,  wie  gesagt,  Ehescheidungs- 
klagen von  deutschen  Staatsangehörigen  in  der  Schweiz  nicht  zugelassen 
werden   (A.  E.   XXVI,  1.  T.,   S.  208—210).     Der  in  §  328,   Nr.   8 
D.  C.  P.  0.  angerufene  Art.  17   des  Einführungsgesetzes   zum  B.  G.  B. 
bestimmt: 

Für  die  Scheidung  der  Ehe  sind  die  Gesetze  des  Staates 
massgebend,  dem  der  Ehemann  zur  Zeit  der  Erhebung  der  Klage 
angehört. 


Auf  Scheidung  sowie  auf  Aufhebung  der  ehelichen  Gemein- 
schaft kann  auf  Grund  eines  ausländischen  Gesetzes  im  Inlande 
nur  erkannt  werden,   wenn  sowohl  nach  dem  ausländischen  Ge- 
setze als  nach  den   deutschen  Gesetzen   die  Scheidung  zulässig 
sein  würde. 
Darnach  hat  der  deutsche  Richter  im  Stadium   der  Vollstreckung 
eines   von   den   schweizerischen   Gerichten   ausgefällten  Ehescheidungs- 
urteils jeweils  zu  prüfen,  ob  der  schweizerische  Richter  in  seinem  Urteil 
das  in  Deutschland  für  Ehescheidungssachen  aufgestellte  nationale  Recht 
respektiert  habe  oder  ob  er  nicht  zum  Nachteil  einer  Partei  davon  ab- 
gewichen  sei.     Nun   gibt   es    aber   keinen   Satz   des   materiellen  inter- 
nationalen Privatrechts  der  Schweiz,   der  dem   schweizerischen  Richter 
auferlegen  würde,  das  Scheidungsbegehren  eines  Ausländers  ausschliess- 
lich oder  auch  aus  dem  Gesichtspunkte   der  lex  patriae  zu  beurteilen. 
Die  Pflicht  einer  solchen  Prüfung   kann  nicht  aus  Art.  56  B.  G.  über 
Civilstand  und  Ehe  hergeleitet  werden ;  denn  <liese  Rechtsnorm  ist  nicht 
materieller,  sondern   prozessualischer  Natur:    sie  statuiert  eine  Voraus- 
setzung  für   die  Anhandnahrae   einer  Klage  durch  die  schweizerischen 
Gerichte.     Überdies   ergibt   sich  daraus,    dass  das  Gesetz  als  materiell 
rechtlichen  Grundsatz   für   internationale   Scheidungsfälle  nicht  die  lex 
patriae,   sondern  die  lex  fori  erklärt.     Der   schweizerische  Richter   be- 
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urteilt  also  eine  Scheidungsklage,  auch  wenn  die  Eheleute  Ausländer 
sind,  lediglich  nach  seinem  Rechte  (A.  E.  VIII,  8.  875;  V,  S.  264). 
Nun  lässt  sich  die  Ansicht  vertreten,  dass  der  deutsche  Vollstreckungs- 
riehter  ein  einer  Partei  zum  Nachteil  gereichendes  Abweichen  von 
Art.  17  E.  G.  schon  darin  erblicken  könnte  (§  328,  Nr.  3  D.  C.  P.  0.), 
dass  nicht  das  gleiche  internationale  Prinzip  des  Ehescheidungsrechts 
in  der  Schweiz  angewendet  werde.  Allein  wenn  man  auch  nicht  so- 
weit gehen  wollte,  so  wäre  doch  nach  der  eben  zitierten  Bestimmung 
der  deutschen  Civilprozessordnung  der  deutsche  Vollstreckungsrichter 
gezwungen,  in  jedem  einzelnen  Falle  materiell  zu  untersuchen,  ob  das 
Abweichen  von  dem  dort  anerkannten  Prinzipe  zum  Nachteil  einer 
Partei  ausschlage,  und  praktisch  angesehen  heisst  dies  nichts  anderes, 
als  eine  sachliche  Nachprüfung  des  schweizerischen  Scheidungsurteils 
auf  Grund  der  deutschen  Vorschriften  über  die  Ehescheidung.  Die 
heute  geltende  deutsche  Gesetzgebung  bietet  also  keine  Gewähr  dafür, 
dass  das  schweizerische  Urteil  in  Deutschland  anerkannt  werde. 

Die  Ehescheidungsklage  der  Ehefrau  eines  Verschollenen  ist  zu 
erheben : 

a)  am   Orte   desjenigen  Gerichts,    an    welchem   die  Vormundschaft 

ihren  Sitz  hat; 
hj  am  Orte  des  bisherigen  Domizils,  wenn  die  Fürsorge  für  das 
Vermögen  des  Verschollenen  nicht  als  Vormundschaft  angesehen 
wird  und  namentlich  auch  dann,  wenn  die  Verschollenheit  sich 
auf  das  Verschwinden  am  bisherigen  Domizil  (Sturz  in  den  See 
oder  einen  Fluss  des  Wohnsitzes)  stützt. 

II.  Provisorische  Verfügungen  und  Anordnungen  können  in  einmn 
Staate  auch  dann  getroffen  werden,  wenn  seine  Gerichte  zur  materiellen 
Behandhing  oder  prinzipalen  Frage  der  Ehescheidung  nicht  kompetent  sind, 

1.  Von  diesem  Gesichtspunkte  gehen  die  schweizerischen  Gerichte 
aus  (H.  E.  XII,  S.  248  u.  249;  Journal  XXV,  p.   191  2). 

Schweizerische  Gerichte  sind  in  der  Lage,  die  Separation  de  biens 

französischer   Ehegatten,    die    in   der  Schweiz   wohnen,    auszusprechen 

(Revue  III,  No.   134).    Das  waadtländische  Kantonsgericht  sprach  sich, 

im  Gegensatz  zum  erstinstanzlichen  Gerichte  (Yverdon\    folgendermas- 

sen  aus: 

Consid^rant  qu'on  ne  saurait  admettre  que  la  Separation  de 

biens  touche  directement  au  Statut  personnol  proprement  dit  des 

6poux. 
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Attendu  que  cette  mesure  a  pour  but  et  pour  effet  non 
point  de  modiiier  r6ellement  T^tat  et  la  capacit6  du  mari  mais 
seulement  d'attribuer  ä  la  femme  elle-mdme  Tadniinistratioii  et 
la  jouissance  de  ses  biens. 

Attendu  que  si  la  conyention  de  1869  entre  la  Suisse  et  la 
France  ne  mentionne  pas  les  proces  en  Separation  de  biens,  eile 
pose  cependant,  k  ses  art.  1  et  2,  le  principe,  que,  dans  les  con- 
testations  en  mati^re  mobiliöre  et  personnelle,  civile  ou  de  com- 
merce, concemant  des  Suisses  domicili68  en  France,  ou  des  Fran- 
Qais  domicili^s  en  Suisse,  Taction  sera  intentee  devant  le  juge 
naturel  du  d6fendeur. 

■     ■•••••• 

Attendu  que  la  Separation  de  biens,  6tant  une  des  cons^- 
quences  de  la  faillite,  doit  pouvoir  ^tre  poursuivie  au  Heu  oä 
celle-ci  a  ete  ordonn6e. 

QuMl  y  a  du  reste  des  avantages  pratiques  incontestables 
k  CO  qu^une  teile  action  soit  portee  au  lieu  du  domicile  du 
mari. 

2.  Das  Gleiche  geschieht  auch  in  Frankreich  (B.  B.  1884  II,  S. 
724;  Journal  1902  XXIX,  p.  809  u.  810). 

3.  Damit  harmoniert  das  Vertragsprojekt  aus  dem  Haag  1 900. 

III.  Wird  nach  fruchtlos  gebliebener  T empor ahcheidwig  die  Klage 
auf  gänzliche  Ehescheidung  (vgl.  Art.  47  B.  G.)  erhoben,  so  ist  dafür 
das  Gericht  des  Wohnorts  des  Eheinanns  kompetent. 

Es  handelt  sich  eben  um  eine  neue  Klage,  und  der  fiir  den  frü- 
hern Rechtsanspruch  begründete  Gerichtsstand  dauert  nicht  fort  (Hand- 
buch I,  S.  310). 

IV.  Die  im  Haag  1900  ausgearbeitete  Konvention  lässt  das  Forum 
des  Domizils  und  des  nationalen  Staates  zu.  Auch  kann  der  Domizil- 
Staat  von  sich  aus  prorisorische  Verfügungen  (II)  erlassen. 

1.  Besonders  wichtig  ist  Art.  5  und  7.  Danach  kann  die  Klage 
auf  Ehescheidung  und  Trennung  von  Tisch  und  Bett  erhoben  werden: 

a)  vor  dem  nach  dem  nationalen  Rechte  der  Ehegatten  kompeten- 
ten Gerichte, 

h)  vor  dem  kompetenten  Gericlite  des  Orts,  wo  die  Ehegatten  do- 
miziliert sind. 

2.  Die  Konvention  schafft  freilich  die  Fora  nicht,  sondern  sie  macht 
die  Kompetenz  von  der  betreffenden  Gesetzgebung  abhängig. 
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3.  Wenn  die  Schweiz  dem  Vertragsprojekt  beitritt,  so  fallt  kraft 
Art.  7  der  Konvention  Art.  56  B.  G.  ohne  weiteres  dahin.  Ich  habe  dies 
im  Haag  noch  speziell  betont. 

Laut  den  Actes  de  la  troisiöme  Conference  de  la  Haye  1900,  p. 
194,  konstatierte  ich  zu  Art.  5:  que  Tadoption  de  cet  article  et  l'ad- 
hesion  eventuelle  de  la  Suisse  auraient  pour  resultat  que  les  tribunaux 
suisses  pourront  prononcer  le  divorce  entre  etrangers  sans  avoir  k  tenir 
compte  de  la  certification  pr6vue  ä  Tart.  56  de  la  loi  föderale.  En 
d'autres  termes  cette  disposition  de  droit  international  se  trouverait  alors 
abrogee  entre  les  Etats  contractants.  Ich  hatte  mich  insofern  geirrt, 
als  ich  diese  Bemerkung  zu  Art.  7.  des  Vertragsprojekts  hätte  machen 
sollen,  wie  mich  denn  auch  gleich  nachher  Renault  mit  Recht  in  diesem 
Sinne  korrigierte. 

Anmerkungen. 

1.  Die  Zustellung  der  EhesoheiduDgBurteile  (wie  auch  der  Anzeigen  über  Geburten) 
erfolgt  nach  dem  Bundesrechte  in  der  Regel  auf  diplomatiBchem  Wege.  Art.  57  B.  G. 
CiTÜBtand  und  Ehe  bestimmt: 

Alle  Urteile  betreffend  Ehescheidungen  oder  die  ^Nichtigkeit  einer 
Ehe  sind  Yon  den  Gerichten,  welche  dieselben  ausgesprochen  haben, 
den  Civilstandsbeamten  des  Wohnortes  und  der  Heimatgemeinde  so- 
fort mitzuteilen  und  Ton  diesen  am  Rande  des  entsprechenden  Trau- 
eintrags im  Eheregister  vorzumerken. 

2.  Vgl.  Pöritch,  De  la  juridiction  competente  on  Serbie  pour  connattre  des 
actions  en  divorce  ou  en  nullit^  du  mariage  formees  par  des  6poux  Etrangers  im 
Journ.  XXVII,  p.  742. 

3.  Mitteilung  betreffend  die  Vollstreckung  ausländincher  EbesQheidungsurteile 
in  Itaüen.    Z.  für  Schweiz.  R.  N.  F.  XX,  S.  497/8. 

4.  Vor  dem  eidgenössischen  Gesetze  über  Civilstand  und  Ehe  bestand  zwischen  einer 
Reihe  von  Kantonen  ein  Konkordat  über  die  Behandlung  von  Ehescheidungsfällen 
vom  6.  Juli  1821,  das  folgendes  bestimmte: 

In  Fällen  von  gänzlicher  Ehescheidung  oder  zeitlicher  Trennung 
(sog.  temporärer  Scheidung)  zwischen  schweizerischen  Niederge- 
lassenen und  auch  über  die  daraus  hervorgehenden  Fragen  wegen 
Sonderung  der  Güter  oder  andern  ökonomischen  Verhältnissen  oder 
Pflichten  hat  die  hompetente  richterliche  Behörde  des  Heimatkantons 
des  betreffenden  Ehemannes  zu  entscheiden.  Jedoch  bleibt  diesem 
kompetenten  Richter,  gutfindendenfalls  und  unter  bestimmten  Umstän- 
den, die  Delegation  oder  Überweisung  an  den  Richter  des  Wohnorts 
unbenommen. 

5.  Vgl.  Pallamary,  De  la  procödure  du  divorce  dcvant  les  tribunaux  consulaires 
fran^ais  dans  les  Eohelles  du  Levant  au  Journal  1904  XXXI,  p.  58. 
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§  37.  Der  Gerichtsstand  des  Erfüllungsorts. 

V.  Bar  ir,  S.  438  ff. 

I.  Die  Gesetze  haben  mekrfuch  in  verschiedenem  Umfange  einen  Ge- 
richtsstand des  Erfüllungsorts  sanktioniert, 

1.  Die  D.  C.  P.  0.  bestimmt: 

§  29.  Für  Klagen  auf  Feststellung  des  Bestehens  oder  Nicht- 
bestehens eines  Vertrages,  auf  Erfüllung  oder  Aufhebung  eines 
solchen,  sowie  auf  Entschädigung  wegen  Nichterfüllung  oder  nicht 
gehöriger  Erfüllung  ist  das  Gericht  des  Orts  zuständig,  wo  die 
streitige  Yerpflichtung  zu  erfüllen  ist. 

§  30.  Für  Klagen  aus  den  auf  Messen  und  Märkten,  mit 
Ausnahme  der  Jahr-  und  der  Wochenmärkte,  geschlossenen  Han- 
delsgeschäften (Mess-  und  Marktsachen)  ist  das  Gericht  des  Mess- 
und  Marktorts  zuständig,  wenn  die  Erhebung  der  Klage  erfolgt, 
während  der  Beklagte  oder  ein  zur  Prozessführung  berechtigter 
Vertreter  desselben  am  Orte  oder  im  Bezirke  des  Gerichtes  sich 
aufhält. 

Der  Gerichtsstand  des  Erfiillungsortes  ist  nach  dem  deutschen  Recht 
derjenige,  welcher  durch  die  Tatsache  begründet  wird,  dass  eine  den 
Streit  bildende  Obligation  au  dem  bestimmten  Orte  erfüllt  werden  soll. 
Unter  diesen  Gerichtsstand  fallen  alle  Klagen  aus  dem  Vertrage,  also 
Feststellungsklagen,  Erfüllungsklagen  auf  Schadenersatz  wegen  Nicht- 
erfüllung oder  nicht  gehöriger  Erfüllung,  auf  Minderung,  auf  Auf  hebung, 
auf  Wandlung  des  Rechtsgeschäfts  (nur  nicht:  Kondiktionsklagen  aus 
grundloser  Bereicherung  anlässlich  des  Vertrages).  Vgl.  aus  der  Praxis 
z.  B.  R.  G.  Civils.  N.  F.  5,  S.  105. 

2.  Im  französischen  Handelsrechte  ist  das  Forum  des  Erfüllungs- 
ortes auch  anerkannt.  Art.  420,  Code  de  commerce  lautet: 

Le  demandeur  pourra  assigner,  k  son  choix  —  devant  le 
tribunal  du  domicile  du  defendeur:  —  devant  celui  dans  l'arron- 
dissement  duquel  la  promcssc  a  ete  falte  et  la  marchandise  ]iyr6e 
—  devant  cclui  dans  Tarrondisscment  duquel  lo  paiement  devait 
ötre  cffectu6. 

3.  Der  italienische  Codice  di  Procedura  civ.  (Art.  105  flF.)  bestimmt 
in  Art.  105. 

.  Der  nicht  im  Königreiche  wohnhafte  Ausländer  kann  vor 
den  Gerichten  des  Königreiches  belangt  werden,  wenn  er  sich 
auch  nicht  fort  befindet: 
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2.  trenn  es  sich  um  Verpflichtungen  handelt,  welche  ihren 
Ursprung  aus  Verträgen  oder  Tatsachen  hatten,  welche  im 
Königreiche  erfolgten,  oder  welche  ihre  Erfüllung  im 
Königreiche  haben  sollten» 

4.  In  Art.  52,  Nr.  3,  des  belgischen  Gesetzes  von  1878  wird  die 
Kompetenz  der  belgischen  Gerichte  statuiert:  „si  Tobligation  qui  sert 
de  base   k  la  demande  nee,    a  et6  ou   doit  etre  exccutee  en  Belgique. 

5.  Laut  §  88  der  österreichischen  Jurisdiktionsnorm  ergibt  sich, 
dass  es  einen  Gerichtsstand  des  Erfüllungsorts  im  österreichischen  Recht 
nur  gibt,  wenn  der  betreffende  Ort,  gemäss  schriftlicher  Übereinkunft 
der  Parteien,  als  Erfüllungsort  festgesetzt  worden  ist.  Diese  Regel  ces- 
siert  für  den  Fall,  dass  die  Faktur  zugleich  mit  der  Ware  oder  jene 
vorausgehend  unbeanstandet  angenommen  worden  ist,  und  dass  zugleich 
der  Vermerk  enthalten  ist,  die  Zahlung  sei  an  einem  bestimmten  Orte 
zu  leisten.  Dies  ist  der  sogenannte  Gerichtsstand  der  Faktur  (Leske 
und  Loewenfeld,  Die  Rechtsverfolgung  im  internationalen  Verkehr,  III. 
Bd.,  Teil  I,  1901,  S.  56  u.  57).  Es  bedarf  also  in  diesem  Ausnahme- 
falle nicht  der  Vereinbarung  „zahlbar  und  klagbar",  und  es  genügt 
schon  die  Zahlbarkeit  an  einem  bestimmten  Orte.  Im  übrigen  aber 
wird  für  die  Annahme  eines  Forum  des  Erfüllungsortes  im  Gegensatze 
zu  der  deutschen  Civ.  P.  0.  (§  29)  durch  die  österreichische  Jurisdik- 
tionsnorm  gefordert,  dass  nach  schriftlicher  Übereinkunft  der  Vertrag 
an  jenem  Orte  zu  erfüllen  sei,  und  überdies  muss  darin  gesagt  sein, 
dass  damit  auch  die  Berechtigung  zur  Klage  an  diesem  Orte  begrün- 
det werde. 

Gegenüber  der  früheren  Fiktion,  dass  die  unbeanstandete  Annahme 
einer  Faktur  mit  dem  Vermerk :  zahlbar  in  ...  .  einen  Gerichtsstand 
begründe,  enthält  §  88  eine  gewisse  Korrektur  (Schumacher  in  Z.  f. 
intern.  Priv.-  u.  St.-R.  VI,  S.  489). 

R.  Pollak,  System  des  österreichischen  Civilprozessrechtes,  I.  Teil, 
S.  304,  nennt  den  Fakturengerichtsstand  eine  bedauerUche  österreichi- 
sche Spezialität  zugunsten  dos  Verkäufers,  die  allerdings  durch  die 
Jurisdiktionsnorm  erheblich,  aber  gegenüber  der  früheren  Praxis  nicht  aus- 
reichend eingeschränkt  worden  sei. 

6.  Viel  enger  ist  der  Gerichtsstand  des  Vertrages  nach  den  schwei- 
zerischen Prozessgesetzen. 
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Das  Zürch.  Prozessgesetz  bestimmt  in  §  214: 

Für  Rechtsgeschäfte,  welche  nach  ihrer  Natur  oder  nach 
dem  Willen  beider  Parteien  am  Orte  ihres  Abschlusses  sofort 
beidseitig  zu  erfüllen  sind,  ist  der  Gerichtsstand  des  Vertrages 
in  dem  Sinne  begründet,  dass  die  Klage  so  lange  an  dem  be- 
treffenden Orte  angebracht  werden  kann,  als  der  Beklagte  an 
demselben  anwesend  ist  oder  Vermögensteile  daselbst  besitzt. 

Art.  51  des  st.  gallischen  Gesetzes  über  die  Civilrechtspfiege  be- 
stimmt: 

Qegen  Personen,    welche  in  der  Schweiz  keinen  Wohnsitz 

haben,  kann  aus  Vertrags  Verhältnissen  an  dem  Orte,  wo  die 
streitige  Verpflichtung  zu  erfüllen  ist,  auf  Erfüllung,  Aufhebung 
oder  Entschädigung  wegen  Nichterfüllung,  oder  nicht  gehöriger 
Erfüllung,  geklagt  werden. 

§  4  u.  5  der  C.  P.  0.  des  Kantons  Baselstadt: 

Ohne  Rücksicht  auf  den  Wohnort  des  Beklagten  ist 
der  Gerichtsstand  des  Vertrages  vor  hiesigem  Gericht  be- 
gründet : 

a)  für  Klagen  aus  Rechtsgeschäften,  welche  ihrer  Natur  nach 
oder  nach  dem  Willen  der  Parteien  sofort  beiderseits  hier 
zu  erfüllen  sind  (wie  Markt-  und  Messkäufe),  insofern  der 
Beklagte  noch  im  hiesigen  Kanton  anwesend  ist  oder  Ver- 
mögensstücke in  demselben  besitzt. 

h)  für  Klagen  aus  Rechtsgeschäften,  deren  künftige  Erfüllung 
im  hiesigen  Kanton  bei  Eingehung  des  Vertrages  yerab- 
redet  oder  nach  der  Natur  der  Sache  verstanden  war, 
sofern  der  Beklagte  keinen  festen  Wohnsitz  hat,  oder  die 
Rechtsverfolgung  an  demselben  unmöglich  oder  sehr 
schwierig  ist. 

§  12,  litt,  d  der  C.  P.  0.  des  Kantons  Aargau: 

Ist  in  einem  Vertrage  zu  dessen  Vollzug  ein  Ort  bestimmt, 
HO  können  alle  Klagen  aus  dem  Vertrage,  sie  mögen  auf  Er- 
füllung des  Vertrages  oder  auf  dessen  Aufhebung,  oder  auf  Ent- 
schädigung wegen  Nichterfüllung  gerichtet  sein,  bei  demjenigen 
Bezirksgerichte,  in  dessen  Bezirke  sich  der  Ort  befindet,  erhoben 
werden. 

7.  In  England  können  Klagen  gegen  Ausländer  wegen  der  inner- 
halb der  Jurisdiktion  erfolgten  Verletzung  von  Verträgen  nur  dann  er- 
hoben werden,  wenn  sie  nach  ihrem  ausdrücklichen  Inhalte  in  Eng- 
land   auszuführen   waren.     Und    dieser  Satz  gilt  auch  für  Obligationen 
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auf  Unterlassung   (Schuster,  Die  bürgerliche  Rechtspflege  in  England, 
S.  74  u.  75  u.  Note  1). 

II.  Intemationalrechtlich  kann  das  fragliche  Forum,  das  sich  auf 
Gesetz  stützt,  nur  ausnahmsweise  anerkannt  werden. 

1.  Der  Erfüllungsort  einer  rechtlichen  Verpflichtung  beruht  häufig 
auf  einem  Zufalle,  und  deswegen  hat  es  keinen  rechten  Sinn,  da  all^ 
getnein  ein  Forum  zu  statuieren.     Vgl.  aber  S.  201/2. 

2.  Häufig  bezeichnen  die  Parteien  erst  später  den  Ort  der  Er- 
füllung. 

3.  V.  Bar  bemerkt  zutreffend,  man  könne  angesicht  der  z.  B.  in 
Deutschland  bestehenden  Ausdehnung  dieses  Gerichtsstandes  von  einem 
j^Forum  der  internationalen  Chicane^  sprechen. 

III.  Nach  dern  in  der  Schweiz  geltenden  internationalen  Civilprozess- 
recht  wird  der  Gerichtsstand  des  Erfüllungsorts  nicht  anerkannt. 

Das  Bundesrecht  (Art..59  B.  V.)  tritt  gegen  den  vorliegenden  Ge- 
richtsstand auf  (A.  E.  XXVI,  i.  T.,  S.  93,  Erwäg.  3).  Vorbehalten  bleibt 
eine  förmliche  Verständigung.  Auch  dann  also,  wenn  ein  kantonales 
Prozessgesetz,  wie  z.  B.  dasjenige  des  Kantons  Baselstadt,  das  Forum 
des  Erfüllungsorts  kennt,  ist  dieses  Forum  international  in  der  Schweiz 
nicht  zu  schützen,  und  es  gilt  nur  innerhalb  des  betreffenden  Kantons. 

IV.  Speziell  zu  behandeln  sind  die  Obligationes  stricti  juris  des  mo- 
dernen Rechts  (Wechsel,  wechselrechtliche  Anweisungen^  Check).  Hier  lässt 
sich  ein  Forum  des  Erfüllungsorts  rechtfertigen. 

1.  Diese  Ausnahme  lässt  auch  v.  Bar  II,  S.  443,  gelten.  Sie  ist 
gesetzlich  sanktioniert  in: 

a)  §  603  der  D.  C.  P.  0. 

Wechselklagen  können  sowohl  bei  dem  Gerichte  des  Zah- 
lungsorts, als  bei  dem  Gericht  angestellt  werden,  bei  welchem 
der  Beklagte  seinen  allgemeinen  Gerichtsstand  hat. 

Wenn  mehrere  Wechselverpflichtete  gemeinschaftlich  ver- 
klagt werden,  so  ist  ausser  dem  Gerichte  des  Zahlungsorts  jedes 
Gericht  zuständig,  bei  welchem  einer  der  Beklagten  seinen  all- 
gemeinen Gerichtsstand  hat. 

b)  in  §  89  der  österreichischen  Jurisdiktionsnorm  (vgl.  R.  PoUak, 
System  des  österreichischen  Zivilprozessrechts,  I.  Teil,  S.  303 
u.  304;  270). 
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Aus  einem  Wechsel  verpflichtete  Personen  können  yom  In- 
haber des  Wechsels  bei  dem  Gerichte  des  Zahlungsorts  belangt 
werden. 

2.  Bezüglich  der  Wechselrechtsansprüche  entscheiden  in  der  Schweiz 
ausschliesslich  die  kantonalen  Prozessgesetze :  Diese  werden  nicht  etwa 
beseitigt  oder  ersetzt  durch  materielle  Bestimmungen  des  Bundesprivat- 
rechts.  Insbesondere  enthält  weder  Art.  722,  Nr.  8,  noch  Art.  826  O.R. 
eine  prozessualische  Norm.  Es  will  damit  durchaus  nicht  gesagt  wer- 
den, dass  beim  eigenen  Wechsel  der  Ausstellungsort  dann  als  Wechsel- 
rechtlicher  Wohnort  anzusehen  sei,  wenn  ein  besonderer  Zahlungsort 
nicht  angegeben  werde,  und  dass  dann  der  Ausstellungsort  als  exklu- 
sives forum  domicilii  gelte.  Auch  bei  der  Tratte  kann  dieser  Standpunkt, 
bez.  des  Bezogenen,  nicht  eingenommen  werden.  Die  zitierten  Bestim- 
mungen enthalten  keine  Gerichtsstandsnorm  (A.  E.  XVI,  S.  819  und 
820).  Wenn  also  als  Ausstellungs-  und  Zahlungsort  z.  B.  Paris  ange- 
geben ist,  80  folgt  daraus  keineswegs^  dass  die  betreffenden  Ansprüche 
in- Paris  eingeklagt  werden  können,  wenn  der  wirkliche  Wohnort  des 
Beklagten  z.  B.  Luzern  ist.  Die  Unterwerfung  unter  den  Gerichtsstand 
wird  dagegen  angenommen,  wenn  der  Aussteller  eines  Wechsels  ein 
anderes  als  sein  gewöhnliches  Domizil  als  Zahlungsdomizil  bezeichnet. 
Man  geht  davon  aus,  dass  der  Schuldner  sich  damit  nicht  bloss  ein 
Recht  wahren,  sondern  auch  den  Rechtswillen  aussprechen  wolle,  dass 
im  Falle  der  Nichtzahlung  auch  die  nötigen  Schritte  zur  Zahlungs- 
nötigung in  diesem  Domizil  angebracht  werden  können  (Bundesrätlicher 
Entscheid,  Bundesblatt  1871,  III,  S.  769  u.  770;  1872  I,  S.  553—564; 
A.  E.  V,  S.  21  u.  22;  VII,  S.  10;  IX,  S.  442;  XXIII,  S.  58*4)! 
Vgl.  auch  Art.  50  B.  G.  R.  u.  K.  Das  Bundesgericht  begrühdet  seinen 
Standpunkt  auf  folgende  Weise: 

Le  tribunal  federal  a  jug6  ä  plusieurs  reprises  quo  la  cr^- 
ation  d^un  effet  de  change  indiquant  un  Heu  de  paiement  autre 
quo  le  domicile  du  souscripteur  impliquait  renonciation  au  for 
du  domicile  garanti  par  Tart.  59  de  la  Constitution  fedSrale  et 
acceptation  pour  les  poursuites  en  realisation  de  Teffet,  de  la 
juridiction  du  Heu  indi(iue  pour  le  paiement.  Ces  d^cisions  sont 
fondccs  sur  Tintention  des  parties  deduite  des  circonstances  et 
en  particulier  du  fait  que  la  16gis]ation,  la  doctrine  et  la  pra- 
tique  notamment  en  France,  en  Allcmagne  et  dans  les  cantons 
suisses  oü  se  trouvaient  le  Heu  de  paiement  de  Feffet,  d'uno 
part,    et  le  domicile  du  souscripteur,   d'autre  part,   6taient  d'ac- 
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cord  pour  en visager  la  designation  d'un  domicile  de  paiement 
sur  un  effet  de  change  comme  une  reconnaissance  du  for  de  ce 
domicile. 

Die  Erklärung,  es  werde  für  alle  Polgen  eines  Verkehres  mit  einem 
Bankier  das  Bureau  des  letztern  als  Domizil  erwählt,  begründet  ein 
Spezialforum  (forum  prorogatum).  Vgl.  dazu  den  Entscheid  des  Bundes- 
rates von  1871  (B.B.  1871,  III,  S.  538  unter  Nr.  5,  S.  737—744). 

Unterzeichnet  jemand  einen  domizilierten  Wechsel  als  Avalist,  so 
erkennt  er  damit  auch  sich  selbst  gegenüber  die  Domizilklausel  als 
verbindlich  an,  und  er  willigt  damit  seinerseits  in  die  Begründung  eines 
prorogierten  Gerichtsstandes  am  Orte  des  Wechseldomizils  ein  (A.  E. 
VII,  S.  12). 

Das  Handelsgericht  Zürich  hat  freilich  ausgesprochen,  aus  dem 
Verzicht  auf  den  Gerichtsstand  des  Wohnsitzes  ergebe  sich  noch  nicht, 
dass  sich  der  Bürge  auch  einem  Spezialgerichte  (dem  Handelsgerichte) 
habe  unterwerfen  wollen.  Es  erwog  dabei  ferner,  dass  nach  dem  Pro- 
zessgesetze  (§  782)  die  Vereinbarung  zur  Bestellung  des  Handelsgerichts 
als  eines  staatlichen  Schiedsgerichtes  nur  durch  Urkunden  bewiesen 
werden  könne,  und  es  führte  weiter  aus,  es  sei  ohnehin  klar,  dass  die 
blosse  Unterzeichnung  eines  domizilierten  Wechsels  in  der  Stellung  als 
Bürge  sich  nicht  als  eine  solche  Urkunde  darstelle  (H.  E.  I,  S.  111 
u.  112). 

Auch  ein  Staat  kann  das  normale  Forum  für  sich  geltend  machen 
(im  interkantonalen  Leben  gilt  auch  z.  G.  eines  Kantons  Art.  59,  B.V.). 
Immerhin  ist  zu  beachten,  dass 

a)   er   darauf  verzichten  darf,    indem  er  sich  einem   andern  Forum 
vertraglich  unterwirft, 

h)   dieser  Verzicht  z.  B.  auch  aus  der  Ausstellung  eines  domizilierten 
Wechsels  gefolgert  wird. 

Anmerkung. 

Über  den  Gerichtsstand  des  Erfüllungsorts  vgl.  auch  Schwabe,  Zur  Lehre  vom 
CFeriohtssiand,  8.  17  ff.,  sowie  F.  Scbulin,  Zur  Lehre  vom  Erfilllungsort  und  vom  Gk- 
riohtssiand  der  Obligationen  nach  römischem  Recht.  Festschrift,  Basel  1879. 
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§  38.    Der  Gerichtsstand  des  Vermögens. 

I.  In  einzelnen  Ländern  ist  der  Gerichtsstand  des  Vermögens  in 
weitem  Umfange  anerkannt. 

1.  In  dieser  Beziehung  ist  namentlich  auf  §  23  D.  C.  P.  O.  zu 
verweisen. 

Für  Klagen  wegen  yermögensrechtlicher  Ansprüche  gegen 
eine  Person,  welche  im  Deutschen  Reich  keinen  Wohnsitz  hat, 
ist  das  Gericht  zuständig,  in  dessen  Bezirke  sich  Vermögen  der- 
selben oder  der  mit  der  Klage  in  Anspruch  genommene  Gegen- 
stand befindet.  Bei  Forderungen  gilt  als  der  Ort,  wo  das  Ver- 
mögen sich  befindet,  der  Wohnsitz  des  Schuldners  und,  wenn 
für  die  Forderung  eine  Sache  zur  Sicherheit  haftet,  auch  der 
Ort,  wo  die  Sache  sich  befindet. 

In  der  Judikatur  und  Literatur  wird  allgemein  anerkannt,  dass 
gegen  den  ausserdeutschen  Beklagten  an  jedem  deutschen  Gericht  Klage 
erhoben  werden  kann,  in  dessen  Bezirk  sich  Vermögen  desselben,  seien 
es  also  Grundstücke  oder  körperliche  Gegenstande,  seien  es  Ausstände, 
sich  befindet. 

2.  Der  Gerichtsstand  des  Vermögens  wurde  in  Osterreich  (§  99 
der  Jurisdiktionsnorm)  dem  deutschen  nachgebildet  (R.  PoUak  a.  a.  O , 
S.  307). 

3.  Das  graubündnerische  Gesetz  über  das  Verfahren  in  bürgerlichen 
Rechtssachen  (von   1871)  bestimmt  in  Art.  21  folgendes: 

Gegen  Ausländer^  welche  in  dem  hiesigen  Kanton  weder 
einen  festen  Wohnsitz,  noch  einen  Aufenthalt  haben,  kann  über- 
dies auf  die  Erfüllung  im  hiesigen  Kanton  eingegangener  Ver- 
träge auch  an  dem  Orte,  wo  sich  Vermögensstücke  zur  Voll- 
streckung vorfinden,  geklagt  werden. 

4.  Das  im  deutschen  Civilprozessrechte  geschaffene  Forum  des  Ver- 
mögens besteht  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  das  Vermögen  der  Zwangs- 
vollstreckung zugänglich  sei,  ob  es  die  vorweg  abzuziehenden  Kosten 
der  Zwangsvollstreckung  decke,  ob  die  betreffenden  Vermögensstücke, 
welche  zur  Zeit  der  Klageerhebung  im  Bezirke  des  Prozessgerichts 
waren,  dort  verbleiben  oder  während  des  Rechtsstreites  daraus  entfernt 
werden  (R.  G.  Civils.  IV,  S.  408 — 411).  Gegen  diese  Auslegung  des 
Gesetzes   hatte   Planck,   Lehrbuch   des   deutschen   Civilprozessrechts  I, 
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S.  63,  opponiert,  und  man  darf  in  der  Tat  mit  ihm  sagen,  dass  nach 
der  Gerichtspraxis  das  Vorhandensein  eines  Vermögensstückes  nur  eine 
symbolische  Bedeutung  für  die  Begründung  der  Zuständigkeit  habe 
(Note  10).  Immerhin  sprach  das  Reichsgericht  aus,  es  müsse  bei  der 
Anwendung  des  Gesetzes  die  Grenze  gezogen  werden,  da«8  der  im  Be- 
zirke des  als  zuständig  in  Anspruch  genommenen  Gerichts  sich  vor- 
findende Gegenstand  zufolge  seiner  naturgemässen  Bestimmung  als  Ver- 
mögensbestandteil erscheine.  Diese  Eigenschaft  könne  sich  auf  den 
individuellen  Wert  für  den  Berechtigten  wie  auf  den  dem  Gegenstande 
innewohnenden  allgemeinen  Verkehrswert  stützen,  nicht  aber  auf  die 
eventuelle  Möglichkeit  einer  der  Bestimmung  desselben  fremden  Ver- 
wertung begründet  werden.  Unter  diesen  Umständen  wurde  erkannt, 
den  aus  21  Blättern  bestehenden  Handakten  des  Kechtsanwaltes  (im 
Makulaturwerte  von  50  Pfg.)  könne  die  Eigenschaft  eines  Vermögens- 
bestandteils nicht  verliehen  werden  (R.  G.  Civils.  XXIV,  S.  415 
u.  416). 

Der  Umstand,  dass  ein  Haupt-  bezw.  Kontokorrentbuch  einer  Partei 
sich  im  Besitze  der  Kläger  in  Deutschland  befindet,  wurde  als  aus- 
reichend erklärt,  die  Zuständigkeit  des  deutschen  Gerichts  gemäss  §  23 
zu  begründen.  Der  ordentliche  Wert  des  Buches,  wurde  gesagt,  möge 
so  gering  sein,  dass  er  nicht  in  Betracht  gezogen  werden  dürfe,  allein 
es  besitze,  was  nach  §  23  genüge,  einen  beachtlichen  Geldwert  für  den 
Beklagten,  der  in  einem  selbständigen  Prozesse  auf  Herausgabe  an- 
führte, dass  es  ihm  nicht  entbehrlich  sei  (Civils.  N.  F.  I,  8.  164  u.  165). 
In  diesem  Prozesse  wurde  erfolglos  geltend  gemacht,  das  Buch  sei  nur 
ein  Verzeichnis,  das  Auskunft  über  Vermögen  gebe  und  nicht  selbst 
Vermögen.  Das  Reichsgericht  erklärte,  zu  dem  Vermögen  im  Sinne 
des  §  23  seien  auch  Sachen  zu  rechnen,  deren  Wert  für  den  Eigen- 
tümer im  wesentlichen  nur  darin  bestehe,  dass  ihm  durch  sie  die 
seinen  Interessen  entsprechende  Gebarung  mit  anderen  ihm  ge- 
hörigen Vermögenswerten  ermöglicht  oder  mindestens  wesentlich  er- 
leichtert werde. 

Besteht  zwischen  Ausländern  und  Inländern  ein  Konto-Korrent- 
Verhältnis,  so  kann  ein  Forum  des  Vermögens  nur  dann  angenommen 
werden,  wenn  sich  bei  Saldoziehung  zur  Zeit  der  Klageerhebung  eine 
Forderung  für  die  Beklagten  ergibt.  Denn  nach  der  Natur  des  Konto- 
Korrentvertrages  sind  alle  Leistungen  zu  einer  untrennbarem  Einheit 
derart  verbunden,  dass  eine  fallige  und  klagbare  Forderung  erst  durch 

Meill,  Internfltloualc«  Civilprozcssrccht.  1^* 
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die  Feststellung  entsteht,  was  jeder  Teil  insgesamt  vom  andern  zu 
fordern  hat  und  ob  und  welche  Differenz  darnach  zu  Gunsten  oder  zu 
Lasten  des  einen  oder  des  andern  Beteiligten  besteht.  Die  Tatsache 
allein  genügt  also  für  die  Begründung  des  Forum  des  Vennögens  nicht, 
dass  die  Parteien  im  Kontokorrentverkehr  stehen;  denn  daraus  ergibt 
sich  noch  nicht,  dass  der  Beklagte  Forderungen  an  den  andern  Teil 
hat.  Davon  ist  auch  auszugehen,  wenn  zwei  Konti  („conto  nostro  und 
conto  loro**)  geführt  werden,  sofern  nach  dem  Willen  beider  Teile  die 
Geschäfte  beider  Konten  so  im  Zusammenhang  stehen,  dass  jeder  der 
beiden  Kontrahenten  nur  befugt  sein  sollte,  den  Überschuss  geltend  zu 
machen,  der  sich  jeweilig  für  ihn  durch  die  Aufrechnung  der  Posten  und 
Gegenposten  beider  Konten  miteinander,  wie  bei  Führung  eines  Kontos 
für  die  Geschäfte  beider  Akten  ergab  (R.  G.  CiviJs.  44,  S.  388  u.  389). 

5.  Es  würde  aber  nicht  angehen,  die  Existenz  des  Vermögens 
damit  zu  begründen,  dass  der  Ausländer  z.  B.  ein  Recht  habe  auf 
Rückerstattung  des  Überschusses  der  Qerichtskaution  oder  der  Kaution 
z.  G.  des  Anwalts  oder  darauf,  dass  der  Ausländer  eine  Klage  auf 
Geldleistung  erhebt. 

6.  Mit  Rücksicht  auf  dieses  Forum  werden  vielfach  Civilklagen 
von  deutschen  Geschäftsunternehmungen  (wie  Banken  u.  dgl.)  gegen 
schweizerische  Etablissemente  vor  deutschen  Gerichten  gestellt,  ohne 
dass  eine  Kompetenzbestreitung  erhoben  würde.  Die  Einrede  wird  gar 
nicht  geltend  gemacht,  weil  es  leicht  möglich  wäre  gegenüber  Instituten, 
die  auf  internationalem  Boden  arbeiten,  die  Lokalisierung  von  Ver- 
mögen in  Deutschland  darzutun  und  dann  darauf  gestützt  ein  Forum 
im  Sinne  des  deutschen  Prozessgesetzes  zu  begründen. 

7.  In  Österreich  ist  mit  dem  Gerichtsstande  des  Vermögens  ein 
eigentümliches  Spiel  getrieben  worden. 

Ein  Auswärtiger  wird  in  Wien  belangt,  er  erhebt  die  Einrede  der 
Inkompetenz  und  siegt  ob.  Mit  Rücksicht  auf  die  ihm  gesprochene 
Prozossentachädigung  aber,  die  ein  Vermögen  darstellt,  wird  er  neu 
belangt,  und  der  Richter  muss  die  Klage  an  Hand  nehmen  und  durch- 
führen. Gegenüber  dieser  „Fatalität"  erteilt  ein  Advokat  dem  Aus- 
länder den  Hat  (D.  J.  Z  1904,  8.  260  u.  261),  der  Vermögenskom- 
petenz  die  rechtliche  Grundlage  zu  entziehen,  indem  er  keinen  Kosten- 
ersatzanspruch verlangt  oder  das  „Vormögen*'  (die  Forderung  auf  den 
Prozesskostenbetrag)  sofort  zediert. 

II.  Interna fional  ist  der  vorUeijende  (rerirhtsstafid  nicht  zu  billigen. 
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§  39.    Der  Gerichtsstand  der  Geschäftsniederiassung. 

O.  Denzler,   Die   Stellung  der   Filiale  im  internen  nnd  internationalen   Privatrechte 
(Di88.,  Zürich  1902),  8.  222. 

I.  Eine  allgemein  verbreitete  Anschauung  geht  dahin  j  dass  eine 
Niederlaftsung ,  die  vom  Domizile  des  Kaufmannes  oder  vom  Sitze 
der  juristischen  Personen  verschieden  ist,  wegen  der  von  jener 
vorgenommenen  Geschäfte  am  Orte  der  Niederlassung  (Filiale)  belangt 
uerden  könne. 

Die  theoretische  Begründung  braucht  nicht  auf  ein  geschäftliches 
Domizil  oder  Quasidomizil  zu  rekurrieren :  dies  tut  freilich  das  schwei- 
zerische Bundesgericht  (A.  E.  II,  S.  61).  Am  zutreffendsten  wird  das 
Forum  auf  die  Oeschäftsniederlassung  gestützt.  Dieser  Gerichtsstand 
ruht  auf  der  Tatsache,  dass  eine  abgegrenzte  oder  abgezweigte  Zentral- 
stelle des  Rechtsverkehrs  geschaffen  wird,  die  dem  Wohnsitz  gegenüber 
eine  relative  Selbständigkeit  repräsentiert  (Wach,  Handbuch  des  deutschen 
Civilprozessrechts  I,  S.  424  u.  425). 

Nach  der  Praxis  des  Bundesgerichts  (A.  E.  XVIII,  S.  651)  kann, 
ungeachtet  des  Art.  59  B.  Y.,  der  Inhaber  eines  Handelsetablissements 
aus  den  auf  den  Betrieb  desselben  bezüglichen  Geschäften  am  Orte  der 
Handelsniederlassung  belangt  werden,  auch  wenn  er  sein  persönliches 
Domizil  in  einem  andern  Kanton  hat.  Dieser  Satz  gilt  nicht  nur  för 
eine  Hauptniederlassung,  sondern  auch  für  eine  Zweigniederlassung. 
Und  so  lässt  sich  in  der  Tat  sagen,  dass  diese  dem  Wohnorte  im  Sinne 
der  Bundesverfassung  hinsichtlich  der  Frage  der  Verfolgbarkeit  gleich- 
gestellt sei  (H.  E.  XIV,  S.  265). 

n.  Das  vorliegende  Forum  ist  mehrfach  anerkannt  worden. 

1.  Art.  625.2  ^-  ^'  bestimmt  bezüglich  der  Filialen  einer  Aktien- 
gesellschaft : 


Für  die  Geschäfte  der  Filiale   kann  die  Aktiengesellschctft 
auch  vor  den  Gerichten  desjenigen  Bezirkes  belangt  werden,  in 
welchem  die  Filiale  sich  befindet. 
Damit  ist  zu  vergleichen  -Art.  50  B.  G.  Seh.  u.  K. : 

Im  Auslände  wohnende  Schuldner,  welche  in  der  Schweiz 
eine  Geschäftsniederlassung  besitzen,  können  für  die  auf  Rechnung 
der  letztern  eingegangenen  Verbindlichkeiten  am  Sitze  derselben 
botrieben  werden. 
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Im  Auslande  wohnende  Schuldner,  welche  in  der  Schweiz 
zur  Erfüllung  einer  Verbindlichkeit  ein  Spezialdomizil  gewählt 
haben,  können  für  diese  Verbindlichkeit  am  Orte  desselben  be- 
trieben werden. 

Der  Inhaber  einer  auswärtigen  Filiale  kann  im  internen  Staate  so 
lange  belangt  werden,  als  die  Aufhebung  derselben  nicht  bekannt  ge- 
macht worden  ist.  Jedermann  ist  berechtigt,  davon  auszugehen,  dass 
die  Filiale  weiter  bestehe,  so  lange  die  Aufhebung  dem  Verkehre  nicht 
mitgeteilt  worden  ist. 

Eine  Klage  gegen  die  Filiale  (figliale,  succursale)  ist  auch  vorge- 
sehen im  tessinischen  Codice  di  Proced.  civ.  Art.  14.3. 

2.  In  Deutschland  ist  das  fragliche  Forum  noch  speziell  in  einzelnen 
Gesetzen  statuiert  worden. 

a)  Nach  §  3  des  Ges.  zur  Bekämpfung  des  unlautern  Wettbewerbes 
von  1 896  sind  Klagen  exklusiv  am  Orte  der  gewerblichen  Nieder- 
lassung zu  erheben. 

b)  §  89  des  deutschen  Reichsgesetzes  über  die  privaten  Versiche- 
rungsuntemehmungen  von  1901  bestimmt: 

Für  Klagen,  die  aus  dem  inländischen  Versicherungs- 
geschäfte gegen  die  Unternehmung  erhoben  werden,  ist  das 
Gericht  zuständig,  wo  die  Niederlassung  (§  86  Abs.  2  Nr.  3) 
sich  befindet.  Dieser  Gerichtsstand  darf  nicht  vertragsmässig 
ausgeschlossen  werden. 

3.  In  Frankreich  wurde  1885  eine  gesetzliche  Anerkennung  des 
Forum  der  Filiale   vorgeschlagen: 

Les  soci6tes  sont  assign6es  devant  le  jugo  du  siege  social. 
Les  tiers  peuvent  egalement  les  assigner  devant  le  juge  de  la 
succursale  ou  de  Tagence  principale,  avec  laquelle  ils  ont  con- 
tracte. 

4.  In  Russland  ist  ausgesprochen  worden,  dass  eine  fremde  Ge- 
sellschaft, der  die  Bewilligung  zum  Geschäftsbetrieb  daselbst  unter  der 
Bedingung  der  Errichtung  einer  selbständigen  Agentur  erteilt  wird, 
in  Russland  für  alle  dort  eingegangenen  Verpflichtungen  belangt  werden 
könne. 

Vgl.  Journal  XXVI,  p.  872:  Les  juges  affirmörent  d'une  fa^on 
absoluo  la  competence  de  la  juridiction  russe  pour  toutes  les  actions 
qui  pouvaient  etre  intentees  en  Russio  contre  une  Societ6  etrangere 
faisant  dos  Operations  dans  le  pays.     Und  in  einer  Note  dazu  wird  be- 
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merkt:   Le   tribunal  a   suivi  en  cela  une  jurisprudence  constante  fixee 
par  un  arrct  du  Senat  Dirigeant  de  rannte  1870. 

III.  Es  gibt  auch  Gesetze^  welche  ausländischen  Unternehmungen  vor- 
schreiben^ im  internen  Staate  ein  Domizil  zu  verzeigen^  wodurch  sie  dem 
Gerichte  ihres  Geschäftsbetriebs  untertvorfen  werden. 

1.  Das  schweizerische  Bandesgesetz  betreffend  Beaufsichtigung  von 
Privatuntemehmungen  im  Gebiet  des  Versicherungswesens  von  1885 
sagt: 

Art.  2  Nr.  3. 

Ausländische  Unternehmungen  haben  ....  ein  Haupt- 
domizil in  der  Schweiz  und  einen  Generalbeyollmächtigten  zu 
bezeichnen,  sowie  eine  Abschrift  der  demselben  zu  erteilenden 
Vollmacht  vorzulegen. 

•Art.  2  Nr.  4. 

Sämtliche  Privatvorsicherungsunternehmungen  sind  gehalten, 
in  jedem  Kanton,  in  dessen  Ghebiete  sie  Geschäfte  betreiben,  ein 
Rechtsdomizil  zu  verzeigen,  an  welchem  sie,  sofern  der  Versicherungs- 
vertrag nicht  den  Wohnort  des  Klägers  als  Gerichtsstand  vor- 
sieht, bezüglich  der  mit  Einwohnern  des  betreffenden  Kantons 
abgeschlossenen  Versicherungsverträge  gleich  wie  an  ihrem 
schweizerischen  Hauptdomizile  belangt  werden  können. 

Überdies  steht  es  für  Ansprüche  aus  Versicherungsverträgen 
gegen  Feuerschaden  dem  Kläger  frei,  den  Gerichtsstand  der  ge- 
legenen Sache  anzurufen. 

Sie  sind  ferner  gehalten,  alle  ihre  Verbindlichkeiten  im 
Domizil  des  Versicherten  zu  erfüllen,  sofern  nicht  der  Versiche- 
rungsvertrag das  kantonale  Domizil  der  Unternehmung  als  Er- 
füllungsort vorsieht. 

Bestimmungen  des  Versicherungsvertrages,  welche  mit  diesen 
Vorschriften  im  Widerspruch  stehen,  sind  ungültig. 

Das  B.  G.  normiert  die  Gerichtsstande  in  zwingender  Weise,  und 
es  lässt  also  speziell  einen  gewählten  Gerichtsstand  nicht  zu:  die  Ver- 
sicherungsgesellschaften sind  gesetzlich  zur  Verzeigung  eines  Rechts- 
domizils verpflichtet.  W^enn  eine  Versicherungsgesellschaft  die  Bewilli- 
gung zum  Geschäftsbetrieb  in  der  Schweiz  einholt,  so  folgt  daraus  ohne 
weiteres  die  Unterstellung  unter  die  dort  bezeichneten  Fora. 

Auch  hat  der  Kläger  die  Befugnis,  den  Gerichtsstand  der  gelegenen 
Sache  anzurufen.  Und  es  bedarf  in  dieser  Beziehung  nicht  einmal 
einer    genauen    Prüfung  darüber,    ob   wirklich   ein  dinglicher  Eechts- 


_    I 
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anspruch  in  Frage  liege.  Die  Tendenz  der  Gesetzesbestimmung  geht 
dahin,  eine  Erleichterung  zugunsten  des  Versicherten  in  dem  Sinne  zu 
schaffen,  dass  ihm  freigestellt  wird,  die  Versicherungsgesellschaft  statt 
vor  den  Gerichten  ihres  schweizerischen  Hauptdomizils  oder  ihres  kan- 
tonalen Rechtsdomizils  vor  dem  Gerichte  desjenigen  Ortes  zu  belangen, 
wo  die  betreffenden  Objekte  im  Zeitpunkt  des  Brandes  sich  befanden. 
—  Unter  diesen  Umständen  wurde  die  Klage  eines  Brandbeschädigten 
in  Biel  gegen  die  Urbaine  in  Paris  gerichtet  auf  Mitwirkung  zu  einem 
Schatzungsverfahren  gemäss  der  Policenbestimmung  in  Biel  zugelassen 
(Z.  für  schw.  R.  N.  F.  XX,  S.  89  u.  90). 

Weiter  kann  hier  auf  Art.  8  des  Schweiz.  Eisenbahngesetzes  (über 
Bau  und  Betrieb)  hingewiesen  werden: 

Der  Sitz  der  Gesellschaft  wird  jeweilen  in  der  Konzession 
bestimmt. 

Die  Gesellschaften  haben  aber  in  jedem  durch  ihre  Unter- 
nehmung berührten  Kantone  ein  Domizil  zu  verzeigen,  an  weichem 
sie  von  den  betreffenden  Kantonseinwohnern  belangt  werden 
können. 

Für  dingliche  Klagen  gilt  unter  Vorbehalt  der  vom  Bunde 
aufzustellenden  Vorschriften  über  Pfandrechte  bei  den  Eisen- 
bahnen der  Gerichtsstand  der  gelegenen  Sache. 

Jede  Eisenbahngesellschaft,  die  eine  Eisenbahnkonzession  annimmt 
und  ausübt,  unterwirft  sich  damit  auch  der  Vorschrift  des  Art.  S-g,  die 
allerdings  im  Widerspruch  steht  zu  Art.  59  B.  V.  (A.  E.  XVIII,  S.  463). 
Allein  es  ist  neuerdings  darauf  hinzuweisen,  dass  auf  diese  Rechtsnorm 
verzichtet  werden  kann. 

Aus  der  zitierten  Bestimmung,  die  auch  international  erheblich 
werden  kann,  ergibt  sich,  dass  (abgesehen  vom  Gerichtsstand  der  ge- 
legenen Sache)  zwei  Fora  für  Klagen  gegen  Eisenbahngesellschaften 
bestehen : 

a)  der  allgemeine  Gerichtsstand,  der  durch  den  konzessionsmässigen 

Sitz  der  Gesellschaft  bestimmt  ist. 
bj  ein  besonderer  Gerichtsstand    für  Klagen  der  betreffenden  Kan- 
tonseinwohner. 

Zwischen  diesen  beiden  Gerichtsständen  hat  der  Kläger  die  Wahl. 
Wenn  eine  (xesellschaft  der  Vorschrift  des  Art.  8-2  nicht  nachgekommen 
ist,  so  ändert  dies  an  dem  Wahlrechte  nichts.  Dieses  Wahlrecht  kann 
auch  nicht  durch  eine  Provokationsklage  illusorisch  gemacht  werden 
(A.  E.  XII,  S.  56  u.  57).     Man  darf  ferner  nicht  etwa  sagen,  dass  der 
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besondere  Gerichtsstand  nur  für  Klagen  gelten  solle,  welche  aus  Rechts- 
verhältnissen entspringen,  die  im  betreffenden  Kantone  oder  doch  in 
der  Eidgenossenschaft  begründet  werden:  das  Gesetz  spricht  ganz  all- 
gemein (a.  a.  0.  und  Journal  XIV,  p.  374  u.  375).  Aus  der  frag- 
lichen Rechtsnorm  ergibt  sich,  dass  einzig  der  Wohnort  des  Klägers 
zur  Zeit  der  Klageerhebung  entscheidend  ist  (A.  E.  XXIX  1 .  T.,  S.  305  ff.) 
und  es  ist  irrelevant,  wo  der  Klageanspruch  entstanden  ist,  oder  wo  er 
erfüllt  werden  muss,  oder  wo  der  Kläger  zur  Zeit  der  Entstehung  des- 
selben domiziliert  war  (H.  E.  XI,  S.  94).  Immerhin  besteht  das  Forum 
des  Art.  8  nicht  für  solche  Streitigkeiten,  welche  sich  auf  die  Rechts- 
stellung der  Aktionäre  unter  sich  und  der  weitern  Berechtigten  (z.  B. 
Inhaber  von  Genussscheinen)  beziehen.  Dafür  scheint  auch  die  Aus- 
führung in  der  Botschaft  des  Bundesrates  (B.  B.  1871  II,  S.  667)  zu 
sprechen. 

Ferner  ist  hier  auf  Art.  12  B.  G.  betreffend  die  Erwerbung  und 
den  Betrieb  von  Eisenbahnen  für  Rechnung  des  Bundes  und  die  Or- 
ganisation Her  Verwaltung  der  schweizerischen  Bundesbahnen  von  1897 
aufmerksam  zu  machen. 

Eine  der  eisenbahnrechtlichen  Bestimmung  analoge  Norm  besteht 
endlich  in  Art.  47  der  bundesrätlichen  Verordnung  betreffend  den  Bau 
und  Betrieb  von  Dampfschiffen  und  andern  mit  Motoren  versehenen 
Schiffen  auf  den  schweizerischen  Gewässern  von  1896  (N.  F.  XV, 
S.  405). 

2.  Das  deutsche  Reichsgesetz  über  das  Auswanderungswesen  von 
1897  (§  4)  bestimmt: 

Ausländischen  Personen  oder  Gesellschaften,  sowie  solchen 
Reichsangebörigen,  welche  ihre  gewerbliche  Niederlassung  nicht 
im  Reichsgebiete  haben,  darf  die  Erlaubnis  nur  erteilt  werden, 
wenn  sie 


h)  wegen  der  aus  der  Annahme  und  Beförderung  der  Aus- 
wanderer erwaclisenden  Rechtsstrcitigkeiteu  dem  deutschen 
Rechte  und  den  deutschen  Gerichten  sich  unterwerfen. 

IV.  Einoi  Gerichtssfand  der  Geschäftsniedrrlassung  der  Filiale  nimmt 
der  französisich'helgiscJu'  Staatsvertray  von  l^9V  attf  dem  Umwege 
einer  Election  de  domicile  an. 

In  Art.  3  §  2  wird  bestimmt : 

Tout  industriel  ou  commer<jant,  toute  societ6  civile  ou  com- 
merciale  de  Tun  des  deux  pays,  qui  etablit  une  succursale  dans 
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Tautre,  est  rcpute  fjiire  elocfcion  de  doraicile,  pour  le  jugeraent 
de  toutes  les  contestations  concernant  les  Operations  de  la  succur- 
aale  au  Heu  oü  celle-ci  a  son  si^ge. 

Anmerkung. 

Über  den  Gerichtsstand  des  ^Gesohäftsdomizils*^  vgl.  auch  Schwabe,  Zur  Lehre 
Tom  Gerichtsstand,  S.  32  ff. 


§  40.   Der  Gerichtsstand  für  die  Erbschafts-  und  Erbteilungsklage. 

V.  Bar  n,  S.  450  if. 

Wahl,  Des  prlncipes  de  comp^tenoe  dans  les  conflits  internationaux  sp^ialement  en 
mati^re  de  succession  im  Journal  XXII,  1895,  p.  704. 

I.  Die  ErbschaftS'  und  Erbteilungsklage  ist  international  in  d^^r 
Regel  dein  Forum  desjenigen  Domizils  unterworfen,  dem  der  Erblasser 
zur  Zeit  des  Todes  unterstellt  war.  Dieses  Forum  gilt  speziell  auch 
für  Teilungsklagen,  so  lange  der  Nachlass  noch  nicht  geteilt  ist. 

1.  Ein  Gerichtsstand  der  Erbschaft  wird  in  dem  erwähnten  Sinne 
statuiert  in  §§  27  und  28  der  D.  C.  P.  0. 

§  27.  Klagen,  welche  die  Feststellung  des  Erbrechts,  An- 
sprüche aus  YermäGhtnissen  oder  sonstigen  Verfügungen  von 
Todeswegen,  Pflichtteilsansprüche  oder  die  Teilung  der  Erbschaft 
zum  Gegenstande  haben,  können  vor  dem  Gericht  erhoben  werden, 
bei  welchem  der  Erblasser  zur  Zeit  seines  Todes  den  allgemeinen 
Gerichtsstand  gehabt  hat. 

Ist  der  Erblasser  ein  Deutscher  und  hatte  er  zur  Zeit  seines 
Todes  im  Inlande  keinen  allgemeinen  Gerichtsstand,  so  können 
die  im  Absatz  1  bezeichneten  Klagen  vor  dem  Gericht  erhoben 
werden,  in  dessen  Bezirke  der  Erblasser  seinen  letzten  inländi- 
schen Wohnsitz  hatte ;  in  Ermanglung  eines  solchen  Wohnsitzes 
finden  die  Vorschriften  des  §  15  Abs.  1  Satz  2,  3  entsprechende 
Anwendung. 

§  28.  In  dem  Gerichtsstande  der  Erbschaft  können  auch 
Klagen  wegen  anderer  Naclilassverbindlichkeiten  erhoben  werden, 
so  lange  sich  der  Nachlass  noch  ganz  oder  teilweise  im  Bezirke 
des  Gerichts  befindet  oder  die  vorhandenen  mehreren  Erben  noch 
als  Gesamtschuldner  haften. 

Das  französische  Rocht  stellt  auf  den  Ort  der  Eröffnung  der  Erb- 
öcluift  ab.    Art.  59  Code  de  Proced.  civ.  bestimmt: 
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Le  dcfondeur  scra  assign6  en  mati^re  de  succession: 

1 .  sur  les  demandes  entre  h^ritiors,  jusqu'au  partage  incla- 
sivement, 

2.  sur  les  demandes  qui  seraient  inten t6e8  par  des  cr6anciers 
du  defunt  avant  le  partage, 

3.  sur  les  demandes  relatives  k  rex6cution  des  dispositions 
k  cause  de  mort,  jusqu^au  jugcment  d6finitif,  devant  le  tribunal 
du  Heu  oü  la  succession  est  ouvertc. 

Damit  stimmt  Art.  93  des  ital.  Codicc  di  Procedura  civ. 

Das  belgische  Gesetz  von  1876  bestimmt  in  Art.  52  Nr.  4,  dass 
der  Fremde  in  Belgien  verklagt  werden  kann:  si  Taction  est  relative 
k  une  succession  ouverte  en  Belgique  (S.  208  oben). 

Begrifflich  ist  zu  sagen: 

Als  Erbstreitigkeiten  im  eigentlichen  Sinne  können  nur  angesehen 
werden  einerseits  die  Streitigkeiten  über  das  Erbrecht  zwischen  zwei 
oder  mehreren  Erbprätendenten,  bei  welchen  der  Gegenstand  der  Klage 
als  Hauptsache  das  (Intestat-  oder  testamentarische)  Erbrecht  und  die 
Erbschaft  (ausschliesslich  oder  zu  einem  idealen  Anteile)  ist  und  ander- 
seits die  Streitigkeiten  unter  Miterben  über  die  Pflicht  zur  Teilung 
oder  die  Art  derselben  (A.  E.  I,  S.  197;  VI,  398,  405;  XV,  550).  Allein 
Staatsverträge  und  positive  Gesetze  haben  den  Begriff  der  Erbstreitig- 
keiten mehrfach  ausgedehnt.  Dem  Forum  des  Domizils  des  Erblassers 
liegt  der  ethisch  schöne  und  juristisch  elegante  Gedanke  zugrunde, 
dass  die  Erben  die  Person  des  Verstorbenen  fortsetzen. 

Unter  den  erwähnten  Obertitel  fallt  ganz  besonders  ein  Streit  über : 

a)  die  gesetzliche  oder  testamentarische  Erbfolge,  auch  wenn  die 
beiden  erbrechtlichen  Titel  nicht  separat  herausgehoben  werden ; 

b)  die  Grösse  des  Pflichtteils  und  die  Frage  der  Befreiung  von  der 
Sichcrstellung ; 

c)  die  Kollation; 

d)  die  Beurteilung  der  vom  Erblasser  abgeschlossenen  Verträge 
unter  Lebenden,  soweit  sie  erst  im  Stadium  des  Todes  wirken 
und  zwar  bezüglich  der  formellen  und  materiellen  Zulässigkeit 
(wobei  die  Handlungsföhigkeit  einem  separaten  Rechte  unter- 
stellt sein  kann); 

e)  erbrechtliche  Ansprüche  des  überlebenden  Ehegatten,  soweit  ein 
solcher  Titel  im  Gesetze  anerkannt  und  geltend  gemacht  wird ; 

f)  die  Gültigkeit  einer  während  der  Ehe  gemachten  Schenkung 
auf  den  Tod  hin  (z.  B.  unter  Ehegatten). 
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Unter  die  Erbteilungsklage  gehört  auch  das  auf  Erbteilung  ge- 
richtete Klagebegehren,  wenn  und  soweit  es  faktisch  die  Aufhebung 
einer  abgeschlossenen  Erbteilung  und  damit  die  Vornahme  einer  neuen 
herbeiführen  will. 

Unter  den  Begriff  einer  Erbschafts-  oder  Erbteilungsklage  fallt 
nicht : 

a)  der  Anspruch  auf  Legate,  wobei  allerdings  zu  beachten  ist,  dass 
neben  einem  persönlichen  Ansprüche  u.  U.  ein  Vlndikations- 
anspruch  (beim  Vindikationslegat  im  Gegensatz  zum  Damnations- 
legat) bestehen  kann.    Anders  geht  die  deutsche  C.  P.  0.  vor; 

b)  der  Anspruch  auf  denjenigen  Vermögensanteil,  den  ein  über- 
lebender Ehegatte  nach  dem  ehelichen  Güterrechte  macht.  Denn 
hier  wird  ja  gerade  behauptet,  dass  gewisse  Objekte  oder  Teile 
des  Vermögens  nicht  zum  Nachlasse  gehören  (A.  E.  IX,  S.  505)  j 

c)  die  Anfechtung  einer  auf  Grund  vollzogener  Teilung  erfolgten 
Zahlung,  weil  eine  teilweise  Nichtschuld  (z.  B.  im  Falle  eines 
zugunsten  der  Witwe  zu  hoch  berechneten  Weiberguts)  vor- 
liege. Einer  solchen  Klage  kommt  nicht  ein  erbrechtlicher 
Charakter  zu,  sondern  derjenige  einer  persönlichen  Rückforde- 
rungsklage,  und  sie  ist  deswegen  am  Wohnorte  des  Beklagten 
anzustellen.  Allerdings  kann  die  Natur  einer  erbrechtlichen 
Klage  dann  vorliegen,  wenn  die  Rückerstattung  eines  streitigen 
Betrages  an  die  Nachlassenschaft  verlangt  wird  (A.  E.  XIV, 
S.  64  und  65); 

d)  Streitigkeiten  über  die  Erbschaftsqualität  eines  Vermögensobjektes, 
d.  h.  darüber,  ob  dieses  Objekt  dem  Erblasser  gehört  habe  und 
mithin  einen  Bestandteil  des  Nachlasses  desselben  bilde:  hier 
liegen  gewöhnliche  Vindikations-  oder  Forderungsstreitigkeiten 
vor.  Die  Frage  erhält  auch  dadurch,  dass  sie  zwischen  Erben 
verhandelt  wird,  keinen  erbrechtlichen  Charakter  (A.  E.  I,  S.  197 ; 
V,  S.  550  u.  551). 

2.  Das  Forum  des  bisherigen  Domizils  des  Erblassers  besteht  in 
der  Regel  so  lange,  als  die  Erbschaftsaktiven  nicht  vollständig  geteilt 
und  in  den  Besitz  der  Erben  übergegangen  sind.  Dabei  ist  nun  mög- 
lich, dass  die  Teilung  zwar  stattgefunden  hat,  dass  dann  aber  nach- 
her weitere  Vermögensobjokte  zum  Vorschein  kommen.  Hat  ein  Erb- 
auskaufsvertrag  stattgefunden,  vermöge  dessen  der  Nachlass  auf  be- 
stimmte Personen  übergegangen   ist,   so  kann  die  Frage  entstehen,   ob 
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auch  für  eine  neue  Klage  das  erbrechtliche  Domizil  des  Erblassers  mass- 
gebend sei.  Eine  Erbteilungsklage  liegt  jedenfalls  dann  vor,  wenn  das 
Klagebegehren  nicht  etwa  nur  auf  Aufhebung  des  Erbausverkaufs- 
vertrages,  sondern  auf  die  Einräumung  der  Erbsquote  gerichtet  ist.  In 
diesem  Falle  wird  in  der  Tat  ein  Erbrecht  geltend  gemacht  und,  gegen- 
über der  Einrede  des  Verzichtes  infolge  des  Auskaufs  Vertrages  wird  dann 
die  Replik  der  Ungültigkeit  (oder  des  Dolus)  erhoben. 

3.  Das  Forum  der  Erbschaft  besteht  dann  nicht  mehr,  wenn  die 
Intestaterben  den  Nachlass  ausschlagen  oder  wenn  sie  wegen  des  Fehlens 
von  Nachlassaktiven  so  angesehen  werden,  als  ob  sie  die  Ausschlagung 
vorgenommen  hätten,  gleichgültig,  ob  sich  später  auch  zeigen  sollte, 
dass  der  Nachlass  keineswegs  insolvent  war^ 

4.  Speziell  hinsichtlich  der  Erbschaftsklage  ist  erneut  zu  sagen, 
dass  der  kompetente  Richter  grundsätzlich  über  alle  mit  der  Streit- 
frage zusammenhängenden  Punkte  zu  entscheiden  die  Befugnis  hat. 
Die  hereditatis  petitio  ergreift  als  causa  major  auch  alle  andern  damit 
irgendwie  verbundenen  Inzidentpunkte  und  Vorfragen  (Gültigkeit  einer 
Adoption,  sofern  und  soweit  daraus  das  Erbrecht  hervorgeht,  Verlust 
oder  Verzicht  der  frühern  Staatsbürgerschaft  und  Erwerb  einer  neuen). 

II.    Es  gibt  Ausnahmen  vom  aufgestellten  Prinzipe. 

1.  Einzelne  Staaten  führen  den  Begriff  der  Universalsuccession 
nicht  konsequent  durch,  sondern  unterwerfen  die  Immobilien  einer 
separaten  Erbfolge.    Hier  ist  dann  das  forum  rei  sitae  zuständig. 

Dies  trifft  zu 
aj  bez.  Frankreichs, 
bj  bez.  Spaniens, 

cj  bez.  Russlands    (Martens-Leo,   Traite   de   droit   international  II, 
p.  498  u.  499), 

d)  bez.  Englands  und  Nordamerikas, 

e)  bez.  Perus. 

Auf  Grund  des  Art.  V  des  titre  preiiminaire  des  Code  civil 
von  Peru  (estan  sujetos  ä  las  leges  de  la^  Repüblica  los  bienes 
immuebles  . . . .)  wird  die  ausschliessliche  Kompetenz  der  Gerichte 
Penis  über  Rechte  an  dortigen  Immobilien  angenommen  (Pradier- 
Fodere  im  Journal  VI,  1897,  p.  266)  —  also  auch  im  Falle  der 
erbreclitlichen  Klage,  die  sich  auf  Immobilien  bezieht. 

2.  Die  gemachte  Bemerkung  gilt  ferner,  wenn  es  sich  um  Lehens- 
güter und  Fideikomniissc  handelt. 
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III.  Klagen,  welche  gegen  den  Testamentsexekutor  auf  Erfüllung 
gewisser  Anordnungen  des  Testators  oder  auf  die  Ausfuhrung  seiner 
Pflichten  erhoben  werden,  unterliegen  dem  Gerichtsstande  der  Erbschaft 
nicht  (andere  Ordnung  durch  Staatsverträge  vorbehalten). 

1.  Über  die  rechtliche  Stellung  des  Testamentsexekutors  herrscht 
allerdings  Streit.  Sie  wird  vielfach  als  Mandat  oder  als  eine  Analogie 
zu  der  Vormundschaft  aufgefasst.  Allein  es  handelt  sich  nur  mittelbar 
um  Verhältnisse  erbrechtlicher  Natur.  In  Tat  und  Wahrheit  liegt  eine 
persönliche  Klage  vor,  mit  der  die  Vollziehung  des  letzten  Willens  des 
Erblassers  von  demjenigen  verlangt  wird,  welchem  diese  Pflicht  über- 
buuden  worden  ist  und  der  die  Erfüllung  übernommen  hat.  In  Deutsch- 
land herrscht  kein  Zweifel  darüber,  dass  der  Testamentsvollstrecker 
(vgl.  §  2197  ff.  B.  G.  B.)  mit  den  Erben  als  Kläger  und  als  Beklagter 
Prozesse  fuhren  kann.  Die  Berechtigung  des  Testamentsvollstreckers 
beginnt  nach  §  2202  B.  G.  B.  mit  dem  Zeitpunkte,  in  welchem  der 
Ernannte  das  Amt  annimmt  (D.  J.  Z.  1903,  S.  199  und  200;  S.  343). 

2.  Das  Obergericht  Zürich  hat  sich  gleichfalls  in  diesem  Sinne 
ausgesprochen  (üllmer,  Kommentar  Nr.  2634  und  Blätter  für  Zürcherische 
Rechtsprechung  II  1903,  S.  9  Nr.  9).  Im  letztern  Falle  wurde  ent- 
schieden, dass  der  iii  Zürich  wohnende  Testamentsvollstrecker  in  Zürich 
von  einem  Erben  belangt  werden  könne,  obschon  der  erstere  von  einem 
St.  Galler  Bürger,  der  in  Mexiko  gewohnt  hatte,  dazu  ernannt  worden 
war  und  die  Erbschaftsklagen  der  auswärtigen  Gerichtsbarkeit  unterlagen. 

3.  Der  französisch-belgische  Staatsvertrag  unterwirft  auch  die  Klagen 
gegen  den  Testamentsvollstrecker  dem  Forum  der  Erbschaft. 

IV.  /;(/,s^  Forum  der  Erbschaft  gilt  für  Klagen  der  Erbschafts- 
gldifhif/cr,  sow'it  dies  nicht  8pe:iell  gesagt  ist,  nicht. 

In  diesem  Zusammenhange  ist  auch  2ur  Vergleichtmg  auf  Art.  49 
B.  G.  Seh.  u.  K.  hinzuweisen,  der  allerdings  nur  für  die  Schuldbetrei- 
bung eidgenössisches  Recht  schafft.  Darin  wird  der  betreibungsrecht- 
liche Gerichtsstand  der  Erbschaft  zugunsten  der  Gläubiger  nur  für  den 
Fall  der  Sonderung  des  Nachlasses  anerkannt. 

Ein  fakultatives  Forum  des  Wohnsitzes  des  Erblassers  besteht  z.  G. 
der  Gläubi^i^er  nach  §  12  litt,  e  Nr.  3  der  aarg.  C.  P.  0.  Vgl.  auch  S.  249  oben. 

V.  Bezüglich  des  schueizerischen  Hechts  ist  speziell  noch  folgendes 

zu  sagen: 

1.  Es  gelten  für  die  Klagen  hinsichtlich  des  Nachlasses  von  Fremden, 
die  in  der  Schweiz   wohnten,   die    kantonalen  Prozessgesetze    und  dar- 
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nach  ist  in  der  Regel  das  Forum  des  bisherigen  Domizils  des  Erblassers 
massgebend.  Art.  23  B.  G.  N.  u.  A.  ordnet  den  Gerichtsstand  nicht  und 
mit  Art.  2  wird  nicht  der  Wohnsitz  des  Erblassers  bezeichnet. 

Das  Forum  des  Nachlasses  von  Schweizern,  die  im  Auslande 
wohnten,  ist  verschieden  (B.  G.  N.  u.  A.,  Art.  28) : 

a)  wenn  die  ausländische  Gesetzgebung  den  erbrechtlichen  Streit 
über  den  Nachlass  der  ausländischen  Gerichtsbarkeit  unterwirft, 
so  hat  es  dabei  sein  Verbleiben,  auch  wenn  das  ausländische 
materielle  Recht  nicht  angewendet  werden  will. 

b)  eventuell  kommt  das  Forum  des  Heimatkantons  des  Verstor- 
benen zur  Anwendung. 

§  27  der  graubündnorischen  Civilprozessordnung  statuiert  einen 
ausschliesslichen  Gerichtsstand  für  Erbschaftsstreitigkeiten  „an  dem  Orte, 
wo  der  Erblasser  im  Kanton  zuletzt  ansässig  war  oder  in  Ermanglung 
eines  Wohnortes,  wenn  es  sich  um  eine  von  einem  Kantonsangehörigen 
herrührende  Erbschaft  handelt,  an  demjenigen  inländischen  Heimatorte, 
wo  er  oder  seine  Voreltern  zuletzt  bürgerliche  Rechte  ausgeübt  haben**. 
Daraus  ist  geschlossen  worden,  dass  für  Erbstreitigkeiten  über  den 
Nachlass  von  Kantonsfremden  ein  Gerichtsstand  im  Kanton  allemal 
dann  begründet  sei,  wenn  der  Erblasser  überhaupt  irgendeinmal  seinen 
Wohnsitz  im  Kantonsgebiete  gehabt  habe,  auch  wenn  er  von  ihm  längst 
aufgegeben  worden  sei.  Allerdings  ist  (wie  das  B.  G.  A.  E.  IX,  S.  512 
u.  513  sagt)  diese  Interpretation  nicht  richtig,  vielmehr  wäre  jener  Ge- 
richtsstand nur  dann  begründet,  wenn  der  Erblasser: 

a)  seinen  letzten  Wohnsitz  im  Kanton  hatte, 

b)  zwar  ausserhalb  des  Kantons  wohnte,  aber  graubündnerischer 
Staatsangehöriger  war  und  das  ausländische  Prozessrecht  die 
Gerichtsbarkeit  nicht  beansprucht. 

2.  Wenn  es  sich  um  in  der  Schweiz  befindliche  Liegenschaften 
handelt,  welche  den  im  Auslande  wohnenden  Schweizern  angehören, 
so  ist  bezüglich  der  Erbstreitigkeiten  (und  zwar  beiläufig  gesagt,  nicht 
bloss  erbrechtlich,  sondern  auch  personen-  und  familienrechtlich)  das 
forum  patriae  (originis)  kompetent.     Vgl.  S.  211. 

3.  Die  Schweiz  hat  einzelne  Staatsverträge  abgeschlossen,  welche 
das  Forum  für  die  Erbstreitigkeiten  in  einer  von  dem  unter  I  Gesagten 
abweichenden  Weise  ordnen. 

Es  ist  hinzuweisen  auf: 

a)  den  Staatsvertrag  zwischen  Frankreich  und  der  Schweiz  (Art.  5). 
Vgl.  §  51.     Dabei  ist  nach  der  richtigen  Interpretation   ein  be- 
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sonderes  Forum  bezüglich   der  Immobilien   nicht  vorzubehalten. 
Vgl.  Meili,  Handbuch  II,  8.  196  u.  197, 

b)  Art.  17  des  Niederlassungs-  und  Konsularvertrages  zwischen 
Italien  und  der  Schweiz  in  Verbindung  mit  Art.  IV  des  Zusatz- 
protokolls.    Vgl.  §  52. 

Hier  ist  ganz  zweifellos,  dass  das  nationale  Forum  auch 
Immobilien  erfasst,  weil  der  Begriff  der  erbrechtlichen  Universa- 
lität in  dem  zitierten  Vertrage  zur  Anerkennung  gelangt. 

Ferner  ist  wichtig: 

a)  Art.  VI  des  Freundschafts-,  Handels-  und  Auslieferungsvertrages 
zwischen  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  und  der  Schweiz. 
Vgl.  §  52  unten. 

b)  Art.  6  des  Vertrages  zwischen  dem  Grossherzogtum  Baden  und 
der  Schweiz  betreffend  die  gegenseitigen  Bedingungen  über 
Freizügigkeit  und  weitere  nachbarliche  Verhältnisse.     Vgl.  §  52. 

4.  Art.  59  B.  V.  hat  in  dieser  Materie  nichts  zu  sagen,  weil  es 
sich  beim  Erbrechte  in  der  Regel  um  dingliche  Rechte  handelt. 

VI.  Die  Ordnung  der  g^richtlkhm  Kompetenz  in  Erbschaftsstreifig' 
keiten  ist  von  der  Htaatenkovferenz  im  Haag  schon  mehrfach  als  wün- 
schenswert erklärt  worden.  Anlässlich  der  IV,  Konferenz  einigte  man 
sich  dahin,  dass  die  eingehende  Erörterung  und  Erledigung  der  Frage 
ayi  der   V,  Kojiferem  statt/inden  solle. 

1.  Es  muss  scharf  auseinandergehalten  werden: 

a)  die  private  Teilung  des  Nachlasses.  Hier  kann  prinzipiell  nur 
das  bisherige  Domizil  in  Frage  kommen, 

b)  die  prozessualische  Austragung  von  Streitigkeiten  unter  den 
Erben  und  Legataren.  Hier  sieben  sich  die  beiden  Ansichten 
scharf  gegenüber,  wornach  das  Forum  des  Domizils  oder  das 
nationale  Forum  des  Erblassers  massgebend  sein  soll. 

Wenn  es  möglich  wäre,  eine  Kombination  zwischen  den 
zwei  Prinzipien  ausfindig  zu  machen,  so  wäre  sie  natürlich  zu 
befürworten  und  eine  solche  Lösung  auf  der  mittleren  Linie 
w^äre  speziell  mir  sehr  sympathisch.  Man  könnte  dabei  daran 
denken,  als  Axiom  zwar  das  nationale  Forum  oder  das  des 
Domizils  zu  statuieren,  aber  eine  erbrechtliche  Jurisdiktion  den 
Gerichten  des  Staates  einzuräumen,  in  welchem  sich  Liegen- 
schaften   befinden,   die    zum  Nachlasse   gehören.     Allein    sobald 
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dies  geschieht,  liegt  es  allerdings  nahe,  eine  territoriale  Gerichts- 
barkeit auch  bezüglich  der  Mobilien  zu  sanktionieren.  Und 
dann  ist  selbstverständlich  die  Einheit  des  Nachlasses  überaus 
gefährdet,  weil  die  Diskrepanz  der  Urteile  aus  verschie- 
denen Staaten  als  eine  beinahe  natürliche  Begleiterscheinung 
bezeichnet  werden  muss.  Der  Weg  erweist  sich  deswegen  als 
schwer  gangbar  oder  als  fragwürdig.  Freilich  ist  in  der  Kon- 
vention über  die  Regulierung  von  Hinterlassenschaften  zwischen 
dem  deutschen  Reiche  und  Russland  von  1874  vereinbart,  dass 
die  Gerichte  des  Landes,  in  welchem  die  Immobilien  liegen, 
ausschliessliche  Gerichtsbarkeit  haben,  um  über  jeden  Anspruch 
oder  Einwand,  der  den  unbeweglichen  Nachlass  betrifft,  zu  be- 
finden (Art.  X).  Allerdings  richtet  sich  auch  die  materielle  Erb- 
folge in  die  unbeweglichen  Güter  nach  den  Gesetzen  des  Landes, 
in  welchem  die  Lnmobilien  sich  befinden. 

Eine  andere  Lösung  auf  der  mittleren  Linie  ginge  dahin, 
den  Erbschaftstreit  am  massgebenden  Gerichte  (des  nationalen 
oder  des  Domizilstaats)  zu  sistieren,  bis  über  die  Streitigkeit 
bezüglich  der  Immobilien  entschieden  wäre  und  dann  unter  An- 
erkennung dieses  Teilurteils  in  der  Hauptsache  einen  endgül- 
tigen Entscheid  zu  fallen.  Dieser  Vorgang  würde  einiyertna^sen 
an  Art.  4  des  Code  civil  egyptien  erinnern. 

2.  Die  deutsche  Regierung  hat  der  IV.  Staatenkonferenz  den  Entwurf 
eines  Abkommens  über  die  Zuständigkeit  der  Behörden  und  das  Ver- 
fahren in  Nachlasssachen  vorgelegt  (Documents  relatifs  a  la  quatrieme 
Conference  de  la  Haye  pour  le  droit  international  prive  1904,  p.  173 
bis  176),  allein  dieses  Projekt  konnte  wegen  verspäteter  Zustellung  von 
den  andern  Regierungen  nicht  mehr  derart  geprüft  werden,  dass  ihre 
Delegierten  noch  hätten  entsprechend  instruiert  werden  können.  Das 
-erwähnte  Abkommen  ist  exklusive  auf  der  Anerkennung  der  nationalen 
Jurisdiktion  aufgebaut,  und  es  zeigt  mit  erschreckender  Deutlichkeit, 
zu  welchen  ungeheuerlichen  Konsequenzen  die  moderne  einseitige 
Schwärmerei  für  die  lex  patriae  führt.  Sobald  man  auch  nur  auf  dem 
Boden  von  Europa  das  forum  (oder  die  jurisdictio)  patriae  sanktionieren 
will,  gelangt  man  zu  praktischen  Schwierigkeiten,  die  das  Prinzip  in 
«in  helles  Licht  stellen:  je  grösser  das  Gebiet  ist,  in  welchem  die 
nationale  Gerichtsbarkeit  exklusive  dominieren  soll,  destoweniger  ist  die 
Lösung  acceptabel.     An  diesem  Punkte  angelangt,    wird   meine  konse- 
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quente  Opposition  gegen  die  ausschliessliche  Herrschaft  der  lex  patriae 
wohl  einem  etwas  grösseren  Verständnisse  begegnen.  —  Jedenftills  halte 
ich  meinerseits  den  deutschen  Vorschlag  für  unannehmbar,  —  bessere 
Belehrung  vorbehalten. 

Der  Vorschlag  lautet  folgendermassen : 

Art.  1.  Die  Verrichtungen,  welche  bei  der  Regelung  eines 
Nachlasses  den  Behörden  obliegen,  werden  von  den  Behörden 
des  Staates  wahrgenommen,  welchem  der  Erblasser  zur  Zeit  seines 
Todes  angehörte.  Dies  gilt  auch  in  Ansehung  des  gesamten 
zum  Nachlasse  gehörenden  imbeweglichen  Vermögens. 

Unter  den  Nachlassbehörden  sind  auch  die  Eonsularbehör- 
den  zu  verstehen,  soweit  ihnen  durch  das  Gesetz  ihres  Landes 
die  bezeichneten  Verrichtungen  übertragen  werden. 

Art.  2.  Bis  zur  Annahme  der  Erbschaft  haben  in  dem  Gebiet 
eines  jeden  Vertragsstaates  dessen  Behörden  für  die  Sicherung  der 
dort  beluidlicben  Nacblassgegenstände  zu  sorgen,  soweit  im  In- 
teresse des  Erben  ein  Bedürfnis  besteht.  Das  Gleiche  gilt,  wenn 
der  Erbe  unbekannt  oder  wenn  ungewiss  ist,  ob  er  die  Erbschaft 
angenommen  hat. 

Die  Behörden  können  insbesondere  die  Anlegung  von  Sie- 
geln, die  Hinterlegung  von  Geld,  Wertpapieren  und  Kostbar- 
keiten, sowie  die  Aufnahme  eines  Nachlassverzeicbnisses  an- 
ordnen, und  für  denjenigen,  welcher  Erbe  wird,  einen  Pfleger 
bestellen. 

In  den  Fällen  des  Absatzes  1  ist  stets  ein  Nachlasspfleger 
zu  bestellen,  wenn  die  Bestellung  zum  Zwecke  der  gerichtlichen 
Geltendmachung  eines  Anspruchs,  der  sich  gegen  den  Nachlass 
richtet,  von  dem  Berechtigten  beantragt  wird. 

Von  den  auf  Grund  der  Absätze  1  bis  3  angeordneten  Mass- 
regeln soll  der  nach  Artikel  1  zuständigen  Behörde  unverzüglich 
Mitteilung  gemacht  werden. 

Art.  3.  Auf  Ersuchen  der  nach  Artikel  1  zuständigen  Behörde 
haben  die  Behörden  eines  jeden  Vertragsstaates  bei  der  Sicherung, 
Verwaltung  und  Verwertung  der  im  Gebiete  dieses  Staates  be- 
findlichen Nachlassgegenstände  auch  durch  andere,  als  die  im  Ar- 
tikel 2  vorgesehenen  Massregeln  mitzuwirken,  soweit  nicht  die 
Massregeln  den  Gesetzen  der  ersuchten  Behörde  widersprechen. 

Art.  4.  Die  auf  Grund  der  Artikel  2,  3  getroffenen  Mass- 
regeln sind  aufzuheben,  wenn  die  nach  Artikel  1  zustandige  Be- 
hörde um  die  Aufhebung  ersucht. 
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Art.  5.  Eine  in  amtlicher  Verwahrung  befindliche  Verfügung 
Yon  Todeswegen  ist,  auch  wenn  der  Erblasser  einem  anderen 
Vertragsstaate  angehört,  in  jedem  Lande  durch  die  Behörde  zu 
eröffnen,  welcher  fClr  den  Fall,  dass  der  Erblasser  ein  Angehöriger 
dieses  Landes  ist,  die  Eröffnung  obliegt.  Die  Eröffnung  ist  auch 
auf  Ersuchen  der  nach  Artikel  1  zuständigen  Behörde  zu  be- 
wirken. 

Die  eröffnete  Verfügung  von  Todeswegen  ist  auf  Ersuchen 
der  nach  Artikel  1  zuständigen  Behörde  dieser  nebst  einer  be- 
glaubigten Abschrift  des  über  die  Eröffnung  aufgenommenen 
Protokolls  zu  übiBrsenden;  eine  beglaubigte  Abschrift  der  Ver- 
fügung von  Todeswegen  ist  zurückzubehalten. 

Art.  6.  Die  zuständige  Ortsbehörde  hat  dem  Konsul  des 
Staates,  welchem  der  Erblasser  zur  Zeit  seines  Todes  angehörte, 
unverzüglich  von  dem  Tode  Kenntnis  zu  geben,  und  ihm  mitzu- 
teilen, was  ihr  über  die  Erben,  über  deren  Aufenthalt,  sowie  über 
das  Vorhandensein  einer  Verfugung  von  Todes  wegen  bekannt  ist, 
und  ob  sie  Sicherungsmassregeln  gemäss  Art.  2  getroffen  hat  oder 
zu  treffen  beabsichtigt.  Der  Konsul  ist  befugt,  persönlich  oder 
durch  einen  Vertreter  der  Vornahme  der  Sicherungsmassregeln 
beizuwohnen,  sein  Siegel  beizufügen  und  bei  der  Aufnahme  des 
Nachlassverzeichnisses  mitzuwirken. 

Erhält  zuerst  der  Konsul  von  dem  Todesfalle  Kenntnis,  so 
hat  er  die  Ortsbehörde  in  der  bezeichneten  Weise  mit  Nachricht 
zu  versehen. 

Art.  7.  Der  Konsul  ist,  soweit  er  von  seiner  Eegierung  dazu 
ermächtigt  ist,  befugt,  die  durch  die  Gesetze  seines  Landes  vor- 
geschriebenen Sicherungsmassregeln  zu  treffen,  wenn  sie  nicht 
bereits  von  der  Ortsbehörde  getroffen  sind.  Er  hat,  sofern  dia 
Umstände  es  gestatten,  der  Ortsbehörde  Gelegenheit  zur  Mit* 
Wirkung  bei  der  Sicherung  des  Nachlasses,  insbesondere  zur  Bei- 
fügung ihres  Siegels,  zu  geben. 

Art.  8.  Der  Konsul  hat,  sofern  er  von  seiner  Regierung 
dazu  ermächtigt  ist,  das  Recht,  die  Nachlasssachen,  auch  wenn  die 
Ortsbehörde  sie  sichergestellt  hat,  in  Besitz  zu  nehmen ;  mit  der 
Besitzergreifung  endigt  eine  auf  Grund  des  Art.  2  angeordnete- 
Pflegschaft.  Der  Konsul  ist  im  Falle  der  Besitzergreifung  be- 
fugt, für  die  ordnungsmässige  Verwaltung  des  Nachlasses  Sorge* 
zu  tragen.  In  seiner  Eigenschaft  als  Verwalter  des  Nachlasses^ 
kann  er  über  die  Nachlassgegenstände  die  Verfügungen,  welche- 
er  für  erforderlich  hält,  treffen,  die  zum  Nachlasse  gehörenden 
Forderungen    vor   den  Landesgerichten    geltend  machen,    sowie? 

Meill,  Internationales  CiTilprozeusrecht.  1  < 
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wegen  der  vom  Erblasser  herrulirenden  Verbindlichkeiten   vor 
diesen  Gerichten  in  Anspruch  genommen  werden. 

Die  Z wangs vollstreck ang  in  die  Nachlassgegenstände  bleibt 
zulässig,  auch  wenn  sie  sich  im  Besitze  de»  Konsuls  befinden. 
Jedoch  ist  die  Anwendung  unmittelbaren  Zwanges  gegen  den 
Konsul  ausgeschlossen;  die  zuständige  Behörde  hat,  sofern  die 
Herausgabe  einer  Sache  zum  Zwecke  der  Zwangsvollstreckung 
erforderlich  ist,  den  Konsul  um  die  Herausgabe  zu  ersuchen. 

Art.  9.  Der  Konsul  darf  die  in  seinem  Besitze  befindlichen 
Xachlasssachen  nach  dem  Ablauf  eines  Monats  seit  dem  Tode  des 
Erblassers  dem  Erben  aushändigen,  sofern  dessen  Erbrecht  nach- 
gewiesen ist.  Wird  dieser  Nachweis  nicht  geführt,  so  hat  der 
Konsul  die  Sachen  bis  zum  Ablaufe  von  sechs  Monaten  seit  dem 
Tode  des  Erblassers  innerhalb  des  Landes  aufzubewahren.  Der 
Konsul  ist  femer  verpflichtet,  sofern  bis  zur  Aushändigung  des 
Nachlasses  an  den  Erben  oder  bis  zum  Ablaufe  der  Frist  von 
sechs  Monaten  die  Forderung  eines  Nachlassgläubigers  angemeldet 
wird,  von  den  Nachlasssachen  so  viel  zurückzubehalten,  wie  zur 
Befriedigung  des  Gläubigers  erforderlich  ist.  Diese  Verpflichtung 
erlischt,  vorbehaltlich  der  Bestimmung  des  Art.  10  o^,  Abs.  2, 
wenn  der  Konsul  nicht  binnen  drei  Monaten  nach  der  Anmeldung 
Kenntnis  davon  erhält,  dass  die  Forderung  durch  den  Erben 
anerkannt  ist,  oder  dass  der  Gläubiger  die  Klage  erhoben  hat. 

Die  Ortsbehörde  ist  befugt,  Nachlasssachen,  die  sich  in  ihrem 
Besitze  befinden,  so  lange  nicht  der  Konsul  deren  Herausgabe 
verlangt,  behufs  Befriedigung  von  Nachlassgläubigern  unter  den- 
selben Voraussetzungen  zurückzubehalten,  imter  welchen  der 
Konsul  dazu  nach  Abs.  1  verpflichtet  ist.  Hievon  abgesehen, 
muss  die  Ortsbehörde  den  Nachlass  nach  dem  Ablauf  eines  Mo- 
nats seit  dem  Tode  des  Erblassers  dem  Erben  auf  dessen  Ver- 
langen aushändigen,  sofern  das  Erbrecht  gemäss  den  Gesetzen 
des  Landes  nachgewiesen  wird,  welchem  der  Erblasser  zur  Zeit 
seines  Todes  angehörte.  Wird  dieser  Nachweis  nicht  geführt,  so 
muss  die  Ortsbehörde  den  Nachlass  den  Behörden  des  anderen 
Landes  abliefern,  sobald  seit  dem  Tode  des  Erblassers  sechs 
Monate  abgelaufen  sind. 

Ist  ein  Nachlasspfleger  bestellt,  so  hat  er  die  nach  diesen 
Vorschriften  dem  Konsul  oder  der  Ortsbehörde  obliegenden  Ver- 
pflichtungen. 

Art.  10.  Verfugungen  des  Erben  über  bewegliche  Nachlass- 
sachen, welche  nach  Art.  9  für  einen  Gläubiger  zurückbehalten 
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werden,  sind  dem  Gläubiger  gegenüber  insoweit  unwirksam,  als 
sie  dessen  Befriedigung  vereiteln  oder  beeinträchtigen  würden. 

Art.  10  a*).  Hat  der  Konsul  Nachlasssachen  in  Besitz  ge- 
nommen, so  ist  er  verpflichtet,  der  für  die  Feststellung  der  Erb- 
schaftssteuer zuständigen  Ortsbehörde  den  Namen  des  Erben 
oder  Vermächtnisnehmers,  der  sein  Recht  nachgewiesen  hat,  so- 
wie die  Grösse  des  Erbteils  und  die  sonstigen  für  die  Berechnung 
der  Steuer  in  Betracht  kommenden  Umstände  so  bald  als  mög- 
lich mitzuteilen. 

Auf  die  bei  dem  Konsul  angemeldete  Erbschaftssteuer  findet 
die  Bestimmung  des  Art.  9,  Abs.  1,  Satz  4,   keine  Anwendung. 

Art.  11.  Für  Klagen,  welche  die  Feststellung  des  Erbrechts, 
Ansprüche  des  Erben  gegen  einen  Erbschaftsbesitzer,  Ansprüche 
aus  Vermächtnissen  oder  sonstigen  Verfügungen  von  Todeswegen, 
Pflichtteilsansprüche  oder  die  Teilung  der  Erbschaft  zum  Gegen- 
stande haben,  sind  nur  die  Gerichte  desjenigen  Vertragsstaates 
zuständig,  welchem  der  Erblasser  zur  Zeit  seines  Todes  ange- 
hörte. Durch  ausdrückliche  oder  stillschweigende  Vereinbarung 
der  Parteien  wird  jedoch  auch  für  diese  Klagen  ein  Gericht  eines 
anderen  Vertragsstaates  zuständig. 

Die  Entscheidungen,  welche  von  einem  nach  dieser  Vorschrift 
zuständigen  Gerichte  erlassen  werden,  müssen  in  allen  Vertrags- 
staaten anerkannt  und  gemäss  den  dortigen  Gesetzen  für  voll- 
streckbar erklärt  werden  unter  der  Voraussetzung,  dass  die  Vor- 
schriften des  Abkommens  über  Erbfolge  und  Verfügungen  von 
Todeswegen  beobachtet  worden  sind,  und  dass  im  Falle  eines 
Versäumnisurteils  die  Ladung  des  Beklagten  entsprechend  den 
besonderen  Vorschriften  erfolgt  ist,  die  das  Gesetz  seines  Heimat- 
staates für  die  Anerkennung  ausländischer  Urteile  erfordert. 

Art.  12.  Im  Gebiet  eines  jeden  Vertragsstaates  können 
dessen  Gerichte  in  Ansehung  der  dort  befindlichen  Nachlass- 
gegenstände zur  Sicherung  von  Ansprüchen  der  im  Art.  11  be- 
zeichneten Art  vorläufige  Massregeln,  insbesondere  Arreste  und 
einstweilige  Verfügungen,  anordnen.  Eine  solche  Massregel  ist 
auf  Antrag  eines  Beteiligten  aufzuheben: 

1.  wenn  ein  nach  Art.  11  zuständiges  Gericht  endgültig  ent- 
schieden hat,  dass  die  durch  die  Massregeln  gesicherten  An- 
sprüche nicht  bestehen,  und  wenn  die  Entscheidung  nach  Ar- 
tikel 11,  Abs.  2,  auch  in  dem  anderen  Lande  anzuerkennen  ist; 


*)  Vorbehalten  bleiben  die  Bestimmungen,  welche  erforderlich  sind,  um  in  dem 
Lande,  wo  der  Nachlass  eröffnet  ist,  die  Erhebung  der  Abgaben  von  dem  Nachlasse 
zu  siobern. 
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2.  wenn  seit  der  Anordnung  der  Massregel  sechs  Monate 
verstrichen  sind,  und  nicht  Tor  der  Aufhebung  der  Nachweis 
erbracht  wird,  dass  bei  einem  nach  Art.  1 1  zuständigen  Gerichte 
Klage  erhoben  ist; 

3.  wenn  ein  nach  Art.  11  für  die  Hauptsache  zuständiges 
Gericht  die  Aufhebung  der  Massregel  angeordnet  hat. 

Art.  13.  Ein  Verschollener,  der  bei  dem  Beginne  der  Ver- 
schollenhcit  Angehöriger  eines  Yertragsstaates  war,  kann  mit 
Wirkung  für  die  erbrechtlichen  Verhältnisse  nur  von  den  Ge- 
richten dieses  Staates  für  tot  erklärt  werden. 

Art.  14.  Soweit  nach  dem  Art.  9  des  Abkommmens  über 
Erbfolge  und  Verfügungen  von  Todeswegon  für  die  AuschJagung 
der  Erbschaft  ein  anderes  Gesetz  massgebend  ist,  als  das  Ge- 
setz des  Landes,  welchem  der  Erblasser  zur  Zeit  seines  Todes 
angehörte,  finden  die  Vorschriften  des  Art.  1  dieses  Abkommens 
keine  Anwendung  auf  solche  Verrichtungen,  welche  in  Ansehung 
der  Ausschlagung  den  Behörden  obliegen. 

Art,  15.  Ein  Zeugnis  zum  Nachweis  erbrechtlicher  Verhält- 
nisse, insbesondere  des  Rechtes  des  Erben  oder  eines  Testa- 
mentsvollstreckers, das  in  einem  Vortragsstaate  gemäss  den  dort 
geltenden  Gesetzen  von  der  Nachlassbehörde  ausgestellt  ist,  ge- 
nügt zu  diesem  Nachweis  auch  für  die  Gebiete  der  anderen 
Vertragsstaaten. 

Die  Wirkungen  eines  solchen  Zeugnisses  bestimmen  sich 
für  die  im  Gebiet  eines  anderen  Vertragsstaates  vorgenommenen 
Rechtshandlungen  nach  den  dort  für  gleichartige  Zeugnisse  der 
inländischen  Behörden  geltenden  Gesetzen,  soweit  diese  Gesetze 
dem  Schutz  des  guten  Glaubens  Dritter  günstiger  sind. 

Art.  16.  Die  Vorschriften  dieses  Vertrages  finden  keine  An- 
wendung auf  solche  Immobilien,  welche  nach  dem  Gesetze  der 
belegenen  Sache  unter  eine  besondere  Güterordnung  (regime 
foncier  special)  fallen. 

Anmerkungen. 

1.   In   der   Schweiz   bestand  früher  ein  Konkordat  vom  15.  Juli  1822  Qber  die 
Tcstierungöfähigkeit  und  Erbrechtsvcrhältnisse.    Darin  wird  (A.rt.  3)  folgendes  bestimmt: 

Die  Krb-VerlasBenschaft  ab  intestato  eines  Niedergelassenen  ist 
nach  den  Gesetzen  seines  Heimatsortes  zu  behandeln.  Bei  testamen- 
tarischon  Anordnungen  sind,  in  Hinsicht  auf  die  Fähigkeit,  zu 
tcistieren,  sowie  in  Hinsicht  auf  den  Inhalt  (materia)  des  Testaments^ 
el)enfalls  die  (tesetze  des  Heiniatkantons  als  Kichtschnur  aufgesteUt, 
was  auch  in  bezug  auf  Erbteilungon  gelten  soll;    —    betreffend   aber 
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die  zur  Errichtung  eiües  TcstamenteB  notwendigen  äusserlichen  Förm- 
lichkeiten, 80  unterliegen  solche  den  gesetzlichen  Bestimmungen  des 
Ortes,  wo  dasselbe  errichtet  wird. 

Ehe  Verkommnisse  und  Eheyertrftge,  insofern  der  niedergelassene 
Ehemann  nach  den  Gesetzen  seines  Heimatkantons  dazu  berechtigt 
ist,  unterliegen,  in  Hinsieht  auf  ihren  Inhalt,  ebenmässig  den  gesetz- 
lichen Vorschriften  und  Bestimmungen  des  Heimatsorts  des  Ehemanns. 

Infolge  obigen  Grundsätze»  hat  bei  sich  ergebenden  Erbstreitig- 
keiten  der  Richter  des  Heimatsortes  zu  entscheiden  .  .  . 

2.  §  7  der  C.  P.  O.  des  Kantons  Baselstadt  kennt  den  Gerichtsstand  der  Erb- 
schaft : 

a)  für  Klagen  Dritter  gegen  alle  Erbmassen,  deren  Erblasser  hier  seinen  Gerichts- 
stand hatte; 

b)  für  Erbstreitigkeiten  betreffend  Yerlassensohaften  solcher  Personen,  welche  im 
hiesigen  Kanton  ihren  letzten  Wohnsitz  hatten; 

cj  für  Erbstreitigkeiten  betreffend  Yerlassensohaften  hiesiger  Kantonsbürger, 
welche  ihren  letzten  Wohnsitz  ausserhalb  des  Kantons  hatten,  sofern  nicht 
der  auswärtige  Gerichtsstand  nach  Massgabe  des  dort  geltenden  Rechtes  be- 
gründet ist.  Für  Erbstreitigkeiten  betreffend  die  in  der  Schweiz  gelegenen 
Liegenschaften  von  Kantonsbürgern,  die  ihren  letzten  Wohnsitz  im  Ausland 
hatten,  ist  jedoch  der  hiesige  Gerichtsstand  in  allen  Fällen  begründet  (Bundes- 
gesetz  betreffend  die  civilrechtlichen  Verhältnisse  der  N.  u.  A.  vom  25.  Juni 
1891;  Art.  28). 

3.  Das  Zürch.  Gesetz  betreffend  Einführung  des  Bundesgesotzes  über  Schuld- 
betreibung und  Konkurs  (von  1891)  bestimmt  (in  Abänderung  des  Civilprozessgesetzes 

§  212): 

§  93.  Streitigkeiten  über  Erbschaften  und  Vermächtnisse  gehören, 

so  lauge  die  Erbansprecher  dieselben  noch  nicht  in  Besitz  genommen 
haben,  vor  den  Gerichtsstand  des  Wohnortes  des  Erblassers. 

Handelt  es  sich  um  eine  von  einem  Kantonsbürger  herrührende 
Erbschaft,  welcher  im  Kanton  keinen  Wohnsitz  hatte,  so  ist  das  Ge- 
richt des  Heimatsortes  des  Erblassers  zuständig, 

§  94.    Für  Klagen  der  Erbschaftsgläubiger  ist,  sofern  eine  Sonde- 

ruiig   der  Verlassenschaft  stattgefunden   hat,   das   Gericht   des   Ortes 

zuständig,  wo  die  Erbmasse  liegt. 

Im  §  212  0.  P.  G.  war   der  Gerichtsstand  des  Wohnortes   des  Erblassers   auch 

anerkannt    für  Klagen    der   Krbschaftsgläubiger  gegen   die   Yerlasäenschaft.     Vergl. 

dazu  Bl.  f.  Z.  R.  HI,  Nr.  64. 

Im  Civilprozessgesetze  war  das  erbrechtliche  Forum  des  Wohnortes  des  Erblas- 
sers fixiert,  ^so  lange  die  Teilung  noch  nicht  beendigt  ist**.  Nach  dem  nunmehr  gel- 
tenden §  93  ist  die  Bedeutung  des  erwähnten  Gerichtsstandes  im  Kanton  Zürich 
sehr  reduziert.  Ist  der  Naohlass  in  den  Besitz  eines  der  Erben  (oder  der  Witwe) 
übergegangen,  so  findet  §  93  keine  Anwendung  mehr. 

4.  An  der  Staatenkonferenz  von  1900  wurde  der  Wunsch  ausgesprochen,  die 
Kompetenz  der  Gerichte  im  Erbrechte  möge  geordnet  werden  (Actes  de  la  troisieme 
Conference  1900,  p    246).    Eine  Einigung  ist  aber  noch  nicht  erzielt  worden. 
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S.  E.  Baldwin  sagt  in  seiner  Abhandlung  (The  beginnings  of  an  offioial  European 
Code  of  private  international  law  in  Yale  Review  May  1908,  8.  19)  gegenüber  dem 
vorläufigen  Haager  Vertragsentwürfe  über  internationales  Erbrecht,  es  wäre  für  das 
englisch-amerikanische  Rechtsgebiet  unmöglich,  ihm  beizupflichten:  That  real  estate 
must  in  all  matters  be  govemed  by  the  lex  loci  is  fundamental  in  Anglo-American  law. 

5.  Bezüglich  der  Stellung  des  deutschen  Nachlassgerichts  ist  auf  das  Reichs- 
gesetz über  die  Angelegenheiten  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  von  1898  und  auf 
das  Gutachten  von  Niemeyer  zu  verweisen:  Sind  deutsche  Nachlassgerichte  unzu- 
ständig, wenn  materiell  für  den  Erbfall  ausländisches  Recht  massgebend  ist?  in  Z. 
f.  intern.  Priv.-  u.  Str.-R.  XIII,  8.  21.  Vgl.  ferner  Böhm,  Handbuch  der  intemationaleii 
Nachlassbehandlung  mit  besonderer  Rücksicht  auf  das  Deutsche  Reich  und  die  einzelnen 
Bundesstaaten,  einschliesslich  Elsass-Lothringen,  2.  Aufl.  1895,  und  von  der  Pfordten^ 
Die  Behandlung  des  Nachlasses  von  Ausländem  mit  besonderer  Rücksicht  auf  die 
bayerischen  Yerhältnisse,  München  1904. 

§  41.  Das  Forum  der  gelegenen  Sache. 

V.  Bar  II,  8.  481  u.  482. 

I.  Für  dingliche  Klagen  über  sachenrechtliche  Rechte  an  Im- 
mobilien  ist  das  Forum  der  gelegenen  Sache  auch  international  exkltisiv 
kompetent. 

1.  In  den  Civilprozessgesetzen  ist  der  aufgestellte  Satz  für  da» 
interne  Leben  regelmässig  ausgesprochen,  er  gilt  aber  erst  recht  für  den 
internationalen  Verkehr. 

Die  ausschliessliche  Kompetenz  des  Forum  der  gelegenen  Sache 
ist  nicht  bloss  dann  begründet,  wenn  das  Grundstück  im  Inlande  liegt^ 
sondern  auch  dann,  wenn  es  im  Auslande  liegt.  Ein  Zürcher  Richter 
kann  regulärerweise  nicht  über  sachenrechtliche  Rechte  an  Liegen- 
schaften, die  in  Russland  liegen,  urteilen.  Auf  Grund  des  Sachstatuts 
sind  die  Ausländer  dem  Forum  rei  sitae  unterworfen.  Nach  einzelnen 
Gesetzen  wird  der  Satz  auch  für  Mobilien  statuiert 

In  diesem  Spezialgebiete  treffen  jus  und  forum  zusammen. 

§  24  der  D.  C.  P.  O.  bestimmt: 

Für  Klagen,  durch  welche  das  Eigentum,  eine  dingliche 
Belastung  oder  die  Freiheit  von  einer  solchen  geltend  gemacht 
wird,  für  Grenzscheidungs-,  Teilungs-  und  Besitzklagen  ist,  sofern 
es  sich  um  unbewegliche  Sachen  handelt,  das  Gericht  ausschliess- 
lich zuständig,  in  dessen  Bezirke  die  Sache  belegen  ist. 

Bei  den  eine  Grunddienstbarkeit,  eine  Reallast  oder  ein 
Vorkaufsrecht  betreffenden  Klagen  ist  die  Lage  des  dienenden 
oder  belasteten  Grundstücks  entscheidend. 
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Art.  59  des  Code  de  Proced.  civ.  bestimmt: 

Le  d^fendeur  sera  assigne  .  .  .  en  mati^re  reelle  de- 
vant  le  tribunal  de  1a  Situation  de  Tobjet  liügieux. 

En  matiöre  mixte,  devant  le  juge  de  la  Situation  ou  devant 
le  juge  du  domicilo  du  d^fendeur. 
Art.  105  des  Codice  di  procedura  civile  bestimmt  folgendes: 

Lo  straniero  che  non  ha  residenza  nel  regno  pu6  essere 
convenuto  davanti  le  autoritä  giudiziarie  del  regno,  ancorch^ 
non  vi  si  trovi: 

1.  se  si  tratti  di  azioni  su  beni  immobil]  o  beni  mobili 
esistenti  nel  regno 

2.  Für  die  Begründung  des  dinglichen  Gerichtsstandes  ist  die 
Lage  des  Grundstückes,  welches  der  Kläger  gegen  einen  EingrifiF 
schützen  will,  entscheidend  (Wach,  Handbuch  des  D.  C.  P.  I,  S.  439. 
Anra.  17). 

3.  Der  Charakter  der  dinglichen  Klage  über  sachenrechtliche 
Rechte  ist  natürlich  genau  festzuhalten  (unter  Vorbehalt  gesetzlicher 
Ausweitungen  wie  z.  B.  §  25  u.  26  D.  C.  P.  0.). 

Dahin  gehört  z.  B. : 

a)  die  Eigentumsklage  (die  actio  negatoria  u.  confessoria). 
h)  die    Retraktsrechtsklage    (Stobbe,    Deutsches  Privatrecht  II, 
1.  Abt.  §  87  S.  10(5-120  und  A.  E.  VII,  S.  Ü87). 

c)  die  Besitzcsklage  (das  Possessorium  und  das  Petitorium). 

d)  die  Hypothekarklage  (mit  Einschluss  der  Klage  auf  Anfech- 
tung einer  Hypothek)  also  die  Klage  über  das  Bestehen  oder 
Nichtbestehen  einer  hypothekarisch  gesicherten  Forderung 
oder  einer  Gült. 

e)  die  Servitutenklage.  Es  entscheidet  die  Lage  des  dienenden 
Grundstücks  oder  des  dienenden  Gewässers. 

f)  die  Klage  über  eine  ßeallast. 
(j)  die  Klage  über  Zehntrechte. 

h)  die  Klage  über  Wässerungrechte  und  Wasserrechte. 
Soweit  ein  Schadenersatzanspruch  auf  die  Verletzung  eines  dieser 
dinglichen  Rechte  gestützt  wird,  ist  auch  dafür  der  Gerichtsstand  der 
gelegenen  Sache  zuständig  (Blätter  für  Zürch.  Rechtsprechung  II, 
Nr.  195).  Dagegen  fällt  nicht  darunter  die  Klage  auf  Eigentumsüber- 
tragung (A.  E.  III,  S.  57  u.  58),  ebenso  nicht  die  Klage  auf  Ent- 
schädigung wegen  eines  geringern  Masses  einer  gekauften  Liegenschaft 
und  auch  nicht  die  Klage  eines  Gesellsehafters  wegen  Liquidation  von 
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Liegenschaften,  welche  in  die  Gesellschaft  eingebracht  worden  waren. 
Es  ist  ja  allerdings  richtig,  dass  bei  einer  solchen  Teilungsklage  eine 
Beziehung  zu  dem  Eigentumsrechte  vorhanden  ist,  allein  bei  dieser 
Klage  ist  einzig  das  zwischen  den  Miteigentümern  bestehende  und 
seiner  Natur  nach  obligatorische  Rechtsverhältnis  streitig:  es  existiert 
zwischen  ihnen  ein  peraönliches  Band.  Dieses  Verhältnis  soll  aufge- 
löst werden,  woraus  sich  dann  die  Änderung  am  Eigentumsrecht  als 
blosse  Folge  der  Lösung  des  persönlichen  Verhältnisses  von  selbst  er- 
gibt (Blätter  für  Zürch.  Rechtsprechung  1902  I,  S.  332—334  und 
Meili,  Der  Zivil-  und  Strafprozess  des  Kts.  Zürich  und  des  Bundes 
1882  I,  S.  84  u.  85).  In  ähnlicher  Weise  ist  die  Natur  der  actio 
finium  regundorum  zu  beurteilen 

Die  Klage  der  Haltung  und  Erfüllung  eines  Liegenschaftenkaufes 
ist  eine  persönliche,  ebenso  wie  die  Klage  auf  Schadenersatz  wegen 
Nichterfüllung  desselben  (A.  E.  XXVIII,  1.  T.,  S.  327  u.  828).  Das 
Gleiche  ist  zu  sagen  bezüglich  der  Klage  auf  Aufhebung  eines  Kauf- 
vertrages über  Liegenschaften.  Der  Umstand,  dass  eine  Klage  sich 
ihrem  praktischen  Endziele  nach  auf  Liegenschaften  bezieht,  ist 
durchaus  nicht  entscheidend:  vielmehr  muss  untersucht  werden,  ob  mit 
der  Klage  ein  Anspruch  geltend  gemacht  wird,  der  sich  auf  ein  un- 
mittelbar an  der  Sache  begründetes  Recht  stützt  oder  aber  auf  ein  per- 
sönliches oder  obligationenrechtliches  Recht  (A.  E.  VII,  S.  686). 
Auch  das  Kantonsgericht  St.  Gallen  hat  in  einer  interkantonalen  Sache 
ganz  richtig  entschieden,  dass  Klagen  auf  Anerkennung  oder  Nichtig- 
erklärung eines  Liegenschaftenkaufvertrages  persönliche  Ansprachen 
desselben  und  daher  nicht  am  Gerichtsstande  der  gelegenen  Sache,  son- 
dern an  demjenigen  des  Wohnortes  des  Beklagten  anzuheben  seien 
(Entscheidungen  1894,  Nr.   13). 

4.  Das  Forum  rei  sitae  besteht  in  England  (Schuster,  Die  bürger- 
liehe Rechtspflege  in  England  1887,  S.  74  u.  75)  bei  Prozessen  über 
Grundstücke  oder  über  die  Interpretation,  Annullierung  oder  Ausführung 
von  Verträgen  über  Rechte  an  Grundstücken,  welche  innerhalb  der 
englischen  Jurisdiktion  gelegen  sind. 

II.  Soweit  die  Universalsuccession  im  Krhrichte  nicht  auf  Liegen- 
scJtaftni  ausgedehnt  wird,  gibt  e.'<  auch  ein  erbrecldliches  forum  rei  sitae. 

1.  Es  handelt  sich  im  Erbreclite  freilich  nicht  um  sachenrechtliche, 
sondern  um  erbreehtliclie  Rechte.  Es  ist  deswegen  auch  bei  erbrecht- 
lichen Klagen  bezüglich  der  Liegenschaften  in  der  Regel  das  forum  rei 
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«itae  ausgeschlossen  dann,   wenn  die  Idee  der  Universalsuccession   an- 
erkannt ist. 

2.  Soweit  dies  nicht  zutrifft  (Handbuch  II,  8. 111  u.  137  u.  S.  251  oben) 
besteht  allerdings  ein  Forum  der  gelegenen  Sache  auch  im  Erbrechte.  Allein 
der  Grund  für  dieses  erbrechtliche  Forum  ist  verschieden  von  dem  ge- 
wöhnlichen forum  rei  sitae.  Das  erbrechtliche  forum  rei  sitae  ruht  auf 
der  Tatsache,  dass  der  Begriff  der  Universalsuccession  noch  nicht  zum 
Durchbruche  gelangt  ist,  das  sachenrechtliche  aber  darauf,  dass  die 
respektiven  Rechte  speziell  an  Immobilien  zutreffend  nur  vom  Richter 
der  gelegenen  Sache  beurteilt  werden  können. 

3.  Der  französisch-schweizerische  Staatsvertrag  kennt  im  Sinne  des 
französischen  Rechtes  ein  ausgedehnteres  forum  rei  sitae  (Art.  4).  Bei- 
spielsweise ist  darnach  eine  Klage  auf  Anerkennung  eines  Liegenschaften- 
kaufes eine  dingliche  (Blumer-Morel,  Handbuch  III,  8.  532).  Vgl. 
S.  332/3  unten. 

III.  Es  ist  kontrovers^  ob  international  und  de  lege  ferenda  die 
Attsschliesslichkeit  des  Forum  der  gelegenen  Sache  nicht  wenig^^tens  durch 
Prorogation  durchbrochen  werden  könne.  Allein  richtigerweise  ist  die 
Prorogation  international  hier  yiicht  zuzulassen. 

1.  V.  Bar  spricht  sich  (II,  S.  448)  für  die  Zulässigkeit  der  Proro- 
gation aus,  indem  er  betont: 

a)   die  Anhänger  der  Ausschliesslichkeit  dieses  Forum  machen  sich 
von  der  Anschauung  des  Lehensrechts  nicht  los   —   diese  Kon- 
struktion treffe  aber  nur  noch  für  das  englische  Recht  zu  ; 
bj   die  Ansicht  stehe   mit  der  freien  Dispositionsbefugnis   der   Par- 
teien im  Widerspruch. 
Allein  es  hat  doch  einen  sehr  guten  Sinn,  dass  der  interne  Richter 
nicht  in   die  Lage  versetzt  wird,   über   sachenrechtliche  Befugnisse   an 
Immobilien  in  einem  andern  Staate  zu  urteilen,  sogar  wenn  die  Partei 
einwilligt. 

In  Österreich  ist  die  vertragliche  Unterwerfung  unter  ein  auslän- 
disches Gericht  zur  Austi'agung  einer  Streitigkeit  aus  einem  Mietver- 
trage (Bestandvertrage)  für  ungültig  erklärt  worden,  der  sich  auf  in 
Österreich  gelegene  Realitäten  bezog  (Z.  für  intern.  Priv.-  u.  St.-R.  V, 
8.  304  u.  305). 

Jedenfalls  könnte  der  auswärtige  Staat  nur  solche  Rechte  an  einer 
Immobilie  zuerkennen  oder  anerkennen,  welche  nach  der  Gesetzgebung 
der  gelegenen  Sache  überhaupt  zulässig  sind. 
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2.  Da,  wo  die  Idee  der  Universalsuccession  noch  nicht  zum  vollen 
Dui'chbruch  gelangt  ist,  wird  auch  die  Erbschaft  an  Liegenschaften  der 
lex  und  exklusive  dem  forum  rei  sitae  unterstellt. 

3.  Nach  Art.  4.^  des  französisch-schweizerischen  Staatsvertrages  gilt 
das  forum  rei  sitae  absolut  (im  Gegensatz  zu  Art.  4.2). 

IV.  Speziell  über  das  schweizey-ische  Recht  ist  noch  folgendes  zu 
sagen. 

1.  Das  Bundesrecht  erkennt  das  Forum  der  gelegenen  Sache  an. 
Natürlich  ist  hiergegen  Art.  59  B.  V.  nicht  anzurufen. 

2.  Betreffend  das  schweizerische  Recht  ist  auf  Art.  28,  Nr.  1 
B.  G.  N.  u.  A.  zu  verweisen.  Hier  wird  das  'anwendbare  Recht  und 
das  kompetente  Forum  bezüglich  derjenigen  in  der  Schweiz  befind- 
lichen Liegenschaften  personen-,  familien-  imd  erbrechtlich  geordnet, 
welche  den  im  Auslande  domizilierenden  Schweizern  angehören.  Es 
ist  wichtig,  hier  zu  betonen,  dass  in  Streitigkeiten  über  die  zitierte 
Materie  nicht  das  forum  rei  sitae,  sondern  das  forum  patriae  (originis) 
kompetent  ist. 

Anmerkungen. 

1.  Die  kantonalen  Prozessordnungen  erkennen  das  Forum  der  gelegenen  Sache 
an.     Vgl.  z.  B. : 

§  213  des  Zürch.  Priv.-G.: 

Für  Streitigkeiten  über  Grundeigentum  oder  Rechte  an  Liegen- 
schaften, über  Entschädigung  für  Zwangsabtretung  derselben,  sowie 
über  Vergütung  des  Brandschadens  für  abgebrannte  Gebäude,  sind  aus- 
schliesslich die  Gerichte  des  Ortes  zuständig,  wo  die  betreffende  Sache 
oder  der  grössere  Teil  derselben  liegt. 

Art.  8  der  C.  F.  O.  dos  Kantons  Appenzell  A.-Rh.  bestimmt: 

Klagen   betreffend  Liegenschaften,    Besitz,    Pfandrechts,    Servitute, 

Expropriationen    sind    da    anzuheben,    wo   die  betreffende  Liegenschaft 

sich  befindet. 

Klagen  betreffend  Vertrüge  sind  an  dem  Orte  anzuheben,    wo  der 

Vertrag   nach   seinem   wirklichen    Inhalte   oder  nach  der  inncrn  Natur 

seines  Gegenstandes  zu  erfüllen  ist. 

2.  In  früheren  Jahrhunderten  kam  es  vor,  dnss  die  Städte  kraft  ihrer  Privilegien 
den  Anspruch  erhoben,  dass  auch  die  ausser  ilirem  Gebiete  wohnhaften  Bürger  vor 
dem  Stadtü^oricht  b(ilangt  werden  niussteu,  sogar  wenn  es  sich  um  auswärts  gelegene 
Grundstücke  handelte.  Vergl.  E.  Welti,  Der  Gerichtsstand  in  Forderungsstreiten 
nach  den  bis  17l>8  abgeschlossenen  eidgenössischen  Staatsverträgen.  Bern,  Diss.  1880, 
S.   l   und  2. 
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3.  Im  römischen  Rechte  gab  es  ein  Forum  für  Geltendmachung  von  Obligationen 
auf  Lieferung  individuell  bestimmter  Sachen,  da,  wo  diese  Sachen  sich  befanden,  und 
man  konnte  hier  Yon  einer  Art  forum  rei  sitae  für  die  Geltendmachung  von  Obliga- 
tionen reden,  wie  dies  Schulin  in  seiner  Schrift  .Zur  Lehre  vom  Erfüllungsort  und 
vom  Gerichtsstand  der  Obligationen  nach  römischem  Recht  tut  (S.  82). 


§  42.    Der  Gerichtsstand  des  Deliktes, 

Y.  Bar  II,  S.  446. 

I.  Soweit  nach  den  einzelnen  GeseUen  ein  fortan  delicti  commissi 
besteht^  fallen  darunter  alle  civilrechtlichen  Rechtsansprüche,  welche  sich 
auf  strafbare  Handlungen  und  auf  solche  Handlungen  beliehen,  die  als 
cimlistische  Delikte  bezeichnet  tcerden.  Das  von  den  internen  Prozess- 
gesefzen  statuierte  Spezialforum  wird  häufig  auch  international  verwertet, 

1.  Eine  Deliktsklage  kann  gegründet  werden: 

a)  auf  strafbare  Handlungen; 

b)  auf  Handlungen,  die  ein  bestimmtes  Gebot  oder  Verbot  bezüg- 
lich des  privatrechtlichen  Verkehrs  verletzen; 

r)  auf  Handlungen,  die  rechtswidrig  sind,  sofern  dabei  nicht  bloss 
eine  schuldhafte  Verletzung  vertragsraässiger  Verbindlichkeiten 
in  Frage  steht. 

i\[it  Rücksicht  auf  die  im  modernen  Privatrechte  stattgefundene 
Ausweitung  der  Klagen  aus  ausser  vertraglichem  Verschulden  (actio 
culpae)  und  speziell  angesichts  der  daran  angelehnten  Lehre  der  illo- 
yalen Konkurrenz  hat  das  Forum  des  begangenen  Delikts  eine  erheb- 
liche Bedeutung. 

2.  Ein    spezielles    forum    delicti  commissi    ist    in    den  Prozessge- 

setzen  mehrfach  anerkannt.    Die  Deutsche  Civilprozessordnung  bestimmt 

in  §  82: 

Für  Klagen   aus   unerlaubten  Handlungen   ist   das  Gericht 

zuständig,  in  dessen  Bezirke  die  Handlung  begangen  ist. 

Und  da,  wo  es  an  einer  ausdrücklichen  Formulierung  gebricht, 
werden  die  generellen  Normen  angewendet,  um  den  speziellen  Gerichts- 
stand zu  rechtfertigen.     Vgl.  z.  B.  Art.  105,  ital.  Codice  di  Proced.  civ. 

Ein  Gastwirt  in  Italien  erhob  gegen  den  in  Deutschland  wohnen- 
den Schriftsteller  Bädeker  eine  Civilklage  in  Neapel,  weil  in  dem  bekannten 
Reisebuche  über  das  betreffende  Gasthaus  gesagt  worden  war,  dass  es  bei 
massigen  Ansprüchen  allein  reisenden  Herren    zu   empfehlen  sei.     Der 
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Gastwirt  fand,  sein  Haus  erscheine  nach  dieser  Notiz  als  ein  solches 
zweifelhaften  Charakters.  Bädeker  musste  sich  in  Neapel  vertreten 
lassen.  Die  Klage  wurde  abgewiesen,  dagegen  wurde  Bädeker  in  die 
Kosten  des  Prozesses  verurteilt  (D.  J.  Z.  1903,  S.  265). 

3.  Schwierigkeiten  bereitet  die  Frage,  welches  der  Ort  einer  delik- 
tischen Handlung  sei,  wenn  sie  von  einer  juristischen  Person  verübt 
wird.  Prinzipiell  herrscht  ja  überhaupt  Streit  darüber,  ob  eine  juris- 
tische Person  delikts fähig  sei.  (Vgl.  E.  Hafter,  Die  Delikts-  und  Straf- 
föhigkeit  der  Personen  verbände  1903;  Kohler,  Lehrbuch  des  bürger- 
lichen Rechts  1904  I,  S.  329  u.  330.)  Es  sind  zwei  Fälle  möglich 
(vgl.  Meili,  Handbuch  H,  S.  294  u.  295): 

a)  das  Recht  des  Sitzes  erkennt  die  Deliktsfahigkeit  nicht  an,  wohl 
aber  das  Recht  des  Tatorts.  Dann  haftet  die  juristische  Person 
nicht,  weil  die  betreffende  Handlung  nicht  als  eine  Handlung 
der  juristischen  Person  aufzufassen  ist. 

b)  Das  Recht  des  Sitzes  erkennt  die  Deliktsföhigkeit  an,  aber  das 
Recht  des  Handlungsortes  tut  dies  nicht.  Hier  haftet  die  juris- 
tische Person  nicht,  weil  sie  am  Tatort   nicht   deliktsfähig  war. 

Unter  diesen  Umständen  könnte  man  sagen:  die  Haftpflicht  der 
juristischen  Person  für  Delikte  ihrer  Organe  besteht  nur  dann,  wenn 
sie  nach  dem  Rechte  des  Sitzes  und  dem  Rechte  des  Tatorts  begründet 
sei.  Nun  ist  aber  auch  die  Ansicht  vertreten,  dass  es  auf  das  Recht 
des  Ortes  ankomme,  an  welchem  die  juristische  Person  ihren  Sitz  habe 
(A.  E.  XXII,  8.  486,  speziell  unter  Berufung  auf  die  Ausführung  von 
Neumann,  Internationales  Privatrecht  in  Form  eines  Gesetzesentwurfs, 
S.  92).  Huldigt  man  dieser  Auffassung,  so  muss  die  Klage  aus  Delikten 
gegen  eine  juristische  Person  am  Orte  ihres  Sitzes  erhoben  werden. 

4.  Ansprüche  aus  ausserohelicher  Vaterschaft  begründen  keine 
Deliktsklagen.  Der  Charakter  dieser  Klagen  liegt  nur  dann  vor,  wenn 
es  sich  um  ein  Delikt  handelt   (Verführung,  Notzucht,  Ansteckung). 

5.  über  die  konkursrechtlicben  AnfechtungsklRgen  ist  im  inter- 
nationalen Konkursrechte  speziell  zu  reden. 

Angesichts  der  heutigen  Ausweitung  der  konkursrechtlichen  An- 
feclitungsklagen  darf  nicht  übersehen  werden,  dass  als  Klagfundament 
keineswegs  immer  eine  deliktische  Handlung  gefordert  wird.  Sehr 
häufig  genügt  schon  die  objektive  Benachteiligung  der  Gläubiger. 
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6.  In  der  Schweiz  wird  das  forum  delicti  commissi  international 
nicht  anerkannt,  und  das  Bundesrecht  stellt  insbesondere  den  Satz  auf, 
dass  auch  die  in  der  Schweiz  wohnhaften  Ausländer  sich  auf  Art.  59 
B.  V.  berufen  können. 

7.  Klagen  für  rechtswidrige  Handlungen,  die  auf  offener  See  und 
nicht  an  Bord  eines  Schiffes  begangen  werden,  müssen  am  Gerichts- 
orte des  Domizils  des  Schädigers  erhoben  werden,  da  es  hier  an  einem 
Deliktsorte  fehlt,  an  welchem  die  Jurisdiktion  bestünde. 

Klagen  auf  Schadenersatz  wegen  Zusammenstosses  von  Schiffen 
sind  am  Orte  des  Heimatstaates  des  schädigenden  Schiffes   zu   stellen. 

II.  Die  Kompetenz  des  Strafrichters,  adhäsionsweise  über  die  Civil" 
ansprüche  zu  entscheideiij  kann  international  nicht  anerkannt  werden. 

1.  Ausnahmsweise  ist  sie  auf  Grund  des  französisch-schweizerischen 
StÄatsvertrages  geschützt  worden  (A.  E.  XXV,  1.  T.,  S.  496  u.  497). 
In  diesem  Falle  wurde  ein  französisches  Urteil  in  der  Schweiz  exequiert, 
durch  welches  in  einem  Strafprozesse  ein  Civilanspruch  aus  Delikt  fest- 
gestellt wurde.  Das  Vergehen  war  in  Frankreich  begangen  worden, 
und  der  Delinquent  hatte  zur  Zeit  der  Begehung  sein  Domizil  in  Frank- 
reich. 

2.  Interkantonal  wurde  längere  Zeit  hindurch  vom  Bundesgerichte 
eine  Unterscheidung  gemacht. 

a)  Es  wurde  gesagt,  der  Strafrichter  sei  befugt,  gleichzeitig  mit 
der  strafrechtlichen  Verurteilung  eines  Angeklagten  auch  über 
solche  Civilansprüche  gegen  ihn  zu  entscheiden,  welche  auf  dem 
gleichen  Klagefundamente  wie  die  Strafklage  beruhen,  also  un- 
mittelbar auf  die  strafbare  Handlung  selbst  begründet  werden 
(A.  E.  I,  S.  180;  V,  8.  691;  IX,  S.  142).  In  einem  solchen 
Falle  ging  man  davon  aus,  die  Straf  klage  sei  die  Hauptsache, 
die  Civilklage  nur  ein  Accessorium  derselben.  Und  nun  sagte 
man,  Art.  59  B.  V.  habe  nur  die  Verfolgung  selbständiger  Civil- 
ansprüche im  Auge  (A.  E.  VIII,  S.  691). 

b)  Auf  der  andern  Seite  wurde  stets  angenommen,  die  adhäsions- 
weise Verfolgung  von  Civilansprüchen  gegen  dritte,  von  der 
Strafklage  nicht  betroffene  Personen  sei  durch  Art.  59  B.  V.  aus- 
geschlossen. Ferner  gehe  es  nicht  an,  Civilrechtsansprüche  adhä- 
sionsweise gegen  einen  ursprünglich  in  die  Strafverfolgung  ein- 
bezogenen aber  nachher  wieder  ausser  Verfolgung  gesetzten  oder 
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freigesprochenen  Angeklagten  durchzusetzen.  Das  Bundesgericht 
betonte,  solche  Klagen  gegen  dritte  strafrechtlich  nicht  verfolgte 
Personen  können  niemals  als  ein  blosses  Accessorium  der  Straf- 
klage, die  ja  gegen  sie  nicht  erhoben  ist,  bezeichnet  werden  — 
es  liege  immer  ein  selbständiger  Civilanspruch  vor. 

Diese  Unterscheidung  ist  aber  nunmehr  aufgehoben  worden.     (A.  E. 

XXIV,    1.  T.,  455  —  460).     Das  Bundesgericht   stützte  sich  dabei  auf 

Art.  61  B.  V. 

Die  rechtskräftigen   Civilurteile,   die   in   einem  Kanton  ge- 
fällt sind,  sollen  in  der  ganzen  Schweiz  vollzogen  werden  können. 

Das  Bundesgericht  erwog  hier,  dass  als  Civilurteil  in  der  Regel 
jeder  gerichtliche  Ausspruch  bezeichnet  werden  müsse,  durch  den  ein 
civilrechtlicher  Anspruch  mit  der  Wirkung  erledigt  wird,  dass  eine 
neue  Geltendmachung  desselben  ausgeschlossen  ist  und  dass  dessen 
Vollziehung  verlangt  werden  kann.  Ferner  betonte  das  Bundesgericht, 
begrifflich  sei  nicht  notwendig,  dass  das  Urteil  von  einem  ordentlichen 
Civilgerichte  ausgehe,  und  es  könne  deshalb  darunter  sehr  wohl  auch 
das  im  Adhäsionsverfahren  von  einem  Strafgericht  gefällte  Urteil  über 
den  Civilpunkt  fallen. 

Aber  es  ist  scharf  zu  betonen,  dass  dieser  Entscheid  nur  für  das 
interkantonale  Civilprozessrecht  gilt. 

III.  Legislativ, 

Es  erscheint  als  fraglich  (S.  201  oben),  ob  auch  international  ein  forum 
delicti  commissi  anerkannt  werden  könne.  Zugunsten  desselben  lässt  sich 
sagen,  es  liege  nahe,  diesen  Gerichtsstand  zu  adoptieren,  weil  die  an 
einem  bestimmten  Orte  bestehende  Rechtsordnung  verletzt  werde  und 
der  Geschädigte  deswegen  auch  das  Recht  haben  solle,  vor  dem  Ge- 
richte dieses  gleichen  Orts  Reraedur  für  den  EingriflF  zu  verlangen. 
Durchschlagend  ist  aber  dieser  Gesichtspunkt  nicht. 

Jedenfalls  aber  wird  gesagt  werden  müssen,  dass  international  das 
forum  delicti  commissi  nicht  obligatorisch  anzurufen  sei. 

Anmerkung. 
Das  englische  Recht  kennt  kein  forum  delicti  commissi. 
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§  43.  Der  Gerichtsstand  des  Arrestes. 

I.  Vielfach  wird  ein  besonderer  Gerichtsstand  des  Arrestes  für  die 
Durchführung  des  Rechtsanspruches  des  Arrestnehmers  anerkannt. 

Was  das  schweizerische  Recht  anbetriflFt,  so  gibt  es  freilich  im 
B*  G,  Seh.  u.  E.  keine  solche  Bestimmung. 

Das  B.  G.  Seh.  u.  E.  stellt  mit  Bezug  auf  einzelne  Streitigkeiten 
aus  dem  Betreibungs-  und  Eonkursrecht  direkt  den  Gerichtsstand  fest 
(z.  B.  Art.  273  und  279).  Daraus  folgt  aber  nicht,  dass  das  Bundes- 
gesetz  eine  allgemeine  Gerichtsstandsordnung  für  alle  aus  diesem  Ge- 
setze hervorgehenden  Streitigkeiten  habe  schaflFen  wollen. 

1.  Das  Bundesgesetz  statuierte  kein  Forum  bezüglich  der  Forde- 
rungsklage des  Arrestnehmers  (Art.  278  Seh. u.E.;  A.  E.  XXIV,  I.T., 
S.  257).  Es  gilt  deswegen  in  dieser  Beziehung  das  kantonale  Recht. 
Ein  Arrestforum  wird  z.  B.  anerkannt  in 

a)  Zürich,  Proz.  G.,  §  217.  Hier  wird  bestimmt: 

Die  Zuständigkeit  für  die  Hauptklage  bei  Beschlagnahmen 
richtet  sich  nach  §§  209  u.  fP. ;  ist  jedoch  der  Arrest  gegen  eine 
Person  bewilligt  worden,  die  keinen  anderen  Gerichtsstand  in 
der  Schweiz  hat,  so  kann  die  Hauptklage  auch  bei  demjenigen 
Gerichte  angebracht  werden,  in  dessen  Kreis  das  Arrestobjekt 
ganz  oder  zum  grössten  Teile  liegt. 

Das  Zürch.  Gesetz  betreflFend  Einführung  des  Bundesgesetzes 
über  Schuldbetreibung  und  Eonkurs  (von  1891)  bestimmt  aber  in 
§  95  (unter  Abänderung  des  §  217  C.  P.  0.): 

Die  Hauptklage  bei  Beschlagnahmen  kann  unter  Vorbehalt 
des  Art.  83,  Abs.  2,  des  Bundesgesetzes  am  Wohnorte  des  Schuld- 
ners oder  am  Arrestorte  angebracht  werden. 

b)  Art.  50  des  st.  gallischen  Gesetzes  über  die  Civilrechtsklage. 
Hier  wird  gesagt: 

Streitigkeiten  über  Arrest  Verfügungen  und  über  Forderungen, 
für  welche  ein  Arrest  erkannt  wurde,  ebenso  Schadenersatzklagen 
wegen  unberechtigten  Arrestes  sind  da  zu  behandeln,  wo  das 
arrestierte  Gut  oder  der  grössere  Teil  desselben  sich  befindet. 

c)  Bern  in  der  Praxis  unter  Bezugnahme  auf  §  11,  Abs.  1,  weil 
in  der  Gesetzgebung  eine  Lücke  bestehe,  die  im  Falle  eines 
Arrestes  im  Sinne  der  Anerkennung  eines  Arrestforums  ergänzt 
werden  müsse! 

Dieser  auf  kantonalem  Rechte  ruhende  Gerichtsstand  hat  auch  inter- 
national eine  sehr  hohe  Bedeutung,  weil  in  der  Schweiz  der  sogenannte 
^Premdenarrest*  zulässig  ist  (Art.  271,  Nr.  4,  Seh.  u.  E.). 
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2.  Wenn  die  Kompetenz  der  internen  Gerichte  besteht,  so  reicht 
sie  nicht  bloss  so  weit,  als  die  Forderung,  für  welche  der  Arrest  er- 
teilt wurde^  reicht,  sondern  sie  bezieht  sich  wohl  richtigerweise  auf  die 
Beurteilung  der  Forderung  überhaupt. 

II.  Mit  der  Aufhebung  des  Arrestes  fällt  auch  der  Gerichtsstand 
des  Arrestorts  für  die  Forderungsklage  gegen  einen  Fremden  dahin. 

Davon  kann  nur  dann  eine  Ausnahme  gemacht  werden,  wenn  in- 
folge besonderer  Rechtstitel  (spezielle  Unterwerfung)  oder  infolge  neuer 
Tatsachen  (Verlegung  des  Domizils  des  Fremden  an  den  Arrestort)  der 
Gerichtsstand  des  Arrestorts  begründet  wurde.  In  solchen  Ausnahms- 
fallen hätte  es  keinen  Sinn,  den  ursprünglichen  Gerichtsstand  wieder 
wegfallen  zu  lassen  und  den  Kläger  zu  zwingen,  eine  neue  Klage  am 
gleichen  Orte  zu  erheben,  weil  das  Forum  nicht  mehr  als  Arrestforum, 
wohl  aber  als  prorogiertes  oder  als  neues  Domizilforum  festgehalten 
werden  kann. 

III.  Für  die  Entschädigungsklage  des  Arrestgegners  aus  dein  un- 
begnuideten  Arreste  ist  nach  dem  schweizoHschen  Hechte  das  gewöhnliche 
Forum  des  Beklagten  nicht  kompetent, 

Art.  273  B.  G.  Seh.  u.  K.  bestimmt: 

Der  Gläubiger  haftet  für  den  aus  einem  ungerechtfertigten 
Arrest  erwachsenden  Schaden  und  kann  zur  Sicherheitsleistung 
verhalten  werden. 

Die  Schadenersatzklage  ist  heim  Gerichte  des  Arrestortes  an- 
zustellen 
Darnach  scheint  der  normale  Gerichtsstand  in  der  Tat  ausgeschlossen 
zu  werden. 

IV.  In  allen  diesen  Fragen  sind  die  Staatsverträge  zu  reserneren^ 
Das   in  Art.  273   Seh.  u.  K.   für  Schadenersatzklagen   aus  Arrest 

vorgesehene  Forum  des  Arrestorts  kann  freilich  angesichts  des  französisch- 
schweizerischen Staats  Vertrages  nicht  angefochten  werden  (A.  E.  XXI, 
S.  714  u.  715). 

Anmerkungen. 

1.  Über  da»j  Verhältnis  de»  Zahlungsbefehls  und  der  Aberkennungsklage  eu 
den  Staatsverträgen  ist  im  internationalen  Exekutions-  und  Konkursrecht  eu  handeln. 

2.  Bei  dieser  letzteren  Gelegenheit  ist  auch  zu  sprechen  über  die  Frage,  wann  ein 
Arrest  ausgewirkt  werden  kann,  und  wie  die  Staats  vertrage  auf  dieselbe  influenzieren. 

3.  Die  Beschlagnahme  (attachment)  spielt  im  englisch-amerikanischen  Rechte 
eine  grosse  Rolle,  und  gestützt  darauf  wird  ein  Forum  begründet.  Vgl.  Schuster, 
Die  bürgerliche  RechtspHego  in  England,  S.  217  ff.,  und  aus  der  Gesetzgebung  z.  B, 
§  635  des  Code  of  civil  proceedure  von  New- York 
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C.  Die  vertragsmässig  geregelte  Kompetenz, 


§  44.    Ober  internationale  Schiedsgerichte  und  internationale 

Schiedsgerichtshofe, 

Goldschmidt  in  Qrflnhats  Z.  fflr  das  Privat-  und  öffentliche  Recht  der  Gegenwart  II, 

8.  714—749. 
Reglement  für  internationales  SchiedsgerichtsTerfahren  Roy.  de  dr.  YII,  S.  277—282. 
Ronard  de  Card,  L'arbitrage  international  (Paris  1877). 
Derselbe,  Etades  de  droit  international  (Paris  1890),  S.  223—230. 
Th.  de  Saint  Georges  d' Armstrong,  De  Putilit^de  Tarbitrage  (Paris  1890)  I. 
L.  Eamarowsky,  Le  Tribunal  international.    Paris  1887. 
Calvo,  Droit  international.     III.     §  1776—1806. 
Meurer,  Yolkerreohtliohe  Schiedsgerichte.     1890. 
▼.  Holtzendorff,  Rechtslexikon.     3.  Aufl.     S.  554—566. 
D.  Field,  Report  of  the  14th  Conference  of  the  Association  for  the  reform  and  codi- 

fication  of  the  law  of  nations.     1883.     Ö.  48—68.     1890.     S.  182—187. 
Annais  of  the  American  academy  II,  S.  39  —  55. 
W.  Evans  Darbj,  International   abitration.     International   tribunals.     A  coUeotion   of 

the  yarious  schemes  which  have  been  propounded  and  of  instances  since  1815 

(London  1900). 

I.  Das  Institut  der  internationalen  Schiedsgerichte  ist  bisanhin  ganz 
wesentlich  bei  völkerrechtlichen  Fragen  verwendet  tvorden,  sei  es^  dass 
ad  hoc  Gerichte  konstruiert  tcurden,  sei  es,  dass  diese  auf  der  sog.  Kom- 
promissklausel beruhten. 

1.  Ein  wichtiger  Vorgang  war  die  Ausarbeitung  und  die  Annahme 
eines  Reglements  durch  das  Institut  (Annuaire  I,  p.  126): 

L'Institut,  desirant  que  le  reoours  ä  Tarbitrage  poiu*  la 
Solution  des  oonflits  intcniatioiiaux  soit  do  plus  en  plus  pratiqu6 
par  Ics  pcuplos  eivilises,  (»spere  concourir  utilcment  k  la  r^alisa- 
tion  de  ce  progres  en  proposant  pour  les  tribunaux  arbitraux 
.le  regloment  evcntuel  suivant.  II  le  recommande  k  Tadoption 
enti^re    ou   partielle   des  Etats  qui  eoneluruient  des  eompromis. 

Mein,  Internationales  Civllprozeh^rccht.  1^ 
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Art.  1.  Le  compromis  est  eonclu  par  traite  interuational 
valablo. 

II  peut  Tetre: 

a)  D'avance,  seit  pour  toutes  oontestations,  soit  pour  les 
contestations  d*uno  ccrtaine  espeoe  i\  dotorminer,  qui 
pourraient  s'^lever  ontre  les  Etats  contractants. 

h)  Pour  une  contestatioiis  ou  plusieurs  contestations  deji\ 
nees  entre  les  Etats  ooiitractaiits. 

Art.  2.  Le  compromis  donne  h.  chacune  des  parties  coii- 
tractantes  le  droit  de  s'adresser  au  tribunal  arbitral  qu*il  designe 
pour  la  d^eision  de  la  contestation.  A  defaut  de  designation 
du  nombre  et  des  iioms  des  arbitres  dans  le  compromis,  le 
tribunal  arbitral  se  r6glera  selon  les  dispositions  prescrites  par 
le  compromis  ou  par  une  autre  Convention. 

A  defaut  de  disposition,  chacune  des  parties  contractantes 
choisit  de  son  c6t6  un  arbitre,  et  les  deux  arbitres  ainsi  homm^s 
choisisseut  un  tiers-arbitre  ou  dcsignent  une  personne  tierce  qui 
rindiquera. 

Si  les  deux  arbitres,  nommes  par  les  parties  ne  peuvent 
s'accordc^r  sur  le  choix  d'un  tiers-arbitre,  ou  si  Tune  des  parties 
refuse  la  Cooperation  qu*elle  doit  preter  selon  le  compromis  a  la 
Formation  du  tribunal  arbitral,  ou  si  la  personne  design6e  refuse 
de  choisir,  le  compromis  est  eteint. 

Art.  3.  Si  des  le  principe,  ou  parce  qu'elles  n*ont  pu 
tomber  d'accord  sur  le  choix  des  arbitres,  les  parties  contrac- 
tantes sont  convenues  que  le  tribunal  arbitral  serait  form6  par 
une  personne  tierce  par  elles  designee,  et  si  la  personne  de- 
signee  se  charge  de»  la  formation  du  tribunal  arbitral,  la  marche 
a  suivre  se  reglera  en  premi^re  ligne  d'apres  les  prescriptions 
du  compromis.  A  defaut  de  prescrij)tions,  le  tiers  designe  peut 
ou  nomnier  lui-möme  les  arbitres  ou  proposer  un  certain  nombre 
de  personnes  parmi  lesquelles  chacune  des  parties  choisira. 

Art.  4.  Seront  capabh^s  d'ötre  nommes  arbitres  inter- 
nationaux  les  souverains  et  chefs  de  gouvernement  sans  aucune 
restriction,  et  toutes  les  personnes  qui  ont  la  capacit^  d'exercer 
les  foiirtions  d'arbih'e  d'apres  la  loi  commune  de  leur  pays. 

Art.  5.  Si  les  j)arti(^s  ont  valablement  compromis  sur  des 
arbitres  in(lividu(»ll(»m(»nt  determiiies,  Tincapacite  ou  la  r^cusa- 
tlon  valable,  filt-ce  d'un  seul  d(^  ces  arbitres,  infirrae  le  com- 
promis eiitier,  pour  autant  (jue  les  parties  n(»  peuvent  se  mettre 
«Taeconl   sur  un  autre  arbitre  capable. 
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Si  Ic  corapromis  iie  porte  pas  detormination  individuelle 
de  Tarbitre  on  question,  il  faut,  en  ca»  dMncapacit6  ou  de  recu- 
Hation  valable,  suivre  la  marcbe  prescrite  poiir  le  choix  origi- 
iiaire  (§§  2,  3). 

Art.  6.  La  declaration  d'acceptation  de  l'office  d*arbitre  a 
Heu  par  6crit. 

kxL  7.  Si  Uli  arbitre  refuse  Poffice  arbitml,  ou  s'il  se  d6- 
porte  apr^s  Tavoir  accept^,  ou  s'il  meurt,  ou  s'il  tombe  en  6tat 
de  d^mence,  ou  s'il  est  valablement  recuse  pour  cause  d'inea- 
paeite  aux  termes  de  Tartiele  4,  il  y  a  Heu  k  l'application  des 
dispositions  de  Particle  5. 

Art.  8.  Si  le  si^ge  du  tribunal  arbitral  n'est  design6  ni 
par  le  corapromis  ni  par  une  Convention  subsequente  des  parties, 
la  designation  a  Heu  par  l'arbitre  ou  la   majorit6  des   arbitres. 

Le  tribunal  arbitral  n'est  autorisö  ä  cbanger  de  si^ge  qu'au 
cas  oü  racooraplissement  de  ses  fonctions  au  Heu  convenu  est 
impossible  ou  manifestement  perilleux. 

Art.  9.  Le  tribunal  arbitral,  s'il  est  compose  de  plusieurs 
membres,  norame  un  prosident,  pris  dans  son  sein,  et  s'adjoint  un 
ou  plusieurs  secretaires. 

Le  tribunal  arbitral  decide  en  quelle  langue  ou  quelles  lan- 
gues  devront  avoir  Heu  ses  d^liberations  et  les  debats  des  parties, 
et  devront  ßti-e  presentes  les  actes  et  les  autres  moyens  de  preuve, 
il  tient  procös  verbal  de  ses  dcHberations. 

Art.  10.  Le  tribunal  arbitral  deHbere  tous  membres  pre- 
sents.  11  lui  est  loisible  toutcfois  do  deleguer  un  ou  j)lusieur8 
membres  ou  ni^nio  do  commcttre  dos  ticrccs  personnes  pour  cer- 
tains  actcs  d'instruotion. 

8i  Tarbitrc  est  uu  Etat  ou  son  ehef,  une  commune  ou  autre 
Corporation,  une  autorite,  une  faculte  de  droit,  une  societe  sa- 
vante,  ou  le  president  actucl  de  la  commune,  Corporation,  auto- 
rite, faculte,  compagnie,  tous  les  debats  ]>euvent  avoir  Heu  du 
consentemout  des  parties  dovant  lo  commissaire  nomme  ad  hoc 
par  l'arbitre.     II  en  est  dresse  protocolo. 

Art.  11.  Aucun  arbitre  n'est  autorise  sans  le  consente- 
ment  des  parties  a  so  nomnior  un  Substitut. 

Art.  12.  Si  lo  compromis  ou  une  Convention  subsequente 
des  compromettants  j)rescrit  au  tribunal  arbitral  le  mode  de 
proc6dure  k  suivre,  ou  Tobscrvation  d'une  loi  de  proc6dure  de- 
terminee  et  positive,  le  tribunal  arbitral  doit  se  conformer  k  cette 
prescription.     A  defaut  d'une  prescription  pareille,  la  procedure 
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k  suivre  sera  choisie  Hbrement  par  le  tribunal  arbitral,  lequel 
est  seulement  tenu  de  se  conformer  aux  principes  qu'il  a  declare 
aux  parties  vouloir  suivre. 

La  direction  des  d^bats  appartient  au  president  du  tribunal 
arbitral. 

Art.  13.  Chacune  des  parties  pourra  constituer "  un  ou 
plusieurs  representants  aupr^s  du  tribunal  arbitral. 

Art.  14.  Les  exceptions  tiröes  de  rincapacit6  des  arbitres, 
doivent  etre  oppos^cs  avant  tout  autre.  Dans  le  silence  des 
parties  toute  contestation  ulterieure  est  exclue,  sauf  les  cas  d'in- 
eapacit^  posterieurement  survenue. 

Les  arbitres  doivent  prononcer  sur  les  exceptions  tir^es  de 
rincomp6tence  du  tribunal  arbitral,  sauf  le  recours  dont  il  est 
question  k  Tarticle  24,  2^^  al.,  et  conform^ment  aux  dispositions 
du  compromis. 

Aucune  voie  de  recours  ne  sera  ouverte  contre  des  juge- 
ments  preliminaires  sur  la  comp^tence,  si  ce  n'est  cumulativemcnt 
avec  le  recours  contre  le  jugement  arbitral  definitif. 

Dans  le  cas  oü  le  doute  snr  la  comp6tence  dopend  de  l'in- 
terpr^tation  d'une  clause  du  compromis,  les  parties  sont  cens6es 
avoir  donne  aux  arbitres  la  faeult^  do  trancher  la  question  sauf 
la  clause  contraire. 

Art.  15.  Sauf  dispositions  contraires  du  compromis,  lo  tri- 
bunal arbitral  a  le  droit: 

1.  Do  determiner  los  formes  et  d6lais  dans  lesquels  chaque 
partie  devra,  par  ses  representants  ducment  legitimes,  präsenter 
ses  conclusions,  les  fonder  on  fait  et  en  droit,  proposer  ses 
raoyens  de  preuvo  au  tribunal,  les  communiquor  k  la  partie  ad- 
verse,  produire  les  documents  dont  la  partie  adverse  requiert  la 
production. 

2.  De  tenir  pour  accordeos  les  pretentions  do  chaque  partie 
qui  ne  sont  pas  nettement  eontestees,  par  la  partie  adverse,  ainsi 
quo  le  eontcnu  pretcndu  des  documents  dont  la  partie  adverse 
omet  la  production  sans  motifs  suffisants. 

3.  D'ordoiiiior  do  nouvellcs  auditions  des  parties,  d'exiger 
de  cliiique  [)iirtie  reclaircissement  de  points  douteux. 

4.  De  reiulre  des  ordoniiancos  de  procedure  (sur  la  direction 
du  proces),  faire  administrer  des  preuves,  et  reciuerir,  s'il  le  faut 
du  tribunal  competent  les  aetes  judieiaires  pour  lesquels  le  tri- 
bunal arbitral  n'est  [uis  qualifie,  notamment  rassermentation 
d'experts  et  de  temoins. 
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5.  De  statuer,  selon  sa  libro  appreciation,  sur  rinterpretation 
des  doc'uments  produits  et  gen^ralement  sur  le  m^rite  des  moyens 
de  prouves  presentes  par  les  parties. 

Les  formes  et  delais  mentionn6s  sous  les  numeros  1  et  2  du 
präsent  article  seront  determines  par  les  arbitres  dans  une  or- 
donnance preliminaire. 

Art.  16.  Ni  les  parties,  ni  les  arbitres  ne  peuvont  d*office 
mettre  en  cause  d'autres  Etats  ou  des  tierces  pei*sonnes  quel- 
conques,  sauf  autorisation  speciale  exprimöe  dans  le  compromis 
et  conseutement  preable  du  tiers. 

L'intervention  spontan6e  d'un  tiers  n'est  admissible  qu'avec 
le  conseutement  des  parties  qui  ont  conclu  le  compromis. 

Art.  17.  Les  demandcs  reconventionelles  ne  peuvent  eti^e 
portees  devant  le  tribunal  arbitral  qu'en  tant  qu'elles  lui  sont 
deferees  par  lo  compromis,  ou  que  les  deux  parties  et  le  tribu- 
nal sont  d'accord  pour  les  admettre. 

Art.  18.  Le  tribunal  arbitral  juge  selon  les  principes  du 
droit  international,  k  moins  que  le  compromis  ne  lui  impose  des 
regles  differentes  ou  ne  remettre  la  decision  ä  la  libre  appre- 
ciation des  arbitres. 

Art.  19.  Le  tribunal  arbitral  ne  peut  refuser  de  prononcer 
sous  le  pretexte  qu'il  nVst  pas  suffisamment  eclair6  soit  sur  les 
faits  soit  sur  les  principes  juridiquos  qu'il  doit  appliquer. 

II  doit  d^cider  definitivenient  chacun  de  points  en  litige. 
Toutefois,  si  le  compromis  ne  ])r(»scrit  pas  la  decision  definitive 
simuUanoe  de  tous  les  points,  le  tribunal  peut,  en  decidant  de- 
finitivement  certains  points,  reserver  les  autres  pour  une  proc6- 
dure  ulterieure. 

Le  tribunal  arbitral  peut  rendre  des  jugements  interlocu- 
toircs  ou  preparatoires. 

Art.  20.  Le  |)rononce  de  la  decision  definitive  doit  avoir 
lieu  dans  le  delai  i\x^  par  le  compromis  ou  par  une  Convention 
subsequente.  A  döfaut  dVutre  determination,  on  tient  pour 
convenu  un  delai  de  deux  ans  h  partir  du  jour  de  la  conclusion 
du  compromis.  Le  jour  de  la  conclusion  n'y  est  pas  compris; 
on  n\v  comprend  pas  non  plus  le  temps  durant  lequel  un  ou 
plusieurs  arbitres  auront  6t6  empöchcs,  par  force  majeure,  de 
remplir  leurs  fonctions. 

Dans  le  cas  ou  les  arbitres,  par  des  jugements  interlocu- 
toires,  orJonnent  d(»s  moyens  d'instruction,  le  delai  est  augmente 
d'une  annee. 
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Art.  21.  Toute  decision  definitive  ou  provisoire  sera  prise 
k  la  inajorit6  de  tous  les  arbitres  nommes,  m^me  dans  le  cas 
oü  Tun  ou  quelques-uiis  des  arbitres  refuseraient  d'y  prendre 
part. 

Art.  22.  Si  le  tribunal  arbitral  ne  trouve  fondees  les  pre- 
tentions  d'aueune  des  parties,  il  doit  le  d^clarer,  et,  s'il  n'est 
limit^  sous  ce  rapport  par  le  eompromis,  etablir  l'etat  reel  du 
droit  relatif  aux  parties  eii  litige. 

Art.  23.  La  sentenee  arbitrale  doit  ötre  redig6e  par  6<Tit, 
et  contenir  un  expose  des  motifs,  sauf  dispeusc  stipulee  par  le 
eompromis.  Elle  doit  etre  sign6e  par  chacun  des  membres  du 
tribunal  arbitral.  Si  une  minorite  refuse  de  signer,  la  signature 
de  la  majorite  suffit,  avec  d6elaration  eorite  quo  la  minorite  a 
refus6  de  signer. 

Art.  24.  La  sentenee,  avec  les  motifs  s'ils  sont  exposes, 
est  notifi6e  a  partie.  La  notification  a  Heu  par  signification 
d'une  exp^dition  au  representiint  de  cbaque  partie  ou  a  un  fonde 
de  pouvoirs  de  cbaque  partie  constitue  ad  hoe. 

Möme  si  eile  n'a  eto  signifiee  qu'au  representant  ou  au 
fonde  de  pouvoirs  d'une  seule  jmrtie,  la  sentenee  ne  pcut  plus 
ötre  changee  par  le  tribunal  arbitral. 

II  a  neanmoins  le  droit,  tant  que  les  d61ais  du  eompromis 
ne  sont  pas  expires,  de  corriger  de  simples  fautes  d'eeriture  ou 
de  calrul,  lors  meme  qu'aueune  des -parties  n'en  ferait  la  pro- 
position,  et  de  completer  la  sentenee  sur  les  points  litigieux  non 
decides,  sur  la  proposition  d'une  partie  et  apres  audition  de  la 
partie  adverse.  Une  interpretation  de  la  sentenee  notifiec  nVst 
admissible  qu(^  si  les  deux  parti<^s  la  requi^rent. 

Art.  25.  La  sentenee  duenient  pronone^e  d^cide,  dans  les 
limites  de  sa  portee,  la  eontestation  entre  les  parties. 

Art.  26.  Cbaque  partie  supportera  ses  propres  frais  et  la 
moitie  d(\s  frais  du  tribunal  arbitral,  sans  prejudice  de  la  deci- 
sion du  tribunal  arbitral,  sans  prejudice  de  la  decision  du  tri- 
bunal arbitral  toucbant  Tindemnite  que  Tune  ou  Tautre  des 
parties  poiirra  ^trc  c()ndamn6e  ä  payer. 

Art.  27.  La  sentenee  arbitrale  est  nulle  en  cas  de  eom- 
promis Ulli,  ou  d'exces  d(»  pouvoir,  ou  de  eorruption  prouv6e 
d'uii  des  arl)itn's  ou  d'errour  essentielle. 

2.  Es  gibt  eine  IuIIk^  von  Staatsvertnigon,  durch  welcbe  für  den 
Fall  eines  KoiiHiktos  /wisdien  zwei  Stiiaton  eine  schiedsgerichtliche 
Erledigung  vor^-eselnMi   wiid. 
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Auch  die  Schweiz  hat  solche  Staatsverträge  abgeschlossen  mit: 
a)  der  Republik  Salvador  (N.  F.  VIT,  S.  744), 
h)   den  Hawaiian-Inseln  (A.  S.  IX,  S.  497), 

c)  Chile  (B.  B.  1886  11,  S.  866), 

d)  Ecuador  (X.  F.  XI,  S.  210), 

e)  dem  unabhängigen  Kongostaat  (B.  B.  1889  IV,  S.  779). 

Auch  besteht  ein  Entwurf  eines  immerwährenden  Schiedsgerichts- 
vertrnges  zwischen  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  und  der  Schweiz 
(B.  B.  1884  II,  S.  577  u.  578). 

3.  Es  ist  auch  hinzuweisen  auf: 

a)  Art.  23  des  Weltpostvertrages  (1897): 

1.  Meinungsverschiedenheiten  zwischen  zwei  oder  mehreren 
Mitgliedern  des  Vereins  'über  die  Auslegung  des  gegenwärtigen 
Vertrages  oder  über  die  Verantwortlichkeit  einer  Verwaltung  im 
Falle  dos  Verlustes  einer  rekommandierten  Sendung  sollen  durch 
ein  Si'hiedsgerioht  ausgetragen  werden,  zu  welchem  jede  der 
beteiligten  Verwaltungen  ein  anderes,  bei  der  Angelegenheit 
nicht  unmittelbar  beteiligtes  Vereinsmitglied  wählt. 

2.'  Das  Schiedsgericht  entscheidet  nach  einfacher  Stimmen- 
mehrheit. 

3.  Bei  Stimmengleichheit  wählen  die  Teilnehmer  des  Schieds- 
gerichtes zur  Entscheidung  der  streitigen  Frage  eine  andere, 
bei  der  Angelegenheit  gleichfalls  unbeteiligte  Verwaltung. 

4.  Die  Bestimmungen  dieses  Artikels  finden  ebenfalls  An- 
wendung auf  alle  Übereinkommen,  welche  gemäss  vorstehendem 
Artikel  19  abgeschlossen  sind. 

b)  Art.  57  des  internationalen  Übereinkommens  über  den  Eisen- 
bahnfrachtverkehr. Darnach  hat  das  Zentralamt  u.  a.  auch  die 
Aufgabe,  Entscheidungen  über  Streitigkeiten  der  Eisenbahnen 
untereinander  auf  Begehren  der  Parteien  abzugeben.  Leider  wird 
von  diesem  Kechte  der  Gesellschaften  und  Staaten  sehr  wenig 
Gebrauch'  gemacht. 

II.  Es  besteht  nunmehr  im  Haag  ein  permanenter  Staatengerichts' 
hoff  dessen  Mission  darin  lieyfj  Streitigkeiten  miter  den  Staaten  zu 
entscheidefi. 

1.  Das  Abkommen  zur  friedlichen  Erledigung  internationaler  Streit- 
fälle (Convention  pour  le  reglement  pacifiquo  des  conÜits  internationaux) 
ist  ein  Produkt  der  Friedenskonferenz  von  1899.     Freilich   bezieht   es 
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Bich  nur  auf  die  Streitigkeiten  unter  den  Staaten  selbst.  Und  ein 
Zwang,  den  Scliiedsgerichtshof  (Cour  permanente  d'arbitrage)  anzurufen, 
wurde  nicht  statuiert  und  zwar  auch  für  den  Fall  nicht,  dass  die  be- 
treffenden Staaten  durch  vorausgegangene  Verträge  eine  schiedsgericht- 
liche Austragung  bestimmter  Streitigkeiten  vereinbart  haben.  Vgl.  F. 
Holls,  The  peace  Conference  at  the  Hague  and  its  bearings  of  inter- 
national law  and  policy  (New  York  1900).  Die  Konventionen  sind  hier 
englisch  und  französisch  abgedruckt. 

Das  Abkommen    enthält   einen   sehr  eleganten   Ingress,   der   auch 
für  unsere  Materie  beachtenswert  ist  —  er  lautet  folgendermassen : 


in  Anerkennung  der  Solidarität,  welche  die  Glioder  der 
Gemeinschaft  der  civilisierton  Staaten  verbindet, 

gewillt,  die  Herrschaft  des  Rechtes  auszubreiten  und  das 
Gefühl  der  internationalen  Gerechtigkeit  zu  stärken, 

überzeugt,  dass  die  dauernde  Einrichtung  einer  allen  zu- 
gänglichen Schiedsgerichtsbarkeit  im  Schosse  der  unabhängigen 
Mächte  wirksam  zu  diesem  Ergebnisse  beitragen  kann, 

in  Erwägung  der  Vorteile  einer  allgemeinen  und  regel- 
mässigen Einrichtung  des  Schiedsverfahrens  .... 

Aus    der    Konvention    zur    friedlichen    Erledigung    internationaler 
Streitfalle  seicm  folgende  Stellen  herausgehoben: 

Art.  15.  Die  internationale  Schiedssprechung  hat  zum 
Geg(Mistande  die  Erledigung  von  Streitigkeiten  zwischen  den 
Staaten  durch  Riclitor  ihrer  Wahl  auf  Grund  der  Achtung  vor 
dem  Rechte. 

Art.  1().  In  R(»chtsfragen  und  in  erster  Linie  in  Fragen 
der  Auslegung  oder  der  Anwc^idung  internationaler  Vereinba- 
rungen wird  die  Scbiedssprecliung  von  den  Signatarmächten  aU 
<las  wirksamst!*  und  zugleich  der  Billigkeit  am  meisten  ent- 
sprechende Mittel  anerkannt,  um  die  Streitigkeiten  zu  erledigen, 
die  niclit  auf  diploraatiseliem  Wege  haben  beseitigt  werden 
können. 

Art.  17.  Scliiedsabkommen  werden  für  bereits  entstandene 
oder  für  etwa  eiitsteliendi^  Streitverhältnisse  abgeschlossen, 

Sie  küinien  sicli  auf  alle  Streitigkeiten  oder  nur  auf  Strei- 
ti<^keiten  einer  Ix^stimmten  Art  b(*ziehen. 

Art.  18.  Das  Scliiedsabkommen  schliesst  die  Verpflichtung 
in  sich,  si<'li  nach  Treu  und  Glauben  dorn  Schiedssprüche  zu 
unterwerf(Mi. 
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Art.  1 9.  Unabhängig  von  den  allgemoinen  und  besonderen 
Verträgen,  die  schon  jetzt  den  Signatarmächten  die  Verpflich- 
tung zur  Anrufung  der  Schiedssprechung  auferlegen,  behalten 
diese  Mächte  sich  vor,  sei  es  vor  der  Ratifikation  des  vorliegen- 
den Abkommens  oder  später,  neue  allgemeine  oder  besondere 
Übereinkommen  abzuschliessen,  um  die  obligatorische  Schieds- 
sprechung  auf  alle  Fälle  auszudehnen,  die  ihr  nach  ihrer  An- 
sicht unterworfen  worden  können. 

Art.  20.  Um  die  unmittelbare  Anrufung  der  Schieds- 
sprechung  für  die  internationalen  Streitfragen  zu  erleichtem, 
die  nicht  auf  diplomatischem  Wege  haben  erledigt  werden 
können,  machen  sich  die  Signatarmächte  anheischig,  einen  stän- 
digen Schiedshof  einzurichten,  der  jederzeit  zugänglich  ist  und 
unbeschadet  anderweitiger  Abrede  der  Parteien,  nach  Massgabe 
der  in  diesem  Abkommen  enthaltenen  Bestimmungen  über  das 
Verfahren  tätig  wird. 

Art.  21.  Der  ständige  Schiedshof  soll  für  alle  Schieds- 
fälle  zuständig  sein,  sofern  nicht  zwischen  den  Parteien  über 
die  Einsetzung  eines  besonderen  Schiedsgerichts  Einverständnis 
besteht. 

Art.  22.  Ein  im  Haag  erriditetes  internationales  Bureau 
dient  dem  Schiedshöfe  für  die  Bureaugeschäfte. 

Dieses  Bureau  vermittelt  die  auf  den  Zusammentritt  des 
Schiedshofes  bezüglichen  Mitteilungen. 

Es  hat  das  Archiv  unter  seiner  Obhut  und  besorgt  alle 
Verwaltungsgcschäfte. 

Die  Signatiirmächte  machen  sich  anheischig,  dem  inter- 
nationalen Bureau  im  Haag  beglaubigte  Abschrift  einer  jeden 
zwischen  ihnen  getroffenen  Schiedsabrede,  sowie  eines  jeden 
Schiedsspruchs  mitzuteilen,  der  sie  betrifft  und  durch  besondre 
Schiedsgerichte  erlassen  ist. 

Sie  machen  sich  anheischig,  dem  Bureau  ebenso  die  Gesetze, 
allgemeinen  Anordnungen  und  Urkunden  mitzuteilen,  die  ge- 
gebenen Falles  die  Vollziehung  der  vcm  dem  Schiedshof  erlas- 
senen Sprüche  dartun. 

Art.  23.  Jede  Signatannacht  wird  binnen  drei  Monaten, 
nachdem  sie  dieses  Abkommen  ratifiziert  hat,  höchstens  vier 
Personen  von  anerkannter  Sachkunde  in  Fragen  des  Völker- 
rechts ^)  benennen,  die  sich  der  höchsten  sittlichen  Achtung  er- 
freuen und  bereit  sind,  ein  Schiedsrichteramt  zu  übernehmen. 


*)  Der  massgebende  französische  Text  spricht  von  «droit  international''. 
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Die  80  benannten  Personen  sollen  unter  dem  Titel  vpn 
Mitgliedern  des  Schiedshofs  in  eine  Liste  eingetragen  werden; 
diese  soll  allen  Signatarmächten  durch  das  Bureau  mitgeteilt 
werden. 

Jede  Änderung  in  der  Liste  der  Schiedsrichter  wird  durch 
das  Bureau  zur  Kenntnis  der  Signatarmächte  gebracht. 

Zwei  oder  mehrere  Mächte  können  sich  über  die  gemein- 
schaftliche Benennung  eines  Mitglieds  oder  mehrerer  Mitglieder 
verständigen. 

Dieselbe  Person  kann  von  verschiedenen  Mächten  benannt 
werden. 

Die  Mitglieder  des  Schiedshofs  werden  für  einen  Zeitraum 
von  sechs  Jahren  ernannt.     Ihre  Wiederernennung  ist  zulässig. 

Im  Falle  des  Todes  oder  des  Ausscheidens  eines  Mitgliedes 
des  Schiedshofs  erfolgt  sein  Ersatz  in  der  für  seine  Ernennung 
vorgesehenen  Weise. 

Art.  24.  Wollen  die  Signatarmächte  sich  zur  Erledigung 
einer  unter  ihnen  entstandenen  Streitfrage  an  den  Schiedshof 
wenden,  so  muss  die  Auswahl  der  Schiedsrichter,  welche  berufen 
sind,  das  für  die  Entscheidung  dieser  Streitfrage  zuständige 
Schiedsgericht  zu  bilden,  aus  der  Gesamtliste  der  Mitglieder  des 
Schiedshofs  erfolgen. 

In  Ermangelung;  einer  Bildung  des  Schiedsgerichts  mittelst 
unmittelbarer  Verständigung  der  Parteien  wird  in  folgender 
Weise  verfahren : 

Jede  Partei  eniennt  zwei  Schiedsrichter,  und  diese  wählen 
gemeinschaftlich  einen  Obmann. 

Bei  Stimmenglcicheit  wird  die  Wahl  des  Obmanns  emer 
dritten  Mac^ht  anvertraut,  über  deren  Bezeichnung  sich  die  Par- 
teien einigen. 

Kommt  eine  Einigung  hierüber  nicht  zustande,  so  bezeichnet 
jede  Partei  eine  andere  Macht,  und  die  Wahl  des  Obmanns 
erfolgt  durch  die   so  bezeichneten  Mächte   in   Übereinstimmung. 

Nachdem  das  Schiedsgericht  so  gebildet  ist,  teilen  die  Par- 
teien dem  Bureau  ihren  Entschluss,  sich  an  den  Schiedshof  zu 
wenden,  und  die  Namen  der  Schiedsrichter  mit. 

Das  8chieds;verioht  tritt  an  dem  von  den  Parteien  festge- 
setzten Tag  zusammen. 

Die  Mitglieder  des  Schiedshofs  genicssen  während  der  Aus- 
übimg ihres  Amtes  und  ausserhalb  ihres  Heimatlandes  die  diplo- 
matischen  Vorrechte  und  Befreiungen. 
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Art.  25.  Das  S(*biedsgericht  hat  regelmässig  seinen  Sitz 
im  Haag. 

Abgesehen  von  dem  Falle  höherer  Gewalt  darf  der  Sitz 
vom  Schiedsgepichte  nur  mit  Zustimmung  der  Parteien  verlegt 
werden. 

Art.  26.  Das  internationale  Bureau  im  Haag  int  ermächtigt, 
sein  Geschäftslokal  und  seine  Geschäftseinrichtung  den  Signatar- 
mächten für  die  Tätigkeit  eines  jeden  besonderen  Schiedsgerichts 
zur  Verfügung  zu  stellen. 

Die  Schiedsgerichtsbarkeit  des  ständigen  Schiedshofs  kann 
unter  den  durcli  die  allgemeinen  Anordnungen  festgesetzten  Be- 
dingungen auf  Streitigkeiten  zwischen  anderen  Mächten  als 
Signatarmächten  oder  zwischen  Signatarmächten  und  anderen 
Mächten  erstreckt  werden,  wenn  die  Parteien  übereingekommen 
sind,  diese  Schiedsgerichtsbarkeit  anzurufen. 

Art.  27.  Die  Signatarmächte  betrachten  es  als  Pflicht,  in 
dem  Falle,  wo  ein  ernsthafter  Streit  zwischen  zwei  oder  mehreren 
von  ihnen  auszubrechen  droht,  diese  daran  zu  erinnern,  dass 
ihnen  der  ständige  S?chiedshof  offen  steht. 

Sie  erklären  demzufolge,  dass  die  Handlung,  womit  den 
im  Streite  befindlichen  Teilen  die  Bestimmungen  dieses  Abkom- 
mens in  Erinnerung  gebracht  werden,  und  der  im  höheren  Inter- 
esse des  Friedens  erteilte  Rat,  sich  an  den  ständigen  Schiedshof 
zu  w(»nden,  immer  nur  als  Betätigung  guter  Dienste  angesehen 
werden  dürfen. 

Art.  28.  Ein  ständiger  Verwaltungsrat,  der  aus  den  im 
Haag  beglaubigten  diplomatischen  Vertretern  der  Signatarmächte 
und  dem  nicdcrländisehen  Minister  der  auswärtigen  Angelegen- 
heiten als  Vorsitzender  besteht,  ?oll  in  dieser  Stadt  gebildet 
werden,  sobald  wie  mögli<'h  nach  der  Ratifikation  dieses  Ab- 
kommens durch  mindestens  neun  Mächte. 

Dieser  Vcrwaltiingsrat  soll  damit  betraut  sein,  das  inter- 
nationale Bureau  zu  errichten  und  einzurichten ;  dieses  soll  unter 
seiner  Leitung  und  Aufsicht  bleiben. 

Er  gibt  den  Milchten  von  der  Bildung  des  Schiedshofs 
Nach  rieht  und  trägt  für  dessen  äussere  Einrichtung  Sorge. 

Er  erlässt  seine  Geschäftsorilnung  sowie  alle  sonst  notwen- 
digen allgemeinen  Anordnungen. 

Er  entscheidet  alle  Verwaltungsfragen,  die  sieh  etwa  in 
Beziehung  auf  den  Geschäftsbetrieb  des  Schiedshofs  erheben. 
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Er  bat  volle  Befugnis,  die  Beamten  und  Angestellten  des 
Bureaus  zu  ernennen,  ihres  Dienstes  vorläufig  zu  entheben  oder 
zu  cutlassen. 

Er  setzt  die  Gebälter  und  Lohne  fest  und  beaufsichtigt  das 
Kassenwesen. 

Die  Anwesenheit  von  fünf  Mitgliedern  in  den  ordnungs- 
niässig  berufenen  Versammlungen  genügen  zur  gültigen  Bera- 
tung des  Verwaltungsrats.  Die  Bcschlussfassung  erfolgt  nach 
Stiuimenmebrhcit. 

Der  Verwaltungsrat  teilt  die  von  ihm  genehmigten  allge- 
meinen Anordnungen  unverzüglich  den  Signatar  mächten  mit. 
Er  erstattet  ihnen  jährlich  Bericht  über  die  Arbeiten  des  Schieds- 
hofs, über  den  Betri(»b  der  Verwaltungsgescliäfte  und  über  die 
Ausgaben. 

Art.  29.  Die  Kosten  des  Bureaus  werden  von  den  Signa- 
tarmächten nach  dem  für  das  internationale  Bureau  des  Welt- 
postverein festgestellten  Verteilungsmassstabe  getragen. 

Art.  30.  Um  die  Entwicklung  der  Schiedsspreehung  zu 
fördern,  haben  die  Signatanniichte  folgende  Bestimmungen  fest- 
gestellt, die  auf  das  Schiedsverfahren  Anwendung  finden  sollen, 
soweit  nicht  die  Parteien  über  andere  Bestimmungen  überein- 
gekommen sind. 

Art.  31.  Die  Mächte,  welche  die  Schiedssprechung  anrufen, 
unterzeichnen  eine  besondere  Urkuiule  (Schiedsvertrag),  worin 
der  Streitgegenstand  sowie  der  Un.fang  der  Befugnisse  der 
Schiedsrichter  klar  bestimmt  werden.  Diese  Beurkundung 
schliesst  die  Verpflichtung  der  Parteien  in  sich,  sich  dem  Schieds- 
sprüche nach  Treu  und  Ghuiben  zu  unterwerfen. 

Art.  3*2.  Das  Schiedsricbteramt  kann  einem  einzigen 
Scbi(>dsrichter  oder  mehreren  Schiedsrichteni  übertragen  werden, 
die  von  den  Parteien  nach  ihrem  Belieben  ernannt  oder  von 
ihnen  unter  den  ^[itgliedern  des  durch  dieses  Abkommen  er- 
richteten ständigen  Schiedshof*  gewählt  werden. 

In  Erniangehing  einer  Bildung  des  Schiedsgerichts  durch 
unmittelbare  Verständigung  d(*r  Parteien  wird  in  folgender 
Weise  verfahren : 

Jede  Partei  ernennt  zwei  Schiedsrichter,  und  diese  wählen 
dann  gemeinsehafrlich  einen  Obmann. 

Bei  Stinuneimleichhcit  wird  die  Wahl  des  Obmannes  einer 
dritten  Macht  anvertraut,  über  deren  Bezeichnung  sich  die 
Parteien  einigen. 
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Kommt  eine  Einigung  hierüber  nicht  zustande,  so  bezeich- 
net jede  Partei  eine  andere  Macht  und  die  Wahl  des  Obmanns 
erfolgt   durch   die  so  bezeichneten  Mächte  in  Übereinstimmung. 

Art.  33.  Wird  ein  Souverän  oder  ein  sonstiges  Staats- 
oberhaupt zum  Schiedsrichter  gewählt,  so  wird  das  Schiedsver- 
fahren von  ihm  geregelt. 

Art.  34.  Der  Obmann  ist  von  Rechtswegen  Vorsitzender 
des  Schiedsgerichts. 

Gehort  dem  Schiedsgerichte  kein  Obmann  an,  so  ernennt 
es  selbst  seinen  Vorsitzenden. 

Art.  35.  Im  Falle  des  Todes,  des  Rücktritts  oder  der  aus 
irgend  einem  Grunde  stattfindenden  Verhinderung  eines  der 
Schiedsricher  erfolgt  sein  Ersatz  in  der  für  seine  Ernennung 
vorgesehenen  Weise. 

Art.  3G.  Der  Sitz  des  Schiedsgerichts  wird  von  den  Par- 
teien bestimmt.  In  Ermangelung  einer  solchen  Bestimmung  hat 
das  Gericht  seinen  Sitz  im  Haag. 

Abgesehen  von  dem  Falle  höherer  Gewalt  darf  der  so  be- 
stimmte Sitz  vom  Schiedsgerichte  nur  mit  Zustimmung  der  Par- 
teien verlegt  werden. 

Art.  37.  Die  Parteien  haben  das  Recht,  bei  dem  Schieds- 
gerichte besondere  Delegierte  oder  Agenten  zu  bestellen  mit 
der  Aufgabe,  zwischen  ihnen  und  dem  Schiedsgericht  als  Mittels- 
personen zu  dienen. 

Sie  sind  ausserdem  berechtigt,  mit  der  Wahrnehmung  ihrer 
Rechte  und  Interessen  vor  dem  Schiedsgerichte  Rechtsbeistände 
oder  Anwälte  zu  betrauen,  die  zu  diesem  Zwecke  von  ihnen 
bestellt  werden. 

Art.  38.  Das  Schiedsgericht  entscheidet  über  die  zu  wäh- 
lenden Sprachen,  deren  es  sich  bedienen  wird  und  deren  Ge- 
brauch vor  ihm  gestattet  sein  soll. 

Art.  39.  Das  Schiedsverfahren  zerfällt  regelmässig  in  zwei 
gesonderte  Abschnitte:  das  Vorverfahren  und  die  Verhandlung. 

Das  Vorverfahren  besteht  in  der  von  den  botreffenden 
Agenten  an  die  Mitglieder  des  Schiedsgerichts  und  an  die  Gegen- 
partei zu  machenden  Mitteilung  aller  gedruckten  oder  geschrie- 
benen Aktenstücke  und  aller  Urkunden,  welche  die  in  der  Sache 
geltend  gomachteu  Rechtsbehelfe  enthalten.  Diese  Mitteilung 
soll  in  der  Form  und  innc^rhalb  der  Fristen  erfolgen,  die  von 
dem  Schiedsgerichte  gemäss  Art.  49  bestimmt  werden. 
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Die  Verhandlung  besteht  in  dem  mündlichen  Vortrage  der 
Rechtsbehclfe  der  Parteien  vor  dem  Schiedsgerichte. 

Art.  40.  Jedes  von  einer  Partei  vorgelegte  Schriftstück 
muss  der  anderen  Partei  mitgeteilt  werden. 

Art.  41.     Die  Verhandlung  wird  vom  Vorsitzenden  geleitet. 

Sie  erfolgt  öffentlich  nur,  wenn  ein  Be.schluss  des  SchiedÄ- 
gerichts,  mit  Zustimmung  der  Parteien  dahin  ergeht. 

Über  die  Verhandlung  wird  ein  Protokoll  aufgenommen 
von  Sekretüren.  die  der  Vorsitzende  ernennt.  Nur  dieses  Proto- 
koll hat  öffentliche  Beweiskraft. 

Art.  42.  Nach  dem  Schlüsse  des  Vorverfahrens  ist  das 
Schiedsgericht  befugt,  alle  neuen  Aktenstücke  oder  Urkunden 
von  der  Verhandlung  auszusehliessen,  die  ihm  etwa  eine  Partei 
ohne  Einwilligung  der  andern  vorlegen  will. 

Art.  43.  Dem  Schiedsgerichte  steht  es  jedoch  frei,  neue 
Aktenstücke  oder  Urkunden,  auf  welche  etwa  die  Agenten  oder 
Rechtsbeistände  der  Parteien  seine  Aufmerksamkeit  lenken,  in 
Betracht  ziehen. 

In  diesem  Falle  ist  das  Schiedsgericht  befugt,  die  Vorle- 
gung dieser  Aktenstücke  oder  Urkunden  zu  verlangen,  unbe- 
schadet der  Verpflichtung,  der  Gegenpartei  davon  Kenntnis  zu 
geben. 

Art.  44.  Das  Schiedsgericht  kann  ausserdem  von  den 
Agenten  der  Parteien  die  Vorlegung  aller  nötigen* Aktenstücke 
verlangen  und  alle  nötigen  Aufkliirungen  erfordern.  Im  Falle 
der  Verweigerung  nimmt  das  Schiedsgericht   von   ihr  Vormerk. 

Art.  45.  Die  Agenten  und  die  Recbtsbeistände  der  Parteien 
sind  befugt,  beim  Schiedsgerichte  mündlich  alle  Rechtsbehelfe 
vorzubring(»n,  die  sie  zur  Verteidigung  ihrer  Sache  für  nützlich 
halten. 

Art.  46.  Sie  haben  das  Recht,  Einreden  sowie  einen 
Zwischc^nstreit  zu  erhelxMi.  Die  Entscheidung  des  Schiedsge- 
richts über  diese  Punkte  sind  endgültig  und  können  zu  weiteren 
Erörterungen  nicht  Anlass  geben. 

Art.  47.  Die  Mitglieder  des  Schiedsgerichts  sind  l)efugt, 
an  di(^  Agenten  und  die  Recbtsbeistände  der  Parteien  Fragen  zu 
richten  und  von  ihnen  Aufklärungen  über  zweifelhafte  Punkte 
zu  fordern. 

Weder  die  g('st(>llten  Fragen  noch  die  von  Mitgliedern  des 
Schi(Hisg(Micbts    im  Laufe    der  Verhandlung    gemachten   ßemer- 
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kungen  dürfen  als  Ausdruck  der  Meinung   des  ganzen  Schieds- 
gerichts oder  seiner  einzelnen  Mitglieder  angesehen  werden. 

Art.  48.  Das  Schiedsgericht  ist  befugt,  seine  Zuständigkeit 
zu  bestimmen,  indem  es  den  Schiedsvertrag,  sowie  die  sonstigen 
Staatsverträge,  die  für  den  Gegenstand  angeführt  werden  können, 
auslegt  und  die  Grundsätze  des  Völkerrechts  anwendet. 

Art.  49.  Dem  Schiedsgerichte  steht  es  zu,  auf  das  Ver- 
fahren bezügliche  Anordnungen  zur  Leitung  der  Streitsache  zu 
erlassen,  die  Formen  und  Fristen  zu  bestimmen,  in  denen  jede 
Partei  ihre  Anträge  zu  stellen  hat,  und  zu  allen  Förmlich- 
keiten zu  schreiten,  welche  die  Beweisaufnahme  mit  sich  bringt. 

Art.  50.  Nachdem  die  Agenten  und  die  Rechtsbeistände 
der  Parteien  alle  Aufklärungen  und  Beweise  zugunsten  ihrer 
Sache  vorgetragen  haben,  spricht  der  Vorsitzende  den  Si^hluss 
dt^r  Verhandlung  aus. 

Art.  51.     Die  Beratung  des  Schiedsgerichts  erfolgt  geheim. 

Jede  Entscheidung  ergeht  nach  der  Mehrheit  der  Mitglieder 
des  Schiedsgerichts. 

Die  Weigerung  eines  Mitglieds,  an  der  Abstimmung  teilzu- 
nehmen, muss  im  Protokolle  festgestellt  werden. 

Art.  52.  Der  nach  Stimmenmehrheit  erlassene  Schieds- 
spruch ist  mit  Gründen  zu  versehen.  Er  wird  schriftlich  abge- 
fasst  und  von  jedem  Mitgliede  des  Schiedsgerichts  unterzeichnet. 

Die  in  der  Mehrheit  gebliebenen  Mitglieder  können  bei  der 
Unterzeichnung  die  Verweigerung  ihrer  Zustimmung  feststellen. 

Art.  53.  Der  Schiedsspruch  wird  in  öffentlicher  Sitzung 
des  Schiedsgerichts  verlesen,  sofern  die  Agenten  und  die  Rechts- 
beistände der  Parteien  anwesend  sind  oder  gehörig  geladen 
waren. 

Art.  54.     Der    gehörig   verkündete   und   den   Agenten   der 

•    streitenden    Teile     zugestellte     Schiedsspruch     entscheidet    das 

Streitverhältuis  endgültig  und  mit  Ausschliessung  der  Berufung. 

Art.  55.  Die  Parteien  können  sich  im  Schiedsverträge 
vorbehalten,  die  Nachprüfung  (Revision)  des  Schiedsspruchs  zu 
beantragen. 

Der  Antrag  muss  in  diesem  Falle,  unbeschadet  anderweitiger 
Vereinbarung,  bei  dem  Schiedsgericht  angebracht  werden,  das 
den  Spruch  erlassen  hat.  Er  kann  nur  auf  die  Ermittelung 
einer  neuen  Tatsache  gegründet  werden,  die  einen  entscheidenden 
Einfiuss  auf  den  Spruch  auszuüben  geeignet  gewesen  wäre  und 
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bei  Schluss  der  Verhandhing  dem  Schiedsgericht  selbst  und  der 
Partei,  welche  die  Nachprüfung  beantragt  hat,  unbekannt  war. 

Das  Nachprüfungsverfahren  kann  nur  eröffnet  werden 
durch  einen  Beschluss  des  Schiedsgerichtes,  der  das  Vorhanden- 
sein der  neuen  Tatsache  ausdrücklich  feststellt,  ihr  die  im  vor- 
angehenden Absätze  bezeichneten  Merkmale  zuerkennt  und  den 
Antrag  insoweit  für  zulässig  erklärt. 

Der  Schiedsvertrag  bestimmt  die  Frist,  innerhalb  deren  der 
Nachprüfungsantrag  gestellt  werden  muss. 

Art.  56.  Der  Schiedsspruch  bindet  nur  die  Parteien,  die 
den  Schiedsvertrag  geschlossen  haben. 

Wenn  es  sich  um  die  Auslegung  eines  Abkommens  han- 
delt, an  dem  sich  noch  andere  Mächte  beteiligt  haben,  als  die 
streitenden  Teile,  so  geben  diese  ihnen  von  dem  Schiedsverträge, 
den  sie  geschlossen  haben,  Kenntnis.  Jede  dieser  Mächte  hat 
das  Recht,  sich  an  der  Streitsache  zu  beteiligen.  Wenn  eine 
oder  mehrere  von  ihnen  von  dieser  Berechtigung  Gebrauch  ge- 
macht haben,  so  ist  die  in  dem  Schiedsspruch  enthaltene  Aus- 
legung auch  in  Ansehung  von  ihnen  bindend. 

Art.  57.  Jede  Partei  trägt  ihre  eigenen  Kosten  und  die 
Kosten  des  Schiedsgerichts  zu  gleichem  Anteile. 

2.  E8  steht  zu  hoffen,  das»  der  ständige  Gerichtshof  im  Haag  das 
Vertrauen  der  Völker  erlange,  und  das»  ihm  viele  Streitigkeiten  zuge- 
wiesen werden. 

Der  bekannte  Internationalist  L.  Renault  behandelt  in  seiner  Ab- 
handlung: Un  premier  litige  devant  la  Cour  d'arbitrage  de  la  Haye 
(Annales  des  sciences  politiques  vom  15.  Januar  1903;  auch  separat) 
den  Streitfall  zwischen  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  und  Me- 
xiko. Hier  führt  Renault  u.  a.  (p.  3)  folgendes  aus.  L'amelioration  des 
mcrurs  publiques  et  privees  est  plus  necessaire  mais  plus  difficile  que 
l'elaboration  des  textes.  II  faudrait  que  nous  fussions  davantage  per- 
suades  de  la  necessite  de  nous  respecter  les  uns  les  autres,  Etats  et 
pai  ticuliers,  de  no  pas  songer  tout  de  suitc  a  la  forco  (de  quelque  nom 
qu'elle  se  deguise)  pour  regier  les  diiferends  qui  nous  divisent.  II  fau- 
drait aussi  nc  pas  s'imaginer  que  Tarbitrage  est  propre  a  regier  tous 
les  conflits  et  etre  bien  persuade,  malgre  toutes  les  aspirations  pacifiques, 
que  la  guerre  pcut  etre  indispensable  pour  un  pays  soucieux  de  son 
honneur  et  de  son  indepondaiico,  ce  qui  fait  qu'on  a  grandement  tort, 
conime  on  le  fait  trop  souvent,  de  proaenter  la  guerre  comme  tcujours 
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et  D^cessairement  criminelle.  Quand  il  s^agit  de  litiges  qui,  par  leur 
caract^re,  sont  de  nature  k  etre  soumis  k  Tarbitrage,  qu'on  fasse  en 
Borte  de  les  regier  de  cette  fa^on,  rien  de  plus  naturel  et  de  plus  de- 
Birable;  c^est  en  ce  sens  que  les  amis  de  la  Paix  peuvent  essayer 
d'agir  siir  Topinion  publique.  Ils  ont  Heu  d'Stre  grandement  reconnais- 
sants  aux  Etats-Unis  d'Ainerique  et  k  la  Republique  du  Mexique  d'avoir 
les  Premiers  mis  en  mouvement  la  macbine  bienfaisante  cr66e  en  1899 
et  qui  mena^ait  de  se  rouiller  faute  d'usage.  Die  Abhandlung  von 
Renault  enthält  eine  Reihe  kritischer  Bemerkungen,  die  sehr  beachtens- 
wert sind.  Ygl.  auch  E.  Descamps,  Memoire  sur  le  fonctionnement  du 
premier  tribunal  d'arbitrage  constitue  au  sein  de  la  Cour  permamente 
de  la  Häye  (Louvain  1903). 

3.  Im  Jahr  1903  wurde  eine  französisch-englische  und  eine  fran- 
zösisch-italienische Schiedsgerichtskonvention  unterzeichnet.  Die  letztere 
lautet   (vgl.  auch   La  Justice  internationale  Yon  Hubbard  I,  p.  167  u. 

429): 

Die  Regierung  der  französischen  Republik  und  die  Regie- 
rung Sr.  Majestät,  des  Königs  von  Italien,  Mitunterzeichner 
der  Abmachung  für  die  friedliche  Regulierung  der  internationalen 
Konflikte,  die  im  Haag  am  29.  Juli  1899  abgeschlossen  wurde, 
haben  in  Erwägung  des  Umstandes,  dass  die  hohen  kontrahie- 
renden Parteien  durch  Art.  19  dieser  Abmachung  sich  das  Recht 
vorbehalten  haben^  Abkommen  abzuschliessen  in  Hinsicht  auf 
Berufungen  des  Schiedsgerichtes  in  allen  Fällen,  die  sie  ihm 
unterbreiten  zu  können  glauben,  die  Unterzeichneten  ermächtigt, 
nachstehende  Verfügungen  festzustellen : 

Art.  1.  Die  Meinungsverschiedenheiten  juridischer  Art  oder 
solche,  die  sich  auf  die  Auslegung  der  zwischen  den  beiden  ab- 
schliessenden Parteien  bestehenden  Verträge  beziehen,  werden, 
wenn  sie  zwischen  ihnen  ausbrächen  und  nicht  auf  diplomati- 
schem Wege  geregelt  werden  könnten,  dem  ständigen  Schied s- 
gerichtshofe  unterbreitet,  der  im  Haag  auf  Grund  der  Abmachung 
vom  29.  Juli  1899  errichtet  worden  ist,  indessen  unter  der  Be- 
dingung, dass  sie  weder  die  Lebensinteressen,  noch  die  Unab- 
hängigkeit oder  die  Ehre  der  beiden  Vortragsstaaten  aufs  Spiel 
stellen,  und  dass  sie  nicht  die  Interessen  dritter  Mächte  be- 
rühren. 

Art.  2.  In  jedem  besonderen  Falle  zeichnen  die  hohen  Ver- 
tragsmäcbte,  bevor  sie  sich  an  den  ständigen  Schiedsgerichtshof 
wenden,    ein  besonderes  Kompromiss,    das  den  Gegenstand   des 

Mein,  IntemationaleB  CivilprozesBrecht.  ^^ 
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Streites,  die  Ausdehnung  der  Yollmachten  der  Schiedsrichter 
und  die  zu  beobachtenden  Fristen  scharf  abgrenzt,  soweit  die 
Bildung  des  Schiedsgerichtshofes  und  die  Prozedur  in  Frage 
kommen. 

Art.  3.  Die  vorliegende  Abmachung  ist  für  fünf  Jaiire,  vom 
Tage  der  Unterzeichnung  an  gerechnet,  abgeschlossen. 
Freilich   kann   in  diesen  Konventionen,   zu  denen  sich  1904  auch 
noch  eine  ähnliche  Verständigung  zwischen  Deutschland   und  England 
gesellte,   nur  ein  völkerrechtlicher  Vorvertrag  eines  Kompromifises  ge- 
funden werden. 

Im  Jahr  1 897  wurde  zwischen  England  und  Nordamerika  ein  Schieds- 
gerichtsvertrag abgeschlossen. 

III.  Es  unterliegt  keinem  Zweifel^  dass  angesichts  des  unvollkom- 
wenen  Rechtsmitielsystems  des  Völhrrechts  die  Vereinbarung  der  Korn- 
promissklausel  in  einer  ganzen  Beihe  von  Streitigkeiten  auch  dann  von 
Nutzen  sein  kantij  wenn  es  sich  nicht  um  völkerrechtliche  Fragen,  sondern 
um  privatrechtliche  Sfreitigkeiten  handelt,  zumaly  wenn  auch  die  Organe 
bezeichnet  und  Bestimmungen  über  das  Prozessverfahren  getroffen  werden 
oder  einfach  eine  Anlehnung  an  den  Schiedsgerichtshof  im  Haag  erfolgt, 

1.  Es  sei  hier  auf  diejenigen  Konflikte  hingewiesen,  die  entstehen 
im  Anschlüsse  an : 

a)  Konsularvertäge, 

b)  Niederlassungsvertrage, 

c)  Handels-  und  Zollverträge, 

d)  Verträge  über  den  Gerichtsstand  oder  einen  Teil  der  damit  ver- 
bundenen Fragen, 

e)  Verträge  über  die  Vollstreckung  von  Urteilen. 

Die  in  diesen  Materien  auftretenden  Streitigkeiten  fallen  unter  die 
Meinungsverschiedenheiten  juridischer  Art  („differends  d'ordre  juridique"), 
von  denen  vorhin  gesprochen  worden  ist. 

2.  Auch  das  Institut  hat  sich  in  diesem  Sinne  ausgesprochen. 
Vgl.  Resolution  des  Instituts  1878  (Annuaire  II,  S.  160,  vgl.  auch 

S.  147  u.  148): 

L'Institut  de  droit  international  recommande  avec  instance 
d'inserer  dans  les  futurs  tnütes  internationaux  une  clause  com- 
promissoire,  stipulant  le  recours  k  la  voie  de  Farbitrage  en  cas 
de  contestation  sur  Tinterpretation  et  l'application  de  ces  trait6s. 
L'lnstitut  propose  en  möme  tomps,  en  consideration  de  la 
difficultc   (jue   les  parties  pourront  avoir  ä  s^entendre  pr6alable- 
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ment  sur  la  proc^dure  k  Buivre^  l'addition,  k  la  clause  compro- 
missoire,  de  la  disposition  qui  suit: 

Si  les  Etats  contractants  ne  sont  pas  tomb^s  d'accord  pr6- 
alablement  sur  d^autres  dispositions  toucbant  la  proc^ure  k 
suivre  devant  le  tribunal  arbitral,  il  y  a  lieu  d^appliquer  le  r^ 
glement  consacr6  par  Tlnstitut  dans  sa  session  de  la  Haye,  le 
28  aoüt  1875  (S.  273  ff.). 
Vgl.  auch  die  AuBfiihrung  von  Mancini  im  Annuaire  II,  S.  15  u.  16. 

J'espöre  que  dans  le  plus  grand  nombre  des  trait^s  de 
coinnierco  et  de  navigation  qui  forment  en  ce  momeot  l'objet 
des  negociations  entre  Fltalie  et  les  Gouvernements  6trangerB, 
il  sera  possible  d^introduire  une  clause  compromissoire,  par  la- 
quelle  les  hautes  parties  contractantes  s'engageront  reciproque- 
ment  k  soumettro  au  moyen  paisible  de  Tarbitrage  la  Solution 
des  controverses  qui  pourraient  s'61ever  sur  l'interprötation  et 
rapplication  de  ces  traites.  Tous  mes  efforts  seront  consacr^s  k 
faire  accepter  ce  Systeme. 

8.  Ferner  sind  beachtenswert  die  Bemühungen  des  zweiten  pan- 
amerikanischen Kongresses,  der  1902  zwei  Yertragsentwürfe  annahm  über 
die  schiedsgerichtlicbe  Erledigung  von  Schadenersatzansprüchen  und  über 
obligatorische  Anwendung  des  schiedsgerichtlichen  Verfahrens  (Z.  f. 
internat  Pr.  u.  ö.  B.  XIF,  8.  572). 

4.  Die  schweizerische  Bundesversammlung  nahm  im  Oktober  1902 
ein  Postulat  an,  das  folgendermassen  lautet: 

Der  Bundesrat  wird  eingeladen,  dafür  besorgt  zu  sein,  dass 
in  Handelsverträge  oder  andere  Übereinkommen  dieser  Art,  die 
in  Zukunft  abgeschlossen  werden,  die  Bestimmung  aufgenommen 
werde,  dass  aus.  der  Anwendung  der  genannten  Verträge  oder 
Übereinkommen  entstehende  Differenzen,  die  nicht  im  gemein- 
samen Einverständnis  beigelegt  worden  können,  dem  im  Haag 
errichteten  permanenten  Schiedsgerichtshof  zu  unterbreiten  seien, 
sofern  nicht  aus  besonderen  Gründen  eine  andere  Erledigung 
geboten  erscheint. 

5.  Auch  das  eigentliche  internationale  Privatrechtsleben  muss  einen 
prozessualisch  zureichenden  Schutz  erhalten.  Nun  ist  es  ja  allerdings 
richtig,  dass  die  staatlichen  Gerichte  über  die  Fragen  des  internationalen 
Privatrechts  zu  entscheiden  haben.  Allein  es  kommen  Fälle  vor,  da 
die  Gerichte  zweier  verschiedener  Nationen  sich  kompetent  erklären,  und 
auch  das  Gegenbild  lässt  sich  wohl  denken,  dass  kein  Gericht  sich  als 
kompetent  ansieht,  —  auch  der  letztere  Fall  ist  schon  praktisch  geworden. 
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6.  Es  wäre  auch  möglich,  eine  internationale  Kommission  zu  konsti- 
tuieren, die  den  Auftrag  erhalten  würde,  den  Sinn,  die  Bedeutung  und 
die  Tragweite  von  Staatsvertragen  festzustellen,  wenn  divergierende 
Urteile  der  Staaten  vorliegen. 

Zweifellos  muss  auf  dem  internationalen  Gebiete  sehr  vorsichtig,  be- 
sonnen und  bedächtig  vorgegangen  werden. 

Der  Genfer  Jurist  De  Seigneux  legte  dem  Institut  de  droit  inter- 
national einen  Vorschlag  „sur  les  tribunaux  internationaux^  vor  —  er 
lautet  folgendermassen  (Annuaire  XIX,  1902,  p.  332  u.  333). 

I.  En  vue  d'arriver  k  une  application  aussi  uniforme  que 
possible  du  texte,  de  Tesprit  et  de  la  port6e  des  Conventions 
internationales,  il  y  a  lieu  de  cr6er  pour  chacune  d'elles  des 
tribunaux  internationaux. 

II.  Ces  tribunaux  d^exception  ne  pourront  dtre  constitues 
et  nantis  que  lorsque  Fun  des  Etats  li6  par  la  Convention,  ou, 
k  son  defaut,  Toffice  central  par  eile  6tabli,  estimera  qu'il  y  a 
une  contradictlon  flagrante  entre  le  jugcment  rendu  en  demier 
ressort  par  le  tribunal  de  Fun  des  Etats  soumis  k  la  Convention 
et  le  tribunal  d*un  autre  Etat  concordataire,  en  ce  qui  concerne 
le  texte,  Tesprit  et  la  portee  de  la  Convention. 

III.  Le  tribunal  international,  charg6  de  statuer  sur  le  con- 
flit,  sera  form6  en  premi^re  ligne  des  membres  du  tribunal  ar- 
bitral  conätitu6  en  vertu  de  la  Convention,  et,  en  outre,  d^un 
repr^sentant  officiel  de  chacun  des  Etats  dont  ressort  le  tribunal 
par  lequel  le  jugement  a  6te  rendu. 

IV.  Le  Tribunal,  ainsi  constitu^,  ne  statue  pas  au  fond,  et 
il  doit  accepter  comme  constants  les  faits  vis^s  dans  les  juge- 
ments.  La  d^cision,  rendue  par  le  Tribunal  international,  n'a 
pas  d^eifet  r^troactif,  mais  eile  aura  pour  eifet  de  lier  les  Etats 
concordataircs  et  les  Tribunaux  qui  en  dependront  en  ce  qui 
concerne  l'avenir. 

y.  L^instruction  de  la  cause  sera  falte  par  les  soins  de 
Toffice  central,  qui  reunira  le  Tribunal,  une  fois  l'instruction  faite. 

VI.  Le  President  du  tribunal  sera  nomm6  k  la  majorit^ 
des  membres  du  tribunal.  Les  d^cisions  devront  ötre  prises  k  la 
majorite  des  voix.  En  cas  de  partage  des  voix,  le  pr6sident  les 
departttgera. 

VII.  Les  frais  resultant  de  Tinstruction  et  de  la  convocation 
du  tribunal  seront  Supportes  par  Toffice  central.  Une  copie  de 
Tarret  k  intervenir  sera  delivree  par  roffice  k  chacun  des  Etats 
Interesses. 
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IV.  Es  gibt  einzelne  internationale  Spezialgerichte,  gestützt  auf 
Staatsverträge. 

In  dieser  Beziehung  ist  zu  verweisen  auf: 

1.  die  Rbeinschiffahrtsgerichte,  gestützt  auf  die  BheinschifFalirtsakte 
von  1868  (vereinbart  von  Prankreich,  Preussen,  Bayern,  Baden,  Hessen, 
Niederlande).  Hier  ist  zu  verweisen  auf  Asser,  Studien  of  het  gebied 
van  recht  en  staat:   vgl.  dazu  De  Rijnvaart-Rechter,  S.  229, 

2.  die  Eibzollgerichte. 

3.  die  DonauschifFahrtsgerichte. 

Aomerkungen. 

1.  Ich  mache  neuerdings  auf  die  seit  1908  ersoheinende  spezielle  Zeitschrift 
aufmerksam,  herausgegeben  von  Gustave  Hubbard:  La  Justice  internationale  Revue 
mensuelle  des  travaux  et  d^cisions  de  la  cour  permanente  d'arbitrage  et  des  questions 
de  droit  international. 

2.  Die  Kongo-Generalakte  der  Berliner  Konferenz  (1885)  enthält  noch  keine 
Unterwerfung  unter  ein  Schiedsgericht,  sondern  nur  die  Vorschrift,  dass  bei 
bestimmten  ernsten  Meinungsverschiedenheiten  die  Vermittlung  einer  oder  mehrerer 
der  befreundeten  Mächte  in  Anspruch  genommen  werden  solle,  bevor  zum  Kriege 
geschritten  werde  (Art.  12).    Dann  wird  weiter  gesagt: 

Für  den  gleichen  Fall  behalten  sich  die  gleichen  Mächte  vor,  nach 
ihrem  Ermessen  auf  ein  schiedsgerichtliches  Verfahren  zurückzugreifen. 

3.  !Nicht  bloss  in  der  Jurisprudenz,  sondern  auch  in  andern  Gebieten  gibt  es 
Personen,  welche  mühelos  grossartige  oder  grosszügige  Pläne  entwerfen,  und  die 
da  glauben,  dass  sie  damit  etwas  Ernsthaftes  leisten.  In  Tat  und  Wahrheit  stiften 
sie  nur  Verwirrungen. 

4.  Das  Institut  arbeitete  auch  ein  Projet  d'organisation  d^un  tribunal  inter- 
national des  prises  maritimes  aus  (Annuaire  II,  p.  153,  vgl.  auch  p.  113 — 180). 

5.  Vgl.  La  Fontaine  Pasicrisie  internationale.  Histoire  documentaire  des  arbi- 
tragesintemationaux  (1902).  Derselbe,  Histoire  sommaire  et  chronologique  des  arbitrages 
internationaux  1794—1900  in  Rev.  d.  dr.  i.  Nouv.  S.  IV,  p.  349,  558,  623.  Vgl.  auch 
Moore,  History  and  digest  of  the  inteiiiational  arbitrations  to  which  the  United  States 
has  been  a  party  I— VI  vol.    Washington  1898. 

6.  Menger,  Neue  Staatslehre,  2.  Aufl.,  1904,  meint  von  der  Haager  Friedens- 
konferenz sagen  zu  können,  dass  der  Misserfolg  der  von  ihr  geschaifenen  Institutionen 
von  allem  Anfang  an  zweifellos  besiegelt  gewesen  sei  (S.  163).  Der  Friede  nach 
aussen  könne  nur  von  dem  Frieden  im  Innern  ausgehen! 

Soweit  es  sich  tim  die  Schöpfung  des  internationalen  Gerichtshofes  handelt,  ist 
das  Urteil  von  Menger  ungerecht.  Der  Gedanke  der  Schiedsgerichte  hat  sicherlich 
eine  grosse  Zukunft.  Bei  dieser  Gelegenheit  muss  übrigens  anerkannt  werden, 
dass  der  International  law  Association  der  Erreichung  jenes  Zieles  ein  erhebliches 
Verdienst  zukommt.  Die  Tatsache  wurde  mit  berechtigtem  Stolze  an  der  Versamm- 
lung  in   Glasgow    1901    konstatiert:    .  .  .   this  Association,   which  twenty-eight  years 
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ago  at  its  first  meeting  propoBed  a  re&olution  in  favour  of  International  Arbitration, 
has  at  any  rate  the  satiBfaction  of  feoliug  that  the  ideae  which  ^ere  then  promol- 
gated  by  very  few  supporters  now  find  a  growing  support  in  all  the  nations  of  the 
civilised  world  (Report  of  the  twentieth  Conference  London  1901,  p.  11). 

7.  Eine  grosse  Streitigkeit,  die  sich  auf  die  Eisenbahnlinie  Lowren^Marqn^s 
bezog,  wurde  durch  ein  aus  schweizerischen  Juristen  bestandenes  Schiedsgericht 
erledigt  (Sentence  finale  du  tribunal  arbitral  du  Delagoa  en  la  cause  li6e  entre 
les  Gouvernements  des  Etats  Unis  de  TAmörique  du  Nord  et  de  la  Orande-Bretagne 
parties  demanderesses  et  du  Portugal  partie  d^fenderesse  concemant  le  chemln  de 
fer  de  Lowren^o-Marqu^s  du  29  mars  1 900).  Ferner  ist  hinzuweisen  auf  den  Konflikt 
zwischen  Gläubigem  von  Peru  uud  Chile  (Arbitrage  Franco-Chilien).  Das  Urteil 
wurde  von  schweizerischen  Juristen  1901  erlassen.  Femer  entschied  der  schwei- 
zerische Bundesrat  am  1.  Dezember  1900  den  brasilianisch-französischen  Grenzstreit. 
Bundesrichter  Dr.  J.  Winkler  war  Einzelschiedsrichter  in  dem  Streite  zMrischen 
Italien  und  Pem  über  eine  Frage  der  Urteilsexekution.  Der  Entscheid  in  diesem 
letztem  Prozesse  ist  abgedmckt  in  La  Justice  internationale  I,  p.  439. 


§  45.    Die  schiedsgerichtliche  Kompetenz  auf  Grund  von  Privat- 
verträgen. 

I.  Der  Schiedsvertrag  unter  den  Parteien  ist  als  ein  prozessreckt- 
licher  Vertrag  anzusehen,  aHein  die  Frage,  welchem  Rechte  er  materiell 
unterstehe,  muss  nach  Analogie  der  im  internationalen  Obligationenrechte 
geltenden  Prinzipien  beurteilt  werden.  Das  Gleiche  gilt  bezüglich  des 
Vertrages  der  Parteien  mit  den  Schiedsrichtern. 

1.  Im  Grunde  handelt  es  sieh  bei  der  Institution  des  Schiedsge- 
richts um  zwei  Verträge,  die  einander  ergänzen,  nämlich : 

a)   um  einen  Vertrag  unter  den  Parteien,  worin  sie  sich  zur  Unter- 
werfung   unter   den   Schiedsspruch   bezüglich   eines   bestimmten 
Streites  verpflichten  (compromissum).  Dabei  ist  der  Streitgegen- 
stand genau  zu  bezeichnen,  soweit  dies  überhaupt  von  vorneherein 
möglich  ist. 
bj    um   einen  Vertrag   der  Parteien  mit  dem  Schiedsrichter  (recep- 
tum). 
Der  Schiedsgerichtsvertrag  trägt  nach  alter  Anschauung  einen  pro- 
zessualischen Charakter  an  sich:  compromissum  ad  similitudinem  judi- 
ciorum  redigitur  et  ad  finiendas  lites  pertinet  (1.  1  de  receptis  4,8).  In 
der  Tat  liegt  das  Wesen  dieses  Vertrages  in  einem  als  zulässig  erklär- 
ten Verzicht   auf  das  staatliche  Gericht,    und  das  Receptum  arbitri  ist 
die  Ergänzung  zu  jenem  Vortrage.  Regelsbcrger  (Pandekten  I,  S.  710) 
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führt  freilich  aus,  der  Schiedsvertrag  sei  wesentlich  privatrechtlicher 
Natur,  und  unter  den  schweizerischen  Gesetzbüchern  hat  das  Privatrecht 
des  Kantons  Graubünden  den  ^Kompromisa vertrag*  in  §  462 — 466  ge- 
ordnet. Allein  der  Ansicht  von  Regelsberger  kann  nicht  vollständig 
beigepflichtet  werden.  Auch  das  Receptum  darf  nicht  ausschliesslich 
unter  die  privatrechtlichen  Verträge  gestellt  werden ;  es  liegt  die  Über- 
nahme eines  Surrogats  der  staatlichen  Richtertätigkeit  vor.  Der  er- 
wähnte doktrinelle  Streit  hat  für  die  Beurteilung  des  massgebenden 
Rechts  freilich  keine  erhebliche  Bedeutung.  Man  muss  nämlich  notwen- 
digerweise auf  die  Regeln  rekurrieren,  welche  im  internationalen  Obli- 
gationenrecht massgebend  sind.   Diesfalls  kommt  in  Frage: 

a)  dasjenige  Recht,  welches  am  Orte  des  Vertragsschlusses  gilt, 
wenn  die  massgebende  Doktrin  dieser  Theorie  huldigt, 

h)  dasjenige  Recht^  dem  die  Parteien  kraft  des  Domizils  unterste- 
hen, wenn  die  massgebende  Doktrin  dieser  Theorie  huldigt.  Viel- 
fach werden  freilich  die  Parteien  an  verschiedenen  Orten  wohnen, 
so  dass  diese  Ansicht  keine  Lösung  herbeiführt,  ausgenommen, 
wenn  man  den  Vertrag  den  zwei  Gesetzgebungen  des  Domizils 
für  jeden  Kontralienten  unterwerfen  will. 

c)  dasjenige  Recht,  welches  am  Erfüllungsorte  gilt,  wenn  diese 
Theorie  prävaliert.  Freilich  lässt  sich  beim  Schiedsverträge  selbst 
als  einem  prozessualischen  Vertrage  von  einer  Erfüllung  im  ge- 
wöhnlichen Sinne  nicht  sprechen. 

d)  das  Recht  desjenigen  Staates,  dem  die  Parteien  angehören,  so- 
fern das  internationale  Recht  dieser  Theorie  primär  oder  subsidiär 
huldigt  (vgl.  Art.  9  der  ital.  Disposizioni). 

e)  dasjenige  Recht,  welches  an  dem  Orte  gilt,  woselbst  ein  Prozess 
vor  den  staatlichen  Gerichten  pendent  war  und  nun  zur  Besei- 
tigung desselben  ein  Schiedsvertrag  geschlossen  wird. 

Die  Frage  der  Rechtsbeständigkeit  (Gültigkeit,  Klagbarkeit)  eines 
Schiedsgerichtsvertrages  unterliegt  also  je  nach  den  in  den  einzelnen 
Ländern  geltenden  Normen  verschiedenen  Grundsätzen.  Die  betreffenden 
Sätze  finden  sich  häufig  in  den  Prozessgesetzen  niedergelegt.  Für  die 
Anwendung  des  objektiven  Rechts  kann  wichtig  werden  die  Frage,  ob 
die  Parteien  eine  Election  de  domicile  vereinbart  haben.  Darin  kann 
u.  U.  eine  stillschweigende  Unterwerfung  unter  diejenigen  Normen  ge- 
bunden werden,  welche  über  die  Gültigkeit  eines  Scliiedsgerichtsvertrages 
gestellt  sind.     Das  R.  0.  H.  G.  führte  aus,    das   in  Venedig  geltende 
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Recht  sei  massgebend  für  die  Gültigkeit  eines  Schiedsvertrages,  der  in 
Venedig  abgeschlossen  wird,  nach  welchem  das  Schiedsgericht  aus 
venetianischen  Eaufleuten  bestellt  ist,  und  nach  welchem  das  Schieds- 
gericht in  Venedig  gegen  einen  Venetianer  urteilen  soll  (R.  0.  H.  G.  II, 
S.  297  u.  298). 

Einzelne  Gesetze  stellen  besondere  Requisite  auf  für  die  Gültigkeit 
des  Schiedsgerichtsvertrages,  z.  B.  Art.  1006,  Code  de  Proced.  civ. : 

Le  oompromiB  d6signera  les  objets  eo  litige  et  les  noms  des 
arbitres  k  peine  de  nullit^. 

Garsonnet,  Traite  de  procedure  civile  VII,  p.  352,  charakterisiert 
allgemeine  Kompromissklauseln  als  „promesse  sans  valeur  aux  yeux  de 
la  loi,  parce  qu'elle  implique  un  sacrifice  dont  les  parties  ignorent 
Tetendue  au  moment  oü  elles  le  fönt  peut  etre  k  la  legere.  La  jurispru- 
dence  est  definitivement  fixee  dans  le  sens  de  la  nullit^  de  cette  clause.^ 

Ferner  sagt  §  1026  D.  C.  P.  0.: 

Ein  SchiedsYcrtrag  über  künftige  Rechtsstreitigkeiten  hat 
keine  rechtliche  Wirkung,  wenn  er  nicht  auf  ein  bestimmtes 
Rechtsyerhältnis  und  die  aus  demselben  entspringenden  Rechts- 
streitigkeiten sich  bezieht. 

Immerhin  kann  die  Nullität  geheilt  werden  durch  die  eflFektive  Er- 
füllung des  Schiedsvertrages,  indem  dieser  in  bezug  auf  einen  bestimmten 
Rechtsstreit  realisiert  wird.  Ob  ein  Vertrag  rechtsgültig  sei,  haben  immer 
die  ordentlichen  Gerichte  zu  entscheiden,  und  wenn  darin  eine  Schieds- 
gerichtsklausel enthalten  ist,  so  steht  und  fallt  sie  mit  dem  Urteile  über 
die  Hauptfrage.  Mit  a.  W. :  die  Gültigkeit  der  Schiedsgerichtsklausel  ist 
abhängig  von  der  Gültigkeit  des  Vertrages  (A.  E.  XXVIII,  2.  T.,  S.  515). 
Und  es  ist  in  diesem  Falle  dann  zuerst  ein  Entscheid  zu  treffen  über 
die  Vorfrage,  ob  der  Vertrag  rechtsbeständig  sei.  Zur  Gültigkeit  eines 
Schiedsvertrages  gehört  nach  gemeinem  Rechte  nicht,  dass  der  oder  die 
gewählten  Schiedsrichter  die  Ausrichtung  des  Schiedsspruches  übernommen 
haben,  wie  das  R.  0.  H.  G.  II,  S.  295,  sagt. 

Nach  dem  deutschen  Rechte  ist  die  Verbindlichkeit  des  Schiedsver- 
trages auch  nicht  von  der  Ernennung  eines  Obmannnes  abhängig  (ebenda). 

2.  Die  Frage,  nach  welchem  Gesetze  die  Schiedsrichter  urteilen 
sollen,  kann  ebenfalls  verschieden  sein.  Es  kann  massgebend  sein: 

a)  ein  bestimmtes  vereinbartes  Recht, 

b)  das   Recht   und   die  Billigkeit    (vgl.   das  Institut  der    „amiables 
compositeurs"). 
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Ausnahmsweise  gibt  es  auch  einen  Zwang,  sich  einem  Schieds- 
gerichte zu  unterwerfen.  Dies  traf  früher  in  Frankreich  im  Gesell- 
schaftsrechte zu.  Art.  51  Code  de  commerce  bestimmte:  Toute  conte- 
station  entre  associes  et  pour  raison  de  la  societe  sera  jugee  par  des 
arbitres. 

Ein  Schiedsgericht  kann  durch  Gesetz  für  bestimmte  Streitigkeiten 
vorgeschrieben  sein.  Vgl.  Gesetz  des  Kantons  Zürich,  betreffend  Mass- 
nahmen gegen  die  Reblaus  von  1881.  Off.  Slg.  XX,  S.  265  u.  Gesetz  des 
Kantons  Zürich,  betreffend  eine  allgemeine  Brandvcrsicherungsanstalt. 
Diese  Vorschriften  wirken  natürlich  gegen  jeden,  der,  gestützt  auf  sein 
Eigentum  im  Kanton  Zürich,  in  diesen  Dingen  beteiligt  ist. 

Die  Unterwerfung  unter  ein  Schiedsgericht  kann  auch  aus  be- 
stimmten Geschäftsklauseln  folgen.  So  wird  die  Klausel,  wornach  ein 
Geschäft  abgeschlossen  ist,  nach  den  „conditions  de  la  Chambre  arbi- 
trale  des  grains  et  graines  d'Anvers**  dahin  interpretiert,  dass  darin 
die  Festsetzung  der  schiedsgerichtlichen  Gerichtsbarkeit  der  Mitglieder 
der  betreffenden  Kammer  liege  (Tribunal  civil  d'Anvers  14.  November 
1902,  Pasicrisie  beige  1903,  p.  68  u.  69). 

3.  Der  Schiedsvertrag  begründet  ein  Privatgericht,  und  er  unter- 
scheidet sich  deutlich  von  einer  Prorogation,  welche  die  Unterwerfung 
unter  ein  bestehendes  Gericht  herbeiführt.  Für  beide  Vorgänge  müssen 
die  Parteien  die  Prozessfahigkeit  besitzen. 

4.  Ein  Schiedsvertrag  liegt  nicht  in  der  Unterwerfung  der  Par- 
teien unter  Taxatoren  oder  Arbitratoren.  Der  Unterschied  zwischen  den 
verschiedenen  Arten  der  schiedsrichterlichen  Tätigkeit  war  schon  dem 
römischen  Rechte  nicht  unbekannt.  Das  heutige  Recht  hat  diesen  Un- 
terschied noch  schärfer  ausgebildet.  Während  nach  den  modernen  Ge- 
setzgebungen (auch  nach  dem  zürcherischen  Recht)  allerdings  im  Ge- 
gensatz zum  römischen  Recht,  der  Entscheid  des  eigentlichen  Schieds- 
richters, welcher  einen  wirklichen  Rechtsstreit  entscheidet  (arbiter)  einem 
rechtskräftigen  Urteil  gleichsteht,  kommt  dem  Entscheide  eines  Dritten, 
welcher  nur  beauftragt  wird,  irgend  eine  für  einen  Rechtsstreit  erhebliche 
Tatsache  festzustellen  (z.  B.  den  Preis  einer  Ware,  einen  entstandenen 
Schaden  oder  einzelne  Faktoren  desselben)  und  dadurch  erst  eine  taug- 
liche Grundlage  für  den  Rechtsstreit  und  ein  allfälliges  gerichtliches 
Verfahren  zu  schaffen  (arbitrator),  solche  Wirkung  niemals  zu.  Wenn 
er  die  Grenzen  seines  Auftrages  überschreitet,  ja  sogar,  wenn  in  seinem 
Entscheide  nur  eine  offenbare  Unbilligkeit  liegt,  eine  manifesta  iniquitas 
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oder  improbitas,  so  ist  der  Richter,  welcher  nachher  im  Rechtsstreite 
selber  angerufen  wird,  berechtigt,  den  Entscheid  abzuändern.  Für 
solche  blosse  Schätzer  gelten  denn  auch  die  gewöhnlichen,  sonst  auch 
für  die  eigentlichen  Schiedsrichter  bindenden  Vorschriften  des  Prozesses, 
wie  z.  B.  diejenige  des  gleichen  rechtlichen  Gehörs  der  Parteien,  nicht. 
Vgl.  SeufFert,  Archiv  Bd.  XXVI,  S  29.  Entscheidungen  des  Reichs- 
oberhandelsgerichtes Bd.  Iir,  S.  75,  IV,  S.  428,  Vlfl,  S  HO,  XVIII, 
S.  345,  Reichsgericht  in  Civils.  24,  S.  411,  und  45,  S.  350.  Kohler, 
Gesammelte  Beiträge  zum  Civilprozess,  S.  266 — 271.  Wenn  aber  in 
einem  Vertrage  „ Experten **  bezeichnet  werden,  welche  endgültig  über 
die  Differenzen  der  Kontrahenten  zu  entscheiden  haben,  so  ist  in  dieser 
Vereinbarung  ein  Schiedsvertrag  zu  erblicken. 

5.  Es  gibt  auch  Vorverträge  von  Schiedsgerichtsverträgen  (pacta 
de  compromittendo ;  promesses  de  compromettre),  und  die  gemachten 
Erörterungen  gelten  auch  hier.  In  Frankreich  ist  allerdings  vom  Kas- 
sationshofe  ausgesprochen  worden,  dass  solche  Vorverträge  mit  Art.  1105 
des  Code  de  Proced.  civ.  unvereinbar  seien,  allein  das  vormalige  deutsche 
Oberhandelsgericht  legte  das  französische  Recht  anders  aus.  Dabei 
stützte  sich  der  Gerichtshof  namentlich  auch  auf  Art.  33.2  Code  de 
commerce,  welcher  die  Bestimmung  enthält,  dass  die  Klausel,  wornach 
entstehende  Streitigkeiten  durch  Schiedsrichter  zu  schlichten  seien,  wenn 
solche  bedungen  ist,  in  den  Assekuranzvertrag  aufgenommen  werden 
müsse  (la  soumission  des  parties  ä  des  arbitres  en  cas  de  contestation, 
si  olle  a  ete  convenue).  Diese  Bestimmung  lasse,  sagte  das  Reichsober- 
handelsgericht, keinen  Zweifel  darüber,  dass  hier  nicht  die  promesse 
de  compromettre  ausnahmsweise  für  -einen  besondern  Fall  gestatte,  son- 
dern dass  deren  Zulässigkeit  als  etwas  Selbstver^tändIiche3  vorausgesetzt 
werde,  und  dass  der  französische  Gesetzgeber  eine  Vereinbarung  dieser 
Art  nicht  als  im  Widerspruch  stehend  mit  dem  damals  schon  bestan- 
denen Civilprozessgesctze  angesehen  habe  (Entscheidungen  XIII,  8. 
420  —  423).  In  dieser  Weise  hat  auch  das  schweizerische  Bundesgericht 
den  Art-  545  des  frühern  tessinischen  Codice  di  Proced.  civ.  ausgelegt 
(A.  E.  XVIir,  p.  956,  spez.  968—971).  Der  jetzige  Codice  di  Proced. 
civ.  enthält  folgende  Bestimmung  (Art.  430): 

II  comproraesso  dove  contenore: 

1.  La  (lata; 

2.  II  nomo,  cognonio  o  domioilio  dolle  parti ; 

3.  II  iiomc,  cognomc  o  domioilio  degli  arbitri; 
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4.  L'  indicazione  esatta  dcir  oggetto  della  controyersia 

5.  L^  indicazione  del  termine  entro  il  quäle  gli  arbitri  dovranuo 
avere  intimato  il  lodo. 

II.  Betreffend  die  Form  des  Schiedsvertrages  gilt  der  Satz  locus 
regit  actum  in  seiner  bekannten  fakultativen  Bedeutung. 

1.  Beispielsweise  wird  die  schriftliche  Form  für  den  Schiedsgerichts- 
vertrag der  Parteien  verlangt. 

o)  Vgl.  Art.  1005  Code  de  Proced.  civ:  Le  compromis  pourra  etre 
fait  par  proces-verbal  devant  ies  arbitros  choisis,  ou  par  acte 
devaut  notaires  ou  sous  Signatare  privee. 

h)  Vgl.  Art  11  Codice  di  Proced.  civ.  —  Damit  stimmt  überein 
Art.  429  des  tessinischen  Codice  di  Proced.  civ. 

^)   VgJ-  die  österreichische  Civilprozessordnung  (§    577    am  Ende). 

d)  Der  international  vereinbarte  ägyptische  Code  de  proc6dure  ci- 
vile  et  commercialo  bestimmt  in  Art.  800:  Le  compromis  doit 
etre  prouve  par  ecrit. 

e)  Einzelne  Prozessgesetze  der  schweizerischen  Kantone  stehen  auf 
dem  gleichen  Boden,  z.  B.  Zürich  (Proz.  Ges.  §  732),  Basel- 
land (Proz.  Ges.  §  258},  Aargau  Civ.  P.  0.  §  356),  Glarus 
(§  327),  Tessin  Cod.  d.  Proc.  civ.  Art.  432).  Das  st.  gallische 
Prozessgesetz  schreibt  in  Art.  253.2  für  die  Gültigkeit  des 
Sclüedsgcrichtsvertrages  die  Schriftlichkeit  vor.  Allerdings  wird 
daselbst  (Abs.  4)  weiter  bestimmt,  schriftlichen  Verträgen  seion 
rechtsgültige  Statuten  von  Gesellschaften,  Genossenschaften,  Ver- 
einen und  ähnlichen  Verbänden  gleichgestellt.  —  In  dieser  Be- 
ziehung ist  auch  auf  A.  E.  XXIV  S.  566  zu  verweisen. 

2.  Von  einzelnen  Gesetzen  wird  die  Schriftlichkeit  auch  für  das 
Receptum  gefordert  (Art.  13  Codice  die  Proc.  civ.;  §  360  der  aarg. 
P.  0.,  §  375  des  Genfer  P.  Ges.). 

Betreffend  das  französische  Recht  ist  weiter  auf  Art.  1007  Code  de 
Proced.  civ.  zu  verweisen: 

Le  compromis  sora  valable  oncore  qu'  il  no  fixe  pas  de 
delai;  et,  on  ce  can,  la  mission  des  arbitros  ne  durera  que 
trois  mois,  du  jour  du  compromis. 

3.  Nach  der  Einlassung  vor  Schiedsgericht  kann  aber  der  Mangel 
der  Schriftlicbkeit  nicht  mehr  gerügt  werden. 
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III.  Das  Schiedsgericht  darf  nur  innerhalb  der  ihm  durch  den 
Schiedsvertrag  speziell  eingeräumten  Kompetenz  handeln  und  soweit  sie 
reicht^  ist  dadurch  die  Anrufung  der  staatlicJmi  Gerichte  ausgeschlossen. 

1.  Der  Grundsatz  ist  klar.  Vgl.  I.  32  §  15  de  receptis  qui  arbi- 
trium  receperunt  4,  8: 

De  officio  arbitri  tractantibus  sciendum  est,  omoem  tracta- 
tum  ex  ipso  compromisso  sumendum;  nee  enim  aliud  ibi  licebit 
quam  quod  ibi,  ut  efficere  possit,  cautum  est.  Non  ergo  quod- 
libet  statuere  arbiter  poterit,  nee  in  qua  re  übet,  nisi  de  qua  re 
compromissum  est,  et  quatenus  compromissum  est. 

2.  Über  die  Frage,  ob  und  inwieweit  das  Schiedsgericht  sachlich 
kompetent  sei,  hat  es  selber  zu  entscheiden. 

3.  -Eine  Widerklage  ist  auch  im  schiedsgerichtlichen  Verfahren 
zulässig,  sofern  der  Rechtsanspruch,  auf  den  sie  sich  stützt,  von  den 
Parteien  der  Beurteilung  des  Schiedsgerichts  unterworfen  worden  ist. 
Dies  kann  geschehen  sein  z.  B.  dadurch,  dass  die  Kontrahenten  in 
genereller  Weise  erklärten,  es  seien  alle  aus  bestimmten  Rechtsver- 
hältnissen hervorgehenden  Streitigkeiten  schiedsgerichtlich  zu  entschei- 
den, sofern  eine  solche  Vereinbarung  gültig  ist. 

Liegt  dieser  oder  ein  ähnlicher  Fall  nicht  vor,  fehlt  es  der  Er- 
hebung einer  Widerklage  an  der  nötigen  formellen  Zulässigkeit. 

Aber  die  Kompetenz  des  Schiedsgerichts  kann  begründet  werden 
durch  vorbehaltlose  materielle  Einlassung  des  Widerbeklagten  auf 
die  Widerklage. 

4.  Eine  Forderung,  über  welche  ein  Schiedsgericht  zu  entscheiden 
hat,  kann  einer  vor  den  ordentlichen  Gerichten  gestellten  Klage  nicht 
mit  der  Einrede  der  Kompensation  entgegengehalten  werden.  Obschon 
diese  Einrede  einen  Erlöschungsgrund  geltend  macht,  enthält  sie  pro- 
zessualisch eine  selbständige  Forderung  (A.  E.  XXIII,  S.  781). 

IV.  Wird  die  Gültigkeit  eines  Schiedsgerichtsvertrages  bestritten^  so 
haben  darüber  die  ordentlichen  Gerichte^  deuten  der  Beklagte  unterworfen 
istj  zu  entscheiden  (zum  Unterchiede  von  der  Frage,  ob  ein  Proro- 
gationsvertrag  rechtsheständig  sei)* 

1.  Es  gibt  kein  anderes  Mittel,  um  die  Bestellung  eines  Schieds- 
gerichts zu  erzwingen,  als  dasjenige  der  ordentlichen  gerichtlichen 
Klage.     Sehr   oft  besteht    das  zum  Entscheide   berufene  Schiedsgericht 
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überhaupt  noch  nicht,  oder  es  ist  noch  nicht  mit  Gerichtsbarkeit  aus- 
gestattet (A.  E.  XXIV,  1.  T.  S.  62  u.  63  und  XXV,  1.  T.  8.  336/7). 
Unter  diesen  Umständen  muss  über  die  Rechtsgültigkeit  des  Kom- 
promisses und  über  die  Verbindlichkeit  bei  der  Konstituierung  des 
Schiedsgerichtes  mitzuwirken  in  einem  besondern  Verfahren  entschieden 
werden,  und  so  lag  es  dann  nahe,  den  Rechtsanspruch  wie  einen  ma- 
teriell rechtlichen  zu  behandeln  und  dem  Wohnsitzrichter  des  Beklagten 
zuzuweisen.  Hier  ist  die  Election  de  domicile  vorbehalten.  In  dem 
letztern  Falle  ist  es  möglich,  dass  die  Klage  gegen  eine  amerikanische 
oder  englische  Gesellschaft  in  SchaiFhausen  anhängig  gemacht  werden 
muss,  wenn  die  Parteien  dort  Domizil  gewählt  haben. 

2.  Bildet  der  Schiedsvertrag  eine  Nebenabrede  zu  einem  Haupt- 
vertrage, und  fallt  dieser  als  ungültig  dahin,  so  stürzt  auch  die 
Schiedsklausel. 

a)  Eine  Nebenabrede  zum  Hauptvertrage  teilt  das  rechtliche 
Schicksal  des  letztern  (R.  G.  Civ.  27  S.  379;  31  8.  397). 

b)  Die  Einlassung  vor  dem  Schiedsgerichte  ist  als  eine  Anerken- 
nung der  Rechtsgültigkeit  des  Schiedsvertrages  aufzufassen  (R. 
G.  Civ.  27  S.  381).  Anders  liegt  die  Sache,  wenn  der  Beklagte 
sich  weder  an  der  Bildung  des  Schiedsgerichts  beteiligt  nooh 
irgendwie  zu  erkennen  gegeben  hat,  dass  er  dasselbe  als  rechts- 
beständig anerkenne  (R.  G.  Civils  31,  S.  400). 

3.  Der  Einwand,  dass  der  Schiedsvertrag  durch  Vergleich  aufge- 
hoben sei,  ist  vom  Schiedsgericht  selbst  zu  prüfen  (Oberlandesgericht 
Hamburg  D.  J.  Z.  1903  VIII,  S.  108). 

4.  §  1037  der  deutschen  C.  P.  0.  bestinmit: 

Die  Schiedsrichter  können  das  Verfahren  fortsetzen  und 
den  Schiedsspruch  erlassen,  auch  wenn  die  Unzulässigkeit  des 
schiedsgerichtlichen  Verfahrens  behauptet,  insbesondere  wenn 
geltend  gemacht  wird,  dass  ein  rechtsgültiger  Schiedsvertrag  sich 
auf  den  zu  entscheidenden  Streit  nicht  beziehe  oder  dass  ein 
Schiedsrichter  zu  den  schiedsgerichtlichen  Verrichtungen  nicht 
befugt  sei. 

V.  Die  Frage^  ob  die  Anfechtung  eines  Schiedsgerichtsentscheides 
zulässig  sei,  ist  nach  den  Vorschriften  der  Oivilprozessordnung  zu 
entscheiden. 

1.  Es  kommt  vor,  dass  die  Parteien  in  Schiedsgerichtsverträgen  ver- 
einbaren, der  Entscheid  des  Schiedsgerichts  sei  inappellabel,  es  stehen 
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gar   keine    Rechtsmittel    gegen    ihn    zu.      Die    Formulierung   ist    ver- 
schieden. 

a)  In  Zürich  wurde  in  einem  Vertrage  gesagt:  die  Parteien  ver- 
zichten auf  jeden  weitern  Rekurs.  In  einem  andern  Eompro- 
miss  wurde  erklärt :  Die  Unterzeichneten  sind  übereingekommen, 
die  Streitigkeit  dem  Schiedsgerichte  des  Verbandes  schweizerischer 
Agenten  der  Qetreidebranche  in  Zürich  zur  Beurteilung  zu  unter- 
breiten und  anerkennen  das  Urteil  dieses  Schiedsgerichtes  als 
endgültig  und  inappellabel  für  beide  Teile. 

b)  In  Schiedsverträgen,  die  z.  B.  in  Antwerpen  an  der  Getreide- 
börse abgeschlossen  werden,  wird  bestimmt: 

Les  arbitres  sont  dispeoses  de  toutes  formalites  de  pro- 
c6dure  quelconques. 

Les  soussign^s  d^clarent  avoir  produit  tous  les  moyens  de 
defense,  au  moment  de  la  signature  du  präsent  compromis. 
La  d^cision  des  susdits  arbitres  est  en  dernier  ressort,  sans 
appel,  ni  Cassation,  ni  requ^te  civile,  ni  aucune  autre  voie  de 
recours  quelconques.  Les  parties  d^rogent  k  toutes  lois  et 
ordonnances  contraires  et  notamment  k  l'article  378  du  code  de 
procedura  civile. 
Art.  378  des  Proz.  Ges.  bezieht  sich  auf  die  Ausstandsgründe. 

c)  Die  Conditions  gen^rales  far  Kaffeekaufsgeschäfte  daselbst  ent- 
halten folgende  Bestimmung: 

Toute  contestation  de  quolque  nature  qu'elle  seit  sur 
Texecution  du  marche  scra  jug6c  par  les  arbitres  de  la  Cham- 
bre  arbitrato  pour  les  caf^s,  dont  la  decision  sera  finale,  les 
parties  contraetantes  s'engageant  k  s'y  soumettre  et  renon^ant 
k  toute  voie  judiciaire. 

d)  Ferner  sagen  die  Conditions  generales  für  Tabakblätterhandels- 
geschäfcc  daselbst: 

Toute  contestation  qui  ne  peut  s'arranger  k  Famiable  et 
est  deferee  a  la  Chambre  arbitrale  et  de  coneiliation  des  tabacs,  k 
Anvers,  jugeant  dans  la  limite  de  ses  Statuts,  aux  d6cisions  de 
laquelle  les  parties  contraetantes  s'engagent  k  se  soumettre, 
renongant  ainsi  k  toute  voie  judiciaire. 

Die  Frage,  welche  Rechtsmittel  gegen  Schiedsgerichtsurteile  zuläs- 
sig seien,  ist  in  den  einzelnen  Gesetzgebungen  verschieden  geordnet. 
Es  gibt  Gesetze,  die  eine  Appellation,  andere,  die  nur  eine  Kassation 
zulassen.  Und  der  privatrechtlichen  Ordnung  dieser  Fragen  ist  dabei 
ein  gewisser  Spielraum   eingeräumt.     Soweit   diese  Dispositionabefugnis 
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nicht  förmlich  sanktioniert  ist,  muss  davon  ausgegangen  werden,  dass 
es  sich  bei  dem  Rechtsmittelsystem  um  Öffentliches  und  zwingendes 
Recht  handelt,  —  eine  Kassationsbeschwerde  wird  also  in  der  Regel 
zulässig  sein. 

In  diesem  Sinne  ist  z.  B.  auch  in  Zürich  entschieden  worden 
(H.  E.  XVIII,  S.  59).  Das  Gesetz  betreffend  die  Civilrechtspflege  für 
den  Kanton  St.  Gallen  von  1900  enthält  in  Art.  253.8  folgende  Be- 
stimmung : 

Der  Ausschluss  des  Rechtsmittels  der  Nichtigkeitsbeschwerde, 

des  neuen  Rechtes  und  der  Erläuterung  im  Schiedsverträge  ist 

ungültig. 

In  der  Konzession,  welche  der  Yolkraad  der  südafrikanischen  Re- 
publik 1890  der  Niederländisch  -  südafrikanischen  Eisenbahnaktienge- 
sellschaft erteilte,  wurde  für  alle  Streitigkeiten  zwischen  dieser  Gesell- 
schaft und  dem  Staate  ein  Schiedsgericht  vereinbart.  Darnach  (Art. 
XXXVIII)  sollen  die  Schiedsrichter  ihren  Entscheid  abgeben:  zonder 
vorm  van  proces  (without  being  bound  to  any  form  of  procedure). 

2.  Anders  verhält  es  sich  bezüglich  des  Ausspruchs  von  Arbi- 
tratoren  oder  Taxatoren.  Welche  Folgen  es  hat,  wenn  ihr  Ausspruch 
aus  Innern  Gründen  oder  wegen  formeller  Verstösse  angefochten  wird, 
lässt  sich  nur  aus  dem  vertragsmässigen  Übereinkommen  der  Parteien 
entnehmen  (Reichsgericht  Civils.  45  S.  351  und  352). 

Anmerkungen. 

1.    Es    gibt  einzelne   schweizerische   Besonderheiten.      Vgl.   §  102   des    Zürch. 

Proz.-GeB. : 

Das  Handelsgericht  entscheidet  als  Schiedsgericht  in  allen  Handels- 
streitigkeiten über  500  Franken,  welche  nicht  unter  die  Bestimmungen 
der  §§  95  und  96  fallen,  aber  von  den  Parteien  auf  dem  Wege  der 
Vereinbarung  an  dasselbe  gebracht  werden.  Den  Parteien  steht  als- 
dann frei,  zu  verlangen,  dass  das  Handelsgericht  für  den  betreffenden 
Fall  bloss  aus  einem  Mitgliede  des  Obergerichtes  und  vier  kauf- 
männischen Richtern  bestehen  solle.  In  diesem  Falle  ist  jede  Partei 
berechtigt,  vier  kaufmännische  Richter  ohne  Angabe  von  GrQnden 
abzulehnen. 

Darin  kann  man  ein  forum  prorogatum  erblicken  (Z.  für  Schweiz.  R.  N.  F., 
XVII,  S^  118). 

Das  Civ.-Pr.-Ges.  von  Bern  bestimmt  in  §  373: 

Die  gerichtlichen  Behörden  des  Kantons  sind  verpflichtet,  jede 
innert  den  Grenzen  des  §  8()H  erfolgte  Übertragung  zum  Schiedsspruch 
anzunehmen. 


304 

Im  schweizerischen  Rechte  kann  gegen  die  Gültigkeit  des  schiedsgerichtlichen 
Forums  Art.  59  B.  V.  nicht  angerufen  werden. 

Vgl.  E.  Fehr,  Das  Schiedsgericht  in  der  schweizerischen  Zivilprozessgesetz- 
gebung.   Diss.  Zürich  1903. 

2.  Der  Abschluss  von  Schiedsgerichtsverträgen  ist  Qberall  da  ausgeschlossen, 
wo  öffentlich-rechtliche  Interessen  im  Spiele  liegen.  Durch  die  Kompromissklausel 
kann  auch  das  Moderationsverfahren,  welches  einzelne  Gesetze  bezüglich  des  Honorars 
der  Advokaten  aufstellen,  nicht  ausser  Kurs  gesetzt  werden  (A.  E.  XXIX,  2.  T., 
S.  588  und  589). 

3.  Es  ist  hier  auf  das  in  §  44  abgedruckte  Reglement  de  Plnstitut  fOr  ein 
internationales  Schiedsgerichtsverfahren  zu  verweisen,  sowie  auf  die  Convention  pour 
le  r^glement  pacifique  des  conflits  intematiouaux  (von  1899).  Vgl.  S.  274;  280  oben. 

4.  Der  Schiedsvertrag  der  Parteien  geht  auch  auf  die  Erben  über.  Der  frühere 
Godice  di  Proced.  oiv.  des  Kantons  Tessin  sagte  dieses  ausdrücklich  (Art.  544). 

5.  Der  juristischen  Konstruktion  eines  Vergleiches  scheint  §  577  der  öster- 
reichischen Civilprozessordnung  zu  huldigen,  denn  er  bestimmt: 

Die  Yereinbaining,  dass  die  Entscheidung  einer  Rechtsstreitigkeit 
durch  einen  oder  mehrere  Schiedsrichter  erfolgen  solle  (Schiedsvertrag), 
hat  insoweit  rechtliche  Wirkung,  als  die  Parteien  über  den  Gegenstand 
des  Streites  einen  Vergleich  abzuschliessen  fähig  sind. 

6.  Das  vormalige  deutsche  Reichsoberhandelsgericht  sprach  aus,  es  sei  eventuell 
derjenigen  Partei,  w^elche  die  Gültigkeit  des  Schiedsvertrages  behaupte,«  der  Beweis 
für  den  Inhalt  des  im  bestimmten  Falle  massgebenden  fremden  Gesetzes  aufzulegen, 
wenn  der  Richter  davon  keine  vollkommen  sichere  Kenntnis  habe  (R.  O.  H.  G.,  II., 
S.  298). 


§  46.  Der  prorogierte  Gerichtsstand  im  allgemeinen. 

V.  Bar  II,  S.  447—449 ;  469. 

A.  Allgemeine  Auafühmngen. 

1.  Die  Prorogation  kann  von  physischen  oder  juristischen  Perso- 
nen vorgenommen  werden. 

2.  In  der  Regel  wird  als  prorogierter  Gerichtsstand  derjenige  des 
Domizils  der  einen  Partei  bestimmt  werden. 

3.  Gegen  die  verschiedenen  Gestalten  der  Prorogation  kann  im 
schweizerischen  Rechte  weder  interkantonal  noch  international  Art  59 
B.  V.  angerufen   werden. 

4.  Speziell  in  der  modernen  Welt  besteht  in  vielen  Fällen  ein 
praktisches  Interesse,  von  der  Prorogation  Gebrauch  zu  machen.  Es 
ist  zu  erinnern  an  die  Tatsache,  dass  z.  B.  die  Stellen  der  Aufsichts- 
räte von  Banken,  Versicherungsgesellschaften  u.  s.  w.  international  be- 
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setzt  zu  werden  pflegen.  Dann  besteht  auch  zuweileu  ein  gewisses 
Misstrauen  in  die  Gerichte  eines  bestimmten  Landes  (z.  B.  des  Schuld- 
ners) und  für  diesen  Fall  ist  die  Prorogation  des  Forum  des  Gläubi- 
gers ein  geeignetes  Mittel,  versöhnend  zu  wirken. 

5.  Es    ist    davon    auszugehen,    dass    durch    die   Prorogation    eine 
Pflicht  des  prorogierten  Gerichts  sie  anzunehmen  nicht  begründet  wird. 

6.  Besonders  zu  beachten  ist  die  Regelung  der  Prorogation  im 
französisch -schweizerischen  und    französisch -belgischen  Staatsvertrage. 

7.  Die  Prorogation  ist  nicht  in  allen  Gebieten  des  Privatrechts 
zulässig. 

Art.  69  des  italienischen  Codice  di  Proced.  civ.  bestimmt: 

La  giurisdizione  non  puö  essere  prorogata  dalle  parti,  salvo 
i  casi  stabiliti  dalla  legge. 

Und  Art.  95  sägt: 

Nel  caso  di  cleziono  di  domicilio  a  norma  delParticolo 
19  del  codico  civile,  raziono  si  pu6  proporre  davanti  l'auto- 
ritä  giudiziaria  del  luogo  in  cui  fu  elqtto  il  domicilio. 

Beispielsweise  ist  eine  Prorogation  des  Gerichtsstandes  nicht  zulässig: 

a)   in    denjenigen  Streitigkeiten,    bezüglich   welcher  ein  exklusives 

Forum  aufgestellt  ist, 
h)   in  Ehescheidungssachen  (A.  E.  IX,  S.  466), 
c)    in  Konkursstreitigkeiten. 

Ein  Verbot  der  Prorogation  enthält  das  B.  G.  betr.  Beaufsichti- 
gung von  Privatunternehmungen  im  Gebiete  des  Versicherungswesens 
von  1885  Art.  2,  indem  hier  bestimmt  wird: 

Bestimmungen  des  Versicherungsvertrages,  welche  mit 
diesen  Vorschriften  im  Widerspruch  stehen,  sind  ungültig. 

Nach  §  104  der  österreicliisclien  Jurisdiktionsnorm  muss  die  Ver- 
einbarung über  eine  Unterwerfung  schon  in  der  Klage  urkundlich 
nachgewiesen  werden. 

Die  Piorogation  muss  sich  nach  einzelnen  Gesetzen  auf  bestimmte 
einzelne  Rechtsverhältnisse  oder  Rechtsstreite  beziehen.  Vgl.  z.  B.  in 
diesem  Sinne  §  104.0  österr.   Jurisdiktionsnorm  und  v.  Bar  II.,  S.  447. 

8.  Die  Prorogation  ist  im  Strafprozosio  ausgeschlossen. 

9.  Die  vertragliche  Prorogation  fällt  wieder  dahin,  wenn  das  aus- 
wärtige Gericht  die  Entscheidung  nicht  übernehmen  will;  denn  sonst 
würde  eine  Rechtsverweigerung  entstehen  (v.  Bar  II,  S.  447). 

Meili,  Intcrnationnlcs  (ivilprozeshri'cht,  20 
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10.  Das  belgische  Gesetz  von  1876  sieht  die  Election  de  domicile 
als  einen  internationalen  Konipetenzgrund  ausdrücklich  vor  (Art.  52, 
Nr.  2). 

B.  Die  verBohiedenen  Arten  der  Prorogation. 

1.  Sie  kann  entstehen  auf  Grund: 

a)  eines  Vertrages, 

b)  einer  Election  de  domicile, 

c)  einer  stillschweigenden  Unterwerfung. 

2.  Die  Tragweite  der  Prorogation  ist  in  jedem  einzelnen  Falle 
speziell  zu  untersuchen. 

G.  Die  Wirkung   der  Prorogation. 

I.  Der  prorogierie  (Serichtsstand  hat  begrifflich  heineti  exklusiven 
Charakter,  Im  Zweifel  kommt  ihm  nur  eine  fnkultative  Natur  zu^  so- 
weit nicht  durch  Staatsverträge  oder  Privatvei'träge  etwas  anderes 
bestimmt  ist. 

1.  Aus  der  Yertragsnatur  der  Prorogation  ergibt  sich  für  die 
Frage,  ob  der  Kläger  nur  beim  prorogierten  Gericht  oder  auch  beim 
gesetzlichen  Forum  des  Beklagten  klagen  könne,  keine  für  alle  Fälle 
gültige  Lösung.  Im  einzelnen  Falle  ist  die  wahre  Parteiintention  zu 
eruieren.  Die  Vertragsnatur  kann  höchstens  dafür  ins  Feld  gefuhrt 
werden,  dass  der  vereinbarte  Gerichtsstand  für  beide  Parteien  in 
gleicher  Weise  entweder  ein  fakultativer  oder  ein  ausschliesslicher 
sein  solle.  Diese  der  allgemeinen  Theorie  entsprechenden  Sätze  sprach 
die  Appellationskammer  Zürich  für  das  interkantonale  Recht  aus  (Blätter 
für  Zürcherische  Rechtsprechung  II,  1903  S.  55  —  58).  Sie  gelten  aber 
auch  international.  Wenn  z  B.  ein  Leipziger  Haus  mit  einem  Zürcher 
vereinbart,  dass  beide  Parteien  in  Leipzig  Rechtsdomizil  nehmen,  so  ist 
an  sich  das  Leipziger  Haus  befugt,  trotzdem  in  Zürich  zu  klagen. 

Zuweilen  wird  dies  speziell  geordnet.  In  einer  mir  vorgelegten 
Schlussnote  eines  Kaufmanns  in  Hamburg  kommt  folgende  Aus- 
führung vor: 

Bei  etwa  entstehenden  Streitigkeiten  unterwerfen  sich  beide 
Parteien  den  Hamburger  Gerichten  und  zwar  in  letzter  Instanz 
(soweit  das  Landgericht  die  I.  Instanz  bildet)  dem  Urteil  des 
banseatischen  Ol)erlandesgenchts.  Die  klägerischo  Partei  soll  in- 
dessen auch  berechtigt  sein,  die  l)eklagtische  an   deren  Domizil 
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zu  belangen.  Allein  auch  dann,  wenn  eine  Yertragsbestimmung 
nach  dieser  Richtung  fehlt,  ist  in  der  Regel  davon  auszugehen, 
dass  das  generelle  Forum  des  Domizils  angerufen  werden  kann. 

2.  Auf  Grund  einer  Election  de  domicile  ist  der  Richter  des  ge- 
wählten Domizils  allein  kompetent: 

a)  absolut  nach  Art.  3  des  französisch  -  schweizerischen  Staatsver- 
trages, 

b)  unter  einem  Vorbehalt  nach  Art.  3  §  1  des  französisch -bel- 
gischen Staats  Vertrages  von  1899  (Journal  XXX,  1903  p.  200 
und  201).     Art.  3  bestimmt: 

liorsqu'un  domicile  attributif  de  juridiction  a  ete  elu  dans 
Tun  des  pays  pour  Tox^cution  d'un  acte,  les  juges  du  lieu 
du  domicile  61u  sont  souls  comp6tent8  pour  connattre  des  conte- 
stations  relatives  ä.  cet  acte. 

Si  cependant  le  domicile  n^a  4U  üu  qu'en  faveur  de  Vune 
des  parties  contractanies,  celle-ri  conaerve  le  droit  de  saisir  tout 
autre  juge  compHe^iU 

3.  Die  Staats  vertrage  enthalten  keine  Bestimmung  darüber,  ob  das 
prorogierte  Gericht  verpflichtet  sei,  die  Prorogation  anzunehmen. 

II.  Wird  die  Rechtsbeständigkeit  eines  Ptorogationsvertrages  oder  einer 
El-ection  de  domicile  be$friffe?i,  so  ist  die  Frage  (nach  Art  einer  Kom- 
petenzfrage) vom  Gerichte  des  geicählten  Orts  zu  entscheiden. 

1.  Die  blosse  Bestreitung  der  Tatsache,  dass  eine  rechtsgültige 
Prorogation  des  Forum  vereinbart  worden  sei,  dispensiert  nicht  von  der 
Pflicht,  sich  vor  dem  prorogierten  Richter  auf  die  Sache  einzulassen. 
Es  darf  nicht  eingewendet  werden,  es  müsse  die  Gültigkeit  des  Ver- 
trages durch  Urteil  des  Richters  des  Wohnsitzes  des  Beklagten  zuerst 
festgestellt  werden.  Die  Prorogation  bleibt  wirksam,  bis  der  Nachweis 
der  Ungültigkeit  geleistet  ist.  Sonst  läge  es  in  der  Hand  des  Beklagten, 
in  jedem  Falle  durch  Bestreitung  der  Rechtsverbindlichkeit  des  be- 
treffenden Vertrages  die  Prorogation  des  Gerichtsstandes  unwirksam 
zu  machen  (A.  E.  VI,  S.  10:  XXIV,  1.  T.  S.  61  u.  62;  XXVI,  1.  T. 
S.  184  u.  185). 

2,  Anders  ist  die  Sache,  wenn  die  Rechtsgültigkeit  eines  Schieds- 
gerichtes angefochten  wird  (S.  300  oben). 
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§  47.  Der  prorogierte  Gerichtsstand  auf  Grund  eines  Vertrages. 

Auf  Grund  einer  vertraglichen  ünterteerfung  kann,  soweit  sie  den 
Parteien  gestattet  ist,  ein  an  sich  nicht  kompetentes  ausländisches  Gericht 
kompetent  werden.  Dieser  Gerichtsstand  (forum  prorogatum  aive  con- 
ventionale)  muss  auch  international  anerkannt  werden. 

1.  Eine  Prorogation  durch  Vertrag  liegt  z.  B.  vor: 

a)  auf  Grund  der  Vereinbarung  der  schweizerischen  Baumwoll- 
spinner über  das  Verfahren  bei  Keklamationen  wegen  zu  ge- 
ringer Qualität,  Gewichtsmanko  und  falscher  Packung  von  über- 
seeischer Baumwolle.  Das  Zürcherische  Handelsgericht  entscheidet 
gemäss  dem  Antrage  der  Interessenten  über  diesfallige  Streitig- 
keiten (Handbuch  H,  S.  268  u.  269). 

b)  auf  Grund  der  Unterzeichnung  von  Vertragsformularen,  welche 
Banken  (z.  B.  in  Frankfurt)  ihren  Kunden  vorlegen: 

Unsere  Kommittenten  unterwerfen  sich  wegen  aller  beider- 
seitigen Ansprüche  und  aller  Streitigkeiten,  welche  aus  der 
Kontokorrent-  und  Geschäftsverbindung  mit  uns  entstehen  könnten, 
dem  Gerichtsstand  der  hiesigen  Gerichte. 

2.  Wenn  die  Parteien  sich  f/am  allgemein  einem  ausländischen 
Gerichte  unterwerfen  (z.  B.  in  folgender  Weise:  Alle  Streitigkeiten 
über  die  Auslegung  des  gegenwärtigen  Vertrages  sind  von  dem  Gerichte 
in  Berlin  zu  beurteilen),  so  müssen  die  gerichtlichen  Instanzen  als 
zuständig  angesehen  werden,  welche  nach  der  Deutschen  Civilprozess- 
ordnung  kompetent  sind.  Sachlich  besteht  die  Kompetenz  z.  B.  be- 
züglich aller  Fragen,  welche  sich  auf  die  Rechtsbeständigkeit  des  Ver- 
trages, die  Erfüllung  oder  Schadenersatz  wegen  Nichterfüllung  beziehen- 
Formell  sind  diejenigen  Gerichte  kompetent,  welche  nach  der  deutschen 
C.  P.  0.  kompetent  sind  (die  gewöhnlichen  Civilgerichtc  oder  Kammern 
für  Handelssachen). 

Der  Abschluss  eines  Vertrages  kann  nicht  geschlossen  werden  aus 
der  vorbehaltlosen  Annahme  der  Faktur,  in  welcher  gesagt  wird:  Ge- 
richtsstand ist  Berlin.  Die  Faktur  bildet  keinen  Bestandteil  des  Ver- 
trages, und  sie  wird  naturgenüiss  dem  andern  Kontrahenten  erst  nach 
Abschluss  des  Vertrages  zugestellt.  Eine  derartige  einseitige  Vermer- 
kung verpflichtet  nicht  einmal  zu  einem  Protest,  so  dass  aus  einer 
Unterhissimg  desselben  auch  nicht  auf  eine  narhfrä'glirhe  Anerkennung 
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oder  Vereinbarung  geschlossen  werden  darf  (Urteil  des  B.  G.  H,  E. 
XX,  S.  45).  Das  Bundesgericht  sprach  aus,  dass  die  vorbehaltlose 
Entgegennahme  einer  Faktur  mit  der  Notiz:  zahlbar  am  Orte  X  in 
Prankreich  keine  Election  de  domicile  enthalte  (A.  E.  XXIII,  2.  T. 
S.  1584): 

On  ne  saurait  conclure  de  ce  seul  fait  qu'il  (sc. :  der  Be- 
klagte) ait  entendu  faire  61ection  de  domicile  au  lieu  iudiqu6 
pour  le  paiemeut  et  se  scumettre  k  la  juridiction  des  juges  de 
ce  lieu  pour  toutes  Ics  contestations  auxquelles  Tex^cution  du 
march6  pourrait  donner  naissance. 

Die  in  Art.  19  des  italienischen  Codice  civile  für  die  Election  de 
domicile  verlangte  schriftliche  Beurkundung  liegt  auch  nicht  in  einer 
EJausel,  welche  der  Faktur  beigefügt  ist.  Das  Zürch.  Handelsgericht 
drückt  sich  darüber  folgendermassen  aus  (Z.  für  internat.  Priv.-  u.  St.- 
E.  IX,  S.  162—164): 

Derartige  nachträgliche  einseitige  Ergänzungen  des  Yer- 
tragsinbaltes  sind  für  den  Gegenkontrahenten  selbstverständlich 
so  lange  unverbindlich,  als  derselbe  sie  nicht  annimmt  (Art.  1 
0.  R.).  Abgesehen  davon,  dass  die  in  Frage  stehende  in  kleiner 
Druckschrift  auf  den  Fakturen  angebrachte  Bemerkung  dem 
Beklagten  sehr  leicht  entgehen  oder  von  ihm  miss verstanden 
werden  konnte,  darf  sein  Stillschweigen  hierüber  vorliegend 
j edenfalb  nicht  als  Zustimmung  ausgelegt  werden,  da  nicht 
gesagt  werden  kann,  dass  die  gute  Treue  des  kaufmännischen 
Verkehrs  von  ihm  eine  Antwort  auf  diesen  nachträglichen  Zu- 
satz erheischt  hätte. 

Ganz  speziell  gilt  dies  bei  dem  Vordruck  einer  Komraissionsnote, 
welche  der  Reisende  nach  Abschluss  des  Geschäfts  dem  Kunden  über- 
gibt. Diese  Kommissionsnote  hat  nicht  die  Bedeutung  einer  Schluss- 
note oder  eines  Bestätigungsschreibens,  welche  zwischen  den  Vertrags- 
teilen gewechselt  werden  und  dispositive  Erklärungen  derselben  ent- 
halten. Der  Vordruck  der  Kommissionsnote  „Erfüllungsort  ist  X"  ist 
deshalb  nicht  verbindlich,  wenn  er  nicht  mündlich  vereinbart  worden 
ist,  wie  dfiw  Oberlandesgericht  Hamburg  ausführte  (D.  J.  Z.  1903, 
8.  108  Nr.  7). 

Das  deutsche  Reichsgericht  sprach  sich  über  den  Vermerk,  der 
in  einer  mit  der  Ware  übersandten  Faktur  enthalten  ist,  „Erfüllungs- 
ort  Berlin*  dahin  aus,  eine  derartige  einseitige  Äusserung  nach  erfolg- 
ter Bestellung  und  nach  Abschluss   des  Vertrages   sei   unerheblich  (N". 
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F.  II,  S.  133 — 136).  Vollends  bedeutungslos  ist  der  in  einer  Preisliste 
enthaltene  Vermerk  über  den  Erfüllungsort,  weil  in  der  Übersendung 
derselben  noch  keine  Offerte  liegt  (D.  J.  Z.  1904,  S.  608). 

Anders  liegt  die  Sache  dann,  wenn  die  Fixierung  eines  bestimm- 
ten Gerichtsstandes  Yon  Anfang  an  zum  wirklichen  Bestandteil  einer 
Offerte  gemacht  und  wenn  bei  der  Acceptation  hiergegen  nicht  oppo- 
niert worden  ist.  Immerhin  kann  eine  vertragliche  Verständigung  da- 
rin nicht  gefunden  werden: 

Dass  auf  einer  Bestellung  der  gedruckte  Vermerk  steht: 
beiderseitiger  Erfüllungsort  Köln, 

dass  auf  Prospekten  von  Weinhäusem  die  Notiz  gesetzt 
wird:  beiderseitiger  Erfüllungsort  ist  Trier. 

Speziell  würde  ein  Schweizer  sich  durch  Unterzeichnung  einer 
solchen  Urkunde  des  verfassungsmässigen  Rechtes  nicht  begeben.  Der 
Regel  nach  hat  er  kein  Bewusstsein  von  der  rechtlichen  und  speziell 
der  prozessualischen  Bedeutung  jener  Klausel,  weil  es  bei  uns  ein 
Forum  des  Erfüllungsorts  nur  ganz  ausnahmsweise  gibt  und  die  Klausel 
den  Eifekt  selbst  nicht  klar  bezeichnet. 

3.  Die  Vereinbarung  über  die  Prorogation  des  Forum  kann  natürlich 
nicht  etwa  als  ein  Schiedsgerichtsvertrag  bezeichnet  werden :  es  müssen  da- 
her auch  nicht  die  Formen  beobachtet  werden,  die  bezüglich  der  letz- 
tern vorgeschrieben  sind.  Indessen  ist  auch  für  die  Election  de  domi- 
cile  mehrfach  die  Schriftlichkeit  vorgeschrieben : 

a)  in  Frankreich  gemäss  dem  Wortlaute  des  Art.   111: 

Lorsqu'wn  acte  contiendra,  de  la  part  des  parties  ou  de 
l'une  d'elles,  election  de  doraicile  pour  Tex^cution  de  ce  mdme 
acte  dans  un  autre  Heu  que  celui  du  domicile  r6el, 

b)  in  Italien  gemäss  Art.  19  Cod.  civ. 

Si  pu6  eleggere  domicilio  speciale  per  certi    affari   od  atti. 
Quest'  clezione  deve  risultare  da  prova  scritta. 

§  48.    0er  prorogierte  Gerichtsstand  auf  Grund  einer  Election 

de  domicile. 

Eine  Prorogation  kann  international  rechtsgültig  begründet  werden 
durch  die  Wahl  (Ines  Sjyezialdomizils  (Election  de  domicile).  Die  Unter- 
uerfung  unter  ein  bestimmtes  Gericht  erscheint  dann  als  eine  Bechts- 
folge  dieses  Aktes. 
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1.  Mit  der  Annahme  einer  Election  de  domicile  und  dem  daraus 
folgenden  Verzichte  auf  den  verfassungsmässigen  oder  regulären  Ge- 
richtsstand darf  es  speziell  in  der  Schweiz  nicht  leicht  genommen  wer- 
den (A.  E.  XXVI,  1.  T.  S.  184-186). 

2.  Die  Election  de  domicile  liegt  z.  B.  dann  vor: 

a)  wenn,  wie  es  in  Statuten  von  französischen  Aktiengesellschaften 
vorkommt,  gesagt  wird: 

Dans  le  cas  de  contestation  tout  actionnaire  doit  faire  Elec- 
tion de  domicile  k  Paris  et  toutes  les  assignations  et  notifi- 
cations  sont  valablement  donn6es  au  domicile  Elu  par  lui,  sans 
avoir  egard  k  sa  demeure  actuelle.  Le  domicile  61u  entrainera 
attribution  de  Jurisdiction  aux  tribunaux  competents  de  la  Seine 
tout  en  dcmandant  qu'en  defendant. 

Damit  ist  die  Sache  ganz  klar  gestellt. 

Das  forum  prorogatum  verbleibt  auch  dann  zuständig,  wenn 
die  Aktiengesellschaft  in  Konkurs  gerät  und  also  der  Syndic 
die  ihr  zustehenden  Rechte  geltend  macht  (A.  E.  XV,  S.  234 
bis  236). 

Die  Election  de  domicile  äussert  aber  ihre  Wirkung  auf 
das  Forum  nicht  mehr,  wenn  der  Aktionär  seine  Aktien  ver- 
äussert hat,  wenigstens  dann  nicht,  wenn  dies  unter  Geneh- 
migung der  Aktiengesellschaft  geschah  (A.  E.  XIX,  S.  732  u.  733). 
Ein  Aktionär,  der  im  Auslande  an  einer  Gesellschaft  sich  be- 
teiligt und  dort  kraft  der  Statuten  Domizil  nimmt,  ist  der  aus- 
ländischen Jurisdiktion  unterworfen:  er  ist  dadurch  gebunden 
(Journal  II,  p.  446  u.  447).  Eine  Note  zu  dieser  Entscheidung 
führt  noch  aus:  De  cette  election  de  domicile  et  des  clauses 
de  l'acte  de  societe,  resultait,  pour  chaque  actionnaire,  Tobli- 
gation  de  se  soumettie  aux  decisions  rendues  par  le  tribunal 
etrangcr. 

b)  wenn  z.  B  in  einem  Vertrage  über  die  Lieferung  elektrischer 
Kraft  bestimmt  wird: 

La  Soeicte  Pran^aiso  et  la  Societe  Suisse  fönt  election  de 
domicile  attributif  de  Jurisdiction  du  prösent  traite  en  leur 
bureaux  ä  Lyon. 

c)  wenn  Geschäfte  (z.  B.  Banken)  sich  von  ihren  Kunden  in  Dar- 
lehens-Pfandverträgen  eine  Erklärung  geben  lassen,  die  z.  B. 
so  lautet: 
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dass  sie  bei  der  Bank  Domizil  nehmen  und  die  Gerichte 
dieses  Domizils  als  kompetent  anerkennen. 

Für  alle  Verpflichtungen»  welche  der  unterzeichnete  Schuld- 
ner  bei  der   Bank  .  .  .  eingeht   oder   bereits  eingegangen  hat, 
wählt    er   ausdrücklieh   das   Lokal   der  Bank  als  Rechtsdomizil. 
Es  kann  keinem  Zweifel  unterliegen,  dass  derartige  Vereinbarungen 
rechtsgültig  sind  (auch  interkantonal  vgl.  Blumer-Morel  I,  8.  557).  Vgl. 
auch  Journal  XIII,  8.  325: 

attendu  qu^aucun  principe  de  droit  ne  s'oppose  ä  ce  que  des 
Frangais  contractant  seit  en  France  seit  a  l'etranger  attribuent 
conventionellement  comp6tence  k  une  juridiction  situee  hors  de 
France. 
Angesichts  der  Formulierung  dea  Staatsvertrages  zwischen  Frank- 
reich und  Baden  von  1846  (das  Gericht  des  Orts  ist  zuständig,  welchen 
die  Parteien   zum    Wohnsitz   für   den   Volhug  eifie.^i   Vertrages  gew^ählt 
haben]  wurde  freilich  über  den  Umfang  der  Kompetenz  gestritten. 
Ein  anderes  Beispiel,  wenn  bestimmt  wird:. 

Les  parties  contractantes  prennent  domicile  i  .  .  .  et  d^- 
clarent  en  outre  se  soumettre  au  Code  fedöral  des  Obligations 
en  ce  qui  concerne  Tex^cution  des  präsentes  Conventions. 

3.  Eine  Election  de  domicile  wird  u.  U.  auch   ohne  jede  formelle 
Erklärung  auf  Grund  bestimmter  Tatsachen  angenommen. 

Der   8taat8vertrag   zwischen    Prankreich   und   Belgien  enthält  fol- 
gende Bestimmung  (Revue  de  droit  int.  N.  8.  I,  p.  371)  in  Art.  3: 

§  2.  Tout  industriel  ou  commer^ant,  toute  societ6  civile  ou 
commerciale  de  l'un  des  deux  pays,  qui  etablit  une  succursale 
dans  Tautre  est  r6put6  faire  Election  de  domicile,  pour  le  juge- 
ment  de  toutes  les  contestations  concernant  les  Operations  de  la 
succursale,  au  lieu  ou  celle-ci  a  son  si^ge. 

4.  Die  Election  de  domicile  ist  ausdrücklich  vorgesehen: 

a)  im  Staatsvertrage  zwischen  Frankreich  und  dem  Grossherzogtum 
Baden  (Art.  2,  Nr.  5),  wie  soeben  bemerkt  wurde. 

b)  im  Staats  vertrage  zwischen  Frankreich  und  der  Schweiz  (Art.  3). 

5.  Die  Election  de  domicile  verpflichtet  auch  die  Erben  (F.  N.  L. 
Aberson,  Het  gekozen  domicilie.  Leiden   1880  S.  38  ff.). 

Anmerkungen. 

1.    In  Art.  32.3  des  tessinischen  Codice  di  Procedura  civile  wird  bestimmt: 

L'accordo  delle  parti  puö  prorogare  la  giurisdizione  solo  quando 
la  controversia  abbia  per  oggetto  delle  pretese  patriraoniali,  e  quando 
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]a  conipetenza  non  sia  cxcIusWamente  riservata  ad   altro  gindice  per 
ragione  di  materia  o  di  valore. 

2.  Es  ist  noch  einmal  auf  Art.  3  des  französisoh-schweizen sehen  Staatsvertrages 
hinzuweisen,  nach  welchem  auf  Grund  einer  Election  de  domicile  der  Richter  des  ge- 
wählten Domizils  al'efn  kompetent  ist. 

3.  Ein  gewUhltes  Domizil  wird  auch  im  Markenrecht  anerkannt.  Vgl.  das 
Bundesgesetz  betreffend  den  Schutz  der  Fabrik-  und  Handelsmarken,  der  Herkunfts- 
bezeichnungen  Ton  Waren   und   der   gewerblichen   Auszeichnungen   (1890).     Art.  30 

bestimmt : 

Die  Klage  gegen  einen  ausserhalb  der  Schweiz  wohnenden  Hinter- 
leger einer  Marke  kann  vor  das  Gericht,  in  dessen  Bezirk  das  eid- 
genössische Amt  seinen  Sitz  hat,  gebracht  werden,  es  sei  denn,  dass 
der  betreffende  Hinterleger  diesem  Amt  ein  von  ihm  in  der  Schweiz 
gewähltes  Domizil  angegeben  hätte. 


§  49.     Der  prorogierte  Gerichtsstand  auf  Grund  stillschweigender 

Unterwerfung. 

I.  Die  Prorogation  entsteht  in  international  rechtsgültiger  Weise  durch 
schlüssige  Handlungen,  aus  denen  sich  die  Unterwerfung  unier  ein  be- 
stimmtes Gericht  ergibt.  Der  rechtliche  Grund  liegt  hier  in  der  Unter- 
lassung einer  Inkotnpffemeinrede  und  in  der  Einlassung, 

1.  Die  Erhebung  der  InkompeteDzeinrede  muss  in  forrakorrekter 
Weise  nach  Vorschrift  der  lex  fori  (in  der  Regel  dem  Eintreten  auf 
die  Hauptsache  vorausgehend)  angebracht  werden.  Es  genügt  nicht 
ein  allgemeiner  Vorbehalt:  nur  dann,  wenn  die  Einrede  der  Inkompe- 
tenz in  den  bestimmten  Formen  und  Fristen  der  lex  fori  gestellt  wird, 
kann  einer  Prorogation  ausgewichen  werden,  von  der  hier  die  Rede  ist. 
Die  Parteien  sind  eben  auch  in  dem  durch  den  Prozess  begründeten 
Verhältnisse  zu  gegenseitiger  bona  fides  verpflichtet.  C.  Xorsa  in  Rev. 
de  droit  intern.  YlII,  187(>,  p.  643  sagt  zutreffend: 

De  möme  que  la  c'ompetence  territoriale  peut  etre  prorog^e 
par  le  consentement  des  parties,  un  Italien  peut  accepter  et 
subir  volontairement  la  juridietion  etrangere.  Dans  ce  cas  et 
pourvu  qu'il  s'agisse  d'une  comp^tence  susceptible  d*Ätre  proro- 
gee,  il  ne  peut  j)lus  so  prevaloir  de  Toxception  d'incomp6tence 
qu'il  n'a  pas  oi)i)()see  devant  le  juge  etrangcr,  ni  Topposer  dans 
rinstance  en  exequatur. 

Ein  forum  prorogatum  entsteht  nicht: 
a)  durch  Bestellung  eines  gerichtlichen  Vertreters, 
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b)  durch  Hinterlegung  der  von  einem  inkompetenten  Gerichte  auf- 
erlegten Kaution, 

c)  durch  die  Einleitung  eines  summarischen  Verfahrens,  gerichtet 
auf  Rechnungsstellung,  auf  Erhebung  eines  Inventars,  auf  Be- 
stellung eines  Güterverwalters, 

d)  durch  die  Tatsache,  dass  der  Angeklagte  im  StrafJ)roze8se  sich 
vorbehaltlos  auch  auf  die  Civilfrage  eingelassen  hat  (A.  E.  IX^ 
S.  143), 

e)  dadurch,  dass  gegen  den  die  Kompetenz  bejahenden  Entscheid 
kein  Rechtsmittel  ergriffen  wird,  nachdem  die  Bestreitung  der 
Kompetenz  vorher  gehörig  erfolgt  war  (A.  E.  XXI,  S.  733). 

2.  Die  Prorogation  kann  dadurch  entstehen,  dass  der  Kläger  an 
ein  Gericht  gelangt,  das  an  sich  oder  staatsvertraglich  nicht  kompetent 
ist  und  der  Beklagte  keine  Einrede  erhebt. 

Wiederholt  sind  in  Frankreich  Prozesse  durchgeführt  worden,  die 
nach  dem  Staatsvertrage  in  der  Schweiz  hätten  ausgetragen  werden 
müssen. 

3.  Die  österreichische  Jurisdiktionsnorm  enthält  bezüglich  der  ver- 
traglich begründeten  Zuständigkeit  der  Gerichte  die  Vorschrift,  dass 
die  Vereinbarung  dem  Gerichte  schon  in  der  Klage  urkundlich  nach- 
gewiesen werden  müsse  (§  104.i  u.  g)-  Freilich  kann  gleichwol  die 
Zuständigkeit  auch  dadurch  begründet  werden,  dass  der  Beklagte  in 
der  Hauptsache  mündlich  verhandelt,  ohne  rechtzeitig  die  Inkompetenz- 
einrede geltend  zu  machen. 

II.  Eine  stillschweigende  Unterwerfung  liegt  dann  nicht  vor^  tcenn 
nachträglich  ohne  Vorbehalt  (oder,  soweit  dies  zulässig  ist,  mit  Vorbehalt) 
zur  Sache  plädiert  wird,  nachdem  die  Inkompetenzeinrede  verworfen 
worden  ist. 

1.  Eine  Partei  muss  schon  vom  Gesichtspunkt  der  Gerechtigkeit 
aus  als  berechtigt  erklärt  werden,  in  den  Prozess  aktiv  einzugreifen  und 
sich  nicht  kontumazieren  zu  lassen.  Dazu  kommt  ein  besonderes  In- 
teresse dann,  wenn  sie  in  dem  Staate  des  erkennenden  Gerichtes  Aktiven 
besitzt.  Unter  diesen  Umständen  darf  man  nicht  den  Vorwurf  erheben, 
dass  die  Partei  die  Vorschriften  der  guten  Treue  verletze,  wenn  sie 
materiell  (au  fond)  plaidiert,  obschon  sie  den  Hintergedanken  hat,  das 
allßillig  ungünstig  ausfallende  Urteil  aus  formollen  Gründen  schliesslich 
doch  nicht  anzuerkennen.     In  dieser  Weise  entschied  auch  das  Bundes- 
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gericht  (A.  E.  XXIII,  2.  T.,  S.  1578).    In  Frankreich  wird  vielfach  das 
Qegenteil  angenommen. 

In  dem  berühmten  Prozesse  Erben  de  Civry  gegen  die  Stadt  Genf 
erteilte  ich  auf  den  Wunsch  der  letztern  Partei  mit  und  neben  Prof. 
Roguin  Vater  in  Genf  und  A.  Heusler  in  Basel  am  2.  Mai  1894  ein 
Rechtsgutachten,  das  hinsichtlich  der  Kompetenz  der  französischen  Ge- 
richte zu  ganz  andern  Schlüssen  gelangte,  als  das  Gutachten,  welches 
Prof.  Roguin  Sohn  in  Lausanne  im  Juni  1892  erteilt  hatte.  Es  han- 
delte sich  damals  auch  um  die  Frage,  ob  die  Stadt  Genf  nach  Ab- 
weisung der  Inkompetenzeinrede  durch  die  französischen  Gerichte  ge- 
fahrlos materiell  auf  die  Sache  selbst  eintreten  dürfe  oder  ob  sie  damit 
nachträglich  die  Kompetenz  der  französischen  Gerichte  anerkenne. 
Glücklicherweise  war  im  Testamente  ein  Testamentsexekutor  ernannt, 
der,  jener  Frage  des  internationalen  Prozessrechts  unbeschadet,  zur  Sache 
plädieren  konnte. 

2.  Anders  liegt  die  Sache  dann,  wenn  von  vorneherein  vorbehalt- 
los materiell  plädiert  und  dann  später  versucht  wird,  die  Inkompetenz- 
einrede im  Exekutionsstadium  zu  erheben :  dieses  Vorgehen  würde  der 
auch  im  prozessualischen  Verkehre  zu  beobachtenden  bona  fides  wider- 
streiten (A.  E.  XIII,  S.  32).  Es  wurde  dann  eben  auf  die  Einrede 
der  Inkompetenz  verzichtet  (Journal  1883  X,  p.  158). 

Anmerkung. 
In    Verbindung   mit  §  88   der  österreichischen   Jurisdiktionsnoiin   ist   noch   zu 
beachten    Art.  XIV    des   fiinfühningsgesetzes   wegen   der  Unterwerfung  aus  Waren- 
geschäften, die  ausserhalb  der  Börse  geschlossen   werden,    unter    die    Börsenschieds- 
gerichte. 

§  50.    Die  Ordnung  der  Gerichtsstände  durch  Staatsverträge. 

Allgemeine  Ausführungen. 

I.  Es  wurden  mehrfach  Staatsverträge  abgeschlossen,  in  welchen 
die  Gerichtsstandsfraf/en  geordnet  tmirden.  Sie  ruhen  hinsichtlich  ihres 
Ausgangspunktes  und  des  Umfangs  der  Materie  auf  verschiedenartigen 
Systemen.  Unter  diesen  Umständen  ist  jeder  Staatsvertrag  seihständig 
ins  Auge  zu  fassen  und  zu  interpretieren, 

1.  Es  besteht  ein  Staatsvertrag  zwischen  Frankreich  und  dem 
Grossherzogtura  Baden  von  1846,  ausgedehnt  auf  Elsass-Lothringen 
(Art.  18  der  Zusatzkonvention  zum  Friedensvertrage  zwischen  Deutsch- 
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land  und  Frankreich).  Art.  2,  der  von  den  Fora  spricht,  sichert  nach 
dem  deutschen  Text  die  Exekution  der  Urteile  zu,  wenn  sie,  gestützt 
auf  die  im  Vertrage  bezeichneten  Gerichtsstände,  erlassen  werden. 
Allein  man  darf  infolgedessen  sagen,  dass  damit  auch  die  Fora  ver- 
einbart wurden.     Art.  2  lautet: 

Sera  reput6  comp6tent:  '  Als  vom  zuständigen  Ge- 
richte erlassen,  werden  die  Ur- 
teile von  beiden  Staaten  gegen- 
seitig alsdann  anerkannt,  wenn 
die  Zuständigkeit  des  urteilen- 
den Gerichtes  darauf  beruht : 

1 .  dass  der  Beklagte  im  Bezirke 
desselben  seinen  Wohnsitz 
oder  Aufenthalt  hatte,  oder 
wenn  es: 

2.  als  Gericht  der  gelegenen 
Sache  erkannte,  oder 


1.  Le   tribunal    daus  Tarron- 
dissement  duquel  le  d^fen- 
dcur  a  son  domicile  ou  sa  I 
rösidence,  de  plus: 

2.  En  raatiere  reelle,  celui  dans 
l'arrondissement  duquel  est 
situe  Tobjet  litigieux. 

3.  En  matiere  de  succession. 
le  tribunal  du  lieu  oü  la 
succession  est  ouverte. 

4.  En  matiere  de  soci6t6,  quand 
il  s'agit  de  contestations 
entre  associ^s,  ou  de  piain-  j 
tes  portees  par  des  tiers 
contre  la  societe,  le  tribunal 
dans  Tarrondissement  du- 
quel eile  est  etablie. 

5.  Le  tribunal  dans  Tarron- 
disseraent  duquel  les  parties 
out  elu  domicile  pour  Texe- 
cution  d'un  acte. 


3.  als  das  Gericht,  in  dessen 
Bezirke  eine  Erbschaft  er- 
öffnet ist,  oder 

4.  als  Gericht  des  Bezirkes^ 
in  welchem  eine  Gesell- 
schaft ihre  Niederlassung 
hat,  bei  Streitigkeiten  der 
Gesellschafter  unter  sich, 
oder  Klagen  Dritter  gegen 
die  Gesellschaft;  endlich 

5.  als  das  Gericht  des  Ortes, 
welchen  die  Parteien  zum 
Wohnsitze  für  den  Vollzug 
eines     Vertrages     erwählt 


haben. 

V.  Bar  II,  S  444  bemerkt,  dass  auch  nach  dem  französisch-badi- 
schen Staatsvertrage  von  1846  ein  forum  contractus  nicht  als  inter- 
national gültiger  Gerichtsstand  anerkannt  werde,  —  der  Staatsvertrag 
führt  diesen  in  der  Tat  nicht  auf. 

2.  Besonders  wichtig  ist  der  1899  abgeschlossene  Staatsvertrag 
zwischen  Frankreich  und  Belgien.  Vgl.  M.  Bernard,  Etüde  sur  la 
Convention  franco-belge  du  8  juillet  1899  relative  ä  la  competence 
judiciaire    et   ä   Texecution    des  jugomcnts    im  Journal  XXVII,    1900, 
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p.  940  und  XXVIII,  1901,  p.  324.  P.  de  Paepe,  Etudes  sur  la  com- 
petence  civile  ä  Tegard  des  etrangers  avec  un  expoae  sommaire  de  la 
loi  qui  leur  est  applicable  et  mises  en  rapport  avec  la  Convention 
franco-belge  du  8  juillet  1899  I  u.  IL  Dieser  Vertrug  ist  im  Anhange 
abgedruckt.  Er  ist  mit  Anmerkungen  von  L.  Renault  versehen  auch 
im  Annuaire  de  legislation  fran^ais  XXX,  p.  126 — 134.  Ein  Projekt 
de  traite  zwischen  Frankreich  und  Belgien  war  schon  1864  (von 
Leliövre)  ausgearbeitet  worden  (Asser  in  Rev.  de  dr.  i.  I,  p.  413  u. 
414).  Aus  dem  jetzigen  Staatsvertrage  hebe  ich  nur  folgendes  bezüglich 
des  Gerichtsstandes  hervor: 

a)  Vermöge  dieses  Staatsvertrages  ist  zwischen  Belgien  und  Fl'ank- 
reich  Art.  14  u.  15  Code  civil  nicht  mehr  anwendbar;  es  ent- 
scheidet  grundsätzlich   das  Forum    des  Domizils  des  Beklagten. 

b)  Die  Election  de  domicile,  mit  der  eine  Unterwerfung  unter  eine 
Gerichtsbarkeit  verknüpft  wird,  begründet  ein  exklusives  Forum, 
es  müsste  denn  sein,  dass  das  Forum  nur  zugunsten  einer  Partei 
gewählt  worden  ist:  in  diesem  Falle  hat  sie  das  Recht,  auch 
einen  andern  kompetenten  Richter  anzurufen  (S.  307  oben). 

c)  Ein  Spezialforum  entsteht  auf  grund  der  Errichtung  einer  Filiale 
für  die  am  Orte  derselben  vorgenommenen  Geschäftsverrichtungen. 
Dies  geschieht  unter  dem  Bilde  einer  Election  de  domicile 
(S.  247/Ö  und  312  oben). 

d)  Auch  das  Forum  der  Widerklage  ist  zugelassen. 

e)  Ganz  besonders  beachtenswert  ist,  dass  ein  weitgehendes  einheit- 
liches Forum  besteht  für  alle  Nachlassstreitigkeiten  ohne  Rück- 
sicht darauf,  ob  Immobilien  im  andern  Staate  liegen:  es  ent- 
scheidet das  frühere  Domizil  des  Erblassers.  Auch  Klagen  gegen 
den  Testamentsexekutor  fallen  darunter  (S.  252  oben). 

3.  Der  Vertragsentwurf  von  Lima  enthält  in  Titel  4  von  „der  Kom- 
petenz der  nationalen  Gerichte"  folgende  Bestimmungen: 

Art.  25.  Wer  Wohnsitz  (Domizil)  im  Inlande  genommen 
hat,  sei  es  ein  Inländer  oder  Ausländer,  anwesend  oder  ab- 
wesend, kann  vor  den  inländischen  Gerichten  (Territorial- 
geriehten)  wegen  Erfüllung  der  in  einem  anderen  Lande  er- 
richteten Verträge  verkliigt  werden. 

Art.  26.  Ebenso  können  daselbst  Ausländer  verklagt  wer- 
den, welche  sich  im  Inlande  befinden,  auch  wenn  sie  dort  nicht 
domiziliert  sind,  falls  sie  solche  Verträge  mit  Inländern  oder 
mit  anderen  im  Inlande  domizilierten  Ausländern  geschlossen  haben. 
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Art.  27.  Ausländer,  aucli  wenn  sie  abwesend  sind,  können 
vor  den  inländischen  Gerichten  verklagt  werden: 

1.  wegen  Erfüllung  der  Obligationen,  welche  im  Inlande 
kontrahiert  sind  oder  welche  im  Inlande  erfüllt  werden 
sollen ; 

2.  wenn  gegen  sie  eine  dingliche  Klage  angestellt  wird  be- 
treffend Vermögen,  welches  sie  im  Inlande  haben; 

3.  wenn  bedungen  wurde,  dass  das  inländische  Gericht 
Streitigkeiten  bezüglich  der  in  einem  anderen  Lande 
kontrahierten  Obligationen  entscheiden  soll. 

Art.  28.  Ausländer,  welche  nicht  im  Inlande  domiziliert 
sind  und  eine  Klage  gegen  Inländer  oder  gegen  naturalisierte 
oder  domizilierte  Ausländer  anstellen,  haben  in  Ansehung  des 
künftigen  Urteils  (las  resultas  del  juicio)  auf  Verlangen  des 
Beklagten  Kaution  zu  leisten. 

Der  Vertragsentwurf  von  Montevideo  über  Prozessrecht  sagt  bezüg- 
lich der  Frage  der  Konipetenznichts,  weil  die  Materie  in  den  letzten  Teil 
des  Entwurfes  über  internationales  Civil  recht  aufgenommen  worden  ist 

(Art.  56—67). 

Titulo  XIV. 

De  la  jurisdiccion. 

Art.  56.  Las  acciones  per- 
sonales deben  entablarso  ante  los 
jueces  del  lugar  a  cuya  ley  esta 
sujeto  el  acto  juridico  materia 
del  juicio. 

Podran  entablarse  igualmente 
ante  los  jueces  del  domicilio  del 
demandado. 


Art.  57.  La  declaracion  de 
ausencia  debe  solicitarse  ante  el 
juez  del  ultimo  domicilio  del 
presunto  ausente. 

Art.  58.  El  juicio  sobre  capa- 
cidad  6  incapacidad  de  las  per- 
sona« para  el  ejercicio  de  los 
derechos  civiles  debe  seguirse 
ante  el  juez  de  su  domicilio. 


Titel  XIV. 

Von  der  Qerichtsbarkeit. 

Art.  56.  Die  persönlichen 
Klagen  müssen  vor  dem  Richter 
des  Ortes  angehoben  werden, 
dessen  Gesetz  das  den  Gegen- 
stand des  gerichtlichen  Ver- 
fahrens bildende  Rechtsgeschäft 
unterworfen  ist. 

Sie  können  gleichfalls  vor  dem 
Richter  des  Domizils  des  Beklag- 
ten angehoben  werden. 

Art.  57.  Die  Verschollenheits- 
erklärung muss  vor  dem  Richter 
des  letzten  Wohnortes  des  Ver- 
schollenen erfolgen. 

Art.  58.  Das  Verfahren  über 
die  Handlungsfähigkeit  oder 
Handlungsunfähigkeit  der  Per- 
Honen  bezüglich  der  Ausübung 
der  bürgerlichen  Rechte  muss 
vor  den  Richter  des  Domiziles 
derselben  gebracht  werden. 
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Art.  59.  Las  acciones  que 
procedai)  del  ejercicio  delapatria 
potestad  y  de  la  tutela  y  curatela 
sobre  la  persona  de  los  menores 
^  incapaces  y  de  estos  contra 
aquellos,  se  yentilar&n,  en  todo 
lo  que  les  afecte  personalmente, 
ante  los  tribunales  del  pals  en 
que  est^n  domiciliados  los  padres, 
tutores  ö  curadores. 


Art.  60.  Las  acciones  que 
Tersen  sobre  la  propiedad,  ena- 
jenacion  6  actos  que  afecten  los 
bienes  de  los  incapaces  deben 
ser  deducidas  ante  los  jueces  del 
lugar  en  que  esos  bienes  se 
hallan  situados. 

Art.  61.  Los  jueces  del  lugar 
«n  el  cual  fu6  discernido  el  cargo 
de  tutor  6  curador  son  compe- 
tentes  para  conocer  del  juicio 
de  rendicion  de  cuentas. 

Art.  62.  El  juicio  sobre  nulidad 
del  matrimonio,  divorcio,  diso- 
lucion  y  en  general  todas  las 
cuestiones  que  afecten  las  rela- 
<iiones  personales  de  los  esposos, 
se  iniciardn  ante  los  jueces  del 
domicilio  conyugal. 


Art.  63.  Seran  competentes 
para  rcsolver  las  cuestiones  que 
surjan  entre  esposos  sobre  ena- 
jenacion  u  otros  actos  que  afec- 


Art.  59.  Die  Klagen,  welche 
I  aus  der  Ausübung  der  väter- 
lichen Gewalt,  der  Vormund- 
schaft und  der  Kuratel  gegen 
die  Person  der  -Minderjährigen 
und  der  Handlungsunfähigen 
entspringen  und  diejenigen  dieser 
letztem  gegen  die  Inhaber  der 
väterlichen  Gewalt,  der  Vor- 
mundschaft und  der  Kuratel, 
sollen  in  bezug  auf  alles,  was 
sie  persönlich  betrifft,  von  den 
Gerichten  des  Landes,  in  welchem 
die  obgenannten  Inhaber  domi- 
ziliert sind,  beurteilt  werden. 

Art.  60.  Die  Klagen  um  Eigen- 
tum, Veräusserung  oder  andere 
die  Guter  Handlungsunfähiger 
betreffende  Rechtsgeschäfte,mü8- 
sen  vor  den  Richter  des  Ortes 
gebracht  werden,  an  welchem 
diese  Güter  gelegen  sind. 

Art.  61.  Die  Richter  des  Ortes, 
an  welchem  das  Amt  des  Vor- 
mundes oder  Pflegers  zugelassen 
wurde,  sind  kompetent  zur  Kog- 
nition über  die  Rechnungsab- 
legung. 

Art.  62.  Das  Verfahren  in 
Sachen  betreffend  Nichtigkeit  der 
Ehe,  Scheidung,  Trennung,  Auf- 
lösung und  im  allgemeinen  alle 
Fragen,  welche  sich  auf  die  per-^ 
sönlichen  Verhältnisse  der  Ehe- 
gatten beziehen,  sollen  vor  den 
Richter  des  ehelichen  Domiziles 
gebracht  werden. 

Art.  63.  Zur  Entscheidung  der 
(Streit-)  Fragen,  welche  zwischen 
Ehegatten  über  die  Veräusserung 
oder   andere   die   Ehegüter   be- 
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teil  los  bienes  matrimoniales  los    treffende    Rechtsgeschäfte    ent- 


jueces  dcl  lugar  en  quo  est6n 
ubicados  esos  bienes. 

Art.  64.  Los  jueces  del  lugar 
de  la  residencia  de  las  pcrsonas 
son  competentes  para  conocer 
de  las  raedidas  a  quc  se  refiere 
el  artlculo  24.1) 

Art.  65.  Los  juicios  relativos 
ä  la  existencia  y  disolucion  de 
cualquicra  sociedad  civil  deben 
seguirse  ante  los  jueces  del  lugar 
de  SU  domicilio. 

Art.  66.  Los  juicios  a  que  de 
lugar  la  sucesion  por  causa  de 
muerte  se  seguirän  ante  los 
jueces  de  los  lugares  en  que  se 
hallen  situados  los  bienes  here- 
ditarios. 

Art.  67.  Las  acciones  reales 
y  las  denorainadas  mixtas  deben 


stehen,  soll  der  Richter  de» 
Ortes,  an  welchem  diese  Güter 
liegen,  kompetent  sein. 

Art.  64.  Der  Richter  des 
Aufenthaltsortes  der  Personen 
ist  kompetent  zur  Kognition  über 
die  Massnahmen,  auf  welche  sich 
der  Art.  24  bezieht. 

Art.  65.  Die  Prozesse  über 
die  Existenz  und  die  Auflösung 
einer  bürgerlichen  Gesellschaft 
sollen  vor  den  Ricliter  des  Domi- 
ziles  derselben  gebracht  werden. 

Art.  66.  Die  Erbschaftspro- 
zesse sollen  vor  den  Richter  der 
Orte  gebracht  werden,  an  welchen 
die  Erbschaftsgüter  gelegen  sind. 


Art.  67.    Die  dinglichen  und 
sogenannten  gemischten  Klagen 


ser   deducidas  ante   los    jueces    sollen  vor  den  Richter  des  Ortes 
del  lugar  cn  el   oual   oxista   la    gebracht   werden,    an    welchem 


cosa    sobre    que    la    accion   re- 
caiga. 

Si  comprendieren  cosas  situa- 
das  en  distintos  lugares,  el  jui- 
eio  debe  ser  promovido  ante  los 
jueces    del   lugar  de   cada  una 


die   Sache,   über  welche   Streit 
herrscht,  sich  befand. 

Betreffen  diese  Klagen  Sachen^ 
welche  an  verschiedenen  Orten 
gelegen  sind^  so  ist  das  Yer- 
fahren  vor  dem  Richter  des  Ortes 
einer  jeder  derselben  anzuheben* 


de  ellas. 

4.  Was  die  Schweiz  betrifft,  so  ist  hinzuweisen  auf: 

a)  den  Vertrag  zwischen  Frankreich  und  der  Schweiz  über  den 
Gerichtsstand  und  die  Vollziehung  von  Urteilen  in  Civilsachen 
von  1S()9.     Dieser  Vertrag  ordnet: 

cc)  die  Fora  in  fast  erschöpfender  Weise.    Allerdings  fehlen  Be- 
stimmungen über  einzelne  Klageansprüche, 
ß)  die  Rechtshilfe, 
y)  die  Exekution  der   Urteile. 


^)  Der  hier  zitierte  Artikel  24  l»oziolit  sich  auf  drini^liche  Massregeln. 


_32j_ 

Darüber  ist,  soweit  es  die  Vorteilung  der  Gerichtshoheit 
betrifft,  separat  zu  handeln  (§  51).  Auch  über  die  Exekution 
der  Civilurteilo  finden  sich  unten  detaillierte  Erörterungen. 
h)  den  Stnatsvertrag  mit  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  mit 
dem  Grossherzogtuni  Baden  und  den  Konsular-  und  Niederlas- 
sungsvertrag  mit  Italien.  Diese  Vereinbarungen  beziehen  sich 
ausschliesslich  auf  ein  Teilstück  des  Privatrechts,  nämlich  auf 
die  erbrechtlichen  Klagen  (§  52). 

II.  Es  gibt  Staaten^  tcehhe  über  die  Verteilung  der  Jurisdiktion 
Teeine   Verträge  abgeschlossen  haben, 

1.  Hieher  gehört 

a)  das  Deutsche  Reich, 

b)  England  (Enrico  La  Loggia,   La  esecuzione  delle  sentenze  stra- 
nieri  p.   173  u.   174). 

2.  Immerhin  ist  hier  die  Haager  Übereinkunft  über  das  inter- 
nationale Civilprozessrecht  zu  reservieren,  der  das  deutsche  Reich  bei- 
getreten ist.     Vgl.  §  7  oben. 

III.  Man  darf  den  Satz  aufstellen,  dass  eine  Ausdehnung  der 
Staatsterträge  der  vorliegenden  Art  auf  Kolonien  und  Besitzungen  und 
auf  die  Länder  der  Konsulargerichtsbarkeit  nur  dann  anzunehmen  ist, 
wenn  sie  ausdrücklich  ausgesprochen  ist. 

In  dieser  Beziehung  ist  auch  auf  die  Ausführungen  auf  S.  31  u.  32 
oben  zu  verweisen. 

IV.  Soweit  die  Ordnung  des  Gerichtsstandes  durch  Staatsvertrage 
erfolgt  ist,  könnm  einzelne  liegein  aufgestellt  wrrden. 

1.  Es  ist  zunächst  davon  auszugehen,  dass  die  international  fixierten 
Fora  sich  nur  beziehen  auf  Streitigkeiten  zwischen  den  Angehörigen 
der  verschiedenen  Staaten,  also  nicht  zwischen  den  Angehörigen  des 
gleichen  Staates. 

Es  ist  freilich  eine  Frage  für  sich,  ob  und  welche  Prüfung  im 
Falle  der  Exekution  das  Gcriclit  des  Exekutionsstaats  vornehmen  könne 
bezüglich : 

a)  des  rechtlichen  Gehörs  der  Parteien, 

b)  der  Kompetenz  des  erkennenden  Gerichts, 

cj  der  allfälligen  Verletzung  bestimmter   öffentlichrechtlicher  Sätze 
des  Exekutionsstaats. 

Meili,  Internationales  Civilprozessrecht.  ^1 
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2.  Das  nach  dem  Staats  vertrage  kompetente  Gericht  hat  über  alle 
mit  dem  Prozesse  zusammenhängenden  Fragen  (Vorfragen,  Zwischen- 
frngen)  zu  entscheiden. 

In  einem  Erbschaftsstreite  kann  z.  B.  auch  die  Rechtsbeständig- 
keit der  Adoption  eine  Vorfrage  bilden.  Das  für  das  Erbrocht  staats- 
vertraglich als  kompetent  erklärte  Forum  ist  auch  zur  Beurteilung  der 
Vorfrage  über  die  Gültigkeit  der  Adoption  kompetent.  Es  hat  dann  über 
eine  Frage  des  Familienrechts  mitzuentscheiden,  und  es  ist  der  Prozess 
nicht  etwa  (im  Sinne  des  Art.  8  B.  G.  N.  u.  A.)  zu  trennen.  Wenn 
man  von  dem  Falle  des  Testaments  und  Erbvertrages  absieht,  bildet 
im  Erbschaftsstreit  das  familienrechtliche  Verhältnis  der  Verwandtschaft 
(beruhe  sie  auf  natürlicher  Abstammung  oder  auf  Adoption)  stets  die 
Grundlage,  von  wel<'her  aus  die  zu  behandelnden  Ansprüche  entschieden 
werden  müssen,  und  dieses  Verwandtschaftsverhältnis  ist  beim  Vorhan- 
densein eines  Staafsvertrages  als  Inzidentpunkt  vom  gleiclien  Gerichte 
zu  entscheiden,  das  fär  die  Hauptsache  gilt. 

3.  Allein  der  unter  Nr.  2  entwickelte  Grundsatz  unterliegt  Ein- 
schränkungen ganz  besonders  dann,  wenn  die  Staatsverträge  selbst  nur 
über  einen  bestimmten  Komplex  von  Engen  ein  einheitliches  Forum 
aufstellen.  Diese  Betrachtung  ist  praktiscli  bezüglich  des  von  der 
Schweiz  abgeschlossenen  Staatsvertrages: 

a)  mit  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika, 
h)  mit  dem  Grossherzogtum  Baden. 

V.  Es  besteht  eine  internationale  Tendenz,  die  Gerichtsbarkeit  der 
einzelnen  Staaten  für  die  internatio7ialprivatrechtlichen  Streit/raffen  auf 
einer  grossem  Grundlage  zu  ordnen. 

1.  Die  Staatenkonferenz  über  internationales  Privatrecht  (1900) 
äusserte  den  Wunsch  (Actes  de  la  troisieme  Conference  p.  246): 

que  la  competence  des  tribunaux  en  mati^re  de  successions, 
de  testaments  et  de  donatlons  ä  cause  de  mort  fasse  Tobjet 
d'une  entento  ulterieure. 

2.  Allein  die  Absicht  ist  auf  ein  Reglement  systematique  et  coni- 
plet  de  la  compet(»nce  des  tribunaux  gerichtet.  Bezüglich  der  baldigen 
Erreichbarkeit  dieses  hervorragenden  Zieles  dürfte  es  erlaubt  sein, 
einige  Zweifel  zu  hegen.  Richtiger  wäre  es  wohl,  langsam  und  stufen- 
weise vorzugehen  und  bei  den  einzelnen  Materien  jeweilen  auch  das 
Forum  festzusetzen.     In  diesem  Sinne  habe  ich  an  der  Konferenz  von 
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1900  mehrfach  auf  die  Notwendigkeit  hingewiesen,  in  den  einzelnen 
Materien  auch  die  Frage  der  Fora  zu  ordnen  (vgl.  z.  B.  Actes  p.  132 
u.  133).     Ygl.  8.  25  und  namentlich  S.  254  iF.  oben. 

VI.  Sowtif  durch  die  zwischen  einzelnen  Stcmten  abgeschlossenen 
Stimtsverträge  die  Fora  nicht  ausdrücklich  geordnet  sind,  kann  von 
jedem  ditser  Staaten  eine  Klage  gestützt  auf  das  interne  Recht  gegen 
die  Angehörigen  des  andern  Staats  angenommen  und  behandelt  werden. 

Aber  dann  ist  auch  die  Exekution  der  Urteile  in  jedem  einzelnen 
Vertragsstaate  nicht  nach  dem  Staatsvertrage,  sondern  nach  dem  internen 
Rechte  zu  behandeln:  es  besteht  in  diesem  Falle  keine  vertragliche  Zu- 
Sicherung  der  Zwangsvollstreckung. 

* 

Es  dürfte  wünschenswert  sein,  diese  Tatsache  in  den  Staataver- 
trägen  (oder  in  den  dazu  gehörenden  Schlussprotokollen)  zum  Ausdruck 
zu  bringen. 

Anmerkungen. 

1.  Der  deutsch-schweizerische  Niederlassungsvertrag  Yon  1890  enthält  kein« 
Bestimniiingen  über  den  Gerichtsstand:  er  sichert  nur  die  gleiche  Behandlung  der 
Angehörigen  des  einen  Yertragsstaates  im  Gebiet  des  andern  (Tgl.  auch  A.  E.  XX.III 
1.  T.,  S.  80/l>. 

2.  §  48  des  österreichischen  Gesetzes  von  1895  über  die  Ausübung  der  Ge- 
richtsbarkeit bestimmt  folgendes: 

Zuständigkeitsstreitigkeiten  inländischer  Gerichte  mit  ausländischen 
Gerichten  oder  Behörden  sind  dem  Justizm  in  ister  anzuzeigen.  Bis  zu 
dessen  Erklärung  über  das  den  Beziehungen  zu  andern  Staatsgebieten 
entsprechende  Verhalten  der  inländischen  Gerichte  haben  sich  letztere 
darauf  zu  beschränken,  in  der  Rechtssache  diejenigen  Yerffigungen 
zu  treffen,  welche  zur  Wahrung  öffentlicher  Interessen  oder  zur 
Sicherung  der  Parteien  oder  des  Zweckes  des  Verfahrens  dringend 
nötig  erscheinen. 

Die  Erklärung  des  Justizministers  ist  für  das  inländische  Gericht 
bindend. 

8.  Es  besteht  zwar  ein  Htaatsvcrtrag  zwischen  Frankreich  und  Italien,  allein 
darin  sind  die  Fora  nicht  bezeichnet. 

Der  Staatsvertrag  vom  24.  März.  1760  wurde  zwischen  Frankreich  und  Sar- 
dinien abgeschlossen,  und  es  ist  dadurcli  die  gegenseitige  Anerkennung  der  Urteile 
vereinbart.  Durch  die  Deklaration  vom  11.  September  1860  wurde  der  Vertrag 
auf  Italien  ausgedehnt.     Über   diesen  Stautsvertrag  wird  später   speziell   gesprochen. 

4.  Es  gibt  auch  eine  durch  Vermittlung  des  schweizerischen  Bundesrates 
zwischen  dem  Grossherzogtum  Baden  und  dem  Kanton  Aargau  abgeschlossene 
Übereinkunft    betreffend    die    gegenseitige    Vollstreckbarkeit    der    Urteile    und   den 
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Vollzug  von  Ersuch  schreiben  der  Gerichte  der  beiden  Staaten  in  bQrgerUchen 
Rechtssachen  von  1867.  DarOber  vgl.  die  spätem  Ausführungen  im  fünften  Ab- 
schnitte. Dort  finden  sich  auch  Bemerkungen  über  die  Erklärung  zwischen  dem 
Kanton  Waadt  und  Österreich-Ungarn  von  1885. 

§  5i.    Die  nach  dem  französisch-schweizerischen  Staatsvertrage 

fixierten  Gerichtsstände. 

A.  Slg.  IX,  S.  1002. 

Bdr.  Botschaft  B.  B.  1869  II,  Ö.  476. 

Kreisschreiben  des  B.  R.,  B.  B.  1878  II,  S.  666. 

Curti,  Der  Staatsvertrag  zwischen  der  Schweiz  und  Frankreich   (1879). 

Lammasch,  im  Handbuch  des  Völkerrechts  von  v.  Holtzendorff  III,  400. 

Revue   pratique    de    droit   internat.    pr.  I   (2.  Teil),   S.  1  —  18,   33—52.    II  (2.  Teil), 

8.  16-33. 
Morel,  in  Blumers  Handbuch  III,  S.  529. 

Roguin,  Confiits  des  lois  suisses   en   matiöre   internationale  et  intercantonale  (1891). 
Meili,  Handbuch  II,  S.  192—197. 
A*  Aujay,  Etudes  sur  le  trait^  franco-suisse  du  15  jain  1869  (Paris  1903). 

Vorbemerkungen. 

1.  Der  Staatsvertrag  von  1869  iaf  auch  auf  die  Regentschaft  Tunis^ 
die  seit  1881  unter  dem  Protektorate  Prankreichs  eteht,  ausgedehnt 
worden  (N.  F.  XVI,  S.  12). 

2.  Mit  der  Angliederung  Elsass-Lothringens  an  das  Deutsche  Reich 
ist  der  Staatsvertrag  von  1869  für  die  abgetrennten  Gebiete  dahin- 
gefallen  (B.  B.  1881  II,  S.  660  u.  661  und  A.  E.  XXVIII,  1.  Teil, 
S.  258  u.  259). 

3.  Der  Staatsvertrag  bezieht  sich  nicht  auf  die  Kolonien  und  aus- 
wärtigen Besitzungen  Frankreichs. 

4.  Der  französisch-schweizerische  Niederlassungs vertrag  von  1882 
hat  an  dem  Oerichtsvertrage  nichts  geändert:  er  regelt  die  allgemeine 
Stellung  der  Franzosen  in  der  Schweiz  und  der  Schweizer  in  Frankreich. 

5.  Der  Gfrichfsstandsierfrafj  ist  tnit  dem  erläuternden  Protokolle  im 
Anhanye  abgedruckt, 

A.    Im  allgemeinen. 

1.  Der  Staiitsvertrag  bezieht  sich  auf  die  physischen  Personen. 
Es  wird  aber  allgeinein  anerkannt,  dass  Art.  1  des  Staats  Vertrages  sich 
nur  auf  Rechtsstreitigkeiten  bezieht  zwischen  Schweizern  einerseits  und 
Franzosen  anderseits,  nicht  aber  auf  IVozesse,  in  welchen  beide  Par- 
teien   Schweizer   oder   Franzosen    sind    (A.  E.  XVIII,   S.  774  u.  775). 


325 

Ein  Franzose,  der  ehedem  in  Genf  wohnte,  zur  Zeit  der  Klageerhebung 
aber  in  Paris  domiziliert  ist,  kann  sich  nicht  auf  den  Staats  vertrag 
stützen,  wenn  er  von  einem  Engländer  in  Genf  belangt  wird  (A.  E.  VII, 
8.  79/80). 

II  r^sulte  avec  evidence  du  texte  (art.  1.  du  trait6)  quo 
la  disposition  coutraignant  le  demandeur  k  porter  ses  pr6ten- 
tions  devant  le  juge  du  domicile  du  d^fendeur,  est  applicable 
UDiquement  aux  contestations  n^es  soit  entre  Suisses  et  Frau- 
^ais,  soit  entrb  Frangais  et  Suisses ;  c'est  donc  abusivement  que 
le  recourant  Tinvoque  dans  un  litige  pendant  entre  un  sujet 
Anglais  et  un  citoyen  Fran^ais. 

2.  Allein  auch  die  juristischen  Personen  können  sich  darauf  be- 
rufen und  zwar  sowohl  die  des  Privatrechts  als  des  öffentlichen  Rechts. 

Bezüglich  der  Aktiengesellschaften  ist  dies  vom  Bundesgerichte 
ausdrücklich  ausgesprochen  worden  (A.  E.  XV,  8.  578  u.  579): 

Irgend  welcher  innere  Grund,  die  Bestimmungen  des  Staats- 
vertrages allgemein  auf  physische  Personen  zu  beschränken, 
liegt  nicht  vor;  in  vermögensrechtlicher  Beziehung  werden  ja 
regehnässig  die  juristischen  Personen  den  physischen  gleich  be- 
handelt, und  es  darf  daher  ohne  weiteres  davon  ausgegangen 
werden,  dass  der  Staatsvertrag  in  seinen  auf  vermögensrecht- 
liche Verhältnisse  sich  beziehenden  Bestimmungen  unter  den 
Ausdrücken  „Franzose**  und  „Schweizer*  überhaupt  alle  dem 
einen  oder  andern  Lande  angehörigen  Rechtssubjekte  verstanden 
habe,  mögen  nun  dieselben  physische  oder  juristische  Personen 
sein. 

Hieran  ändert  die  Tatsache  nichts,  dass  über  die  Prozessfähigkeit 
und  die  Befugnis  zum  Gewerbebetrieb  von  Aktiengesellschaften  zwischen 
der  Schweiz  und  Frankreich  noch  eine  besondere  Vereinbarung  besteht 
{B.  B.  1861  I,  8.  905  Art.  1).     Vgl.  Handbuch  II,  S.  245. 

3.  Bei  mehrfachen  Handelsniederlassungen  einer  Aktiengesellschaft 
entscheidet  der  Sitz  der  Hauptniederlassung.  Und  dafür  sind  in  erster 
Linie  die  Statuten  massgebend,  soweit  nicht  besondere  Umstände  vor- 
liegen, die  darauf  hinweisen,  dass  die  statutarische  Bestimmung  über 
den  Sitz  der  Aktiengesellschaft  mit  der  Wirklichkeit  nicht  überein- 
stimmt (A.  E.  XV,  S.  579).    Vgl.  S.  218  oben. 

4.  Auch  Kollektivgesellschaften  haben  auf  den  Schutz  des  Staats- 
vertrages Anspruch.  Allein  wenn  Schweizer  in  Frankreich  eine  Kol- 
lektivgesellschaft bilden,  so  findet  der  Staatsvertrag  auf  dieselbe  keine 
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Anwendung,  obschon  man  in  Frankreich  davon  ausgeht,  dnss  ihr  eine 
eigene  juristische  Persönlichkeit  zukomme.  Das  Bundesgericht  sprach 
unter  Berufung  auf  Vincent-Penaud,  üictionnaire  de  droit  international 
prive  8.  V.  Societe  No.  117  ff.  (ein  Zitat,  das  unrichtig  ist)  aus,  die 
KoUcktivgesellschaft  habe  keine  von  der  Nationalitat  der  einzelnen 
Teilhaber  unabhängige  nach  dem  Qesellscbaftssitze,  resp.  der  Haupt- 
niederlassung der  Gesellschaft  sich  bestimmende  Nationalität,  sondern 
ihre  Nationalität  werde  bestimmt  durch  die  Nationalität  der  einzelnen 
Gesellschafter.    Das  Bundesgericht   führte   aus   (Journal  XX,  p.  640): 

La  nationalit6  d'une  sooi6t6  en  nom  collectif  est  d6termin6e 
par  Celle  de  ses  associ^s  et  non  par  le  lieu  oü  eile  a  son  si^go 
ou  son  Etablissement  principal. 

B.  Im  einzelnen. 

I.  Die  hohe  Bedeutung  des  vorliegenden  Staaf&v&ffrages  liegt prozess- 
rechtlich  darin,  däss  im  Verhältnisse  zwischen  Frankreich  und  der 
Schweiz  alle  exzeptionellen  Fora  beseitigt  sind  und  dass  als  Hauptgrund^ 
satzjvr  Civilklagen  (mit  Einschluss  der  Klagen  aus  dem  Handelsverkehre} 
das  Domizil  des  Beklagten  massgebend  ist. 

1.  Der  Staatsvertrag  stellt  als  oberstes  Prinzip  an  die  Spitze  die 
Vorschrift,  dass  bezüglich  der  persönlichen  Ansprüche  der  Satz  gelte: 
actor  sequitur  forum  rei.  Kraft  des  Staatsvertrages  ist  im  Verhältnis 
zwischen  beiden  Ländern  Art.  1 4  Code  civ.  (S.  206  oben)  nicht  anwendbar. 
Das  in  Art.  1  des  Staatsvertrages  aufgestellte  Prinzip  bildet  freilich  kein 
Hindernis,  dass  der  Beklagte  persönliche  Ansprüche  gegen  den  Kläger 
auf  dem  Wege  der  Kompensationseinrede  vorbringt  und  das««  darüber 
rechtskräftig  entschieden  wird.  Auch  erlangt  Art.  1  dadurch  tatsächlich 
eine  Modifikation,  dass  unter  bestimmten  Voraussetzungen  Widerklagen 
zulässig  sind. 

Der  Gerichtsstandsvertrag  hat  den  schweizerischen  Verfassungs- 
rechlssatz  nicht  beseitigt,  wornach  der  in  der  Schweiz  wohnhafte  auf- 
rechtstchende  Schuldner  nur  an  seinem  Wohnsitze  belangt  werden  kann 
(Art.  59  B.  V.).  An  sich  wäre  dies  statthaft,  zumal  ja  Art.  59.2  B.  V. 
Staataverträge  vorbehält.  Allein  eine  solche  Einschränkung  liegt  nicht 
vor.  Dagegen  kann  auch  hier  auf  Art.  59  verzichtet  werden.  Ein  solcher 
Verzicht  erfolgt: 

a)   durch   Einlassung   vor  einem   inkompetenten    Gerichte    ab  Seite 
des  Beklagten.     Es  entsteht  dann  ein  Fall  der  Prorogation  und 
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dann  gilt,  wenn  kein  Domizil  verzeichnet  wird,  Art.  422  Code 
de  Procedure  civ.,  sofern  die  französischen  Gerichte  auf  dem 
Wege  der  Vereinbarung  kompetent  werden: 

Si  les  parties  comparaissent,  et  qu'ä,  la  premi^re  audience 
il  n'intervienne  pas  jugement  definitif,  les  parties  non  domici- 
li6es  dans  le  Heu  ou  si^ge  le  tribunal  seront  tenues  d'y  faire 
l'^lection  d'un  domicile.  —  L'61ootion  de  domicile  doit  Äfcre 
mentionn6e  sur  le  plumitif  de  Taudience ;  d  dijaut  de  ceite  ilec- 
iion^  tonte  signißcation,  mime  celle  d'un  juyement  difinitif,  sera 
faite  valahlemenl  au  greffe  du  tribunal. 

Die  Prorogation  ist  speziell  auch  nach  dem  französisch- 
schw^eizerischen  Staatsvertrago  zulässig.  Der  Gerichtsstand  des 
Art.  1  ist  nicht  im  öffentlichen  Intoresse  vorgeschrieben  worden, 
und  es  kann  auf  das  dort  fixierte  Forum  verzichtet  werden. 
Dies  ergibt  sich  auch  aus  der  im  Staatsvertrage  zugelassenen 
Election  de  domicile  (Art.  3).  Aus  Art.  1 1  darf  nicht  das  Gegen- 
teil geschlossen  werden.  Zwar  hat  darnach  ein  unzuständiges 
Gericht  seine  Inkompetenz  von  Amtswegen  und  zwar  selbst  in 
Abwesenheit  des  Beklagten  zu  erklären.  Allein  schon  die  Bot- 
schaft des  B.  B.  (B.  B.  1869  II,  S.  489)  führte  aus,  die  Be- 
gründung der  Zuständigkeit  eines  an  sich  inkompetenten  Ge- 
richts sei  durch  ausdrückliche  Vereinbarung  oder  stillschweigende 
Unterwerfung  nicht  ausgeschlossen,  und  es  solle  nur  angeordnet 
werden,  dass  da,  wo  eine  solche  kompotenzbegründende  (ausdrück- 
liche oder  stillschweigende)  Willenserklärung  nicht  vorliege,  das 
staatsvertraglich  inkompetente  Gericht  seine  Unzuständigkeit  von 
Amtswegen  auszusprechen  habe,  ohne  dass  der  Beklagte  vor 
ihm  erscheinen  und  die  Kompetenzeinrede  förmlich  erheben 
müsse. 

b)   durch  die  Election  de  domicile  (Art.  3). 

Eine  solche  Domizilorwählung  gemäss  dem  französisch- 
schweizerischen  Staatsvertrage  erfolgt  entweder  in  der  gewohnten 
Weise  oder  durch  Unterwerfung  unter  die  Statuten  einer  frem- 
den Aktiengesellschaft,  wenn  diese  z.  B.  so  lauten: 

tout  aotionnaire  sera  tonu  de  faire  61ection  de  domicile  k 
VaiIh  ot  quo  eette  61ertion  de  domicile  entrainera  attribution 
de  juridiction  aux  tribunaux  de  la  Seine  tout  en  demandant 
qu'en  d^fendant. 
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Und   auf  Grund    des  französisch  schweizerischen  Staatsver- 
trages wurde  ausgesprochen,  dass  die  von  einem  Aktionär   her- 
genommene Election  de  domicile  in  Verbindung  mit  einer  Unter- 
werfung unter  das   forum   keine  Wirkung   mehr   äussere,    wenn 
der  betreffende  Aktionär   seine  Titel    weggegeben    habe   (A.  E. 
XIX,  S.    732).     In  diesem    Falle   wurde    die   Übertragung   der 
Aktien    unter   Zustimmung   des  Verwaltungsrats   vorgenommen. 
Art.  3  des  Vertrages  bezieht  sich  nicht  auf  ein  Domizil,  das  durch 
das  Gesetz  statuiert  wird.     Das   Bundesgericht  sprach  wiederholt  den 
Satz  aus  (A.  E.  XXI,  p.  722  u.  723): 

L'art.  3  du  trait6  franco-suisse  n'a  en  vue  que  l'^lection 
de  domicile  conventionnelle,  faite  en  prdvision  des  difQciilt6s  aux- 
quelles  un  contrat  pourrait  donner  lieu.  II  n'a  pas  en  vue 
r61ection  de  domicile  impos6e  par  la  loi. 

Speziell  anlässlich  der  Beurteilung  des  Staatsvertrages  wurde  auch 
ausgesprochen,  dass  die  blosse  Bestreitung  des  Prorogationsvcrtrages 
nicht  genüge,  um  die  Einlassung  zu  verweigern  (A.  E.  XV,  S.  237 ; 
XVI,  S.  729). 

2.  Es  entstund  die  Frage,  ob  ein  Franzose,  der  in  der  Schweiz 
domiziliert  ist,  sich  gegenüber  einer  in  Frankreich  erhobenen  Klage 
auf  den  Staatsvertrag  berufen  dürfe. 

In  der  Botschaft  des  schweizerischen  Bundesrats  (B.  B.  1869  II, 
S.  485)  findet  sich  bezüglich  Art  l  des  Staatsvertrages  folgende  Stelle  ; 

Die  nähere  Bezeichnung  „zwischen  Franzosen  und  Schwei- 
zern oder  zwischen  Schweizern  und  Franzosen**  musste  auf  aus- 
drückliche» Verlangen  der  französischen  Delegierten  aufge- 
nommen werden,  um  damit  anzuzeigen,  dass  die  Bestimmung 
in  keiner  Weise  anwentlbar  sei  bei  Streitigkeiten  von  Fran- 
zosen gegen  Franzosen,  weil  ein  Franzose  des  Rechtes  nicht 
beraubt  werden  könne,  das  ihm  der  französische  Code  de  Pro- 
ced.  riv.  zusichere,  des  Rechtes  nämlich,  dass  er  einen  Fran- 
zosen vor  einem  französischen  Gerichte  belangen  könne,  auch 
in  dem  Falle,  wo  es  sich  um  eine  persönliche  Ansprache  an  einen 
in  einem  andern  Lande  etablierten  Franzosen  handle. 

Der  Bundesrat  verneinte  denn  auch  die  erwähnte  Frage,  die  in 
der  Gestalt  eines  Rekurses  wegen  der  Exekution  eines  Urteils  an  ihn 
herantrat  (Millot,  B.  B.  1874  I,  S.  450)  und  ebenso  die  Bundesver- 
siimralung  (B.  B.  1874  II,  S.  125).  Auch  das  Bundesgericht  entschied 
in  -Iricher  Weise.  (Tgl.  A.  E.  IV,  S.  627/8): 
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Der  Vertrag  vom  15.  Juni  1869  sagt  nur,  dass  Streitigketien 
zwischen  Sehweizcm  und  Franzosen  reap.  Franzosen  und  Schweizern 
über  persönliche  A.nspriLche  beim  natQrlichcn  Richter  des  Beklagten 
anhängig  gemacht  werden  müssen.  Für  persönliche  Klagen  ist 
dagegen  der  Gerichtsstand  des  Wohnortes  des  Beklagten  nirgends 
als  der  allein  zulässige  vorgesehen  und  insbesondere  bat  der 
Staatsvertrag  den  Gerichtsstand  für  die  Fälle,  wo  ein  in  Frank- 
reich wohnender  Schweizer  von  einem  in  der  Schweiz  wohnen- 
den hiesigen  Angehörigen  oder  ein  in  der  Schweiz  niederge- 
lassener Franzose  von  einem  in  Frankreich  wohnenden  Kläger 
für  eine  persönliche  Forderung  belangt  wird,  weder  geregelt  noch 
regeln  wollen,  sondern  im  Gegenteil  hat  die  französische  Re- 
gierung es  ausdrücklich  abgelehnt,  den  personlichen  Gerichts- 
stand ausdrücklich  auf  Streitigkeiten  zwisi-hen  Franzosen  unter 
sich  anzuerkennen,  beziehungsweise  festzusetzen.  Der  Vertrag 
bezweckt  nur,  die  in  Frankreich  wohnenden  Franzosen  und  die 
in  der  Schweiz  wohnhaften  hiesigen  Angehörigen  hinsichtlich 
persönlicher  Ansprachen,  welche  von  einem  Angehörigen  des 
andern  Staates  erhoben  werden,  beim  Gerichtsstand  ihres  Domi- 
zils zu  schützen,  dehnt  aber  diesen  Schutz  keineswegs  auf  die 
im  Auslande  befindlichen  Angehörigen  aus. 

Diese  Judikatur  führte  allerdings  unter  Umständen  zu  Härten, 
weil  der  französische  Code  de  Proced.  civ.  in  Art.  69  Ziffer  8  eine 
Vorladung  an  der  Gerichtstüre  zulässt,  wenn  das  Domizil  des  Beklagten 
in  Frankreich  nicht  bekannt  ist.    Vgl.  8.  182  oben. 

Das  Bundesgericht  gelangte  dazu,  mit  der  langen  Gerieb tspraxis 
plötzlich  zu  brechen,  indem  es  nunmehr  betonte,  der  Vertrag  spreche 
nicht  aus,  dass  für  die  Frage  der  Kompetenz  des  urteilenden  Gerichts 
einzig  die  vortraglich  vereinbarten  Gerichtsstandsnormen  massgebend 
seien.  Den  diesseitigen  schweizerischen  Behörden  stehe  darnach  das 
Recht  zu,  die  Kompetenz  auch  an  Hand  der  schweizerischen  Rechts- 
grundsätze über  Gerichtsbarkeit  und  Gerichtsstand  zu  prüfen  (Z.  für 
Internat.  Priv.-  und  St.-R.  IX,  S.  338  -  344). 

3.  Die  in  den  Patentgesetzen  vorgeschriebene  Bezeichnung  eines 
Stellvertreters  für  einen  ausländischen  Patentierten  führt  die  Konsequenz 
herbei,  dass  Klagm  betreffend  das  Patent  (auch  Nichtigkeitsklagen)  im 
einheimischen  Staate  erhoben  werden  können.  Diese  Tatsache  lässt  sich 
stützen  auf  den  hoheitlichen  Charakter  der  Patenterteilung  und  auf  die 
Unterwerfung  vermöge  der  Election  de  domieile  (Pataille,  Annales  XXIV, 
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1879  S.  365  u.  366).  Die  betreffenden  Bestimmungen  der  Patentge- 
setze (vgl.  Art.  11  des  Schweiz.  Gesetzes)  begründen  einen  absoluten 
Gerichtsstand.    Vgl.  S.  196  oben. 

4.  Auf  Griind  des  schweizerischen  Bundesgesetzes  betreffend  Schuld- 
betreibung und  Konkurs  wurde  ausgesprochen,  dass  in  der  Schweiz 
gegenüber  einem  Franzosen,  der  in  Prankreich  wohnt,  trotz  ihrer  per- 
sönlichen Natur,  ohne  Verletzung  des  Art.  1  des  Staatsvertrages  folgende 
Klagen  erhoben  werden  können: 

a)  die  Aberkennungsklage  gestützt  auf  Art.  83.2 ;  (Revue  der  Ge- 
richtspraxis im  Gebiet  des  Bundescivilrechts  XVI,  S.  80  u.  81 
(Nr.  55  a.)  und  dazu  Nr.  55  b. 

h)  die  Rückforderungsklage  gestützt  auf  Art.  86,  für  welche  ein 
elektives  Porum  beim  Betreibungsorte  besteht  (A.  E.  XXI,  S. 
723  ff.).  Anders  liegt  die  Sache  bei  der  in  der  Praxis  zugelas- 
senen negativen  Pcststellungsklage  (Bl.  f.  Z.  R.  III  Nr.  91). 

c)   die  Schadenersatzklage  gestützt  auf  einen  unbegründeten  Arrest 
(Art.  273).     Vgl.  A.  E.  XXI,  S.  714—716.     Freilich  gilt   dies 
nicht   für   die   Schadenersatzklage   eines  dritten,   der  durch  den 
Arrest  geschädigt  wird.    S.  272  oben. 
Die   genannten  Klagen    hängen    aufs   engste   zusammen   mit   dem 
Schuldbetreibungsrechte,  wie  es  die  Schweiz  geordnet  hat,  und  sie  bilden 
eine  Art  Gegengewicht   gegen  die  exekutiven  Massregeln,   welche  aus- 
ländische Kreditoren  in  der  Schweiz  vornehmen.     Darauf  ist   im  inter- 
nationalen Exekutions-  und  Konkursrecht  genauer  einzutreten. 

II.  Durch  den  Staatsvertrag  ist  weiter  die  für  Handelsrechtssdchen 
bestehende  Vorschrift  des  Art,  420  Code  de  Proeid,  civ,  zwischeti  Fran- 
zosen und  Schweizern  beseitigt  worden, 

Art.  420  lautet: 

Le  deraandeur  pourra  assigner  h  son  choix  devant  le  tri- 
bunal  du  domicile  du  d6fendeur,  devant  celui  dans  Farrondissement 
duquel  la  promesse  a  6te  faite  et  la  marchandise  livr6e,  devant 
celui  dans  rarrondissement  duquel  le  paiement  devait  ötre  effectu6. 

Im  Handelsverkehre  wird  allerdings  etwa  angenommen,  dass 
dieses  Forum  sich  vom  Gesichtspunkte  der  gesetzlichen  Präsumtion  einer 
Election  de  domicile  rechtfertigen  lasse,  abgesehen  aber  davon  wird 
diese  Konsecjuenz  nicht  gezogen.  Das  Bundesgericht  sprach  zutreffend 
aus,    das/j    die    Bestimmung    dos    Art,    420    Code   de  Proced.  civ.  nicht 
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etwa  als  gesetzliche  Präsumtion  einer  Election  de  domicile  verwertet 
und  dass  sie  also  nicht  unter  Art.  3  des  Staat^vertrages  gestellt  wer- 
den könne  (A.  E.  XXIII,  2.  T.  S.  1584—1586).  Mit  dieser  Auffassung 
stimmt  auch  Curti,  Der  Stnatsvertrag  zwischen  der  Schweiz  und  Frank- 
reich S.  64  und  Roguin,  Conflits  Nr.  381  und  465.  Der  Staatsvertrag 
hat  in  Art.  I.3  nur  ganz  ausnahmsweise  einen  Gerichtsstand  der  Er- 
füllung statuiert. 

ill.  Neben  dem  liauptsächUchsien  Gerichtsstand  des  Domizils  er- 
kennt der  Staatsvertrag  weitere  Gerichtsstände  an. 

Dies  trifft  zu  für : 

1.  das  Forum  der  Widerkhi'je.  Indessen  besteht  es  nur  im  Falle 
der  Konnexität  (Curti,  Staatsvertrag,  8.  44)  und  natürlich  dann  nicht,  wenn 
für  den  betreffenden  Rechtsanspruch  ein  exklusives  Forum  statuiert  ist. 
Die  Konnexität  liegt  schon  dann  vor,  wenn  ein  ganzer  Komplex  ver- 
schiedener Geschäfte  in  einem  Zusammenhang  steht.  Mit  andern  Worten : 
der  Entstehungsgrund  der  Klageansprüche  und  derjenige  des  Widerklage- 
anspruchs brauchen  nicht  identisch  zu  sein,  wohl  aber  müssen  sie  unter 
sich  in  einem  Innern  Zusammenhang  stehen  Dies  trifft  z.  B.  bei  einem 
Wechsel  verkehr  zu. 

Über  die  Auslegung  des  Staats  Vertrages  herrscht  wohl  Überein- 
stimmung.    Vgl.  A.  E.  IV,  S.  267/8 : 

La  jurisprudence  des  autorit6s  fed^rales  en  mati^re  d'attri- 
bution  de  juridiction  en  semblable  matiöre  a  constamment  re- 
connu  que  lo  Tribunal  conip^tent  pour  conimitre  de  la  question 
principale,  Test  aussi  pour  statuer  sur  les  questions  accessoires 
qui  decoulent  des  m^mes  faits,  comme  des  demandes  reconven- 
tionnelles  en  indemnite   (üllmer,   Nr.   285,   286,   886  u.  ff.). 

Vgl.  A.  E.  XXI,  p.  715;  Journal  VI,  S.  57  u.  58: 

Le  principe  fondamental  du  traite  du  15  juin  1869  est  que, 
dans  les  conteätations  civiles  ou  commerciales  entre  Fran^ais  et 
Suisses,  le  litige  soit  porte  devant  le  Tribunal  du  domicUe  du 
defendeur.  En  regle  generale,  un  Suisse  ne  devrait  donc  jamais 
pouvoir  poursuivre  un  FraiKjais  devant  un  tribunal  suisse  en 
ex^cution  de  ses  engagements.  11  peut  pourtant  se  präsenter 
telles  circonstances  oü  son  action  serait  exceptionnellement  rece- 
vable  et  oü  le  tribunal  suisse  devrait,  nonobstant  la  lettre  du 
Traite,  ^tre  tenu  pour  comp6tent.  Tel  serait  le  cas,  d^jä  exa- 
mine  dans  le  Journal  1878,  p.  597,  oü  la  victime  d'un  d61it  se 
porterait  partie  civile  et  reclamerait  des  dommages-int^röts  du 
rossortissant  de  Tautre  pays  condamne  au  p6nal. 
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Cettc  extension  de  conip6tence  pour  cause  de  coonexite 
peut-elle  ^tre  admise  de  mdme,  au  civil,  en  mati^re  de  demandes 
reconventionnelles  ?  Nous  estimons  que  ce  sera  essentiellement 
une  question  de  faxt.  Si  la  deinande  reconventionnelle  esty  ä  raison 
de  8on  fondement  H  de  son  objef,  intwiement  unie  ä  la  demande 
prinripaUj  de  teile  sorte  que  les  deux  affaires  n^en  forment  en 
r4alii4  qnhuie  seide  ä  double  face  et  que  le  defendeur  k  la  pre- 
miöre  se  borne  a  opposer  une  exception  de  compensation  sous 
la  forme  d^une  reclamation  reconventionnelle,  le  tribunal  saisi 
devra  pouvoir  statuer  sur  cette  reclamation  k  d^auiant  meiüeur 
droit  que  le  demandetir,  en  ouvrant  son  action,  itait  en  mesure 
de  prhoir  que  ses  propres  encjagements  seraient  invoqnis  cornme 
moijen  de  ddrharge  par  le  dSfendeur. 

2.  den  Gerichtsstand  des  Erfullun(/sortes  —  in  ganz  engen  Grenzen 
(Art.  1.3). 

Dabei  ist  notwendig: 

a)  dass  eine  Partei,  nämlich  der  Kläger  Inländer  und  der  Beklagte 
Ausländer  sei, 

b)  dass  die  Parteien  am  Entstehungsorte  der  Vertragsobligation  zur- 
zeit der  Klagcanhebung  sich  aufhalten, 

c)  dass  eine  Klage  auf  Vertragserfüllung  vorliege  oder  eine  Kiage 
aus  Vertragsverletzung,  die  nur  ein  Surrogat  der  erstem  ist. 

Diese  Voraussetzungen  treflFen  in  ihrer  Gesamtheit  nur  zu  bei  den 
sog.  Marktobligationen  und  bei  Verbindlichkeiten,  welche  anlässlich 
einer  Reise  bei  Gastwirten,  Kuranstalten,  Transportanstalten  eingegangen 
werden.  Das  Forum  ontractus  hat  also  nur  eine  sehr  beschränkte 
Bedeutung.     Vgl.  auch  A.  E.  XXI,  S.  736. 

11.  den  prorogierten  Gerichtssfand.  Auf  Grund  der  Election  de 
domicilc  (Art.  3)  wird  ein  exklusiver  Gerichtsstand  begründet  (vgl.  die 
Botschaft  des  Bundesrats  B.  B.  1869  II,  S.  489).  Die  in  einem  Rechts- 
geschäft enthaltene  Bemerkung  „domicile  elu*'  gilt  als  eine  Unterwer- 
fung unter  das  Gericht  des  betreffenden  Ortes.  Die  Prorogation  ent- 
steht auch  auf  Grund  einer  Einlassung  ohne  Vorbehalt  (S,  326/7). 

4.  den  (^erichtssland  der  gelerjenen  Sache  (Art.  4),  wenn  dingliche 
Rechte  an  Immobilien  vorliegen  oder  solche  persönliche  Rechte,  die  mit 
dinglichen  Rechten  an  Immobilien  in  Beziehung  stehen.  Voraussetzung  ist 
demnach  hier  keineswegs  ein  dinglicher  Rechtsanspruch,  vielmehr  fallen 
unter  Art.  4   daneben   noch    persönliche   Forderungen,    sofern    sie   sich 
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auf  Grundeigentum  (Reparaturen)  oder  die  Benützung  einer  Immobilie 
beziehen  (Pacht  und  Miete). 

In  Art  4  sind  zwei  verschiedene  Fälle  geordnet.  Tn  dem  erstem 
Falle  gilt  das  forum  rei  sitae  obligatorisch,  in  dem  zweiten  nicht.  Vgl. 
auch  das  erläuternde  Protokoll  bez.  Art.  4^. 

Artikel  ^.g  findet  nur  dann  Anwendung,  wenn  der  Beklagte  nicht 
in  dem  Staate  domiziliert  ist,  in  welchem  sich  die  Liegenschaft  befindet 
(Vincent,  Revue  pratique  de  droit  international  prive  1890  —  1891 
n«  partie,  p.  97,  N^.  78).  Dieser  Ansicht  ist  auch  das  schweizerische 
Bundesgericht  (A.  E.  XXIX,  1.  T.,  S.  166): 

L'art.  4  al.  2  ii'a  pas  trait  k  toutes  les  actions  personnelles 
concemant  la  propriete  oü  la  jouissance  d'un  immcuble  sitae 
en  France  ou  en  Suisse,  d'une  raaniere  indistincte  et  quellcs 
que  soient  les  autres  conditions  de  ces  actions,  il  ne  s'occupe 
de  celles-ci,  au  point  de  vue  du  for,  quo  lorsque,  par  exemple 
en  raison  du  domicile  du  d6fendeur  dans  Tun  des  Etats  et  de  la 
Situation  de  Fimmeuble  dans  Tautre  Etat,  il  peut  y  avoir  conflit 
de  comp^lence  entre  les  tribnnaux  des  deux  pays.  Mais  lorsque, 
poui'  ces  actions  il  ex.iste  dans  le  pays  dans  lequel  est  situe 
rimmeuble,  un  for  decoulant  de  la  16gisIation  int^rieure  et  re- 
connu  nieme  par  Tautre  Etat,  par  exemple,  le  for  du  domicile 
du  defendeur,  le  trait6  n'a  plus  ä  intervenir  dans  le  sens  d'un 
röglement  de  for. 

Der  französich-schweizerischc  Staatsvertrag  enthält  keine  Bestim- 
mung über  das  Forum  für  dingliche  Klagen  an  Mobilien.  Die  Gerichte 
jedes  Landes  werden  daher  auf  Grund  ihrer  Gesetzgebungen  die  Frage 
entscheiden  (Blumer-Morel,  Handbuch  III,  S.  532). 

5.    den  Gcrkhtstand  der  Erbschaft  (Art.  5). 

Die  Streitigkeiten  /wischen  den  Erben  über  die  Liquidation  imd 
Teilung  einer  testamentarischen  Erbschaft  oder  eines  Nachlasses  ab  in- 
testato  und  ebenso  (was  besonders  zu  beachten  ist)  Streitigkeiten  zwi- 
schen Erben  und  Legataren  werden  beurteilt: 

a)  vom    Richter    der   Herkunft    des  Verstorbenen   (forum  originis), 
wenn  dieser  ein  Schweizer  war, 

b)  vom  Richter  des  letzten  Domizils  in  Frankreich,  wenn  der  Ver- 
storbene ein  Franzose  war. 

Zunächst  ging  das  Bundesgericht  von  der  Ansicht  aus,  das  vom 
Staatsvertrage  fixierte  erbrechtliche  Forum  bestehe  nur  dann,   wenn  es 
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sieb  um  den  Nacblass  eines  Schweizers  bandle,  der  zur  Zeit  des  Todes 
in  Frankreich  domiziliert  war,  und  wenn  es  sich  um  den  Nacblass  eines 
Franzosen  handle,  der  zur  Zeit  des  Todes  in  der  Schweiz  domiziliert 
war.  Das  Bundesgericht  führte  in  Sachen  Rave  ans  (A.  E.  XIV,  S. 
596  u.  597): 

Selon  la  th^se  des  recourants,  an  Fran^ais  mort  en  passage 
en  Suitfse,  sans  j  avoir  jamais  eu  de  domicile,  se  trouverait  au 
ben^fice  de  l'art.  5  du  traite  et  de  Tunite  de  la  suecession  que 
cot  article  pr6voit,  alors  qu'un  autre  Fran^ais,  domicilie  en  Suisse, 
»erait  fnutre  de  ce  privildge,  si  la  mort  Tavait  fortuitement  sur- 
pris  dans  un  pays  tiers. 

Une  pareille  consequence  est  inadmissible  et  ne  peut  ^tre 
6vit6e  que  si  Ton  admet  que  Part.  5  precit^,  en  parlant  du 
Fran^ais  mort  en  Suisse  et  du  Suisse  deced6  en  France,  a  voulu 
regier  seulement  la  Situation  de  la  suecession  du  Frani^ais  mort 
^tant  domicilii  en  Suisse,  et  du  Suisse  d6c^de  itant  domicilii 
en  France. 

11  n'^tait  n^cessaire,  pour  les  deux  pays  contraetants,  de 
regier  le  for  en  matiere  de  suecession  que  pour  autant  que,  d'apres 
les  principes  du  droit  international  priv6,  les  rapports  person- 
ncls  du  testateur  avec  son  domicile  ou  avee  son  pays  d'origine 
rendaient  possible  une  ouverture  simultanee  de  la  suecession 
dans  ces  deux  pays.  Pour  6viter  ce  conilit,  le  for  fut  attribue 
au  pays  d'origine  (Heu  d'origine  pour  les  Suisses,  demier  domi- 
cile en  France  pour  les  Fran^ais).  Lorsque,  en  revanche,  le  de- 
funt  avait  son  domicile  dans  son  pays  d'origine  mdme,  ou 
dans  un  pays  tiers,  et  par  consequeut  ne  se  trouvait  dans  aucun 
rapport  i)ersonnel  avec  l'autre  Etat  contractant ,  il  n'existait 
aucun  motif  pour  stipuler  une  disposition  garantissant  Tunite 
de  la  suecession. 

Allein    das   Bundesgericht    hat    später    diese    Ansicht    aufgegeben 
(A.  E.  XXIV,  1.  T.,  S.  307). 

(\'tto  maniero  de  voir  no  saurait  plus  ^tre  maintenue  au- 
jourd'hui.  On  doit  au  contraire  roconnaitre  que  des  conflits 
toucbaiit  le  droit  de  suecession  peuvent  se  produire  lorsqu'une 
personne  deeedee  laisse  des  immeubles  dans  un  pays  etranger 
üu  i'Ue  n' avait  paa  de  domicile     .... 

Malgre  les  def'eetuosites  de  redaction  de  la  Convention  diplo- 
matiiiue  de  1869,  Texamen   de  Tart.  5   conduit   effectivement  ä 
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]a  conclusion  que  le  principe  de  l'unit^  de  la  succession,  avec 
attribution  de  for  au  pays  d'origine,  pose  par  cet  article,  doit 
faire  r^gle  dans  tous  les  cas,  quelque  seit  celui  des  deux  pays 
oü  le  de  cujus  est  dec6de  on  avait  son  domicile  au  moment  de 
sa  mort  et  indistinctement  k  Tegard  des  immeubles  comme  k 
l'egard  des  meubles. 

Diese  Ansicht  ist  aueh  neuerdings  wieder  festgehalten  worden 
(A.  E.  XXIX,  1.  T.,  S.  335  flF.).  Diese  Änderung  der  Judikatur  ist 
^ehr  beachtoiswert. 

Der  in  Art  5  erwähnte  Vorbehalt  hat  nicht  die  Meinung,  dass 
beim  Vorhandensein  von  Immobilien  die  erwähnte  ßegel  über  den  Ge- 
richtsstand aufgehoben  würde :  Art.  3  Code  civil  und  Art.  59  Code  de 
Proc6d.  civ.  sind  und  bleiben  im  Verhältnisse  zwischen  Prankreich  und 
cler  Schweiz  ausser  Kurs  gesetzt.  Der  Nachsatz  des  Art.  5  hebt  nicht 
-die  Kompetenz  des  heimatlichen  Richters  auf,  sondern  macht  demselben 
bloss  in  bestimmter  Richtung  die  Beobachtung  der  Gesetze  des  Landes 
■der  gelegenen  Sache  zur  Pflicht  (Handbuch  II,  S.  196  u.  197).  Anderer 
Ansicht  ist  man  in  letzterer  Beziehung  allerdings  in  Frankreich 
{vgl.  Aujay ,  Etudes ,  p.  252  ff) :  darnach  soll  immer  die  lex  rei 
«itae  erbrechtlich  gelten,  wenn  und  soweit  es  sich  um  Immobilien  han- 
-delt.  Das  Bundosgericht  hält  an  seiner  entgegengesetzten  Ansicht 
konsequent  fest  (A.  E.  XXIX,  1.  T.,  8.  336). 

6.  den  Gerichtsstand  für  die  Klagen  aus  Vortnundschaftsverhält- 
missen  (Art.  10).    Es  entscheidet  das  nationale  Forum. 

IV.  Der  Staatsvertrag  hat  einzelne  Klageansprüche  nicht  speziell 
geordnet. 

1 .  Der  Staatsvertrag  spricht  nicht  von  Klagen,  die  sich  auf  daB  Eherecht 
beziehen,  insbesondere  also  ist  die  Gerichtsbarkeit  über  Ehescheidungs- 
klagen und  über  eheliches  Güterrecht  darin  nicht  erwähnt.  In  diesen 
Richtungen  liegt  also  eine  völkerrechtliche  Bindung  nicht  vor.  Die 
Gerichte  beider  Staaten  gehen  speziell  darüber  einig,  dass  sich  der 
Vertrag  nicht  auf  güterrechtliche  Streitigkeiten  unter  Ehegatten  be- 
zieht. Das  Bundesgericht  (A.  E.  IX,  S.  505)  ist  in  dieser  Beziehung 
mit  den  französischen  Gerichten  in  Übereinstimmung  (B.  B.  1876  II, 
S.  244  u.  245;  245  u.  246;  B.  B.  1889  II,  S.  717/8).  Das  erbrecht- 
liche Forum  ist  hier  nicht  kompetent. 
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2.  Der  Staatsvertrag  sanktioniert  auch  das  forum  delicti  nicht. 
Daraus  folgt,  dass  privatrechtliche  Schadenersatzklagen  aus  unerlaubten 
Handhmgcn  vor  das  Forum  des  Beklagten  gehören.  Diese  Rechisauf- 
fassung  ist  speziell  zu  schliessen  aus  Art.  1 ;  denn  die  darin  enthaltene 
Vorsclirift  lässt  keine  Einschränkung  zu.  Unterstützt  wird  diese  An- 
sicht auch  durch  eine  Bemerkung  der  nationalrätlichen  Kommission 
(B.  B.  1864  II,  8  604).  Damit  stimmt  auch  Curti,  Der  Staatsvertrag, 
8.  24-29. 

Civilklagen  wegen  Contrefagon  (im  Gebiete  des  Patent-,  Marken- 
und  Autorrechts  sind  deswegen  am  Forum  des  Beklagten  zu  erheben. 
(A.  M.  ist  Pouillet,  Traite  theorique  et  pratiquo  des  brevets  d'invention 
3  ed.,  Nö.  832.)     Vgl.  A.  E.  XXLII,  2.  T.,  S.   1572. 

V.  Der  Staatsvetirag  macht  den  Gerichten  beider  Staateti  zur  Pflichtj 
Klagen  ex  officio  zurückzuweisen^  für  die  nach  den  im  Vertrage  aufge- 
stellten Grundsätzen  eine  Ko?npetent  nicht  besteht  (Art.   1 1 ). 

Mit  diesem  Satze  ist  aber  zweifellos  die  Prorogation  in  der  Form 
der  freiwilligen  Einlassung  nicht  ausgeschlossen  (S.  327  oben). 

Anmerkung. 

A.  Martin  in  Genf  hielt  an  der  Ycraanimlung  des  schweizerischen  Juristen- 
vereins 1878  ein  Referat  Ober  den  Staatsvertrag,  worin  er  dessen  Revision  befür- 
wortete. Advokat  Lachau  publizierte  in  Le  Droit  vom  28.  September  1900  ein 
paragraphenartigoB  Revitdon^projekt  des  ^taatsvertrageK  mit  Motiven.  Beiläufig 
gesagt,  findet  sich  in  dem  Memorial  der  niederländischen  Regierung  über  die  gegen- 
seitige Exekution  auswärtiger  Urteile  (S.  24  oben)  die  Bemerkung,  dass  der  Entwurf 
den  fraiizijsisch-schweizerischen  Staatsvertrag  von  1869  zum  Vorbilde  genommen  habe. 
(Journal  I,  p.  161.)  Indessen  muss  dieses  ^Vorbild"  selber  einer  Änderung  unter» 
worfen  werden. 


§  52.   Die  Ordnung  einzelner  Gerichtsstände  auf  Grund 

weiterer  von  der  Schweiz  mit  Nordameriicay  dem  Grossherzogtum 

Baden  und  Italien  abgeschlossener  Staatsverträge. 

Es  kommen  hier  folgende  Staateverträge  in  Betracht: 

A.  Der  FrexDuhchafts-  und  Niederlassungs-,  Handels-  (und  Aus- 
li(fcruN(/S')  Vertraf/  mit  den  Vereint (/fen  Staaten  von  Amerika  1850/1855^ 
ük  Slg.  y,  S.  201.    Haiidlmch  II,  S.  203-207. 
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Art.  VI  des  Staatsvertrages  lautet: 

Die  Streitigkeiten,  welche  un-  Any  controversy  that  may 
ter  den  An  Sprechern  einer  Erb-  arise  among  the  claimants  to 
Schaft  über  die  Frage  entstehen  >  the  same  succcssion,  as  to  whom 
können,  welchem  die  Güter  zu-  the  property  shall  belong,  shall 
fallen  sollen,  werden  durch  die  i  be  decided  according  to  the  laws 
Gerichte  und  nach  den  Gesetzen  and  by  the  Judges  of  the  coun- 
des  Landes  beurteilt,  in  welchem  try  in  which  the  property  (whe- 
das  Eigentum  (bewegliches  und  ther  personal  or  real)  is  situated. 
unbewegliches)  liegt.  | 

Die  Parenthese  („bewegliches  oderunbe  wegliches**  Eigentum)  wurde 
nachher  wieder  infolge  ausdrücklicher  Verständigung  gestrichen  (OflF. 
Slg.  V,  226). 

I.  Der  rorliegmde  Vertrag  statuiert  für  erbrechtliche  Klagen  wenig- 
stem bezii glich  des  Mobiliarnachlasses  der  richtigen  Auffassung  nach  das 
Forum  des  Datnizils  des  Erblassers.  Bezüglich  der  Immobilien  gilt  das 
forum  rei  sitae, 

1 .  Der  Umfang  des  durch  den  Staatsvertrag  festgestellten  Gerichts- 
standes ist  leider  nicht  genau  angegeben.  Namentlich  dann  zeigt  sich 
dies,  wenn  man  sich  vor  Augen  hält,  wie  der  erbrechtliche  Gerichts- 
stand prinzipiell  aufzufassen  ist  (S.  249  oben)  und  wie  er  z.  B.  im 
französisch-schweizerischen  Staatsvertrage  geordnet  wird  (S.  333  oben). 
Güterrechtliche  Streitigkeiten  fallen  zweifellos  nicht  darunter.  Vielmehr 
ist  ganz  klar,  dass  nur  für  Streitigkeiten  zwischen  mehreren  Erbprä- 
tendenten über  die  Erbfolge  im  weitern  Sinne  d.  h.  die  Nachfolge  von 
Todeswegen  in  das  Vermögen  eines  Verstorbenen  im  Verhältnis  der 
beiden  Vertragsstaaten  zu  einander  das  materielle  Recht  und  der 
Gerichtsstand  in  der  angegebenen  Begrenzung  geordnet  ist.  Unter  solche 
Klagen  fallen  die  Ansprüche  der  Erbschaftsgläubiger  gegen  die  Erben 
nicht  (A.  E.  VIII,  S.  772). 

2.  Schoch  hat  in  seiner  Schrift  Art.  59  der  B.  V.  betr.  den  Schutz 
des  Schuldners  beim  Richter  seines  Wohnorts  (1882)  die  Ansicht  ver- 
treten, es  sei  auf  Grund  dieses  Staatsvertrages  für  die  Erbrechtsklagen 
das  forum  (und  die  lex)  rei  sitae  massgebend  (S.  133).  Allein  diese 
Auffassung  kann  nicht  als  richtig  angesehen  werden,  so  sehr  der  Wort- 
laut des  Staatsvertrages  dafür  spricht. 

3.  Es  muss  vielmehr  als  Willensmeinung  der  Staaten  angesehen 
werden,  dass 

Heili,  Internationales  Clvilprozcssrecht.  ^^ 
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a)  das  forum  domicilii  des  Erblassers  gilt  für  den  Mobiliarnachlass : 

b)  das  forum  rei  sitae  für  Immobilien. 

n.  In  der  angegebenen  Weise  ist  der  Staatsvertrag  in  der  Schwei- 
zerischen Judikatur  schon  wiederholt  ausgelegt  worden  (A.  E.  IX,  S.  515 
und  516;  XXIV,  1.  T.   S.  319;   Revue  III,  Nr.  137). 

Das  Bundesgericht  führte  im  erstzitierten  Entscheide  folgendes  aus : 

Es  darf  gewiss  angenommen  werden,  die  kontrahierenden 
Staaten  seien  bei  Abschluss  des  Vertrages  wenigstens  mit  Bezug 
auf  das  bewegliche  Vermögen  darüber  einig  gewesen,  dass  unter 
dem  Ausdrucke  Richter  und  Gesetze  des  Landes  ^wo  das  Eigentum 
liegf^,  nicht  Richter  und  Gesetze  der  Länder,  wo  die  einzelnen 
beweglichen  Nachlassstücke  wirklich  liegen,  zu  yerstehen  seien, 
sondern  Richter  und  Gesetze  des  letzten  Wohnortes  des  Erb- 
lassers, an  welchem  Orte  die  einzelnen  Nachlassstücke  kraft 
rechtlicher  Fiktion  als  gelegen  gelten.  Diese  Auslegung  ist  um 
so  mehr  festzuhalten,  als  bei  der  gegenteiligen  Annahme,  wo 
sogar  für  den  beweglichen  Nachlass  die  Einheit  der  Erbschaft 
preisgegeben  wäre  und  überall,  wo  eine  bewegliche  Sache  des 
Erblassers  sich  befindet,  eine  besondere  Erbschaft  zu  eröffnen 
wäre,  die  Vertragsschliessenden  Staaten  einen  der  Natur  der  Sache 
und  der  sonstigen  allgemeinen  Doktrin  und  Praxis  des  inter- 
nationalen Privatrechtes  widersprechenden  Rechtssatz  vereinbart 
hätten,  was  jedenfalls  im  Zweifel  nicht  anzunehmen  ist. 

B.  Der  Vertrag  mit  dem  Grossherzogtum  Baden  betreffend  die 
gegenseitigen  Bedingungen  über  Freizügigkeit  und  weitere  nachbarliche 
Verhältnisse  von  185617.  Off.  81g.  V,  S.  662.  Handbuch  II,  S.  200-203. 

Aus  diesem  Staatsvertrage  kommt  in  Betracht  Art,  6,  der  so  lautet : 

Sollte  unter  denjenigen,  welche  auf  die  gleiche  Verlassen- 
Hchaft  Anspruch  machen,  über  die  Erbberechtigung  Streit  ent- 
stehen, so  wird  nach  den  Gesetzen  und  durch  die  Gerichte  des- 
jenigen Landes  entschieden,  in  welchem  das  Eigentum  sich  be- 
findet. 

Liegt  der  Nachlass  in  beiden  Staaten,  so  sind  die  Behörden 
desjenigen  Staates  kompetent,  dem  der  Erblasser  bürgerrechtlich 
angehört,  oder  in  welchem  er  zur  Zeit  des  Todes  wohnte,  wenn 
er  nicht  Bürger  eines  der  kontrahierenden  Staaten  war. 

I.  Der  vorlieg Pude  Staats r ertrag  stellt  für  erbrechtliche  Klagen  der 
richtigen    Auffassung    nach    das    Forum    des    Domizils    des    Erblassers 
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uenigstena   bezüglich    der  Mobilien   und  etentuell  ein  nationales  Forum 
au f  für  den  Fall,  da  der  NachlasB  in  beiden  Staaten  liegt. 

1.  Die  Redaktion  des  Vertrages  ist  derart  verunglückt,  dass  man 
zunächst  auf  den  Gedanken  kommen  muss,  es  entscheide  erbrechtlich 
allgemein  das  forum  rei  sitae.  Diese  Ansicht  ist  denn  auch  von  Schoch 
Art.  59  der  Schweiz.  B.  V.  betreffend  den  Schutz  des  Schuldners  beim 
Bichter  seines  Wohnortes  (1882)  ausgesprochen  worden  (S.  133). 

Indessen  ist  dieser  Meinung  nicht  beizutreten.  Es  ist  in  erster  Linie 
das  forum  domicilii  bezüglich  der  Mobilien  massgebend. 

2.  Soweit  es  sich  um  Immobilien  handelt,  hat  das  forum  rei  sitae 
zu  entscheiden. 

3.  Wenn  der  Nachlass  in  beiden  Staaten  liegt,  so  entscheidet  das 
forum  patriae  (und  die  lex  patriae). 

Diese  Staats  vertragliche  Ordnung  ist  ganz  besonders  zu  beachten, 
weil  das  deutsche  Reich  laut  Art.  25  E.  G.  zum  B.  G.  B.  wenigstens 
hinsichtlich  des  materiellen  Rechtes  prinzipiell  die  lex  patriae  statuiert, 
allerdings  modifiziert  durch  Art.  27  E.  G. 

Ein  Erlass  des  Badischen  Justizministeriums  von  1888  führte  aus, 
den  badischen  Behörden  komme  eine  amtliche  Tätigkeit  in  rechtspoli- 
zeilicher Hinsicht  nicht  zu,  wenn  ein  badischer  Staatsangehöriger  seinen 
Wohnsitz  in  der  Schweiz  gehabt  und  nur  das  Vermögen  hinterlassen 
habe,  —  die  Sicherstellung  und  Auseinandersetzung  bez.  des  Nachlasses 
sei  lediglich  Sache  der  betreffenden  schweizerischen  Behörden  (Z.  f. 
internat.  Priv.-  u.  St.-R.   I,  S.  532). 

II.  Entsprechend  den  allgemeinen  Grundsätzen  und  konform  dem 
Ausdrucke  des  Art.  6  (im  Anfange)  bezieht  sich  die  Verständigung  der 
beiden  Staaten  nur  auf  die  erbrechtliche  Materie. 

Das  Forum  fiir  Ansprüche  des  überlebenden  Ehegatten  aus  dem 
Gesichtspunkte  des  ehelichen  Güterrechts  ist  durch  den  Staatsvertrag 
nicht  geordnet  (A.  E.  IX,  S.  498). 

C.  Per  NiederlassungS'  und  Konsulariertrag  mit  Italien  von  1868. 
Off.  Slg.  IX.  S.  706.    Handbuch  II,  S.  198-200. 

Art.  17.  des  NiederlassungS-  und  Konsularvertrages  bestimmt 
folgendes : 
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Die  Streitigkeiten,  welche  |  Les  contestations  qui  pour- 
zwischen  den  Erben  eines  in  der  raient  s'^iever  entre  les  heri- 
Schweiz  verstorbenen  Italieners  '  tiers  d'un  Italien  mort  en  Suisse, 
hinsichtlich  seines  Nachlasses  {  au  sujet  de  sa  succession,  se- 
entstehen  könnten,  sollen  vor  ront  portees  devant  le  juge  du 
den  Richter  des  letzten  Wohn-  |  dernier    domicile    que    Tltalien 


ortes,  den  der  Italiener  in  Italien 
hatte,  gebracht  werden. 

Die    Reziprozität    findet    bei 


avait  en  Italie. 


La   r^ciprocit^    aura    Heu   k 


Streitigkeiten    statt,    die     sich    T^gard     des    contestations    qui 
zwischen   den    Erben   eines   in    pourraient    s^61eyer    entre    les 


h^ritiers  d'un    Suisse    mort   en 
Italie. 


Italien  verstorbenen  Schweizers 
erheben  konnten. 

Begreiflicherweise  wurde  der  letzte  Absatz  des  Art.  17  nicht  für 
sehr  klar  gefunden.  Um  alle  Zweifel  zu  heben,  wurde  dann  in  das 
Protokoll  betreffend  die  Vollziehung  der  zwischen  Italien  und  der 
Schweiz  1868  abgeschlossenen  Verträge  folgende  erläuternde  Bemerkung 
aufgenommen : 


Artikel  IV. 
Die  königliche  Regierung  gibt 
zu,  dass  nach  dem  von  der 
schweizer.  Bundesversammlung 
in  Bezug  auf  das  letzte  Alinea 
des  Artikels  17  des  obgenannten 
Vertrages  ausgesprochenen  Vor- 


Article  IV. 

Le  Gouvernement  royal  ad- 
met  que,  d^apr^s  la  r^serve 
faite  par  TAssembl^e  f6d6rale, 
au  sujet  du  dernier  alin6a  de 
Tarticle  17  de  la  Convention 
susdite ,  .  les  contestations  qui 
behalt,  die  Streitigkeiten,  welche    pourraient    s'^lever    entre    les 


heritiers  au    sujet    de    la  suc- 
cession    d'un    Suisse    mort    en 


zwischen    den   Erben    eines   in 

Italien  verstorbenen  Schweizers 

hinsichtlich     seines    Nachlasses  ,  Italie,  devront  ^tre  d6f6rees  au 

entstehen  könnten,  vor  den  Rieh-  ,  jugo   du  lieu  d'origine  du  de- 

ter   des   Heimatortes    des   Erb-  i  funt. 

lassers  gebracht  werden   sollen,  i 

Das  erwähnte  Protokoll  (und  damit  natürlich  auch  Art.  IV)  wurde 
in  Art.  V  als  ein  integrierender  Bestandteil  des  Staatsvertrages  erklärt. 

I.  Li  den  herausgehobenen  Stellen  des  Niederlassttngs-  und  Konsular- 
Vertrages  ist  der  nationale  Gerichtsstand  (das  forum  patriae)  mit  aller 
Deutlichkeit  für  erhrechtliche  Streitigkeiten  aufgestellt  worden. 

Darnach  ist  also  kompetent: 

1.    das  italienische  Gericht,  wenn  der  Erblasser,  der  in  der  Schweiz 
wohnte,    Italiener    war.     Es    ist   massgebend    (wie    nach    dem 
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französisch-schweizerischen  Staatsvertrage)  der  leizte  Wohnsitz, 
den  der  Verstorbene  in  Italien  gehabt  hatte  ; 

2.  das  schweizerische  Gericht,  wenn  der  Erblasser,  der  in  Italien 
wohnte,  Schweizer  war.  Es  ist  massgebend  (wie  nach  dem 
französisch-schweizerischen  Staatsvertrage)  der  Bürgerrechtsort 
(forum  originis). 

Mit  Rücksicht  auf  die  neuere  Judikatur  des  Bundesgerichts  (§51 
in,  Nr.  5)  wird  aber  auch  hier  die  Tatsache  des  Domizils  nicht  mehr 
als  entscheidend  anzusehen  sein. 

II.  Es  ist  besondtrs  wichtig,  dass  hier  der  Nachlass  als  eine  Einheit 
aufgefasst  wird. 

Im  Verhältnisse  zwischen  Italien  und  der  Schweiz  kann  also  die 
zwischen  Frankreich  und  der  Schweiz  (in  Anlehnung  an  Art.  5  des 
Staatsvertrages)   bestehende  Kontroverse   (S.  385  oben)  nicht  auftreten. 

Anmerkung. 

Die  Erklärung,  die  zwischen  dem  GrosRlierzo^tum  Baden  und  dem  Kanton 
Aargau  1867,  betreffend  die  gegenseitige  YoUs  treck  barkeit  der  Urteile  und  den  Voll- 
zug von  Ersuchschreiben  der  Gerichte  der  beiden  Staaten  in  bürgerlichen  Rechts- 
sachen ausgetauscht  >vurde  (A.  Slg.,  IX,  S.  185),  enthalt  eine  Bestimmung,  die  auch 
an  diesem  Orte  erwähnt  werden  muss.     Ai't.  2  sagt  nämlich: 

Die  Frage  der  Zuständigkeit  wird  nach  den  Gesetzen  desjenigen 
Staates  geprüft  und  entschieden,  in  welchem  das  Erkenntnis  zum  Voll- 
züge kommen  soll. 

Über  den  weiteren  Inhalt  dieser  „Erklärung**  vgl.  die  Erörterung  im  fünften 
Abschnitt  über  die  Exekution. 


342 


D,   Die  Besonderheiten  der  Kompetenz. 


§  53.   Die  Exterritorialität  im  Civilprozesse. 

V.  Bar  II,  S.  621. 

Stoerk  in  y.  Holtzendorffs  Handbuch  des  Völkerrechts  II,  S.  656. 

Kebedgy,    Die   diplomatischen  Privilegien   in   der  Z.    des    bernischen  JoristenTereins 

XXXVil,  Nr.  5  (und  separat). 
Rivier,  Principes  du  droit  des  gens  I,  S.  330. 

Slatin,  De  la  juridiction  sur  les  agents  diplomatiques  im  Journal  XI,  S.  829;  463. 
C.  Droin,  L'exterritorialit6  des  agents  diplomatiques  (Diss.,  Qen^ve  1895). 
Lisboa,  Exterritorialit^  et  immunit^s  des  agents  diplomatiques  in  Rev.  de  dr.  i.  Deux. 

S.  I,  S.  352—867. 
Edgar  Loening,  Die  Geriohtebarkeit  über  fremde  Staaten  und  Souveräne  (Halle  1903). 

I,  Es  wird  allgemein  anerkannt^  dass  die  diplomatischen  Vertreter 
auswärtiger  Staaten  mit  ihrem  Personal  in  dvilprozessualischer  (und  straf- 
prozessuali  scher)  J5ß«t>Äww^  vofi  der  internefi  Jurisdiktiofisgewalt  eximiert 
sind.  Man  spricht  hier  in  einem  juristischen  Bilde  von  dem  Grundsatze 
der  Exterritorialität. 

1.  Die  Exterritorialität  geniessen  nach  dem  hergebrachten  Völker- 
rechte : 

a)  die  Botschafter  (Ambassadeurs), 

b)  die  Gesandten   oder   bevollmächtigten  Minister    (Envoyes  extra- 
ordinaires  und  Minis tres  plenipotentiaires), 

c)  die  Ministerresidenten  (Ministre-Residents), 

d)  die  Geschäftsträger  (Charges  d'affaires). 

Dagegen  können  die  Konsuln  und  zwar  auch  die  Generalkonsuln 
die  Exterritorialität  nicht  beanspruchen.  Das  Institut  de  droit  interna- 
tional schlägt  freilich  vor,  dass  den  Berufskonsuln  (consules  missi)  die 
damit  verbundenen  Privilegien  auch  zuteil  werden  sollten,  nicht  da- 
gegen den  andern  Konsuln  (consules  electi).  Allein  dies  ist  noch  nicht 
praktisches  Recht.     So  ist  auch  in  den  Niederlanden  entschieden  w^or- 
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den,  dass  die  sogenannte  Exterritorialität  sich  nicht  auf  die  Konsuln  be- 
ziehe; es  wurde  dort  eine  civilistische  Schadenersatzklage  gegen  einen 
fremden  Konsuln  zugelassen  (Rev.  de  dr.  i.  XIII,  S.  404).  Die  soge- 
nannte Exterritorialität  bezieht  sich  auf  die  Ehefrau,  die  Kinder,  die 
Räte  (Attaches),  Sekretäre  und  das  Dienstpersonal. 

Das  Privilegium  ist  in  der  Theorie,  Gesetzgebung  und  Praxis  an- 
erkannt. 

a)  Der  Entwurf  des  titre  pr61iminaire  des  Code  civil  lib.  I,  Art.  II, 
chap.  II,  Sect  2,  enthielt  folgende  Bestimmung : 

§  9.  Les  6trangcrs  revdtus  d'un  caractöre  reM6Bentatif  de 
leur  nation,  an  qualite  d^ambassadeurs,  de  ministres,  d^envoy^s, 
ou  quelque  autre  denoroiDation  qua  ce  soit,  ne  saront  point  as- 
siijettis  aux  lois  civiles  de  la  nation,  chez  laquellc  ils  resident 
avec  ce  caract^re.  Ils  en  est  de  m^me  de  ceux  qui  composent 
leur  familla  et  de  ceux  qui  sont  de  leur  suite. 

§  10.   Ils  no  peuvent  toe  traduits,  ni  en  mati^re  civile,  ni 
criminelle,  devant  les  tribunaux  de  France. 
Man   fand   aber,   diese   Bestimmungen   gehören  mehr   dem 
Völkerrechte   an,   als   dem  Zivilrechte,  und  deswegen  figurieren 
sie  in  dem  definitiven  Texte  nicht. 

h)    §  15,  Abs.  1,  der  deutschen  C.  P.  0.  lautet: 

Deutsche,  welche  das  Recht  der  Exterritorialität  geniessen, 
sowie  die  im  Ausland  angestellten  Beamten  des  Reiches  oder 
eines  Bundesstaates,  bebalten  in  Ansehung  des  Gerichtsstandes  den 
Wohnsitz,  welchen  sie  in  dem  Heimatsstaate  hatten.  In  Erman- 
gelung eines  solchen  Wohnsitzes  gilt  die  Hauptstadt  des  Heimat- 
staates als  ihr  Wohnsitz ;  ist  die  Hauptstadt  in  mehrere  Gerichts- 
bezirke geteilt,  so  wird  der  als  Wohnsitz  geltende  Bezirk  von 
der  Landesjustizverwaltung  durch  allgemeine  Anordnung  be- 
stimmt. Gehört  ein  Deutscher  einem  Bundesstaate  nicht  an,  so 
gilt  als  sein  Wohnsitz  die  Stadt  Berlin;  ist  die  Stadt  Berlin  in 
mehrere  Gerichtsbezirke  geteilt,  so  wird  der  als  Wohnsitz  gel- 
tende Bezirk  von  dem  Reichskanzler  durch  allgemeine  Anord- 
nung bestimmt. 

Auf  Wahlkonsuln    finden   diese   Bestimmungen   keine   An- 
wendung. 
Vgl.  auch  §  18  des   deutschen  Gerichtsverfassungsgesetzes. 

c)    im  österreichischen  Recjhte. 

§  69  des  österreichischen  Gesetzes  von  1895  über  die  Aus- 
übung der  Gerichtsbarkeit  lautet  folgendermassen : 
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Österroichische  Staatsangehörige,  welche  sich  in  stäiuiiger 
amtlicher  Stellung  als  Beamte  oder  Diener  des  österreichischen 
Staates  oder  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  ausserhalb 
des  Geltungsgebietes  dieses  Gesetzes  aufhalten,  behalten  den 
allgemeinen  Gerichtsstand,  den  sie  im  Geltungsgebiete  diese»  Ge- 
setzes hatten.  Ist  ein  solcher  nicht  begründet,  oder  doch  nicht 
zu  ermitteln,  so  ist  für  sie  der  allgemeine  Gerichtsstand  in  "Wien, 
und  zwar  im  Sprengel  desjenigen  Bezirksgerichtes  begründet,  in 
welchem  das  k,  und  k.  Ministerium  des  Äussern  seinen  Sitz  hat. 

Und  §  85: 
♦  Die  Vorschriften   über   den   ausschliesslichen   Gerichtsstand 

der  gelegenen  unbeweglichen  Sache  (§  81),  sowie  über  die  in 
§§82  und  83  bezeichneten  Gerichtsstände  finden  auch  auf  ex- 
territoriale Personen  und  auf  diejenigen  Personen  Anwendung, 
welche  ihren  Gerichtsstand  vor  dem  Obersthofmarschallamt 
haben. 

Art.  IX  des  österreichischen  Einführungsgesetzes  zur  Juris- 
diktionsnorm bestimmt : 


Die  inländische  Gerichtsbarkeit  erstreckt  sich  auf  Personen, 
die  nach  völkerrechtlichen  Grundsätzen  die  Exterritorialität  ge- 
niessen,  wenn  und  insofern  sie  sich  den  inländischen  Gerichten 
freiwillig  unterwerfen,  oder  die  Rechtssache  ihre  im  Inlande  ge- 
legenen unbeweglichen  Güter  oder  ihre  dinglichen  Rechte  an 
inländischen  Liegenschaften  anderer  Personen  zum  Gegenstande 
hat. 

Wenn  es  zweifelhaft  ist,  ob  die  inländische  Gerichtsbarkeit 
über  eine  exterritoriale  Person  begründet,  oder  die  Exterritorialität 
zugunsten  einer  Person  anerkannt  ist,  hat  das  Gericht  hierüber 
die  Erklärung  des  Justizministers  einzuholen.  Diese  ist  für  das 
Gericht  bei  Beurteilung  der  Zuständigkeit  bindend. 

d)  Einzelne  Prozossgesetzgebungcn  der  schweizerischen  Kantone  be- 
halten in  genereller  Weise  die  Grundsätze  der  Exterritorialität 
vor,  und  indem  sie  dies  tun,  erkennen  sie  den  aufgestellten  Grund- 
satz ebenfalls  ausdrücklich  an.  Vgl. 

§  4  der  C.  P.  0.  von  l'ri, 
§  114  der  C.  P.  0.  von  Schaft'hausen, 
§   15  der  C.  1*.  (.).   von  Schwyz, 
S  224  der  C.  1\  O.  von  Zürich, 
Art.  öS  der  (\  P.  ().  von  St.  Gallen. 
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2.  Die  Exterritorialität  zessiert  dann,  wenn  die  Privilegierten  da- 
rauf verzichten.  Dabei  ist  freilich  zu  sagen,  dass  sie  zu  diesem  Ver- 
zichte der  Einwilligung  ihrer  Regierung  bedürfen. 

Aus  der  freiwilligen  Anrufung  der  internen  Gerichte  durch  einen 
Exterritorialen  folgt  aber  nicht,  dass  auch  eine  förmliche  Widerklage 
(im  Gegensatze  zu  blossen  Verteidigungsmitteln)  zulässig  sei.  Dicey  sagt 
{S.  213)  zutreifend:  he  submits  himself  to  the  Jurisdiction  of  the  Court 
to  that  action  but  not  further. 

Der  schweizerische  Bundesrat  erklärte  anlässlich  der  Civilklage  eines 
Berner  Gärtners  gegen  den  französischen  Gesandten,  dieser  könne,  wenn 
er  wolle,  mit  der  Einwilligung  seiner  Regierung,  als  Kläger  vor  den  Ge- 
richten des  Aufenthaltsstaates  auftreten,  allein  in  diesem  Falle  verzichte 
er  auf  seine  Immunität,  er  unterwerfe  sich  der  fremden  Gerichtsbar- 
keit, und  er  müsse  sich  auch  auf  eine  Widerklage  einlassen  (B.  B.  1897  II, 
S.  225).  In  diesem  Falle  hatte  der  französische  Botschafter  seinen 
Gärtner  aus  dem  Dienste  entlassen,  allein  der  Gärtner  weigerte  sich, 
die  Wohnung  zu  verlassen.  Der  Gärtner  stellte  sich  auf  den  Stand- 
punkt, es  handle  sich  nicht  um  ein  Dienstverhältnis,  sondern  um  ein(?n 
Pachtvertrag,  und  dieser  hätte  nur  auf  sechs  Monate  gekündet  werden 
können.  Der  Gärtner  verlangte  Schadenersatz  für  angeschaffte  Pflanzen 
und  verblieb  in  der  Wohnung.  Der  Bundesrat  intervenierte  und  lud 
die  Regierung  des  Kantons  Bern  ein,  den  Gärtner  polizeilich  ausweisen 
zu  lassen. 

3.  Foelix  I,  Nr.  214,  führt  aus,  dass  die  fremden  diplomatischen 
Vertreter  die  Jurisdiktion  der  internen  Gerichte  nicht  ablehnen  können : 

a)  wenn  sie  zur  Zahlung  von  Kosten  verurteilt  worden  sind  infolge 
der  Abw^eisung  einer  Klage,  die  sie  selber  gestellt  hatten, 

b)  wenn  sie  verfolgt  werden,  gestützt  auf  eine  von  ihnen  ausgewirkte 
Appellation  gegen  ein  Urteil, 

c)  wenn  es  sich  um  eine  Widerklage  handelt,  die  einer  von  ihnen 
erhobenen  Klage  gegenübergestellt  wurde. 

Allein  dieser  Ansicht  kann  nicht  beigepflichtet  werden.  Dagegen  ist 
im  Civilprozesse  auch  ein  diplomatischer  Vertreter  der  internen  Gerichts- 
gewalt unterworfen: 

n)  bezüglich  der  Immobilion,  die  der  Vertreter  im  Empfangsstaate 
besitzt.  Die  Jurisdiktion  des  internen  Staates  ruht  in  dieser  Be- 
ziehung nicht  auf  der  Tatsache,  dass  der  Eigentümer  im  Lande, 


346 

wo  die  Immobilien  liegen,  wohnt,  noch  auf  einem  Arreste,  son- 
dern eben  auf  dem  Sachstatute, 

b)    bezüglich  einer  dem  diplomatischen  Vertreter  im  internen  Staate 
angefallenen  Erbschaft. 

In  derlei  Fragen  sind  Ladungen  und  Klagen  zulässig.  Auf  diesem 
Boden  steht  auch  die  französische  Judikatur  (Edg.  Loening,  S.  45). 
Eine  besondere  Schwierigkeit  bereiten  Klagen  gegen  den  diplomatischen 
Vertreter  wegen  der  Mietwohnung.  Schliesst  man  hier  die  territoriale 
Gerichts-  und  Exekutionsgewalt  unbedingt  aus,  so  entsteht  eine  Recht- 
losigkeit des  Vermieters.  Slatin,  S.  468  und  v.  Bar  II,  S.  645,  wollen 
die  Exmissionsklage  in  diesem  Falle  zulassen;  denn  diese  sei  eine 
mildere  und  vorsichtigere  Massregel,  eine  Art  Notwehr  in  Gestalt  des 
Hausrechts  dann,  wenn  der  Vertrag  abgelaufen  sei  (Vgl.  auch  Martens, 
Causes  celebres  du  droit  des  gens  2  ed.  V,  p.  295).  Dagegen  ist  all- 
seitig anerkannt,  dass  die  Geltendmachung  eines  Retentionsrechtes  oder 
eines  stillschweigenden  Pfandrechts  gegen  den  diplomatischen  Vertreter 
unzulässig  ist. 

II.  Klagen  gegen  fremde  Souveräne  sind  im  internationalen  Gebiete 
nicht  zulässig. 

1.  Dies  erkennt  auch  Dicey  in  Rule  38  an.  Und  er  illustriert  die 
mangelnde  Kompetenz  der  internen  Gerichte  gegen  einen  fremden  Sou- 
verän mit  dem  Falle  des  Sultans  von  Johore,  der  nicht  verpflichtet 
wurde,  in  England  wegen  einer  Klage  auf  Schadenersatz  für  Verlöbnis- 
bruch zu  antworten,  obschon  er  sich  in  England  aufhielt. 

2.  Hierunter  fallt  auch  der  Papst,  obschon  er  kein  Souverän  mehr 
ist.  Rivier,  Principes  du  droit  des  gens  I,  S.  121,  sagt  über  den  heiligen 
Stuhl:  Le  consentement  des  Etats  reconnatt  au  pape  une  Situation  ju- 
ridique  speciale,  unique  au  monde  comme  la  papaute  meme.  S'il  n'est 
pas  un  souverain,  faute  de  territoire,  il  est  cependant  traite  en  souve- 
rain,  et  il  a  les  attributs  de  la  souverainete.  II  a  le  droit  de  legation 
actif  et  passif ;  ses  envoyes  de  premiere  classe,  les  nonces  apostoliques, 
sont  meme  privilegies.  Der  Papst  kann  für  civilrechtliche  Ansprüche 
weder  in  Person,  noch  durch  einen  Vertreter  (Majordomus)  vor  den 
italienischen  Civilgerichten  belangt  werden.  Leo  XIII.  setzte  durch  einen 
Erlass  (Motu  proprio)  zwei  Kommissionen  als  gerichtliche  Instanzen  ein, 
welche  Klagen  gegen  die  päpstliche  Verwaltung  entgegenzunehmen  und 
abzuurteilen  haben. 
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in.  Das  Privilegium  ist  in  dem  Haager  Abkommen  zur  friedlichen 
Erledigung  internationaler  Streüfälle  auch  auf  die  Mitglieder  des  inter- 
nationalen Gerichtshofes  ausgedehnt  worden. 

Art.  24  lautet: 


Die  Mitglieder  des  Schiedshofs  geniessen  während  der  Aus- 
übung ihres  Amtes  und  ausserhalb  ihres  Heimatslandes  die  di- 
plomatischen Vorrechte  und  Befreiungen. 

IV.  Das  Institut  de  droit  international  beschäftigte  sich  eingehend 
mit  der  Frage  der  diplomatischen  Immunitäten.  Es  adoptierte  zwei  Re- 
glemente. 

1.  Reglement  sur  les  immunit6s  diplomatiques,  angenommen  am 
13.  August  1895  (Annuaire  1895—1896,  S.  240  fF.) 

Art.  1.  —  Les  ministres  publics  sont  mviolables.  Ils  jouis- 
sent  en  outrc,  de  „rexterritorialite*,  dans  le  sens  et  la  mesure 
qui  seront  indiques  ci-apres,  et  d'un  certain  nombre  d'immu- 
nit6s. 

§  1.  —  Inviolabilit^. 

Art.  2.  —  Le  privilöge  de  Pinviolabilit^  &'6tend: 

P  A  toutes  les  classes  de  ministres  publics  qui  representent 
r^guliörement  leur  souYerain  ou  leur  pays: 

2^  A  toutes  les  pcrsonnes  faisant  partie  du  personnel  officiel 
d'une  mission  diplomatique; 

30  A  toutes  les  personnes  faisant  partie  de  son  personnel  non 
officiel,  sous  cette  r6serve  que,  si  elles  appartiennent  au 
pays  oü  reside  la  mission,  elles  ne  jouissent  du  privilege 
que  dans  Thötel  de  la  mission. 

Art.  3.  —  II  oblige  le  gouvernement  aupr^s  duquel  le  mi- 
nistre  est  accr6dit6  k  s'abstenir,  envers  les  personnes  qui  en 
jouissent,  de  toute  offense,  in  jure  ou  violence,  k  donner  Texemple 
du  respect  qui  leur  est  du  et  k  les  prot^ger,  par  des  p6nalit6s 
8p6cialement  rigoureuses,  contre  toute  offense,  injure  ou  violence 
de  la  part  des  habitants  du  pays,  de  teile  sorte  qu'elles  puissent 
vaquer  k  leurs  fonctions  en  toute  libert6. 

Art.  4.  —  11  s'applique  k  tout  ce  qui  est  nöcessaire  k  Tac- 
complissement  dosdites  fonctions;  notamment  aux  effets  person- 
nels,    aux  papiers,   aux  archives  et  k  la  correspondance. 
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Art.  5.  —  II  dure  pendant  tout:  le  temps  que  le  ministre 
ou  fonctionnairc  diplomatique  passe,  en  sa  qualit^  officielle,  dans 
le  pays  oü  il  a  ete  envoy6. 

II  subsiste  mdme  en  temps  de  gueiTe  entre  les  deux  puis- 
sances.  pendatit  le  temps  necessaire  au  ministre  pour  quitter  le 
pays  avec  son  personnel  et  ses  effets. 

Art.  6.  —  L'inviolabilit6  ne  peut  Ätre  invoqu^e: 

l^  En  cas  de  legitime  defense  de  la  pari  de  particuliers  contre 
des  actes  commis  par  les  personnes  m^mes  qui  jouissent 
du  privil^ge; 

20  En  cas  de  risques  courus  par  l'une  desdites  personnes,  vo- 
lontairement  ou  sans  n6ces8ite; 

3^  En  cas  d'actcs  repr^hensibles  commis  par  elles,  et  provo- 
*  quant  de  la  part  de  l'Etat  aupres  duquel  le  ministre  est 
accr6dit6  dos  mesures  de  defense  ou  de  precaution;  mais, 
hormis  les  cas  d'urgence  extrömo,  cet  Etat  doit  se  borner 
k  signaler  Ics  faits  au  gouvemement  dudit  ministre,  k  de- 
mander  la  punition  ou  le  rappel  de  Tagent  coupable,  et  k 
faire,  s'il  y  a  lieu,  cerner  son  hötel  pour  emp^cher  des 
Communications  ou  manifestations  illicites. 

§  2.  —  Exterritorialite. 

Art.  7.  -  Le  ministre  public  a  Tetranger,  les  fonctionnaires 
ofFicielleraent  attaches  k  sa  mission,  et  les  membres  de  leur  fa- 
mille  demeurant  avec  eux  conservont  leur  domicile  d'origine  et 
demeurent  regis  par  les  lois  de  ce  domicile,  en  tant  que  c'est 
le  domicile  (|ui  regit  les  lois  et  les  juridictions. 

Leur  successsion  s'ouvrc  audit  domicile,  et  les  autorit6s  lo- 
cales  n'ont  pas  le  droit  de  s'y  immiscer,  k  moins  d'en  ötre  re- 
quiscs  ])ar  le  clief  de  la  mission. 

Art.  8.  —  Les  actes  qu'un  ministre  public  ou  son  repre- 
sentant  fait  personnellement,  ou  auxquels  il  intervient,  en  sa 
(jualite  officiclle  et  confürm6ment  a  sa  loi  nationale,  relativement 
k  ses  natioiiaux,  sont  valables  pourvu  que  ladite  loi  ait  6t6  ob- 
servco,  ot  nonobstant  la  lex  loci,  corame  le  seraient  des  actes 
de  nioiuo  uaturo  faits  ou  passes  dans  le  pays  m^me  du  mi- 
nistre. 

Los  actos  auxcjuels  intervient  le  ministre  ou  son  repr^sen- 
tant,  mome  en  sa  (lualito  officielle,  doivent  ^tre  conformes  k  la 
lex  loci: 
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1^  s'ils  Interessent  uno  personne  qui  n'appartieut  pas  au  pays 
represent6  par  le  ministre  ou  qui  rel^ve,  pour  une  raison 
quelconque,  de  la  juridiction  territoriale; 
2^  si,  de  van  t  sortir  effet  dans  le  pays  oii  r6side  la  mission,  ils 
sont  de  ceux  qui  ne  peuvent  ötre  valablement  faits  au  de- 
hors  et  en  une  autre  forme.  Sont  r6gis  par  la  m^me  loi 
les  actes  conclus  dans  l'hötel  de  la  mission,  mais  auxquels 
le  ministre  ou  ses  agents  n^avaient  pas  qualit6  pour  inter- 
venir  k  titre  ofFiciel. 
Art.  9.    —    L'hotel   du  ministre   est  exempt   du  logement 

militaire  et  des  taxes  qui  le  remplacent. 

Nul  agent  de  Tautoritö  publique,  administrative  ou  judiciaire 

ne  peut  y  pen6trer  pour  un  acte  de  ses  fonctions  que  du  con- 

sentement  expr^s  du  ministre. 

Art.  10.  —  Le  ministre  peut  avoir  dans  son  hötel  une  cha- 

pelle  de  son  culte,  mais  k  condition  de  s'abstenir  de  tout«  ma- 

nifestation    exterieure  dans  les  pays  oü   Texercice  public  de  ce 

culte  n'est  pas  autorise. 

§  3.  —  Immnnitds. 
A.  —  ImmuniUs  en  Matüre  d'Impots» 
Art.  11.  —  Le  ministre  public  ä  Tetranger,  les  fonctionnaires 
officiellement   attach^s  ä  sa  mission,    et  les  membres   de  leur 
famille  demeurant  avec  eux  sont  dispens6s  de  payer: 
1^  Les  imp6ts  personnels  directs  et  les  taxes  somptuaires; 
2P  Les  impots  gen6raux  sur  la  fortune,  seit  sur  le  capital,  seit 

sur  le  revenu; 
3^  Les  decimes  de  guerre; 

4^  Les  droits  de   douane   quant  aux  objets  a  leur  usage  per- 
sonnel. 

II  appartient  k  chaque  gouvernement  d'indiquer  les  justifi- 
cations  auxquelles  il  cntend  subordonner  ces   exemptions  d'impot. 

B,  —  Immunite  de  Juridiction. 
Art.  12.  —  Le  ministre  public  k  T^tranger,  les  fonction- 
naires officiellement  attach6s  k  sa  mission,  et  les  membres  de 
leur  famille  demeurant  avec  eux  sont  exempts  de  toute  juri- 
diction, civil e  ou  criminelle,  de  PEtat  auprös  duquel  ils  sont  ac- 
creditea;  en  principe  ils  ne  sont  justiciables,  seit  au  civil,  seit 
au  criminel,  que  des  tribunaux  de  leur  propre  pays.  Le  deman- 
deur  pourra  s'adresser  au  tribunal  de  la  capitale  du  pays  du 
ministre,  »auf  le  droit  du  ministre  de  faire  la  preuve  qu'il  a  un 
autre  domicile  dans  son  pays. 


850 

Art.  13.  —  En  ce  qui  concerne  les  crimes,  les  personnes 
denomm6es  en  Tarticle  pr^cedent  restont  soumises  k  leur  loi  pe- 
nale  nationale,  comme  si  elles  los  avaient  commis  dans  leur 
propre  pays. 

Art.  14.  —  L'immunite  survit  aux  fonctions  quant  aux 
actions  se  rattachant  k  Texercice  desdites  fonctions.  En  ce  qui 
concerae  les  actions  ne  s'y  rattachant  pas,  rimmunit^  ne  peut 
^tre  invoquee  que  pendant  la  duree  m^mo  des  fonctions. 

Art.  15.  —  Ne  peuvent  se  pr6valoir  du  benefice  de  rim- 
munit6  les  personnes  appartenant  par  leur  nationalite  au  pays 
aupres  du  gouvemement  duquel  elles  sont  accr6dit6es. 

Art.  16,  —  L^imrounit6  de  juridiction  ne  peut  ötre  mvoqu6e: 
1^  En  cas  de  poursuites  exerc^es  k  raison  d'engagements  con- 

tract6s  par  la  personne  exempte,  uon  en  sa  qualit6  officielle 

ou  priv6e,   mais  dans  Texercice  d^une  profession  exerc^e, 

par  eile   dans   le   pays   concurremment    avec  ses   fonctions 

diplomatiques ; 
2^  En   mati^re  d'actions  reelles,  y  compris  les  actions  posses- 

soires,  se  rapportant  k  une  chose,  meuble  ou  inimeuble,  qui 

se  trouve  sur  le  territoire. 

Elle  subsiste,  m^me  en  cas  de  contraveution  dangercuse 
pour  Tordre  ou  la  securit6  publique  ou  de  crime  attentatoirc  k 
la  sürete  de  TEtat;  sans  pr^judice  du  droit  pour  le  gouveme- 
ment territorial  de  prendre  telles  mesures  conservatoires  qu'il 
appartiendra  (Art.  6,  3). 

Art.  17.  —  Les  personnes  jouissant  de  rimmunit6  de  juri- 
diction peuvent  refuser  de  comparattre  comme  t^moins  devant 
une  juridiction  territoriale,  a  condition,  si  elles  en  sont  requises 
par  la  voie  diplomatique,  de  donner  leur  t6moignage  mSme,  dans 
rh6tel  de  la  mission,  a  un  magistrat  du  pays  d616gu6  aupres 
d'elles  k  cet  effet. 

2.  Reglement  sur  les  immunites  consulaires,  angenommen  am  26.  Sep- 
tember 1896  (Ammaire  1896,  8.  304). 

Titre  Preliminaire. 

Art.  1.  Le  titre  de  consul  n'appartient  qu^aux  agents  du 
Service  exterieur,  qui,  ressortissants  de  PEtat  qu'ils  representent, 
n'exercent  pas  d'autres  fonctions  que  Celles  de  consul  (consules 
missi). 

Porteront  d6sormais  le  titre  d'agents  consulaires: 
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1^  Les  consuls  nationaux,  c*est-ä-dire,  ressortissants  de  TEtat 
mandant,  qui  exercent  quelque  autre  fonction  ou  professiou. 

2^  Les  consuls  qui  rel^vent  par  leur  nationalit^,  soit  de  PEtat 
dans  lequel  ils  sont  commissionn^s ,  soit  d'un  autre  Etat 
que  de  TEtat  mandant,  sans  quMl  soit  fait  de  distinction 
entre  ceux  qui  exercent  et  ceux  qui  n'exercent  pas  d'autres 
fonction  8  ou  professions. 

Art.  2.  —  Les  consuls  et  les  agents  consulaires  sont  soumis 
aux  lois  et  juridictions  territoriales,  sauf  les  exceptions  specifi6es 
aux  tttres  I  et  II  ci-apr^s. 

Art.  3.  —  Pour  que  les  consuls  ou  agents  consulaires  soient 
admis  et  reconnus  comme  tels,  ils  devront  presenter  leurs  pro- 
Yisions,  sur  la  production  desquelles  Texequatur  leur  sera  d6- 
livr6. 

Sur  la  Präsentation  de  Texequatur,  Tautorit^  sup6rieure  de 
la  circonscription  dans  laquelle  lesdits  agents  sont  appel6s  ä  re- 
sider  donnera  les  ordres  necessaires  aux  autres  autorit6s  locales, 
pour  qu'ils  soient  prot^ges  dans  Texercice  de  leurs  fonctions  et 
pour  que  les  immunit6s,  exemptions  et  privil^ges  conf6r6s  par 
le  present  reglement  leur  soient  garantis. 

Dans  le  cas  oü  le  gouvernement  territorial  jugerait  devoir 
retirer  Texequatur  h.  un  consul,  il  devra  en  donner  avis  prealable 
au  gouvernement  dont  ce  consul  rel^ve. 

Titre  I. 

Des  consuls, 

Art.  4.  —  Les  consuls  jouissent  de  Timmunit^  personnelle 
aux  conditions  et  dans  les  limites  sp6cifi6es  dans  les  articles  5, 
6,  7  et  8  ci-apres. 

Art.  5.  —  Ils  ne  sont  pas  justiciablcs  des  tribunaux  locaux 
pour  les  actes  qu'ils  accomplissent  en  leur  qualit6  officielle  et 
dans  les  limites  de  leur  competence.  Les  exceptions  qui  sont 
faites  ä  cette  regle  doivent  ötre  pr6vues  et  d6finies  par  trait6. 

Si  un  particulier  se  croit  les6  du  fait  d'un  consul  agissant 
dans  la  sph^re  de  ses  attributions,  il  adressera  sa  plainte  au  gou- 
vernement territorial,  qui  y  donnera  suite,  s'il  y  a  lieu  par  la 
voie  diplomati({ue. 

Art.  6.  —  Sauf  le  cas  specific  en  Particle  5  ci-dessus,  les 
consuls  sont  justiciables,  tant  au  civil  qu'au  criminel,  des  tribu- 
naux du  pays  oü  ils  exercent  leurs  fonctions. 
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Neanmoins,  toute  actioii  intentee  k  un  consal  est  suspendu 
jusqu^a  ce  quo  son  gouvernement-,  dümeut  pr^venu  par  la  voie 
diplomatique,  ait  pu  se  concerter  avec  le  gouvemement  territorial 
sur  la  Solution  que  Tincident  comporte. 

Cet  avis  pr6alable  n'est  pas  n^cessaire: 

1^   en  cas  do  delit  flagrant  ou  de  crime; 

2^  en  mati^re  dWtions  reelles,  y  compris  les  actions  posses- 
soires,  se  rapportant  k  une  chose  meuble  ou  immeuble  qui 
so  trouve  sur  le  territoire; 

8^  lorsque  le  consul  a  provoque  lui-m^me'ou  accept6  le  litige 
de  van  t  la  juridiction  locale. 

Art.  7.  —  En  aucun  cas,  les  consuls  ne  peuvent  6tre  arr^tes 
ni  d^tenus,  si  ce  n'est  ä  raison  d^infractions  graves. 

Art.  8.  —  Ils  ne  sont  pas  tenus  de  comparattre  comme  t6- 
moins  devant  les  tribunaux  locaux.  Lour  temoignage  doit  ^tre 
recueilli  k  leur  domicile  par  un  magistrat  d61egu6  ad  hoc. 

Dans  les  cas  exceptionnels  oü  la  comparution  personnelle 
du  consul  devant  la  juridiction  civile  ou  criminelle  serait  jugee 
indispensable,  le  gouvernement  territorial,  si  le  consul  refusait 
de  deferer  k  Tinvitation  qui  lui  serait  adressee  de  se  presenter 
devant  le  juge  competent,  aurait  recours  k  la  voie  diplomatique. 

Art.  9.  —  La  demeure  ofilcielle  des  consuls  et  les  locaux 
occup6s  par  leur  chancellerie  et  par  leurs  archives  sont  invio- 
lables. 

Aucun  officier  de  l'ordre  administratif  ou  judiciaire  ne  pourra 
y  pen6trer  tsous  quelque  pretexte  que  ce  seit. 

Si  un  individu  poursuivi  par  la  justice  locale  s^est  r^fiigi^ 
au  consulat,  le  consul  devra  le  livrer  sur  la  simple  r^quisition 
de  l'autorite  territoriale. 

Art.  10.  —  Pour  assurer  specialement  l'inviolabilite  des  ar- 
chives consulaires,  un  etat  descriptif  des  divers  locaux  compo- 
sant  la  chancellerie  du  consulat  sera,  par  Tentremise  de  la 
mission  diplomati(iue,  remis  aux  autorites  du  pays  par  l'agent 
6trauger,  lors  de  son  entr6e  en  fonctions,  et  toutes  les  fois  qu'il 
y  aura  transport  de  la  chancellerie  d'un  immeuble  dans  un  autre 
ou  changement  important  dans  les  dispositions  materielles  de 
cette  chancellerie. 

Ledit  etat  sera  chaque  fois  Tobjet  d'une  v6rification  con- 
tradictoire. 
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Art.  11.  —  Leg  consuls  doivent  s^abstenir  de  placer  dans 
les  archives  et  dans  les  locaux  de  leur  chancellerie  des  docu- 
ments  et  objets  etrangers  a  lear  Service. 

Les  chancelleries  consulaires,  tout  en  rcstant  distinctcs  des 
pi^es  servant  ä  Thabitation  du  consal;  peuvent  ^tre  insta]16e8 
dans  cette  habitation. 

Art.  12.  —  Si  le  consul  reqois  par  Tautorit^  judiciaire 
d^avoir  k  se  dessaisir  de  documcots  qu'il  d6tient,  se  refuse  k 
les  liyrer,  Tautorite  administative  recourra  au  gouvemement 
territorial,  qui  y  donnera  suite,  s'il  y  a  lieu,  par  la  voie  diplo- 
matique. 

Art.  13.  —  Les  consuls  sont  dispenses  de  payer: 

l^  les  imp6ts  personnels  directs  et  les  taxes  somptuaires; 

2^  les  impots  generaux  sur  la  fortune,  tant  sur  le  capital  que 

sur  le  revenu; 
3®  les  d6cimes  de  guerre. 

Art.  14.  —  Les  consuls  peuvent  placer  au-dessus  de  la  porte 
exterieure  du  consulat  P^cusson  des  armes  de  leur  nation,  avec 
cette  inscription:  „Consulat  de * 

Ils  peuvent  arborer  le  drapeau  de  leur  pays  sur  la  maison 
consulaire  aux  jours  de  solennit^s  publi([ues,  a  moins  qu'ils  ne 
r^sideiit  dans  la  ville  oü  leur  gouvernement  est  repr6sent6  par 
une  mission  diplomatique. 

Ils  sont  ^galement  autoris6s  a  hisser  ce  drapeau  sur  l'era- 
barcation  qu'ils  emploient  dans  Texercice  de  leurs  fonctions. 

Art.  15.  —  II  est  permis  aux  consuls  de  correspondre  avec 
leur  gouvernement  et  avec  la  mission  politique  de  leur  pays  par 
depoches  telegraphiques  chiffr6es  ou  au  moyen  de  courriers  munis 
d'un  passeport  ad  hoc. 

II  leur  est  egalement  loisible  de  confier  leur  correspondance 
officielle  aux  capitaines  des  navires  nationaux  ancres  dans  le 
port  de  leur  residence. 

Art.  16.  —  En  cas  de  d6ces  ou  d'empöchement  imprevu  du 
consul  l'officier  consulaire  le  plus  ^leve  en  grade  apr^s  lui  sera 
admis  de  plein  droit  t\  g6rer  le  consulat,  sauf  k  produire  en  temps 
et  lieu  a  Tautoritö  locale  l'acto  officiel  qui  le  confirrae  dans  sa 
gestion  provisoire. 

A  cet  effet,  le  consul  devra  präsenter  ä  Tautorite  locale 
roflficier  appele  eventuellement  k  le  remplacer  k  titre  interi- 
maire. 

Melli,  Internationales  Civilpro/cssrecht.  23 
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Cet  officier,  pondant  sa  gerance,  jouira  des  immunit^s  et 
priYÜ^ges  attribu6e8  aux  consuls  par  le  present  rdglement. 

Art.  17.  —  II  n^est  fait  aucane  diff6rence,  sous  le  rapport 
des  immunit6s,  entre  les  consuls  g6n6raux,  les  consuls  et  les 
vice-consuls. 

n  s'entend  que  les  agents  de  cette  demiere  cat^gorie,  en 
tant  que  pr6po868  k  des  vice-consalats,  doivent  remplir  les  con- 
ditions  de  Dationalite  et  autres  pr6yue8  par  le  premier  paragraphe 
de  Tarticle  l^''  du  pr6sent  r^glement. 

Dans  les  c6r6monies  officielles  oü  ils  sont  convoqu^s,  les 
consuls  g6n6raux^  consuls  et  vice-consuls  prennent  rang  d'aprds 
leur  grade,  et  dans  chaque  grade,  d'apr^s  la  date  de  leur  entr6e 
en  foDction. 

Titre  IL 

Des  agents  consulaires. 

Art.  18.  —  Lorsque  des  actions  en  mati^re  civile  ou  cri- 
minelle seront  dirig6es  contre  des  agents  consulaires,  les  tribu- 
naux  locaux  seront  comp6tents  pour  en  connaitre  directement, 
sauf  le  cas  oü  il  serait  Stabil  par  lesdits  agents  qu'ils  ont  agi 
en  leur  qualit6  ofTicielle. 

Art.  19.  —  Les  agents  consulaires  sont  exempts  des  impdts 
aff6rents  sp^cialement  a  Timmeuble  ou  h  la  partie  de  Timmeuble 
affecte  k  leur  office  consulaire. 

Sauf  cette  exception,  ils  acquittent  les  autres  impositions,  tant 
nationales  que  municipales. 

Art.  20.  —  Les  articles  10,  11  alin6a  1",  12  et  14  sont 
applicables  aux  agents  consulaires,  avec  cette  diff^rence,  en 
ce  qui  concerne  l'art.  14,  que  T^cusson,  place  sur  la  porte  ex- 
t6rieure  de  leur  office,  portera  Tinscription :  „Agence  consulaire 
de * 

L'office  des  agents  consulaires,  y  compris  le  local  de  leurs 
archives,  devra  toujours  ötro  söparö  de  leur  comptoir  ou  bureau 
d'affaires  personnel. 

Art.  21.  —  Les  agents  consulaires  peuvent  correspondre 
directement,  a  titre  ofFiciel,  avec  leurs  autorit^s  administratives 
et  judiciaires  de  leurs  circonscriptions  respectives. 

Anmerkungen. 

1.  Die  Stelle  bei  lluüfo  Grotius  über  II  cap.  XVIII,  §  IV,  Nr.  5,  lautet  folgendor- 
massen:  Quare  omnino  ita  censeo,  placuisse  gontibus  ut  communis  mos,  qui  qucmvis 
in  alieno  territorio  existentcMu    ejus    loci  territorio  subjicit,    exceptionem  pateretur  in 
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legatis,  ut  qui  fient  fictione  quadam  habentur  pro  personis  mittentium  (senatos  faciem 
attulorat,  auctoritatem  rei  publicae,  ait  de  legato  quodam  M.  Tallius)  ita  etiam  fic- 
tione simili  oonstituerentur  quasi  extra  territorium^  unde  et  civili  jure  populi  apud 
quem  yivuiit  nou  tenentur.  Vgl.  auch  R.  Zeuch,  Juris  et  judicii  fecialis  sive  juris 
inter  gentes  pars  secunda  sectio  lY,  No.  20:  an  legatus  in  looo  ubi  legationem  obit 
actione  ciTÜi  conveniri  possit.  In  den  Pandekten  findet  sich  eine  schone  Stelle  in 
1.  17  de  legationibus  50,  7:  Si  quis  legatum  hostium  pulsasset,  contra  jus  gentium 
id  commissnm  esse  existiraatur,  quia  sancli  habentur  legati;  et  ideo,  si,  quum  legati 
apud  nos  essent  gentis  alicujus,  bellum  cum  iis  indictum  sit,  rosponsum  est,  liberos 
€ise  manere;  id  enim  juri  gentium  convenit  esse. 

2.  Montesquieu,  De  Tesprit  des  lois  livre  XXYI  chap.  XXI  führt  aus :  Le  droit 
des  gens  a  voulu  que  les  princes  s'enyoyassent  des  ambassadeurs ;  et  la  raison,  tir^ 
de  la  naturc  de  la  chose,  n'a  pas  permis  que  ccs  ambassadeurs  d^pendissent  du 
souYerain  chez  qui  ils  sont  envoyös,  ni  de  ses  tribunaux. 

Die  mit  der  Exterritorialität  verbundene  Immunität  wurde  angefochten  von 
Laurent,  Droit  civil  international  III,  Nr.  1  ff.,  speziell  auch  betreffend  die  civilrecht- 
liche  Jurisdiktion  Nr.  74  ff.  Laurent  opponiert  namentlich  auch,  und  nicht  mit  Un- 
recht, gegen  die  Exterritorialität  der  Angestellten  (Droit  civil  international  III,  Nr.  86): 
Quel  rapport  y-a-t-il  entre  Tinviolabilit^  de  Tambassadeur  et  Pinviolabilite  de  sa 
cuieini^re?  Dagegen  betont  R.  Oarraud,  Traite  th6orique  et  pratique  du  droit  p6nal 
frangais  2,  ed.  I,  S.  291,  die  Exemtion  der  Diplomaten  von  der  staatlichen  Juris- 
diktion, und  er  fährt  fort:  L^immunite  s'6tend  k  tous  les  dcgr^s  et  d  toutes  les 
formes,  »ans  exception,  de  la  juridictiou  civile  et  pönale.  Dieser  Schriftsteller 
opponiert  gegen  die  Fiktion  der  Exterritorialität  (S.  293). 

Holland,  The  Clements  of  jurisprudence  9,  ed.  1900,  S.  379,  meint:  The  whole 
question  of  the  inviolability  and  extraterritoriality  of  diplomatic  personages  is 
naturally  analogous  to  nothing  in  private  law,  but  resembles  rathcr  that  brauch  of 
public  municipal  law  whioh  describes  the  safeguards  provided  for  the  protection  of 
govemment  officials  in  the  execution  of  their  duties. 

3.  Die  Kongo-Generalakte  der  Berliner  Konferenz  (1885)  enthält  in  Art.  18 
betreffend  die  Stellung  der  internationalen  Kommission  zur  Sicherung  der  Schiffahrt 
folgende  Bestimmung :  Die  Mitglieder  der  internationalen  Kommission,  sowie  die  von 
ihr  ernannten  Agenten  sind  in  der  Ausübung  ihrer  Funktionen  mit  dem  Privileg  der 
XJnverletzlichkeit  bekleidet.  Der  gleiche  Schutz  soll  sich  auf  die  Amtsräume,  Bureaux 
und  Archive  der  Kommission  erstrecken. 

4.  Die  Militär- Attaches  der  auswärtigen  Mächte  gemessen  in  Frankreich  das 
Recht  der  Exterrftorialität  (Z.  f.  intern.  Priv  -  u.  St.-R.,  YIII.,  S.  347;  Journal  1898, 
S.  337). 

5.  Dafür,  dass  die  Konsuln  das  Recht  der  Exterritorialität  nicht  besitzen,  führt 
Foelix  I,  Nr.  215,  S.  423,  folgendes  aus:  Le  consul  ne  reprösente  pas  son  souverain: 
il  est  simplement  un  agent  de  son  gouvernement,  Charge  de  proteger  les  interets 
commerciaux  de  seä  concitoyens  dans  le  pays  oü  il  est  etabli.  Aussi  sa  nomination 
ne  s'adresße-t-ello  pas  directeraent  au  souverain  ötranger  corame  Celle  du  ministre : 
les  pouvoirs  k  lui  conföres  par  son  souverain  sont  soumis  A  l'excquatur  du  gouverne- 
ment dans  le  territoire  duquel  il  exercera  se«  fonctions. 
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§  54.  Die  interne  Gericlitsbarkeit  gegenüber  fremden  Staaten. 

V.  Bar  II,  S.  660. 

Mamelok,    Die     juristisohe     Person     im     internationalen     Privati'echt   S.   143 — 203, 

Laurent  in,  S.  44. 

Gabba,  De  la  comp^tence  des  tribunaux  k  T^gard  des  Souverains  et  des  Etats  ^tran- 

gers  in  Journal  XV,  8.  180;  XVI,  8.  538;  XVII  S.  27. 
Hartmann,  De    la    comp^tence  des    tribunaux    dans    les    proc^s  contre    les  Etats    et 

souverains  ötrangcrs  in  Rev.  de  dr.  i.  XXII  (1890),  S,  425 
Ririer,  Principes  du  droit  des  gens  I,  S.  340  ff. 
Edgar  Loening,  Die  Gerichtsbarkeit  über  fremde  Staaten  und  Souveräne. 

I.  Es  bestehen  verschiedene  Systeme,  nach  welchen  die  Kompetenz 
der  internen  Gerichte  gegen  fremde  Staaten  behandelt  wird, 

1.  In  Frankreich  wird  die  Kompetenz  grundsätzlich  abgelehnt. 
Die  Praxis  ist  durchaus  konsequent  (Journal  1886  XIII.  S.  83;  1888 
XV,  8.  670;  1889  XVI,  8.  461;  1890  XVII,  8.  288;  1892  XIX, 
8.  953;  1894  XXI,  8.  124;  1896  XXIII,  8.  849). 

Dieses  Prinzip  wird  angefochten  von  Laurent  III,  8.  92. 
Die  französischen  Gerichte    wenden  den   bekannten  Art.    14  Code 
civil  (8.  206  oben)  gegen  auswärtige  8taaten  nicht  an. 

Immerhin    gibt   es   in  Frankreich   zwei  Ausnahmen   vom  Prinzip: 

a)  wenn  der  fremde  8taat  sich  der  internen  Jurisdiktion  unterwirft, 
obwohl  die  Gültigkeit  dieses  Aktes  auch  bezweifelt  wurde  (Jour- 
nal 1888  XV,  8.  670). 

b)  wenn  es  sich  um  Immobilien  handelt. 

2.  In  Belgien  ist  die  Justiz  weniger  streng  in  der  Ablehnung  der 
Kompetenz:  es  wird  ein  Unterschied  gemacht  zwischen  dem  8taate 
als  politischen  Körper  und  den  privatrechtlichen  Beziehungen  (Journal 
1881  VIII,  8.  82/3). 

Die  Ausführung  der  I.  Instanz  ist  beachtenswert: 

Ca  principe  (de  la  souverainetc  dos  nations)  peut  valoir 
lorsqu'un  gouvernement,  restant  dans  les  limites  de  sa  mission 
gouvernementale,  prend  des  mesiires  dans  Tinteröt  de  sa  con- 
servation  ou  pour  des  actes  que  lui  diete  Tinteröt  general, 
mais  il  ne  peut  plus  en  ötre  questiou  alors  que  le  gouFeme- 
mcnt  vend  du  guano,  et  seit  par  lui-meme,  seit  par  interm6- 
diaire,  pose  des  actes  et  des  contrats  commereiaux  soumis  a  la 
juridiction  des  tiil)iinaLix  de  commerce. 
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3.  In  Osterreich  wurde  erklärt,  ein  fremder  Staat  sei  den  öster- 
reichischen Gerichten  niemals  unterworfen  und  nicht  einmal  in  Inimo- 
biliarstreitigkeiten. In  Österreich  wurde  eine  Besitzesklage  gegen  das 
deutsche  Reich  in  der  Stellung  als  Eigentümer  des  deutschen  Gesandt- 
schaftshotels in  Wien  Ton  den  Civilgerichten  nicht  angenommen  (Jour- 
nal 1883  X,  S.  67/8). 

4.  In  Deutschland  ist  versucht  worden,  an  der  Hand  des  Gerichts- 
stands des  Vermögens  (S.  240  oben)  auswärtige  Staaten  zu  belangen. 
Gegen  diese  Versuche  wurde  ein  Gesetzesentwurf  ausgearbeitet,  der  aber 
wieder  zurückgezogen  wurde  (v.  Bar,  in  Journal  XII,  1885  S.  645 — 651). 

5.  Die  italienische  Doktrin  und  Praxis  trifft  eine  Unterscheidung. 
Der  fremde  Staat  kann  wegen  privatrechtlicher  Rechtsgeschäfte  be- 
langt werden,  wenn  nach  dem  in  Italien  geltenden,  internationalen 
Rechte  die  Kompetenz  vorliegt  z.  B.  auf  Grund  des  forum  contractus 
(S.  207  oben)  oder  auf  Grund  einer  Prorogation.  Diese  Kompetenz 
besteht  dagegen  nicht  bei  publizistischen  Handlungen:  es  wird  gegen- 
übergestellt das  jus  gestionis  und  das  jus  imperii. 

Gegen  diese  Unterscheidung  opponiert  Anzilotti  sehr  scharf  (Z.  f. 
intern.  Priv.-  und  St. -R.  V,  S.  24 — 37),  und  er  meint,  die  Stellung 
der  itahenischen  Jurisprudenz  sei  von  Grund  aus  verfehlt. 

6.  In  England  ist  ausgesprochen  worden,  Klagen  fremder  Staaten 
müssen  zugelassen  werden,  aber  dann  haben  sie  sich  auch  Wider- 
klagen gefallen  zu  lassen  (Westlake,  3.  Aufl.  S.  229,  Journal  1889 
XVI,  S.  538).  In  neuerer  Zeit  wird  aber  gesagt,  dass  Widerklagen 
nur  dann  zulässig  sind,  wenn  sie  sich  als  Mittel  der  Klageantwort 
oder  Verteidigung  darstellen  d.  h.  wenn  der  Gegenstand  der  Wider- 
klage der  nämliche  ist,  wie  der  der  Ilauptklage  (Journal  1899  XXVI, 
S.  402  ff;  auch    erwähnt  in  Z.    f.  intern.  Priv.-  und  ö.  R.   X,  S.    68). 

Immerhin  erklären  sich  die  englischen  Gerichte  bei  Immobiliar- 
klagen  kompetent. 

Die  Frage,  ob  der  englische  Staat  als  Successor  eines  andern 
Staats  in  die  Verpflichtungen  des  annexierten  oder  inkorporierten 
Staates  eintrete,  unterliegt  dem  Entscheide  der  Civilgerichte  nicht.  So 
ist  spez.  in  England  vom  Privy  Council  (Cook  v.  Sprigg)  im  Jahre 
1899  entschieden  worden.  Das  Urteil  ist  abgedruckt  in  The  Law 
Journal  Reports  vol.  68  S.  144  fl". 
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7.  In  den  V.  St.  von  Amerika  ist  eö  nicht  statthaft,  den  Bund 
oder  die  Einzelstaaten  auf  Grund  von  Civilansprüchen  vor  den  Civil- 
gerichten  zu  belangen.  Diese  Befugnis  steht  weder  nach  internem  noch 
weniger  nach  internationalem  Rechte  zu.  In  den  ^ Amendments^  zu 
der  nordamerikanischen  Unionsverfassung  findet  sich  in  Art.  XI  folgende 
wichtige  Bestimmung. 

The  judicial  power  of  the  United  States  shall  not  be  con- 
straed  to  extend  to  any  suit  in  law  or  equity,  commenced  or 
prosecuted  against  one  of  tho  United  States  by  Citizens  or  sub- 
jects  of  any  foreign  stato. 

Dieses  Amendement  beruht  auf  dem  Gedanken,  dass  es  eines 
souveränen  Staates  unwürdig  sei,  von  einem  Privatmann  vor  Gericht 
gezogen  zu  werden.  Der  Ursprung  und  das  leitende  Motiv  dieses 
Zusatzes  ist  klar  auseinander  gesetzt  worden  von  Porter,  Outlines  of  tho 
Const.  history  of  the  U.  St.  (\883),  p.  169  : 

This  amendment  was  proposed  and  carried  by  the  advocates  of 
State  sovereignty.  A  suit  was  brought  in  a  U.  St.  court  against 
the  State  of  Georgia.  The  states  were  surprised  and  dis- 
gusted  when  it  transpircd  that  an  individual  could  sue  them. 
They  had  regarded  themselvcs  as  sovereign  and  free  from  all 
such  indigniiies.  When  they  found  that  they  could  be  sued 
they  adopted  this  amendment. 

Ygl.  auch  Büttimann,  Das  nordamerikanische  Bundesstaatsrecht, 
I,  S.  45  und  besonders  S.  352  u.  354  und  Scott,  The  repudiation  of 
State  debts  New  York  1893  p.  30  und  256.  („Our  States  have  been 
foolishly  sensitive  to  infringements  upon  their  so  calied  dignity*).  Ich 
verweise  auch  auf  Vocke,  Handbuch  der  Rechtspflege  in  den  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika  (Köln   1891)  S.  4.  u.  5. 

Porter  fügt  hinzu,  dass  seit  der  Annahme  jener  Bestimmung 
(1798)  der  Einzelstaat  die  theoretische  Möglichkeit  hatte  „to  repudiate 
its  just  debts". 

Übrigens  sagt  Bancroft,  dass  Art.  TU,  Sekt.  2  der  Verfassung  — 
zu  welchem  Artikel  jenes  Amendement  ergänzend  herantrat  —  sich 
nur  auf  den  Fall  bezog,  dass  der  Staat  als  Kläger  gegen  Privatper- 
sonen auftrete.  Bancroft,  History  of  the  formation  of  the  Constitution 
of  the  U.  St.  of  America,  vol.  II,  p.  199,  200. 

Gegenwärtig  steht  aber  fest,  dass  ein  Privatmann  einen  Einzel- 
staat vor  den    UfiiaHSf/nichten  nicht  belangen  kann. 
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Und  doch  sollte  man  glauben,  dass  gerade  die  Unionsgerichte 
dazu  da  wären,  eine  unparteiische  Gerichtsstelle  für  Ansprachen  gegen 
Einzelstaaten  zu  bieten. 

Jenes  der  Politik  entnommene  und  allzuweit  ausgedehnte  Dogma 
der  Souveränität  ist  so  eingewurzelt,  dass  die  Betretung  des  gericht- 
lichen Weges  ab  Seite  eines  Privatmanns  auch  gegen  den  Einzehtaat 
sogar  vor  seinen  eigenen  Gerichten  ausgeschlossen  ist,  —  wenn  die 
gesetzgebende  Behörde  dies  nicht  ausdrücklich  zu  gestatten  die  Freund- 
lichkeit hat.  Rüttimann  sagt,  (a.  a.  0.  S.  352)  es  geschebe  dies 
ausnahmsweise. 

Immerhin  bestehen  in  Nordamerika  Courts  of  claims  im  Bundes- 
staate und  in  den  Einzelstaaten,  in  denen  die  Beschwerden  der  Privat- 
personen untersucht  werden.  So  war  der  Federal  Court  of  claims 
wegen  der  Beschwerden  der  Cubaner  anlässlich  des  Krieges  mit 
Spanien  (1898—1899)  sehr  beschäftigt. 

Nach  dem  Gesagten  werden  in  Nordamerika  auch  ausländische 
Staaten  nicht  vor  Gericht  gezogen  werden  können. 

II.  Das  Institut    de  droit  international    bescJiaftigte   sich    ebenfalls 
mit  diestn  Fragen    und  es  nahm   ein  Projet  de  rdglement  international 
sur  la  compüence  des  tribunaux  entre  les  proch  contre  les  Etats,  souve 
rains  cu  che/s  d'itut  itrangers  am  11.  Septembei*  1891  an. 

Dieses  Reglement  lautet  (Annuaire  1889—1892  XI,  S.  436; 
Discussion  S.  408): 

Article  premier, 

§  1.  Sont  insaisissables  les  meubles,  y  compris  les  che- 
Taux,  voitures,  wagons,  navires,  appartenant  k  un  souverain  ou 
cbef  d'Etat  etranger  et  affect6s  directement  ou  indirectement  k 
Tusage  actucl  de  ce  souverain  ou  chef  d'Etat  ou  des  personnes 
qui  pour  son  servlce  raccompagnent. 

§  2.  Sont  de  ra^me  cxcmpts  de  toute  saisie  les  meubles  et 
immeubles  appartenant  k  un  Etat  etranger  et  affect^s,  avec 
Tapprobation  expresse  ou  tacite  de  TEtat  sur  le  territoire  du- 
quel  ils  se  trouvent,  au  service  de  l'Etat  6tranger. 

§  3.  Pourtant,  le  cr6ancier  au  profit  daquel  est  express^ment 
mise  en  gage  ou  donnee  en  hypoth^que  une  ebose  qui  appar- 
tient  k  un  souverain  ou  chef  d'Etat  etranger,  par  ee  souverain 
ou  chef  d'Etat  ou  Etat,  peut  la  retenir  ou  faire  saisir,  le  cas 
^cheant. 
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Ariicle  II. 

§  1.  Les  seules  actions  recevables  contre  un  Etat  6tranger 
sont: 

1^  les  actions  reelles,  y  comprls  las  actions  possessoircs,  se 
rapportant  k  une  chose,  immouble  ou  meuble,  qui  se  trouye 
sur  le  territoire; 

2^  les  actions  fond^es  sur  la  qualite  de  TEtat  etranger  comme 
h6ritier  ou  16gatairc  d'un  ressortissant  du  territoire  ou 
comme  ayant  droit  a  une  succession  ouverte  sur  le  territoire ; 

3^  les  actions  qui  se  rapportent  k  un  etablissement  de  com- 
merce ou  industriel  ou  k  un  chcmin'de  fer  exploit6s  par 
TEtat  etranger  dans  le  territoire; 

40  les  actions  pour  lesquelles  TEtat  6tranger  a  expressement 
reconnu  la  competenee  du  tribunal.  L'Etat  etranger  qui 
lui-möme  forme  une  demande  devant  un  tribunal,  est  r^pute 
avoir  reconnu  la  competenee  du  tribunal  quant  k  la  con- 
damnation  aux  frais  du  proces  et  quant  k  une  reconvention 
r^sultant  de  la  m^me  affaire  qui  est  le  sujet  de  la  demande; 
de  m6m(^  TEtat  etranger  qui,  en  r6pondant  ä  une  action 
port6e  contre  lui,  iiVxcipe  pa»  de  Tincomp^tence  du  tribunal, 
sera  rcpute  en  avoir  reeonnu  la  eomp6tence; 

50  les  actions  fondees  sur  des  contrats  conclus  par  TEtat 
etranger  dans  le  territoire,  si  Tex^cution  complöte  dans  ce 
m^me  territoire  en  peut  ötre  demand^e  d'aprös  une  clause 
expresse  ou  d'apres  la  nature  memo  de  Taction. 

6^  les  actions  en  dommages-inter6ts  nees  d'un  delit  ou  quasi- 
delit,  qui  a  eu  Heu  sur  la  territoire. 

§  2.  Ne  sont  point  recevables  les  actions  formees  pour  des 
actes  de  souverainete,  y  compris  les  actions  resultant  d'un  contrat 
du  deraandeur  comme  fonctionnaire  de  TEtat,  ni  les  actions 
concernant  les  dettes  de  TEtat  etranger  contract6es  par  souscrip- 
tion  publique. 

Article  IIL 

§  1.  Les  actions  formees  contre  des  souverains  ou  chefs 
d'Etat  etrangers  sont  soumises  aux  regles  de  Tarticle  11  pre- 
cedent. 

§  2.  Toiitefois,  les  actions  qui  resultent  d'obligations  con- 
tractees  avaiit  Tavenement  du  souverain  ou  la  nomination  du 
chef  d'Etat  sont  regies  par  les  regles  ordinaires  de  competenee. 
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Artide  IV. 

§  1.  Les  ajournements,  tant  pour  les  souverains  ou  chefs 
d'Etat  que  pour  les  Etats  m^mes,  se  fönt  par  la  voie  diplomatique. 

Art  ich  V, 

II  est  d^sirable  que,  dans  chaque  Etat,  les  lois  de  proo6duro 
accordent  des  delais  suffisants  pour  que,  dans  les  cas  d'action 
port6e,  ou  de  saisie  demand6e  ou  pratiqu6e  contre  un  souverain 
ou  chef  d^Etat  ou  contre  un  Etat  etranger,  il  puisse  en  dtre  fait 
rapport  au  gouvernement  du  pays  dans  lequel  Taction  a  ete 
port^e,  ou  la  saisie  demand^e  ou  pratiquee. 

Anmerkungen. 

1.  In  der  Schweiz  machte  der  Bundesrat  anhisslich  der  vor  den  französischen 
Gerichten  angehobenen  Streitigkeit  Civry  gegen  die  Stadt  Genf  sehr  gewagte  Aus- 
führungen (B.  B.  1S91  II,  58;  1892  II,  S.  810;  IS),  —  ich  möchte  sie  nicht  unter- 
schreiben  (Vgl.  auch  Edg.  Loening,  S.  98,  Anm.   1). 

2.  Ich  machte  schon  bei  anderer  Angelegenheit  weitläufige  Entwicklungen  über 
den  in  Nordamerika  bestehenden  Kechtszustand.  Ygl.  Meili,  Rechtsgutachten  und 
GosetzesYorschlag  betreffend  die  Schuldexekution  und  den  Konkurs  gegen  Gemeinden, 
ausgearbeitet  im  Auftrage  dos  schweizerischen  Justiz-  und  Polizeidepartements  (Bern 
1885),  S.  63—89. 

§  55.    Die  Konsulargerichtsbarkeit. 

"Wheaton-Lawrence,  Commentaire  sur  los  Clements  du  droit  international  (IV.  Bd.  1880 
mit   dem  Spezialtitcl :   Etüde  sur  la  juridioiion   oonsulaire  et  sur   Textradition.) 
Report  of  the  eighth  Conference  of  the  Association  S.  27  if. 
V.  Holtzendorff,  Handbuch  dos  Völkerrechts  III,  S.  B87  ff. 

Martena-Skerat,  Das  Konsularwesen  und  die  Konsularjurisdiktiou  im  Orient  (1874). 
Oontuzzi,  La  istituziono  dei  consolati  ed  il  diritto  internazionale  europeo  (1885). 

I.  Kraft  der  mit  orientalischen  Staaten  abgeschlossenen  Kapitvlatio- 
nen,  kraft  des  Herkommens  und  kraft  Staat sverträgeyi  ist  namentlich 
d(n  europäischen  Nationen  (und  der  amei'ikanischen  Union)  das  Recht 
eingeräumt  ivorden,  die  Civil'  (und  Straf-)  Jurisdiktion  im  Oriente  durch 
ihre  diplomatischen    Vertreter  (speziell  die  Konsuln)  auszuüben. 

1.  Die  Konsulargerichtsbarkeit  besteht  namentlich  in  der  Türkei. 
Tgl.  Leske  und  Löwenfeld,  Die  Kechtsverfolgung  im  internationalen 
Verkehr  II,  S.  445  zugunsten  des  Deutschen  Reiches,  von  Österreich- 
Ungarn,  von  England,  II,  S.  753  (zugunsten  von  Russland)  und  Salem 
in  Journal  XVIII,  8.  393;  795.  Ferner  besteht  die  Konsularjuris- 
diktion  in  C^hina,  8iam,  Persien. 
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2.  Die  Eonsularjurisdiktioa  beruht  namentlich  darauf,  dass  die 
orientalische  Justizhoheit  keine  genügende  Garantien  für  gute  Rechts- 
pflege bietet,  und  dass  die  Anschauungen  der  Europäer  hinsichtlich  der 
Frage  des  Rechts  zu  sehr  von  denjenigen  des  Orients  abweichen. 

Man  verwendet  auch  etwa  die  Bezeichnung  der  Exterritorialität 
der  Fremden,  doch  ist  der  Ausdruck  Konsulargerichtsbarkeit  üblicher. 

3.  Es  ist  durch  Ocsetz  oder  TJbuag  festgestellt,  welches  materielle 
und  formelle  Recht  die  Konsuln  bei  der  Ausübung  der  Gerichtsbarkeit 
anzuwenden  haben.  In  dieser  Beziehung  ist  auf  folgende  Details  hin- 
zuweisen : 

a)  Es  besteht  ein  deutsches  Gesetz  über  die  Konsulargerichtsbar- 
keit vom  7.  April  1900  (abgedruckt  in  Goldschmidts  Z.  für 
Handelsr.  X.  F.  50,  S.  197).  Die  deutsche  Konsularjurisdiktion 
besteht  in  China,  Korea,  Marokko,  Persien,  Rumänien,  Samoa- 
Inseln,  Tonga-Inseln,  Serbien,  Türkei  (Alexandrien,  Kairo,  Bei- 
rut, Konstantinopel,  Jerusalem,  Saloniki,  Serajawo,  Smyrna,  Sofia, 
Rustschuk,  Yarna),  Zanzibar.  Aus  dem  Gesetze  sind  folgende 
Bestimmungen  herauszuheben: 

§  1.  Die  Konsulargerichtsbarkeit  wird  in  den  Ländern  aus- 
geübt, in  denen  ihre  Ausübung  durch  Herkommen  oder  durch 
Staatsverträge  gestattet  ist. 

Sie  kann  durch  Kaiserliche  Verordnung  mit  Zustimmung 
des  Bundesrates  für  bestimmte  Gebiete  und  in  Ansehung  be- 
stimmter Rechtsverhältnisse  ausser  Übung  gesetzt  werden. 

§  2.  Der  Konsulargerichtsbarkeit  sind  unterworfen: 

1.  Deutsche^  soweit  sie  nicht  in  dem  Lande,  in  dem  die  Kon- 
sulargerichtsbarkeit ausgeübt  wird,  nach  allgemeinen  völker- 
rechtlichen Grundsätzen  das  Recht  der  Exterritorialität 
geniessen  ; 

2.  Ausländer,  soweit  sie  für  ihre  Rechtsverhältnisse  durch  An- 
ordnung des  Reichskanzlers  oder  auf  Grund  einer  solchen 
dem  deutschen  Schutze  unterstellt  sind  (Schutzgenossen). 

Den  Deutschen  (Abs.  1  Nr.  1)  werden  gleichgeachtet  Handels- 
gesellschaften,  eingetragene  Genossenschaften  und  juristische 
Personen,  wenn  sie  im  Reichsgebiet  oder  in  einem  deutschen 
Schutzgebiet  ihren  Sitz  haben,  juristische  Personen  auch  dann, 
wenn  ihnen  durch  den  Bundesrat  oder  nach  den  bisherigen  Vor- 
schriften durch  einen  Bundesstaat  die  Rechtsfähigkeit  verliehen 
worden  ist.     Das  Gleiche  gilt  von  offenen  Handelsgesellschaften 
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und  KommanüitgesellBchaften,  dio  in  einem  Eonsulargerichtsbezirk 
ihren  Sitz  haben,  wenn  die  persönlich  haftenden  Gesellschafter 
samtlich  Deutsche  sind.  Andere  als  die  bezeichneten  Handels- 
gesellschaften,  eingetragenen  Genossenschaften  und  juristischen 
Personen  werden  den  Auslandern  (Abs.  1  Nr.  2)  gleichgeachtet. 
Durch  Anordnung  des  Reichskanzlers  oder  auf  Grund  einer 
solchen  kann  bestimmt  werden,  dass  die  im  Abs.  2  Satz  1  be- 
zeichneten Handelsgesellschaften,  eingetragenen  Genossenschaften 
und  juristischen  Personen,  wenn  Ausländer  daran  beteiligt  sind, 
der  Konsulargerichtsbarkeit  nicht  unterstehen. 

§  41.  In  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  richtet  sich  das 
Verfahren  vor  dem  Konsul,  sowie  vor  dem  Konsulargerichte 
nach  den  Vorschriften  über  das  Verfahren  vor  den  Amtsgerichten 
mit  der  Massgabe,  dass  auch  die  Vorschriften  der  §§  348  bis  354 
der  Civilprozessordnung  Anwendung  finden. 

§  42.  In  Rechtsstreitigkeiten,  die  die  Nichtigkeit  einer  Ehe 
zum  Gegenstande  haben,  werden  die  Verrichtungen  der  Staats- 
anwaltschaft von  dem  Konsul  einer  der  zur  Ausübung  der  Rechts- 
anwal tschaft  zugelassenen  Personen,  einem  anderen  achtbaren 
Gerichtseingesessenen  oder  sonst  im  Konsulargerichtsbezirke  be- 
findlichen Deutschen  oder  Schutzgenossen  übertragen.  Das  Gleiche 
gilt  in  Entmündigungssachen,  sowie  im  Aufgebotsverfahren  zum 
Zwecke  der  Todeserklärung. 

§  43.  In  den  nach  §  7  Nr.  1  zur  Zuständigkeit  des  Konsuls 
gehörenden  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  findet,  sofern  der 
Wert  des  Streitgegenstandes  die  Summe  von  dreihundert  Mark 
nicht  übersteigt,  ein  Rechtsmittel  nicht  statt. 

§  44.  Der  Konsul  ist  zur  Abänderung  seiner  durch  sofortige 
Beschwerde  -angefochtenen  Entscheidung  auch  ausser  den  im 
§577  Abs.  3  der  Civilprozessordnung  bezeichneten  Fällen  befugt. 

§  45.  Das  Rechtsmittel  der  Berufung  wird  bei  dem  Konsul 
eingelegt.  Die  Einlegung  erfolgt  durch  Einreichung  der  Be- 
rufungsschrift. Auf  die  Einlegung  findet  die  Vorschrift  des  §  78 
Abs.  1  der  Civilprozessordnung  keine  Anwendung.  Die  Berufungs- 
schrift ist  der  Gegenpartei  unter  Beachtung  der  Vorschriften 
des  §  179  der  Civilprozessordnung  von  Amtswegen  zuzustellen. 
Der  Konsul  hat  die  Prozessakten  mit  dem  Nachweise  der  Zu- 
stellung dem  Reichsgerichte  zu  übersenden. 

Das  Reichsgericht  hat  den  Terrain  zur  mündlichen  Ver- 
handlung von  Amtswogen  zu  bestimmen  und  den  Parteien  be- 
kannt zu  machen. 
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Die  Bekanntmachung  des  Termins  erfolgt  an  den  für  die 
Berufungsinstanz  bestellten  und  dem  Keichsgcrichte  durch  Yer- 
mittelung  des  Konsuls  oder  durch  die  Partei  selbst  rechtzeitig 
benannten  Prozessbevollmächtigten  oder  Zustellungsbevollmächtig- 
ten,  in  Ermangelung  eines  solchen  an  die  Partei  selbst. 

Die  im  §  520  der  Civil prozessordnung  vorgesehene  Frist 
beginnt  mit  dem  Zeitpunkt,  in  dem  der  Termin  dem  Berufungs- 
bcklagten  bekannt  gemacht  worden  ist. 

Betreffend  das  anzuwendende  Recht  wird  weiter  bestimmt: 

§  19.  In  den  Konsulargerichtsbezirken  gelten  für  die  der 
Konsulargerichtsbarkeit  unterworfenen  Personen,  soweit  nicht  in 
diesem  Gesetz  ein  anderes  vorgeschrieben  ist: 

1.  die  dem  bürgerlichen  Rechte  angehörenden  Vorschriften  der 
Keichsgesetze  und  der  daneben  innerhalb  Preussens  im  bis- 
herigen Geltungsbereiche  des  preussischen  Allgemeinen  Land- 
rechts in  Kraft  stehenden  allgemeinen  Gesetze,  sowie  die 
Vorschriften  der  bezeichneten  Gesetze  über  das  Verfahren 
und  die  Kosten  in  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten,  in  Kon- 
kurssachen und  in  den  Angelegenheiten  der  freiwilligen 
Gerichtsbarkeit ; 

2.  die  dem  Stafrecht  angehörenden  Vorschriften  der  Reichs- 
gesetzo,  sowie  die  Vorschriften  dieser  Gesetze  über  das  Ver- 
fahren und  die  Kosten  in  Strafsachen. 

§  20.  Die  im  §  19  erwähnten  Vorschriften  finden  keine 
Anwendung,  soweit  sie  Einrichtungen  und  Verhältnisse  voraus- 
setzen, an  denen  es  für  den  Konsulargerichtsbezirk  fehlt. 

Durch  Kaiserliche  Verordnung  können  die  hiernach  ausser 
Anwendung  bleibenden  Vorschriften,  soweit  sie  zu  den  im  §  19 
Nr.  1  erwähnton  gehören,  näher  bezeichnet,  auch  andere  Vor- 
schriften an  deren  Stelle  getroffen  werden. 

h)  Österreich-Ungarn  hat  in  einer  A^erordnung  von  1855  (die  ur- 
sprünglich nur  für  die  Konsulate  in  der  Türkei  galt,  dann  aber 
auf  alle  Konsulate  in  nichtcbristlichen  Ländern  ausgedehnt  wurde) 
bestimmt,  dass  das  österreichische  Recht  anzuwenden  sei,  soweit 
nicht  ein  besonders  allgemein  anerkanntes  Gewohnheitsrecht 
oder  kundgemachte  besondere  Anordnungen  etwas  anderes  fest- 
setzen oder  es  in  dem  Gericlitsbezirk  des  Konsulargerichts  an 
denjenii^en  Ermächtigungen  oder  tatsächlichen  Verhältnissen  fehlt, 
welche  die  Anwendung  des  österreichischen  Gesetzes  voraussetzt 
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(Malfatti  di  Monte  Tietto,  Handbuch   des  Österreich-ungarischen 
Konsularwesens  1879,  8.  368). 

c)  Das  Gesetz  der  V.  St.  von  Amerika  (Journal  XXIX,  S.  286 
u.  287)  bestimmt: 

La  juridiction,  en  matiere  criminelle  et  en  mati^re  civile, 
scra  exercee  conformement  aux  lois  des  Etats-Unis  qui  sont 
par  les  presontes,  ^tendues  dans  la  mesure  oü  cela  est  neces- 
saire  pour  l'ox^cution  de  ces  traites,  respectivement,  et  dans  la 
meaure  oü  elles  sont  de  nature  a  faire  produire  effet  k  ces 
m^mes  traites,  k  tous  les  citoyens  des  Etats- ünis  dans  ces  contr^es 
et  aussi  sur  toutes  los  autres  personnes  dans  la  mesure  oü  les 
termes  des  traites,  applicables  a  Tespece,  le  perraettent  ou  le 
reqiii^rent.  Mais,  dans  tous  les  cas  oü  les  lois  ne  sont  pas 
adaptees  ä  cet  objot,  ou  sont  insuffisantes  dans  leurs  dispositions 
destinees  k  fournir  des  remedes  legaux,  le  common  law  et  la 
loi  of  eqnity  and  a(hniralty  seront  6tendus,  ainsi  qu'il  vient 
d'etre  dit,  aux  citoyens  et  autres  personnes  habitant  ces  pays; 
et  si,  ni  le  common  law,  ni  la  loi  of  equity  and  admiralty^  ni 
les  Statuts  des  Etats-Unis  ne  fournissent  aucun  remede  conve- 
nable  et  süffisant,  les  ministres,  dans  ces  pays,  pourront,  respec- 
tivement, par  des  d^crets  et  des  reglements,  qui  auront  force 
de  loi,  supplecr  k  cos  defauts  et  k  ces  imperfections. 

Mark  B.  Dunnel  kritisiert  diese  Bestimmung  in  seiner  Abhand- 
lung, Les  cours  consulaires  des  Etats-Unis  en  Chine  im  Journal 
(a.  a.  0.  S.  287  ff.).  Insbesondere  gibt  es  nach  seiner  Meinung 
in  Nordamerika  (dem  Bundesstaate)  kein  common  law,  sondern 
nur  in  den  Einzelstaaten.  Das  Statut  verweist  deswegen  — 
richtigerweise  sei  dies  anzunehmen  —  auf  das  englische  com- 
mon law. 

d)  In  Belgien  besteht  ein  Gesetz  über  die  Konsularjurisdiktion,  das 
mehrfach  abgeändert  worden  ist  (Loi  sur  les  consulats  et  la 
juridiction  consulaire  von  1851  mit  Modifikationen  von  1875 
und  1883).     Dazu  kommen  königliche  Verordnungen. 

e)  Das  englische  Recht  drückt  sich  etwas  unbestimmt  aus.  Der 
Konsul  soll  das  englische  Civilrecht  anwenden,  soweit  die  Um- 
stände es  zulassen  (Tarring,  British  consular  Jurisdiction  in  the 
East,  S.  60): 

It  is  expressiv  provided  in  the  Orders  relating  to  Siam,  to 
China,  Japan  and  Corea  to  the  Ottoraan  dominions   and  to  the 
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Western  Pacific  Islands,  that  the  civil  an  criminal  Jurisdiction 
of  her  Majesty  conferred  by  those  Orders  to  be  exercised  (sab- 
ject  to  the  Orders)  as  far  aa  circumstances  adinit  upon  the  prin- 
ciples  of  and  in  conformity  with  the  common  law,  the  rules  of 
equity,  the  Statute  law  and  other  law  for  the  time  being  in 
force  in  and  for  England  and  with  the  powers  vested  in,  and 
according  to  the  principles  and  procedure  observed  by  and  be- 
fore,  Courts  of  Justice  and  Justices  of  Peace  in  England. 

f)   Für  die  zugunsten  der  Schweiz  bestehende  Jurisdiktion  (in  Japan 
und  Persien  N.  F.  I,  S.  196)  kommt  in  Betracht: 

a)    die  Instruktion  des  Bundesrats  vom  14.  Februar  1866: 

Bei  Ausübung  der  Jurisdiktion  soll  der  Herr  Generalkonsul 
sich  jedesmal  einige  seiner  Landsleute  als  Gerichtsbeisitzer  bei- 
ordnen und  die  in  der  Schweiz  geltenden  allgemeinen  Rechts- 
grundsätze, sowie  die  Platzusancen  zur  Richtschnur  nehmen. 

ß)  das  Kreisschreiben  des  Bundesrates  vom  11.  Juli  1882,  das 
eine  ausführliche  Anleitung  an  die  schweizerischen  Konsular- 
beamten in  Japan  enthält.     Es  bestimmt: 

bezüglich  des  materiellen  Rechts:  es  seien  die  Bundesgesetze 
über  das  Obligationenrecht,  die  Handelsfähigkeit  usw.,  sowie  die 
Gesetze  des  Heimatkantons  des  Intervenienten  oder  vorkom- 
mendenfalls  des  Beklagten  massgebend,  es  wäre  denn,  dass 
Lokalgebräuche  bestünden,  deren  Beobachtung  alsdann  vorzu- 
ziehen sein  dürfte, 

bezüglich  des  Verfahrens:  es  sei  das  Bundesgesetz  von  1850 
über  das  Verfahren  bei  dem  Bundesgericht  in  bürgerlichen 
Streitigkeiten  anzuwenden. 

Indessen   ist   in    Japan    die    Konsulargerichtsbarkeit  aufge- 
hoben worden. 

Die  Schweiz  besitzt  nicht  überall  Konsuln,  und  so  sind  ihre 
Angehörigen  vielfach  veranlasst,  sich  unter  fremden  Schutz  zu 
stellen.  Die  Regierungen  von  Deutschland  und  der  V.  St.  von 
Amerika  haben  ihren  diplomatischen  Vertretern  die  Instruktion 
erteilt,  an  Orten,  wo  die  Schweiz  keinen  offiziellen  Vertreter  hat, 
denjenigen  Schweizern  ihren  Schutz  zu  gewähren,  welche  ihn 
ansprechen  (B.  B.  1871  II,  S.  1103 — 4;  Blumer-Morel,  Bundes- 
staatsreclit  III,  S.  438),  Das  zitierte  deutsche  Reichsgesetz 
spricht  diesfalls  von  Schutzgenossen.     Die  Stellung   unter  frem- 
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den  Schutz  führt  die  Kompetenz   des    betreffenden   Konsuls   als 
Trägers  der  Konsulargerichtsbarkeit  herbei. 

4.  Die  Urteile  der  Konsulargerichte  sind  in  der  Regel  appellabel. 
Allein  es  gibt  Ausnahmen,  und  die  Bestimmung  einer  Appellationssumme 
ist  zu  reservieren.  Die  Appellationsgerichte  sind  in  Frankreich  der 
Appellationshof  von  Aix,  in  Österreich  derjenige  von  Wien  und  Triest, 
in  Italien  derjenige  von  Ancona,  in  Deutschland  das  Reichsgericht,  in 
England  der  High  Court  of  Appeal  in  London  (in  Konstantinopel  wer- 
den die  Ehescheidungsklagen  definitiv  erledigt),  in  Belgien  der  Appel- 
lationshof in  Brüssel. 

Was  die  Schweiz  betrifft,  so  ist  der  Zustand  kein  Muster  von  Klar- 
heit. In  der  erwähnten  Instruktion  des  Bundesrates  von  1866  ist  be- 
stimmt, dass  die  von  dem  Konsulargericht  gemäss  §  5  der  Instruktion 
geßillten  Urteile  sofort  vollstreckbar  sind,  auch  wenn  Bekurs  an  den 
Bundesrat  eingelegt  werden  sollte.  Ob  eine  Kassationsbeschwerde  oder 
eine  Berufung  zulässig  sei  und  in  welcher  Form  und  binnen  welcher 
Frist,  ist  nirgends  geordnet.  Dass  keine  eigentliche  Appellation  zulässig 
sein  kann,  ergibt  sich  jedoch  aus  der  Erklärung,  dass  das  Urteil  sofort 
vollstreckbar  ist.  Vgl.  dazu  B.  B.  1895  O.  S.  869;  1896  II,  8.  165; 
1898  II,  S.  858—865.  Allerdings  hat  die  ganze  Frage  für  die  Schweiz 
keine  sehr  grosse  Bedeutung. 

IL  Wenn  die  Konmilargerichtsbarkeit  in  einem  Staate  aufgehoben 
wird,  in  welchem  sie  früher  geübt  wurde,  so  treten  die  Rechtsvorschriften 
(mit  der  Gerichtspraxis  der  bisherigen  Kansularjurisdiktion)  ausser  Kraft. 

1.  Dieser  Fall  ist  praktisch  geworden: 

a)  in  Tunis,  das  früher  unter  einer  Kapitulation  stand.  An  Stelle 
der  bisherigen  Konsulargerichte,  auf  welche  die  Staaten  succes- 
sive  verzichteten,  traten  französische  Gerichte  (mit  dem  Appel- 
lationshofe in  Algier  und  dem  Kassationsgerichte  in  Paris).  Die 
einheimischen  Gerichte  sind  zuständig  für  Streitigkeiten  unter 
Einheimischen.  Die  französischen  Gerichte  wenden  französisches 
Recht  und  die  einheimischen  das  interne  Recht  an.  Immerhin 
ist  zu  betonen,  dass  die  französischen  Gerichte  bei  Fragen  hin- 
sichtlich des  Status  und  der  Erbschaften  der  tunesischen  Ein- 
wohner (Muselmanen  oder  Juden)  dieses  einheimische  Recht  an- 
wenden ; 
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b)  in  Japan.  —  Auch  die  Schweiz  wie  die  andern  Staaten  hat  die 
Einwilligung  dazu  erteilt  (N.  F.  XVI,  S,  520). 

2.  Die  französischen  Gerichte  haben  den  aufgestellten  Satz  nicht 
vollständig  anerkannt.  Sie  fanden,  dass  in  Tunis  noch  Rücksicht  ge- 
nommen werden  müsse  auf  die  frühere  Praxis  der  vorigen  englischen 
Konsulargerichtsbarkeit  (Journal  1902  XXIX,  S.  358—361  und  Kritik 
dazu  in  Z.  f.  intern.  Priv.  u.  ö.  R.  XII,  S.  628,  Anra.  1). 

III.  Das  Institut  de  droit  international  beschäftigte  sich  1882  und 
1883  (Annuaire  VI,  S.  280;  vgl.  auch  VII,  S.  190 f,)  mit  einer  Ord- 
nung der  Fragen  der  Gerichtshoheit  im  Orient. 

Proces  mixtes  dans  les  pays  d'Orient.  Projet  adopt6  par 
rinstitut  dans  les  sessions  de  1882  et  1883  (Turin  et  Munich)^ 
8ur  le  rapport  de  M.  de  Martens,  concernant  la  proc6dure  dans 
les  proces  mixtes  entre  rcssortissants  ou  proteges  d'^fetats  qui 
ont  le  droit  de  juridiction  consulaire  dans  les  pays  d' Orient. 

Les  gouvcruements  dos  Etats  qui  ont  le  droit  de  juridiction 
consulaire  dans  les  pays  d'Orient  rcconnaissont  la  necessite  d'or- 
gaiiiser  d'un  commun  accord  la  proc6dure  dans  les  proces  mixtes 
entre  leurs  rcssortissants  ou  proteges  rospectifs. 

Pour  les  proces  mixtes  oi\  sont  engages  los  sujets  des  pays 
orientaux,  les  stipulatious  dos  traites  conclus  avec  la  Porte  Otto- 
mane, los  pays  de  roxtr^me  Orient  ot  lo  Maroc  demeurent  en 
vigueur. 

Le  presont  accord  no  s'applique  pas  aux  proces  oü  ne  sont 
engages  quo  les  rcssortissants  ou  proteges  d'une  seule  des  puis- 
sances  contractantcs. 

I.  —  Dispositions  generales. 

I.  II  y  a  licu  de  ])rendro  cn  consideration,  dans  l'organi- 
sation  des  ti-ibunaux,  d'un  cöte  los  traites  intemationaux,  de 
Tautrc,  les  usagcs  etablis  et  los  nocossitos  locales. 

IL  Ccs  tribunaux  no  scront,  d'aillcurs,  competents  que  pour 
los  rcssortissants  dos  Etats  (jui  aiiront  adh^re  formellement  au 
pr6sont  accord, 

IL  —  Dispositions  speciales. 

1.  De  r Organisation  des  tribunaux. 

III.  Le  tribunal  de  prcmiere  instancc  comp6tent  est  le  tri- 

bunal  consulaire  du  defendeur.     S'il  y  a  deux   ou  plusieurs  d6- 

fendeurs,  le  tribunal  compctont  est  le  tribunal  consulaire  de  Tun 

d'eux,  au  choix  du  deraandeur;  dans  ce  cas,   sur  Tinvitation  du 
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tribunal  comp^tent,  le  consul  des  autres  defendeurs  enjoint  k 
ceux-ci  de  comparaitre  et  a  le  droit  d'assister  aux  d6bats. 

Le  principe  ci-dessus  souffre  exception  toutes  les  foiB  que 
les  lois  de  proc^dure  fixeot  la  comp6tence  d^un  autre  tribunal, 
k  raison  de  la  mati^re. 

IV.  L  est  Stabil  un  tribunal  d'appel  dans  chacun  des  pays 
d^Orient  oü  la  juridiction  consulaire  est  reconnue.  II  porte  le 
nom  de  cour  d^appel. 

La  cour  d^appel  est  organisee  de  la  maniere  suivante: 

Le  gouvemement  de  chacune  des  puissances  contractantes 
nomme  un  membre  ayant  fait  des  6tudeB  juridiques  süffisantes 
ou  ayant  fonctionn6  en  qualit6  de  consul  juge. 

Les  consuls  generaux  fonctionnant  dans  le  pays  oü  la  cour 
d'appel  est  institu^e  peuvent  6galement  dtre  nomm^s  membres 
de  celle-ci. 

Plusieurs  gouvemements  peuvent  s'entendre  pour  nommer 
en  commun  un  seul  membre  de  la  cour  d^appel. 

2.  De  la  procidure  devant  les  trihunaux  de  premüre  instance. 
y.  La  proc6dure  devant  le  tribunal  de  premi^re  instance  est 
d^termin^e  par  la  16gislation  de  T^tat  dont  oe  tribunal  d6pend. 
VI.  Le  consul  du  demandeur  a  le  droit  d'assister  aux  d^bats. 

3.  De  la  procidure  devant  les  cours  d'appel, 
YII.  Toute  d6eision  d'un  tribunal  de  premi^re  instance  est 

sujette  k  appel. 

Le  dclai  d^appel  est  de  quarante-cinq  jours  franc»  k  partir 

de  la  signification  du  jugement,  outre  les  delais  de  distance. 
YIIL  L'acte  d^appel  doit  ^tre  motive.     II  est  transmis  k  la 

partie  contre  qui  Tappel  est  form6   par   les   soins   du  consul  de 

cette  partie. 

IX.  La  procedure  devant  la  cour  d'appel  est  d6termin6e  par 
un  accord  special  entre  les  puissances  contractantes. 

4.  De  Vexicution  des  jugemenU, 

X.  L'execution  du  jugement  prononce  par  le  tribunal  de 
preniiere  instance  est  confi^e  aux  autorit^s  consulaires  ou  autres 
de  r^tat  auquel  appartient,  en  qualite  de  ressortissant  ou  de 
protcge,  la  partie  contre  qui  le  jugement  a  6t6  prononc6. 

XI.  L'execution  de  Tarr^t  prononc^  par  la  cour  d'appel  est 
confiee  aux  autorit6s  consulaires  ou  autres  de  T^tat  auquel  ap- 
partient,  en  qualite  de  ressortissant  ou  de  protöge,  la  partie 
contre  qui  l'arröt  a  ete  rendu. 

Mein,  Internationales  Civilprozeisrecht.  24 
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Anmerkungen. 

1.  Eine  Zeitlang  hatten  auch  in  Europa  (abgesehen  von  dem  Zustande  im 
Oriente)  die  Fremden  das  Recht,  in  Streitigkeiten  untereinander  mit  Ausschluss  der 
Landesgerichte  nur  vor  einem  Richter  ihrer  Nation  Recht  zu  nehmen:  es  ist  die 
Institution  des  juges  conservateurs  des  ^trangers.  Dieses  Recht  bestand  in  Portugal 
zugunsten  der  Engländer  und  Franzosen,  das  aber  1842  aufgehoben  wurde  (Lam- 
masch in  V.  Holtzendorlfs  Handbuch  des  Völkerrechts  III,  S.  363). 

2.  Den  schweizerischen  Konsuln  stehen  im  Auslande  obrigkeitliche  Funktionen 
in  verschiedenen  Richtungen  zu  (Blumer- Morel,  Bundesstaatsrecht  III,  S.  121,  spez. 
125  und  126).  Massgebend  ist  das  bundesrätliche  Reglement  für  die  schweizerischen 
Konsularbeamten  von  1875  (Off.  Slg.  N.  F.  I,  8.  528).  Darüber  hinaus  aber  gehen 
ihre  Kompetenzen  nicht.  Weitere  Befugnisse  stehen  den  schweizerischen  Konsuln 
im  Auslande  nicht  zu,  und  es  gibt  auch  keine  Beschlüsse  des  Bundesrats,  durch 
welche  ihnen  solche  eingeräumt  worden  wären.  In  dem  zitierten  Reglemente  ist  von 
einem  Rechte,  Testamente  von  Schweizerbürgern  im  Auslande  aufzunehmen  oder 
überhaupt  öffentliche  Urkunden  über  Rechtsgeschäfte  zu  errichten,  nirgends  die 
Rede.  Der  Bundesrat  hat  deswegen  (mit  Beschluss  vom  23.  März  1903)  auf  die  An- 
frage eines  schweizerischen  Konsulats,  ob  es  zur  Aufnahme  eines  Testaments  eines 
Schweizerbürgers  berechtigt  sei,  mit  Nein  geantwortet. 

Den  schweizerischen  Konsuln  stehen  obrigkeitliche  Funktionen  zu: 
aj  die   amtliche   Beglaubigung   von  Akten  der  schweizerischen  Bundeskanzlei 
oder  einer   kantonalen   Staatskanzlei,    sowie   die  Beglaubigung  von  Akten 
der  Behörden  des  Konsulatsbezirkes, 
bj  die  Zustellung  von  Vorladungen  und  Urteilen, 

c)  die  Vormundschaft  über  minorenne  und  über  abwesende  Erben,  wenn  ein 
Landesangehöriger  des  Konsuls  im  Konsulärbezirke  stirbt. 
Allerdings  ist  es  richtig,  dass  auf  Grund  spezieller  Konsularverträge  den 
schweizerischen  Konsuln  im  Auslande  noch  weitere  Tätigkeiten  Überbunden  sind, 
die  in  dem  zitierten  Reglemente  nicht  erwähnt  sind.  In  einzelnen  Konsularverträgen 
wird  bestimmt,  dass  die  Konsularbeamten  auf  ihren  Kanzleien  und  in  der  Wohnung 
der  beteiligten  Parteien  Erklärungen  und  andere  Urkunden  freiwilliger  Gerichts- 
barkeit, welche  Kaufieute  oder  andere  Angehörige  ihres  Staates  daselbst  zur  Ver- 
schreibung  bringen  woIlen,\    ufzunehnien  befugt  seien.     Dies  geschah: 

in  dem  Niederlassungs-  und  Konsularvertrage  mit  Italien  von  1868/1869 
(A.  Slg.  IX,  S.  706),  Art.  16: 


Die  Generalkonsuln,  Konsuln  und  Vizekonsuln  beider  Länder  oder 
ihre  Kanzlei  sind  berechtigt,  wie  Notare  testÄmentarische  Verfügungen 
ihrer  Landsleute  auszufertigen. 

in    dorn    Konsularvertrag   zwiselieu  Rumänien   und   der  Schweiz  von  1880/1881 
<N.   F.   V,  S.  2.S2),  Art.  VII: 

Die  Konsularbeamten  der  beiden  Länder  sind  berechtigt,  in  der 
Eigenschaft  als  Notare  Testaraentsverfügungen  ihrer  Landesange- 
ln")rigen  zu  f(Mtii,^ou  (.  .  .  a  recevoir,  en  qualite  de  notaires,  les  dis- 
position>  testamcMitairos  de  leurs  nationaux). 
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in  dem  Niederlassungs-  und  Handelsvertrag  mit  Russland  von  1872/3  (Oif.  SIg. 
XI,  S.  376)  lt.  Art.  10.  Hier  wird  die  Klausel  der  meistbegünstigten  Nation  ange- 
wendet. Mit  Rücksicht  auf  den  französisch-russischen  Niederlassungsyertrag  von 
1857  stehen  den  schweizerischen  Konsuln  in  Russland  gewisse  Kompetenzen  in  £rb- 
echaftsliqaidationen  zu. 

in  dem  Freundschafts-  und  Handelsvertrag  mit  Persien  von  1873/74  (N.  F.  I, 
S.  196),  Art.  6. 

Allein  es  wäre  ein  Irrtum,  aus  diesen  Verträgen  zu  schliessen,  dass  die  schwei- 
zerischen Konsuln  in  den  Staaten,  mit  denen  derartige  Vereinbarungen  abgeschlossen 
sind,  befugt  seien,  in  rechtsgültiger  Weise  Testamente  und  andere  Urkunden  aufzu- 
nehmen. Denn  die  Konsularv ertrage  bestimmen  nur,  was  der  eine  der  vertrag- 
schliessenden  Teile  den  Konsuln  des  andern  Teiles  gestattet,  bezwecken  aber  nicht, 
über  die  amtlichen  Befugnisse,  welche  die  stipulierenden  Teile  ihren  eigenen  Kon- 
suln übertragen,  Bestimmungen  zu  treffen. 

Die  Niederlassungsverträge  enthalten  häufig  Bestimmungen,  die  sich  auf  die 
Regelung  der  Verlassenschaften  auswärtiger  Angehöriger  beziehen  und  überdies 
solche,  welche  die  Stellung  der  auswärtigen  Konsuln  ordnen. 

a)  Im    Freundschafts-,    Handels-   und  Niederlassungsvertrag   zwischen    Gross- 
britannien und  der  Schweiz  von  1855  wird  (Art.  VIIj)  gesagt: 


The  Consuls  of  each  of  the 
conti'acting  Parties  in  the  domi- 
nions  of  the  other  shall  enjoy 
whatever  privileges,  exemptions 
and  immunities  are  or  shall  be 
grantcd  there  to  Consuls  of  the 
most  favoured  nation. 


Die  Konsuln  eines  jeden  der 
kontrahierenden  Teile  in  den  Ge- 
bieten des  andern  gemessen  jeg- 
liche Begünstigungen,  Freiheiten 
und  Gerechtsame,  welche  daselbst 
den  Konsuln  der  am  meisten  be- 
günstigten Nation  gewährleistet 
sind,  oder  noch  gewährleistet  wer- 
den. 

b.)  In  dem  vorhin  zitierten  Niederlassungs-  und  Handelsvertrag  zwischen  Russ- 
land und  der  Schweiz  von  1872/78  (A.  Slg.  XI,  8.  376)  wird  in  Art  10 
bestimmt: 

Die  russischen  Konsularbeamten  in  der  Schweiz  und  die  schwei- 
zerischen in  Russland  geniessen,  unter  Vorbehalt  der  Reziprozität, 
alle  Vön-echte,  Befugnisse,  Freiheiten  und  Immunitäten,  welche  den 
Konsularbeamten  des  nämlichen  Grades  der  meistbegünstigten  Nation 
gewährt  sind  oder  in  Zukunft  gewährt  werden  können. 

Mit  Rücksicht  auf  diese  Bestimmung  wurde  die  Frage  aufgeworfen,  ob 
es  den  russischen  Konsuln  in  der  Schweiz  zustehe,  die  Aushändigung  von 
Verlassenschaften  russischer  Staatsangehöriger,  die  in  der  Schweiz  sterben, 
zur  Verwaltung  und  Liquidation  zu  verlangen.  Die  Frage  wurde  verneint 
mit  dem  Hinweis  darauf,  daws  für  die  Regelung  der  Verlassenschaften  der 
beiderseitigen  Angehörigen  die  Bestimmun^ijen  von  Art.  4  des  russisch- 
schweizerischen  Niederlassungsvertragcs  gelten :  „Ein  anderes  Verfahren 
könnte  nur  Platz  greifen,  nachdem  zuvor  jene  Vertragsbestimmung  aus- 
drücklich aufgehoben  oder  abgeändert  worden  ist**  (B.  B.  1H95,  II,  S.  168). 
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8.  Das  Reglement  betreffend  das  schweizerische  Gesandtschaftspersonal  Ton 
1901  (N.  F.  XVIII,  S.  742)  bezieht  sich  auf  die  persönliche  und  pekuniäre  Stellung. 

4.  Die  Gerichtsbarkeit  auswärtiger  Staaten  gelangt  natürlich  auch  zur  Be- 
deutung gegenüber  Schweizern,  welche  sich  dem  konsularischen  Schutze  derselben 
unterworfen  haben.  Sogar  Ehescheidungsurteile  fremder  Konsuln  sind  unter  dieser 
Voraussetzung  in  der  Schweiz  anerkannt  worden  (B.  B.  1904  I,  S.  459,  No.  13  und 
§  36  S.  227—229  oben). 

5.  Ich  verweise  neuerdings  auf  Pallamary,  De  la  procMure  du  divorce  devant 
les  tribunaux  consulaires  fran^^ais  dans  les  Echelles  du  Levant  im  Journal  1904^ 
XXXI,  p.  58. 

§  56.    Die  internationalen  Tribunaux  mixtes  in  Ägypten. 

Obissier,  Etudes  sur  les  capitulations  de  la  r^forme  judioiaire  en  Egypte  (1875). 

Haakmann,  L^Egypte  et  les  trait^s  internationaux  sur  la  röforme  judiciaire  (1877). 

F6raud-Giraud,  in  Rev.  de  dr.  i.  XXII,  S.  70. 

Dutrieux,  das.  VIII,  8.  581—602. 

Fauohille,  in  Rev.  g^nörale  de  dr.  i.  public  I,  S.  126  —  135. 

I.  Die  Tribunaux  mixtes  stellen  eine  entwickeltere  Form  der  Kon- 
mlargerichte  dar,  und  es  kommt  ihnen  ei}ie  besondere  Bedeutung  zu. 

1.  In  Frankreich  wurde  dieser  Gedanke  in  dem  Gesetze  von  1875 
zum  Ausdrucke  gebracht  (Journal  1880  VII,  S.  457): 

Le  gouvernemont  est  autorise  h.  restrcindre  provisoirement 
dans  les  limites  et  sous  les  conditions  dctermiueos  par  les  trois 
documents  annexes  ä  la  prcsente  loi,  et  pour  une  periode  qui 
ue  pourra  exceder  cinq  ans,  la  juridiction  exerc^e  par  les  con- 
suls  frangais  en  Egypte. 

2.  Bis  1841  war  Ägypten  eine  türkische  Provinz,  allein  im  An- 
schluss  an  die  Bestimmungen  des  Londoner  Vertrages  vom  15.  Juli 
1840  zwischen  England,  Österreich-Ungarn,  Preussen  und  Russland  und 
der  Türkei  erhielt  es  eine  selbständigere  Stellung  (vgl.  dazu  W.  Kauf- 
mann, Das  internationale  Kecht  der  ägyptischen  Staatsschuld  1891, 
S.  l  tf.).  Infolge  der  früheren  Kapitulationen  hatten  sich  in  Ägypten 
17  verschiedene  Konsularjurisdiktionen  gebildet,  die  nach  ihren  natio- 
nalen Rechtssätzen  urteilten.  Dies  war  ein  Rechtszustand,  der  dringend 
der  Reform  bedurfte.  Da  aber  die  Kapitulationen  auf  völkerrechtlichen 
Verträgen  beruhton,  konnte  eine  Änderung  des  Zustandes  nur  auf  dem 
gleichen  Wege  geschehen.  Angiu'egt  wurde  die  Reform  von  dem  Khe- 
diven  Ismail  Pascha  (August  1867)  durch  Vorlage  eines  Planes  an  die 
ouropäisclien    Grossniächte    und    die  Vereinigten  Staaten    von  Amerika. 
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Am  16.  September  1875  konote  ein  endgültiges  Reglement  über  die 
Organisation  der  gemischten  Gerichte  publiziert  werden.  Der  Reform 
traten  bei:  Frankreich,  Italien,  Deutschland,  Österreich-Ungarn,  Eng- 
land, Russland,  Niederlande,  Belgien,  Dänemark,  Spanien,  Portugal, 
Griechenland,  Schweden,  Norwegen  und  die  V.  St.  von  Amerika.  Am 
1.  Februar  1876  begann  die  Gerichtsreform  und  durch  internationale 
Verständigungen  wurde  sie  stets  erneuert.  Es  bestehen  drei  erste  In- 
stanzen in  Kairo,  Ale^^andrien,  Mansura  (früher  Zangazig)  und  ein  Ap- 
pellationshof in  Alexandrien.  Die  erste  Instanz  wird  zusammengesetzt 
aus  7  Richtern  (4  Ausländern  und  3  Eingebomen),  die  zweite  Instanz 
aus  11  Richtern  (7  Ausländern  und  4  Eingebornen).  Nach  dem  regle- 
ment  d'organisation  werden  alle  Richter  vom  Khediven  ernannt,  allein 
er  kann  nur  solche  Auswärtige  ernennen,  welche  von  den  fremden  Re- 
gierungen die  Einwilligung  zur  Annahme   der  Mission  erhalten  haben. 

IL  Die  Kompetenz  der  Tribiniaux  mixtes  ist  auf  Grund  intematio- 
naler  Verstätidigvng  in  dem  Code  de  ProcMttre  einte  et  commerciale 
geordnet. 

1.  Art,  9.  Reglement  d'organisation  judiciaire  pour  les  procös 
mixtes  en  Egypte  bestimmt: 

m 

Ces  tribunaux  connaitront  seuls  de  toutes  les  contestations 
en  mati^rc  civile  et  commerciale  antra  indig^nes  et  etrangers  de 
nationalit^  diff^rente  en  dehors  du  Statut  personnel.  Ils  con- 
naitront aussi  de  toutes  les  actions  reelles  immobili^res  entre 
toutes  personnes,  mdme  appartanant  ä  la  m^me  nationa1it6. 

Die  Tribunaux  mixtes  sind   darnach  kompetent  in   Streitigkeiten: 
a)   zwischen  Fremden  und  Eingebornen, 
h)   zwischen  Angehörigen  verschiedener  Staaten. 

In  dieser  Beziehung  ist  zu  verweisen  auf  den  international  verein- 
barten Code  de  procedure  civile  et  commerciale,  der  in  Art.  35  fol- 
gende Kompetenzbestimmungen  enthält: 

Les  d6rendeur8  seront  assign6s,  savoir: 

1^  En  matiere  personnelle  ou  mobili^re,  devant  le  tribunal 
de  leur  domicile  ou  de  leur  r68idence,  s'ils  n'ont  pas  de  domicile 
en  Egypte; 

S'il  y  a  ])lusieurs  döfendeurs,  ils  seront  tous  citÄs  devant  le 
tribunal  du  domicile  de  Tun  d'eux; 

20  En  matic^re  reelle  immobiliere  et  en  matidra  possessoire, 
devant  le  tribunal  de  la  Situation  du  bien  litigieux; 
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B^  En  matiöre  de  soci^t^,  tant  qu'elle  existe  et  si  la  qaalit6 
d'associ6  n^est  pas  contest^e,  devant  le  tribunal  du  siege  de  la 
80ci6t6 ; 

Les  Compagnies  d^assurances,  de  transpoH,  etc.,  pourront 
^tre  assignecB  au  tribunal  de  leurs  succursales; 

4^  En  mati^re  de  faillite,  devant  le  tribunal  qui  a  declar6 
la  faillite; 

5^  En  mati^re  d'61ection  de  domicile  pour  Tex^cution  d'on 
contrat,  devant  le  tribunal  du  domicile  ^lu  ou  du  domicile  r6el ; 

6^  En  mati^re  de  garantie,  de  reconvention  ou  d'interven- 
tion,  devant  le  tribunal  saisi  de  la  demande  principale; 

Le  d^fendeur  en  garantie  pourra,  toutefois,  demander  et 
obtenir  d'^tre  renvoye  devant  son  tribunal,  s'il  d6montre,  soit  par 
^crit,  soit  par  Tevidence  des  faits,  que  la  demande  originaire 
n'a  6t6  introduite  que  pour  le  traduire  hors  de  son  tribunal; 

7^  En  mati^re  de  commerce,  devant  le  tribunal  du  domicile 
du  ddfendcur,  ou  devant  celui  dans  le  ressort  duquel  la  promesse 
a  6te  faite  et  la  marcbandise  livr6e,  ou  encore  devant  celui  dan» 
le  ressort  duquel  le  payement  doit  avoir  lieu; 

8°  Dans  les  demandcs  intent6es  par  les  cr^anciers  d'un  d6- 
funt,  devant  le  tribunal  du  lieu  oü  la  succession  est  ouverte,  si 
le  partage  n'a  pas  eu  lieu,  et  sMl  a  eu  lieu,  devant  le  tribunal 
du  domicile  de  Fun  des  hdritiers; 

9^  Quand  le  defendeur  sera  domicilii  a  l'^tranger  et  qu'uo 
tribunal  6gyptien  ne  sera  comp6tent  k  raison  d'un  des  motifs 
indiqu^s  dans  les  prcc^dcnts  paragrapbes,  Tassignation  pourra 
dtrc  donu6e  devant  le  tribunal  de  la  residence  du  demandeur 
ou,  k  defaut,  devant  le  tribunal  d'Alexandrie. 

Si,  dans  ce  cas,  le  tribunal  saisi  est  celui  du  demandeur^ 
le  President  pourra  accorder  sur  requete  Tassignation  dans  les 
d61ais  des  articlcs  38  k  39,  sans  observer  les  delais  de  distance. 

Das  von  den  Tribunaux  inixtes  anzuwendende  Recht  ist  in  den 
verschiedenen  durch  internationale  Verständigung  angenommenen  Codes 
(namentlich  Code  civil  und  Code  de  commerce)  enthalten.  Vgl.  dazu 
neuerdings  W.  Kaufmann,  Das  internationale  Recht  der  ägyptischen 
Staatsschuld,  S.  24  ff. 

2.  Indessen  darf  man  nicht  glauben,  dass  vermöge  der  Institution  der 
Tribunaux  mixtes  die  Konsulargerichte  gänzhch  verschv^unden  seien.  Ins- 
besondere wird  die  Kompetenz  der  letztern  Gerichte  dadurch  begründet, 
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daes  Angehörige  eines  andern  Staates  sich  unter  den  Schutz  eines  be- 
stimmten Konsulats  stellen.  So  unterwerfen  sich  z.  B.  Schweizer  in 
Ägypten  bald  dem  französischen  bald  dem  deutschen  Konsulate,  und 
durch  diesen  Akt  werden  sie  der  betreffenden  Konsulargerichtsbarkeit 
unterstellt. 

Anmerkungen. 

1.  £inige  Angaben  über  die  hier  besprochenen  Gerichte  und  ihre  Zusammen- 
setzung finden  sich  bei  Fauchille  im  Journal  1880,  Yll,  8.  157  und  158. 

2.  England  bemüht  sich,  die  internationalen  tribunaux  mixtes  zu  beseitigen  und 
dafür  ausschliesslich  englische  Gerichtshöfe  einzusetzen,  zumal  es  im  Sudan  (Haupt- 
stadt Kartum)  eine  englisch-ägyptische  Verwaltung  eingerichtet  hat.  Diesen  Bestre- 
bungen geht  parallel  die  Absicht,  auch  die  internationale  Schuldenkommission  auf 
die  Seite  zu  stellen. 
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Dritter  Abschnitt. 


Die  Stellung  des  Beklagten« 


§  57.  Die  Klageantwort  im  allgemeinen. 

I.  Materiell  kommt  es  auf  die  Prinzipien  des  internatlwialen  Civil- 
und  Handelsrechts  an. 

Es  geht  nicht  an,  alle  Verteidigungsmittel  schlankwegs  zu  dem 
Prozessrechte  zu  zählen  (vgl.  S.  14 — 19  oben)  und  darauf  einfach  die 
lex  fori  anzuwenden.  Dies  tut  freilich  die  englisch-amerikanische  Dok- 
trin und  dadurch  verkümmert  sie  praktisch  häufig  das  materielle  Recht. 
Im  einzelnen  ist  jeweilen  zu  prüfen  und  festzustellen,  was  zum  mate- 
riellen Rechte  (substantivc  law,  declarative  law)  und  was  zum  Prozess- 
rechte (adjective  law,  remedial  law)  gehört.  Die  exklusive  Anwendung 
der  lex  fori  auf  die  materiellen  Einreden  führt  u.  U.  eine  direkte  Ver- 
leugnung des  internationalen  Privatrechts  herbei. 

Unt^r  diesen  Umständen  ist  auch  der  Vorschlag  in  dem  Einfüh- 
rungsgesetz zu  dem  Entwürfe  eines  bürgerlichen  Gesetzbuchs  für  Brasilien 
(1902)  nicht  richtig,  wenn  (S.  17/18  oben)  bestimmt  werden  will: 

Die  Zusitändigkeit,  die  Prozossform  und  die  Verteidig ungs^ 
ndiid  werden  durch  das  Recht  des  Ortes  geregelt,  wo  die  Klage 
angestellt  wird 

IL  In  formeller  BeziehuNf/  entscheidet  naturgemäss  die  lex  fori. 

1.  Insbesondere  gilt  dies  bezüglich  der  Fristen  und  Formen,  der 
Schriftlichkeit  und  Mündlichkeit  des  Verfahrens,  der  Verhandlungs- und 
Inquisitionsmaxime,  bezüglich  der  Art,  die  Einreden  zu  erheben. 

2.  Allerdings  kiinnen  bestimmte  formelle  Einreden  auch  auf  ab- 
geschlossenen Staats  vertragen  beruhen.    Man  denke  dabei  an  die  Nichtig- 
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keit  der  Zitation,  weil  eine  besondere  Art  der  Vorladung  staatsver- 
traglich fixiert  ist  oder  an  die  Erhebung  der  Eompetenzeinrede,  weil 
die  Gerichtsbarkeit  durch  Staatsvertrag  abgegrenzt  ist. 

Z.  T.  kann  auch  der  Kläger  in  seiner  Stellung  als  Widerbeklagter 
derartige  Einreden  erheben. 


§  58.  Die  Behandlung  der  materiellen  Einreden. 

I.  Die  Einreden,  welche  einen  materiellen  Inhalt  haben,  vnterstehen 
denjenigen  Gesetzen^  welche  für  das  betreffende  Rechtsverhältnis  mass- 
gebend sind, 

1.  Das  materielle  Recht  wird  häufig  in  die  Form  der  Einrede  ge- 
kleidet, und  dann  ist  das  aufgestellte  Prinzip  klar.  Man  kann  dabei 
mit  Zitelinann,  Internationales  Privatrecht  II,  S.  244  unterscheiden  : 

aj  Rechtsverneinende  Einreden : 

a)  des  Verzichts, 

ß)  des  Vergleichs, 

y)  der  Verjährung.  Nach  englisch-amerikanischem  Rechte  wird 
freilich  die  lex  fori  angewendet.  Vgl.  Dicey  a.  a.  0.  p.  713. 

b)  rechtsverfolgende  Einreden,  mit  denen  die  Behauptung  aufge- 
stellt wird,  dass  dem  Beklagten  ein  eigenes  Recht  zustehe,  ver- 
möge dessen  das  klägerische  Recht  aufgehoben  oder  gehemmt 
werde,  z.  B. 

c<)  ein  obligatorisches  Recht  wie  z.  B.  die  Komponsation.  Frei- 
lich wird  hier  im  englisch-amerikanischen  Rechte  die  lex 
fori  angewendet  (Westlake  3.  Aufl.  §  346;  Dudlcy  Field 
Draft  outlines  Art.  651). 

ß)  ein  dingliches  Recht  (Einrede  des  Eigentums,  des  publizi- 
anischen  Besitzes,  des  Pfandrechts). 

2.  In  eine  prozessualische  Form  wird  etwa  die  Frage  gekleidet, 
ob  der  Darlehensrealvertrag  vollzogen  worden  sei:  man  spricht  von  der 
Einrede  oder  der  Querel  des  nicht  ausbezahlten  Geldes.  Zweifellos 
aber  handelt  es  sich  dabei  um  eine  Frage  des  materiellen  Rechts  und 
die  Anwendung  des  aufgestellten  Satzes  bedarf  daher  auch  hier  keiner 
weitern  Begründung. 
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In  dieser  Umgebung  ist  auch  Art.  I6.2  0.  R.  zu  zitieren: 

Dem  gutgläubigen  Dritten,  welcher  ein  schriftliches  Schuld- 
bekenntnis besitzt,  kann  der  Schuldner  nicht  die  Einrede  der 
Simulation  entgegensetzen. 

3.  Die  den  Bürgen  zustehenden  Berechtigungen  gegenüber  dem 
Gläubiger  (exceptio  excussionis  et  divisionis ;  beneficium  cedendaruni  actio- 
num)  werden  in  die  Form  von  Einreden  gekleidet.  Allein  es  unterliegt 
keinem  Zweifel,  dass  auf  diese  Fragen  nicht  etwa  einfach  die  lex  fori  an- 
zuwenden ist.  Das  objektive  Recht,  dem  der  betreffende  Bürge  unter- 
worfen ist  (oder  dem  er  sich  unterworfen  hat)  kann  ihn  von  jenen 
Einreden  ausschliessen.  Die  Einrede  der  Vorausklage  zessiert  nach 
dem  deutschen  Handelsgesetzbuch  (§  349)  dann,  wenn  die  Bürgschaft 
für  den  Bürgen  ein  Handelsgeschäft  ist  und  dann,  wenn  jemand  unter 
dieser  Voraussetzung  aus  einem  Kreditauftrag  als  Bürge  haftet.  Wird 
der  Prozess  au  einem  Orte  geführt,  da  eine  solche  Einschränkung  der 
Rechte  des  Bürgen  nicht  besteht,  kann  der  Bürge  nicht  etwa  die  lex 
fori  für  sich  anrufen.  Dadurch  würde  die  materielle  Tragweite  der 
eingegangenen  Privatrechtsverpflichtung  grundlos  reduziert. 

4.  Die  Einrede  der  res  judicata  richtet  sich  nach  dem  Rechte  des- 
jenigen Staates,  in  welchem  das  Urteil  erlassen  worden  ist  (R.  G.  Ci- 
vils.  III,  S.  292  u.  293).  Es  kann  ein  gerichtliches  Urteil  im  Disposi- 
tiv absolut  lauten,  während  das  erkennende  Gericht  z.  B.  nur  eine 
Abweisung  angebrachtermassen  vornehmen  wollte,  wie  sich  dies  au» 
den  Erwägungen  ergibt. 

Die  Frage,  welche  Voraussetzungen  nötig  seien,  um  die  Einrede 
der  rechtskräftig  entschiedenen  Sache  zu  begründen,  ist  nach  dem 
Rechte  des  Staates  zu  beurteilen,  in  welchem  die  Einrede  geltend  ge- 
macht wird.  Die  Frage  aber,  ob  ein  wirklich  rechtskräftiges  Urteil 
vorliege,  unterliegt  dem  Rechte  desjenigen  Staates,  in  welchem  es  er- 
lassen worden  ist. 

II.  Auf  ehum  ff  am  andern  Boden  steht  die  englisch-amerikanische 
Doli r in   vnd   die   Einrede }(    werden   darnach    einfach  dem  Prozessrechte 

unterstellt. 

1.  K(Mit,  Commentaries  on  American  law  (12.  ed.  by  Holmes)  II, 
S.  4(32  (S.  62G)  führt  aus:  Reinedies  upon  contracts  and  their  inci- 
dents  are  re^uliited  and  pursued  according  to  the  law  of  the  place 
where  the  tiction    is   institutod,    and    the    lex    loci    has   no   application. 
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Actor  sequitur  forum  rei.  The  lex  loci  acts  upon  the  right;  the  lex 
fori  on  the  remedy.  This  is  the  rule  in  all  civilized  countries ;  and  it 
has  become  part  of  the  jus  gentium.  The  comity  of  nations  is  suffi- 
eiently  satisfied  in  allowing  to  foroigners  the  use  of  the  same  remedies 
and  to  the  same  extent  that  are  aftbrded  to  the  Citizens  of  the  state. 
Und  8.  463  (S.  627)  bemerkt  Kent:  the  Statute  of  limitations  of  the 
State  in  whose  courts  a  suit  is  prosecuted  must   prevail   in  all  actions. 

2.  Dudley-Field  (Draft  outlines  of  an  international  code)  stellt  in 
Art.  651  folgenden  Satz  auf,    der  schon  S.   15/16    oben   zitiert  wurde: 

The   form   of  the   remedy  and  the  mode  of  procedure  are 
governed  by  the  law  of  the  place  whcre  the  proceeding  is  taken. 

Und  der  zitierte  Jurist  bemerkt  dazu:  The  rule  extends  to  the 
admissibility  of  a  sett-off,  counter  claim,  recoupment  or  compensa- 
tion  .  .  .  The  rule  extends  to  defences  under  Statutes  of  limitation. 

Was  speziell  die*  Einrede  der  Verjährung  anbetrifft,  so  spricht  sich 
auch  Story  §  576  mit  einer  ganz  auffallenden  Bestimmtheit  dafür  aus, 
dass  die  Verjährung  sich  nach  der  lex  fori  richte :  in  cegard  to  Statutes 
of  limitation  or  prescription  of  suits,  and  laps  of  time,  there  is  no  doubt 
that  they  are  strictly  questions  affecting  the  remedy  and  not  questions 
upon  the  merits.  They  go  ad  litis  ordinationem  and  not  ad  litis  deci- 
sionem,  in  a  just  juridical  sense.  The  object  of  them  is  to  fix  cer- 
tain  periods  within  which  all  suits  shall  be  brought  in  the  courts  of 
a  State,  whether  they  are  brought  by  or  against  subjects,  or  by  or 
against  foreigners.  Im  Grunde  ist  darin  der  entscheidende  Einfluss  der 
niederländischen  Schule  wieder  zu  finden.  Die  Anschauung  ist  offenbar 
die,  dass  ein  Gericht  nicht  mehr  handeln  könne,  wenn  ein  Anspruch  nach 
der  lex  fori  verjährt  ist.  Es  ist  überaus  charakteristisch,  wie  J.  Voet, 
Commentarius  ad  Pandectas  II,  S.  62  (lib.  V,  tit.  I,  §  53)  das  Institut 
der  Verjährung  begründet:  „ne  autem  lites  immortales  essent  dum  liti- 
gantes  mortales  sunt,  Romanis  placuit  certa  legibus  tempora,  inter  quae 
lites  judiciali  finirentur  determinatione."  Und  Story  findet  diese  Wen- 
dung überaus  glücklich  (It  hat  been  said  by  John  Voet,  wUh  Himjidar 
felicity  .  .  .) 

3.  Dieser  Rechtszustand  ist  im  höchsten  Grade  reformbedürftig,  und 
es  rauss  die  Hoffnung  ausgesprochen  werden,  dass  die  Juristen  des 
englisch-amerikanischen  Rechtskreises  so  offenbar  unrichtige  Theorien 
auf  die  Dauer  nicht  ertragen  (wie   ich    schon  im  Handbuche  I,  S.  210 
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sagte).  Eine  Besserung  liegt  übrigens  in  dem  neuen  Gesetze  des  Staates 
New  York,  das  dem  dortigen  Code  of  Civil  Procedure  mit  Wirkung 
vom  1.  Sept.  1902  einverleibt  worden  ist  (§  390  a)  und  das  so  lautet: 

Where  a  cause  of  action  arises  outside  of  this  state,  an  ac- 
tion  cannot  be  brought  in  a  court  of  this  state  to  enforce 
Said  cause  of  action  after  the  expiration  of  the  time  limited  by 
the  laws  of  tbe  state  or  country  where  the  cause  of  action 
arose,  for  bringing  an  action  upon  said  cause  of  action,  except 
where  the  cause  of  action  originally  accrued  in  favor  of  a 
resident  of  this  state.  Kothing  in  this  act  contained  shall  affect 
any  pending  action  or  proceoding. 

III.  Darühet'  ist  kein  Zweifel  möglich,  dass  die  sog,  Peretntion  der 
Instanz  sich  ausschliesslich  nach  der  lex  fori  richtet. 

Vgl.  auch  die  Konklusion  des  Institut  de  droit  international  S.  18 
oben. 

Anmerkungen. 

1.  Schaeffner,  Entwicklung  des  internationalen  Priyatrechts  (1841),  S.  203,  führt 
aus:  Man  Hess  sich  zuweilen  duroh  das  Wort  exceptio  irre  machen  und  beurteilte 
manche  Einrede  nicht  nach  den  Gesetzen,  welche  über  das  Materielle  Ton  Rechts- 
verhältnissen zu  entscheiden  haben,  sondern  nach  der  lex  fori  Dann  erhebt  Schaeffner 
die  Frage:  Kann  es  wohl  irgend  zweifelhaft  sein,  dass  die  Einrede  der  Exkussion 
nur  nach  den  Gesetzen  zu  beurteilen  ist,  unter  deren  Bereich  sich  die  Bürgschaft 
verwirklicht  hat?  Ist  nicht  die  Frage,  wann  ein  Bürge  zahlen  soll,  so  gut  eine 
Frage  des  materiellen  Rechts  wie  die,  ob  er  überhaupt  zahlpflichtig  sei?  Dasselbe 
gilt  von  andern  Einreden,  z.  B.  der  exceptio  Scti  Vellejani,  Macedoniani,  divi- 
sionis  etc. 

2.  Verträge,  durch  welche  eine  Partei  auf  die  Geltendmachung  „irgendwelcher 
Einreden**  verzichtet,  sind  ungültig. 

8.  Es  gibt  ein  Gebiet  im  Rechte,  in  welchem  die  Geltendmachung  von  Einreden 
überaus  beschrankt  ist:  das  Wechselrcoht.  Vgl.  die  neueste  Bearbeitung  von 
G.  Cohn  in  v.  Iloltzendorif- Kohlers  Enzyklopädie  der  Rechtswissenschaft,  I, 
8.  1066  (1904). 

In  der  nordamerikatiischen  Union  ist,  wie  ich  im  Vorbeigehen  bemerken 
möchte,  eine  höchst  interessante  Unifikation  des  Wechselrechts  auf  positiver  Grund- 
lage entstanden.  Vgl,  John  J.  Crawford,  The  negotiable  insti-unients  law  2  ed. 
]S'ew  York  11102.  Das  Gesetz  des  Staates  New  York  ordnet  in  Sectio  210—215, 
220—230,  240-248,  200—268,  280— 28I^  300-306,  310—315,  320--325  das 
"Wechsel-  und  Chockrccht  Und  diese  Ordnung  ist  von  20  Staaten  und  Temtorien 
adoptiert  worden  (New  York,  Massachusetts,  Rhode  Island,  Connecticut,  Pennsyl- 
vania, District  of  Columbia,  Maryland,  Virginia,  North  Carolina,  Tenncssee,  Florida, 
Wiskonain,  North  Dakota,  Colorado,  Utah,  Oregon  und  Washington).  Die  amcrika- 
nischo    Gcsetzf^'cbung    liat,    wie    aus    den    obii^en  Zitaten  ersichtlich  ist,    für  künftige 
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Zusfttze  die  Paragraphen  (Sektionen) -Einteilung  unterbrochen!    Das  ist  ein  origineller 
Vorgang. 

4.  Es  besteht  in  der  Praxis  vielfach  die  Tendenz,  in  gewissen  Gebieten  (wie 
z.  B.  in  Yaterschaftsklagen)  schlankwegs  die  lex  fori  anzuwenden.  Dabei  stützt 
man  sich  auf  die  bequeme  Theorie  der  zwingenden  Rechtssätze  (§  9  oben).  Allein 
mit  diesem  Sicherheitsventil  ist  sorgfältig  zu  manöverieren.  Es  entspricht  allein  der 
Gerechtigkeit,  den  aus  der  unehelichen  Vaterschaft  hervorgehenden  Rechtsanspruch 
demjenigen  Gesetze  zu  unterstellen,  dem  er  materiell  unterliegt.  Das  Forum  ist 
juristisch  ein  Zufall.  Allerdings  lässt  sich  juristisch  darfiber  streiten,  welches 
objektive  Gesetz  dabei  materiell  zur  Anwendung  kommen  soll,  und  es  ist  die  Frage 
an  der  Hand  der  einzelnen  Gesetzbücher  verschieden  zu  beantworten.  Nach  §  1715 
D.  B.  G.  beträgt  die  Verjährung  4  Jahre,  in  Basel  3  Monate.  Wenn  nun  ein 
Deutscher  nach  dem  geschlechtlichen  Verkehre  im  Heimatsstaate  Domizil  in  Basel 
nimmt,  so  kann  unmöglich  die  Verjährung  nach  der  lex  fori  beurteilt  werden.  Vgl. 
Handbuch  I,  S.  371  und  372  und  S.  214  Anm.  6  oben. 


§  59.  Die  Einrede  der  Litispendenz  im  speziellen. 

V.  Bar  II,  S.  546. 

Derselbe,  Lehrbuch  S.  194  u.  195. 

Walker,  Streitfragen  aus  dem   internationalen   Civilprozessrechte  (1897)  S.  150 — IHO. 

Phear,  De  Texception  de  litispendance  d'apr^s  la  jurispi*udence  anglaise  im  Journal 
1891  XVIII,  S.  459. 

Yseux,  La  litiäpendance  dans  len  relations  internationales  im  Journal  1892  XIX, 
8.  862. 

Flaischlen,  L'autorite  de  la  chone  jugee  et  la  Htispendance  in  Revue  de  droit  inter- 
national 1901  XXVIII,  8.  665. 

Vincent  et  P^^naud,  Dictionnaire  de  droit  international  prive  S.  500  u.  501. 

I.  Im  internationalen  Prozessrechte  muss  die  Einrede  der  Litis- 
pendenz gegenüber  demselben  später  angehobenen  Bechtsansprvche  unter 
bestimmten  Voraussetztmgen  und  namentlich  dann  anerkannt  werden, 
tcenn  die  Exekution  des  Urteils  über  den  zuerst  anhängig  gemachten 
Streit  nach  Gesetz  oder  Praxis  feststeht. 

1.  Die  Prozessgesetze  enthalten  regelmässig  nur  solche  Vorschriften, 
die  sich  auf  die  Litispendenz  im  eigenen  Staate  beziehen  und  keine 
ausdrückliche  Kollisionsnormen.  Vgl. 

a)  §  263  D.  C.  P.  0.  Die  Rechtshängigkeit  hat  danach  die  Wir- 
kung, dass  die  Einrede  der  Litispendenz  erhoben  werden  kann, 
wenn  während  der  Dauer  der  Rechtshängigkeit  von  einer  Partei 
die  Streitsache  „anderweitig"  anhängig  gemacht  wird.  Die  zi- 
tierte Norm  lautet: 
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Durch  die  Erhebung  der  Klage  wird  die   Reclitshängigkeit 
der  Streitfrage  begründet. 

Die  Rechtshängigkeit  hat  folgende  "Wirkungen: 
1.  wenn  während  der  Dauer  der  Rechtshängigkeit  von  einer 
Partei  die  Streitsache   anderweitig   anhängig   gemacht  wird,    so 
kann  der  Gegner  die  Einrede  der  Rechtshängigkeit  erheben. 


§  328,  Nr.  5  1).  C.  P.  O.  schliesst  die  Anerkennung  des 
Urteils  eines  ausländischen  Gerichts  aus,  wenn  die  Gegenseitig- 
keit nicht  verbärgt  ist. 

h)   §  233  der  österreichischen  C.  P.  0.  bestimmt: 

Die  Streitanhängigkeit  hat  die  Wirkung,  dass  während  ihrer 
Dauer  über  den  geltend  gemachten  Anspruch  weder  bei  dem- 
selben noch  bei  einem  andern  Gerichte  ein  Rechtsstreit  durch- 
geführt werden  darf.  Eine  während  der  Streitanhängigkeit  wegen 
des  nämlichen  Anspruches  angebrachte  Klage  ist  auf  Antrag 
oder  von  Amts  wegen  zurückzuweisen 

e)  Die  englische  Doktrin  und  Praxis  ist  der  Ansicht,  dass  die  Er- 
hebung einer  Klage  in  zwei  verschiedenen  Staaten  u.  U.  als  vexa- 
torisch  bezeichnet  werden  könne  (Dicey  a.  a.  0.  p.  355)  und  der 
Richter  kann  dem  Kläger  aufgeben,  die  Wahl  zu  treifen,  welche 
Klage  er  fortsetzen  wolle  (Westlake  Treatise  §  338  u.  339). 

2.  Man  darf  nicht  sagen,  dass  der  im  Auslande  bestehende  Pro- 
zess  für  den  internen  Richter  indifferent  sei  mit  Ausnahme  der  Fälle, 
in  welchen  Staats  vertrage  existieren.  Diese  Ansicht  ist  nicht  haltbar,  — 
sie  wurde  freilich  von  C.  Norsa  verfochten  (in  Rev.  de  dr.  i.  VIII,  S. 
644 :  Une  action  intentee  en  pays  etranger  ne  peut  jamais,  en  l'absence 
de  traites  exprcs,  forraer  obstacle  ä  l'exercice  de  la  juridiction  qui 
appartient  aux  tribunaux  nationaux). 

Auch  in  Frankreich  wird  die  Einrede  nicht  anerkannt  (Journal 
1882,  S.  8G2). 

Im  internen  Prozessverfahren  wird  die  Einrede  der  Litispendenz 
allgemein  zuf2;elassen.  Die  Gerichte  können  die  von  ihnen  entfaltete 
Tätigkeit  unmöglich  unter  einander  ignorieren,  und  es  hat  keinen  Sinn 
zu  gestatten,  dass  über  die  eine  und  gleiche  Streitsache  unter  densel- 
ben Personen  zwei  verschiedene  Gerichte  desselben  Staates  urteilen, 
Danebon  besteht  noch  ein  anderer  Zweck,  welcher  der  Einrede  zu- 
grunde liegt:     es  sollen  divergierende  Urteile  vermieden  werden. 
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Diese  Gründe  treffen  in  der  Hauptsache  auch  auf  dem  internatio- 
nalen Boden  zu  (R.  0.  II.  G.  XIX,  8.  418). 

3.  Für  die  Frage,  ob  die  Einrede  zulässig  sei,  entscheidet  das 
Gesetz  desjenigen  Ortes,  an  welchem  sie  erhoben  wird.  Es  handelt 
sich  um  eine  prozessualische  Einrede.  Der  Klagebefugnis  wird  durch 
die  Erhebung  der  Einrede  nicht  ihr  sachliches  Fundament  bestritten, 
sondern  es  wird  nur  ein  temporäres  Verteidigungsmittel  gegen  die  ge- 
richtliche Verurteilung  geltend  gemacht  (Wach  I,  8.  124).  „Es  wäre  auch 
geradezu  ungereimt  deshalb,  weil  etwa  das  englische  Recht  die  Ein- 
rede der  Rechtshängigkeit  nicht  kennt,  dieselbe  zu  versagen  gegenüber 
einer  vor  einem  sächsischen  Gericht  angebrachten  Klage,  wenn  der 
Beklagte  geltend  macht,  dieselbe  Klage  sei  bereits  vor  einem  eng- 
lischen Gericht  gegen  ihn  anhängig"  (R.  0.  H.  G.  XIX,  8.  417  u.  418). 

4.  Dagegen  geht  es  nicht  an,  die  Einrede  der  Litispendenz  an 
beiden  Orten  zu  stellen.  —  Dies  ist  schon  vorgekommen,  erscheint 
aber  als  leibhaftiger  Dolus. 

5.  Als  Voraussetzung  für  die  Begründetheit  der  Einrede  der  Litis- 
pendenz auf  dem  internationalen  Boden  muss  bezeichnet  werden: 

a)  die  Erhebung  einer  wirklichen  Klage  im  In-  und  Auslande  vor 
dem  ordentlichen  Richter  und  die  damit  begründete  Rechts- 
hängigkeit. 

Dieses  Requisit  ist  dann  nicht  erfüllt,  wenn  in  einem  8taate 
eine  kontradiktorisch  zu  behandelnde  Civiiklage  schwebt,  dagegen 
z.  B.  in  der  Schweiz  kraft  des  B.  G.  Seh.  und  K.  ein  Zahlungs- 
befehl erlassen  worden  ist.  Juristisch  darf  man  zwar  diesen 
schweizerischen  Rechtsvorgang  als  eine  betreibungsrechtUche  Klage 
bezeichnen,  allein  diese  Klage  kann  keineswegs  auf  gleiche 
Linie  mit  der  Klage  des  ordentlichen  Prozesses  gestellt  werden : 
das  mit  dem  Zahlungsbefehl  nach  schweizerischem  Rechte  for- 
mulierte Petitum  wird  (vergl.  immerhin  Art.  53  B.  G.)  nicht 
gerichtshängig  (im  Gegensatz,  zu  dem  „Zahlungsbefehl**  des 
deutschen  Rechts  §  693  und  701  der  D.  C.  P.  0.).  Mit  der 
erwähnten  schweizerischen  Auffassung  kongruiert  die  Tatsache, 
dass  der  Ansprecher  auf  die  Erhebung  der  Opposition  gegen 
den  Zahlungsbefehl  (des  Rechtsvorschlages)  nach  eidgenös- 
sischem Rechte  nicht  gezwungen  ist,  den  Rechtsanspruch  weiter 
zu    prosequieren    (mit    einziger    Ausnahme    des    Arrestes)    und 
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dass  das  kantonale  Recht  nicht  in  der  konstitutionellen  Lage  ist, 
eine  peremtorische  Frist  dazu  anzusetzen  oder  den  Rechtsvor- 
schlag als  die  Auiforderung  zur  Klage  und  die  Bewilligung  der 
Erteilung  derselben  als  Provokationsurteil  zu  behandeln  (A.  E. 
XXV,  1.  T,,  S.  184  u.  185).  Auch  die  Anerkennung  oder  Zu- 
stellung eines  Arrestes  begründet  die  Rechtshängigkeit  nicht. 

b)   das   Vorhandensein   der  materiell   gleichen  Klage.     Diese  Iden- 
tität liegt  nicht  vor: 

a)  wenn  der  Rechtstitel  der  Klage  (die  causa  petendi)  ein  ver- 
schiedener ist.  Z.  B.  es  wird  eine  Schadenersatzklage  an  dem 
einen  Ort  aus  Vertrag,   am  andern  Ort  aus   Delikt  gestellt; 

ß)  wenn  das  Rechtsbegehren  (Petitum)  verschieden  ist.  Die 
Identität  besteht  nicht;  wenn  z.  B.  in  Italien  die  separazione 
personale,  in  der  Schweiz  die  definitive  Scheidungsklage  ge- 
stellt wird  (Entscheidungen  des  St.  Galler  Kantonsgerichts 
1898,  S.  27)  oder  wenn  an  dem  einen  Orte  die  possesso- 
rische und  am  andern  Orte  die  petitorische  Klage  pendent  ist. 

Ferner  besteht  die  Identität  nicht,  wenn  in  dem  einen 
Staate  eine  Feststellungsklage,  in  einem  andern  die  Leist- 
ungsklage erhoben  wird.  Die  beiden  Klagen  verfolgen  ver- 
schiedene Zwecke;  ihre  juristische  Konstruktion  ruht  auf 
selbständiger  Basis,  und  der  Effekt  der  zwei  Klagen  ist  nicht 
identisch.  -  Mit  der  Leistungsklage  wird  die  Erfüllung  einer 
bestimmten  falligen  Verpflichtung  verlangt  und  mit  der  Fest- 
stellungsklage eine  Entscheidung  über  das  Bestehen  oder 
Nichtbestehen  eines  Rechtsverhältnisses  (R.  G.  Civils.  40, 
S.  363  u.  365:  Blätter  für  Zürch.  Rechtssprechung  N.  F. 
1902,  S.  230—232  und  1903,  S.  59  u.  60).  Immerhin  darf 
man  hier  nicht  pedantisch  vorgehen.  Es  ist  möglich,  dass 
die  Feststellungsklage  virtuell  identisch  ist  mit  einer  Leist- 
ungsklage und  diese  mit  jener  und  dass  die  beiden  Klagen 
nur  in  einem  formell  verschiedenen  Gewände  auftreten.  Diese 
Eventualität  trifft  zu,  wenn  in  dem  einen  Staate  die  nega- 
tive Feststellungsklage  (dass  Kläger  eine  bestimmte  Summe 
ni<!ht  schulde)  und  in  dem  andern  Staate  die  Leistungsklage 
gestellt  wird,  gerichtet  auf  Verurteilung  zur  Zahlung  der 
gleichen  Summe. 
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Die  Identität  liegt  vor,  wenn  eine  erbrechtliche  Klage 
an  dem  einen  Orte  in  allgemeiner  Redaktion  angebracht 
wird,  am  andern  Orte  aber  konkret  und  zifFernmäasig.  Um- 
gekehrt gebricht  es  an  der  Identität,  wenn  in  dem  einen 
Staate  nur  die  Mitwirkung  der  Erben  bei  Erhebung  eines 
Erbschaftsinventars  begehrt,  im  andern  Staate  dagegen  eine 
Klage  auf  Aufhebung  des  Testaments  und  Gutheissung  der 
Pflichtteilsrechte  erhoben  wird. 

c)  die  Garantie  (die  auf  Grund  des  Gesetzes  oder  der  Praxis  be- 
stehen kann),  dass  das  Urteil  des  Gerichts,  vor  dem  die  Sache 
effektiv  zuerst  verhandelt  wird,  im  andern  Staate  auch  wirk- 
lich exequiert  werden   kann.  ^ 

Die  Anerkennung  des  ausländischen  Prozesses  und  seine 
Wirkung  für  andere  Prozesse  kann  nämlich  nicht  weiter  reichen, 
als  die  Anerkennung  des  ausländischen  Urteils. 

Auf  dem  Boden  dieser  Anschauung  steht  namentlich  auch 
das  deutsche  Reichsgericht  Civils.  8,  S.  385  und  49,  8.  344 
u.  345.     Vgl.  auch  Journal   1902  XXIX,  S.  861   u.   862. 

Allerdings  war  in  einem  Urteile,  abgedruckt  in  Seufferts 
Archiv  47  Nr.  296,  die  Frage  offen  gelassen,  ob  sich  dies 
dann  anders  verhalte,  wenn  mit  der  Klage  im  Auslande  ein 
Arrestschlag  verbunden  sei  öder  überhaupt  der  Beklagte  im 
Auslande  Vermögen  habe,  das  dem  Kläger  die  Befriedigung 
aus  dem  ausländischen  Urteil  sichere.  Dieser  Zweifel  wurde 
aber  im  Urteile  des  Reichsgerichts  Bd.  49,  S.  345  als  unbe- 
gründet hingestellt  und  mit  Recht.  Es  ist  ja  (wie  das  Reichs- 
gericht zutreffend  ausführt)  ungewiss,  ob  der  Kläger  in  dem 
ausländischen  Prozesse  ein  obsiegendes  Urteil  erlangt  und  ob 
er  nicht  vielmehr  mit  seiner  Klage  abgewiesen  wird.  Unter 
diesen  Umständen  darf  man  sagen:  es  ist  auch  vollständig 
gleichgültig,  ob  der  Beklagte  im  Staate  des  erkennenden  Ge- 
richts Vermögen   besitzt. 

Die  Einrede  der  Litispendenz  wurde  von  deutschen 
Gerichten  anerkannt  mit  Rücksicht  darauf,  dass  in  Zürich  wegen 
des  gleichen  Rechtsanspruchs  eine  Klage  pendent  w^ar  (Han- 
delskammer des  Landgerichts  Koblenz,  10.  Juli  1903,  abge- 
druckt in  Blätter  für  Z.  R.   1904  III,  Nr.   16). 

Meili,  Internationales  Civllp^oze^^^(>cht.  ^•> 
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d)  die  Identität  der  Parteien  (eadem  conditio  personarum).  In 
dieser  Beziehung  macht  beispielsweise  die  Frage  Schwierigkeiten, 
wie  es  sich  verhalte,  wenn  an  dem  einen  Orte  die  Mitglieder 
einer  offenen  Handelsgesellschaft  (Kollektiv-Gesellschaft)  ins 
Recht  gefasst  werden,  und  an  dem  andern  Orte  die  offene 
Handelsgesellschaft  (die  Kollektivgesellschaft)  belangt  ist. 

a)  Eine  Identität  besteht  nicht  nach  der  deutschen  Auffassung, 
wornach  die  offene  Handelsgesellschaft  keine  juristische  Person 
ist:  eine  Gesellschaftsschuld  ist  nach  dieser  Ansicht  nichts 
anderes  als  eine  Schuld  der  Gesellschafter.  Das  urteil 
gegen  die  offene  Handelsgesellschaft  hat  deswegen  auch 
Rechtskraftwirkung  gegen  und  für  die  einzelnen  Gesell- 
schafter. In  demselben  Umfange,  in  welchem  dem  einzelnen 
Gesellschafter  die  Einrede  der  rechtskräftig  entschiedenen 
Sache  zusteht,  steht  ihm  auch  die  Einrode  der  Litispendenz 
zu  (D.  R.  G.  49,  S.  343  u.  344). 

ß)  anders  liegt  die  Sache  dann,  wenn  man  die  Ansicht  ver- 
tritt, dass  .  die  offene  Handelsgesellschaft  eine  juristische 
Person  ist.     Diese  Ansicht  ist  in  Frankreich  herrschend. 

II.  Das  Institut  de  droit  infe^fiational  hat  sich  gleichfalls  in  dem 
Sinne  ausgesprochen ^  dass  die  vor  dein  auswärtigen  Gericht  gestellte  Ein- 
rede der  Litispendenz  im  internen  Gebiete  geschützt  werden  mussy  wenn 
wenigstens  die  Exekution  des  fremdet}  Urteils  im  internen  Stallte  ohne 
materielle  Nachprüfung  gesichert  ist 

Die  Konklusionen  des  Institut  lauten  folgendermassen  (Annuaire 
XVII,  S.  290  u.  291): 

Art.  1.  Sauf  les  rescrves  qu'on  pourra  faire  k  Tart.  2,  il 
y  a  lieu  d'admettre,  daiis  les  rapports  avec  les  juridictions 
etrangeres,  les  mömes  regles  sur  la  litispcndance  que  Celles  qui 
existent  dans  les  rapports  entre  les  juridictions  nationales  de 
chaque  Etat. 

Art.  2.  II  est  n^cessaire  pour  radmission  de  Texception 
de  litispondance  etrang^re,  que,  en  r^gle,  les  jugements  pro- 
noncos  dans  le  pays  du  jugc  saisi  en  premier  lieu  soient  sus- 
ceptibles  d'ötre  rendus  executoires  sans  r^vision  du  fonds,  selon 
la  loi  du  pays  oü  Ton  produit  Texception. 
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Sacerdoti  arbeitete  für  das  Institut  ein  Referat  aus,  das  abgedruckt 
ist  im  Annuaire  XV  (1896),  S.  85 — 98:  De  la  litispendance  dans  les 
rapports  entre  juridictions  d'Etat  differents. 

Auch  Domin  Petrushevecz  sagt  in  Art.  XXVII  seines  Vorschlages : 

La  litispendance  en  pays  6tranger  est   une   d6fense  admis- 
sible  devant  les  tribunaux  de  chaque  pays. 

Anmerkungen. 

1.  Schon  Klflber,  Europäisches  Völkerrecht  (2.  Aufl.  Yon  Morstadt),  §59,  sagte, 
die  Rechtshängigkeit  einer  Streitsache,  wenn  sie  durch  Klage  des  Fremden  oder 
durch  dessen  befugte  Einlassung  auf  die  wider  ihn  erhobene  Klage  vor  dem  gehörigen 
Richter  begrOndet  ist,  sollte  in  jedem  andern  Staate  anerkannt  werden  und  die  Ein- 
rede des  schon  rechtshängigen  Rechtsstreites  wirksam  sein. 

2.  Es  gibt  auch  Rechtssituationen,  gemäss  welchen  ein  Streit  international  in 
mehrere  Teile  zerlegt  und  vor  yerschiedener  Fora  behandelt  werden  muss.  Hier 
versagt  dann  die  Einrede  der  Litispendenz. 

Es  ist  auf  das  Handbuch  II,  S    109  und  S.  211  oben  zu  verweisen. 


§  60.    Die  Widerklage. 

Y   Bar  II,  8.  451. 

I.  Die  Zulässigkeit  einer  Widerklage  ist  auch  international  nicht  zu 
beanstanden^  sofern  sie  durch  das  Vorhandensein  der  Konnexität  mit  der 
Vorklage  oder  durch  die  Existenz  einer  identischen  Quelle  beschränkt  wird 
und  sofern  damit  nicht  ein  Eingriff  erfolgt   in  die  Nonnen   über  exklu- 
sive Fora. 

1.  In  vielen  Gesetzen  ist  die  Erhebung  an  bestimmte  Requisite 
und  speziell  an  das  Requisit  der  Konnexität  geknüpft.  Ygl.  z.  B. 
§  33  D.  C.  P.O.: 

Bei  dem  Gerichte  der  Klage  kann  eine  Widerklage  erhoben 
werden,  wenn  der  Gegenanspruch  mit  dem  in  der  Klage  geltend 
gemachten  Ansprüche  oder  mit  den  gegen  denselben  vorgebrach- 
ten Vertoidigungsmitteln  in  Zusammenhang  steht. 

Diese  Bestimmung  findet  keine  Anwendung,  wenn  die  Zu- 
ständigkeit des  Gerichts  für  eine  Klage  wegen  des  Gegenan- 
spruchs auch  durch  Vereinbarung  nicht  würde  begründet  wer- 
den können. 

Der  Begriff  der  Konnexität  (des  Zusammenhanges)  liegt  nicht  schon 
dann  vor,   wenn   die  Klage    und  Widerklage    auf   gleichartige    Gegen- 
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stände  (wie  z.  B.  Geldleistungen)  gerichtet  sind  (UUmer,  Staatsrecht» 
liehe  Praxis  II,  Nr.  888),  sondern  es  ist  notwendig,  dass  der  Klaga- 
und  Widerklagsanspruch  in  einem  iunern  Zusammenhange  stehen.  Es 
ist  aber  nicht  zu  fordern,  dass  sie  aus  dem  gleichen  Rechtsgeschäft 
entspringen,  sondern  es  genügt,  dass  sie  einem  Komplexe  verschiedener 
aber  unter  sich  zusammenhängender  Geschäfte  der  Litiganten  ange- 
hören (A.  E.  VII,  S.  21):  dahin  fallen  z.  B.  Wechselverpflichtungen 
der  Parteien.  Auf  einem  andern  Boden  steht  England.  In  diesem 
Staate  ist  die'  Zulässigkeit  der  Widerklagen  (counterclaims)  generell 
anerkannt,  und  es  bedarf  nicht  des  Nachweises  eines  Zusammenhangs 
zwischen  Vorklage  und  Widerklage  (E.  Schuster,  Die  bürgerliche  Rechts- 
pflege in  England  1887,  S.  100;  Leske  und  Löwenfeld,  Die  Rechts- 
verfolgung im  internationalen  Verkehr  I,  S.  289).  Die  einzige  Be- 
schränkung ist  die,  dass  der  Gerichtshof  die  Widerklage  zu  gesonderter 
Verhandlung  verweisen  kann,  wenn  sie  nicht  zweckmässig  mit  der  Vor- 
klage verhandelt  werden  kann. 

2.  Der  natürliche  Satz,  dass  der  ins  Recht  gefasste  Beklagte  be- 
fugt sein  soll,  auch  seinerseits  Rechtsansprüche  gegen  den  Kläger,  die 
auf  des  letztern  Verurteilung  hinzielen,  geltend  zu  machen  (Wach  I, 
S.  475)  triffst  auch  international  zu. 

Allerdings  opponiert  v.  Bar  (II,  S.  452),  indem  er  betont: 

a)  trotz  der  Konnexität  liegen  zwei  verschiedene  Klagen  vor, 

b)  es  könne  jemand  gezwungen  sein,  sich  an  die  Gerichtsgewalt 
eines  halbzivilisierten  Staats  zu  wenden,  um  vom  Schuldner  etwas 
zu  erlangen,  deshalb  aber  solle  er  doch  nicht  die  Gefahr  über- 
nehmen, nun  seinerseits  von  diesen  Gerichten  verurteilt  zu  werden.. 

In  Art.  52,  Nr.  9  des  belgischen  Gesetzes  von  1878  wird  die 
Kompetenz  der  belgischen  Gerichte  anerkannt :  s'il  s'agit  d'une  demande 
reconventionelle  quand  la  demande  originaire  est  pendante  devant  un 
tribunal  beige  (S.  209  oben). 

3.  Roguin  führt  meiner  Ansicht  mit  Recht  aus,  dass  die  Konnexität 
dann  nicht  verlangt  werden  sollte,  wenn  die  zwei  Ansprachen  auf  einer 
identischen  Quelle  (auf  einem  gemeinsamen  Vertrage)  ruhen  (Roguin, 
L'art.  59,  S.  147).  —  Die  Civilprozessordnung  des  Kantons  Glarus 
(von  1895)  lässt  die  Widerklagen  zu,  wenn  sie  mit  der  Hauptklage 
(Vorklage)  in  cfir/er  Verbindung  stehen  oder  aus  dem  nämlichen  Rechts- 
verhältnis entspringen  (§  158). 
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4.  Es  ist  in  der  Theorie  streitig,  ob  es  eine  Reconventio  recon- 
ventionis  gebe.  Allein  die  Bejahung  der  Frage  kann  nicht  zweifelhaft 
sein.  Der  Kläger  und  Widerbeklagte  nimmt  dadurch  nur  eine  Aus- 
weitung der  Vorklage  vor  (vgl.  auch  Blätter  für  Z.  R.  1902  I,  Nr.  145, 
S.  188).  Auch  eine  bedingte  Widerklage  ist  u.  ü.  zulässig  (Bl.  f.  Z.  R. 
III  Nr.  89). 

5.  Soweit  eine  Partei  in  dem  formellen  Gewände  einer  Widerklage 
nur  die  Kompensation  mit  dem  Rechtsanspruche  der  Vorklage  herbei- 
führen will,  ist  sie  auch  dann  zulässig,  wenn  das  Prozessgesetz  die 
Konnexität  fordert;  denn  eine  derartige  „Widerklage"  bezweckt  virtuell 
nur  die  Abwehr  der  Vorklage,  und  sie  liegt  deswegen  im  Grunde  gar 
nicht  vor.  —  Der  Begriff  der  blossen  Kompensations-Einrede  und  der 
Widerklage  wird  freilich  nicht  selten  vermischt,  und  dies  geschieht  spe- 
ziell auch  im  englischen  Recht  (sett-off;  counterclaim). 

6.  Es  ist  möglich,  dass.eine  im  prozessrechtlichen  Sinne  bestehende 
Einrede  in  Form  einer  Widerklage  geltend  gemacht  wird.  Beispiel: 
Gegenüber  einer  patent  rechtlichen  Eingriflfsklage  wird  die  Nichtigkeit 
in  Gestalt  einer  Widerklage  betont:  dies  ist  eine  Einrede  (A.  E.  XXII, 
S.  639/40). 

7.  Was  das  schweizerische  Recht  weiter  anbetrifft,  so  enthält  Art.  59 
B.  V.  eine  Schranke  gegen  die  Zulassung  solcher  Widerklagen,  welche 
mit  der  Vorklage  in  keinem  Zusammenhange  stehen.  Eine  Kompen- 
sationseinrede  bildet  dagegen  ein  blosses  Verteidigungsmittel,  und  in 
deren  Anwendung  sind  die  Parteien  durch  Art.  59  B.  V.  nicht  be- 
schränkt (A.  E.  XXVIII,  1.  T.,  S.  23). 

Es  gibt  kantonale  Prozessgesetze,  welche  die  Voraussetzungen  der 
Widerklage  genau  umschreiben. 

a)   §  65  der  C.  P.  0.  des  Kantons  Baselstadt  bestimmt: 

Eine  Widerklage  ist  nur  dann  zulässig,  wenn: 

1.  das  Gericht  die  dafür  nötige  Art  der  Gerichtsbarkeit  hat, 

2.  der  Anspruch  des  Beklagten  mit  dem  des  Klägers  nicht 
kompensierbar  ist  oder  dessen  Betrag  übersteigt,  somit  die 
Kompensationseinrede  nicht  ausreicht. 

i;   §   15  der  C.  P.  0.  des  Kantons  Aargau  (1901)   lässt   als   Regel 
die  Widerklagen  nicht  zu  und  fährt  dann  fort: 

Ausnahmsweise  finden  sie  aber  in  Streitigkeiten  zwischen 
Ehegatten,  welche  die  Trennung  der  Ehe  oder  die  Scheidung 
von  Tisch  und  Bett  zum  Gegenstande  haben,  sowie  in  denjenigen 
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Fällen  statt,  ipo  der  Kläger  seinen  Wohnsitz  ausser  der  Eidge- 
nossenschaft hat^  oder  wo  der  Gegenanspruch  mit  dem  in  der 
Klage  geltend  gemachten  Ansprüche  im  Zusammenhange  steht. 

c)   Das  revidierte  Oesetz   des  Kantons  Bern   über  das   gerichtliche 
Verfahren  in  Civilrechtsstreitigkeiten  bestimmt  in  §  151: 

Die  Widerklage  bezweckt  die  Verfolgung  von  Gegenan- 
sprüchen, welche  der  Beklagte  an  den  Kläger  zu  machen  hat. 
Der  Gegenstand  muss  einklagbar  sein,  und  sofern  es  sich  nicht 
um  Kompcnsationsverhätnisse  handelt,  mit  dem  Gegenstande  der 
Vorklage  in  einem  Zusammenhange  stehen. 

Vgl.  dazu  Z.  d.  bem.  Juristenvereins  37  1901,  S.  295  und 
A.  E.  XXVIII,  1.  T.,  S.  23  u.  24. 

II.  Auf  Orund  von  Staatsverträgen  ist  die  Widerklage  in  dem  er» 
uähntefi  Sinne  zugelassen. 

1.  Dies  trifft  zu : 

a)  bezüglich  des  französich-schweizerischen  Staatavertrages  auf  Grund 
der  Praxis.     Vgl.  §  51  (S.  331  u.  3H2  oben). 

b)  im  internationalen  Eisenbahnfrachtübereinkoromen.     Hier  ist  die 
Zulässigkeit  der  Widerklage  anerkannt.     Art.  28  lautet: 

Im  Wege  der  Widerklage  oder  der  Einrode  können  An- 
sprüche aus  dem  internationalen  Frachtvertrage  auch  gegen 
eine  andere  als  die  in  Art.  27. 3  bezeichneten  Bahnen  geltend 
gemacht  werden,  wenn  die  Klage  sich  auf  denselben  Fracht- 
vertrag gründet. 

Diese  Bestimmung  will  nicht  etwa  die  Zulässigkeit  der 
Widerklage  auf  andere  als  die  in  Art.  27.3  erwähnten  Bahnen 
beschränken,  sondern  sie  will  sagen:  gegen  diese  Bahnen  können 
Ansprüche  nur  in  der  Gestalt  der  Widerklage  erhoben  werden 
und  gegen  die  in  Art.  27.3  bezeichneten  im  Wege  der  Klage 
und  selbstverständlich  auch  im  Wege  der  Widerklage. 

2.  Wenn  ein  Staats  vertrag  die  W^iderklage  nicht  ausdrücklich  ge- 
stattet, so  dürfte  es  als  dem  Willen  der  Kontrahenten  eher  entsprechend 
angesehen  werden,  dass  sie  in  der  unter  I  angeführten  Beschränkung 
zulässig  sei. 

III.  In  einzelnen  speziellen  Materien  ist  eine  Widerklage  nicht  zulässig. 

1.  Gegenüber  Klagen  betreffend  Wechselsachen  ist  eine  Wider- 
klap:e  nicht  statthaft. 
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2.  DaB  gleiche  Verbot  triflft  auch  zu  bei  Klagen  von  Inhabern 
von  Warrants. 

IV.    Verweisungen. 

1.  Besonders  zu  beachten  ist  die  Frage  der  Zulässigkeit  einer 
"Widerklage  bei  den  Schiedsgerichten  (§  45). 

2.  Eine  Besonderheit  gilt  noch  bezüglich  der  Widerklage  gegen 
Vollstreckungsbegehren  gestützt  auf  auswärtige  Civilurteile. 

3.  Die  Lehre  von   der  Exterritorialität  ist   zu   reservieren  (§  53). 

Anmerkungen. 

1.  Natürlich  besteht  auch  inteniational  kein  Zwang,  Widerklagen  za  erheben. 

2.  Schon  ülr.  Huber  sprach  sich  De  jure  civitatis  lib.  III,  sect.  lY,  cap.  1, 
Nr.  37  für  die  Zulassung  der  Widerklage  aus:  ita  juris  est  in  casu  reconventionis 
civis  BataYus  convenit  nostratem  apud  hoc  forum.  Hie  reciprocam  actionem  adversus 
ipsum  instituit  in  eodem  foro;  debet  hie  so  defendere;  nee  enim  recusare  potest 
judicem,  qaem  ipsemet  elegit:  igitur  si  ob  causam  in  ea  lite  incidentem  citetur  in 
sua  civitate,  non  debet  negare  jure  loci  requisitoriara  citationem,  si  forte  domicilium 
citandi  in  eo  loco,  ubi  Judicium  vertitur,  non  constituerit. 

3.  Dicey  bemerkt  S.  355:  It  is  possible  that,  if  a  party  who  as  plaintiff  brings 
an  action  in  a  foreign  country  makes  the  same  claim  against  the  same  parties  here 
in  the  shape  of  a  counter- claim,  the  case  may  under  some  circumstamjes  be  treated 
as  that  of  a  plaintiff  who  has  brought  concurrent  actions  in  England  and  in  a 
foreign  country.  Gemeint  ist  damit,  dass  das  Gericht  dieses  Vorgehen  als  vexatorisch 
ansehen  kann. 

4.  Der  Anspinich,  der  in  einem  auswärtigen  Staate  direkt  eingeklagt  ist,  kann 
im  internen  Staate  zum  Objekt  einer  Widerklage  gemacht  werden,  wenn  diejenigen 
Voraussetzungen  nicht  vorliegen,  welche  für  die  Begründetheit  der  Einrede  der 
Litispendenz  aufgestellt  sind. 

5.  Auch  nach  dem  interkantonalen  Civilprozessrechte  der  Schweiz  steht  fest, 
dass  Art.  59  B.  V.  gegen  die  Erhebung  einer  solchen  Widerklage  nicht  schützt,  die 
mit  der  Hauptklage  konnex  ist  (BIumer-Morel,  Bundesstaatsreoht,  3.  Aufl.,  I,  S.  555 
und  556). 
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Vierter  Abschnitt. 

Das  Beweisstadium. 

V.  Bar  II,   S.  372  ff. 

Mittennaier,   Civ.  Archiv  XIII,  8.  313—316. 

Th.  G.  M.  Smits,    Internationaal  bewijsrecht  in  burgerlijke  Zaken  (Amsterdam  1885). 

Bonnier,  Trait6  th^orique  et  pratique  des  preuves  en  droit  civil  et  en  droit  criminel 

2  vol.,  4.  Aufl.  (1873)  speziell  II,  Nr.  920,  Nr.  928—937. 
Laurent,  Droit  civil  international  YIII,  No.  20  ff. 
Rolin,  Principes  du  droit  international  priv6  et  applications  aux  diverses  mati^res  du 

Code  civil  III,  p.  1  ff. 
Asser-Rivier  a.  a.  0.  p.  166  (§  21). 

A.  Weiss,  Traitö  ^leraentaire  de  droit  international  prive,   p,  808 — 811. 
Surville  et  Arthuys,  Cours  ^lementaire  de  droit  international  priv6,  p.  476  ff. 
Story,  §  629—643. 
Wharton,  §  752  ff. 
Phillimore  IV,  §  904—927. 
Dudley  Field,  Draft  Outlines  of  an  international  code  Art.  656 — 665. 


§  61.    Über  den  theoretischen  Ausgangspunkt 

A.   Die  verschiedenartigen  Prinzipien. 

I.  Häufig  wird  gesagt,  die  Frage^  welche  Beweismittel  zulässig  seien 
V7id  weiche  Beweiskraft  ihnen  zukomme,  richte  sich  nach  der  lex  fori. 

1.  Zur  Unterstützung  des  angegebenen  Prinzips  (vgl.  §  4  oben) 
wird  darauf  hingewiesen,  dass  der  Civilprozess  ein  inländisches  Rechts- 
verhältnis begründe,  und  dass  dem  internen  Richter  die  Überzeugung 
beigebracht  werden  müsse,  dass  ein  bestimmtes,  subjektives  Recht  be- 
f^tehe.  Auch  komme  das  öffentliche  Recht  hier  in  Betracht,  und  daher 
liege  ein  Realstatut  vor.  Jede  andere  Auffassung  vernichte  die  Einheit 
des  Prozesses  und  die  Folgerichtigkeit  in  dem  Handeln  der  bei  dem 
Rechtsstreite  beteiligten  Personen. 


393 

2.  In  diesem  Sinne  äusserte  sich  Menger  I,  S.  153,  und  schon 
Linde,  Lehrbuch  des  Deutschen  gemeinen  Civilprozesses,  4.  Aufl.  1835, 
§  41,  sowie  Mittermaier,  Civ.  Archiv  13,  S.  315. 

Auch  in  der  deutschen  Praxis  ist  vielfach  ausgesprochen  worden, 
es  entscheide  lediglich  das  Prozessgesetz  des  Orts,  wo  der  Prozess  ge- 
führt werde,  darüber,  welche  Beweismittel  zulässig  seien  (SeufFert  XI, 
Nr.  303;  XIII,  Nr.  182;  XXII,  Nr.  80;  XXIII,  Nr.  66). 

3.  Es  kann  nicht  überraschen,  dass  die  Praxis  im  allgemeinen  und 
speziell  auch  die  englisch-amerikanische  Theorie  und  Praxis  auf  diesem 
Boden  steht  —  sie  stützt  sich  dabei  naturgemäss  auf  die  holländische 
Schule,  in  deren  Fussstapfen  sie  eintrat.  In  der  „materia  judiciaria** 
huldigten  die  niederländischen  Juristen  mit  Bestimmtheit  dem  Satze, 
dass  alle  Beweisfragen  von  der  lex  fori  abhängen:  der  Stylus  judicis 
fori  illius  ubi  litigatur  hatte  zu  entscheiden.  So  sagt  P.  Voet:  De  sta- 
tutis  eorumque  concursu  nova  editio  Sectio  X  cap.  unic.  Nr.  9  &  10, 
spectandus  locus  judicii: 

9.  Si  de  probationibuä  et  quidem  testibus ;  sie  eas  adhibebit, 
sie  examinabit  hosce,  prout  exigit  forum  judicis;  ubi  produ- 
cuntur. 

10.  Si  de  instrumentis ;  sie  exhibenda,  sie  edenda,  ut  fort 
loci  statutum,  ubi  exhibentur  vel  eduntur. 

Auf  diesem  Boden  stehen  die  angesehensten  englisch- amerikanischen 
Juristen.  Vgl.: 

Diidley  Field,  Art.  656 :  The  law  of  the  nation  within  whose  Ju- 
risdiction a  tribunal  acts,  determines  the  admissibility  and  effect  of  evi- 
dence  produced  before  it. 

Westlake^  3.  Aufl.,  §  348 :  The  lex  fori  determines  the  admissi- 
bility and  force  of  any  particular  kind  of  evidenco. 

Story^  §  ß^'^*  Generally  speaking  it  seems  true  that  neither  the 
lex  loci  contractus  nor  the  lex  loci  domicilii  is  applicable  to  the  course 
of  procedure,  but  the  course  of  procedure  ought  to  be  according  to  the 
law  of  the  forum  where  the  suit  is  instituted. 

Phillimore  IV,  §  904  und  905,  S.  735:  The  English  courts  hold 
that   all   questions   of  procedure   are  to  be  determined  by  the  lex  fori 


Dicey  a.a.O.,  S.  711,  stellt  die  Regel  (rule  188j  auf:  All  matters 
of  procedure  are  governed  wholly  by  tlie  loeal  or  territorial  law  of  the 
country  to  whieh  a  Court  wherein   an  action  is  brought  or  other  legal 
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proceeding  is  taken  belongs  (lex  fori).  In  this  Digest  the  terme  „pro- 
cedure^  is  to  be  taken  in  the  ^videst  sense  and  includes  (inter  alia): 
evidffice. 

Die  Grundsätze  über  das  Beweisrecht  pflegen  als  ein  Teil  das 
adjeetive  oder  remedial  law  bezeichnet  zu  werden  (im  Gegensatze  zu 
dem  Substantive  oder  declaratory  law). 

Im  englisch  -  amerikanischen  Rechte  spielt  auch  hier  die  Unter- 
scheidung zwischen  Mobilien  und  Immobilien  wieder  hinein,  und  es  wird 
gesagt,  dass  die  Beweisregeln  bezüglich  der  Ausführung  von  Testa- 
menten sich  nach  der  lex  situs  richten  müssen,  wenn  es  sich  um  Im- 
mobilien handle  (Story,  §  630  b). 

II.  Die  italienische  Oesetzgebung  stellt  den  Satz  auf^  dass  die  Frage 
der  Zulassung  der  Beweismittel  von  dem  Gesetze  des  Ortes  abhänge^  an 
welchem  ein  Rechtsgeschäft  abgeschlossen  worden  ist. 

1.  Es  ist  hier  auf  Art.  lO.g  der  italienischen  Disposizioni  hinzu- 
weisen, der  so  lautet: 

I  mezzL  di  prova  delle  obbligazioni  sono  determinati  dalle 
leggi  del  luogo  in  cui  Fatto  fu  fatto. 

Die  Beweismittel  der  Verbindlichkeiten  werden  durch  die 
Gesetze  des  Ortes  bestimmt,  an  dem  das  Rechtsgeschäft  zu  stände 
gekommen  ist. 
Pasq.  Piore,    Diritto  internazionale  private  I,  Nr.  184  ff.,    spricht 
sich  aus  theoretischen  Gründen  dafür  aus,  dass  die  Zulässigkeit  der  Be- 
weise von  der  lex  loci  contractus  abhängen  müsse :  La  prova  e  un  ele- 

mente  integrante  delFobbligazione 

Lessona  Teoria  delle  prove  nel  dirittto  giudiziario  civile  italiano 
I  (1895),  Nr.  43  (p.  38)  bemerkt  zu  der  Norm  des  Art.  10:  se  la  dis- 
posizione  in  pratica  e  sempre  di  facile  e  sicura  applicazione,  non  e  a 
tacere  che  autorevoli  scrittori  preferiscono  il  sistema  di  regolare  i  mezzi 
di  prova  secondo  la  legge  del  luogo  ove  si  agita  la  controversia. 

2.  Theoretisch  wird  für  diese  Auffassung  auf  den  unzertrennlichen 
Zusammenhang  hingewiesen  zwischen  dem  Rechtsakte  und  seiner  Be- 
weisbarkeit. Würde  man  einfach  das  Prozessgesetz  des  betreffenden 
urteilenden  Gerichtes  anwenden,  so  würde  man,  wird  gesagt,  das  Rechts- 
verhältnis selbst  ändern  und  unter  Umständen  vernichten  (Laurent  VIII, 
Nr.  23). 

In  diesem  Sinne  sprach  sich  auch  das  Institut  de  droit  international 
aus  (Annuaire  II,  S.  151): 
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3.  —  UadmiasihÜiti  des  moyens  de  preuve  (preuve  Htt^rale, 
testimoniale,  serment,  livres  de  commerce,  etc.)  et  leur  force 
probante  seront  d6termin6e8  par  la  lai  du  Heu  oü  s^est  passS  le 
fait  ou  Vacte  qu'il  s^agit  de  prouver. 

La  mdme  r^gle  sera  appliqu6e  d  la  capaciti  des  timoins, 
sauf  les  exceptions  que  les  Etats  contractants  jugeraiont  convenable 
de  sanctionner  dans  les  trait6s. 

Vgl.  dazu  auch  S.   18  oben. 

Und  der  südamerikanische  Vertragsentwurf  von  Lima  (1878)  ent- 
hält in  dem  vierten,  dem  Prozessrecht  gewidmeten,  Titel  eine  Bestim- 
mung, die  im  zweiten  Teile  so  lautet: 


handelt  es  sich  darum,  die  Existenz  eines  juristischen  Aktes  zu 
beweisen,  welcher  sich  ausserhalb  des  Landes  zugetragen  hat,  so 
regelt  sich  der  Beweis  nach  dem  Gesetze  des  Ortes,  wo  dieser 
Akt  vorgenommen  wurde. 

Damit  stimmt  auch  die  Ansicht  von  Bonnier  II,  Nr.  928:  On  a 
admis  depuis  longtemps  en  France  que  les  regles  sur  la  preuve  quant 
au  fond  tendant  ad  litis  decisionem  il  faut  suivre,  k  cet  egard,  la  loi 
du  pays  ou  les  parties  ont  contracte. 

III.  Eine  andere  Auffassung  geht  dahirij  es  komme  auf  daf»jenige 
Recht  an,  dem  das  materielle  Rechtsverhältnis  untersteht. 

In  diesem  Sinne  sprach  sich  derKongress  von  Montevideo  (1889) 
aus.  Der  Art.  2  des  Vertragsprojektes  über  Prozessrecht  lautet  (Heck, 
in  der  Zeitschrift  für  internationales  Privat-  und  Strafrecht  I,  S.  597): 

Die  Zulassung  und  Würdigung  der  Beweisaufnahme  richtet 
sich  nach  demjenigen  Rechte,  dem  der  Streitgegenstand  untersteht. 

Ausgenommen  sind  diejenigen  Beweismittel,  welche  we^en 
ihrer  Beschaffenheit  durch  das  Gesetz  des  Prozessortes  ausge- 
schlossen sind. 

Nach  Segovia  El  derecho  internacional  privado  y  el  congreso  Sud- 
Americano  de  Montevideo  lautet  diese  Bestimmung  im  spanischen  Texte 
folgendermassen : 

Las  pruebas  se  admitiran  y  aprociardn  segun  la  ley  a  quo 
est6  sujeto  el  acte  juridico  materia  del  proceso. 

Se  exceptüa  el  genero  de  pruebas  que  por  su  naturaloza 
no  autorice  la  ley  del  lugar  en  que  se  sigue  el  juicio. 
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lY.  Es  wird  die  lex  loci  actus  in  Kombination  mit  dem  gemein- 
samen Rechte  der  Parteien  als  entscheidend  hingestellt. 

Dies  geschieht  in  dem  neuesten  Entwürfe  eines  bürgerlichen  Ge- 
setzbuches für  Brasilien  (1902).  In  dem  Entwürfe  eines  Einführungs- 
gesetzes wird    (Art.  12)  bestimmt    (Z.  für  intern.  Priv.  u.  ö.  R.  XIII, 

S.  194): 

Die    Beweismittel    werden    geregelt    durch   das   Recht   des 

Ortes,  wo  der  Akt  oder  die  Tatsache  stattfinden,  die  als  Beweis- 
mittel dienen.  Wenn  nach  dem  gemeinsamen  Recht  der  Par- 
teien weitergehende  Beweismittel  zugelassen  sind,  sind  diese  zu- 
lässig. 

Unter  dem  gemeinsamen  Recht  der  Parteien  wird  wohl  der  Fall 
zu  verstehen  sein,  da  beide  Teile  Angehörige  des  gleichen  Staates  sind. 
Doch  kann  der  Sinn  auch  der  sein,  dass  damit  das  massgebende  ma- 
terielle Gesetz  zu  verstehen  sei,    welches  das  Rechtsverhältnis  regiert. 

B.    Das  richtige  Vorgehen. 

I.  Die  aufgestellten  Prinzipien  lauten  zu  kategorisch,  und  es  ist 
nötig,  die  einzelnen  Beweismittel  speziell  ins  Auge  zu  fassen.  Es  gilt 
namentlich  auch  das  materielle  Recht  von  dem  Prozessrechte  sorgfältig  zu 
trennen. 

1.  Es  geht  in  meinen  Augen  nicht  an,  ein  einheitliches,  für  alle 
Fälle  gleichmässig  geltendes,  Axiom  zu  statuieren,  sondern  es  muss 
auf  das  Detail  eingetreten  werden.  Nur  dann,  wenn  dies  geschieht, 
kommt  man  der  Wahrheit  näher. 

Unzweifelhaft  stehen  wir  bei  einzelnen  Bestimmungen  über  den 
Beweis  effektiv  vor  materiellen  Rechtssatzungen,  und  es  geht  nicht  an, 
unterschiedslos  und  kritiklos  hier  alle  Fragen  der  lex  fori  auszuliefern. 
Es  ist  bezeichnend,  dass  auch  die  englisch-amerikanische  Theorie  sich 
dieser  Auffassung  nicht  völlig  verschliesst,  allein  sie  ist  nicht  zu  der 
bestimmten  Überzeugung  durchgedrungen,  dass  hier  zum  Teil  materielle 
Bestimmungen  vorliegen.  Und  jedenfalls  hat  sie  sich  nicht  die  Mühe 
genommen,  die  einzelnen  Fragen  zu  untersuchen  —  eine  Aufgabe,  die 
übrigens  auch  sonst  noch  nicht  völlig  gelöst  ist.  Vgl. 

Story,  §  634  a,  der  im  Anschlüsse  an  die  oben  zitierte  Stelle  fol- 
gendes bemerkt: 

And  perhaps  it  may  be  stated,  as  a  general  truth,  that  tbe 
admission  of    cvidcnce    aiid    the    rulcs   of   evidence    are    rather 
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matters  of  procedure  than  matters  attachiug  to  the  rights  and 
titles  of  parties  under  contracts,  dccds  and  other  Instruments; 
and  therefore  they  are  to  be  goyerned  by  the  law  of  the  country 

where  the  court  sits Tliere  may  he  cases  which  at 

07iC€  partake  of  the  nature  of  the  law  of  evide^ice  and  also  of  the 
aubstance  of  the  tveightier  matters  of  interfiational  jurisprudence. 

Philliwore  IV,  §  918,  führt  aus: 

The  English  tribunals,  and  those  of  the  United  States  of 
America,  have  been  much  embarrassed  by  the  extreme  practical 
difficulty  of  distinguishing  between  cases  in  which  the  admission 
of  evidence  affects  the  substance  and  inerits  of  the  cause,  and  those 
in  which  it  can  be  considered  as  solely  a  matter  of  procedure. 

Thus,  for  the  construction  and  Interpretation  of  written 
foreign  uistruments  it  seefns  to  be  estahlished  that  the  evidence 
legis  loci  contractu s  fnust  be  received:  what  such  evidence  is  must 
be  proved,  like  all  foreign  law,  as  a  matter  of  fact:  but  the 
question  as  to  the  competences  of  witnesses  as  to  whether  a 
certain  matter  can  he  proved  by  written  or  oral  testimony  —  as 
to  what  is  the  force  of  certain  evidence,  whether  it  proves  or  not 
a  certain  fact  —  are  questions  belonging  to  the  lex  fori;  and 
the  usual  formulary  is,  that  the  admis»ion  and  the  rules  of  evi' 
dence  belong  to  the  ordinatoria  litis  and  are  governed  lege  fori, 
and  not  lege  domicilii  or  lege  loci  contractns. 

Man  sieht  aus  diesen  herausgehobenen  Stellen,  dass  die  beiden 
grossen  Juristen  (Story  und  Phillimore)  im  Begriffe  standen,  einen  Schritt 
nach  der  zutreffenden  Lösung  zu  tun,  dass  sie  aber  sofort  wieder  zu- 
zückwichen.  Überaus  interessant  ist  es,  dass  Story  die  Einzelfragen 
zunächst  an  der  Hand  der  altern  Literatur  untersucht,  um  dann  nach- 
her (§  634  a)  das  Geständnis  zu  machen,  dass  es  wohl  unmöglich  sei, 
hier  bestimmte  Regeln  aufzustellen,  die  sich  auf  alle  Fälle  beziehen, 
(lipon  this  subject  it  is  not  perhaps  possible  to  lay  down  any  rules 
which  ought  to  be  or  even  which  can  be,  applied  to  all  cases  of  evi- 
dence.) Allein  Story  kommt  doch  schliesslich  dazu,  trotz  der  Trennung 
der  Materien,  überall  auf  die  lex  fori  abzustellen. 

2.  Es  ist  zu  beachten,  dass  die  Zulassung  von  Beweismitteln  be- 
einflusst  werden  kann  durch : 

a)  öffentlich-rechtliche  Normen  oder  Anschauungen  (wie  dies  wohl 
auch  in  Art.  2.2  des  Vertragsprojektes  von  Montevideo  angedeutet 
werden  will); 
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b)    die  Prozessführung  und  das  prozessualische  Verhalten  einer  Partei 
überhaupt. 

3.  Von  der  Zulassung  der  Beweismittel  ist  regelmässig  die  Beweis- 
kraft zu  unterscheiden,  welche  im  einzelnen  Falle  der  erkennende  Richter 
den  Beweisen  einräumen  wird. 

IL  Bezüglich  aller  Beweismittel  kann  generell  gesagt  werden y  dass 
sich  die  Form,  die  Art  und  die  Modalität  der  Beweisführung  ausschliess- 
lieh  nach  der  lex  fori  richtet. 

1.  Zu  den  ^ordinatoria  litis^  gehört  namentlich  und  speziell: 

a)  die  Frage,  ob  im  Beweisverfahren  das  Offizial-  oder  das  Dispo- 
sitionsprinzip (Verhandlungsmaxime)  gelte, 

b)  die  Form  der  Beweisführung, 

cj    die  Art,  wie  die  Beweisschriften  redigiert  werden  müssen, 

d)  der  Modus,  die  Zeugen  zu  befragen,    ferner  die  Frage,    ob  die 
Parteien  bei  der  Einvernehmung  anwesend  sein  können, 

e)  das  Beweisverfahren  oder  der  formelle  Beweisapparat. 

2.  Von  den  Beweisgrundsätzen  ist  die  Interpretation  zu  unterschei- 
den. Die  Interpretation  der  privaten  und  auch  öffentlichen  Urkunden 
richtet  sich  nach  dem  Gesetze,  dem  das  Rechtsverhältnis  materiell  un- 
tersteht. Immerhin  können  Elemente  vorliegen,  welche  den  Richter  ver- 
anlassen, nun  auf  ein  anderes  Recht  (wie  z.  B.  das  des  Errichtungsortes) 
Rücksicht  zu  nehmen.  Vgl.  auch  Phillimore  IV,  §  920  u.  921.  Dieser 
Jurist  bemerkt  zutreffend,  dass  bei  der  Interpretation  von  Urkunden  u.  U. 
Rücksicht  genommen  werden  müsse  auf  die  am  Orte  der  Errichtung  be- 
stehenden juristischen  Anschauungen,  juristischen  Wendungen  und  nota- 
riellen Ausdrücken  (§  918).    Vgl.  auch  Handbuch  I  §  50. 

Anmerkungen. 

1.  Das  römische  Recht  liefert  auch  in  der  Frage  des  internationalen  Beweis- 
rechts keine  Ausbeute,  sind  ja  schon  die  Aussprüche  über  das  allgemeine  Beweis- 
recht eher  als  dürftig  zu  bezeichnen.  Vgl.  die  bekannten,  fast  zu  Schlagwörtern 
gewordenen  JSüfze:  1.  2  de  probat,  et  praes.  22,3;  1.  21  ibid.;  1.  1  de  except.  44,1; 
1.  19  pr.  h.  t.  22,3.  —  Es  bedarf  keiner  weitem  Ausführung,  dass  diese  Materie 
von  grosser  j-raktischer  Bedeutung  ist. 

2.  Strykius,  Tract.  et  Disp.  II,  S.  27,  sagt  in  Anlehnung  an  die  alte  Formel: 
in  modo  procedendi  coiisuetudo  judicis  attendenda,  ubi  lis  agitatur.  In  modo  veno 
decidendi  neu  in  ipsa  causae  deeisione,  consuetudo  litigantium,  sea  ubi  actus  est 
postus,  attcndendus. 

3.  ßroclier  handolt  in  seinem  Buche  Cours  de  droit  international  priv6  II  p.  123 
speziell  nur   „de  la  prouve  dos  obligatious  et  de  celle  des  paiements*^. 
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4.  Die  Bestimmungen  des  YertragsentwurfB  von  Montevideo  (1689)  über  das 
Civilprozessrecht  ünden  sich  englisch  abgedruckt  in  den  Drucksachen  der  Inter- 
national American  Conference,  betitelt:  Reports  of  committees  and  discussiona 
thereon  vol.  11,  p.  903—905,  und,  soweit  sie  sich  auf  das  Beweisrecht  beziehen, 
p.  903. 

5.  Story  bezeichnet  in  §  637  die  Frage  des  internationalen  Beweisrechts 
als  „most  embarrassing  and  as  yet  in  a  great  measure  unsettled  class  of  questions.'' 

6.  Der  Beweisführer  kann  die  Abnahme  des  Beweises  durch  eigene  Hand- 
lungen vereiteln  oder  darauf  verzichten.  Diese  Wirkung  kann  auch  stillschweigend 
erfolgen,  wenn  die  Erklärung  in  einer  bestimmten  Handlungsweise  zum  Ausdruck 
kommt,  z.  B.  wenn  der  Beweisführer  dem  Sachverständigen  die  zu  untersuchende 
Ware  nicht  vorlegt,  sondern  die  Türe  weist  (R.  G.  Civils.  46,  S.  369—372).  Oder 
wenn  eine  Partei  sich  weigert,  zu  einer  gemeinsamen  Untersuchung  und  Besich- 
tigimg des  Streitgegenstandes  und  Streitlokals  Hand  zu  bieten. 

7.  Nach  dem  Gesetzbuche  von  Hammurabi  erscheinen  als  Beweismittel  Gottes- 
urteil, beeidete  Zeugenaussagen  und  der  Eid  der  Parteien.  Das  Gottesurteil  ist 
Wasserordal  (Kohler  und  Peiser,  Hammurabis  Gesetz  I,  8.  132). 


§  62.  Der  Beweis  der  Rechtsgeschäfte  hinsichtlich  ihrer  Form. 

V.  Bar  II,  8.  372. 

I.  Der  Abschluss  von  Rechtsgeschäften  kanrij  soweit  es  sich  um  deren 
äussere  Form  handelt,  bewiesen  trerden  je  nach  dem  Beweisrechte,  das 
besteht  nach  dem  Gesetze,  dem  das  Rechtsverhältnis  unterworfen  ist  oder 
nach  dem  Gesetze,  das  am  Orte  der  Errichtung  gilt. 

1.  Das  internationale  Civilrecht  stellt  den  Satz  auf,  dass  ein 
Rechtsgeschäft  (von  den  materiellen  Requisiten  abgesehen)  gültig  sei, 
wenn  die  Form  beobachtet  werde,  die  existiert  entweder  nach  dem  Ge- 
setze, unter  dem  das  Geschäft  materiell  steht,  oder  nach  dem  Ge- 
setze, unter  dem  es  rein  zufallig  abgeschlossen  wird.  Die  Parteien 
haben  bezüglich  der  Formen  ein  Optionsrecht  Die  Beweisführung  über 
ein  Rechtsgeschäft  ist  nun  aber  nur  das  dramatische  Wiederspiel  jenes 
Satzes,  und  der  Form  der  Rechtsgeschäfte  steht  prozessrechtlich  die 
Beweisbarkeit  gegenüber.  Man  muss  daher  sagen,  dass  die  Beweisführung 
dem  gleichen  alternativen  Satze  unterliegt.  Soweit  das  Prinzip  locus 
regit  actum  privatrechtlich  reicht,  soweit  reicht  es  auch  prozessualisch 
für  die  Zulassung  der  Beweise. 

Darnach  hängt  die  Zulassung  der  Beweismittel  hinsichtlich  der  Form 
der  Rechtsgeschäfte  ab  : 
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entweder  : 

a)  vom  masBgebenden  materiellen  Rechte  . 

oder 

b)  von  der  lex  loci  actus. 

Unter  dem  materiellen  Rechte  ist  je  nach  der  Lage  des  einzelnen 
Falles  zu  verstehen: 

a)  die  lex  patriae  z.  B.  präsumtiv  nach  den  italienischen  Disposizioni 
und  nach  der  Theorie,  die  sich  daran  anlehnt.  Vgl.  auch  Lau- 
rent VIII,  Nr.  24: 

....  quand  les  parties  sont  etrang^res,  et  qu'elles  ont  la  mdme 
nationalit6,  n^est-il  pas  plus  natural  de  pr6sumer  qu'elles  ont 
en  vue  leur  loi  porsonnelle,  qu'elles  connaissent  certainement 
mieux  qua  la  loi  d'un  pays  6tranger,  oü  alles  contractent  peut- 
Stre  par  hasard?  Cette  consid6ration  n'est  pas  sans  force:  s'il 
s'agissait  d'^tablir  des  pr^somptions  legales,  la  16gislateur  ^tant 
libre  de  se  guidar  d'apr^s  les  probabilites,  je  crois  qu'il  se  d6- 
ciderait  pour  la  loi  personnelle  des  parties  plutot  que  pour  celle 
du  lieu  oü  ellcs  traitent. 

In  diesem  Zusammenhange  ist  auch  zu  verweisen  auf  Pasq. 

Piore,   Diritto   internazionale  privato  I,   Nr.  191,   der   folgendes 

betont : 

....  qualora  le  parti  fossero  stranicri  appartenenti  allo  stesso 
stato,  e  dalle  circonstanze  risultasse  che,  contraendo  alUestero 
si  fossero  riferiti  alla  loro  legge  nazionale,  bisognerebbe  appli- 
care  questa  per  rammissibilitä  della  prova,  perch^  avendo  l'atto 
0  il  fatto  giuridico  avuto  vita  sotto  Timpero  di  codesta  legge 
sarebbe  mestieri  di  dasumere  da  assa  il  critario  delPammissibi- 
lita  di  una  data  prova,  cosi  come  da  assa  dovrebbe  desumersi  il 
critario  per  dacidere  circa  la  sostanza  dall'obbligaziona  a  quanto 
attenessa  al  decisorio. 

b)  die  lex  domicilii, 

c)  eine  andere  lex  auf  Grund  einer  vertraglichen  Unterwerfung. 

Unter  dieser  Beleuchtung  der  Dinge  gewinnt  das  Wort  von  Moli- 
naeus  eine  hohe  Bedeutung: 

diversitas  fori  non  dabet  maritum  causae  vitiare. 

2.  Die  gemachten  Ausführungen  finden  ihre  konkrete  Anwendung 
auf: 

a)   die  Form  und  Gültigkeit  der  Privaturkunden, 
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b)  die  Frage,  wann  eine  Urkunde  unterschrieben  sei.  Vgl.  z.  B. 
§  126  D.  B.  G.  B.  Cosack,  Lehrbuch  des  Deutschen  bürgerlichen 
Rechts,  4.  Aufl.,  I,  S.  190,  und  H.  Lehmann,  Die  Unterschrift 
im  Tatbestande  der  schriftlichen  Willenserklärung,    Bonn  1904. 

c)  die  Frage,  ob  für  eine  schriftliche  Urkunde  die  Verwendung  eines 
Stempels  oder  Gliche  genüge.  Vgl.  Art.  737  des  japanischen 
Handelsgesetzbuches  (abgedruckt  bei  0.  Borchardt,  Die  Handels- 
gesetze des  Erdballs,  Nachtrag  HI,  1  Wechselgesetz)  und 
Art.  1031.2  des  neuesten  Entwurfs  des  Schweiz.  Civilgesetzbuches. 

<i)  die  Frage,  ob  durch  telegraphische  Depeschen  ein  schriftlicher  Ver- 
trag geschlossen  werden  könne  (vgl.  Meili,  Das  Telegraphenrecht, 
2    Aufl.,  S.  65  ff.,  und  Meili,  Das  Telephonrecht,  S.  270—272). 

3.  Unter  diesen  Umständen  ist  es  nicht  richtig,  einfach  die  lex  loci 
actus  als  entscheidend  hinzustellen.  Unrichtig  ist  auch  Art.  39  des  Ver- 
tragsprojektes von  Montevideo,  der  bestimmt  (Meili,  Die  Kodifikation 
des  internationalen  Civil-  und  Handelsrechts,  8.  114): 

Die  Formen  der  öffentlichen  Urkunden  werden  von  dem 
Gesetze  des  Ortes  regiert,  an  welchem  sie  errichtet  wurden.  Die 
Frivaturkufiden  werden  von  dem  Gesetze  des  Ortes  regiert^  an 
welchem  der  entsprechende  Vertrag  zur  Ausführung  kommt. 

Die  von  mir  betonte  Formulierung  kommt  übrigens  häufig  zu 
gleichen  Resultaten,  wie  das  Prinzip,  das  ausschliesslich  auf  die  lex  loci 
actus  verweist,  wenigstens  dann,  wenn  nach  dem  massgebenden  Satze 
des  internationalen  Privatrechts  das  Rechtsverhältnis  der  lex  loci  actus 
untersteht.  Und  dies  geschieht  für  die  meisten  Rechtsvorgänge  obliga- 
tionenrechtlicher Art  in  einer  Reihe  von  Staaten  (vorzugsweise  in  Frank- 
reich und  fast  ausnahmslos  in  England  und  Nordamerika)  —  richtiger 
ist  es  freilich,  jenes  Prinzip  nur  auf  einzelne  Vorgänge  anzuwenden. 

4.  Es  ist  aber  wohl  zu  beachten,  dass  das  unter  I  aufgestellte  Prinzip 
in  der  Praxis  noch  nicht  anerkannt  worden  ist  —  die  kollidierenden 
Anschauungen  sind  mitgeteilt  worden. 

II,  Ai(ch  im  itderndtionalni  Civil prozessr echte  ist  zu  heachtfn,  dass 
der  Satz  locus  re(/it  actum  nicht  überall  f/ilt,  und  dass  es  Formen  (jiht, 
welche  effektiv  unter  die  materiellen  lieqvisite  eines  Bechtsyeschäft es  fallen. 
In  diesen  Fällen  versa yt  der  untet  I  aufgestellte  Satz, 

1.  Der  Grundsatz  locus  regit  actum  gilt  nicht  im  Sachenrechte, 
soweit  es  sich  um  sachenrechtliche  Rechte  handelt. 

Meili,  Internationales  CiMlpro/.es>r«'(ht.  2f) 
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2.  Er  gilt  ferner  nur  mit  Vorbehalten  im  Gebiete  des  englisch- 
amerikanischen  Rechts,  weil  hier  die  Beobachtung  derjenigen  Formen 
verlangt  wird,  welche  am  Orte  der  Lage  der  Immobilien  bestehen. 

3.  Für  einzelne  Akte  ist  eine  Einwilligung  Dritter  (des  Vaters, 
des  Vormunds)  oder  eine  hoheitliche  Genehmigung  (bei  der  Adoption, 
Legitimation,  bei  güterrechtlichen  Verträgen)  notwendig.  Zu  den  For- 
men gehört  nur,  was  die  Parteien  selbst  zu  tun  in  der  Lage  sind,  um 
ihren  Willen  zum  Ausdruck  zu  bringen.     Man  muss  unterscheiden: 

a)  Solemnia  intrinseca, 

b)  Solemnia  extrinseca, 

Story  formuliert  in  Anlehnung  an  Boullenois  den  Gegensatz  in  die 
Ausdrücke  „substantial  and  intrinsic  formalities"  einerseits  und  „forma- 
lities  of  proof**  anderseits  (§  632). 

IlL  Der  unter  I  aufgestellte  Satz  erhält  seine  weitere  Beleuchtung 
durch  die  folgenden  Detailausführungen, 

Anmerkungen. 

1.  Über  die  Form  der  internationalen  Rechtsgeschäfte  vgl.  Meili,  Handbuch  I, 
ß.  202.  und  ganz  besonders  das  "Werk  des  hervorragenden  italienischen  Internatio- 
nalisten Buzzati,  L'autoritll  delle  leggi  straniere  relative  alla  forma  degli  atti 
civili  (1894). 

2.  C.  Norsa  sagt  in  Rev.  de  droit  international  IX,  p.  86,  zutreffend:  Quant 
aux  actes,  s^ils  sont  produits  seulement  comme  moyens  de  preuve,  il  est  admis  en 
droit  international  prive  que,  sMls  sont  passes  suivant  la  loi  du  lieu  oü  ils  ont  ^te 
faits,  ils  fönt  preuve,  meme  a  l'etranger,  des  faits  par  eux  constat^s,  des  qualitos 
ou  fonctions  qu'ils  conft^rent,  sans  qu'il  faille  los  faire  d6clarer  ex^cutoires.  Allein 
mit  diesen  Ausführungen  ist  das  massgebende  Prinzip  nicht  zum  Ausdrucke  ge- 
bracht. 

§  63.   Die  Bestimmungen  über  die  Beweisiast. 

v.  15a  r  I,  S.  3^8. 

I.  Die  Frage  der  Beweislast  ist  im  allgemeinen  nach  dem  für  ein 
Bechfsrerhältnis  massgebende)}  materiellen  Gesetze  zu  entscheiden, 

1.  Es  handelt  sich  hier  nicht  um  Fragen  der  Form,  sondern  um 
solche  über  die  inateriellen  Voraussetzungen  der  Rechtsverhältnisse: 
die  Beweislastnurmierung  ist  im  allgemeinen  ein  Bestandteil  derselben. 

Man  hat  allerdings  gesagt,  das  Prinzip  der  Yerteilung  der  Beweis- 
iast habe  prozessualische  Natur.     Wach    (I,  S.    125   und  126)    vertritt 
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diese  Auffassung,  indem  er  betont,  es  erwachse  aus  der  kontradiktori- 
schen Gestalt  des  Prozesses  in  Verbindung  mit  der  privatrechtlichen 
Natur  der  Streitsache.  Regelsberger  scheint  (Pandekten  I,  S.  694) 
dieser  Ansicht  zu  folgen;  denn  er  bemerkt,  dass  die  Regeln  über  die 
Beweislast  nur  für  die  gerichtliche  Verfolgung  der  Rechte  Norm  geben. 

Allein  dieser  Argumentation  kann  nicht  beigepflichtet  werden. 
Die  Grundsätze  über  die  Beweislast  statuieren  nämlich  die  materiellen 
Voraussetzungen,  unter  welchen  ein  gewisser  Tatbestand  zur  recht- 
lichen Anerkennung  führt.  Und  so  sagt  denn  aurh  Regelsberger  (a. 
a.  O.)  sofort  weiter  treffend,  die  Anwendung  auf  den  Beweis  von 
Privatrechtsverhältnissen  fusso  auf  civilrechtlicher  Grundlage;  denn  sie 
werde  durch  die  Bedeutung  bestimmt,  die  nach  Civilrecht  eine  Tat- 
sa'*he  für  das  konkrete  Rechtsverhältnis  besitze. 

Auch  Martens-Leo,  Traite  de  droit  international  IP,  S.  491  und 
492  bemerkt  unter  Bezugnahme  auf  v.  Bar  .  .  .  l'obligation  de  fourriir 
des  preuves  imposce  aux  parties  dans  un  proces,  n'est  pas  autant  une 
question  de  forme,  qu'une  question  de  droit  materiel  et,  ä  ce  point  de 
vue,  on  ne  peut  pas  la  faire  dependre  exclusivement  de  la  lex  fori. 
Und  daran  anknüpfend  ist  zu  sagen,  dass  auch  nicht  alternativ  auf 
die  lex  loci  actus  abgestellt  werden  kann.  Immerhin  muss  sofort  hinzu- 
gefügt werden,  dass  der  Standpunkt  der  lex  loci  dann  praktisch  accep- 
tirt  wird,  wenn  man  die  Beurteilung  des  Rechtsverhältnisses  materiell 
der  lex  loci  unterstellt. 

2.  In  dem  von  mir  vertretenen  Sinne  spricht  sich  auch  die  Ge- 
richtspraxis aus. 

Es  ist  zu  verweisen  auf: 

a)  ein  Urteil  des  Deutschen  Reichsgerichts  VI,  S.  413: 

Die  Grundsätze  der  Beweislast  gehören  nicht  d(?m  Prozess- 
recht an,  sondern  sind  identisch  mit  den  Normen  des  das  strei- 
tige Rechtsverhältnis  beherrschenden  materiellen  objektiven 
Rechts,  betraclitet  als  Massstab  für  die  Wesentlich keit  der  Klar- 
leguug  eines  behaupteten  prozessual  rechtzeitig  bestrittenen  Tat- 
bestandes zum  Durchdringen  der  behaupteten  Partei  mit  einem 
Behelfe. 

b)  ein  Urteil  des  schweizerischen  Bundesgerichts  (A.  E.  XVI,  S.  790) : 

Die  materiell-rechtlichen  Grundsätze  über  Beweislast  sind 
ein  Ausfluss  der  mateiiell-rechtlichen  Gestaltung  des  betreffenden 
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Rechtsverhältnisses  und  müssen  sich  also  nach  dem  für  letztere 
entscheidenen  Rechte  bestimmen. 
In  A.  E.  XX,  S.  496  u.  497  spricht  sich  das  Bundesgericht  (vgl. 
ferner  A.  E.  XXIV,  2.  T.  S.  357)  folgendermassen  aus: 

Was  die  Frage  der  Beweislast  betrifft,  so  ist  dieselbe,  wie 
das  Bundesgericht  schon  früher  ausgesprochen  hat,  nicht  aus- 
schliesslich prozessualischer  Natur,  sondern  sie  hat  auch  eine 
materiell- rechtliche  Seite,  indem  das  materielle  Privatrecht  allein 
entscheidet,  ob  eine  Tatsache  rechtsbegründend  oder  rechtsauf- 
hebend sei. 
Allerdings  ist  in  Deutschland  auch  schon  anders  entschieden  worden. 
In  dem  Urteile  SeufFert  XIV,  Nr.  148  wird  ausgesprochen: 

Die  Frage,  welche  Partei  in  einem  Rechtsstreite  beweis- 
pilichtig  sei,  ist  nach  den  über  das  Prozessverfahren  geltenden 
Grundsätzen  zu  beantworten,  und  diese  letzteren  hat  der  Richter, 
auch  wenn  es  sich  um  ein  im  übrigen  nach  ausländischen  Ge- 
setzen zu  beurteilendes  Verhältnis  handeln  sollte,  in  Gemässheit 
der  einheimischen  Normen  anzuwenden. 

3.  Zu  dem  materiellen  Privatrechte  gehören  alle  diejenigen  Nor- 
men, welche  für  ein  konkretes  Prozess Verhältnis  Beweisgrundsätze  auf- 
stellen.    Sie  können  von  verschiedener  Natur  sein,  nämlich. 

a)  den  Beweis  zu  erschweren, 

b)  ihn  zu  erleichtern, 

c)  ihn  auszuschliessen. 

Indem  der  Gesetzgeber  diese  Wege  einschlägt,  verfolgt  er  aus  be- 
stimmten Gründen  die  Absicht,  die  Abschliessung  von  Rechtsgeschäften 
an  schwierigere  Formen  zu  binden  oder  sie  zu  begünstigen  oder  be- 
stimmte Formen  als  dafür  untauglich  zu  bezeichnen.  Die  betreffenden 
Normen  wollen  und  sollen  deswegen  materieller  Natur  sein. 

4.  Die  Tatsache,  ob  die  Beweisregeln  im  privatrechtlichen  Gesetz- 
buche oder  in  der  Civilprozessordnung  stehen,  ist  für  die  Beantwortung 
der  hier  zu  diskutierenden  Fragen  nicht  entscheidend.  Beiläufig  ist 
allerdings  darauf  hinzuweisen,  dasa  der  französische  Code  civil  über 
den  Beweis  ausführliche  Bestimmungen  enthält  (Art.  1315 — 1369).  Im 
Anschlüsse  daran  enthält  auch  das  niederländische  Burgerlijk  Wet- 
boek  Bestimmungen  über  die  Beweislast  (Art.  1902 — 1982),  sowie  auch 
der  Civil  Code  of  Louisiana  (Art.  2234 — 2291).  Der  spanische  Code 
civil  führt  in  Art.  1214—1253  die  Bestimmungen  über  den  Beweis 
auf  und  der  portugiesische  in  Art.  2404  —  2534. 


405 

II.  Das  aufgestellte  Prinzip  erleidet  einzelne  Ausnahmen. 

In  dieser  Beziehung  ist  namentlich  daran  zu  denken,  dass  die 
Beweislast  durch  ein  bestimmtes  prozessualisches  Benehmen  einer  Partei 
modifiziert  werden  kann,  wie  z.  B.: 

1.  Ungehorsam  gegen  bestimmte  gerichtliche  Editionsauflagen. 

2.  Verweigerung  der  Auskunft  über  den  Tatbestand  (in  verschie- 
der Form  wie  z.  B.  von  ^persönlichen  Erklärungen**). 

3.  Opposition  gegen  die  Zulassung  der  andern  Partei  zu  der  Be- 
augenscheinigung des  Lokals. 

In  diesen  und  ähnlichen  Fällen  kann  die  Beweislast  aus  rein 
prozessualischen  Gründen  einer  Änderung  oder  Umkehrung  unterliegen. 

III.  Von  den  Präst4mtionen  ist  noch  speziell  zu  sprechen, 

Anmerkungen. 

1 .  Die  Bestimmungen  über  die  Beweislast  spielen  bekanntlich  eine  ausserordent- 
lich grosse  Rolle.  Die  kontinental-europäischen  Juristen  sind  davon  noch  weit  mehr 
überzeugt,  als  diejenigen  des  englisch  -  amerikanischen  Rechtskreises.  Freilich  wird 
auch  in  den  Staaten  des  letztern  die  Bedeutung  der  Frage  nicht  verkannt  Vgl. 
Taylor,  Treatise  on  the  law  of  evidence  as  administered  in  England  and  Ircland  with 
illustrations  from  the  American  and  other  foreign  laws  6.  ed.  1872  1,  §  849:  The 
rules  of  law  relating  to  the  bürden  of  proof  are  obviously  of  great  importance  in 
all  legal  proceedings  ....  Vgl.  auch  Rüttimann,  Der  englische  Civilprozess. 
Leipzig  1851.  §  343.  Die  Beweislastregel  soll  bestimmen,  ob  im  Falle  des  Aus- 
bleibens aller  Beweisantretungen,  oder  im  Falle  der  Ergebnislosigkeit  aller  Beweis- 
aufnahmen eine  unaufgeklärte  Tatsache'  im  Sinne  des  Klägers  oder  des  Beklagten 
als  bewiesen  angesehen  werden  soll  (R.  Schmidt,  Prozessrecht  und  Staatsrecht, 
1904,  8.  48). 

2.  E.  Schurter,  Grundzüge  des  materiellen  Beweisrechtes  in  der  schweizerischen 
Civilprozessgesetzgebung,  Diss.,  Zürich  1890,  8.  15  und  16,  spricht  sich  dafür  aus, 
dass  die  Rechtssätze  über  die  Verteilung  der  Beweislast  materiell  rechtlichen 
Charakter  haben.  Ihm  opponiert  Meyerhofer  in  Z.  f.  Schweiz.  R.  N.  F.  XXII, 
8.  377.    Vgl.  auch  F.  Leonhard,  Die  Bew^eislast  1904  8.  248. 

§  64.  Der  Zeugenbeweis. 

Mittermaier,  Civ.  A.  XIII,  S.  315  u.  31(>. 

Laurent  VIII,  Nr.  37. 

Beauchet  im  Journal  XVIII,  8.  <>97. 

I.  Ein  Rechtsgeschäft  kann  durch  Zeugen  immer  dann  bewiesen 
werden y  wenn  dies  ztdässig  ist  nach  dem  Gesetze,  dem  es  unterworfen  ist 


406 

und  auch  dann,  wenn  der  Zeugenbeweis  nach  dem  Gesetze,  unter  dessen 
äusserer  Herrschaß  es  begründet  wurde,  gestattet  ist, 

1.  Es  sind  namentlich  zwei  Fälle  ins  Auge  zu  fassen: 

a)  ein  Rechtsgeschäft  wird  an  einem  Orte  abgeschlossen,  an  wel- 
chem der  Zeugenbeweis  unbeschränkt  zugelassen  ist,  aber  der 
Prozess  wird  in  einem  Staate  geführt,  welcher  dem  entgegen- 
gesetzten Prinzip  huldigt  (z.  B.  Frankreich,  Niederlande,  Italien^. 
Hier  geht  es  nicht  an,  die  in  Frankreich  (Art.  1341  Code  civil) 
und  in  Italien  (Art.  1341  Cod.  civ)  bestehende  Schranke  (Wert 
von  über  150  Fr.;  500  Lire)  bezüglich  des  Zeugenbeweises 
darauf  anzuwenden.  Daraus  würde  eine  bedeutende  Erschwerung 
der  Beweisbarkeit  resultieren,  welche  nicht  geduldet  werden  darf. 
Menger  meint  freilich  (I,  S.  152),  diese  an  sich  unleugbare 
Härte  müsse  als  unvermeidliche  Folge  der  eigentlichen  Natur 
des  Civilprozesses  hingenommen  werden.  Auch  Mittermaier  (C. 
A.  XIII,  S.  316)  huldigte  dieser  Ansicht. 

Art.  1341  Code  civil  schliesst  jeden  Zeugenbeweis  aus 
gegen  einen  notariellen  Akt  (^il  n'est  rec^u  aucune  preuve  par 
temoins  contre  et  outre  le  contenu  aux  actes,  ni  sur.  ce  qui 
serait  allegue  avoir  ete  dit  avant  lors  ou  depuis  les  actes,  encore 
qu'il  s'agisse  d'une  somme  ou  valeur  moindre  de  cent  cinquante 
francs^). 

b)  ein  Rechtsgeschäft  wird  an  einem  Orte  abgeschlossen,  an  welchem 
der  Zeugenbeweis  nur  beschränkt  zugelassen  wird.  Hier  geht 
es  nicht  an,  dass  die  völlige  Beweisfreiheit  darauf  angewendet 
wird,  wenn  der  Prozess  in  einem  Staate  geführt  wird,  der  diesem 
letzten  Prinzipe  huldigt  (Deutschland,  Osterreich,  England,  Spanien 
und  Portugal). 

Es  wird  nun  gesagt,  dass  in  diesen  Fällen  (a.  u.  b.)  das  Ge- 
setz entscheide,  unter  dem  das  Rechtsgeschäft  abgeschlossen  wurde. 
Damit  stimmt  Foelix  (1,  448)  und  die  Konklusion  des  Institut.  Es- 
person  begründet  den  Satz  wegen  des  Zeugenbeweises  in  folgender 
Art  (Jouriuil  XI,  S.  251):  Les  legislateurs  tiennent  compte  des  con- 
ditioiis  sj)ecijiles  des  divers  pays,  en  admettant  avec  facilite  ou  en  res- 
treignant  dans  cortaiiu's  lirnitcs  la  preuve  testimoniale,  suivant  le  plus 
ou  moins  grand  degro  de  probite  ([irils  supposent  exister  chez  leurs 
Sujets.     Dos  lors,  une  teile  preuve    ne  peut  etre  reglee   que  par  la  loi 
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en  vigeur  au  lieu  oü  s'est  produit  le  fait  qu'il  s*agit  de  constater 
au  moyen  des  temoins.  D'autre  part,  les  personnes  qui  s'obligent 
80U8  Tempire  d'une  loi  savent  les  devoirs  que  cette  loi  leur  impose 
pour  assurer  Texercice  de  leurs  droits.  Boullenois  bespricht  unter  Be- 
zugnahme auf  Brodeau  in  seiner  Schrift,  Questions  sur  les  demissions 
de  biens  Question  IV,  die  Frage  ebenfalls  kurz  (Ausgabe  Paris  1727 
S.  148 — 149).  Er  erwähnt  die  Unterscheidung  litis  ordinatoria  und 
litis  decisoria  und  fährt  dann  fort:  Brodeau  rapporte  que  cela  fut 
ainsi  juge  en  France  pour  deux  Anglais  qui  y  plaidoient.  Tun  deman- 
dant  la  preuve  par  temoins  d'un  pret  au-dessus  de  cent  livres,  la- 
quelle  ftit  admise,  parceque  cette  preuve  tendoit  ä  la  d6cision,  ot 
qu'elle  a  lieu  en  Angleterre.  Dans  cette  espece,  on  suivit  la  loi 
d'Angleterre  parce  qu'il  ne  s'aggissoit  que  d'une  action  pure  per- 
sonnelle *  Auch  A.  Weiss  stimmt  zu  dem  vorhin  zitierten  Er- 
gebnisse (p.  810)  und  ebenso  Survillc  und  Arthurs  Cours  elemen- 
taire   de   droit  international  prive  p.  480  ff. 

2.  Indessen  ist  diese  Ausführung  zu  allgemein,  und  es  kommt 
keineswegs  bloss  und  ausschliesslich  auf  das  Gesetz  des  Ortes  an,  wo 
das  Rechtsgeschäft  vorgenommen  worden  ist.  Der  Zeugenbeweis  muss 
als  zulässig  anerkannt  werden,  wenn  er  gestattet  ist: 

a)   entweder  nach  der  lex  loci, 

h)   oder  nacli  dem  Gesetze,  welches  materiell  zur  Anwendung  kommt. 

Die  Parteien  dürfen  die  Beweisbarkeit  eines  Rechtsgeschäfts  durch 
Zeugen  annehmen,  wenn  sie  nach  der  einen  oder  andern  Gesetzgebung 
besteht:  es  liegt  eine  Form  in  Frage,  nach  welcher  ein  Geschäft 
abgeschlossen  werden  kann.  Und  Form  und  Beweisbarkeit  sind  auch 
hier  identisch.  Und  wie  privatrechtlich  der  Satz  locus  regit  actum 
gilt,  so  darf  er  auch  prozessualisch  zur  Verwertung  gelangen. 

Eine  sehr  feine  Bemerkung  findet  sich  bei  Baldus  Nr.  94,  der  in 
Gegensatz  stellt,  was  „de  ritu  oder  de  ordine  probationis"  und  „de 
substantia"  gilt.  Und  als  Beispiel  zitiert  Baldus  den  Fall:  „in  loco 
contractus  sufficiunt  duo  testes,  in  loco  judicii  requiruntur  quattuor* 
und  er  trifft  die  Entscheidung:  tunc  inspicimus  locum  contractus, 
quia  tendit  ad  decisionem  causae. 

Nun  ist  es  freilich  richtig,  dass  in  einzelnen  Staaten  das  Ergebnis 
das  gleiche  ist,  wenn  man  einfach  die  lex  loci  als  massgebend  hinstellt, 
nämlich  in  jenen  Rechtsgobieten,   in  welchen    für  einen   grossen  Koir- 
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plex  von  Rechtsgeschäften  materiell  auf  die  lex  loci  ausschliesslich  oder 
hauptsächlich  abgestellt  wird  (in  Frankreich,  England  und  Nordamerika). 
Es  existiert  eben  in  diesem  Falle  eine  Übereinstimmung  zwischen  dem 
Gesetze,  das  als  anwendbar  anzusehen  ist  vom  Gesichtspunkte  des  rein 
örtlichen  Abschlusses  der  Rechtsgeschäfte  und  demjenigen,  das  materiell 
massgebend  ist.  In  andern  Staaten  kommen  aber  hinsichtlich  der  An- 
wendung des  Rechts  andere  Standpunkte  in  Betracht. 

Nach  den  gemachten  Ausfiihrangen  ist  z.  B.  zu  sagen: 

a)  ein  formlos  erfolgter  Zahlungsakt  ist  als  solcher  durch  Zeugen 
beweisbar,  auch  dann,  wenn  die  lex  fori  schriftliche  Quittung 
verlangt,  sofern  nach  dem  materiell  anwendbaren  Rechte  der 
Zahlung  oder  nach  der  lex  loci  dies  nicht  geschieht. 

b)  für  die  Beweisbarkeit  durch  Zeugen  ist  bei  einem  Darlehen  das 
Recht  entscheidend,  dem  es  untersteht  oder  die  lex  loci  und 
nicht  die  lex  fori.  Wenn  darnach  das  englische  Recht  in  Frage 
kommt,  so  bedarf  es  ohne  Rücksicht  auf  den  Betrag  der  Schrift- 
lichkeit nicht,  obschon  die  lex  fori  diese  Fonn  statuiert  (Bou- 
hier,  Coutumes  de  Bourgogne  c.  21  S.  415). 

3.  Was  die  auswärtigen  Zeugen  anbetrifft,  so  ist  zu  sagen: 

a)   die  Ausländerqualität  hindert  nicht,  Zeuge  zu  sein. 

h)  Die  blosse  Tatsache,  dass  ein  Zeuge  in  weiter  Distanz  vom 
Gerichtshofe  z.  B.  in  China  wohnt,  ist  nicht  geeignet,  die 
Zeugenabhörung  auszuschliessen.  Die  Cour  d*appel  de  Neuchä- 
tel  sprach  18G2  aus  (Zeitschrift  für  schweizerisches  Recht  XV, 
S.  32  u.  33): 

Que,  dans  Tetat  actuel  de  notre  industrie  et  de  nos  rela- 
tions  avec  les  divers  pavs,  specialcment  avec  la  Chine,  il  ne 
peut  ^tre  admis  en  principe,  quo  la  demande  de  Taudition  d'un 
temoin  üutre-mer  doit  otre  refusoe  paree  qu'elle  implique  la  de- 

iiuinde    d'un  dolai  toujours   ])lu8   ou  moins  long 

Que  d'ailleurs  tonte  partie  doit  etre  autant  que  possible  ad- 
niise  daiis  l'administration  de  ses  preuves. 

c)  Es  gibt  besonders  qualifizierte  Zeugen,  deren  Aussagen  von  be- 
sonderer Bedeutung  sind.  Es  nuiss  hier  an  die  Beamten  der 
verschiedenen  staatlielien  Hierarchie  erinnert  werden.  Diese 
Qualitikation  ist  auch  im  Auslände  anzuerkennen,  wenn  es  sich 
um  eine  sintilicho  Ijeobachtuiii^  handelt,  die  der  betroffende  Be- 
amte in  seiner  amtlichen  Sphäre  gemacht  hat. 
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d)  Die  Pflicht  der  Zeugen,  vor  den  Gerichten  zu  erscheinen  und 
Aussagen  zu  machen,  besteht  nur  gegenüber  der  internen  Ge- 
richtsgcwalt.  Im  Falle  des  Requisitorials  stellt  der  ersuchte 
Staat  dem  andern  Staate  seine  Gerichtsgcwalt  zur  Disposition. 
Die  Zeugnispflicht  erstreckt  sich  nicht  so  weit,  dass  ein 
Zeuge  sein  Staatsgebiet  verlassen  müsste,  um  in  einem  andern 
Gebiete  einvernommen  zu  werden. 

II.  Auf  der  andern  Seite  entscheidet  die  lex  fori  in  einer  Reihe 
von  Fallen^  die  als  Ordinatoria  litis  bezeichnet  werden  müssen. 

Dies  trifft  zu: 

1.  für  die  Frage  der  allgemeinen  Zeugnispflicht.  Vgl.  dazu  v. 
Staudinger,  Die  Zeugnispflicht  im  internationalen  Rechtsverkehre  in 
Zeitschrift  für  intern.  Priv.-  u.  St.-R.  IV,  8.  10;  212. 

2.  für  die  Frage,  ob  das  Zeugnis  aus  Gründen  bestimmter  Berufs- 
pflicht oder  Berufsstellung  verweigert  werden  kann.  Sie  wird  praktisch 
namentlich  bei  Ärzten,  Geistlichen,  Advokaten  (und  Professoren,  die 
Rechtsgutachten  ausstellen  D.  J.  Z.  1898  S.  147). 

3.  für  die  Frage  der  Unfähigkeit  und  Ablehnbarkeit   der  Zeugen. 
Bezüglich  der  reprobatio  testium  sagt  schon  Joannes  Faber :     videtur 

ad    litis    ordinationem  (Zeitschr.    für    internationales  Privat-  und  Straf- 
recht IX,  S.  41). 

Die  englisch-amerikanische  Doktrin  spricht  von  competency  of  a 
witness,  und  Story  sagt  §  635,  sie  richte  sich  nach  der  lex  fori.  Der 
New  York  Code  of  civil  Procedure  enthält  in  §  828-841  Bestimmungen 
darüber,  welche  Personen  zeugenfähig  sind,  und  welche  das  Zeugnis 
verweigern  sollen. 

4.  für  die  Frage,  ob  eine  Partei  der  Zeugeneinvemehmung  beiwohnen 
könne  und  ob  der  Parteianwalt  das  Recht  habe,  direkt  Fragen  zu  stellen. 

NB,  Hier  kann  Art.  10  der  Haager  Übereinkunft  wichtig  werden. 

5.  für  die  Frage  ob  eine  Partei  als  Zeuge  einvernommen  werden 
könne  (vgl.  §  527  Zürich.  Prozessges.) :  darnach  wird  unter  Umstän- 
den die  Vaterschaftsklägerin  als  „Zeuge*'  abgehört  ! 

6.  für  die  Frage,  ob  schriftliche  Zeugnisse  im  Prozesse  zu  beach- 
ten seien. 

Schriftliche  Erklärungen,  die  eine  ausländische  Partei  nach  Mass- 
gabe des  Rechtes   ihres  Domizils   abgibt,    können    an    dem  Prozessorte 
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nicht  als  relevant  angesehen  werden,  wenn  die  lex  fori  sie  nicht  zu- 
lässt.  Daran  ändert  die  Tatsache  nichts,  dass  sie  unter  Eid  abgegeben 
werden.  In  diesem  Sinne  wurde  vom  Obergericht  ünterwalden  ob  dem 
Wald  14.  November  1902  i.  S.  Anderhalden  gegen  Frau  Gasser  ent- 
schieden. Für  die  rechtliche  Bedeutung  eines  Rechtsgeschäftes,  das  in 
Kalifornien  abgeschlossen  wurde,  wollte  auf  die  vor  einem  Notar  unter 
Eid  abgegebenen  Erklärungen  des  Appellanten  abgestellt  werden,  allein 
das  erwähnte  Gericht  sprach  aus,  es  liege  auf  der  Hand,  dass  sie 
nach  dem  massgebenden  Prozessrechte  für  die  Beurteilung  der  Sache 
belanglos  seien. 

7.  für  die  Frage,  welche  innere  Überzeugungskraft  den  Zeugen- 
aussagen beigemessen  werden  könne. 

III.  Aus  völkerrechtlichen  Gr linden  bestehen  eimelne  Besonderkeiten, 

1.  Die  diplomatischen  Vertreter  sind  von  der  Zeugnispflicht  im 
Empfangsstaate  befreit,  es  müsste  denn  sein,  dass  der  Absendestaat  die 
Autorisation  erteilen  würde,  dass  sie  deponieren  (Vgl.  auch  B.  B.  1900 
I,  S.  840). 

Auch  haben  sie  ein  Recht  darauf,  eventuell  in  ihrem  Gesandt- 
schaftshotel einvernommen  zu  werden ;  sie  müssen  sich  nicht  bei  dem 
erkennenden  Gericht  stellen. 

Vgl.  auch  §  53  oben  und  speziell  Art.  17  des  vom  Institut  de 
droit  international  ausgearbeiteten  Reglement  sur  les  immunites  diploma- 
tiques  (S.  350  oben).  Nach  dem  Reglement  sur  les  immunites  consulaires 
möchte  das  Institut  diese  Befugnis  (S.  35'J  oben)  auch  auf  die  Berufs- 
konsuln (consules  missi)  ausdehnen  (Art.  8).  Indessen  ist  dies  noch 
nicht  praktisches  Recht.  Immerhin  muss  darauf  aufmerksam  gemacht 
werden,  dass  der  Konsularvertrag  zwischen  Rumänien  und  der  Schweiz 
von  1870/71  in  Art.  IV  folgende  Bestimmung  enthält  (N.  F.  V,  S.  282): 

Die  Konsularbeamten,  welche  dem  Lande,  wo  sie  residieren, 
nicht  angehören,  können  nicht  aufgefordert  werden,  als  Zeugen 
vor  Gericht  zu  erscheinen. 

Wenn  die  örtliche  Gerichtsbehörde  von  ihnen  irgendwelche 
gerichtliche  Depositionen  bedarf,  so  hat  sie  sich  behufs  münd- 
licher Einvernahme  in  ihre  Wohnung  zu  begeben  oder  zu  diesem 
Zwc^cke  einen  kotnpetenten  Beamten  abzuordnen  oder  auch  die 
Deposition  schriftlich  zu  verlangen. 

Diese  Bestiniminig  kann  auf  dem  Umwege  der  Meistbegünstigungs- 
klausel   auch    auf   andere   Staaten    anwendbar  werden.     Dies  triflft  im 
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Verhältnisse  zwischen  Österreich-Ungarn  und  der  Schweiz  zu;  denn 
der  Handelsvertrag  zwischen  diesen  beiden  Staaten  (1888)  bestimmt  in 
Art.  13  (N.  F.  X,  S.  834)  folgendes: 


Die  Konsularbeamten  eines  jeden  der  yertragenden  Teile 
sollen  auf  den  Gebieten  des  andern  Teiles  alle  Begünstigungen, 
Freiheiten  und  Immunitäten  geniessen,  welche  daselbst  den  Kon- 
suln gleicher  Art  und  gleichen  Ranges  der  meistbegünstigten 
Nation  gewährt  sind  oder  noch  gewährt  werden  können. 

2.  Die  besondern  Vergünstigungen  der  Landesherren  und  der 
landesherrlichen  Familien,  nur  in  der  Wohnung  einvernommen  zu 
werden  (§  375  D.  C.  P.  0.),  sind  auch  im  Auslande  (wenn  nicht  auf 
Grund  des  Völkerrechts,  so  doch  ex  comitate  gentium)  zu  respektieren. 
Das  Vorkommen  eines  solchen  Falles  liesse  sich  speziell  in  der  Neu- 
zeit denken. 

IV.  Was  die  Zeugen  anbetrifft^  welche  ah  Urkundspersonen  handeln^ 
80  sind  sie  exklusiv  dem  internen  Rechte  unterworfenj  weil  sie  an  einer 
öffefitlich'rechtlichen  Funktion  teilnehmen. 

1.  Die  Ausländerqualität  ist  kein  Hindernis,  um  als  Urkundszeuge 
zu  fungieren.  Dieser  Satz  muss  namentlich  auch  überall  da  anerkannt 
werden,  wo  durch  Gesetz  oder  Staatsvertrag  die  Gleichstellung  von 
Fremden  ausgesprochen  ist. 

2.  Das  Gegenteil  wird  auch  jezt  noch  in  Frankreich  (auf  Grund 
des  Art.  9  eines  Gesetzes  vom  2"».  ventose  an  XI)  angenommen,  soweit 
es  sich  handelt  um  Zeugen  für  die  „testaments  authcntiques  et  mysti- 
ques".  Immerhin  entsteht  durch  die  Teilnahme  von  Fremden  nicht 
eine  absolute  Nichtigkeit  des  Aktes,  wenn  die  Parteien  bona  fide 
annehmen,  die  Zeugen  besitzen  die  Eigenschaft  von  Franzosen.  Man 
stützt  sich  dabei  auf  den  Satz  error  communis  facit  jus  (Journal  XXVIII, 
S.  762 — 76H).  Die  bona  fides  liegt  dann  vor,  wenn  der  betreffende 
Ausländer  sich  schon  lange  in  Frankreich  aufhielt  und  gewisse  Funk- 
tionen ausübte,  die  sonst  nur  den  Franzosen  zukommen. 

V.  Betreffend   die   Einvernehmung   von   Zeugen   im   Auslande   auf 
Grund  von  Requintorialien  i»t  auf  §  12  zu  verweisen, 

VI.  Die  Vorladung  der  Zeugen  hat  nach  dem  Gesetze,  dem  sie 
unterliegen,  zu  erfolgen. 
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Anmerkungen. 

1 .  Die  S.  407  kurz  zitierte  Ausführung  von  Baldus,  No.  94,  lautet  im  Zusammen- 
hange fo]gendermos8en :  Aut  loquimur  de  ordine  probationis  judicii,  et  inspicimus  locnm 
judicii,  puta  si  ibi  est  statutum  quod  non  requiratur  Ha  contractus,  tuno  valet  pro- 
batio  sine  lite  contrautus.  Aut  non  loquimur  de  ritu  probationis ;  sed  d^  subsfantia, 
puta  in  loco  contractuB  sufüciunt  duo  testes,  in  looo  judioii  requiruntar  quattuor, 
tunc  inspicimus  locum  contractus,  quia  tendit  ad  decisionem  causae.  Ich  verweise 
auf  7j.  fßr  Internat.  Priv.-  und  St.-R.,  IV,  8.  467.  loh  habe  die  Erörterungen  von 
Bartolus  und  Baldus  neu  aufgelegt  a.  a.  0.,  8.  258,  840  und  446.  Vgl.  auch  das 
von  der  Universität  Perugia  horauHgegcbeno  Werk  L^opera  di  Baldo  und  speziell 
die  darin  enthaltene  Abhandlung  von  Tarducci  (1902). 

2.  Für  die  vorliegende  Frage  des  internationalen  Civilprozessrechts  kommt  dorn 
Art.  9  O.-K.  und  der  sich  daran  anlehnenden  Auslegung  und  Oerichtspraxis  (vgl. 
Schneider  und  Kick,  Dms  schweizerische  Obligationenrcoht,  2.  Aufl.,  Note  3  zu  Art.  9) 
keine  Bedeutung  zu.  Art.  9  stellt  bundesrechtlich  die  Formlosigkeit  der  Verträge 
als  Prinzip  auf,  allein  die  gesetzgebenden  Räte  wollten  damit  nicht  in  das  Bewois- 
recht  der  Kantone  eingreifen.  Es  handelt  sich  dabei  mehr  um  eine  freundeidgenössi- 
Bche  Galanterie,  als  um  ein  logisches  Vorgehen.  —  Der  Entwurf  des  schweizerischen 
CivilgesctzbuchcR,  welcher  der  Bundesversammlung  mit  Botschaft  vom  28.  BCai  1904 
vorgelegt  wurde,  enthält  in  Art.  12  folgende  Bestimmung  über  ^prozessuale  Beweis- 
vorschriften"  : 

Die  von  kantonalen  Prozessgesetzen  aufgeste'lten  Beweisformen 
können  auf  Rechtsverhältnisse,  die  nach  Bundesrecht  gültig  begründet 
sind  und  vor  dem  Gerichte  des  Ortes  ihrer  Entstehung  ohne  weiteres 
beweisbar  wären,  nicht  angewendet  werden,  es  sei  denn,  dass  alle 
Beteiligten  im  Zeitpunkte  der  Entstehung  dem  Gerichtsstande  des  die 
Bcwcisformcn  vorschreibenden  Kantons  unterstellt  waren. 

8.  Ks  licsse  sich  daran  denken,  mit  der  bekannten  Lehre  von  Savigny  von  der 
absoluten  Wirkung  interner  Gesetze  zu  operieren  (§  9  oben),  wenn  die  Zulässigkeit 
des  Zeugenbewcii^es,  gestützt  auf  fremdes  Gesetz,  prätendiert  wird,  sofern  der  interne 
Staat  diese  Boweisart  beschränkt.  Indessen  w9re  es  doch  nicht  richtig,  hier  aus 
dem  angegebenen  Grunde  die  lex  fori  zu  begünstigen.  Der  Satz,  dass  die  Be- 
stimmungen über  den  Zeugenbeweis  publioi  Juris  seien,  ist  international  unzutreffend, 
und  der  von  Domin  Petru»hovecz  aufgestellte  Satz  CO IX  ist  nicht  haltbar: 

I/admission  et  la  capacit^  des  t^>moins  ä  Texception  <ie  ceux 
qui  se  trouvent  sous  les  actes  mentionnes  dans  Tarticle  ci-dessus  se 
juge  par  cliaquc  tribunal  seien  ses  propres  lois. 

4.  Jra  enfjlisch-nmerikanischen  Rechte  werden  auch  über  den  Inhalt  der  auswär- 
tigen Gesetzgebung  Zeugen  abgehört.  A'gl.  z.  B.  Phillimore,  IV.,  §  909,  S.  740: 
The  English  rule  u])on  this  subject,  stated  generally,  is  that  it  must  be  pro- 
ved  by  calling  as  a  toitfness  a  foreign  advocate  or  Jurist,  or  one  who  is  peritus 
virtute  officii  in  the  kiiowlodge  of  that  foreign  law;  and  this  must  be  done  in  each 
case,  because  it  is  possihle  tliat  the  foreign  law  may  havo  changed  siuoe  it  was 
proved  in  a  fonncr  oaso,  Iiowever  reccnt.  A'gl.  auch  Story  §  642  und  Wharton 
t^  771  -  775. 
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Nach  englischem  Rechte  haben  die  öffentlichen  ICotarc  das  Recht,  Zeugen  abzu- 
hören und  Eide  abzunehmen,  wenn  es  sich  um  Aussagen  handelt,  die  in  einem  aus- 
wärtigen Prozesse  erhoben  werden  nidsscn.  Brooke,  Treatise  on  the  effect  and  prac- 
tica of  a  notary  of  England,  6.  ed.,  p.  27. 

Ober  das  englisch-amerikanische  Recht  gibt  ein  Referat  von  Cox-Sinclair,  abge- 
druckt im  Report  of  the  twentieth  Conference  London  1901,  p.  325  ff.  Auskunft. 
Hindenburg,  der  die  Abhandlung  yerlas,  leitete  die  Materie  mit  den  Worten  ein: 
In  Law  Suits  it  will  often  be  necessary  to  securc  the  evidence  of  persons  residing 
in  foreign  parts.  It  need  scarcely  be  said  tbat  it  is  desirable  that  such  evidence 
should  be  produced  as  easily  and  as  oheaply  as  possiblo.  Fn  the  present  »täte  of 
International  Law  this  is  not  the  case.  In  somo  countries  the  evidence  taken  by 
foreign  tribunals  is  disregarded  altogether. 

5.  Ycrti'äge,  durch  welche  die  Verpflichtung  eingegangen  wird,  gegen  eine 
Partei  kein  Zeugnis  leisten  zu  wollen,  sind  ungültig.  Und  vollends  gilt  das 
Gleiche  bei  der.  Zusicherung,  auch  der  Wahrheit  zuwider  Zeugnis  ablegen  zu  wollen. 

6.  Art.  183  des  schweizerischen  Bundesgesetzes  über  das  Yerfahren  bei  dem 
Bundesgericht  in  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  von  1850  bestimmt:  Geistliche, 
Ärzte  und  Rechtsbeistande  sollen  über  Geheimnisse,  welche  jhnen  vermöge  ihres 
Amtes  oder  Berufes  anvertraut  worden  sind,  nicht  einvernommen  werden. 

7.  §  373  des  Zürch.  l'rozessges.  lautet: 

Wenn  ein  ausser  dem  Kanton  wohnender  Zeuge  sich  weigert, 
vor  dem  hiesigen  Richter  zu  erscheinen,  oder  wenn  ihm  das  sonst 
nicht  wohl  zugemutet  werden  kann,  ebenso  wenn  durch  die  Abhörung 
eines  Zeugen  vor  einem  andern  Richter  den  Parteien  erhebliche  Kosten 
erspart  werden  können,  soll  die  Einvernahme  dem  zuständigen  Richter 
des  Wohnortes  übertragen  werden. 

Zu  diesem  Zwecke  sind  in  dem  Ersuch  schreiben  alle  erheblichen 
Tntsachen,  über  welche  der  Zeuge  befragt  werden  soll,  genau  anzu- 
führen, mit  dem  Gesuche,  die  anzusetzende  Tagfahrt  so  rechtzeitig 
ein/.uberichtcn,  dass  die  Parteien  zu  derselben  vorgeladen  werden 
können. 

In  diesem  Zusammenhange  ist  auch  auf  §  129  der  Civilprozessordnung  des 
Kantons  Baselstadt  von   1878  zu  verweisen: 

Sollen  auswärts  wohnende  Zeugen  abgehört  werden,  und  erscheinen 
dieselben  nicht  etwa  freiwillig  oder  auf  Weisung  ihrer  vorgesetzten 
Behörde  zu  diesem  Behuf  hier  vor  dem  Richter,  so  muss  die  kompe- 
tente Behörde  des  Wohnorts  jener  Zeugen  um  deren  Abhörung 
(rogatorisch)  angegangen  werden. 

Zu  diesem  Behufe  werden  entweder  die  Parteien  zur  Eingabe 
von  Fragen  und  Gegenfragen  aufgefordert,  welche  dann  der  Prüfung 
des  Richters  unterliojijen,  um  daran  gutfindende  Änderungen  oder  Zu- 
sätze anzubringen;  oder  es  kann  da,  wo  die  den  Zeugen  zu  stellenden 
Fragen  sich  schon  aus  den  bisherigen  Verhandlungen  klar  heraus- 
gestellt haben,  das  Is^otige  gleich  vom  Richter  aus  angeordnet 
werden  .... 
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8.  Beachtenswert  ist  Art.  119  des  niederländischen  CiTilprozessgesetzbuchs, 
woselbst  (wie  ich  den  Documents  relatifs  ä  la  quatri^me  conf^renoe  de  la  Haye 
ponr  le  droit  international  priv^  1904  p.  11  entnehme)  bestimmt  wird: 

Lorsqu*en  matiöre  civlle,  la  d^posiüon  de  t^moins  habitant  k 
Pötranger  est  reqaise,  le  juge  peut  eommettre  le  fonctionnaire  con* 
sulaire  neerlandais  du  domicile  de  ces  t^rooins. 

Die  niederländische  Spezialk ommission  fQr  das  internationale  Privatrecht  meint, 
es  wäre  wünschenswert,  diese  Fakultät  den  Konsuln  allgemein  einzuräumen,  sei  es 
durch  die  Konsularverträge,  sei  es  durch  spezielle  Übereinkommen.  Allein  nicht  alle 
Staaten  sind  für  die  Ausweitung  der  Kompetenzen  der  konsularischen  Vertreter  in 
gleicher  Weise  eingenommen!  Dies  hat  sich  ganz  speziell  auch  an  der  lY.  Staaten- 
konferenz (Mai/Juni  1904)  gezeigt. 


§  65.    Der  Beweis  durch  amtliche  Urkunden. 

V.  Bar  II,  S.  379. 
Laurent  VIII,  No.  27. 

I.  Die  Form  und  Gültigkeit  austcärtiger  amtlicher  Urkunden  hängt 
von  dem  Gesetze  des  Ortes  ab^  uvter  dem  sie  errichtet  irerden. 

1.  Die  lex  fori  kann  hier  nicht  entscheiden,  obschon  die  hollan- 
dische Theorie  diese  Ansicht  verfocht.  Vgl.  P.  Voet,  De  statutis 
Sectio  X,  cap.  unic.  No.  11: 

Quid  si  tarnen  in  uno  loeo  factum  sit  instrumentum  coram 
notario,  qui  ibidem  est  habilis,  an  extendetur  vis  illius  instru- 
menti,  ad  alium  locum,  ubi  censctur  inhabilis,  sie  ut  publicum 
ibidem  nequeat  fa(!(»re  instrumentum?  Sunt  qui  id  adfirmani. 
Quasi  loci  consuotudo,  dans  robur  scripturae,  etiam  obtineat 
extra  territorium.  —  Sunt  qui  id  ideo  adfirmant,  quod  non  tarn 
de  habilitate  et  inhabilitate  notarii  laboremus,  quam  de  solem- 
nihus  ....  Verum  ut  quod  res  est  dicam,  existimem  hie  agi, 
roii  tarn  de  solemnibus,  (}uam  probandi  efficacia;  quao  licet  in 
uno  loco  sufficiens,  non  tarnen  ubique  locorum;  quod  judex 
unius  territorii  nequeat  vires  tribuere  instramento,  ut  alibi  quid 
operetur. 

2.  Es  wird  bestimmt,  dass  es  auf  die  Reziprozität  ankomme.     Vgl. 

die  österrciobisclie  Civilprozessordniing  §  293: 


Die  aussorliiilb  des  Geltungsgebietes  dieses  Gesetzes  errich- 
teten Urkunden,  welche  am  Orte  ihrer  Errichtung  als  öffent- 
licbe  Urkunden  gelten,   geniessen    unter  der    Voraussetzung  der 
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Oegenseitigkeit  auch  im  Geltungsgebiete  dieses  Gesetzes  die 
Beweiskraft  öffentlicher  Urkunden,  wenn  sie  mit  den  vorge- 
schriebenen Beglaubigungen  versehen  sind. 

3.  Art.  39  des  Vertrags-Projekts  von  Montevideo  (1889)  be- 
stimmt (vgl.  Meili,  Die  Kodifikation  des  internationalen  Civil-  und 
Handelsrechts,  S.  114): 

Die   Formen   der    öffentlichen  Urkunden   werden   von   dem 
Gesetze  des  Ortes  regiert,  an  welchem  sie  errichtet  wurden. 

4.  Die  Notare  können  nach  einzelnen  Rechten  nicht  gezwungen 
werden,  Originalakten  (les  minutes  du  notaire)  aushinzugeben.  Vgl. 
Journal  1889,  XVI,  p.  613  (Fall  eines  Originaltestaments  Handbuch  II, 
S.  171).     Journal  1903,  XXX,  p    241—247  (Spanien). 

Die  von  den  Notaren  ausgestellten  und  als  authentisch  bestätigten 
Kopien  der  Originalurkunden  müssen  auch  als  Originalien  angesehen 
werden.  Dies  ist  freilieh  im  englisch-amerikanischen  Rechte  nicht 
anerkannt,  weil  die  Übereinstimmung  der  Kopien  durch  einen  Zeugen 
bewiesen  werden  muss,  der  eine  Vergleichung  vorgenommen  hat. 
Story  §  635  c  führt  darüber  folgendes  aus :  The  ground  of  this  decision 
seems  to  have  been,  that  the  rules  of  evidence  of  the  foreign  country 
w^ere  not  to  be  foUowed,  but  the  rules  of  evidence  of  England;  and 
by  the  law  of  England  copies  of  original  documents  were  not  admissible 
under  such  circumstances,  unless  proved  by  some  wittness  who  had 
compared  them  with  the  original  as  in  common  cases. 

In  der  Schweiz  werden  z.  B.  die  Auszüge  aus  den  Civilstands- 
registem  als  öffentliche  Urkunden  angesehen,  nicht  dagegen  die  Aus- 
züge aus  den  Taufregistern  der  Geistlichkeit  (B.  B.  1892  II,  S.  514 
und  515).  Wenn  aber  unter  der  Herrschaft  eines  andern  Gesetzes 
auch  den  Taufregistern  jener  öffentliche  Charakter  zukommt,  so  kann 
er  ihnen  auch  in  der  Schweiz  nicht  bestritten  werden.  Das  schwei- 
zerische Bundesgesetz  betreffend  Feststellung  und  Beurkundung  des 
Civilstandes  und  die  Ehe  bestimmt  in  Art.  11  folgendes: 

Die  Civil Htandsregister  und  die  vom  Civilstandsbeamten  aus- 
gestellten und  als  richtig  beglaubigten  Auszüge  gelten  als  öffent- 
liche Urkunden,  welchen  volle  Beweiskraft  zukommt,  so  lange 
nicht  der  Nachweis  der  Fälschung  oder  der  Unrichtigkeit  der 
Anzeigen  und  Feststellungen,  auf  Grund  deren  die  Eintragung 
stattgefunden  hat,  erbracht  ist. 
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5.  In  der  unter  I  angegebenen  "Weise  hat  sich  das  Institut  aus- 
gesprochen. 

Das  Institut  nahm  nämlich  1898  folgende  Konklusionen  an  (An- 
nuaire  XVII,  S.  300;  vgl.  S.  138  Referat  Gabba,  S.  296  Diskussion) : 

Art.  1.  Au  point  de  vue  de  la  forme,  la  validite  de  toate 
declaration,  de  tout  acte  d^un  notairo  6tranger  ou  de  tout  autre 
fonctionnaire  ayant,  de  par  les  lois  de  son  pays,  les  mSmes 
attributions  qu'un  notaire,  doit  ^tre  appr^ci^e  d'apres  la  lex  loci, 
savoir  la  loi  du  pays  oü  Tacte  a  ete  pass6,  encore  que  ses 
eifets  juridiquee  doivent  se  produire  dans  un  autre  pays  oü  Ton 
voudrait  s'en  pr6valoir. 

Art.  2.  Au  point  de  vue  de  leur  force  probante,  la 
yaleur  des  actes  notari6s  6trangers  doit  Stre  appr6ci6e  d'aprds 
la  lex  fori  ou  les  Conventions  internationales. 

Art.  3.  Les  actes  notaries  etrangers  n^ont  de  force  ex6- 
cutoiro  qu'en  vertu  de  la  loi  de  chaque  pays  ou  de  Conventions 
internationales. 

6.  Das  deutsche  Reichsgericht  sprach  ebenfalls  aus,  die  Frage, 
ob  eine  Urkunde  öffentlichen  Charakter  habe,  richte  sich  nach  dem 
Rechte  des  Entstehungsortes',  denn  es  liege  kein  Grund  vor,  der  Ur- 
kunde den  Charakter,  welcher  ihr  vom  Zeitpunkt  der  Entstehung  ab 
zukomme,  zu  entziehen,  sobald  sie  unter  der  Herrschaft  anderer  Ge- 
setze als  derjenigen  des  Entstehungsorts  gebraucht  werde  (R.-G.-Strafs» 
VIII,  S.  374  und  375). 

II.  Ob  auswärtige  Urkunden,  die  von  einer  Behörde  oder  Beam- 
tung  ausgestellt  sind,  Anspruch  auf  die  Vermutung  der  Echtheit  haben^ 
ist  quaestio  facti. 

Es  ist  zu  verweisen  auf : 

1.  §  438  D.  C.  P.  0. 

Ob  eine  Urkunde,  welche  als  von  einer  ausländischen  Be- 
hörde oder  von  einer  mit  öffentlichem  Glauben  versehenen 
Person  des  Auslandes  errichtet  sich  darstellt,  ohne  näheren  Nach- 
weis als  echt  anzusehen  sei,  hat  das  Gericht  nach  den  Um- 
ständen des  Falles  zu  ermessen. 

Zum  Beweis  der  Echtheit  einer  solchen  Urkimde  genügt 
die  Legalisation  durch  einen  Konsul  oder  Gesandten  des  Reichs. 

2.  §  311   der  östürreicliischen  Civilprozessordnung : 

Ob  eine  Urkunde,  welche  sich  als  von  einer  ausländischen 
Behörde    oder    von   einer   mit   öffentlichem  Glauben  versehenen 
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Person  des  Auslandes  errichtet,  darstellt,  ohne  näheren  Nach- 
weis als  echt  anzusehen  sei,  hat  das  Gericht  nach  den  Um- 
ständen des  Falles  zu  ermessen. 

Zum  Beweise  der  Echtheit  einer  solchen  Urkunde  genügt, 
sofern  nicht  durch  besondere  Bestimmungen  etwas  anderes 
festgesetzt  ist,  die  Beglaubigung  durch  das  Ministerium  des 
Äussern  oder  durch  einen  österreichisch-ungarischen  Gesandten 
oder  Konsul. 

In  dem  Niederlassungs-  und  Konsularvertrag  zwischen  der  Schweiz 
und  Italien  von  1868/1869  A.  Slg.  IX,  S.  706,  wird  bestimmt  (Art.  16 

am  Ende): 

Die  Generalkonsuln,  Konsuln,  Yizekonsuln  oder  Konsular- 
agenten dürfen  jedes  von  den  Behörden  oder  Beamten  ihres 
Landes  ausgegangene  Dokument  übersetzen  und  legalisieren, 
und  es  sollen  diese  Übersetzungen  in  den  Ländern  ihi-er  Resi- 
denz die  gleiche  Ki*aft  und  den  gleichen  Wert  haben,  wie  wenn 
sie  von  den  beeidigten  Dolmetschern  des  Landes  gemacht  worden 
wären. 

In  der  Regel  wird  man  sagen  müssen,  nicht  dem  Produzenten 
liege  die  Beweislast  ob,  sondern  seinem  Gegner,  wenn  dieser  behauptet, 
dass  die  legalisierte  amtliehe  Urkunde  unecht  sei. 

Mit  dieser  Lösung  stimmt  auch  Domin  Petrushevecz  insofern, 
als  auch  er  auf  das  Gesetz  des  Ortes  abstellt,  an  dem  sie  aufgenommen 
werden. 

Art.  CCYIII  lautet: 

L'authenticite  et  la  validite  des  actes  publics  ou  des  actes 
sous  seing  priv6  quant  ä  la  preuve  littörale  qu'ils  fönt  sont 
jugces  Selon  la  loi  du  lieu  oü  ils  ont  ete  rediges. 

III.  Es  sind  Bestrebungen  im  Gange,  welche  die  Anerkennung 
beglaubigter  Urkunden  zwischen  den  einzelnen  Staaten  regeln  sollen. 

1.  Vereinzelt  bestehen  schon  jetzt  Staatsverträge  in  dieser  Materie. 

2.  Der  italienische  Jurist  Contuzzi  schlägt  in  seiner  Schrift  Lc 
conferenze  di  diritto  internazionale  privato  all'  Aja  ]Siapoli  1904,  p.  301, 
folgende  Bestimmung  vor: 

La  legal izzazione  ^  considerata  come  fatta  in  debita  forma, 
quando  essa  si  pratica  conformemonte  alle  leggi  del  Paese,  da 
cui  il  docuraento  deriva,  e  questo  e  autenticato  dall'Agente 
diplomatieo  o  consolare,  che  fosse  accreditato  nel  Paese  o  nel 
luogo   dal    Governo,   nel   cui  territorio  si  reclama  la  esecuzione. 

Meill,  Internationales  ('ivilprozessrecht.  2< 
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3.  Der  italienische  Internationalist  Buzzati  machte  in  seiner  Stellung 
als  Delegierter  zu  der  IV.  Staatenkonferenz  1904  die  Anregung,  die 
Materie  bei  einer  folgenden  Gelegenheit  zu  behandeln. 

4.  Die  deutsche  Reichsregierung  Hess  der  Schweiz  den  Vorschlag 
zu  einem  Staatsvertrage  über  Anerkennung  gerichtlich  beglaubigter 
Urkunden  im  Verkehre  zwischen  Deutschland  und  der  Schweiz  machen. 
Der  schweizerische  Bundesrat  sprach  seine  Bereitwilligkeit  zu  Verhand- 
lungen aus  (B.  B.  1903  I,  S.  553).  Im  Geschäftsberichte  des  Justiz- 
und  Polizeidepartements  für  1903  wird  gesagt,  dass  der  Abschluss  eines 
Vertrages  im  Jahre  1904  erhofft  werden  könne  (B.  B.  1904  I,  S.  452).  Zu- 
handen des  eidg.  Justiz-  und  Polizeidepartements  erklärte  das  Ober- 
gericht Zürich  der  Justiz-  und  Polizeidirektion  den  von  jener  Stelle  in  Aus- 
sicht genommenen  Abschluss  eines  Übereinkommens  mit  dem  Deutschen 
Reiche  über  die  Beglaubigung  gerichtlicher  Urkunden  im  beidseitigen 
Rechtsverkehre  als  wünschbar,  da  hiedurch  eine  wesentliche  Verkehrs- 
erieichterung  erzielt  würde.  Die  Bundesbehörde  wurde  ersucht,  hiebei 
darauf  Rücksicht  zu  nehmen,  dass  die  Beglaubigung  derartiger  Ur- 
kunden im  Kanton  Zürich,  w^ie  wohl  auch  in  andern,  regelmässig 
durch  die  öffentlichen  Notare  oder  durch  die  Gemeindeammänner 
geschieht  (Rechenschaftsbericht  des  Zürch.  Obergerichts  über  das 
Jahr  1902,  S.  153). 

Anmerkungen. 

1.  In  dem  französisch-öchweizerischen  Staatsvertrage  wird  davon  nichts  gesagt, 
daBs  die  Actes  authentique8  einer  Exekutionsbewilligung  unterworfen  werden  müssen. 
Daraus  kann  geschloyssen  werden,  dass  sie  derselben  nicht  bedürftig  sind  (v.  Bar  II, 
S.  542)  und  dass  sie  nach  dem  Sinne  des  Staatsvertrages  ohne  weiteres  Beweis  bilden. 

2.  Das  deutsche  Strafgesetzbuch  stellt  in  §  267  inländische  und  ausländische 
öffentliche  Urkunden  gleich. 

3.  Die  nordamerikanisohe  Bundesverfassung  schreibt  den  öffentlichen  Urkunden, 
die  in  einem  Staute  emchtet  sind,  vollen  Glauben  auch  in  jedem  andern  Bundes- 
staate zu  (Art.  IV,  sect.   1). 

4.  In  der  Konsularkonvention  zwischen  Deutschland  und  den  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  (IST!)  ist  bezüglich  der  Rechtsgeschäfte  und  Verträge,  welche  sie  nach 
den  (tosetzen  ihres  Landes  abschliessen  können,  bestimmt:  Alle  solche  Verträge  und 
andere  Urkunden,  sowio  Abschriften  und  Übersetzungen  davon  sollen,  wenn  sie  von 
i\vm  General-Konsul,  Konsul,  Vizc-Konsul  oder  Konsular-Agenten  gehörig  beglaubigt 
und  mit  dessen  Anitssiegel  versehen  sind,  von  den  öffentlichen  Beamten  und  den 
Gerielitslir)fen  als  öffentliche  Urkunden,  bczw.  als  beglaubigte  Übersetzungen  oder 
Ahseliriften  ani::psehen  werden,  und  sie  sollen  dieselbe  Kraft  und  Wirkung  haben, 
als  wenn  sie  von  den  k(nn])etenten  r)fientliehen  Beamten  des  einen  oder  des  anderen 
der  beid<»n   Lünder  auf^-enoniinen  oder  bei^lanbigt  wäivn. 
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5.  Beiläufig  ist  auf  Art.  82  B.  G.  Seh.  u.  K.  zu  verweisen.  Bei  den  hier 
erwähnten  öffentlichen  Urkunden  wird  kein  Unterschied  gemacht  zwischen  denjenigen 
des  Inlands  oder  Auslands.  Auch  sonst  unterscheidet  das  zitierte  Bundesgesetz  nicht 
zwischen  in-  und  ausländischen  Urkunden. 

Der  Entwurf  des  schweizerischen  Civilgesetzbuchs,  welcher  der  Bundesversamm- 
lung mit  Botschaft  vom  28.  Mai  1904  vorgelegt  wurde,  enthält  in  Art.  11  folgende 
Bestimmung : 

Eine  öffentliche  Urkunde  ist  fiir  die  Tatsache,  der  sie  Ausdruck 
oder  RechtsgQltigkeit  zu  geben  bestimmt  ist,  beweiskräftig,  so  lange 
nicht  ihre  Unrichtigkeit  dargetan  wird. 

Der  Nachweis  der  Unrichtigkeit  ist  an  keine  besondere  Form 
gebunden. 


§  66.  Der  Beweis  durch  die  HandelsbUcher. 

V.  Bar  11,  S.  382  u.  383. 

I.  Die  exceptioneUe  Bfnvnskraft  der  Handelsbücher  ist  von  dem 
urteilenden  Gerichte  anzuerkennen ,  wenn  sie  besteht  entweder  nach  dem 
materiell  massijebenden  Berhte  oder  nach  dem  Gesetze  des  Orts,  wo  sie 
geführt  werden. 

Ordentlich  geführte  Handelsbücher  bilden  im  Gegensatz  zu  der 
sonstigen  Regel  des  Beweisrechts  im  Handelsverkehr  zwischen  Kauf- 
leuten vollen  Beweis,  also  speziell  auch  zugunsten  desjenigen,  der 
sie  führt  (H.  E.  XI,  S.  46 ;   256). 

Wenn  ein  Kaufmann  pflichtwidrigerweise  (vgl.  Art.  877  0.  R.) 
die  Buchführung  unterlässt  und  sich  aller  Mittel  einer  ordentlichen  Kon- 
trolle der  gegnerischen  Bücher  begibt,  so  hat  er  es  seinem  eigenen 
Verschulden  zuzuschreiben,  wenn  er  dadurch  möglicherweise  in  Schaden 
kommt  (H,  E.  XI,  S.  326  u.  327). 

1.  Es  ist  die  Ansicht  vertreten  worden,  dass  die  Handelsbücher 
prima  facie  Beweis  schaffen,  wenn  noch  adminikulierende  Elemente  dazu 
kommen  oder  dass  sie  dem  freien  Ermessen  des  Richters  unterliegen.  Vgl.: 

P.  Voet.  De  statutis  sectio  V,  cap.  II,  No.  9 :  An  ut  creda- 
tur  libris  rationum,  seu  registris  uti  locjunntur,  mercatorum  et 
artificum,  licet  probationibus  testium  juventur?  Respondeo, 
quamvis  exemplo  pernitiosum  esse  videatur^  quemque  sibi  privata 
testatione,  sive  adnotatione  facere  debitorem,  Quia  tamen  haec 
est  raercatoruni  cura  et  opera,  ut  debiti  et  crediti  rationos  dili- 
genter  conficiant Sic  tamen  haec  omnia  procedent,  ut  judicis 
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arbitrium  maneat  liberum,  qui  nonnumquam  diversam  dccernerc 
poterit,  si  quid  in  contrarium  circumstantiae  suadeant. 

2.  Mehrfach  wurde  gesagt^  die  Beweiskraft  der  Handelsbücher 
richte  sich  nach  der  lex  fori.  In  diesem  Sinuc  sprach  sich  Dudloy  Field, 
Note  zu  Art.  656,  aus. 

In  gleicher  Weise  wurde  auch  in  Deutschland  wiederholt  entschieden 
(Seuffert  XF,  Nr.  194  u.  308). 

3.  Savigny  hat  freilich  (System  VIII,  S.  355)  ausgefährt,  es  sei 
das  Gesetz  entscheidend,  an  welchem  das  Handelsbuch  geführt  werde: 
„die  Beweiskraft  ist  hier  unzertrennlich  verbunden  mit  der  Form  und 
Wirksamkeit  des  Rechtsgeschäfts  selbst,  welche  hierin  als  das  Über- 
wiegende betrachtet  werden  muss**.  Dann  kämpft  Savigny  weiter  mit 
einer  Unterwerfung  des  Fremden  unter  das  Recht  des  Orts,  an  welchem 
Handelsbücher  gelten. 

Mit  dieser  Auffassung  stimmt  auch  die  Konklusion  des  Institut. 
Und  Art.  CCX   des  Vorschlages  von  Domin  Petrushevecz   lautet: 

La  fei  duo  aux  livres  des  commerQants  ainsi  quc  la  duree 
de  cette  foi  est  jugeo  selon  la  loi  du  Heu  oü  ces  livres  ont  ete 
tenus. 

4.  Indessen  ist  auch  hier  der  in  §  61  aufgestellte  Ausgangspunkt 
massgebend.  Freilich  handelt  es  sich  hier  nicht  um  eine  Form,  welche 
für  den  Abschluss  eines  Rechtsgeschäftes  massgebend  wäre,  sondern  um 
die  Art,  wie  ein  Rechtsgeschäft  im  Verlaufe  abgewickelt  wird.  Allein 
es  rechtfertigt  sich  aus  Gründen  der  Analogie  doch,  die  Führung  der 
Handelsbücher  dem  gleichen  Prinzip  zu  unterstellen.  In  Tat  und 
Wahrheit  handelt  es  sich  bei  den  Handelsbüchern  um  Privaturkunden 
(vgl.  zu  der  letzteren  Bemerkung  auch  Phillimore  IV,  §  906,  S.  736). 
Und  daraus  darf  der  Schluss  gezogen  werden,  dass  auch  hier  die  Form 
und  die  Beweisbarkeit  zusammenfallen. 

II.  Der  auslöHfUschc  Knufmann  darf  nur  (/am  ausnahmsweise  dazu 
an(j('Jndten  werden,  seine  Ilandelshüelter  im  internen  Staat  zur  Vorlage 
beim  Gerichte  zu  hrinfjrn, 

1.  Es  ist  zu  vorweisen  auf 

a)  Art.   16  Code  de  corninerce: 

Ell  cas  (juc  los  livres  dont  la  repr6sentation  Offerte  requise 
(Hl  ordonneo,  soiciit  daiis  les  lieux  61oignes  4^  tribunal  saisi  de 
Taffaire,  les  jugos  peuvent  adresser  une  commission  rogatoirc  au 


421 

tribunal  de  commerce  du  lieu,  ou  d616guer  un  juge  de  paix  pour 
en  prendre  connaissance,   dresser  un  proc^s-verbal  du  contenu, 
et  Tenvoyer  au  tribunal  saisi  de  Taffaire. 
b)  Art.  39  des  früheren  deutschen  Handelsgesetzbuches: 

Befinden  sich  die  Handelsbücher,  -welche  yorzulegen  sind, 
an  einem  Orte,  welcher  nicht  zum  Bezirke  des  Prozessrichtera 
gehör! ,  so  muss  der  letztere  das  Gericht  des  Ortes,  wo  sich  die 
Uandelsbücher  befinden,  ersuchen,  die  Vorlegung  der  Bücher  vor 
sich  bewirken  zu  lassen,  dabei  nach  den  Bestimmungen  des 
vorhergehenden  Artikels  zu  verfahren  und  einen  beglaubigten 
Auszug  mit  dem  über  die  Verhandlungen  aufgenommenen  Proto- 
kolle zu  übersenden. 

2.  In  der  Tat  muss  dafür  gesorgt  werden,  dass  das  Interesse  des 
Editionsberechtigten  nicht  zum  ökonomischen  Nachteile  des  Verpflichteten 
ausschlage.  Man  denke  an  einen  überseeischen  Transport  der  Bücher. 
Eine  Peuerverslcherungsgesellschaft  in  Berlin  verlangte  vom  Kläger 
(einem  Einwohner  in  Peru)  Edition  des  einzigen  nicht  verbrannten 
Buches.  Das  Gesuch  wurde  vom  Reichsoberhandelsgericht  (XV,  8. 434/5) 
verworfen.  —  Vgl.  §  810  des  B.  G.  B. 

In  Zürich  wurde  1873  vom  Obergerichte  einem  Kaufmann  in  Wien 
aufgegeben,  seine  Bücher  nach  Zürich  bringen  zu  lassen  (Z.  N.  F.  II, 
S.  234).  Allein  später  änderte  das  Obergericht  seine  Meinung  und  es 
sprach  aus,  eine  solche  Translokation  der  Bücher  könne  nur  da  gefor- 
dert werden,  wo  besondere  Gründe  hiefür  vorliegen. 

Anmerkungen. 

1.  Die  BeweisfQhrung  durch  Handelsbücher  i»t  vielfach  gesetzlich  geordnet, 
dagegen  enthält  das  schweizerische  Obligationenrecht  darüber  nichts.  Der  Tatbestand 
des  bestehenden  Rechts  ist  geschildert  von  Riesser,  Grundgedanken  in  den  kodifizierten 
Handelsrechten  aller  Länder  (1892)  S.  51-54. 

Art.  1330  Code  civil  bestimmt: 

Les  livres  des  marchands  fönt  preuve  contre  eux;  mais  celui 
qui  veut  en  tirer  avantage,  ne  peut  les  diviser  en  ce  qu^ils  contiennent 
de  contraire  ä  sa  pretention. 

2.  Nie.  Hertius,  1652  -  1710,  erwähnt  die  unter  I  besprochene  Kontroverse  in  dem 
"Werke  De  selectis  et  rarioribus  ex  jurisprudentia  universal!  argunientis  tomi  tres 
vol.  I,  Sectio  IV :  De  collisu  legura  positivarum  inter  se :  casus  quinquagesimus 
ootams.  Libris  mercatorum  alibi  major,  alibl  minor  vis  probandi  inest;  quaeritur, 
an  loci  ubi  fiunt,  an  judicii  in  quo  producuntur,  jura  attendi  debeant.  Prius  affir- 
mant  doctores  communiter.  Est  tarnen,  qui  hoc  absurdum  putat,  si  libri  hujusmodi 
ex  consuetudine  loci,  ubi  scribuntur,  plene  probem.  Quos  extra  illum  locum  fidem 
facere  aeque  raulti  assorunt. 

3.  Vgl.  zu  §  810  B.  (j.  B.  E.  Siegel,  die  Vorlegung  von  T^rkunden  im  Prozess  1904. 
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§  67.  Der  Beweis  durch  Eid. 

▼.  Bar  ir,  S.  371. 

I.  Die  Frage,  ob  über  den  Abschluss  und  Inhalt  einer  Vertrags- 
beredung  ein  Eid  gehisfet  oder  zugeschoben  werden  könne,  ist  zu  bejahen, 
wenn  das  Gesetz,  dem  das  Rechtsr erhä/ttiis  untersteht,  den  Eid  gestattet 
und  ebenso,  wenn  das  Gesetz  des  Orts,  wo  das  Rechtsgeschäft  abgeschlossen 
wurde,  ihn  zulässt* 

1.  Der  aufgestellte  Satz  entspricht  den  in  §  61  gemachten  Aus- 
führungen. Allein  praktisch  wird  er  doch  in  den  meisten  Fällen  sich 
nur  dann  realisieren  können,  wenn  die  lex  fori  den  Eid  auch  kennt,  — 
dies  ist  sofort  zu  beleuchten. 

2.  Die  Form  des  Eides  richtet  sich  immer  nach  der  lex  fori. 

II.  Indessen  mischen  sich  hier  Fragen  der  Glaubens-  und  Gewissens- 
freiheit hinein,  die  dazu  ßihren,  den  Eid  nicht  zuzulassen,  wenn  die  lex 
fori  ihn  nicht  kennt, 

1.  Mag  man  auch  den  Eid  von  religiösen  Formen  entkleiden  und 
sich  z.  B.  mit  dem  französischen  Satze  „je  le  jure"  begnügen,  so  geht 
es  doch  nicht  an,  dass  der  einheimische  Richter,  dessen  Gesetz  den  Eid 
ausschliesst,  gezwungen  wird,  den  Eid  abzunehmen,  weil  das  Rechts- 
verhältnis unter  einem  auswärtigen  Rechte  begründet  wurde,  das  den 
Eid  kennt. 

Die  Institution  des  Eides  hängt  so  sehr  mit  den  internen  staats- 
rechtlichen, politischen  und  religiösen  Anschauungen  zusammen,  dass 
das  auswärtige  Recht  hier  nicht  berücksichtigt  werden  kann.  Laurent 
sagt  denn  auch  richtig  YlII,  Nr.  57:  La  loi  du  serment  est  reelle. 

2.  Speziell  hier  lässt  sich  bei  dem  Zusammenhange  der  Frage  mit 
religi()sen  Anschauungen  in  Anlehnung  an  die  bekannte  Formel  von 
Savigny  ausnahmsweise  mit  Recht  sagen,  dass  es  sich  um  eine  absolut 
zwingende  Rechtsnorm  handle,  —  ein  Gesichtspunkt,  der  im  interna- 
tionalen Civilreeht(i  häufig  verwendet  wird.  Vgl.  auch  §  9  oben. 

3.  Bezüglich  des  schweizerischen  Rechts  ist  in  dieser  Hinsicht 
auf  Art.  49  der  Schweiz.  B.  V.  hinzuweisen,  worin  gesagt  wird: 

Die  Glaubens-  und  Gewissensfreiheit  ist  unverletzlich. 
Xieinaiid   darf  zur  Teilnahme   an   einer  Religionsgcnossen- 
schaft,  oder  an  einem  religiösen  Unterricht,  oder  zur  Vornahme 
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einer   religiösen  Hatidlung   gezwungen,    oder   wegen   Glaubens- 
ansichten  mit  Strafen  irgend  welcher  Art  belegt  werden. 

Es  geht  daher  in  der  Schweiz  absolut  nicht  an,  dass  die  Zulassung 
und  Ableistung  eines  Eides  von  auswärtigen  Gesetzen  in  massgebender 
Weise  abhängig  gemacht  werde. 

Abgesehen  davon  kann  der  interne  Staat  auch  noch  aus  andern 
Gründen  den  Eid  als  verwerflich  (als  einen  Rechtssplitter  des  Gottes- 
m-teils)  ansehen  und  auch  in  diesem  Falle  darf  das  interne  Recht  durch 
auswärtiges  Gesetz  nicht  gezwungen  werden,  ihn  zuzulassen. 

III.  Ex  comitate  (jentium  darf  nun  aber  allerdhujs  der  Eid  (hei 
Zeugen^  Parteien^  Experten)  abgenommen  werden,  wenn  ein  auswärtiges 
Gericht  auf  dem  Bequisitionswege  darum  nachsucht  und  die  betreffende 
Person  nicht  Opposition  erhebt. 

1.  In  diesem  Sinne  ist  in  Zürich  schon  wiederholt  zugunsten  aus- 
wärtiger Staaten  bezüglich  Vereidigung  von  Zeugen  vorgegangen  worden 
(H.  E.  XVII,  S.  191  ;  XIX,  S.  314),  In  der  erstzitierten  Entscheidung 
wird  gesagt: 

Der  Abnahme  des  Eides  auf  Begehren  eines  auswärtigen 
Gerichtes  steht  hierorts  nichts  entgegen.  Da  aber  der  Eid  un- 
serm  Prozossrechte  fremd  ist,  kann  niemand  zur  Ablegung  eines 
solchen  verpflichtet  werden ;  es  ist  daher  jedenfalls  der  betrett'ende 
Zeuge  anzufragen,  ob  er  den  Eid  leisten  wolle.  Bejaht  er  dies, 
60  ist  der  Eid  abzunehmen,  sonst  nicht. 

Im  Kanton  Schaff^hausen  wurde  freilich  die  nachträgliche  Be- 
eidigung von  Zeugen,  welche  ein  deutsches  Gericht  verlangte,  als  unzu- 
lässig zurückgewiesen  (Amtsbericht  des  Obergerichts  an  den  Grossen 
Rat  vom  Jahr  1895,  S.  73—75): 

Im  vorliegenden  Fall  ist  die  Beeidigung  nicht  von  einer 
Partei  und  nicht  aus  dem  Grund  beantragt  worden,  weil  die 
Glaubwürdigkeit  der  in  Frage  stehenden  Aussagen  bezweifelt 
wurde,  sondern  der  Richter  wünscht  diese  Beeidigung  von  sich 
aus,  weü  nach  der  deutschen  Civil prozessordnung  die  Zeugen 
überhaupt  vor  ihrer  Aussage  zu  beeidigen  sind.  Es  handelt 
sich  also  um  die  prinzipielle  Frage,  ob  der  Schafl'bauser  Richter 
gehalten  ist,  ausländischen,  speziell  deutschen  Gerichten  gegenüber 
in  Gewährung  der  Rechtshilfe  so  weit  zu  gehen,  dass  er  Zeugen 
beeidigt,  auch  ohne  dass  ein  berechtigter  Zweifel  an  der  Glaub- 
würdigkeit ihrer  Aussagen  besteht. 
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Diese  Frage  ist  dem  Obergericht  schon  wiederholt  vorge- 
legen und  von  ihm  stets  verneint  worden.  Nach  dem  allge- 
meinen Grundsatz  locus  regit  actum  hat  jede  Prozesshandlung 
nach  den  Formvorschriften  zu  geschehen,  die  für  das  handelnde 
Gericht  Gesetz  sind ;  zum  mindesten  gilt  das  für  alle  Vorschriften, 
denen  ein  bestimmtes  Prinzip  zugrunde  liegt.  In  untergeord- 
neten Nebendingen  mag  einem  requirierenden  Gericht  entgegen- 
gekommen werden.  Ein  solches  untergeordnetes  Nebending  ist 
aber  die  Beeidigung  von  Zeugen  vor  ihrer  Abhörung  nicht.  Es 
handelt  sich  hier  vielmehr  um  ein  gar  nicht  unwichtiges  Prinzip. 
Indem  unser  Gesetzgeber  die  Zeugenbeeidigung  nur  nach  schon 
abgegebener  Aussage  und  nur  aus  ganz  besonders  gewichtigen 
Gründen  zulässt,  hat  er  damit  einen  Grundsatz  öffentlichen 
Ilechtcs  aufgestellt,  der  absolute  Geltung  hat  und  den  imseren 
Gerichten  unterstehenden  Personen  den  öffentlich  -  rechtlichen 
Anspruch  erteilt,  ihr  Zeugnis  ohne  vorherige  Beeidigung  abzu- 
geben. Wenn  ein  Angehöriger  unseres  Kantons  trotzdem  von 
'  einem  hiesigen  Gericht  unter  Abverlangen  des  vorangehenden 
Eides  einvernommen  werden  sollte,  so  hätte  er  das  Recht,  da- 
gegen als  gegen  eine  Verletzung  eines  ihm  zustehenden  Rechts 
zu  protestieren  und  wenn  nötig  auf  dem  Wege  des  staatsrecht- 
lichen Rekurses  Schutz  zu  suchen. 

2.  Vollends  klar  ist,  dass  international  auf  solche  Begehren,  die 
in  Requisitorialien  gestellt  werden^  Rücksicht  zu  nehmen  ist. 

3.  In  diesem  Zusammenhange  ist  auf  die  Prozess-Ubereinkunft  vom 
Haag  zu  verwoisen:  litt,  b,  Art.  10.     Vgl.  S.  435  Nr.  4. 

4.  Wenn  das  Beweismittel  des  Eides  sowohl  nach  der  Gesetzgebung 
des  requirierenden  als  des  requirierten  Staates  zulässig  ist,  so  kann  es 
als  genügend  angesehen  werden,  dass  die  nach  dem  Gesetze  des  urteilen- 
den Staates  vorgeschriebenen  Formalitäten  beobachtet  werden,  soweit 
es  sich  um  die  Anwesenheit  der  Parteien  bei  dem  Akte  bandelt. 

Der  französische  Code  de  Procedure  civile  schreibt  in  Art.  121  vor: 

Le  serment  sera  fait  [)ar  la  partie,  en  personne  et  k  Tau- 
dience.  Dans  le  cas  d'un  empöchement  legitime  et  düment  cons- 
tate  le  bcrment  poiirru  ötre  pr^te  devant  le  juge  que  le  tribunal 
aura  commis,  ot  (jui  se  transportera  chez  la  partie,  assiste  du 
greffior.  —  Si  la  partie  a  laquelle  le  serment  est  d6f6re  est  trop 
eloigne,  le  tribunal  pourra  ordonner  qu'elle  pretera  le  serment 
devant  le  tribunal  du  lieu  de  sa  residence.  —  Dans  tous  les  cas 
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le  scrment  sera  fait  en  pr6sence  de  Tautre  partie,  ou  eile  düment 
appel^e  par  acte  d'ayou6  k  ayoue,  et,  s'il  n'y  a  pas  d'ayoa6  cons- 
titu6,  par  exploit  contenant  rindication  du  jour  de  la  prestation. 

Im  italienischen  Prozessrechte  ist  nidit  yorgeschrieben,  dass  die 
andere  Partei  von  der  Eidesleistung  unterrichtet  werde,  damit  sie 
eventuell  der  Verhandlung  beiwohnen  könne.  —  Wenn  nun  das 
italienische  Gericht  die  Eidesleistung  durch  Requisition  in  Frankreich 
vornehmen  lässt,  genügt  die  Wahrung  der  durch  das  italienische  Recht 
vorgeschriebenen  Formalitäten.  In  diesem  Sinne  sprach  sich  der  Appel- 
lationshof Turin  1872  aus,  und  Norsa  billigt  diesen  Entscheid  (in  Revue 
de  droit  international  VII,  S.  198/9).  Für  diese  Ansicht  kann  aller- 
dings auch  auf  Art.  10  der  italienischen  Disposizioni  verwiesen  werden, 
insofern  als  man  das  Gesetz  desjenigen  Prozessorts  als  massgebend 
ansieht,   das  den  Prozess  entscheidet. 

IV.  Soweit  Mitfjlieder  souvprdner  Häuser  den  Eid  durch  Unter- 
zeichnung der  Eidesformel  ablegen  dürfen,  ist  dieser  Satz  kraft  Völkei'- 
recht  auch  in  andern  Staaten  anzuerkennen, 

Anmerkungen. 

1.  Vermöge  des  in  konkreten  Fällen  anzuwendenden  Rechts  kann  beim  Kaufe 
nach  Probe  oder  nach  Muster  eine  Kollision  eigener  Art  bezüglich  des  Eides  ent- 
stehen.    Vgl.  Meili,  Handbuch  II,  S.  273  und  274. 

2.  Über  den  Beweis  durch  Eid  vgl.  §  445-484  D.  V.  P.  O. 

3.  Die  vorliegende  Frage  ist  auch  deswegen  von  .hoher  Bedeutung,  weil  die 
Beweisbarkeit  eines  Rechtsgeschäfts  durch  Eid  häufig  ein  genügender  Grund  sein 
wird,  um  sich  andere  Beweismittel  nicht  zu  sichern. 


§  68.  Die  Edifionspflicht. 

V.  Bar  II,  S.  390. 

I.  Die  Editionspßicht  ron  Urkunden  untersteht^  soweit  sie  auf  eineyn 
privatrechtUchcn  Recht  st  itel  ruht,  demjenigen  Gesetze,  tcehhes  für  das 
betreffende  Rechtsrerhälttiis  materiell  inassgebend  ist. 

1 .  In  dieser  Beziehung  kann  gesagt  werden,  dass  die  Editionspflicht 
{§  422  D.  C.  P.  0.)  beispielsweise  ruht  auf 

a)  Eigentum  oder  Miteigentum, 

b)  Sozietät, 

c)  bestimmten  vertraglichen  Titeln. 
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§  422  der  D.  C.  P.  O.  bestimmt: 

Der  Gegner  ist  zur  Vorlegung  der  Urkunde  verpflichtet, 
wenn  der  Beweisfübrer  nach  den  Vorschriften  des  bürgerlichen 
Rechts  die  Herausgabe  oder  die  Vorlegung  der  Urkunden  ver- 
langen kann. 

§  423: 

Der  Gegner  ist  auch  zur  Vorlegung   derjenigen  in   seinen 

Händen   befindlichen  Urkunden   verpflichtet,   auf  welche  er  im 

Prozesse  zur  Beweisführung  Bezug  genommen  hat,  selbst  wenn 

dieses  nur   in   einem   vorbereitenden  Schriftsatze   geschehen  ist. 

2.  Zu  beachten  ist  ferner,  dass  die  Editionspflicht  vertraglich  weg- 
bedungen sein  kann,  sofern  sie  auf  einem  civilistischen  Rechtstitel  beruht. 

a)  Eine  solche  Vereinbarung  (pactum  ne  edatur)  kommt  z.  B. 
vor  im  Sozietätsrechte  namentlich  für  den  Fall,  dass  ein 
Socius  stirbt  und  die  Gesellschaft  fortgesetzt  wird,  ferner 
auch  bei  Dienstverträgen  mit  partiarischem  Charakter  speziell 
bei  Tantiöme-Verträgen  und  Versicherungsverträgen  insofern, 
als  der  Berechtigte  sich  nur  auf  das  Inventar  und  die  Bilanz 
stützen  darf  (Lyon-Caen  undi  Renault  I,  Nr.  29  bis).  Im 
allgemeinen  sind  solche  Verträge  rechtsgültig. 

h)   Immerhin  ist  auf  §  118  des  deutschen  H.  G.  B.  zu  verweisen. 

Ein  Gesellschafter  kann,  auch  wenn  er  von  der  Geschäfts- 
führung ausgeschlossen  ist,  sich  von  den  Angelegenheiten  der 
Gesellschaft  persönlich  unterrichten,  die  Handelsbücher  und  die 
Papiere  der  Gesellschaft  einsehen  und  sich  aus  ihnen  eine  Bilanz 
anfertigen. 

Eine  dieses  Recht  ausschliossende  oder  beschränkende  Ver- 
einbarung steht  der  Geltendmachung  des  Rechtes  nicht  entgegen, 
wenn  Grund  zu  der  Annahme  unredlicher  Geschäftsführung 
besteht. 

3.  Unter  diesen  Umständen  geht  es  durchaus  nicht  an,  die  Editions- 
pfticht  einfach  der  lex  fori  zu  unterstellen. 

11.  Süicfit  die  Editionspjlich f  ausschliesslich  auf  dem  Prozessrechte 
ruhfy  konuHt  das  Recht  zur  A}iwendun(j,  unter  weichein  der  Prozess  ge^ 
führt  wird. 

Dieser  Fall  liegt  z.  B.  vor,  wenn 

1.  das  Prozessgesetz  in  allgemeiner  Weise  eine  Editionspflicht 
statuiert, 
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2.  eine  Partei  infolge  Anrufung  von  Urkunden  die  Editions- 
pflicht begründet  (§  423  D.  C.  P.  0.). 

In  Handelsrechtssachen  bestimmt  Art.  45  D.  H.  G.  J5.,  dass  das 
Gericht  auf  Antrag  oder  von  Amtswegen  die  Vorlegung  der  Handels- 
bücher einer  Partei  anordnen  kann;  ebenso  Art.  15  Code  de  comraerco 
(auch  §  546  Zürcher.  Prozessgesetz).  Und  Art.  879  des  Schweiz.  Obli- 
gationenrechtes bestimmt: 

Bei  Streitigkeiten  über  Rechtsverhältnisse,  welche  aus  dem 
Betriebe  eines  Geschäftes  herrühren,  können  diejenigen,  welche 
zur  Führung  von  Geschäftsbüchern  verpflichtet  sind,  zur  Vor- 
legung derselben,  sowie  der  empfangenen  Geschäftsbriefe  und 
Telegramme  angehalten  werden. 

Wenn  die  lex  fori  (im  Privatrecht  oder  Prozessgesetze)  die  Editions- 
pflicht statuiert,  so  kann  sie  angerufen  werden,  auch  wenn  das  Recht, 
welches  sonst  für  das  Rechtsverhältnis  massgebend  ist,  sie  nicht  anordnet. 
Wir  haben  es  dann  mit  einer  Vorschrift  zu  tun,  welche  aufzufassen  ist 
als  die  Wirkung  des  Prozessrechtsverhältnisses,  das  aus  der  Litis- 
kontestation  hervorgeht.  In  diesem  Sinne  spricht  sich  auch  v.  Bar,  Lehr- 
buch, S.  170/1  aus.  Man  darf  weiter  sagen,  dass  die  zitierten  Vor- 
schriften Teile  des  massgebenden  prozessualischen  Rechtsprinzips  seien, 
nach  dem  eine  Streitigkeit  durchgeführt  werden  muss:  sie  hängen  natur- 
gemäss  (als  ordinatoria  litis)  von  der  lex  fori  ab  (§  61,  B.  II).  Schon 
die  holländische  Schule  stellte  begreiflicherweise  hier  auf  das  Prozess- 
recht ab.  P.  Voet:  si  de  instrumentis,  sie  exhibenda  sie  edenda,  ut 
fert  loci  statutum  ubi  exhibentur  vel  eduntur  (S.  393  oben).  Dass  die 
englisch-amerikanische  Theorie  diesen  Spuren  folgt,  ist  nicht  auff'allend 
(Story,  Conflict  Nr.  633,  spez.  635  b,  Wharton  §  755  ff.).  Auch  in  Frank- 
reich wurde  auf  diesen  Gesichtspunkt  abgestellt  (Lyon-Caen  und  Re- 
nault I,  Xr.  301  bis). 

Die  auf  prozessualischen  Rechtsgründen  ruhende  Editionspflicht 
unterliegt  grundsätzlich  einer  vertraglichen  Disposition  nicht. 

III.  Die  Edition  der  Ilandehbüclter  anbetreffend  ist  neuerdings  zu 
sagen,  dass  sie  auswärtigen  Kauf /eilten  nur  ausnahmsweise  zur  Pflicht 
gemacht  werden  kann. 

1.  Es  ist  auf  §  66  zu  verweisen  (S.  420  und  421  oben). 

2.  Die  Rechtspfl(»ge  muss  sich  hier  mit  Rogatorien  behelfen  und 
mit  Surrogaten  (amtlich  beglaubigten  Auszügen).  Gestützt  auf  die  Ilaager- 
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Übereinkunft  ist  denn  auch  ein  auswärtiges  Gericht  innerhalb  der  ihr 
beigetretenen  Staaten  verpflichtet,  die  nötigen  Erhebungen  und  Auszüge 
aus  den  Ilandelsbüchern  zu  machen  (Journal  1902,  XXIX,  p.  795  u  796). 

Anmerkungen. 

1.  Die  Kdttionspflicbt  bebtcht  auch  gegenüber  den  Staaten,  soweit  es  sich  um 
amen  privatrechtlichen  Verkehr  des  Fiskus  handelt 

2.  Die  Editionspflicht  spielt  im  englisch-amerikanischen  Rechte  nicht  die  Rolle, 
wie  im  europäischen  Rechte.  "Werden  wichtige  Papiere,  Kon'espondenzen,  Bücher 
usw.  trotz  gestelltem  Begehren  nicht  ediert,  so  wird  die  beweispflichtige  Partei 
zu  dem  sekundären  Beweise  (secondary  evidence)  im  Gegensatze  zu  dem  primären 
(primary  evidence)  zugelassen.  Vgl.  Taylor  a.  a.  0.  I,  §  865  flf.,  §  410  ff.  Es  gibt 
denn  auch  in  der  englischen  Doktrin  keinen  technischen  Ausdruck  für  die  Editions- 
pflicht. 

3.  Ai-t.  9  des  schweizerischen  Bundesgesetzes  über  das  Postregal  von  1894  ent- 
hält (am  Schlüsse)  folgende  Bestimmung:  Auf  Begehren  einer  kompetenten  Gerichts« 
oder  Polizeibehörde  kann  die  Postverwaltung  Einsichtnahme  oder  Auslieferung  von 
Postsendungen  oder  Auskunfterteilung  über  den  Postverkehr  zwischen  bestimmten 
Personen  verfügen.     Vgl.  dazu  B.  B.  1903  I,  S.  594. 

4.  §  810  D.  B.  G.  B.  bestimmt: 

Wer  ein  rechtliches  Interesse  daran  hat,  eine  in  fremdem  Besitze 
beflndliche  Urkunde  einzusehen,  kann  von  dem  Besitzer  die  Ge- 
stattung der  Einsicht  verlangen,  wenn  die  Urkunde  in  seinem 
Interesse  errichtet  oder  in  der  Urkunde  ein  zwischen  ihm  und  einem 
andern  bestehendes  Rechtsverhältnis  beurkundet  ist,  oder  wenn  die 
Urkunde  Verhandlungen  über  ein  Rechtsgeschäft  enthält,  die  zwischen 
ihm  und  einem  andern  oder  zwischen  eniem  von  beiden  und  emem 
gemeinschaftlichen  Vermittler  geschlossen  worden  sind. 

8  45  der  D.  IL  G.  B.  sagt: 

Im  Laufe  eines  Rechtsstreites  kann  das  Gericht  auf  Antrag 
oder  von  Amts  wegen  die  Vorlegung  der  Handelsbücher  einer  Partei 
anordnen. 

Die  Vorschriften  der  Civilprozessordnung  über  die  Verpflichtung 
des  Prozossgegners   zur   Vorlegung  von  Urkunden  bleiben  unberührt. 

5.  Das  gegenwärtige  Buiidesprivatrecht  hat  eine  Editionspflicht  in  weitem  Um- 
fange statuiert.     Art.  879  O.  R.  bestimmt  nämlich: 

Bei  Streitigkeiten  über  Rechtsverhältnisse,    welche  aus  dem  Be- 
triebe   eines    Gcrtchäftcs    herrühren,    können   diejenigen,    welche   zur 
Fülirung  von  Geschäftsbüchern  verpflichtet  sind,    zur   Vorlegung  der- 
selben, sowie  der  enipfangoncn  Geschäftsbriefe  und  Telegramme  ange- 
li alten  werden. 

<).  §  427  D.  ('.  P.  0.  bestimmt: 

Kommt  der  Geicncr  der  Anordnung,  die  Urkunde  vorzulegen 
(oder  den  Eid  zu  leisten),  nicht  nach,    so  ist,  wenn  der  Beweisführer 
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eine  Absohrifl;  der  Urkunde  beigebracht  bat,  diese  Abschrift  als  richtig 
anzusehen.  Ist  eine  Abschrift  der  Urkunde  nicht  beigebracht,  so 
können  die  Behauptungen  des  BeweisfQhrers  über  die  Beschaffenheit 
und  den  Inhalt  der  Urkunde  als  bewiesen  angenommen  werden. 


§  69.    Die  Präsumtionen. 

V.  Bar  II,  8.  383. 

I.  Die  privatrechtlichen  Prammtionen  unterstehen  dem  Gesetze  des 
Ortes,  welches  das  bestimmte  Rechtsverhältnis  ordnet.  , 

1.  Es  handelt  sich  hier  um  einen  Bestandteil  des  materiellen  Rechts, 
das  für  das  betreffende  Rechtsverhältnis  entscheidend  ist.  Es  kommt 
deswegen  das  hier  aufgestellte  Prinzip  zur  Anwendung. 

Dies  zeigt  sich  sofort,  wenn  man  die  einzelnen  Vermutungen,  die 
das  Privatrecht  aufstellt,  einer  Prüfung  unterzieht. 

§  1591  D.  G.  B.  statuiert  die  Ehelichkeit  eines  Kindes  auf  Grund 
einer  Vermutung,  um  das  Familienrecht  des  Kindes  gehörig  zu  schützen. 
Art.  312  des  französischen  Code  civil  drückt  den  Gedanken  anders 
aus :  L'enfant  con9U  pendant  le  mariage  a  pour  pere  le  mari  und  dann 
wird  dem  Ehemann  für  den  Fall  der  Anfechtung  die  Beweislast  über- 
bunden. 

§  20  B.  G.  B.  bestimmt: 

Sind  mehrere  in  einer  gemeinsamen  Gefahr  umgekommen, 
*so  wird  vermutet,  dass  sie  gleichzeitig  gestorben  seien. 

Überall  liegen  hier  materiell  rechtliche  Bestimmungen  vor. 

2,  Auch  im  Seerechte  gibt  es  im  Kapitel  des  Zusammenstosses 
von  Schiffen  einzelne  Präsumtionen  der  Schuld,  z.  B.  wenn  es  sich  um 
ein  Segelschiff  oder  um  ein  Dampfschiff  handelt.  Diese  Bestimmungen 
haben  ebenfalls  einen  materiell  rechtlichen  Charakter  (R.  0.  H.  G.  XXIV^ 
8.  85;  V.  Bar  II,  S.  210). 

11.  Das  Prinzip  erleidet  einzelne  Ausnahmen, 

1.  Der  lex  fori  unterntehen  diejenigen  Vermutungen  und  Schluss- 
folgerungen, welche  sich  auf  eine  bestimmte  Art  der  Prozessführung 
stützen  und  die  sich  dann  als  eine  Konsequenz  des  Prozesses  ergeben. 

a)    Wenn  eine  Partei,    der    aufgegeben  worden    ist,    Urkunden    im 
Original,  Korrespondenzen,  Auszüge  usw.  vorzulegen,  dieser  Auf- 
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läge  nicht  nachkommt,  kann  der  Richter  bestimmte  Vermutungen 
aufstellen  und  sie  verwerten. 

Diese    Spezialität    der  Vermutung    ergibt   sich    ausschliess- 
lich aus  dem  Prozess  —  es  liegt  eine  rein  prozessualische  Prä- 
sumtion vor. 
h)  Durch    Fristversäumnis   kann    der    ganze   Stand    des    Prozesses 
alteriert  werden. 

2.  Der  lex  fori  unterstehen  ferner  auch  solche  Präsumtionen,  die 
in  einem  Gebiet  festgestellt  werden,  das  durch  besondere  öffentlich- 
rcoiitliche  Bestimmungen  regiert  wird. 

§   168  Österreich.  B.  G.  B.  bestimmt  z.  B. : 

Wer  auf  eine  in  der  Gerichtsordnung  vorgeschriebene  Art 
überwiesen  wird,  dass  er  der  Mutter  eines  Kindes  innerhalb  des 
Zeitraumes  beigewohnt  habe,  von  welchem  bis  zu  ihrer  Ent- 
bindung nicht  weniger  als  6,  nicht  mehr  als  10  Monate  ver- 
strichen sind ;  oder,  wer  dieses  auch  nur  ausser  Gericht  gesteht, 
von  dem  wird  vermutet,  dass  er  das  Kind  erzeugt  habe. 

Die  Anwendung  dieser  Vermutung  auf  eine  in  Wien  (dem  frühern 
Domizil  des  Beklagten)  stattgefundene  Schwängerung  wurde  am  Prozess- 
orte Zürich)  nicht  anerkannt  (Handbuch  I,  S.  372  u.  373). 

Anmerkung. 

Vgl.  J.  W.  Hedemann,  Die  Vermutung  nach  dem  Recht  des  deutschon 
RcMchcH.     im)4. 

§  70.    Das  Geständnis. 

I.  Da8  Geständnis  ist  kein  Beweismittel,  solidem  ein  Dispositionsakt. 
Es  kommt  desiiegen  darauf  dasjenige  Gesetz  2ur  Anwendung,  dem  dfr 
Hechtsakt  materiell  unterliegt, 

1.  Yorbehalten  bleibt  der  Fall,  dass  in  dem  Geständnisse  ein 
neuer  selbständiger  Reclitsvorgang  zu  finden  ist,  in  welch  letzterem 
Falle  die  «^[ewölnilichen  Kechtsgrundsätze  angewendet  werden  (Domizil- 
rerlit  d(^s  Scluildners ;  lex  loci  contractus). 

2.  Das  anwendbare  Gesetz  ist  (abgesehen  von  dem  soeben  erwähn- 
ten Falle)  in  der  Uegt^l : 

aj   die  lex  domicilii,    beziehungsweise   davsjenige   Gesetz,    das    über 

obligatorische  Rechtsverhältnisse  massgebend  ist, 
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b)  die  lex  patriae  in  familienrechtlichen  Fragen, 

c)  die   lex   des   frühern   Domizils   des  Erblassers   in  erbrechtlichen 
Fragen. 

n.  Die  Bedeutujig  und  der  Wert  gerichtlicher  Geständnisse  unter- 
steht der  lex  fori, 

Anmerkungen.  • 

1.  Es  ist  noch  einmal  daran  zu  erinnern,  dass  GeständnisBe  über  den  Inhalt 
auswärtigen  Privatrechts  nicht  binden.     S.  144  oben. 

2.  Ob  in  bestimmten  Ausfilhrungen  eines  Stellvertreters  (oder  sogar  eines  Begut- 
achters), gestützt  auf  das  von  der  Prozesspartei  oder  ihrem  Anwalte  produzierte 
Kechtsgutachten,  Geständnisse  gefunden  werden  können,    hängt  von  der  lex  fori  ab. 


§  71.     Die  Formen  einer  Beweiserhebung  im  Auslande. 

V.  Bar  n,  S.  369  ff. 

I.  Im  allgemeinen  ist  davon  auszugehehen^  dass  die  eigeyitUchen 
prozessualischen  Hilfsaktionen  der  ausländischen  Gerichte,  welche  sie  auf 
Veranlassung  der  internen  Gerichte  vornehmen^  dem  ausländischen  Pro- 
zessgesetze  unterworfen  sind.  Und  der  gleiche  Satz  gilt  natürlich,  wenn 
der  ausländische  Richter  gewisse  prozessualische  Handlungen  im  Inlande 
vornehmen  lässt:  es  kommt  dann  das  interne  Prozessrecht  zur  Anwendung. 

1.  Es  sind  zwei  Fälle  möglich: 

a)  das  ausländische  Gesetz  verlangt  mehr  Formalitäten  als  dasjenige 
des  erkennenden  Gerichts.  Z.  B.  das  ausländische  Gesetz  for- 
dert die  Beeidigung  von  Zeugen,  während  das  interne  Recht  sie 
nicht  kennt; 

b)  das  interne  Gesetz  statuiert  weitergehende  Formalitäten  als  das- 
jenige des  requirierten  Staates.  Z.  B.  das  letztere  Gesetz  kennt 
die  Beeidigung  von  Zeugen  nicht,  wohl  aber  verlangt  sie  der 
requirierende  Staat. 

In  beiden  Fällen  ist  dasjenige  Gesetz  massgebend,  unter  dem  der 
betreffende  richterliche  Akt  vollzogen  wird.  Denn  es  handelt  sich  da- 
bei um  öffentliches  Recht,  und  es  ist  nicht  zulässig,  auf  den  fakultativen 
Charakter  der  Regel  locus  regit  actum  hinzuweisen. 

Zur  Rechtsgültigkeit  einer  gorichtlichen  Zeugeneinvernehmung  be- 
darf es  darnach  der  Beobachtung  derjenigen  Formen,  welche  vom  Staate, 
wo  dieselbe  vorgenommen  wird,  vorgeschrieben  sind  (v.  Bar  II,  S.  359). 
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Wenn  also  z.  B.  Zeugenprotokolle  über  Aussagen  von  Zeugen  in 
Brasilien  (die  dort  zum  ewigen  Gedächtnisse  einvernommen  wurden) 
in  einem  in  Zürich  pendenten  Prozesse  produziert  werden^  so  kann 
nicht  verlangt  werden,  dass  die  Formen  des  zürcherischen  Prozess- 
gesetzes beobachtet  würden:  es  kommt  auf  die  von  der  brasilianischen 
Gesetzgebung  vorgeschriebenen  Formen  an  (H.  E.  XVIII,  S.  227). 

2.  Dabei  bildet  es  eine  Frage  für  sich,  nach  w^elchem  Gesetze 
sich  diejenigen  Formalitäten  richten,  welche  die  rechtzeitige  Kenntnis 
der  Gegenpartei  darüber  betreffen,  wann  und  wo  der  gerichtliche  Akt 
im  Auslande  stattfinde.  In  dieser  Beziehung  kommt  es  darauf  an,  ob 
das  Gesetz  des  urteilenden  Richters  die  Anwendung  seines  eigenen 
Rechts  verlange. 

3.  Es  ist  hinzuweisen  auf  §  365  D.  C.  P.  0. : 

Der  beauftragte  oder  ersuchte  Richter  ist  eimächtigt,  falls 
sich  später  Gründe  ergeben,  welche  die  Beweisaufnahme  durch 
ein  anderes  Gericht  saohgemäss  erscheinen  lassen,  dieses  Gericht 
um  die  Aufnahme  des  Beweises  zu  ersuchen.  Die  Parteien 
sind  von  dieser  Verfügung  in  Kenntnis  zu  setzen. 

4.  Bricht  über  die  Relevanz  der  Beweissätze  und  namentlich  über 
die  Zulässigkeit  von  Fragen  an  die  Zeugen  oder  Experten,  ferner  über 
die  Verwerfung  der  Zeugen  Streit  unter  den  Parteien  aus,  so  kann  er 
nur  durch  das  urteilende  Gericht  entschieden  werden.  Vgl.  auch  §  36& 
der  ü.  C.  P.  0. 

Erhebt  sich  bei  der  Beweisaufnahme  vor  einem  beauftragten  oder 
ersuchten  Richter  ein  Streit,  von  dessen  Erledigung  die  Fortsetzung 
der  Beweisaufnahme  abhängig  und  zu  dessen  Entscheidung  der  requi- 
rierte Richter  nicht  berechtigt  ist,  so  erfolgt  die  Erledigung  nur  durch 
das  Prozessfjericift. 

5.  Eine  separate  Stellung  des  requirierten  Gerichts  kann  entstehen, 
wenn  die  requirierende  Stelle  ein  Schiedsgericht  ist.  Vgl.  §  589  der 
österreichitjchen  Civ.  P.  ().: 

Von  den  Schiedsrichtern  für  erforderlich  erachtete  richter- 
liche Handlungen,  zu  deren  Vornahme  dieselben  nicht  befugt 
sind,  werden  auf  Ersuchen  der  Schiedsrichter  von  dem  zustän- 
digen staatlichen  Gerichte  vorgenommen.  Im  Zweifel  ist  da» 
Ersuchen  an  das  Boziiksgericht  zu  stellen,  in  dessen  Sprengel 
die  Han<llung  vorgenommen  werden  soll. 
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Das  ersuchte  Gericht  hat  dem  Ersuchen  zu  entsprecheD, 
sofern  dasselbe  nicht  gesetzlich  unzulässig  ist.  In  Ansehung 
einer  Beweisaufnahme  stehen  diesem  Gerichte  insbesondere  auch 
die  Entscheidungen  zu,  welche  für  den  Fall  der  Beweisaufnahme 
durch  einen  ersuchten  Richter  durch  die  Bestimmungen  des 
gegenwärtigen  Gesetzes  dem  erkennenden  Gerichte  oder  dem 
Prozessgerichte  Yorbehalten  sind. 

II.  Indessen  lässt  sich  ex  comitate  gentium  rechtfertigen,  dass  hier 
gegenseitig  Komessionen  gemacht  werden,  sofern  keine  zwingenden  Gründe 
dagegen  sprechen  und  der  betreffende  Staat  ein  bezügliches  Begehren  stellt. 

1.  Die  Frage  wird  namentlich  praktisch  in  folgenden  Fällen : 

a)  Zeugen  und  Sachverständige  werden  beeidigt,  wenn  der  requirie- 
rende Staat  es  wünscht  auch  dann,  wenn  das  Inland  solche  For- 
malitäten nicht  kennt  oder  die  Beeidigung  wird  nicht  vorgenommen, 
obschon  das  interne  Recht  es  verlangt,  weil  der  requirierende 
Staat  unter  andern  Gesetzen  steht. 

b)  die  Parteien  werden  zur  Zeugeneinvernahme  zugelassen,  obschon 
das  interne  Prozessrecht  dies  verbietet,  das  Gesetz  des  erkennen- 
den Richters  es  gestattet  oderumgekehrt:  die  Parteien  werden 
nicht  zugelassen,  obschon  das  interne  Recht  es  gestattet,  weil 
das  Gesetz  des  erkennenden  Richters  es  verbietet. 

2.  Praktisch  macht  sich  die  Sache  dann  so,  dass  der  requirierende 
Staat  bald  ein  Mehreres  verlangt,  als  das  Gesetz  des  requirierten  Staates 
statuiert  oder  aber  dass  er  sich  mit  der  Beobachtung  von  einer  geringern 
Art  der  Formalität  begnügt,  als  das  Gesetz  aufstellt,  unter  welchem 
ein  gerichtlicher  Akt  vor  sich  geht. 

Vgl.  §  369  D.  C.  P.  0.: 

Entspricht  die  von  einer  ausländischen  Behörde  vorgenom- 
mene Beweisaufnahme  den  für  das  Prozessgericht  geltenden  Ge- 
setzen, so  kann  daraus,  dass  sie  nach  den  ausländischen  Gesetzen 
mangelhaft  ist,  kein  Einwand  entnommen  werden. 

Das  deutsche  Reichsgericht  (Entscheidungen  II,  S.  373  u.  374) 
sagt,  es  ergebe  sich  aus  der  zitierten  prozessrechtlichen  Norm  auch  der 
umgekehrte  Satz: 

dass  eine  im  Auslände  vorgenonunene  Beweisaufiiahme  auch 
dann  als  rechts  wirksam  anzuerkennen  sei,  wenn  sie  zwar  nach 
den  für  das  Prozessgericht  geltenden  Gesetzen  mangelhaft  sei, 
aber  den  entsprechenden  ausländischen  Gesetzen  entspreche. 

Melli,  IntemaÜonaleH  CirilprozeBürecht.  28 
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Die  gleiche  Frage  kann  auch  interkantonal  auftreten,  wenn  z.  B. 
die  Parteien  oder  ihre  Vertreter  den  ausserkantonalen  Zeugeneinver- 
nehmungen beiwohnen  wollen  gemäss  dem  Kechte  des  Kantons,  woselbst 
der  Prozess  gefuhrt  wird,  während  diese  Befugnis  an  dem  Orte  der  Ein- 
vernehmung nicht  besteht  (Graubünden,  Unterwaiden  nid  dem  Wald). 

3.  In  dieser  Beziehung  ist  neuerdings  auf  das  Haager  Überein- 
kommen (S.  56  oben)  zu  verweisen. 

Dieses  Prozessübereinkommen  wurde  von  der  IV.  Staatenkonferenz 
im  Haag  (1904)  einer  eingehenden  Revision  unterzogen  (S.  193  oben). 
Aber  das  Übereinkommen  ist  schon  in  seiner  jetzigen  Gestalt  für  die 
internationale  Rechtspflege  von  hoher  Bedeutung,  weil  die  dadurch  sank- 
tionierte Rechtshilfepflicht  eine  sehr  weite  Ausdehnung  hat. 

ni.  Nun  ist  wohl  zu  beachten,  dass  das  Gesetz  des  urteilenden 
Staates  die  Vorschrift  aufstellen  kann^  es  müsse  unter  dem  Präjudiz 
der  Nichtigkeit  nach  seinem  eigenen  Rechte  der  andern  Partei  Mittei- 
lung von  dem  im  auswärtigen  Staate  stattfindenden  gerichtlichen  Akte 
gemacht  werden. 

1.  In  dieser  Beziehung  kommt  es  ganz  wesentlich  darauf  an,  wel- 
chem Prinzipe  (Parteibetrieb;  Offizialbetrieb)  die  Gesetzgebung  des  ur- 
teilenden Staates  huldigt. 

2.  In  Belgien  wurde  entschieden,  dass  einer  durch  das  belgische 
Gericht  in  Spanien  veranlassten  Zeugeneinvernehmung  vorausgehend  der 
Partei  des  Beweisgegners  eine  Zitation  nach  belgischem  Rechte  zuge- 
stellt werden  müsse,  damit  sie  Gelegenheit  habe,  ihre  Rechte  zu  wahren. 
Die  Erwägungen  enthalten  folgende  Ausführungen  (Journal  1875  H, 
S.  216): 

Attendu  qu^on  objecte  vainement  quMl  n'est  pas  prouv6  que 
la  legislation  espagnole  exige  que  i'enqudte  ait  lieu  contradic- 
toirement,  sous  peine  de  nullite ;  attendu  que  la  röglc  locus  regit 
actum  ii^est  applicable  qu'ä  Teuqudte  elle-mdmo  faite  k  Bilbao 
et  nullement  aux  significations  et  sommations  pr6alables  k  l'en- 
qu^te  et  qui  devaient  se  faire  en  Belgique  oü  le  proc^  entre 
parties  etait  pendant;  —  qu'ü  n'importe  ddnc  pas  de  savoir  si 
la  peine  de  nullite  est  consacree  par  la  loi  espagnole,  dans  Thy- 
pothese  pr6rappell6o;  attendu  qu'il  suit  de  ce  qui  pr6cMe  que 
ren(|u^tc  doit  dtre  declar 6c  nulle,  soit  qu'on  Tappr^cie  au  point 
de  vue  du  droit  naturel  de  la  defense,  soit  qu'on   i'appr^ie  au 


435 

point  de  Yue  du  Code  de  procedure  beige,  qui  devait  Hre  suivi 
par  le  difendeur  pour  ce  qui  concemait  la  sommation  d'ctssister 
ä  VenqtiHe  et  la  signification  de  la  liste  des  t^nioins. 

Wir  stehen  hier  vor  einer  Anwendung  des  Satzes  der  zwingenden 
internen  Rechtssätze  (§  9  oben). 

3.  Im  deutschen  Civilprozessrechte  gelten  folgende  Normen: 

§  36B  Soll  die  Beweisaufnahme  im  Ausland  erfolgen,  so 
hat  der  Vorsitzende  die  zuständige  Behörde  um  Aufnahme  des 
Beweises  zu  ersuchen. 

Kann  die  Beweisaufnahme  durch  einen  Reichskonsul  erfolgen, 
so  ist  das  Ersuchen  an  diesen  zu  richten. 

§  364.  Wird  eitte  ausländische  Behörde  ersucht,  den  Be- 
weis aufzunehmen,  so  kann  das  Gericht  anordnen,  das»  der  Be- 
weisf&hrer  das  Ersuchungsschreiben  zu  besorgen  und  die  Erledi- 
gung des  Ersuchens  zu  betreiben  habe. 

Das  Gericht  kann  sich  auf  die  Anordnung  beschränken, 
dass  der  Beweisfiihrer  eine  den  Gesetzen  des  fremden  Staates 
entprechende  öffentliche  Urkunde  über  die  Beweisaufnahme  bei- 
zubringen habe. 

In  beiden  Fällen  ist  in  dem  Beweisbeschlusse  eine  Frist  zu 
bestimmen,  binnen  welcher  von  dem  Beweisführer  die  Urkunde 
auf  der  Gerichtsschreiberei  niederzulegen  ist.  Nach  fruchtlosem 
Ablaufe  dieser  Frist  kann  die  Urkunde  nur  benuzt  werden, 
wenn  dadurch  das  Verfahren  nicht  verzögert  wird. 

Der  Beweisführer  hat  den  Gegner,  wenn  möglich,  von  dem 
Orte  und  der  Zeit  der  Beweisaufnahme  so  zeitig  in  Kenntnis 
zu  setzen,  dass  derselbe  S('ine  Rechte  in  geeigneter  Weise  wahr- 
zunehmen vermag.  Ist  die  Benachrichtigung  unterblieben,  so 
hat  das  Gericht  zu  ermessen,  ob  und  inwieweit  der  Beweisführer 
zur  Benutzung  der  Beweis  Verhandlung  berechtigt  sei. 

4.  Anlässlich  der  Revision  des  Haager  Übereinkommens  betreifend 
den  Civilprozess  (Mai/ Juni  1904)  wurde  in  Art.  11   folgendes  bestimmt: 

L'autorit6  requerante  scra,  si  eile  le  demande,  inform6e  de 
l|L  date  et  ou  Heu  oü  il  scra  proc6d6  k  la  mesure  sollicitee,  afin 
que  la  partie  interess^e  seit  en  6tat  d'y  assister. 

.IV.  In   diesem  Zusammenhange   ist   auf  die  Ausführung   über  die 
Requisitofnalien  zu  verweisen.     Vgl.  §   12  oben. 

Das  Zürcherische  Obergericht  gestattete  mit  Beschluss  vom  31.  Ok- 
tober   1901,   dass   die   Abordnung   eines    deutschen   Landgerichtes   die 
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Einvernehmung  von  Zeugen  auf  dem  Gebiete  des  Kantons  Zürich  vor- 
nehme und  leite,  unter  dem  Vorbehalte  allfiilliger  Einsprachen  der 
Zeugen.     Dabei  wurde  ferner  bestimmt: 

Der  deutsche  Richter  ist  hierauf  hinzuweisen,  in  der  Mei- 
nung, dass  er  die  Zeugen  zunächst  auf  ihr  Recht  zur  Einver- 
nahme vor  dem  hiesigen  Richter  aufmerksam  zu  machen  hat 
Der  deutsche  Richter  ist  berechtigt,  die  Zeugen  nach  deutscher 
Eidesformel  zu  beeidigen,  sofern  die  Zeugen  nicht  von  ihrem 
Recht,  den  Eid  zu  verweigern  (H.  E.  XIX,  S.  314)  Gebrauch 
machen ;  auf  dieses  Recht  sind  sie  hinzuweisen.  Verweigern  die 
Zeugen  den  Eid,  so  sind  sie  vom  deutschen  Richter,  wenn  sie 
denselben  nicht  überhaupt  abgelehnt  haben,'  nach  Vorschrift  des 
§  377  des  Rechtspflegegesetzes  vor  der  Einvernahme  an  ihre 
Pflicht  zu  ermahnen,  die  volle  und  ganze  Wahrheit  zu  sagen  und 
dabei  auf  die  Folgen  des  falschen  Zeugnisses  zu  verweisen. 

Das  Bezirksgericht  Zürich  stellte  in  München  das  Gesuch,  dort 
wohnende  Zeugen  selbst  einzuvernehmen.  Allein  das  k.  Landgericht 
München  I  erklärte  am  6.  Oktober  1899,  es  könne  dem  gestellten  Er- 
suchen nicht  entsprochen  werden,  und  es  fügte  bei: 

Nach  einer  Eröffnung  des  k.  Staatsministeriums  der  Justiz 
kann  die  Vernehmung  von  Zeugen  und  Sachverstaudigen  in 
Bayern  durch  ausländische  Behörden  ebensowenig  wio  die  Aus- 
übung eines  sonstigen  Hoheitsrechtes  durch  ausländische  Be- 
hörden gestattet  werden.  Ein  Bedürfnis  hiefür  dürfte  auch  nicht 
vorliegen,  da  nichts  im  Wege  steht,  dass  die  Beteiligten  der 
auf  Ansuchen  durch  den  bayrischen  Richter  vorzunehmenden 
Beweisaufnahme  beiwohnen  und  die  ihnen  angemessenen  Fragen 
stellen  lassen. 

Anmerkung. 

Ik'zü^lich  der  gogoiisoitigen  Konzenbionen,  die  sich  die  Staaten  ex  comitate 
gentium  bei  Beweiserhebungen  machen  können,  vgl.  hier  den  Vorschlag  von 
Domin  PetruHhevocz  S.  46  oben  und  §  39  der  Österreich iöclien  JuriHdiktionsnorm 
S.  48  oben. 
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C.  Norsa  in  Rev.  de  droit  international  IX,  p.  85  und  86 :  II  est 
absolument  necessaire  de  reconnaitre  en  principe,  comme  une  regle  de 
droit  international,  qu'on  ne  peut  proceder  dans  un  Etat  k  TexÄcution 
d'une  sentence  suivant  les  formes  et  les  conditions  preacrites  par  une 
loi  etrangcre,  mais  suivant  les  prescriptions  de  la  loi  du  pays;  c'est  Ijt 
une  regle  k  laquelle  le  juge  ne  peut  ni  ne  doit  d^roger.    Gar  il  s'agit 
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d'une  matiere  d'ordre  public.  L'on  ne  saurait  admettre  une  execution 
quelconque  contre  des  personncs,  ou  sur  des  biens  situ^s  dnns  le  pays, 
suivant  les  dispositions  d*uDe  loi  etrangere,  en  vertu  de  prescriptions 
d^cretees  par  des  magistrats  ^trangers  et  au  nom  d^un  souverain  etranger, 
sans  offenser  la  souverainete  nationale. 

E.  Haus,  Du  droit  prive  qui  regit  les  etrangers  en  Belgique  (1874) 
p.  338 :  La  force  exccutoire  est  un  fait  special  qui  se  distingue  de  l'acte  ; 
eile  derive  de  la  puissance  publique  et  ne  peut  etre  communiquee  k  un 
acte  que  par  la  puissance  du  licu  oü  l'acte  est  mis  k  execution;  eile 
exige  l'intervention  de  l'autorite  comp6tente  et  raccomplissement  des 
fornialit^s  prescrites  par  la  loi  de  ce  lieu. 

VareüleS'SommiheSy  La  synthese  du  droit  international  priv6  II, 
p.  13  begründet  die  Formalität  des  Exequatur  so:  La  dignit6  de  la 
France  exige  que  ses  agents  ne  soient  pas  mis  directement  en  mouve- 
ment  par  une  autorite  etrangere.  De  plus,  il  serait  difficile  k  ces  agents 
de  reconnaitre  par  eux-raemes  si  la  piece  qu'on  leur  presonte  comme 
un  jugement  etranger,  et  qui,  le  plus  souvenf,  est  redigee  dans  une 
langue  qu'ils  ignorent,  est  bien  un  yeritable  et  authentique  jugement. 
II  y  a  une  autre  raison,  meilleure  encore,  c'est  qu'il  est  des  cas  ou  les 
jugements  etrangers  ne  doivent  pas  etrc  executes  en  France  et  qu'une 
autorit6  judiciaire  eclairee  peut  seule  discerner. 

Damit  stimmt  auch  die  Gesetzgebung.     Vgl.  z.  B. 

a)  Art.  559  Codice  di  proced.  civ. : 

Le  sentcnze  dei  trlbunali  stranieri  e  gli  aiti  autentici  rlcc- 
Yuti  fuori  del  Regno  uon  sono  esecutivi  nel  Regno  senza  Tautori- 
zazziono  data  in  conformit^  del  titolo  XII  del  libro  terzo. 

b)  §  722  D.  C.-P.-O.: 

Aus  dem  Urteil  eines  ausländischen  Gerichts  findet  die 
Zwangsvollstreckung  nur  statt,  wenn  ihre  Zulässigkeit  durch 
ein  Vollstreckungsurteil  ausgesprochen  ist. 

Das  ausländische  Urteil  als  solches  ist  darnach  im  Inlande  niemals 
Vollstreckungstitel  (Wach,  Vorträge  über  die  Reichscivilprozessordnung, 
2.  Aufl.   1896  S.  314). 

3.  Die  Anhebung  des  Exequaturverfahrens  hat  am  meisten  Ähn- 
lichkeit mit  der  actio  judicati  des  römischen  Rechts  (Keller- Wach,  Der 
römische  Civilprozess,  5.  Ausg.  §  73). 

Ob  hier  eine  Widerklage  zulässig  ist,  kann  nicht  im  allgemeinen 
bejaht  oder  verneint  werden  (S.  391  oben):  es  kommt  auf  die  positive 
Gesetzgebung  an.  Eine  grosse  Rolle  kann  sie  freilich  der  Regel  nach 
kaum  spielen. 
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In  Deutschland  ist  die  Frage  sehr  kontrovers.  Wach  ist  der  An- 
sicht, eine  Widerklage  sei  statthaft  (Handbuch.  I,  S.  485  Anm.  37). 
Leske  u.  Löwenfeld,  (Die  Rechtsverfolgung  im  internationalen  Verkehr  I, 
S.  693,  809)  und  v.  Bar  (II,  S.  523  u.  524)  treten  mit  Entschiedenheit 
dagegen  auf.  Vgl.  auch  Klein,  Z.  für  intern.  Priv.-  und  Str.-R.  VI, 
S.  332—338. 

Anders  liegt  die  Sache  natürlich,  wenn  trotz  eines  auswärtigen 
Urteils  nicht  das  Exequaturverfahren  beantragt,  sondern  eine  Klage 
gestützt  auf  das  alte  materielle  Rechtsverhältnis  erlioben  wird. 

II.  Ob  ein  für  die  Exekution  geeigneter  R'^chtstitel  im  Einzelfalle 
vorliegt,  ist  jeweilen  an  der  Hand  der  positiven  Gesetzgebung  zu  ent- 
scheidest. 

1.  Theoretisch  massgebend  ist  die  Tatsache,  ob  ein  rechtlicher 
Vorgang  (Endurteil,  Teilurteil,  Surrogat  eines  Urteils)  vorliegt,  durch 
welchen  zwischen  zwei  Parteien  ein  Streit  beendigt  und  durch  welchen 
festgestellt  wird,  dass  der  Beklagte  entweder  eine  Leistung  an  den 
Kläger  vorzunehmen  hat  oder  aber,  dass  er  davon  entbunden  ist,  und 
zwar  dergestalt,  dass  jede  neue  Geltendmachung  des  erledigten  Rechts- 
anspruchs abgeschnitten  wird  und  der  Kläger  die  Erfüllung  der  fest- 
gestellten Leistung  durch  ein  Vollziehungsbegehren  erwirken  kann 
(A.  E.  y,  S.  183). 

Es  ist  nicht  zu  verlangen,  dass  das  Urteil  von  einer  Civilinstanz 
aur^gehe:  ein  Adhäsionsurteil  kann  ebenfalls  der  Exekution  unterliegen. 

Man  spricht  von  der  materiellen  Rechtskraft,  v.  Canstein  sagt 
in  seinem  Werke  Das  Civilprozessrecht,  3.  Aufl.  1905,  I,  S.  1008/9,  da- 
runter sei  zu  verstehen  die  Unbestreitbarkeit  eines  definitiv  festgestellten 
Privatrechtsanspruches  und  die  Gebundenheit  des  neuerlich  angegangenen 
Richters  an  das  materiell- rechtskräftige  Urteil. 

2.  Auf  die  äussere  Bezeichnung  der  Entscheidung  oder  des  Rechts- 
aktes kommt  es  nicht  an. 

a)  Ebenbürtig  mit  den  Urteilen  stehen  auch  die  gerichtlichen  Ver^ 
gleiche  da.     Vgl.  dazu  §  794  Nr.  1  u.  2  d.  C.-P.-O. 

In  der  Schweiz  sind  die  vor  dem  Friedensrichter  abge- 
schlossenen Vergleiche  einem  rechtskräftigen  Urteile  gleich  zu 
achten.  Allerdings  unterliegen  sie  nach  einzelnen  Prozess- 
gesetzen der  schriftlichen  Form. 

Im  Kanton  Bern  ist  das  Gleiche  zu  sagen  bezüglich  eines 
Vergleiches,  der  vor  dem  Vermittler  abgeschlossen  wird.  Der 
Vormittler  ist   mit   dem  Friedensrichter   nicht   identisch    (§  117 
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des  revidierten  Qesetzes  über  das  gerichtliche  Verfahren  in  Civil- 
rechtsstreitigkeiten  1883,  vgl.  §  119). 

b)  Auf  gleichem  Boden  mit  den  Urteilen  stehen  auch  solche  ge- 
richtliche Erledigungsbeschlusse,  durch  Vielehe  die  Anerkennung 
eines  Rechtsanspruches  festgestellt  wird.  Man  kann  sagen:  die 
confessio  stehe  der  sententia  gleich. 

c)  Einem  Beschlüsse  kann  der  Charakter  des  definitiven  Erkennt- 
nisses ferner  zukommen,  wenn  ein  vollstreckungsfähiger  Teil 
der  klägerischen  Ansprache  durch  Bcschluss  ausgeschieden  und 
als  vollstreckbar  erklärt  wird. 

d)  Der  Charakter  eines  definitiven  Urteiles  kann  unter  Umständen 
sogar  einer  einstweiligen  Verfugung  zukoremen,  z.  B.  dann,  wenn 
es  sich  um  einen  von  einem  ausländischen  Gerichte  im  Schei- 
dungsprozesse zugesprochenen  Sustentationsbeitrag  bis  zur  rechts- 
kräftigen Erledigung  des  Scheidungsprozesses  handelt  (Blätter 
für  zürcherische  Rechtsprechung   1902  II,  S.  27  u.  28). 

3.  Es  scheiden  von  vornherein  aus: 

aj  Strafurteile.  Darunter  fallen  aber  Urteile  über  civilrechtliche 
Deliktsklagen  nicht  und  zwar  auch  dann  nicht,  wenn  sie  sich 
auf  die  Verletzung  strafrechtlicher  (oder  polizeirechtlicher)  Nor- 
men beziehen.     Vgl.  Dicey  p.  220 — 222. 

bj   Steuerentscheide,  Bussendekreturen. 

4.  Es  muss  sich  im  allgemeinen  um  ein  definitives  Urteil  handeln. 
Es  gehören  also  der  Regel  nach  nicht  hieher  Zwischenurteile,  Beweis- 
urteile, provisorische  Verfügungen. 

5.  Kach  Art.  944  des  italienischen  Codice  di  Proced.  civ.  sind 
auch  attL  autentici,  die  im  fremden  Staate  errichtet  wurden,  zu  exequie- 
ren, vorausgesetzt,  dass  sie  exequierbare  Titel  repräsentieren  nach  dem 
Rechte  des  Orts,  von  dem  sie  herrühren. 

Ebenso  in  Osterreich  (§  1  Exec.-Ord.).  Vgl.  dazu  v.  Canstein,  Das 
Civilprozessrecht,  3.  Aufl.,  1905,  I,  S.   1021. 

Beiläufig  mag  hier  erwähnt  werden,  dass  der  französisch-belgische 
Staatsvertrag  in  Art.   16  eine  ähnliche  Bestimmung  enthält 

6.  Die  Frage,  ob  ein  wiiklich  rechtskräftiges  Urteil  vorliege,  muss 
nach  dem  Rechte  desjenigen  Staates  entschieden  werden,  in  welchem 
es  erlassen  worden  ist. 

III.  Die  Exekution  eines  auswärtigen  Urteils  muss  sich  stets  genau 
an  das  Dispositiv  halfen» 

Dem  Dispositiv  kommt  in   erster  Linie   die  Rechtskraft   zu,  wenn 
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gegen  das  Urteil  keine  Rechtsmittel  mehr  zulässig  sind  oder  keine  er- 
hoben werden.  Die  Erwägungen  stützen  nur  das  Dispositiv  (A.  E. 
XXVIII,  2  T.  S.  319).  Daher  muss  auf  das  Dispositiv  grosse  Sorg- 
falt verwendet  werden.  Das  Gericht  des  Exekutionsstaate«  kann  keine 
darin  nicht  aufgeführte  Kondemnation  (wie  z.  B.  für  Zinsen,  Kosten, 
Advokaturgebühren,  für  Führung  des  auswärtigen  Prozesses)  hinzu- 
fügen (Journal  1885,  XII,  p.  87). 

IV.  Es  ist  die  Frage  aufgeworfen  worden,  ob  die  Parteien  herechtigt 
seien,  durch  Vertrag  die  materielle  Prüfung  eines  auswärtigen  Urteils  durch 
die  internen  Gerichte  zum  voraus  weg  zubedingen.    Sie  ist  zu  verneinen. 

1.  In  Frankreich  wurde  ausgesprochen,  dass  es  sich  hier  um  eine 
Frage  der  öffentlichen  Ordnung  handle  und  damit  stimmen  Lachau  und 
Duguin,  De  l'execution  des  jugements  etrangers  d'apr^s  la  jurisprudence 
fran^aise  avec  le  texte  des  principaux  arrets  et  jugements,  Paris  1889, 
p.  41  u.  42.  Dies  ist  zweifellos  der  entscheidende  Gesichtspunkt.  Er 
wird  auch  betont  von  A.  Jarasse,  Essai  sur  la  substance  et  les  effets 
des  Conventions  en  droit  international  prive  (1886),  denn  dieser  Autor 
bemerkt  zutreffend  S.  79:  II  importe  de  ne  pas  confondre  les  effets 
d'une  Convention  avec  les  moyens  donnes  par  les  lois  sur  la  procedure 
pour  la  faire  executer.  Les  questions  de  procedure  sont  regies  par  la 
lex  fori  et  ne  dependent  pas  de  la  volonte  des  parties:  c'est  une  ques- 
tion  de  souverainete  .... 

2.  Vauthier  ist  anderer  Meinung  in  einer  Abhandlung:  Vollstreckung 
eines  ausländischen  Urteils,  Z.  f.  Internat.  Priv.-  u.  Str.-R.  IV,  S.  120 
bis  126.  Er  stützt  sich  namentlich  darauf,  dass  ja  auch  die  Verein- 
barung zulässig  sei,  das  Urteil  eines  fremden  Gerichts  ohne  Wider- 
spruch zu  vollstrecken. 

V.  Es  gibt  keine  allgemeine  Rechtstheorie  über  die  Exekution  aus- 
uärfiger  Civilurfeile. 

1.  Die  positiven  Gesetze  der  Staaten  gehen  von  ganz  verschiedenen 

Gesichtspunkten  aus. 

2.  Auch  die  Staatsverträge  ruhen,  soweit  sie  bestehen,  auf  ganz 
divergierenden  Anschauungen. 

Anraerkungeii. 

1.  Erst  in  dem  hier  eröffneten  Abschnitte  war  richtigerweise  vott  den  Ver- 
schiedenheiten des  Urteilsbegritfö  zu  reden. 

2.  Was  das  Konkurberkenntnis  anbetrifft,  so  ist  darüber  im  internationalen 
Konkursreclite  speziell  zu  handeln. 
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3.  Geschichtlich  ist  hinzuweisen  auf  Burgundus,  Ad  consuetndincs  Flandriae, 
Tractatus  III,  Nr.  1  u.  2,  der  in  einem  besondem  Titel  die  Frage  behandelt:  utrum 
sententiae  excedant  territoriuro.  Und  Ulr.  Hubor  fasst  seine  AusfUhrungen  im  Werke 
De  jure  civitatis,  über  III,  sectio.  IV,  cap.  I,  Nr.  47  in  folgender  Konklusion  zu- 
sammen:  Ex  his  omnibus  palam  est:  neque  leges  ntque  jurisdictionea  alienas  uilum 
effectum  habere  in  aliis  territoriis,  nisi  ex  Yoluntate  populorum. 

BouUenois,  Traitö  de  la  personnalitö  et  de  la  r^alit6  des  lois,  coutumes  ou  Sta- 
tuts I,  titre  second,  chap.  lY,  Obscrv.  XX Y  macht  einige  Ausfuhrungen  Ober  die  Exe- 
kution fremder  Urteile. 

4.  Pasquale  Fiore  sagt  in  seinem  Werke  Elementi  di  Diritto  internazionale 
private,  3.  ed.  1889,  p.  616:  in  qualunque  sentenza  conviene  ben  distinguere  Tautorit^ 
della  cosa  giudicata,  Judicium,  dalla  sua  forza  esecutiva  che  6  voro  atto  di  sovranitä, 
perch^  deriva  dal  potere  coercitivo,  dalP  imperium. 

5.  Regelmässig  wird  der  Satz  ausgesprochen,  dass  Strafurteile  auswärtiger 
Staaten  im  internen  Gebiete  nicht  exequiert  werden.  Ygl.  z.  B.  Pasquale  Fiore,  Trait6 
de  droit  p6nal  international  et  de  Textradition  (Antoine)  2.  ^d.  I,  Nr.  112.  Auch 
Wharton,  Treatise  on  the  conflict  of  laws  2.  ed.  §  108,  §  4  und  sodann  §  838. 
Auch  Dicey  stellt  die  Regel  (rule  40)  auf:  The  Court  has  no  Jurisdiction  to  entertain  an 
action  for  the  enforcement  either  directly  or  indirectly,  of  a  penal  law  of  a  foreign 
country.  —  Es  gibt  auch  einzelne  Gesetze,  die  spezielle  Normen  darüber  enthalten. 
So  bestimmen  §  36  u.  225  des  österr.  Strafgesetzbuches,  da.ss  Urteile  ausländischer 
Strafbehörden  in  keinem  Falle  zu  vollziehen  seien. 

So  unbedingt  kann  freilich  das  Prinzip  in  Tat  und  Wahrheit  nicht  anerkannt 
werden.  Es  gibt  Fälle,  in  welchen  der  interne  Cifilrichter  auch  auswärtige  strafge- 
richtlichc  Urteile  respektiert.  An  dieser  Stelle  will '  ich  nur  an  Scheidungsprozesse 
erinnern  und  au  eine  Yerurteilung  im  Auslande  wegen  Ehebruchs,  schwerer  Miss- 
handlung, tiefer  Ehrenkränkung,  Nachstellung  nach  dem  Leben  und  speziell  auch 
an  eine  Yerurteilung  zu  einer  entehrenden  Strafe. 


§  73.    Einzelne  Spezialitäten  von  Urteilen. 

1.  Was  die  Adhäsionsurteile  anbetrifft,  so  kann  darin  in  rechts- 
kräftiger Weise  über  einen  civilrechtlichen  Anspruch  entschieden  werden, 
obschon  der  Streit  mit  der  Behandlung  des  Strafurteils  vereinigt  und 
darüber  ein  civilrechtliches  Petitum  vom  Strafgericht  gleichzeitig  und 
in  demselben  Verfahren  verhandelt  und  beurteilt  wurde.  Insofern 
ist  das  Urteil  ein  Civilurteil.  Ob  auswärtige  Adhäsionsentscheide  der 
Exekution  unterliegen,  hängt  von  der  allgemeinen  Frage  ab,  wie  sich 
der  interne  Staat  zu  der  Exekution  von  Urteilen  überhaupt  stellt  und 
von  dem  Inhalte  der  Staatsverträge.  Was  die  Schweiz  betrifft,  so 
hindert  Art.  59  B.-V.  die  Anerkennung  ausländischer  Adhäsionsurteile 
{S.  269  oben),  —  anders  liegt  die  Sache  jetzt  interkantonal  (A.  E.  XXIV, 
1.  T.  S.  457  und  S.  270  oben). 
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2.  Was  die  Entscheide  der  Dispacheurs  anbetrifft,  so  gilt  auch  hier 
das  unter  1   Gesagte. 

Unter  den  Dispacheurs  sind  zu  verstehen  die  unparteiischen  Dritten 
(die  häufig  auch  amtlich  bestellt  werden),  welche  die  Berechnung  und 
Verteilung  von  Seeschäden  namentlich  in  Fällen  der  grossen  Havarie 
vornehmen.  In  der  Praxis  vertreten  die  Entscheide  der  Dispacheurs 
allerdings  ein  gerichtliches  Urteil. 

8.  Was  die  Kontumazurteile  (jugements  par  defaut)  anbetrifft,  so 
ist  bezüglich  ihrer  internationalen  Exekution  besondere  Vorsicht  an- 
zuwenden. 

Qanz  speziell  ist  dabei  zu  untersuchen,  ob  das  erkennende  Qericht 
kompetent  war.  Nach  einzelnen  Gesetzen  muss  die  Kompetenz  vor- 
banden sein: 

a)  entweder  gestützt  auf  einen  Staats  vertrag ; 

b)  oder    nach    den   Gesetzen   des    erkennenden   Gerichts    und    des 
Exekutionsstaats.     Immerhin  ist  auf  S.  199  ff.  hinzuweisen. 

In  diesem  Zusammenhang  ist  darauf  aufmerksam  zu  machen,  dass 
einzelne  Staaten  eine  sehr  weitgehende  Kompetenz  in  Anspruch  nehmen, 
—  es  mag  erinnert  werden  an  den  Gerichtsstand  des  Erfüllungsorts 
(S.  234  oben).  Solche  Urteile,  die  in  Abwesenheit  des  Beklagten  go« 
fSllt  werden,  werden  in  der  Schweiz  nicht  exequiert  (vergl.  z.  B.  den 
Entscheid  des  Audienzrichteramts  Zürich,  1.  Juli  1903  i.  S.  Billig  gegen 
Rommel). 

Ferner  ist  zu  sagen,  dass  in  England  (abgesehen  vom  Scheidungs- 
prozesse) ein  Forum  schon  dann  als  vorhanden  angesehen  wird,  wenn 
ein  Auswärtiger  nur  vorübergehend  in  England  weilt.  Ja  dem  ameri- 
kanischen Eisenmagnat  Schwab  wurde  am  28.  März  1 905  auf  seiner  Europa- 
reise in  Plymouth  auf  einem  deutschen  Schiffe  in  englischen  Gewässern 
eine  Klage  des  David  Rotschild  in  London  wegen  Vertragsbruchs  über- 
reicht, durch  welche  er  vor  das  Londoner  Gericht  zitiert  wurde.  Aller- 
dings ist  fraglich,  ob  diese  Zustellung  korrekt  ist. 

Ein  Kontumazurteil  kann  im  Auslande  weiter  nicht  exequiert  werden^ 
wenn  es  im  Staate  dos  erkennenden  Gerichts  nicht  mehr  exekutionsfahig 
ist.     Vgl.  Art.   156,  Code  de  Proced.  civ.: 

Tous  jugements  par  defaut  ....  scront  ex6cut6s  dans  les 
six  mois  de  leur  obtention,  sinoii  seront  r^putis  fwn  acefius. 

4.  Bezüglich  der  Kontumazurteile  enthalten  einzelne  Staatsverträge 
spezielle  Bestimmungen.     Dies  trifft  zu: 

a)  beim   französisch-schweizerischen    Staatsvertrage  (Art.  17,  Nr.  2 
und  dazu  A.  E.  XXX,  1.  T.  S.  342). 
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b)  bei  der  Erklärung  des  Kantons  Aargau  und  des  Grosshcrzogtums 
Baden  von  1867  (Art.  11). 

5.  Eine  besondere  Stellung  nehmen  die  Urteile  über  deft  Status 
einer  Person  ein;  denn  solche  Urteile  werden  regelmässig  in  andern 
Staaten'  ohne  weiteres  anerkannt. 

Es  ist  hier  an  Urteile  über  Adoption,  Legitimation,  über  die 
eheliche  oder  uneheliche  Qeburt,  sowie  an  solche  über  Ehescheidung 
und  Ehenichtigkeitsklagen  zu  denken  (speziell  in  letzterer  Beziehung 
ist  freilich  das  schweizerische  Recht  zu  reservieren:  S.  71  und  227 
oben).  Hier  bedarf  es  regelmässig  einer  Exekution  im  gewöhnlichen 
Sinne  nicht,  wie  schon  Daguin  bemerkt  hat:  On  est  g6neralement 
d'accord,  aujourd^hui,  pour  admettre  que  les  decisions  des  tribunaux 
etrangers  statuant  sur  des  questions  d'etat  n'ont  pas  besoin  d'exequatur 
pour  jouir  en  France  de  Tautorit^  de  la  chose  jugee  et  pour  y  regir 
Tetat  et  la  capacite  des  6trangers  qu'elles  Interessent  (Daguin  im  Journal 
1889  XVI,  p.  40;  vergl.  allerdings  auch  p.  41). 

Die  deutsche  C.-P.-O.  behandelt  die  Statusurteile  auch  in  sepa- 
rater Weise  und  begünstigt  sie.     §  328  bestimmt  am  Schlüsse: 

Die  Vorschrift  der  Nr.  5  (Verbürgung  der  Gegenseitig- 
keit) steht  der  Anerkennung  nicht  entgegen,  wenn  das  Urteil 
einen  nicht  vermögensrechtlichen  Anspruch  betriiTt  und  nach 
den  deutschen  Gesetzen  ein  Gerichtsstand  im  Inlando  nicht  be- 
gründet war. 

Darnach  werden  in  Deutschland  ausländische  Urteile  in  dieser 
Materie  auch  dann  anerkannt,  wenn  die  Gegenseitigkeit  nicht  ver- 
bürgt ist.    Vergl.  aber  §  81  Nr.  3  der  österr.  Exec.-Ordg.  (S.  478). 

Dudley  Field  stellt  „as  to  status  of  a  person**  in  Art.  672  fol- 
genden Satz  auf:  Un  jugement  rendu  sur  la  condition  et  sur  les  rela- 
tions  personnelles,  politiques  ou  legales  d'une  personne  d^termineo,  est 
d6cisif  vis-ä-vis  de  toutes  pcrsonnes. 

6.  Eigenartig  ist  ferner  das  Fe^tstelhingsurteil,  Es  bildet  keinen 
Vollstreckungstitel  (B.  B.   1905  IV,  S.  135  u.   136   und  S,  384  oben). 

Ferner  mögen  hier  noch  Präjudizialvrteih  erwähnt  werden. 

7.  Die  Gerichtsurteile  der  eigtnen  staatlichen  Konsuln  sind  keine 
auswärtigen  Urteile. 

a)  Die  Urteile  der  Konsulargerichtsbarkeit  sind  ohne  weiteres  exe- 
quierbar. Daguin,  Journal  1889  XVI,  p.  42  führt  aus:  Nous 
croyons  qu'aucune  discussion  ne  peut  s'elever  sur  le  point  de 
savoir  si  les  decisions  de  nos  consuls  sont  de  piano  executoires- 
en  France. 
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b)  In  der  Schweiz  werden  die  Urteile  schweizerischer  Konsular- 
gerichte unter  Art.  61  B.-V.  gestellt,  also  als  ohne  weiteres 
exequierbar  erklärt  (Blumer-Morel,  Handbuch  des  schweizerischen 
Bundesstaatsrechts,  3.  Aufl.  I,  S.  319  u.  320). 

Der  Bundesrat  ging  sogar  80  weit,  die  Urteile  des  franzö- 
sischen Konsulargerichts  in  Konsfantinopel  und  Alexandrien  über 
die  Ehescheidung  von  Schweizern  denjenigen  der  ordentlichen 
schweizerischen  Gerichte  gleichzustellen,  —  immerhin  unter  dem 
Yorbehalte  der  Anerkennung  und  Anwendung  des  Statusrechts 
der  Schweizer  (B.  B.  1904  I,  S.  459  u.  460  Nr.  13;  vergl. 
§  36  oben). 

8.  Eine  besondere  Stellung  nehmen  die  Urteile  der  in  Ägypten  be- 
stehenden Tribunaux  mixtes  ein. 

In  den  bei  dieser  Institution  beteiligten  Ländern  (S.  372  oben) 
sollte  im  Grunde  von  einer  materiellen  Nachprüfung  nicht  die  Rede 
sein  können,  wenn  die  in  den  vereinbarten  Codes  aufgestellten  Sätze 
respektiert  werden.  Allein  die  Urteile  der  Tribunaux  mixtes  sind  ju- 
ristisch eben  doch  als  auswärtige  Urteile  anzusehen:  sie  rühren  von 
ägyptischen  Gerichten  her,  und  in  der  Tat  ist  es  richtig,  dass  das  Im- 
perium dieser  Magistrate  (wenigstens  äusserlich  angesehen)  auf  der 
Gewalt  des  Khediven  ruht. 

Faucliille  führte  im  Journal  1880  VII,  p.  459  aus:  k  notre  sens 
il  faut  faire  ä  ces  tribunaux  de  la  reforme  une  Situation  mixte;  il  ne 
faut  les  traiter  ni  comme  des  tribunaux  exclusivement  frangais  ni  comme 
des  tribunaux  exclusivement  etrangers. 

Pauchille  a.  a.  0.,  p.  457 — 463,  kommt  unter  Berufung  auf  das 
französische  Gesetz  vom  21.  April  1832  (Ausführung  der  RheinschiiF- 
fahrtskonvention)  zu  dem  nach  ihm  durch  die  Analogie  gerechtfertigten 
Schlüsse,  dass  die  Entscheidungen  der  ägyptischen  Tribunaux  mixtes 
in  Frankreich  excquierbar  sein  müssen,  par  cela  seul  que  les  tribunaux 
frauQais,  sans  les  re viser  nu  fond,  les  aiiront  declarees  non  contraires 
k  Tordre  public  fran^ais  et  rendues  par  les  juges  "competents  (p.  463). 
Daguin  macht  im  Journal  18S9  XVI,  p.  51  die  Bemerkung,  dass  dem 
zitierten  Gesetze  heute  nur  nocli  ein  historisches  Interesse  zukomme, 
da  Frankreich  seit  1871  nicht  mehr  Uferbewohner  des  Rheines  sei. 
Auch  vertritt  Daguin  die  Auffassung,  dass  es  sich  um  ägyptische  Urteile 
handle  (p.  43  u.  44).  Mit  dieser  letztern  Auffassung  stimmt  auch  das 
T'rteil  im  Journal  XXX,  p.  905 — 907. 

9.  Die  in  Tvnis  ron  den  einheimischen  Gerichten  erlassenen  Urteile 
bedürfen    eines  Exequatur   der    französischen  Gerichte,   die   nur  erteilt 
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wird  nach  einer  revision  au  fond.  Dagegen  sind  die  von  den  framö- 
^ischffi  Gerichten  stammenden  Urteile  in  Tunis  oder  in  Frankreich  ohne 
weiteres  exequierbar,  wie  wenn  Tunis  ein  französisches  Gebiet  wäre 
(Berge  im  Journal  1895  XXII,  p.  782—784).  Die  Kompetenz  der 
französischen  Gerichte  ist  auf  Streitigkeiten  zwischen  Nichteinheimischen 
und  Einheimischen  ausgedehnt  worden.  Die  einheimischen  Gerichte 
sind  kompetent  für  Streitigkeiten  zwischen  Einheimischen  (S.  367  oben). 

Anmerkungen. 

1.  Der  Art.  12  des  französisch-schweizerischen  Staats v^ertrages  enthält  folgende 
Bestimmung: 

Gegen     ein     Kontumazialurteil  L^opposition  k  un  jugemcnt  par 

kann   nur  bei   den   Behörden   des 


Landes,   in  ^velchem   dieses  Urteil 


d^faut  ne  pourra  dtre  formte  que 
devant  les  autorit^s  du  pays  oijI  le 
jugement  aura  6t6  rendu. 


erlassen  worden  ist,  Opposition  ein- 
gelegt werden. 

2.  Vgl.  das  vom  Institut  de  dr.  i.  angenommene  Projekt  bez.  der  Ausübung 
der  Gerichtshoheit  im  Orient,  S.  308  oben. 

3.  Burgundus  fQhrt  im  tractatus  III,  Nr.  1  u.  2  unter  dem  Titel:  utrura  sen- 
tentiae  excedant  territorium,  folgendes  aus:  ....  Omnium  condemnationum  summa 
divisio,  pariter  in  tria  genera  deducitur:  aut  enim  in  rem,  aut  in  pcrsonam,  aut  in 
utramque  conoipiuntur.  fn  rem,  quoties  alicui  res  asseritur,  hoc  est  ejus  esse  dicitur, 
vel  jure  creditoris,  aut  alio  modo  possidenda  datur.  In  personam  si  condemnetar  ad 
aliquid  dandum  aut  patiendum,  faciendum,  aut  non  faciendum,  nl  si  yersonae  staium 
afficiat  ....  Auf  Grund  seiner  Erörterungen  unterscheidet  dann  Burgundus  (Nr.  7 
u.  S)  die  sententia  realis  und  personalis,  und  er  fugt  bei:  personalis  personas  dumtaxat 
afficit.  Und  Nr.  11  sagt  Burgundus:  Sod  quoniam  omnis  propositi  nostri  summa  eo 
spectat,  ut  sciatur  utrum  suum  sententia  egrediatur  territorium;  excutiamus  itaque 
uaturam  singularum:  nam  mihi  quidem  sola  illa,  quae  de  statu  personae  fertur^  ex^ 
plicare  vires  extra  territorii  limites  vidctur. 

Die  Unterscheidung  der  sententia  personalis  und  realis  findet  sich  auch  bei 
Damhouder,  Praxis  rerum  civilium,  caput  CCLVIII,  Nr.  7. 

4.  Über  die  questions  d'^tat  vergl.  noch  Journal  IX,  p.  176,  X,  p.  51  u.  52, 
Revue  de  dr.  i.  XYI  p.  143. 

5.  §  379  der  C -P.-O.  des  Kantons  Aargau  (1901)  bestimmt: 

Wer  die  Vollziehung  eines  von  einem  ausländischen  Richter  er- 
lassenen Uugehorsamsurteils  verlangt,  muss  sein  Gesuch  bei  dem  Ober- 
gerichte anbringen.  Das  letztere  entscheidet  nach  schriftlicher  Ver- 
nehmlassung des  Verfällten  Qber  die  Zulässigkeit  des  Yollstreckungs- 
gesuches.  Wird  das  Urteil  als  vollst rcckungsfähig  erklärt,  so  ist  es  wie 
ein  von  einem  aargauischen  Gerichte  erlassenes  rechtskräftiges  Urteil 
zu   vollziehen. 
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§  74.    Die  Geltendmachung  der  negativen  Wiricung 

der  abgeurteilten  Sache. 

I.  Die  für  die  Exelutioii  attsländischer  Urteile  geltenden  Be-- 
Stimmungen  sind  nicht  auch  auf  die  Einrede  dei'  res  judicata  anzu- 
wenden. Auch  wenn  man  die  Vollstreckung  und  die  eben  erwähnte 
Einrede  nur  als  zwei  Seifen  einer  Bechtsirirkung  ansehen  tcill,  so  folgt 
daraus  gleichwohl  nicht,  dass  eine  innere  Notwendigkeit  bestehe,  beide 
gleich  zu  behandeln.  Mit  andern  Worten:  Exekution  und  Rechtskraft- 
einrede  sind  zu  unterscheiden. 

1.  Auch  wenn  die  Exekution  eines  fremden  Urteils  nicht  ohne 
weiteres  gewährt  wird,  so  ist  damit  das  fremde  Urteil  noch  nicht  als 
nicht  vorhanden  hinzustellen :  es  übt  doch  eine  negative  Wirkung  aus^ 
und  der  Sieger  kann  einem  erneuten  Angriff  gegenüber  die  exceptio- 
rei  judicatse  stellen  („a  plea  in  bar**). 

Wan  spricht  in  der  Theorie  von  der  positiven  und  negativen  Wir- 
kung des  rechtskräftigen  Urteils  (Keller:  Über  Litiskontestation  und 
Urteil  nach  klassischem  römischen  Rechte.  Zürich,  1827.  Seite  223, 
Note  4)  Diese  Unterscheidung  kann  auch  im  internationalen  Rechts- 
leben verwendet  werden,  und  man  muss  so  sagen: 

a)  unter  der  positiven  Wirkung  des  Urteils  ist  zu  verstehen  die 
aus  dem  auswärtigen  kondemnierenden  Urteile  hervorgehende 
Berechtigung,  die  Vollstreckung  zu  verlangen, 
h)  unter  der  negativen  Wirkung  ist  zu  verstehen  die  aus  dem  aus- 
wärtigen Urteile,  welches  den  Rechtsanspruch  abweist,  hervor- 
gehende Einrede,  dass  der  gleiche  Rechtsanspruch  im  Inlande 
nicht  noch  einmal  erhoben  werden  könne.  Die  Geltendmachung 
dieser  negativen  Wirkung  ist  kein  Akt  der  Vollstreckung.  Und 
in  der  Tat  macht  schon  Savigny  (VI,  S.  413  und  414)  die 
Bemerkung,  die  Einrede  der  Rechtskraft  habe  eine  weitere 
Wirkungssphäre  als  die  Ilxekution  und  die  actio  judicati,  da 
diese  nur  aus  einer  Verurteilung  entspringen  können.  Richtiger- 
weise wird  man  davon  ausgehen  müssen,  zu  sagen:  die  Wirkung 
eines  von  dem  kompetenten  Gerichte  abgewiesenen  Klage- 
anspruchs besteht  darin,  dass  er  nicht  wieder  geltend  gemacht 
werden  kann.  Dieser  Rcchtsnnspruch  ist  ohne  zeitliche  und 
ohne  räumliche  Beschränkung  vernichtet.  Die  Vollstreckung 
eines  ausländischen  Urteils  durch  die  internen  Vollstreckungs- 
organe ist  etwas  anderes  als  die  Anerkennung,    dass   durch  daa 
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Urteil  ein  bindender  Rechtszustand  geschaffen  sei.  Da,  wo  ein 
positives  Tun  verlangt  wird,  ist  es  geboten,  besondere  Eautelen 
aufzustellen.  Die  blosse  Anerkennung  der  negativen  Wirkung 
des  fremden  Urteils  ist  aber  nur  an  die  Voraussetzung  zu 
knüpfen,  dass  das  erkennende  Gericht  kompetent  war. 
2.  Das  fremde  Urteil  und  die  darauf  gestutzte  materiell-recht- 
liche res  judicata  besteht,  und  v.  Bar  sagt  deswegen  zutreffend^  man 
^ürfe  im  Grunde  nur  untersuchen,  ob  das  erkennende  Gericht  kompe- 
tent war,  wobei  die  Frage  der  wirklichen  Zwangsvollstreckung  selb- 
ständig dastehe  (v.  Bar  II,  S.  420—423).  Diese  Auffassung  ist  nun 
aber  sehr  lebhaft  angefochten  worden.  So  hat  Wach  (Handbuch  I, 
S.  225  und  226)  ausgeführt,  dass  ein  ausländisches  Urteil,  das  die 
Requisite  der  Vollstreckung  entbehre,  auch  nicht  die  Unterlage  für  die 
Rechtskraft  in  ihrer  negativen  Funktion  bieten  könne:  „alle  praktischen 
Erwägungen,  welche  dieser  Folgerung  entgegenstehen  könnten,  ver- 
mögen nicht  de)i  Gesetzesinhalt  und  dessen  Logik  zu  brechen*'.  Auch 
Kohler  meint,  es  wäre  ein  höchst  seltsames  und  prinzipwidriges  Ver- 
hältnis, wollte  man  ein  fremdes  Urteil  für  das  Inland  bindend  erklären, 
wenn  es  die  Klage  abweist,  und  als  nicht  bindend,  wenn  es  verurteilt 
(Kohler:  Gesammelte  Beiträge  zum  Civilprozess,  8.  551  und  552). 
Allein  die  mangelnde  Pflicht,  ein  kondemnierendes  Urteil  des  Auslandes 
im  Inlande  zu  exequieren,  ruht  im  Grunde  auf  einem  beklagenswerten 
Zustande,  der  aber  von  der  Gesetzgebung  sanktioniert  ist.  Allein 
daraus  ergibt  sich  nicht  mit  Notwendigkeit,  dass  die  Geltendmachung 
der  negativen  Rechtskraft  auch  unzulässig  sei.  Ich  möchte  zwar  nicht 
sagen,  dass  die  Berechtigung,  die  negative  Wirkung  der  res  judicata 
geltend  zu  machen,  damit  allein  zu  begründen  sei,  dass  der  Kläger 
durch  Anstellung  der  Klage  im  Auslande  sich  selbst  das  Urteil  zuge- 
zogen habe.  Die  Rechtskraft  ruht  in  der  Tat  nicht  auf  einer  Unter- 
werfung unter  die  ausländische  Jurisdiktion  (Wach  I,  S.  227).  Allein 
der  Replik,  welche  die  Einrede  der  abgeurteilten  Sache  als  unzulässig 
erklärt,  steht  in  meinen  Augen  die  Triplik  des  dolus  generalis  ent- 
gegen: der  Kläger  hat  seinen  Rechtsanspruch  freiwillig  einem  auslän- 
dischen Gerichte  unterstellt,  und  er  darf  den  gleichen  Rechtsanspruch 
nicht  noch  einmal  anderswo  geltend  machen,  ohne  sich  dem  Vorwurfe 
des  Dolus  auszusetzen:  „bis  de  eadem  re  ne  sit  actio*.  Würde  das 
Gegenteil  angenommen,  so  könnte  bei  jedem  Wohnsitzwechsel  des 
Beklagten  eine  neue  Civilklage  gestellt  werden,  da  die  Exekution  der 
Civilurteile  heute  immerhin  doch  als  eine  Ausnahme  auf  dem  Welt- 
boden   zu    bezeichnen    ist.     Dieses  Resultat   ist   absolut  unannehmbar. 
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Klagewiederholungen  können  nicht  geduldet  werden.  Die  hier  ver- 
tretene Ansicht  ruht  nach  dem  Gesagten,  wie  ich  nicht  bestreite,  auf 
wesentlich  praktischen  Gesichtspunkten. 

3.  Mit  Rücksicht  auf  diese  Ausführungen  darf  man  nicht  sagen, 
dass  die  für  die  Vollstreckung  aufgestellten  Voraussetzungen  (Exequatur) 
auch  dann  gelten,  wenn  nur  die  negative  Wirkung  der  res  judicata 
geltend  gemacht  wird.  Mit  andern  Worten:  die  Einrede  der  entschie- 
denen Sache  muss  ohne  materielle  Nachprüfung  zugelassen  werden, 
obschon  die  letztere  zum  Zwecke  der  Vollstreckung  vorgeschrieben  ist. 
Dieser  Theorie  huldigt  man: 

a)  in  England,  Pigott,  Foreign  judgments  L,  S.  29—31 :  •  .  .  when 
the  defendant  produces  it  (the  foreign  judgment),  the  plaintiff 
having  brought  an  action  on  the  original  cause  of  action, 
.  .  .  the  füll  force  of  the  maxim  res  judicata  pro  veritate  habetur 
is  to  apply ;  that  is,  the  foreign  judgment,  will  be,  in  its  eflPect, 
identical  with  an  English  judgment  under  sirailar  conditions,  in 
other  words,  it  will  be  a  synonym  for  truth. 

b)  in  Frankreich.  Es  ist  auf  Weiss,  Traite  elementaire  de  droit 
international  prive  2.  ed.  p.  817  hinzuweisen:  En  ce  qui  touche 
Tautorite  de  la  chose  jugee,  nous  pensons  que  rien  ne  s'oppose 
k  ce  qu'elle  soit  reconnue  de  piano  au  jugement  etranger,  en 
dehors  du  pays  oü  il  a  ete  rendu.  L'ind^pendance  de  l'Etat 
sur  le  sol  duquel  ce  jugement  est  invoqu6  n'est  pas  en  cause; 
le  concours  raateriel  de  ses  agents  n'est  pas  r^clame.  Tout 
ce  qu'on  lui  demande,  c'est  de  ne  pas  tenir  pour  non-avenu  un 
fait  rögulierement  accompli  ailleurs,  d'attribuer  ä  la  decision 
des  magistrats  etrangers  la  meme  force  probante  qu'ä  tout  autre 
acte  authentique  rcQU  par  un  officier  public,  au  quasi-contrat 
judiciaire  que  cette  d6cision  suppose  entre  les  parties  la  meme 
valeur  qu'ä  un  contrat  notari6,  ou  si  Ton  veut,  k  la  lex  specialis 
qu'elle  edicte  au  regard  des  plaideurs  le  meme  effet  qu'a  leurs 
lois  personnelles  proprement  dites. 

Auch  Rolin,  III,  p.  41  —  50,  kommt  im  Ergebnis  dazu,  die 
Unterscheidung  zwischen  der  Exekution  und  der  Einrede  der 
res  judicata  anzuerkennen. 

In  Frankreich  ist  von  der  Cour  de  Cassation  folgender 
Satz  aufgestellt  worden  (Journal  1882  IX,  p.  530): 

Le    fait    par    des    Fran^ais    de   soumettre  librement   k   un 
tribunal   etranger    leurs    contestations    contre    des  6trangers  est 
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l'occasion   d'un  contrat  judiciaire   qui  ne  pennet  plus  de  sou- 
mettre  1e  m^me  fait  aux  juges  fran^ais. 

c)  in  Italien,  Vgl.  Ottolenghi  in  Journal  1902,  XXIX,  p.  760  flF. 
Eine  Minorität  italienischer  Juristen  vertritt  allerdings  die  Auf- 
fassung, dass  ein  giudizio  di  delibazione  auch  dann  gefordert 
werden  müsse,  wenn  der  Beklagte  sich  einer  neuen  Klage 
gegenüber  auf  die  durch  das  fremde  Urteil  begründete  res 
judicata  stütze. 

d)  in  Zürich,  In  diesem  Sinne  ist  auch  in  Zürich  entschieden 
worden.  Ein  Berliner  Bankier  hatte  einen  in  Osterreich  wohn- 
haften Kaufmann  vor  den  österreichischen  Gerichten  auf  Be- 
zahlung eines  Guthabens  aus  Börsengeschäften  belangt,  war 
aber  abgewiesen  worden,  weil  es  sich  um  unklagbare  Diiferenz- 
geschäfte  gehandelt  habe.  Als  nun  der  Beklagte  später  sein 
Domizil  nach  Zürich  verlegt  hatte,  erneuerte  der  Kläger  seine 
Klage  vor  den  Zürcherischen  Gerichten.  Allein  die  vom  Be- 
klagten erhobene  Einrede  der  abgeurteilten  Sache  wurde  gut- 
geheissen  (Blätter  für  Zürcherische  Rechtsprechung  I,  1902, 
Nr.  293).  Übrigens  werden  im  Kanton  Zürich  österreichische 
Civilurteile  exequiert  (S.  497),  so  dass  in  diesem  Falle  die  Ein- 
rede der  abgeurteilten  Sache  selbst  dann  begründet  war,  wenn 
man  die  Anerkennung  der  negativen  Wirkung  der  Entscheidung 
als  einen  Akt  der  Vollstreckung  ansehen   wollte. 

4.  Es  geht  nicht  an,  dass  der  Beklagte  die  Exekution  eines  aus- 
wärtigen Urteils,  das  gegen  ihn  erlassen  ist,  bestreitet  und  doch  die 
Einrede  der  abgeurteilten  Sache  erhebt. 

In   Schaffhausen   (Amtsbericht  des  Obergerichtes   an  den  Grossen 

Rat  vom  Jahre  1891,   S.  49  und  50)  wurde  diese  Frage  erörtert  und 

ausgeführt: 

Dass  die  Einrede  der  res  judicata  von  der  Partei  ausgeht, 

welche  in  dem  angerufenen  Urteile  verurteilt  ist,  nicht  von  der- 
jenigen, welche  aas  demselben  Rechte  ableiten  will,  würde  der 
Erhebung  dieser  Einrede  an  sich  keine  Schwierigkeiten  bereiten. 
Dass  auch  die  unterliegende  Partei  ein  einmal  rechtsgültig 
gewordenes  Urteil  gegen  die  versuchte  doppelte  Anhebung  eines 
Anspruchs  geltend  machen  kann,  liegt  im  Begriff  der  Sache. 
Dagegen  ist  es  anderseits  unumgängliche  Voraussetzung 
der  Einrede  der  abgeurteilten  Sache,  dass  auf  ein  Urteil  sich 
nur  berufen  kann,  wer  dasselbe  als  gegen  ihn  selbst  rechtsgültig 
anerkennt. 
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Und    das    Zürcherische    Kaasationsgcricht     betonte     (H.   E.    VI, 

S.  164): 

OS  liegt  ebensosehr  ein  Verstoss  gegen  die  Logik  als 
eine  Verletzung  von  Treu  und  Glauben  darin,  dass  eine  Partei 
mit  Berufung  auf  ein  gemäss  ihrem  eigenen  Begehren  nicht 
als  Yollstreckbar  erklärtes  Urteil  einer  neuen  Klage  die  Einrede 
entgegenstellt,  die  streitige  Angelegenheit  sei  schon  rechtskräftig 
erledigt. 

II.  Das  entgegengesetzte  Prinzip  ist  in  Deutschland  gesetzlich 
sanktioniert  worden, 

1.  Auf  dem  entgegengesetzten  Standpunkte  steht  Deutschland 
(R.-G.  Civils.  VIII,  S.  385-390)  und  Schweden.  Das  Reichsgericht 
fand,  dass  die  über  die  Vollziehung  ausländischer  Urteile  in  Deutsch- 
land aufgestellten  Rechtsnormen  eine  grössere  Tragweite  haben :  es  sei 
ihnen  die  Bedeutung  beizulegen,  dass  dadurch  im  allgemeinen  die 
Voraussetzungen  bestimmt  sind,  unter  welchen  sich  eine  Partei  vor 
deutschen  Gerichten  zum  Zwecke  der  Rechtsverfolgung  oder  Rechts- 
verteidigimg in  prozessualer  oder  materieller  Beziehung  auf  das  rechts- 
kräftige Urteil  eines  ausländischen  Gerichtes  berufen  kann. 

2.  V.  Bar  hat  gegen  diese  Auffassung  protestiert  (II,  S.  417). 
Indessen  wurde  der  Standpunkt  des  Reichsgerichts  gesetzlich  anerkannt, 
§  328  in  Verbindung  mit  §  723  D.  C.-P.-O.). 

Anmerkungen. 

1.  Auseinandergehalten  wird  die  Anerkennung  ausländischer  Urteile  von  der 
Exekution  in  Montenegro.  Das  Gesetzbuch  über  Vermögen  für  das  Fürstentum 
Montenegro  (Übersetzung  von  Schek)  enthält  in  Art.  797  den  Satz:  Wenn  ein 
montenegrinisches  Gericht  ein  urteil  eines  ausländischen  Gerichtes  anerkennt,  so 
hat  es  sich  hierdurch  doch  noch  nicht  zur  Vollstreckung  jenes  Urteils  verpflichtet 
Vergl.  S.  42  oben. 

2.  Henry  Wheaton,  Elements  du  droit  international  5.  M.  1874,  I,  p.  148  führt 
aus:  C^est  un  principe  g6n6ralement  reconnu  parmi  les  nations,  que  toute  sentence 
definitive  prononc^e  par  le  tribunal  competent  d'un  Etat,  doit  6tre  respectee  et  tenue 
comme  definitive  par  les  tribunaux  d'un  autrc  Etat,  oü  la  sentence  est  invaquSe  eomme 
exceptio  rei  judicatce.  Mais  nul  Etat  souverain  n^est  t«nu,  &  moins  d^une  Convention 
speciale,  a  preter  la  main  k  Tex^cution  dans  les  limites  de  son  territoire  des  sen- 
tences  d'un  tribunal  ^tranger. 

3.  Die  Unterscheidung  zwischen  den  Wirkungen  der  res  judioata  und  der 
Vollstreckung  gelangt  auch  zu  erlieblichor  Bedeutung  im  französisch-schweizerisohen 
Konkursrecht    auf  Grund    des  Staatsvertrages  (A..  E.  XXIX,  1.  T.,  S.  342  und  343). 
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§  75.    Die  Exekution  vorsorglicher  Verfügungen. 

I.  Die  interne  Gerichtsgewalt  ist  nicht  in  der  Lage,  vorsorgliche 
Massregeln,  die  innerhalb  oder  ausserhalb  eines  Prozesses  geboten  sind, 
mit  der  Wirkung  zu  treffen,  dass  auswar/ige  Behörden  mit  der  Voll-' 
Ziehung  betraut  würden,  wie  auch  die  interne  Gerichtsgewalt  auswärtige 
konservatorische  Massnahmen  nicht  ohne  weiteres  zu  respektieren  hat, 

1.  Die  Gerichtsgewalt  findet  an  den  Grenzen  des  Staates  ihre  Be- 
schrankung. 

2.  Auch  geht  es  nicht  an,  dass  etwa  die  internen  Gerichte  da,  wo 
«ie  vorsorgliche  Massnahmen  wegen  der  mangelnden  Unterstellung  der 
betreffenden  Personen  unter  ihre  Jurisdiktion  nicht  direkt  anordnen 
können,  sie  gleichsam  als  ihre  Sachwalter  bei  dem  auswärtigen  zustän- 
•digen  Gerichte  beantragen.  So  z.  B.  kann  ein  zürcherisches  Gericht 
nicht  ein  niederländisches  Gericht  (direkt  oder  auf  diplomatischem  Wege) 
-ersuchen,  auf  Grund  eines  in  Zürich  pendenten  Erbschaftsprozesses  den 
in  den  Niederlanden  wohnhaften  Erbschaftsschuldnern  die  Ausbezahlung 
von  Schulden  zu  untersagen,  und  ebenso  wenig  geht  es  an,  dass  das 
zürcherische  Gericht  jenen  Schuldnern  aufgebe,  die  Beträge  in  Zürich 
zu  deponieren. 

Auf  der  andern  Seite  ist  es  aber  zulässig,  dass  ein  internes  Gericht 
«inem  auswärtigen  Beklagten  unter  Androhung  bestimmter  Rechtsnach- 
teile, die  es  selber  festsetzt,  verbietet,  Gegenstände  eines  Nachlasses, 
über  welche  Prozess  herrscht,  zu  veräussern. 

3.  Das  interne  Gericht  ist  der  richtigem  Ansicht  nach  kompetent, 
vorsorgliche  Massregeln  zur  Erhaltung  bestehender  Rechte  zu  treffen, 
auch  wenn  es  zum  Entscheide  der  betreffenden  Streitigkeiten  nicht 
kompetent  ist.  Dies  trifft  z.  B.  bei  solchen  Massregeln,  die  nötig  er- 
scheinen zur  Erhaltung  von  Nachlassobjekten,  zu  (Wahl  im  Journal  1895 
XXII,  S.  733  und  734  und  Phillimore  IV,  8.  789-893). 

4.  Nicht  ganz  selten  sind  die  Begehren  eines  Ehegatten,  dass,  ge- 
stützt auf  einen  ausländischen  Beschluss,  dem  andern  Ehegatten  ein  aus 
der  Ehe  hervorgegangenes  Kind  herauszugeben  sei.  Derartige  Be- 
gehren um  Exekution  werden  dann  etwa  kurzerhand  ohne  Anhörung 
der  andern  Partei  gutgeheissen  oder  durch  Vermittlung  der  Polizei 
«ummarisch  erledigt.  Osterreichische  Beschlüsse  enthalten  in  der  Regel, 
gestützt  auf  §  12  des  kaiserlichen  Patents  von  1854,  die  Bestimmung: 

Die  Wegnahme   des   Kindes   hat  zu   geschehen  durch  jede 
in-  oder  ausländische  Behörde. 

Meill,  Interna tlonales  Civilprozessrccht.  gQ 
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Allein  dieses  Vorgehen  muss  ernstlich  missbilligt  werden.  Ob  der- 
artige Exekutionsbegehren  gutgeheissen  werden  können,  hängt  ab  von 
der  allgemeinen  Frage,  wie  sich  die  Staaten,  in  welchen  sie  geltend 
gemacht  werden,  hinsichtlich  der  Exekution  auswärtiger  Civilurteile 
stellen,  also  namentlich  auch  dayon,  ob  Staatsverträge  bestehen,  ob  der 
ersuchte  Staat  die  materielle  Nachprüfung  vorbehält,  ob  er  den  Nach- 
weis der  Reziprozität  fordert. 

Im  übrigen  muss  es  als  ein  Unfug  bezeichnet  werden,  dass  zur 
Durchfahrung  derartiger  Exekutionen  lediglich  die  Polizei  in  Bewegung 
gesetzt  wird.  Sehr  häufig  sind  die  betreffenden  Begehren  eine  Folge 
von  Chikane. 

Femer  ist  in  dieser  Beziehung  zu  beachten,  dass  die  betreffenden 
gerichtlichen  Entscheidungen  u.  U.  einer  Revision  unterzogen  werden 
können.  In  einem  Ehescheidungsurteile  deutscher  Gerichte  wurde  das 
der  Ehe  entsprungene  Kind  der  Mutter  zugesprochen,  der  Ehemann 
erwarb  aber  mit  seinem  Kinde  das  schweizerische  Bürgerrecht  (in  Zürich)^ 
und  nun  erklärte  die  Rekurskammer  Zürich  1904  (Blätter  für  zürch. 
Rechtsprechung  IV,  1905,  Nr.  35)  folgendes: 

Das  Urteil  des  deatschen  Gerichts,  dessen  Exekution  ver- 
langt wird,  schafft  nicht  einen  nicht  mehr  zu  ändernden  Bechts- 
zostand.  Vielmehr  haben  sowohl  nach  dem  deutschen  B.  Q.-B. 
(§  1635),  als  auch  nach  §  668  des  Zürch.  Pr.-R.  die  Yormund- 
Bchaftsbehörden  die  Möglichkeit,  bei  veränderten  Verhältnissen 
nach  dem  Erlass  eines  Scheidungsurteils  über  die  Zuteilung  der 
Kinder  andere  VerfQgungen  als  das  Gericht  zu  erlassen.  Kom- 
petent hiezu  sind  aber  nunmehr  die  zürcherischen  Behörden. 

Als  1904/05  in  St.  Qallen  versucht  wurde,  die  Verfügung  eines 
österreichischen  Gerichts  zu  exequieren,  wornach  der  vom  Fetenten  ge- 
trennt lebenden  in  St.  Gallen  wohnhaften  Ehefrau  unter  Androhung 
von  Polizeigewalt  anbefohlen  wurde,  die  aus  der  Ehe  hervorgegangene 
15  Jahre  alte  Tochter  dem  Ehemanne  zu  übergeben,  erklärte  das  Justiz- 
departement des  Kantons  St.  Gallen,  dem  Begehren  nicht  entsprechen 
zu  können  (Fontanari).  Dabei  stützte  es  sich  auf  die  Tatsache,  dass 
eine  Reziprozitätserklärung  zwischen  Österreich  und  St.  Gallen  (gemäss 
Art.  339,  Gesetz  über  die  Civilrechtspflege)  nicht  ausgetauscht  worden 
sei.  Hiergegen  wurden  keine  Einwendungen  erhoben,  so  dass  ein  Be- 
sohl uss  des  Regierungsrates  nicht  nötig  wurde. 

II.  Dabei  sind  Staatsrerträye  vorzubehalten. 

1.  Der  französisih-italieniHclie  A^Ttrag  von  1760  und  1860  spricht 
von   y^ih'rrefs  et  jii^^ements'^.     Darauf  gestützt  wurde  in  Frankreich  ver- 
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sacht,  eine  „saisie  conHervatoire^,  die  der  Präsident  des  Civilgerichts  in 
Born  auf  einseitigen  Farteiantrag  angeordnet  hatte,  zu  exequieren. 
Allein  die  Cour  d'Appel  in  Paris  verwarf  das  Begehren  (Journal  1892 
XIX,  8.  973  u.  974): 

Consid^rant,  en  droit,  qae  Tart.  22  du  trait6  de  1760, 
pr^scrivant  qu'ii  Charge  de  r6ciprocit6  Texequatur  sera  accord^ 
en  France  »aux  d6crets  et  jugements^  italiens,  k  la  demaude 
des  cours  italiennes,  a  trait  seulement  aux  sentences  de  la  juri- 
diction  gracicuse;  qae  Tart.  2123  C.  civ.  ne  permet  pas,  en 
effet,  aux  tribunaux  fran^ais  d^autoriser  l'exScution  en  France 
des  d6cision8  etrang^res  qa*aatant  qa'il  s'agit  de  jagements; 
qu'ane  exception"  k  cette  r^gle  ne  saurait  r^salter  qae  d^une 
derogation  expresse,  in8^r6e  dans  une  Convention  diplomatique,^ 
et  qd^k  defaut  d'une  sp^cification  diplomatique,  et  qu'ik  d6faut 
d'une  8p6cification  pr^cise,  le  mot  „decrets^,  figurant  dans  le 
traite  de  1760,  ne  peut  d^signer  que  les  decisions  contentieuses 
quo  le  trait6  assimile  k  des  jugements ;  —  OonsidSraut  que  cette 
Interpretation  est  confirm6e  par  la  Convention  du  11  septembre 
1860  qui  tout  en  reproduisant  les  termes  „decrets  et  jugements^ 
de  Tart.  22  du  traitS  de  1760,  porte  qu'avant  d'ordonner  rex6- 
cution  en  France  d^une  sentence  italienne,  les  Cours  fran^aises 
devront  examiner  ,si  eile  a  6t6  rendue,  les  parties  düment  eitles 
et  l^galemcnt  represent^es  ou  d^raillantes'^,  ce  qui  exclut  Thypo- 
thdse  d'une  ordonnance  obtenue  sur  la  requdto  d'une  seule  des 
parties;  qu'il  Importe  peu  que,  dans  le  Code  de  proc^dure  civile 
italien  actuel,  la  d^nomination  de  d6cret  s'applique  aux  d6cisions 
de  la  juridiction  gracieuse,  puisqu'il  n'est  pas  6tabli  que  cette 
appellation  eüt  ce  sens  special  en  1760  et  1860;  Consid^rant  en 
fait  que  le  d6cret  du  president  du  Tribunal  civil  de  Rome,  en 
date  du  29  janvier  1892,  pormettant  une  saisie  conservatoire, 
pour  lequel  Texequatur  est  sollicite,  a  ^t^  rendu  sans  la  mise  en 
cause  du  prince  de  Sciarra,  contre  lequel  la  saisie  est  autorisöe ; 
qu'il  est  donc  uniqucment  un  acte  de  la  juridiction  gracieuse, 
qui  ne  peut  recevoir  l'exequatur  en  France. 

Gegen  diese  Entscheidung  opponieren  Surville  et  Arthuys,  Cours 
616mentaire  de  droit  international  prive,  3.  ed.  S.  498. 

2,  In  dem  französiseh-schweizerischen  Staatsvertrage  wird  verein- 
zelt auch  von  konservatorischen  Massnahmen  gesprochen  (Art.  10).  Die 
darauf  gestützt  in  einem  der  beiden  Staaten  getroffenen  Massregeln 
sind  je  im  andern  Staate  ohne  weiteres  (also  ohne  Exequatur)  anzu- 
erkennen. 
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3.  In  dem  Staatsvertrage  zwischen  Frankreich  und  Belgien  (1899) 

wurde  folgende  Bestimmung  aufgenommen  (Revue  de  dr.  i.,  Dcux.  S.  I, 

S.  372/3): 

Les  mesures  provisoires  ou  conservatoirea  organis^es  par  les 

legislations  frangaise  et  beige   peuvent,  en   cas  d'urgence,  dtre 

requises  des  autorit^s  de  chacun  des  deux  pays,  quel  que  seit  le 

juge  Gomp6tent  pour  connattre  du  fond. 

4.  Der  Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  zwischen  Italien  und  Peru 
spricht  in  Art.  18  von  ^sentenze  e  ordinanze". 

Anmerkung. 

Es  ist  hier  auf  die  Tatsache  hinzuweisen,  dass  das  interne  Gericht  trotz  seiner 
Inkompetenz  zur  Behandlung  des  Eheseheidungsprozesses  u.  U.  proYisorische  Yer- 
fügungen,  namentlich  betreffend  die  Unterkunft  der  Kinder,  zu  erlassen  befugt  ist 
(Handbuch  I,  8.  316  u.  317). 


§  76.    Obersicht  Über  die  von  den  Staaten  abgeschlossenen 
Staatsverträge  bezüglich  der  Urteilsexekution. 

Meili,  Reflexionen  über  die  Exekution  auswärtiger  Oivilurteile,  S.  32  ff. 

I.  Es  gibt  Staatsverträge,  welche  die  Jurisdiktion  eingehend  und 
sorgfältig  abgrenzen  und  die  gegenseitige  Exekution  ton  Civilurteilen  auf 
Grund  eines  Exequaturverfahrens  wit  Ausschluss  einer  materiellen  Nach* 
prüf  fing  statuieren  • 

Hieher  gehört: 

1.  Der  französisch-schweizerische  Staatsvertrag  von  1869.  Darüber 
18t  in  §  82  speziell  gehandelt    Vgl,  den  Anhang, 

2.  Der  französisch-belgische  Staatsvertrag  von  1899/1900.  (Rev. 
de  dr.  i.,  Deux.  S.  I,  S.  368—399;  Annuwre  de  legisl.  franQ.  XX, 
S.   126—134).     Vgl.  den  Anhang. 

II.  Es  gibt  Staatsverträge,  welche  wenigstens  einzelne  Fora  aufstellen 
u)id  die  Exekution  der  Urteile  auf  Grund  eines  Exequaturverfahrens 
ohne  materielle  Nachiyrufung  aussprechen. 

Hieher   gehört   der   Staatsvertrag    zwischen    Prankreich    und    dem 

Grossherzogtum  Baden  von  1846  (S,  315  u,  316  oben),  dessen  Art.   1 

lautet: 

Les  jugemens  ou  arrdts  ren-       Urtheile,  welche  von  den  zu- 

dus   cn   mati^re  civile  et  com- ,  ständigen  Gerichten    des  einea 

mcrciale,  par  les  tribunaux  com- '  Staates  in  bürgerlichen  Rechts- 

petcns  de  Tun    des  deux  Etats  ,  sachen,  mit  Einschloss  der  Han- 
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coniractanSy  emportcront  bypo- 
th^que  judiciair e  dans  Tautre; 
en  outre,  ils  seront  ex6ciitoiree 
lorsqu'ils  auront  acquis  ]'autorit6 
de  la  chose  jug6e,  pouivu  toute- 
fois  quo  les  parties  int^ress^cs 
se  conforment  aux  dispositions 
do  Tarticle  3  ci-apres. 


delssachen,  erlassen  sind,  be- 
gr&nden  in  dem  andern  Staate 
ein  richterliches  Unterpfand  und 
werden  überdies,  nachdem  »«ie 
die  Rechtskraft  beschritten 
haben,  YoUziehbar,  vorausgesetzt, 
dass  die  Cetheiligten  den  im 
Art.  3  enthaltenen  Bestimmungen 
genügen. 

In  Art.  18  der  Zusatzkonyention  vom  11.  Dezember  1871  zum 
Friedensvertrage  des  Deutschen  Reiches  mit  Frankreich   vom  10.  Mai 

1871  heisst  es: 

Ferner  wird  verabredet,  dass  die  Bestimmungen  des  badisch- 
französischen  Recht^hülfevertrages  vom  16.  April  1846  vorläufig 
auf  Elsass-Lothringen  angewandt  werden  und  dass  die  darin  be- 
zeichneten Verhältnisse  fQr  die  Beziehungen  zwischen  den  ab- 
getretenen Gebieten  und  Frankreich  bis  auf  weiteres  als  Richt- 
schnur dienen  sollen. 

III.  Es  gibt  Staatsverfrägej  welche  die  Exekution  der  Urteile  auf 
Grund  eines  Exequaturverfahrens  und  nach  Feststellung  gewisser  for- 
vieller  Requisite  mit  Ausschliessung  einer  materiellen  Nachprüfung  ver- 
sprechen, ohne  dass  die  Jurisdiktion  geordnet  uird. 

Hieher  gehören  folgende  Verträge: 

1.  Der  Staatsvertrag  vom  24.  März  1760  zwischen  Frankreich 
und  Sardinien  mit  der  Deklaration  Ton  1860  zwischen  Frankreich  und 
Italien. 

In  dem  traite  de  limito  et  de  juridiction  wird  gesagt  (Art.  22) : 

Pour  favoriser  Texccution  r^ciproque  des  d6crets  et  juge- 
ments,  les  Cours  supr^mes  d^f^reront  de  part  et  d'autre  k  la 
forme  du  droit  aux  requisitions  qui  Icur  seront  adress6es  k  ces 
fins  m^me  sous  le  nom  des  dites  Cours. 

Am  11.  September  1860  wurde  dann  zwischen  Frankreich  und 
Italien  eine  Deklaration  aufgestellt: 

Desirant  ^earler  k  Tavenir  toute  esp^ce  de  doute  et  diffi- 
culte  daiis  Tapplieation  que  les  cours  des  deux  pays  sont  appe- 
I6es  ä  en  faire  (de  Tart.  22  ci-dessus),  les  gouvemements  de 
France  et  de  Sardaigne  k  la  suitc  d'explications  mutuellement 
6changees,  .sont  convenus  qu'il  doit  ötre  interpr6fc6  de  la  maniere 
suivaiito : 

11  est  expressement  entendu  que  les  Cours  en  d^f^rant  k  la 
forme  de  droit  et  aux  demandcs  d^ex6cutions  des  jugcments  rendus 


458 

dans  chacun  des  deux  Etats,  ne  devront  faire  porter  leur  examen 
que  sur  les  irois  points  suivants :  1^  Si  la  d^cision  6mane  d'une 
juridiction  competente ;  2^  si  eile  a  6t6  rendue,  les  parties  düment 
eitles  et  legalement  represent^es  oa  defaillantes ;  —  3<*  si  les 
r^gles  du  droit  public  ou  les  int^r^ts  de  Tordre  public  du  pays, 
oü  rex6cution  est  demandSe,  ne  s'opposent  pas  k  ce  que  la  d6- 
cision  du  tribunal  6traDger  ait  son  ex6cution. 

La  präsente  d6claration  servira  de  rögle  aux  tribunaux 
respectifs  dans  rex6cution  du  §  3  de  l'article  22  du  trait6 
de  1760. 

Trotz  dieses  Staats  Vertrages  werden  nach  der  überwiegend  gelten- 
den Doktrin  und  Praxis  solche  französische  Urteile  in  Italien  nicht 
exequiert,  die  in  Frankreich,  gestützt  auf  die  exzeptionelle  Bestimmung 
des  Art.  14  Code  civ.,  erlassen  sind  (Journal  1904  XXXI,  p.  532). 

2.  Die  Konvention  zwischen  Italien  und  Serbien  von  1880 
(Bulletin  de  la  societe  de  legislation  compar6e  XXV,  1896,  S.  534 
und  535).     Art.  12  bestimmt: 

Les  arr^ts  en  mati^re  civile  et  commerciale  prononc^s  par 
les  tribunaux  de  Tun  des  deux  Etats  cootractants'  et  düment 
16galis6s  auront  dans  le  territoiro  de  Tautre  la  m^me  force  que 
les  arr^ts  prononc6s  par  les  tribunaux  du  pays.  N^anmoins 
lesdits  arr^ts  ne  pourrout  ^tre  execut^s  et  ne  produiront  leurs 
effets,  quant  aux  hypotheques,  qu^apr^s  que  le  tribunal  com- 
p6tcnt  du  pays  oü  ils  doivent  recevoir  leur  ox6cution  les  aura 
declar6s  executoires  k  la  suite  d'un  jugement  prononc^  dans  la 
forme  somraaire  et  dans  lequel  il  sera  constat6: 

1.  que  l'arrdt  a  6t6  prononc^  par  une  autorit6  judiciaire 
competente ; 

2.  quo   la  citation  des  parties  ait  6te  faite  regulidrement ; 

3.  que  les  parties  ont  et6  legalement  repr6aent6es  oa 
legalement  declarees  contumaces; 

4.  que  Tarr^t  ne  contient  aucune  disposition  contraire  k 
Tordre  public  et  au  droit  public  de  TEtat. 

Les  arr^ts,  dont  il  est  parle  ci-dessus  devront  ^tre  accom- 
pagncs  d^uno  traduetion  dement  16galiä6o  dans  la  langue  du 
pays  oü  ils  doiveufc  recevoir  leur  ex6cution  ou  en  frangais. 

3.  >foch  etwas  weiter  geht  der  Rechtshülfevertrag  zwischen  Öster- 
reich-Ungarn und  Serbien  1881  (Leske  und  Löwenfeld  I,  S.  441): 

Die  Zwangsvollstreckung  auf  Grund  eines  gerichtlichen 
Erkenntnisses  findet  nur  statt: 

1.  wenn  die  Zustellung  im  Erkenntnisverfahren  an  den 
Beklagten,    gegen    welchen    das    zu    vollstreckende    Erkenntnis 
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gefällt  wurde,  ordnungsmässig  erfolgt  und  demselben  nicht  ent- 
zogen war,  im  Erkenntnisverfahren  seine  Rechte  zu  wahren. 
Die  Zustellung  ist  nur  dann  als  ordnungsmässig  anzusehen, 
wenn  die  den  Prozess  einleitende  gerichtliche  Verfügung  dem 
Beklagten  in  dem  Gebiete,  wo  das  Erkenntnis  gefallt  wurde, 
personlich,  oder  in  dem  Gebiete  des  anderen  yertragenden 
Teiles  durch  die  darum  angesuchte  zuständige  Behörde  zuge- 
stellt worden  ist; 

2.  wenn  die  Zuständigkeit  des  Gerichtes^  welches  das 
Erkenntnis  gefällt  hat,  nach  den  für  das  ersuchte  Gericht  gel- 
tenden Vorschriften  begründet  ist; 

3.  wenn  das  Erkenntnisgericht  dem  Erkenntnisse  die  Be- 
stätigung beigefügt  hat,  dass  dasselbe  in  Rechtskraft  erwachsen  ist. 

Der  Yorliegende  Rechtshülfevertrag  bestimmt  übrigens,  dass.  eine 
Zwangsvollstreckung  nur  wegen  yermögensrechtlicher  Ansprüche  statt- 
finde (Leitmayer,  Der  serbische  Civilprozess,  S.  275). 

4.  Der  spanisch  -  italienische  Staatsvertrag  sur  Texecution  des 
jugements  ^trangers  vom  80.  Juni  1831  (Journal  XI,  1884,  8.  373). 
Er  bestimmt,  dass  die  Exekution  unter  folgenden  Bedingungen  statt- 
finde: 

1.  que  la  sentence  ou   ordonnance  ne  seit  pas  manifeste- 

ment  injuste, 

2.  qu'elle  ne  seit  pas  nulle  par  defaut  de  juridiction  de 
citation  ou  de  mandat, 

3.  qu'elle  ne  soit  point  contraire  aux  lois  prohibitives  de 
TEtat  dans  Icquel  on  en  demande  Texecution. 

Indessen  wird  behauptet,  dass  dieser  Staatsvertrag  dahingefallen 
«ei,  weil  Art.  925  des  spanischen  Civilprozessgesetzes  von  1855  die 
materielle  Nachprüfung  ausschliesst  und  ebenso  Art.  941  des  ita- 
lienischen Codice  di  procedura  civile  (Journal  XI,  1884,  S.  373 
und  374). 

5.  Der  Staatsvertrag  zwischen  Spanien  und  der  Schweiz  (N.  F. 
XVI,  S.  780).     Darüber  wird  noch  speziell  gesprochen  (§  83). 

6.  Der  Staats  vertrag  zwischen  Italien  und  Peru  (Art.  18  des 
Handels-  und  SchifFahrtsvertrages  von  1874.  Nouveau  recueil  g6neral 
de  traites  et  autres  actes  relatifs  aux  rapports  de  droit  international, 
Deuxieme  Serie  VI,  p.  660 — 665;  auch  abgedruckt  bei  Qianzana,  Lo 
straniero  nel  diritto  civile  italiano  vol.  I,  parte  III,  Nr.  156,  p.  329). 
Er  lautet  folgenderaiassen : 

Le  sentenze  ed  ordinanze  in  materia  civile  e  commerciale, 
emanate   dai   tribunali   di   una  delle  parti  contraenti,    che  siano 
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debitamcnte  logalizzate,  ayranno,  a  richicsta  dei  tribunali  stcssi^ 
negli  Stati  deiraltra  parte,  la  medesima  forza  di  quelle  che 
soDO  emanate  dai  tribuDali  locali,  e  saranno  reciprocamente 
eseguite  e  produrranno  i  medcsimi  effetti  ipotecari  sopra  quci 
beni  che  ne  saranno  passibili,  secondo  le  leggi  del  paese, 
e  saranno  osservate  le  disposizioni  dello  leggi  stesse  in  ordine- 
alla  iscrizione  e  alle  altre  formalitä. 

Perch^  possano  eseguirsi  queste  sentenze  cd  ordinanze, 
dovranno  previamente  esscre  dichiarate  esecutorie  dal  tribunale 
superiore  nella  cui  giurisdiziono  e  territorio  dovrä  aver  luogo 
reseeuzione,  mediante  un  giudizio  dl  delibazlone,  in  cui  sentite 
le  parti  nella  forma  sommana,  si  esaminerä: 

1.  se  la  sentema  h  siata  proferita  da  un^  autoritä  giudkiaria 
competente; 

2.  se  sia  stata  pronunziata,  citate  regolarmente  le  parti;. 

3.  se  le  parti  siano  state  legalmcnte  citate  e  legalmente 
contumaci ; 

4.  se  la  sentenza  contenga  disposizioni  contrarie  all*  ordine 
pubbHco  dello  State  ed  al  suo  diritto  pubblico. 

La  forza  csecutoria  della  sentenza  poträ  essere  ricbiesta^ 
in  yia  diplomatica  oyyero  direttamente  dalla  parte  interessata» 
Se  la  parte  interessata  non  ha  opportunamente  costituito  un 
procuratore,  questo  le  yerrä  deputato  d*ufßcio  dal  tribunale  che 
deye  dichiarare  csecutoria  la  sentenza. 

La  parte  instante  doyrä  soddisfare  al  procuratore  deputata 
d^ufficio  il  pagamento  d'ogni  legittima  sua  competenza. 

IV.  Es  (jibt  einet)  einzigen  Staatsvertrag ^  welcher  keine  Fora  auf- 
stellt^  aber  gleichwohl  die  Exekution  von  Urteilen  ohne  jede  weitere 
Voraussetzungen  statuiert» 

Dies  ist  die  Vereinbarung  zwischen  dem  Grossherzogtum  Baden 
und  Osterreich  von  18.'^8,  modifiziert  1856,  welche  Vereinbarung  auf 
die  ganze  Österreich-Ungarische  Monarchie  ausgedehnt  wurde. 

Rechtskräftige  Urteile,  welche  von  den  kompetenten  k.  k. 
österreichischen  Gerichten  in  Civilrechtsfällen  gefallt  wurden, 
sind  auf  Ansuchen  des  urteilenden  Richters  von  den  Grossh^ 
Gerichten  in  Vollzug  zu  setzen. 

Die  Frage,  ob  das  k.  k.  österreichische  Gericht,  dessen 
Urteil  zum  Vollzug  gebracht  werden  soll,  zur  Entscheidung 
kompetent  war,  ist  nach  der  k.  k.  österreichischen  Gesetzgebung 
zu  beurteilen  und  in  der  Regel  keiner  nochmaligen  Prüfung  zu 
unterziehen,  sondern  die  Erklärung,  welche  das  requirierende 
Gericht  in  dieser  Beziehung  ausdrücklich  oder  stillschweigend 
gegeben  hat,  als  massgebend  anzusehen. 
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Sollten  sich  jedoch  gegen  diese  Erklärung  erhebliche 
Zweifel  aufdringen  oder  von  der  Partei,  gegen  welche  das 
Urteil  zum  Vollzug  kommen  soll,  vorgebracht  werden,  so  sind, 
ohne  Anordnung  einer  Partei  Verhandlung,  die  Zweifel  dem 
k.  k.  Gerichte,  welches  um  die  Vollstreckung  ersucht  hat^ 
bekannt  zu  machen. 

Wenn  die  Aufklärung,  welche  das  letztere  erteilt,  als 
genügend  erscheint,  so  ist  die  Vollstreckung  zu  verfügen,  im 
entgegengesetzten  Falle  aber  sind  die  Bedenken  diesseitigem 
Ministerium  vorzutragen  und  dessen  Verfügung  abzuwarten. 

Dieser  Vertrag  ist  sehr  interessant,  weil  er  die  Exekution  „sans 
phrase^  zusichert  und  die  Beurteilung  der  Kompetenz  des  erkennenden 
Gerichts  ausschliesslich  von  der  Gesetzgebung  des  letztern  abhängen 
läset. 

V.  Ganz  vereinzelt  ist  durch  Vereinbarung  festgestellt,  dass  die 
Exekution  von  der  Reziprozität  abhängen  solle. 

Dies  trifft  zu  auf  Grund  der  Erklärung  zwischen  dem  schwei- 
zerischen Bundesrate  und  der  k.  u.  k.  österreichisch-ungarischen  Re- 
gierung über  die  Vollziehung  der  Civilurteile  aus  dem  Kanton  Waadt 
in  Österreich-Ungarn  (Eidg.  Slg.  N.  P.  VIII,  8.  83/84).  Davon  wird 
in  §  84  gehandelt. 

VI.  In  einzelnen  Spezialgebieten  ist  die  Exekution  gewisser  Ut  teile 
auf  einer  grossem  Rechtsfläche  vertraglich  vereinbart. 

In  dieser  Beziehung  ist  zu  verweisen  auf: 

1.  die  Rheinschiffahrtsakte  von  1868.  Vergl.  dazu  namentlich 
Godefroi,  Les  tribunaux  pour  la  navigation  du  Rhin  in  Rev.  de  dr.  i.  I.^ 
S.  494—512,  und  Asser. 

Art.  40  lautet; 

Les  dMsions  des  tribunaux  pour  la  naoigation  du  Rhin 
dans  chacun  des  Etats  riverains  seront  exicutoires  dans  tous  les 
autrcs  Etats,  en  ohservant  les  formes  prescrites  par  les  lois  da 
pays  oü  elles  seront  exicuties» 

Les  jugements  et  autres  d6cisions,  les  citations  et  exploits 
d^ajourncment  dans  les  causcs  pendantes  devant  les  tribunaux 
pour  la  navigation  du  Rhin  seront  consid6res,  quant  ä  la 
notification,  dann  chacun  des  Etats,  comme  emanant  des  autorit^s 
de  cet  Etat. 

Tout  ce  qui  concerne  les  personnes  ayant  un  domicile  dans 
un  des  Etats  riverainR,  les  citations  et  exploits  dans  ces  causes 
seront  notifi^s  k  ce  domicile. 
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Das  französische  Gesetz  vom  21.  Äpril  1832  sur  la  navigation 
du  Rhin  (gestützt  auf  die  internationale  Konyention  vom  81.  März 
1831),  ersetzt  durch  dasjenige  vom  17.  Oktober  1868,  enthält  folgende 
Betimmung  (Art.  5): 

Les  jagements  prononc68  par  les  juges  des  droits  de 
navigation  du  Rhin  residant  sur  un  territoire  6tranger  seront 
ex6cutoires  en  France,  sans  nouyelle  Instruction,  d^s  qu'ils 
seront  passes  en  force  de  chose  jug6e,  et  k  cet  efPet  ils  seront 
rendus  executoires  par  le  tribunal  civil  de  Strasbourg. 
Vgl.  Fauchille,  Journal  1880  VII,  S.  462. 

2.  das  internationale  Übereinkommen  über  den  Eisenbahnfracht- 
verkehr (vgl.  dazu  Meili,  Internationale  Eisenbahnverträge  und  speziell 
die   Berner    Konvention    über  das   internationale   Eisenbahnfrachtrecht 

1887,  8.  58). 

Art.  56  lautet: 

Urteile,  welche  auf  Grund  der  Bestimmungen  dieses  Überein- 
kommens von  dem  zuständigen  Richter  infolge  eines  kontra- 
diktorischen oder  eines  Versäumnisverfahrens  erlassen  und  nach 
den  für  den  urteilenden  Richter  massgebenden  Gesetzen  voll- 
streckbar geworden  sind,  erlangen  im  Gebiete  sämtlicher  Yer- 
tragsstaaten  Yollstrcckbarkeit,  unter  Erfüllung  der  von  den 
Gesetzen  des  Landes  vorgeschriebenen  Bedingungen  und  For- 
malitäten, aber  ohne  dass  eine  materielle  Prüfung  des  Inhalts 
zulässig  wäre.  Auf  nur  vorläufig  vollstreckbare  Urteile  findet 
diese  Vorschrift  keine  Anwendung,  ebensowenig  auf  diejenigen 
Bestimmungen  eines  Urteils,  durch  welche  der  Kläger,  weil  der- 
selbe im  Prozesse  unterliegt,  ausser  zu  den  Prozesskosten  noch 
zu  einer  weitern  Entschädigung  verurteilt  wird. 

3.  die  internationale  Übereinkunft  im  Haag  zur  Regelung  einiger 
auf  den  Civilprozess  bezüglichen  Fragen  des  internationalen  Privat- 
rechts. Vgl.  S.  106  oben.  Darnach  sind  die  Urteilsbestimmungen 
über  die  Regelung  von  Prozesskosten,  welche  der  unterliegenden 
Partei  auferlegt  werden,  im  Gebiete  der  Haager  Übereinkunft  ohne 
weiteres  zu  exequieren. 

VIT.    Innerhalb   des  RerhtsgebieteSy    in    dem  die  Haager   Vertrags- 
komention   zur   Regelung   der    Gesetzes-  ^und    Gerichtsbarkeitskollisionen 
in    Sachen    der   Khvsrheidung   und   der    Trennung   von  Tisch  und  Bett 
giltj  ist  Art,  7  zu  beachten. 
Diese  Bestimmung  lautet: 

Das  Scheidungs-  oder  Trennungsurf  eil  eines  nach  Art.  5 
zuständigen    Gerichtes   ist   überall  anzuerkennen,    vorausgesetzt, 
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dass  die  Vorschriften  dieses  Abkommens  beobachtet  worden 
sind,  und  dass,  falls  es  sich  um  ein  Yersäumnisurteil  handelt, 
die  Ladung  des  Beklagten  entsprechend  den  besonderen 
Bestimmungen  erfolgt  ist,  welche  sein  nationales  Recht  für  die 
Anerkennung  ausländischer  Urteile  erfordert. 

In  gleicher  Weise  überall  anzuerkennen  ist  das  Scheidungs- 
oder Trennungsurteil   einer  Verwaltungsbehörde,   rorausgesetzt, 
dass    das   Gesetz   jedes    der    Ehegatten    eine    Scheidung   oder 
Trennung  von  dieser  Art  anerkennt. 
Die  erwähnte  Konvention  wurde  mit  zwei  andern  bisanhin  (bis  Ende 
1905)  definitiv  angenommen  von  Deutschland,  Frankreich,  den  Niederlan- 
den, Belgien,  Luxemburg,  Rumänien,  Schweden  und  der  Schweiz  (Spanien 
trat   zunächst  nur  der  Konvention  über  die  Bevormundung  von  Mino- 
rennen bei).     Vgl.   dazu   Meili,   Die  drei  neuen  Haager  Übereinkünfte 
in  Schw.  J.  Z.  1905  I,  S.  217—223.     Die  Modifikationen  des  schwei- 
zerischen   Ehescheidungsrechts    auf    Grund    des    Haager   Abkommens 
zur   Regelung    des    Geltungsbereiches   der   Gesetze   und  der  Gerichts- 
barkeit  auf   dem   Gebiete    der   Ehescheidung   und   der   Trennung  von 
Tisch  und  Bett  entwickelt  E.  Ott  in  Schw.  J.  Z.  1905,  H,  S.  97;  111. 

VIII.    Der   Vertragsentwurf  von   Lima   (1378)   enthält   unter  dem 
Titel   „von  der    Vollstreckung  der  Urteile  und  anderer  jurisdiktioneller 
Akte**  weitgehende  Bestimmungen, 
Art.  40—52  lauten: 

Art.  40. 
Urteile  und  andere  gerichtliche    Beschlüsse    irgendwelcher 
Art  in  Givilsachen,    welche  in  den  vertragschliessenden  Staaten 
ausgefertigt  sind,  werden  durch  die  Behörden  des  Inlandes  nach 
Massgabe  der  Vorschriften  dieses  Titels  vollstreckt. 

Art.  41. 

Die  Vollstreckung  der  gedachten  Urteile  und   Beschlüsse 

wird  bei  dem   Richter  oder  Gerichte  erster  Instanz  des  Ortes, 

wo    zu   erfüllen   ist,    beantragt.      Es  ist  deshalb  ein  Ersuchen 

unter   Beifügung  aller  notwendigen  Stücke   dorthin  zu  richten. 

Art.  42. 
Der    ersuchte    Richter    kommt  dem   Ersuchen   nach   unter 
Beachtung  der  Vorschriften  in  Art.  54  : 

1.  wenn  nicht  die  nationale  Jurisdiktion  verletzt  ist  (d.  h.  nach 
den  Motiven,  wenn  die  Kompetenz  begründet  war), 

2.  wenn  die  Partei  gesetzmässig  geladen  war, 

3.  wenn  das  Urteil  oder  der  Beschluss  nach  Massgabe  der 
Gesetze  des  Landes,  in  welchem  er  ausgefertigt  wurde, 
vollstreckbar  war. 
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Art.  43. 

Die  Partei,  welche  sich  durch  den  Befehl  des  ersuchten 
Richters  für  benachteiligt  (präjudiziert)  hält,  kann  Rekurs  ein- 
legen, sofern  solchen  das  Gesetz  im  Lande  des  Yollstreckungs- 
gerichtes  gestattet,  aber  jeder  Streit,  welcher  sich  nicht  auf 
einen  der  Punkte,  die  der  Torstehende  Artikel  aufzählt,  stützt, 
ist  yerboten. 

Art.  44. 

Den  Ersuchen,  welche  aus  einem  der  yertragschliessenden 
Staaten  wegen  Vollstreckung  von  Lauda  oder  schiedsrichter- 
lichen Urteilen  ergehen,  ist  nach  Massgabe  der  vorstehenden 
Vorschriften  zu  entsprechen,  wenn  sie  beglaubigt  (homologa- 
dos)  sind. 

Art.  45. 

Lauda,  welche  nicht  beglaubigt  sind,  sind  denselben  Rogeln 
unterworfen  wie  Verträge. 

Art.  46. 

Akte  der  freiwilligen  Gerichtsbarkeit  haben  ihre  Wirkung 
(surtiran  sus  efectos)  unter  den  in  Art.  42  aufgestellten  Voraus- 
setzungen. 

Art.  47. 

Den  Ersuchen,  welche  eine  einfache  Benachrichtigung, 
Entgegennahme  von  Erklärungen  oder  irgend  welche  andere 
Anliegen  von  derselben  Art  (diligencias  de  esta  naturaleza)  zum 
Zweck  haben,  ist  stattzugeben,  sobald  sie  nur  gebührend  legali- 
siert sind. 

Art.  48. 

Die  Vorschriften  in  Art.  41-44  kommen  ebenso  zur  An- 
wendung für  Urteile  oder  andere  gerichtliche  Akte,  sowie  für 
Schiedssprüche,  welche  in  anderen  ausländischen  als  den  ver- 
tragschliessonden  Staaten  ausgefertigt  wurden: 

1.  wenn  sie  für  das  Recht  von  Angehörigen  (ciudadanos) 
dieser  Staaten  vorteilhaft  sind, 

2.  wenn  sie  zugunsten  anderer  Personen  ausgefertigt  sind, 
falls  dargetan  wird,  dass  in  dem  Staate,  in  welchem 
das  Urteil  oder  das  schiedsrichterliche  Urteil  erging, 
Reziprozität  beobachtet  wird. 

Art.  49. 
Reziprozität  wird  nicht  erfordert,  um  den  Ersuchen  in  betreff 
der  Akte  der  freiwilligen  Gerichtsl»arkeit  oder  einfachen  gericht- 
lichen Anliegen  (simples  diligencias  judiciales)  zu  entsprechen. 

Art.  50. 
Die  Vol Istreck ungsrnitlel  zur  Erledigung  der  Ersuchen,  voa 
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wolchen    in   vorstehenden  Artikeln   die    Rede,    sind   die  im  In- 

lande  vorgeschriebenen. 

Der   Vertragsentwurf    von    Montemdeo    über    Prozessrecht    (1888) 

ist  abgedruckt  bei  Segoyia^  EI  derecho  internacional  privado  y  el  Con- 

greso  8ud-Americano  (1889),  S.  244—250.    Wichtig  ist  Art.  5. 

Er  lautet: 

Las    sentencias    y    fallos    arbitrales    dictados    en    asuntos 

civiles  y   commeroiales  en  uno  de  los  Estados  signatarios,   ten- 

dr4n    en    los   territorios    de   los  dem&s,   la   misma  fuerza  que 

en   el   pafs  en  que    se  han  pronunciados,    si  reunen  los  requi- 

sitos  siguientes: 

a)  Que  la  sentencia  6  fallo  haya  sido  expedido  por  tribunai 

competento  en  la  esfera  internacional. 

In   dem   Werke   von   A.  Brinoe,    Le  congres  des  trois  Ameriques 

1889—1890   (Paris    1891),   S.  720,   virird   die   ebenerwähnte   Stelle   so 

übersetzt : 

Los  jugements  et  les  sentences  d'arbitres  rendus  en  affaires 

civiles  et  commeroiales  dans  un  des  Etats  contractants  auront, 
sur  le  territoire  des  autres  Etats,  la  m^me  force  et  effet  que 
dans  le  pays  oül  ils  ont  et6  rendus,  pourvu  qu*ils  soient  conformes 
aux  exigences  suivantes: 

a)  le  jugement  ou  sentence  doit  dtre  prononce   par   un   tri- 
bunai   competent   exergatit   des  fonctions  internationales. 


IX.  Es  gibt  Staaten^  welche  über  die  Exekution  von  Civilurteilen 
gar  keine  Staatsverträge  abgeschlossen  haben, 

1.  Hieher  gehören  (S.  321  oben): 

a)  das  deutsche  Reich, 

b)  Qrossbritannien  und  Nordamerika. 

2.  Dabei  ist  bezüglich  Deutschlands  immerhin  die  Haager  Überein- 
kunft über  das  internationale  Civilprozessrecht  zu  reservieren.  Ferner 
ist  auf  VI  Nr.  2  und  VIT  oben  zu  verweisen. 

3.  Auf  Grund  der  im  Handels-  und  Zollvertrag  zwischen  dem 
deutschen  Reiche  und  Serbien  1892  enthaltenen  Meistbegiinstigungs- 
klausel  ist  die  für  die  Vollstreckung  von  Civilurteilen  deutscher  Gerichte 
statuierte  Gegenseitigkeit  im  Sinne  des  §  661  Abs.  2  No.  5,  C.-P.-O. 
als  verbürgt  anzusehen  (Klein,  in  Z.  f.  intern.  Priv.-  u.  Str.-R.  VI, 
S.  403  und  404). 

Anmerkungen. 
1.    Die   partielle    Anerkennung   von    auswärtigen    Urteilen    ist   vorgesehen   im 
Entwürfe  eines  Abkommens  über  die  Zuständigkeit  der  Behörden  und  das  Verfahren 
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in    Nachlasssachen    (Documenta    relatifs  k  la  quatri^me   Conference    pour    le   droit 
international  priv^  1904,  p.  175  ff.). 

2.  Die  Fortachritte,  welche  das  internationale  PriYatrecht  Ycrmöge  der  Staaten- 
konferenien  im  Haag  gemacht  hat,  sind  geschildert  bei  Meili:  Der  Gegenstand  and 
die  Tragweite  der  Tier  europäischen  8taatenkonferenzen  Ober  internationales  PriYat- 
recht (Berlin  1905),  S.  12  und  13.  Es  ist  dies  die  deutsche  Ausgabe  der  Ton  mir  in 
St  Louis  am  Weltkongresse  der  AdTokaten  und  Juristen  1904  gehaltenen  Rede,  die 
1905  auch  in  St.  Louis  erschien  unter  dem  Titel:  The  four  Hague  Conferences  on 
private  international  law.  The  object  of  the  Conferences  and  probable  results.  (Official 
B^ort  of  the  UniTorsal  Congresa  of  Lawjers  and  Jurists  St.  Louis  1905  p.  135). 

3.  An  der  Yersammlung  der  International  Law  Association  in  Glasgow  1901  wurde 
eine  Abhandlung  Yon  Advokat  Asser,  Amsterdam,  verlesen,  betitelt:  The  Convention  of 
the  Hague  of  14.  Nov.  1896  especially  in  connection  with  the  execution  of  foreign 
judgments  (Beport  of  the  twentieth  Conference,  London  1901,  p.  299  -309;  auf  S.  305 
bis  309  ist  der  Text  der  Convention  in  englischer  Sprache  wiedergegeben.) 


§  77.  Juristische  Charakterisierung  der  Staatsvertrftge  Ober  die 

Vollziehung  der  Chrilurteile. 

I.  Es  ist  (nach  den  gemachten  Ausführungen)  nicht  möglich,  eine 
allgemeine  Theorie  über  die  für  die  Utieilsexekutian  m<MSsgebenden  Grund- 
sätze aufzustellen. 

Die  Staatsverträge  ruhen  auf  zu  divergierenden  Grundlagen.  Unter 
diesen  Umständen  ist  jeder  einzelne  Staatsvertrag  für  sich  ins  Auge  zu 
fassen. 

II.  Die  praktische  Bedeutung  der  Staatsrerträge  liegt  darin^  dass 
dadurch  eine  vertragliche  Bindung  der  Staaten  herbeigeführt  u:ird,  die 
durch  die  interne  Gesetzgebung  nicht  einseifig  geändert  werden  kann. 

Pradier-Fodere  macht  III,  S.  1039  folgende  zutreffende  Bemerkung : 
La  Situation  que  cree  un  traite  entre  les  Etats  qui  Font  conclu  est 
infiniment  plus  stable  que  celle  qui  peut  resulter  de  la  loi.  Par  le 
traite,  chaque  souverainete  a  assure  pour  ses  jugements  en  pays  etran- 
gers  un  traitement  egal  k  celui  qu'elle  consent  a  accorder  sur  son  ter- 
ritoire  aux  jugements  de  l'autre  souverainete;  gr&ce  aux  trait^s,  les 
peuples  ne  sont  dupes  de  leurs  voisins,  auxquels  ils  n'accordent  que 
juste  ce  qu'ils  en  re<;oivent:  par  les  traites  les  deux  Etats  eontractants 
8  mt  lies  Tun  avec  rautre,  et  cet  engagement  est  k  Tabri  de  tous  lea 
changements  que  la  legislation  de  chacun  d'eux  peut  subir. 

III.  £>fr  in  den  Sfaati^rerträf/fn  für  die  Exekution  vorgeschriebene 
Weg  isfj  sofern  man  sie  auf  diisnn  HVv^  erreichen  tcill,  obligatorisch. 
Wer  dtn  [tticolnitm  cirilnrhfUchfn   Wetj  dir  Klage  betritt,  verzichtet  da- 
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mit  auf  die  Geltendmachung  des  Staatsvertrages.     Die  Gerichte    haben 
dann  völlige  Freiheit  in  der  Beurteilung. 

1.  Die  Sache  ist  jedenfalls  dann  ganz  klar,  wenn  ein  bestimmtes 
Gericht  zur  Behandlung  des  Exequatur  bezeichnet  ist,  wie  z.  B.  in  dem 
Vertrage  zwischen  Frankreich  und  Italien  (der  Appellationshof).  Die 
Anhängigmachung  der  normalen  Klage  vor  I.  Instanz  enthält  einen 
Verzicht  auf  die  Vergünstigung  des  Staatsvertrags,  und  das  Gericht  ist 
berechtigt  und  verpflichtet,  in  die  Sache  selbst  einzutreten.  Auf  Ver- 
günstigungen kann  man  verzichten.  Anderer  Meinung  ist  Audinet, 
Principes  6I6mentaires  du  droit  international  priv6  1894,  S.  868,  — er 
meint,  die  durch  einen  Staatsvertrag'fixierten  Vorschriften  seien  absolut 
obligatorisch. 

In  Spanien  muss  das  Gesuch  um  die  Vollstreckung  von  Urteilen 
ausländischer  Gerichte  bei  dem  höchsten  Gerichtshofe  angebracht  wer- 
den (Torres  Campos  in  dem  Werke  von  Leske  und  Löwenfeld.  Die 
BechtsverfolguDg  im  internationalen  Verkehr  I,  S.  251). 

Nach  einzelnen  Gesetzen  besteht  freilich  kein  besonderes  Verfahren 
für  das  Vollstreckungsbegehren  und  für  die  ordentliche  Civilklage.  Es 
ist  auch  möglich,  dass  das  Exekutionsbegehren  auf  dem  zulässigen  (be- 
sondern oder  summarischen  Wege)  nicht  zum  Ziele  führt,  und  dass  des- 
wegen der  gewohnte  Weg  Rechtens  eingeschlagen  werden  muss.  In 
diesen  Fällen  ist  es  statthaft,  soweit  nicht  besondere  Normen  dagegen 
sprechen,  die  Urteilsklage  (actio  judicati)  in  erster  Linie  und  die  Klage 
aus  dem  unterliegenden  Rechtsverhältnisse  in  eventueller  Linie  zu 
stellen.  Immerhin  ist  dabei  der  Fall  vorzubehalten,  dass  für  die  ma- 
terielle Behandlung  der  Sache  vielleicht  ein  Spezialforum  (Handels- 
gericht, Gewerbegericht)  besteht  (Journal  IX,  1882  S.  806). 

2.  Die  Verletzung  bestimmter  vorgeschriebener  Formen  (z.  B.  die 
Produktion  von  lettres  rogatoires  auf  Grund  des  französisch-italienischen 
Vertrages)  verhindert  die  Urteilsexekution  (Journal  V,  1878,  S.  7—10 
und  X,  1883,  S.  165 — 167).  Hier  wird  eben  die  Exekution  als  ein 
Akt  der  gegenseitigen  Rechtshülfe  (von  Staat  zu  Staat)  angesehen, 
während  in  der  Regel  die  Erlangung  der  Vollziehung  dem  Parteibe- 
trieb überlassen  wird. 

IV.  Die  Verpflichtung,  auswärtige  Civilurteile  zu  exequieren,  kann 
sich  auch  implicite  aus  der  staatsvertraglichen  Ordnung  des  Gerichts- 
stands in  einzelnen  Materien  ergehen y  ohne  dass  die  Exekution  ausdrück- 
lich zugesichert  ist, 

Hieher  gehört: 
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1 .  der  französisch-russische  Staatsvertrag  über  Erbrecht  vom  1 .  April 
1874,  der  französisch-serbische  Yertrag  vom  18.  Janaar  1883  und 
andere  Verträge  (Surville  und  Arthuys,  Cours  61ementaire  de  droit  in- 
ternational prive,  3.  6d.  S.  499,  Note  4,  verglichen  mit  8.  368). 

2.  der  italienisch-schweizerische  Nicderlassungs-  und  Eonsularver- 
trag  (S.  339  und  340  oben).  Der  schweizerische  Bundesrat  sagte  denn  auch 
in  seiner  Botschaft  zutreffend  (B.-B.  1868  III,  8.  441),  über  die  Voll- 
ziehung der  Urteile  betreffend  die  Erbschaftsstreitigkeiten  habe  es  einer  be- 
Bondern  Stipulation  nicht  mehr  bedurft,  da  Art.  3  das  Nötige  enthalte. 

Der  ebenerwähnte  Artikel  3  stellt  die  Bürger  eines  jeden  der 
beiden  kontrahierenden  Staaten  gleich. 

V.  Dem  Staatsvertrage,  durch  welchen  die  bisher  nicht  erfolgte  Exeku- 
tion von  Civilurteilen  eingeführt  xHrd,  ist  rückwirkende  Kraft  beiztdegen. 

Es  besteht  kein  erworbenes  Recht  auf  Forterhaltung  des  frühern 
mangelhaften  Zustandes,  und  es  kann  deswegen  ein  Antrag  auf  Voll- 
streckung, der  nur  wegön  Mangel  der  Rechtshülfe  zurückgewiesen  wurde, 
neu  gestellt  werden,  sogar  wenn  die  Abweisung  in  die  Form  eines  Ur- 
teils gekleidet  war  (v.  Bar  II,  S.  519). 

VI  Die  vielfach  bestehende  gesetzliche  Hypothek  (hypotheque  legale) 
zugunsten  eines  exequierbaren  Urteils  ist  inte^' national  nicht  konsequent 
zugesichert, 

1.  Die  gesetzliche  Hypothek  besteht  nach  französisch-italienischem 
Rechte  sowie  auch  nach  englisch-amerikanischer  Auffassung.  Vgl. 
Blackstone,  Commentaries  on  the  laws  of  England,  Ausgabe  von  Kerr, 
4.  Aufl.  III,  S.  428  und  429,  und  Ketit,  Commentaries  on  American  law 
12.  ed.  by  Holmes  IV,  S.  435.  Allerdings  herrscht  eine  grosse  Ver- 
schiedenheit in  den  nordamerikanischen  Staaten,  aber  Kent  sagt  a.  a.  O. : 
In  New -York,  evcry  judgment  and  final  decree  are  a  lien  on  the  real 
estate  of  the  debtor  from  the  docketing  of  the  same  and  affect  equally 
his  after  acquired  lands. 

2.  Durch  den  Staatsvertrag  zwischen  Frankreich  und  dem  Gross- 
herzogtum Baden  ist  die  gesetzliche  Hypothek  gegenseitig,  unter  Be- 
obachtung dor  in  Art.  3  vorgeschriebenen  Requisiten,  zugesichert.  Dies 
geschah  aber  nicht  im  französisch-schweizerischen  Staatsvertrag. 

VII.  Die  fraglichen  Staaisrerträge  beziehen  sich  ohne  eine  ausdrucke 
liehe  Bestimmung  nicht  auf  die  Kolmiien  und  ProtektionslSnder  und  nicht 
auf  die  Länder^  in  denen  die  Konsulatsgerichtsbarkeit  ausgeübt  tcird. 

Vgl.  die  entsprechenden  Bemerkungen,  S.  31  u.  32  u.  S.  321  oben. 
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§  78.  Die  verschiedenen  Systeme  der  Gesetzgebung   betreffend 

die  Urteilsexelcutian. 

Meili,  Reflexionen  über  die  Exekution  auswärtiger  Civilurteile  S.  24 — 82. 
Enrico   La  Loggia,  La   esecuzione  delle  senienze  straniere,  S.  147  (Nr.  85)  ff. 

I.  Es  gibt  Staaten,  in  welchen  die  Gesetzgebung  einen  Zwang^  aus- 
wärtige  Civilurteile  zu  exequieren^  nur  auf  Grund  eines  Staatsvertrages 
anerketint.  Virtuell  wird  dadurch  eine  materielle  Nachprüfung  (rivision 
au  fond)  statuiert  für  alle  Fälle,  da  Staatsverträge  nicht  bestehen. 

Diesem  System  huldigen  folgende  Staaten : 


1.  Frankreich. 


Vgl. 


Moreau,  Effets  interuationaux  des  jugementa  en  mati^re  ci?iie,  1884. 

Lachau  und  Daguin,  De  rex6outiou  des  jugements  ^trangers  d'aprös  la  jurisprudence 

frangaise,  Paris  1889. 
Ch.  Constant,  De  Tex^cution  des  jugements  ^trangers  dans  les  divers  pays,   2.  Aufl., 

Paris  1890. 
Daguin,  De  Tex^cution   des  jugements  ^trangers    en  France   im  Journal  1888   XY, 

S.  33;  1889,  8.  39. 
Yareilles-Sommi^res,  La  synth^e  du  droit  international  priy6  II,  S.  12. 
P.  de  Paepe  in  Rev.  de  dr.  i,  Deux.  8.  VII,  p.  5;  181;  301. 

Im  französischen  Code  de  Proc6d.  civ.  sind  folgende  Bestimmungen 

enthalten: 

Art.  545. 

Nul  jugement  ni  acte  ne 
pourront  Stre  mis  k  ex6cution, 
s'ils  ne  portent  le  m^me  intitul6 
que  les  lois  et  ne  sont  termines 
par  un  mandement  aux  officiers 
de  justice  ainsi  qu'il  est  dit 
article  546. 

Art.  540. 

Les  jugements  rendus  par  les 
tribunaux  etrangers,  et  les  actes 
re^us  par  les  officiers  ^trangers, 
ne  seront  susceptibles  d'ex6cu- 
tion  en  France,  que  de  la  ma- 
niSre  et  dans  les  cas  prevus  par 
les  artlcles  2123  et  2128  du  Code 
Napoleon. 


Meili,  Internationales  C'ivilprozes Brecht. 


Urteile,  welche  von  auslän- 
dischen Gerichten  erlassen,  und 
Akte,  welche  von  auswärtigen 
Beamten  aufgenommen  sind, 
sind  im  Inlande  nur  auf  die 
Weise  und  in  den  Fällen  voll- 
streckbar, welche  in  den  Artikeln 
2123  und  2128  des  Civilgesetz- 
buches  vorgesehen  sind. 

31 
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Die  Art.  2123  und  2128   des  Code 
genommen  wird,  lauten  folgendermassen : 

Art.  2123. 
L'hypoth^que  judiciaire  r6- 
sulte  des  jugements,  seit  con- 
tradictoires,  seit  par  d6faut,  d6- 
finitifs  QU  provisoires,  en  faveur 
de  celui  qoi  les  a  obtenus  Elle 
r^salte  aussi  des  reconnaissances 
QU  y^rifications,  faites  en  juge- 
ment,  des  signatures  appos^es 
k  un  acte  obligatoire  sous  seing 
priv^.  —  Elle  pout  8*exercer  sur 
les  immeubles  actnels  da  d6bi- 
teur  et  sur  ceux  qu'il  pourra 
acqu6rir,  sauf  aussi  les  modifi- 
cations  qui  seront  ci-apr^s  ex- 
prim6es. 


Les  d^cisions  arbitrales  n'em- 
portent  bypothöque  qu'autant 
qu'elles  sont  revötues  de  Tor- 
donnance  judiciaire  d*ex6cution. 
L'hypoth^que  ne  peut  pareille- 
ment  r^sulter  des  jugements 
rendus  en  pays  6tranger,  qu'au- 
tant qu'ils  ont  ete  d6clare8ex6cu- 
toires  par  un  tribunal  fran^ais 
sans  pr6judice  des  dispositions 
contraires  qui  peuvent  ötre  dans 
les  lois  politiques  ou  dans  les 
traites. 


Art.  2128. 

Les  contrats  passes   en   pays 

etranger     ne     peuvent     donner 

d'hypoth^que  sur    les   biens   de 

France,    s'il    n'y    a    des    dispo- 


civil,   auf  welche   hier  Bezug 

i  Art.  2123. 

Die  gerichtliche  Hypothek 
entsteht  aus  Urteilen  zum  Vor- 
teile desjenigen,  welcher  sie  er- 
wirkt hat,  es  mögen  nun  die- 
selben kontradiktorische  oder 
Kontumazialürteile,  definitiv 
oder  provisorisch  sein.  Sie  ent- 
steht gleichfalls  aus  den  bei 
Gerichten  erfolgten  Anerken- 
nungen und  Verifikationen  der 
Unterschriften,  die  sich  unter 
einer  verbindlichen  Urkunde 
unter  Privatunterschrifl  befin- 
den. —  Sie  kann  an  den  wirk- 
lich erworbenen  Immobilfen  des 
Schuldners  und  an  denjenigen, 
die  er  etwa  noch  erwirbt,  geltend 
gemacht  werden,  vorbehaltlich 
der  Einschränkungen,  welche 
unten  angegeben  werden  sollen. 

Schiedsrichterliche  Entschei- 
dungen bewirken  nur  dann  eine 
Hypothek,  wenn  sie  mit  der  ge- 
richtlichen Vollstreckbarkeits- 
Ordonnanz  versehen  sind.  — 
Eine  Hypothek  kann  gleichfalls 
aus  Urteilen,  welche  im  Aus- 
lande ergangen  sind,  nur  dann 
entspringen,  wenn  sie  von  einem 
inländischen  Gerichte  für  voll- 
streckbar erklärt  worden  sind; 
unbeschadet  der  entgegenstehen- 
den Verfügungen,  welche  in  den 
Staatsgesetzen  oder  den  Staats- 
verträgen etwa   enthalten  sind. 

Art.  2128. 
Verträge,    welche     im     Aus- 
lande geschlossen  sind,   können 
auf  die    im   Inlande   gelegenen 
Güter    keine     Hypothek     ver« 
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sitions  contraires  k  ce  principe  j  aohaifeii,  wenn  nicht;  die  Staata- 
dans  les  lois  politiques  ou  dans '  gesetze  oder  Staatsvertrage  Be- 
leg trait^s.  Stimmungen  enthalten,  welchevon 

diesem  Grundsatze  abweichen. 

1.  In  Prankreich  wurde  bezüglich  der  Exekution  auswärtiger  Civil- 
urteile  folgendes  ausgeführt  (Journal  1875  II,  S.  271): 

Que  le  r61e  des  tribunaux  fran^ais  ne  se  bome  pas,  en 
pareille  occurence,  k  donner  un  simple  pareatis;  qu'ils  sont 
charg6s  non  seulement  de  rechercher  si  la  d^cision  qui  leur  est 
soumise  contient  des  dispositions  qui  seraient  contraires  k  Tordre 
public  et  aux  lois  fran^aises,  mais  encore  qu'ils  ont  le  droit  et 
le  deyoir  de  y6rifier  si  eile  präsente  le  caract^re  d'un  jugement; 
si  eile  a  6t6  rendue  par  un  juge  comp6tent ;  et  enfin,  si  eile  fait 
une  juste  application  de  la  loi  6trang^re;  —  Que  ces  principes 
ne  sauraient  dtre  contest^s  .  .  . 
Daguin  zitiert  im  Journal  1888  XY,  S.  36  einen  Entscheid  der 
Cour  de  Cassation,  der  so  lautet: 

Attendu  que  les  articles  2 128  et  546  n'antorisent  pas 
k  d6clarer  les  jugements  rendus  en  pays  etranger  execntoires  en 
France,  sans  examen;  qu'une  semblable  autorisation  serait  aussi 
contraire  k  Tinstitution  des  tribunaux  que  l'aurait  6t6  celle  d'en 
accorder  ou  d'en  refuser  l'ex^cution  arbitrairement  ou  k  volonte, 
que  cette  autorisation,  qui  d'ailleurs  jporterait  atteinte  au  droit 
de  souveraineti  du  gauvernement  frangais^  a  ^t6  si  peu  dans 
Pintention  du  legislateur 

Und  im  Journal  1902  XXIX,  S.  601  wird  gesagt: 

II  r^sulte  des  art.  2123,  2128  Code  civ.  et  de  l'art.  546 
Code  de  Proc^d.  civ.,  qu'en  Pabsence  de  Conventions  diploroa- 
tiques  les  d^cisions  judiciaires  rendues  par  un  tribunal  Etranger 
sont  soumiscs,  quand  Texten tion  en  est  demand6e,  en  France, 
k  la  r^vision  des  tribunaux  frangais  qui  ont  le  droit  de  les  examiner 
tant  en  la  forme  qu*au  fond. 

2.  Immerhin  hat  auch  in  Frankreich  das  im  Auslande  erlassene 
Urteil  eine  Bedeutung.  So  hat  denn  auch  das  Appellationsgericht  in 
Paris  über  ein  Urteil  aus  New-York  sich  folgendermassen  ausgesprochen 
(Journal  1886  XIII,  8.  718): 

Considerant  que  rien  ne  s^oppose  k  ce  que  la  Cour  reticnne 
commo  616m  entä  de  sa  decision,  les  constatations  de  fait  que  con- 
tient le  jugement  americain  ainsi  que  les  incidents  de  proc6dure 
qui  Tont  suivi. 

3.  In  Prankreich  wird  das  Exequatur  bei  dem  Civilgerichte  des 
Arrondissements   nachgesucht,   in   welchem  der  Beklagte  wohnt.     Dies 
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gilt  auch  dann,  wenn  es  sich  um  ein  handelsgerichtliches  Urteil  handelt. 
Weil  in  Frankreich  das  System  der  ^r^vision  au  fond*'  herrscht,  muss 
dabei  auch  mit  der  regulären  Assignation  begonnen  werden  (yoie  d'as- 
signation  im  Gegensatze  zur  voie  de  requSte  in  der  nichtstreitigen  Ge- 
richtsbarkeit). 

4.  Gestützt  auf  die  Theorie,  dass  die  französischen  Gerichte  nicht 
verpflichtet  seien,  Streitigkeiten  unter  Fremden  zu  beurteilen  (vgl.  S.  68 
oben),  wurde  ausgesprochen,  dass  ihnen  auch  nicht  obliege,  bezüglich 
solcher  Urteile  im  Falle  von  Exekutionsbegehren  eine  „revision  au  fond" 
vorzunehmen,  namentlich  wenn  die  Prozessparteien  vor  ihrem  natür^ 
liehen  Richter  standen  und  das  Urteil  nichts  enthalte,  das  dem  öifent- 
lichen  Rechte  Frankreichs  nicht  widerstreite  (Journal  1887  XIV,  8.  617 
u.  618).  In  diesem  Falle  wurde  ein  englisches  zwischen  Engländern 
gefälltes  Urteil  einfach  als  exekutionsfähig  erklärt.  In  einem  entgegen- 
gesetzten Sinne  wurde  aber  entschieden  laut  S.  617  (Note  dazu).  Auch 
ist  sicherlich  der  ersterwähnte  Standpunkt  nicht  haltbar,  weil  ja  sonst 
diejenigen  Urteile  in  Frankreich  besser  dastünden,  welche  aus  Staaten 
herrühren,  mit  denen  Frankreich  einen  Staatsvertrag  nicht  ge- 
schlossen hat«, 

5.  Die  französischen  Gerichte  exequieren  ihrerseits  trotz  des  Staats- 
Vertrages  solche  Urteile  italienischer  Gerichte  nicht,  die  sich  auf  die 
Norm  des  Art.  105  Codice  di  Proced.  civ.  (Spez.-Nr.  1)  stützen.  Die 
französischen  Gerichte  verwoistm  dabei  auf  den  Satz,  dass  hier  eine 
ganz  exzeptionelle  Kompetenz  vorliege,  die  international  nicht  anerkannt 
werden  könne  (Journal  XXVIII,  1901,  S.  978): 

.  .  .  .  il  echet  de  dire  quo  TarL  105  contient,  en  faveur 
des  Sujets  Italiens,  une  disposition  exceptionnelle  qai  ne  saurait 
^tre  invoquee  en  France  pour  mettre  en  6chec  le  principe :  actio 
sequitur  forum  rei,  qui  doit  r^gir  et  dominer  les  litiges  en  matiere 
de  competence  internationale. 

2.  Die  Niederlande. 
Der   Standpunkt   des    niederländischen   Civilprozessgesetzes    kenn- 
zeichnet sich  durch  die  Bestimmung   des  Art.  431,   welcher  folgender- 

massen  lautet: 

Sauf  les  cas  express^ment  prhus  par  la  loi,  les  jugements 
rendus  par  les  juges  ou  tribunaux  6trangers  ne  seront  pas  ex6cu- 
toires  dans  le  royaume. 

Les  proc^s  pourront  ötre  instruits  de  nouveau  devant  le 
juge  N6erlandais  et  y  ötre  termines. 

Dans   le   cas  ci-dessus   exceptö   le  jugement  des  juges   ou 
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des  tribunaux  ^trangers  ne  sera  execute  dans  le  royaume,  quo 
si  le  tribunal  de  rarrondissemenl  dans  le  ressorfc  duquel  le  jage* 
ment  doit  dtre  ex6cut6,  en  autorise  rexecution  sur  reqadte  dans 
la  forme  menfcionn^e  a  Tarticle  pr6c6dent. 

La  cause  elle-m^me  n'est  pas  soumise  k  un  nouvel  examen, 
lorsque  la  demande  d^autorisation  est  octroy^e. 

Wenn  hier  von  Ausnahmefallen  gesprochen  wird,  so  ist  darauf  hin- 
zuweisen, dass  es  nur  eine  Ausnahme  gibt,  w^enn  nämlich  die  grosse 
Havarie  im  Auslande  von  den  zuständigen  Behörden  festgestellt  wird: 
ein  darauf  gestütztes  Urteil  muss  vom  niederländischen  Gerichte  als 
vollstreckbar  erklärt  werden.  Abgesehen  davon,  findet  in  den  Nieder- 
landen eine  Vollstreckung  ausländischer  Urteile  nicht  statt  (H.  L.  Asser 
in  dem  Werke  von  Leske  und  Löwenfeld,  Die  Rechtsverfolgung  im 
internationalen  Verkehr,  I,  8.  508,  und  IIL  Teil,  I,  S.  404). 

Urteile,  welche  von  den  Gerichten  in  den  Niederlanden  erlassen 
werden,  sind  in  niederländisch  Ostindien,  in  Surinam  und  Curagao  voll- 
streckbar, und  umgekehrt  sind  auch  die  Urteile,  die  von  den  Gerichten 
in  Ostindien,  in  Surinam  und  Curagao  gefallt  werden,  im  Mutterlande 
vollstreckbar  (Asser  a.  a.  O.  I,  S.  509  u.  510). 

3.  Belgien. 
Das  Gesetz  von  1876   (S.  208  oben)   enthält   in  Art.  10  folgende 

Bestimmungen : 

lls  (les  tribunaux  de  premiere  instance)  connaissent  enfin 
des  decisions  rendues  par  los  juges  etrangers,  en  mati^re  civile 
et  en  matiere  commcrcialc. 

S^il  existe,  entrc  la  ßelgiquc  et  le  pays  oü  la  d6cision  a  6t6 
rendue,  un  traitc  conclu  sur  la  base  do  la  r6ciprocit6,  leur  examen 
ne  portera  que  sur  les  cinq  points  suivants: 

1.  si  la  d6cision  ne  contient  rien  de  contraire  k  l'ordre 
public,  ni  aux  principcs  du  droit  public  beige; 

2.  si,  d'apr^s  la  loi  du  pays  oii  la  d^cision  a  M  rendue, 
eile  est  passee  en  force  de  chose  jug6e; 

3.  si,  d'apres  la  m^me  loi,  Texp^dition  qui  en  est  produite 
reunit  les  conditions  n6cessaires  k  son  authenticite ; 

4.  si  les  droits  de  la  defense  ont  6t6  respect^s; 

5.  si  le  tribunal  etranger  n^est  pas  uniquement  comp^tent 
k  raison  de  la  nationalite  du  demandeur. 

4.  Rnssland. 

De  i'ex^cution  des  jugements  Etrangers  et  particuli^reroent  des  jugements  russes  en 
Allemagne,  Journal  XI,  1884,  S.  43—49. 

Auf  Grund  der  §§  1273 — 1281  der  russischen  Civilprozessordnung 
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ist  daTon  auszugehen,  dass  für  die  Exekution  ausländischer  urteile  ein 
Staatsvertrag  verlangt  werden  muss.  Der  zitierte  Art.  1273  bestimmt 
(Marten8«L6o,  Trait6  de  droit  international  II,  p.  498): 

Les  jugements  rendus  par  les  tribanaux  ^trangers  sont  bus- 
ceptibles  d^ex6cution  conform6ment  aux  r^gles  6tablies  h  ce  sujet 
par  les  trait^s  et  Conventions.  Dans  les  cas  oü  ces  trait^s  et 
Conventions  n'ont  pas  d^fini  les  r^gles  d'apr^s  lesquelles  l'ex6- 
cution  aura  liea,  on  doit  observer  Tordre  indiqu6  dans  les  articles 
suivants. 
Art.  1279  bestimmt: 

Les  tribunaux,  qui  ont  k  connattre  de  ces  affaires,  n'ont 
pas  k  examiner  le  fond  du  litige  tranch6  par  un  tribunal  6tranger. 
IIa  n'ont  k  juger  qae  le  point  suivant :  savoir  si  le  jugement  en 
question  contient  des  dispositions  contraires  k  l'ordre  public  ou 
interdites  par  los  lois  de  TEmpire. 

Martens  verfocht  die  Ansicht,  dass  fiir  die  Exekution  eines  aus- 
wärtigen Civilurteils  nicht  unbedingt  ein  Staatsvertrag  gefordert  werden 
könne  (Journal  Y,  S.  139).  Allein  im  Gegensatz  zu  einem  Entscheide 
von  1873  sprach  der  dirigierende  Senat  im  Jahre  1882  aus,  ein  Staats- 
vertrag sei  die  unbedingte  Voraussetzung  der  Exekution  der  fremden 
Urteile  (B.-B.  1883,  II,  S.  1037).  Martens  opponiert  gegen  diese  Auffassung 
(jtfarten8-L6o,  Trait6  de  droit  international  II,  S.  500—502). 

5.  Peru. 

Ein  hervorragender  Schriftsteller  (Pradier-Foder6)  führt  im  Journal 
1879  VI,    S.  266)  aus: 

Une  sentence  definitive  renduc  par  un  tribunal  6tranger  et 
düment  l^galis^e  produirait  dos  effets,  au  P6rou,  comme  instru- 
mcnt  public  et  lorsqu^elle  serait  pr^sent^e  comme  moyen  de  preuve. 

Allerdings  behält  Art.  942  des  Civilprozessgesetzes  die  Staats- 
verträge vor.  Eine  Bestimmung  über  die  Exekution  der  Civilurteile 
enthält  z.  B.  der  Handels-  und  Schiffahrtsvertrag  zwischen  Peru  und 
Italien  von  1874.  Vgl.  dazu  den  Schiedsspruch  von  Winkler  in  der 
Schweizerischen  Juristenzeitung,  I,  S.   100 — 104. 

IL  Es  gibt  Staaten,  in  welchen  als  massgebendes  Etfordemis  für 
die  Exekution  die  Reziprozität  aufgestellt  ist. 

Unter  dieses  System  fallen  folgende  Staaten: 

1.  Das  Deutsche  Reich. 

Wach,  Handbuch  I,  S.  239  ff. 

Franke,  Die  Entscheiduugen  ausländischer   Gerichte   über  bQrgerliohe  Rechtsstreitig- 
keiten in  ihrer  Wirksamkeit  nach  deutschem  Reiohsrecht  (1884). 
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Klein  in  Z.  f.  intern.  Priv.-  u.  Str.-R.  VI,  S.  97,  898;  IX,  S.  206. 

Fold,  Ausl&ndische  Urteile  und  die  deutsche  CiTilprozessordnung,  Z.  f.  intern.  Priv.» 

u.  Str.-R.  YIII,  S.  869. 
Keidel,  De  la  reconnaissance  et  de  Tex^cution  des  jugements  ^trangers  en  AUemagne 

im  Journal  XXVI,  8.  663. 
Kleinfeller,  Lehrbuch  des  deutschen  Civilprozessrechts  (1905),  S.  609. 

Deutschland   darf  unter   dieser  Gruppe   aufgeführt   werden;   denn 
§  328  der  C.-P.-O.  bestimmt: 

Die  Anerkennung  des  Urteils  eines  ausländischen  Gerichtes 
ist  ausgeschlossen: 


4.  wenn  die  Gegenseitigkeit  nicht  verbürgt  ist. 

Die  Gegenseitigkeit  ist  ausreichend  verbürgt,  wenn  die  ausländische 
Gesetzgebung  odsr  die  Gerichtspraxis  den  gleichen  oder  günstigeren  Grund- 
sätzen hinsichtlich  der  Yollstreckbarkeit  der  Urteile  folgt,  als  diejenigen 
sind,  welche  der  interne  Staat  aufstellt  (Wach,  Verträge  über  die  Reichs- 
civilprozessordnung,  2.  Aufl.,  8.  314).  Darnach  ist  es  zweifellos,  dass 
die  Gegenseitigkeit  nicht  durch  die  solenne  Art  der  Staatsverträge  zu- 
gesichert sein  muss.  Vgl.  auch  Weismann,  Lehrbuch  des  deutschen 
Civilprozessrechts  1903,  I,  S.  248.  Natürlich  kann  aber  das  Erfordernis 
der  Gegenseitigkeit  nicht  durch  Parteivereinbarung  ersetzt  werden  (R.-G. 
Civ.-Sachen,  36,  S.  385.). 

Artikel  37  des  deutschen  Entwurfs  über  internationales  Privatrecht 

* 

enthielt  folgende  Bestimmung  (in  den  zwei  vorgelegten  Redaktionen) : 


Die  Wirkungen  des  Urteils 
bestimmen  sich  nach  dem  Rechte 
des  Staates,  welchem  das  Prozess- 
gericht angehört. 

Dem  Urteil  eines  ausländischen 
Gerichtes  ist  die  Anerkennung 
versagt : 

1.  wenn  das  Urteil  nach  dem 
für  das  ausländische  Gericht  gel- 
tenden Rechte  die  Rechtskraft 
noch  nicht  erlangt  hat; 

2.  wenn     die    Gerichte    des 


Die  Wirkungen  des  Urteils 
bestimmen  sich  nach  den  Ge- 
setzen des  Staates,  welchem  das 
Prozessgericht  angehört. 

Dem  Urteile  eines  ausländi- 
schen Gerichtes  ist  die  Aner- 
kennung versagt: 

1 .  wenn  das  Urteil  nach  den 
für  dieses  Gericht  geltenden  Ge- 
setzen die  Rechtskraft  noch  nicht 
erlangt  hat; 

2.  wenn    die    Gerichte    des 


Staates,    welchem   das   auslän- ;  Staates,    welchem    das    auslän- 


dische Gericht  angehört,  nach 
deutschem  Rechte  nicht  zustän- 
dig sind; 


discho  Gericht  angehört,  nach 
den  deutschen  Gesetzen  nicht 
zuständig  sind; 


3.  wenn  die  Verurteilung  auf  |      3.  wenn  der  unterlegene  Be- 
Vornahme  einer  Handlung  ge- 1  klagte    ein   Deutscher   ist   und 
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richtet  ist,  welche  nach  deut-  i  sich  auf  den  Prozess  nicht  ein- 
sehen! Rechte  nibht  erzwungen  gelassen  hat,  sofern  die  den 
werden  darf,  oder  auf  Zahlung  Prozess  einleitende  Ladung  oder 


einer  Privatstrafe,  welche  das 
deutsche  Recht  als  Folge  des 
Verhaltens  des  Beklagten  nicht 
anerkennt ; 

4.  wenn  ein  Deutscher  Partei 
und  gegen  die  Grundsätze  in 
§  7  Absatz  1,  §§  16,  18,  21, 
22  und  24  zu  seinem  Nachteile 
Verstössen  ist; 

5.  wenn  der  Beklagte  ein 
Deutscher  ist  und  sich  auf  den 
Prozess  nicht  eingelassen  hat, 
sofern  die  den  Prozess  einlei- 
tende Ladung  oder  Verfügung 
ihm  weder  in  dem  Staate  des 
Prozessgerichtes  in  Person,  noch 
durch  Gewährung  der  Rechts- 
hülfe im  Deutschen  Reiche  zu- 
gestellt ist. 

Urteile  ausländischer  Gerichte 
haben  keine  weitergehenden 
Wirkungen,  als  diejenigen, 
welche  Urteilen  nach  deutschem 
Rechte  zukommen. 


Verfugung  ihm  weder  in  dem 
Staate  des  Prozessgerichtes  in 
Person  noch  durch  Gewährung 
deutscher  Rechtshülfe  zugestellt 
ist; 

4.  wenn  die  Anerkennung  des 
Urteils  gegen  die  guten  Sitten 
oder  die  öffentliche  Ordnung 
verstosst,  oder  wenn  das  Urteil 
die  Verurteilung  zu  einer  Privat- 
strafe enthält; 

5.  wenn  bei  Erlassung  des 
Urteils  zum  Nachteile  einer 
deutschen  Partei  gegen  die  Be- 
stimmungen des  §  7  Absatz  1, 
der  §§  16,  18  Absatz  1,  der 
§§21,  22,  24  Verstössen  ist. 

Kommen  dem  Urteile  eines 
ausländischen  Genchtes  nach 
den  für  dieses  Gericht  geltenden 
Gesetzen  Wirkungen  zu,  welche 
weitergehen  als  die  dem  Urteile 
eines  deutschen  Gerichtes  nach 
den  deutschen  Gesetzen  zukom- 
menden Wirkungen,  so  ist  dem 
Urteile  in  Ansehung  dieser  wei- 
tergehenden Wirkungen  die  An- 
erkennung versagt. 
Allein  diese  Norm  ging  in  das  Einführungsgesetz  nicht  über.  Art.  7,i 
bezieht  sich  auf  die  Geschäftsfähigkeit,  Art.  16  auf  die  Erfordernisse  der 
Eheschliessung,  Art.  18,i  auf  die  Eheschliessung,  Art.  21  auf  die  Ehe- 
lichkeit der  Geburt  eines  Kindes,  Art.  22  auf  die  Legitimation  und 
Adoption,  Art.  24  auf  den  Wechsel  der  Staatsangehörigkeit  eines  Deutschen, 
während  seine  Ehefrau  und  Kinder  Deutsche  bleiben. 

2.  Österreich. 

Schumacher  in  der  Z.  f.  intern.  Prir.-  u.  8tr.-R.  VI,  S.  486. 

v.  Canstein  im  Werke    yon  Leske    und  Löwenfeld,   Die  Rechtsverfolgung   im    inter- 
nationalen Verkehr,  3.  Teil,  I,  S.  3. 
y.  Canstein,  Das  Civilprozessrecht,  3.  Aufl.  1905,  S.  61 ;  1008. 
Walker,  Streitfragen  aus  dem  internationalen  Civilprozessrechte. 
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Die   österreichische    Exekutionaordnung   Yon    1896   traf  bezüglich 

der  ^Exekution  auf  Qrund  im  Ausland  errichteter  Akte  und  Urkunden" 

folgende  Bestimniungen : 

§  79. 

Auf  Grund  von  Akten  und  Urkunden,  die  nicht  zu  den  im 
§  2  bezeichneten  Exekutionstiteln  gehören,  aber  ausserhalb  des 
Geltungsgebietes  dieses  Gesetzes  errichtet  und  nach  den  daselbst 
geltenden  gesetzlichen  Bestimmungen  exekutionsfahig  sind,  darf 
die  Exekution  oder  die  Vornahme  einzelner  Exekutionshand- 
lungen im  Geltungsgebiete  dieses  Gesetzes  nur  dann  und 
in  dem  Masse  stattfinden,  als  die  Gegenseitigkeit  durch  Staats- 
yerträge  oder  durch  darüber  erlassene,  im  Reichsgesetzblatte 
kundgemachte  Eegierungserklärungen  verbürgt  ist. 

§  80. 

Einem  Exekutionsantrage,  der  sich  auf  ein  Erkenntnis 
einer  auswärtigen  Gerichts-  oder  sonstigen  Behörde,  oder  auf 
einen  vor  diesen  geschlossenen  Vergleich  gründet,  ist  überdies 
nur  dann  stattzugeben: 

1.  wenn  die  Rechtssache  nach  Massgabe  der  im  Inlande 
über  die  Zuständigkeit  geltenden  Bestimmungen  im  auswärtigen 
Staate  anhängig  gemacht  werden  konnte; 

2.  wenn  die  Ladung  oder  Verfügung,  durch  die  das  Ver- 
fahren vor.  dem  auswärtigen  Gerichte  oder  der  auswärtigen 
Behörde  eingeleitet  wurde,  der  Person,  wider  welche  Exekution 
geführt  werden  soll,  entweder  in  dem  betreffenden  auswärtigen 
Gebiete  oder  mittels  Gewährung  der  Rechtshülfe  in  einem 
anderen  Staatsgebiete  oder  im  Inlande  zu  eigenen  Händen 
zugestellt  wurde; 

3.  wenn  das  Erkenntnis  gemäss  dem  darüber  vorliegenden 
Zeugnisse  der  ausländischen  Genchts-  oder  sonstigen  Behörde 
nach  dem  für  letztere  geltenden  Rechte  einem  die  Vollstreckbar- 
keit hemmenden  Rechtszuge  nicht  mehr  unterliegt. 

§  81. 
Die  Bewilligung  der  Exekution  oder  der  begehrten  Excku- 
tioiishandlung    ist,    ungeachtet    des   Vorhandenseins  der  in  den 
§§  79  und  80  angeführten  Bedingungen,  zu  versagen : 

1.  wenn  der  Person,  wider  welche  die  Exekution  geführt 
werden  soll,  die  Möglichkeit,  sich  an  dem  vor  dem  auswärtigen 
Gerichte  oder  der  auswärtigen  Behörde  stattfindenden  Verfahren 
zu  beteiligen,  infolge  einer  Unregelmässigkeit  dieses  Verfahrens 
entzogen  war; 

2.  wenn  durch  die  Exekution  eine  Handlung  erzwungen 
werden  soll,  welche  nach  dem  Rechte  des  Inlandes  überhaupt 
oder  doch  nicht  erzwingbar  ist; 
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3.  wenn  der  Exekutionsiitel  den  Personenstand  einep  öster- 
reichischen Staatsangehörigen  betriift  und  gegen  letzteren  voll- 
zogen werden  soll; 

4.  wenn  vermittelst  der  Exekution  oder  der  begehrten 
Exekutionshandlung  ein  Rechtsverhältnis  zur  Anerkennung  oder 
ein  Anspruch  zur  Verwirklichung  gelangen  soll,  welchen  durch 
das  inländische  Gesetz  im  Inlande  aus  Rücksichten  der  öffeut- 
lichen  Ordnung  oder  Sittlichkeit  die  Gültigkeit  oder  Klagbarkeit 
versagt  ist. 

§  82. 

Zur  Bewilligung  der  beantragten  Exekution  oder  Exekutions- 
handlung ist  der  Gerichtshof  erster  Instanz  zuständig,  in  dessen 
Sprengel  das  im  §  4,  Ziffer  6  bezeichnete  Bezirksgericht  ge- 
legen ist. 

Der  Antrag  kann  vom  betreibenden  Gläubiger,  von  dem 
ausländischen  Gerichte  oder  von  einem  andern  hiezu  berufenen 
ausländischen  öffentlichen  Organe  gestellt  werden. 

Das  Gericht  kann  im  Bedarfsfalle  vor  der  Entscheidung 
über  den  Antrag  die  auswärtige  Behörde,  von  welcher  der 
Exekutionstitel  herrührt  oder  welche  die  Bewilligung  der  Exeku- 
tion beantragt  hat,  um  Aufklärung  ersuchen. 

§  83. 
Wenn  dem  Antrage  stattgegeben  wird,  ohne  dass  die  in 
den  §§  79  bis  81  angeführten  gesetzlichen  Bedingungen  der 
Exekutionsbewilligung  vorhanden  sind,  kann  derjenige,  wider 
den  die  Exekution  bewilligt  wurde,  unbeschadet  eines  allialligen 
Rekurses  gegen  die  Exekutionsbe willigang  Widerspruch  erheben. 

Der  Widerspruch  ist  bei  dem  nach  §  82  in  erster  Instanz 
zur  Bewilligung  der  Exekution  berufenen  Gerichte,  und  zwar, 
sofern  er  sich  *nicht  auf  den  Mangel  der  Gegenseitigkeit  oder 
auf  einen  der  im  §  81,  Z.  2— 4  angeführten  Gründe  stützt,  bei 
sonstigem  AusHchlusse  binnen  14  Tagen  nach  Zustellung  der 
Exekutioiisbewilligung  zu  erheben.  Über  den  Widerspruch  ist 
nach  mündlicher  Verhandlung  durch  Urteil  (§§  461  ff.  der 
Civil prozcssordnung)  zu  entscheiden.  Nach  Erhebung  des 
Widerspruchs  kann  das  Gericht  auf  Antrag  die  Aufschiebung 
der  Exekution  anordnen. 

Die  Frist  zum  Rekurse  gegen  die  Entscheidung  über  den 
Exekutionsantrag  beträgt  14  Tage.  Gegen  die  Entscheidung 
über  einen  wegen  Bewilligung  oder  Verweigerung  der  Exekution 
erhobenen  Rekurs  ist  ein  weiterer  Rekurs  auch  dann  zulässig 
wenn  das  Gericht  zweiter  Instanz  den  angefochtenen  erstrichter- 
lichen Beschluss  bestätigt  hat. 
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§  84. 

Die  Yorstehenden  Bestimmungen  kommen  nicht  Eur  An- 
wendung, sofern  in  Staatsverträgen  oder  in  Regierungserklärungen, 
die  im  Reichsgesetzblatte  kundgemacht  sind,  über  die  Gewährung 
der  Exekution  und  die  Voraussetzungen  der  YoUstreckbarkeit 
ausländischer  exekutionsfähiger  Akte  und  Urkunden  abweichende 
Anordnungen  enthalten  sind. 

§  85. 

Für  die  Vornahme  und  Durchführung  einer  auf  Grund 
ausländischer  exekutionsfähiger  Akte  und  Urkunden  bewilligten 
Exekutionshandlung  oder  Exekution  haben  die  Bestimmungen 
dieses  Gesetzes  zu  gelten. 

§  86. 

Die  Vorschriften  dieses  Titels  haben  auch  für  die  Exe- 
kution auf  Grund  von  exekutionsfähigen  Akten  und  Urkunden 
zu  gelten,  die  in  den  Ländern  der  ungarischen  Krone  errichtet 
wurden. 

Im  Bestände  der  verbürgten  Gegenseitigkeit  (§  79)  muss 
auf  Grund  gerichtlicher  Erkenntnisse;  die  in  den  Ländern  der 
ungarischen  Krone  gefällt  wurden,  und  auf  Grund  von  gericht- 
lichen Vergleichen,  die  daselbst  abgeschlossen  wurden,  die 
Exekution  angeordnet  werden,  sofern  nur: 

1.  ein  gerichtliches  Zeugnis  darQber  beigebracht  wird,  dass 
das  Erkenntnis  einem  die  Vollstreckbarkeit  hemmenden  Rechts- 
zuge nicht  mehr  unterliegt,  und 

2.  keiner  der  im  §  81,  Z.  2—4,  angeführten  Versagungs- 
gründe vorliegt. 

1.  Auswärtige  Urteile  werden  in  Österreich  nur  dann  exequiert, 
wenn  die  Gegenseitigkeit  durch  Staatsvertrag  oder  kundgemachte 
Regierungserklärungen  verbürgt  ist.  Die  Gerichte  sind  nicht  in  der 
Lage,  Reziprozitatszusicherungen  zu  erteilen. 

2.  Solche  Regierungserklärungen  sind  ergangen  mit  Bezug  auf 
Ungarn,  Bosnien  und  Herzegowina;  Deutschland,  Liechtenstein,  Italien, 
Rumänien,  Kanton  Waadt  (v.  Ganstein  in  dem  Werke  von  Leske 
und  Löwenfeld,  IIL  Bd.,  Teil  I,  S.  325). 

3.  Staats  vertrage  bestehen  mit  Serbien  (S.  458/9)  und  dem  Gross- 
herzogtum Baden  (S.  460/1). 

4.  Nach  V.  Canstein  genügt  die  bloss  faktische  Reziprozität  nicht 
(bei  Leske  und  Löwenfeld,  3.  Bd.,  Teil  I,  S.  325;  vgl.  auch  v.  Can- 
stein, Das  Civilprozessrecht,  3.  Aufl.  1905;  I,  S.  61).  Was  den  Be- 
griff der  Reziprozität  anbetrifft,  so  will  damit  allerdings  nicht  eine 
völlige   Gleichheit   der   Rechtsgrundsätze    in   materieller   und  formeller 
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Beziehung  verlangt  werden.  Entscheidend  ist,  dass  die  r^vision  au 
fond  nicht  verlangt  wird  (Walker,  Streitfragen  aus  dem  internationalen 
Civilprozessrechte,  S.  187). 

5.  In  Osterreich  kann  die  Exekution  gemäss  §  82  ohne  jedes 
„Delibations verfahren**  bewilligt  werden.  Schumacher  hat  diesen  grossen 
Portschritt  in  Z.  f.  intern.  Priv.-  u.  Str.-R.  VI,  S.  499,  Note  32,  mit 
Recht  scharf  hervorgehoben. 

Aus  der  Tatsache,  dass  in  Deutschland  ein  Vollstreckungsurteil 
(§  722  C.-P.-O.)  gefordert  wird,  folgt  nicht,  dass  im  Geltungsbereiche 
der  Exekutionsordnung  und  der  Exekutionsbewilligung  auf  Grund 
von  urteilen  deutscher  Gerichte  auch  in  Österreich  erst  ein  Voll- 
streckungsurteil erwirkt  werden  müsste.  Jeder  Staat  regelt  die  zu 
gewährende  Rechtshülfe  nach  seinen  eigenen  Gesetzen  (Z.  f.  intern. 
Priv.-  u.  Str.-R.  IX,  S.  491  und  492). 

Das  österreichische  Justizministerium  erliess  eine  Verordnung,  die 
am  1.  November  1904  in  Kraft  trat.  Sie  lautet  folgendermassen 
(D.  J.-Z.  1905,  S.  106;  auch  abgedruckt  in  Z.,  Gewerblicher  Rechts- 
schutz und  Urheberrecht  1905  X,  S.  32): 

Bei  der  Entscheidung  über  Exekutionsanträge,  die  sich  auf 
Erkenntnisse  deutscher  Gerichte  oder  auf  vor  diesen  Gerichten 
abgeschlossene  Vergleiche  gründen,  hat  der  §  80,  Ziiffer  2  der 
österreichischen  Exekutionsordnung  keine  Anwendung  zu  finden. 
Wegen  Mangelhaftigkeit  des  Vorganges  bei  Zustellung  der 
prozesseinleitenden  Verfügungen  kann  die  Exekution  nur  unter 
solchen  Voraussetzungen  abgelehnt  werden,  unter  denen  gemäss 
§  328,  ZiflPer  2,  der  deutschen  C.-P.-O.  die  Anerkennung  eines 
österreichischen  Urteils  im  deutschon  Reiche  ausgeschlossen  ist. 

6.  Natürlich  bleibt  es  andern  Staaten  unbenommen,  gleichwohl 
österreichische  Urteile  auch  dann  zu  exequieren,  wenn  Regierungs- 
erklärungen nicht  ausgetauscht  worden  sind.  Dies  tut  z.  B.  der  Kanton 
Zürich.  In  der  Tat  hängt  es  nur  vom  Staate  Zürich  ab,  durch  Ab- 
gabe einer  dem  österreichischen  Rechte  entsprechenden  Erklärung  die 
völlige  Reziprozität  herzustellen. 

3.  Ungarn. 

Es  besteht  eine  Verordnung  des  k.  ungarischen  Justizministeriums 
vom    24.  März  1890,  folgendermassen   lautet   (Z.  für  intern.  Priv.- 

u.  Str.-R.  III,  S.  365): 

Im  Sinne  des  §  3  des  LX.  Gesetzartikels  vom  Jahre 
1881  kann  die  Anordnung  und  Vollziehung  einer  Exekution 
auf  Grund   eines  Ansuchens   von  ausländischen  Gerichten  oder 
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auf  Grund  einer  mit  der  Yollstreckungsklausel  versehenen 
öffentlichen  Urkunde  in  Ermangelung  eines  Vertrages  nur  im 
Falle  der  Reziprozität  erfolgen.  Aus  Anlass  eines  vorgekom- 
-menen  Falles  fOhlt  sich  das  Justizministerium  veranlasst,  zu 
erklären,  dass  diesbezüglich  eine  Reziprozität  weder  mit  dem 
deutschen  Reiche  noch  mit  irgend  einem  der  das  deutsche 
Reich  bildenden  Staaten  besteht. 

4.  Spanien. 

Silvela  im  Journal  1881,  YIII,  S.  20. 

Art.  925  des  spanischen  Civilprozessgesetzes  bestimmt  als  Voraus- 
setzung für  die  Exekution  auswärtiger  Civilurteile   (Journal  XI,   1884, 

S.  373): 

1.  qu'il  s'agisse  d'un  jugement  rendu  k  la  suite  d'une  action 

personnelle. 

2.  qu^il  ne  soit  pas  rendu  par  defaut. 

3.  qu'il  alt  pour  objet  une  action  licite  en  Espagne. 

4.  qu'il  r6unisse  les  qualit^  requises  par  les  lois  du  pays 
oü  il  a  6te  rendu  pour  dtre  con8id6r6  comme  authentique, 
et  les  qualit^s  requises  par  les  lois  espagnoles  pour  faire 
foi  en  Espagne. 

Nach  der  bundesrätlichen  Darstellung  (B.-B.  1897,  III,  S.  493) 
ist  die  Vollstreckung  auswärtiger  Civilgerichtsurteile  durch  die  spanische 
Civilprozessordnung  in  Spanien  nur  dann  gestattet,  wenn  sie  vertrag- 
lich, d.  h.  durch  einfache  Reziprozitätserklärung  oder  durch  einen  eigent- 
lichen Staatsvertrag  festgestellt  und  zugesichert  ist  (Art.  951  ff.). 

5.  Rumänien. 

Petroni,  De  Ttix^oution   des  actes  et  jugements  etrangers  en  Roumanie  im  Journal 

1879  VI,  S.  351—358; 
Djuyara,    De   Texecution   des   jugementfl   ^trangei-s    en  Roumanie   im   Journal  1891 

XVIII,  8.  452—459; 
Klein,  Die  Frage  de»  Vollzuges  deutftcher  CiTilurteile  in  Rumänien  in  der  Z.  f.  intern. 

Priv.-  und  Str.-R.  VIT,  S.  17-23. 

Art.  374  des  Code  de  Proc6dure  von  Rumänien  bestimmt: 

Les  d^cisions  judiciaires  rondues  en  pays  6tranger  ne  peu- 
vent  etre  ex6cut6e8  en  Roumanie  que  de  la  mani^re  dont  les 
sentences  roumaines  sont  ex6cut6es  dans  le  pays  en  question  et 
pourvu  qu'elles  soient  d6clar6es  ex6cutoires  par  les  juges  rou- 
mains  corap^tents. 

6.  Schweden. 

d'Oliveorona  im  Journal  1880,  III,  Ö.  83—87. 

Das  Gesetzbuch  von  1794  enthält  keine  Bestimmungen,    dagegen 


482 

prävaliert  das  Prinzip  der  Reziprozität  auf  Grund  alter  Gewohnheit. 
Dies  bezeugt  Olivecrona  mit  den  Worten:  D'apres  nos  coutumes  les 
plus  anciennes  le  principe  de  la  r6ciprocit6  prSvalait  d6jä  k  une  6poque 
tr^s  recul6e  dans  les  relations  entre  le  peuple  suSdois  et  les  autres 
peuples  de  TEurope. 

Laut  einem  Berichte  des  Generalsekretärs  im  schwedischen  Justiz- 
ministerium (Monatsschrift  für  Handelsrecht  und  Bankwesen  1901, 
Nr.  5)  werden  ausländische  Civilurteile  nunmehr  immer  anerkannt, 
wenn  nicht  schwedische  Gesetze  entgegenstehen. 

7.  Montenegro. 
Das   Gesetzbuch   über  Vermögen  für  das  Fürstentum  Montenegro 
(Übersetzung  von  Shek)  bestimmt  in  Art.  797: 

Wenn  ein  montenegrinisches  Gericht  ein  UrteU  eines  aus- 
ländischen Gerichtes  anerkennt,  so  hat  es  sich  hierdurch  doch 
noch  nicht  zur  Vollstreckung  jenes  Urteils  verpflichtet.  Die 
Vollstreckung  aasländischer  Urteile  erfolgt  nur  auf  Grundlage 
der  in  solchen  Angelegenheiten  zwischen  Montenegro  und  dem 
fremden  Staate  beobachteten  Gegenseitigkeit. 

Nachdem  die  Vorschriften  darüber,  wie  die  Vollstreckung 
von  Urteilen  erfolgt,  im  allgemeinen  in  den  Rahmen  der  Gerichts- 
Ordnung  und  des  Verfahrens  fallen,  so  finden  die  diesbezüg- 
lichen Anordnungen  den  geeignetsten  Platz  im  Gesetze  fiber 
das  gerichtliche  Verfahren. 

8-  Ägypten. 

Art.   488    des    Code    de  Proced.    für  die   Tribunaux  mixtes    be- 

>    stimmt: 

Les  jugements  rendus  k  T^tranger^  par  un  tribunal  6traDger, 

seront  executoires  en  Egypte  sur  simple  ordonnance  du  pr^sident 

du  tribunal,  ä  charge  de  riciprocitS, 

III.  Es  gibt  Staaten,  welche^  ohne  Rücksicht  auf  die  Reziprozität^ 
das  Prinzip  der  Anerkennung  dei'  auswärtigen  Civilurteile  aufstelleny 
welche  also  die  materielle  Nachprüfung  ausschliessen  und  genau  zum 
voraus  gegenüber  allen  Staaten  in  allgemein  verbindlicher  Weise  sageny 
worüber  allein  das  Vollst reckungsgericht  eine  Kognition  eintreten  zu 
lassen  habe, 

Hieher  gehört   (neben   dem  Kanton  Baselstadt)   nur  Italien.     Vgl. 

P.  Fiore,  Eftetti  internazionali  (lelle  senteiize  e  degli  atti  (1874). 

C.  Norsa  in  Rev.  de  dr.  i.,  VIII,  S.  647 ;  IX,  S.  78. 

Fuöinato,  Esecuzione  dello  sentonze  htraniero  (1884). 

Mattirolo,  Trattato  di  diritto  giudiziario  civile  italiano,  IV.  ed.,  VI,  8.  877. 

Ricci,    Comniento  al  codice  di   proced.    civ.  7.  ed.,  III,  Nr.  594—624  (8.  648—679). 
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Gianzana,  Lo  straniero  nol  diritto  oivile  italiano,  I,  Nr.  27—245. 

Enrico  La  Loggia,   La  esecuzione  delle  sentenze  straniero,  S.  209  (Nr.  117)  ff. 

1.    Aus  der  italienischen  Gesetzgebung  kommt  in  Betracht: 
Art.  10  der  Disposizioni : 


La  sentenze  pronunziate  da  aatoritä  straniere  nelle  materie 
civili  avranno  esecuzione  nel  regno,  quando  siano  dichiarate 
esecutive  nelle  forme  stabilite  dal  codice  di  procedura  civile, 
salve  le  disposizioni  delle  convenzioni  internazionali. 

I  modi  di  esecuzione  degli  atti  e  delle  sentenze  sono  rego- 
lati  dalla  legge  del  luogo  in  cui  si  procede  airesecuzione. 

Art,  941—950   Codice    di    proced.   civ.,    betitelt   delle  esecuzione 
degli  atti  delle  autoritä  straniere,  lauten  folgendermassen : 

941.  La  forza  esecutiva  alla  sentenza  delle  autoritä  giudi- 
ziarie  straniere  ö  data  dalla  corte  d^appello,  nella  cui  giurisdizione 
debbono  essere  eseguite,  premesso  un  giudizio  di  delibazione  in 
cui  la  corte  esamina: 

L    se    la   sentenza   sia   stata   pronunziata   da   un'  autoritä 
giudiziaria  competente; 

2.  se  sia  stata  pronunziata,  dtate  regolarmente  le  parti; 

3.  se  le  parti  siano  state  legalmente  rappresentate  o  legal- 
mente  contumaci; 

4.  se  la  sentenza  contenga  disposizioni  contrario  air  ordine 
.pubblico  0  al  diritto  pubblico  interne  del  regno. 

942.  II  giudizio  di  delibazione  ^  promosso  con  citazione 
in  via  sommaria  degli  intercssati,  e  deve  sentirsi  il  ministero 
pubblico. 

La  parte  che  lo  promuove  deve  presentare  la  sentenza  in 
forma  autentica. 

Se  Tesecuzione  di  una  sentenza  siä  richiesta  nelle  vie  diplo- 
matiche,  e  la  parte  interessata  non  abbia  costituito  un  procura- 
tore,  che  promuova  il  giudizio  di  delibazione,  la  corte  d'appello, 
suUa  istanza  del  ministero  pubblico,  nomina  d'uffizio  alla  stessa 
parte  un  procuratore  che  lo  promuova  in  nome  di  lei. 

943.  Per  Tesecuzione  nel  regno  dei  provvedimenti  di  sequestro 
dati  da  autorit^  giudiziarie  straniere,  si  osservano  le  disposizioni 
dei   due   articoli   precedenti  in  quanto   siano  applicabili. 

944.  La  forza  esecutiva  agli  atti  autentici  ricevuti  in  paese 
estero  e  data  dal  tribunale  civile,  del  luogo  in  cui  Tatto  deve 
eseguirsi,  previo  giudizio,  in  cui  devono  osservarsi  le  norme 
stabilite  dagli  art.  141  e  142  in  quanto  siano  applicabili. 

945.  Le  sentenze  e  i  provvedimenti  delle  autoritä  giu- 
diziarie straniere  riguardanti  interrogatorii,    o   altri   atti  d'istru- 
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zioue  da  farsi  nel  regno,  sono  resi  esecutivi  con  semplice 
deoreto  dalla  corte  d'appello  del  luogo  in  cui  si  deve  procedere 
a  questi  atti. 

Se  Tosocuziono  sia  domandata  direttamente  dalle  parti 
interessate,  Pistanza  si  propone  con  ricorso  alla  corte,  e  vi  si 
unisce  copia  autontica  della  sentonza  o  del  proTvedimento  che 
ordinö  gli  atti  richiesti. 

Se  l'esecuzione  sia  domandata  dalla  stessa  autorita  giu- 
diziaria  straniera,  la  richiesta  deve  trasmettersi  nelle  Tie  diplo- 
matiche,  senza  necessitä  di  unirvi  la  copia  della  sentenza  o  del 
provvedimento. 

La  corte  delibera  in  camera  di  consiglio,  sentito  il  ministero 
pubblico.  Se  permetta  Tesecuzione,  commette  gli  atti  richiesti 
air  autorita  giudiziaria  o  al  funzionario  di  essa  che  abbia  facolt& 
di  riceverli  o  di  farli  esegaire. 

946.  Quando  la  richiesta  sia  fatta  nelle  vie  diplomatiche, 
e  la  parte  interessata  non  abbia  costituito  alcun  procuratore  che 
promuova  Tesecuzione  degli  atti  accennati  nel  art.  precedente, 
i  provvedimenti,  le  citazioni  e  notificazioni  necessarie,  per  com- 
pierli  sono  dati  e  ordinati  d'uf^zio  dairautorita  giudiziaria  proce- 
dente.  Se  gli  atti  richiesti  esigono,  per  circonstanze  speciali,  le 
diligenze  della  parte  interessata,  la  detta  autoritär  giudiziaria 
pu6  nominare  di  ufßzio  an  procuratore  cho  la  rappresenti. 

Se  sia  necessaria  o  perroessa  la  prcsenza  delle  parti  interessate 
all'atto  richiesto,  il  decrcto  che  stabilisce  il  giorno  in  cui  si 
procederä  alFatto  stesso  e  notificato,  con  semplice  biglietto  per 
mezzo  di  usciere,  alle  parti  la  cui  residenza  nel  regno  sia 
conosciuta.  Copia  del  decreto  ^  trasmessa  nelle  Tie  diplo- 
matiche air  autorita  straniera,  afünch^  ne  siano  awertite  le 
altre  parti. 

947.  Quando  si  tratti  di  citazioni  a  comparire  davanti 
autorita  straniere,  o  di  semplici  notificazioni  di  atti  provcnienti 
da  paese  esfcero,  la  permissione  ^  data  al  ministero  pubblico  prcsso 
la  corte  o  il  tribunalc,  nella  cui  giuridizione  la  citaziono  o  noti- 
ficazione  si  deve  eseguiro. 

Se  siano  state  ricbieste  nelle  vie  diplomatiche,  le  citazioni 
0  notificazioni  sono  commesse  dal  ministero  pubblico  direttamente 
ad  un  usciere. 

948.  L'adempimento  nel  regno  degli  atti  indicati  nei  tre 
preccdcnti  articoli  non  toglie  la  necessitä  del  giudizio  di  delibazione 
quando  si  tratti  deir  esecuzione  della  sentenza  definitiva. 

1)49.  La  forza  esecutiva  data  a  norma  degli  art.  941,  942, 
943,  944,  945,  946  e  947  da  un  tribunale  civile,    da  una  corte 
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di   appello,    o    dal   ministero    pubblico,    Tale    per   promaovere 
resecuzione  anche  in  altre  giuridizioni. 

950.  Le  disposizioni  di  questo  titolo  sono  Bubordinate  a 
quelle  delle  convenzioni  internazioDali  e  delle  leggi  special]. 

2.  Die  auswärtigen  Ciyilurteile  unterliegen  in  Italien  nur  einer 
formalen  Untersuchung,  und  es  findet  also  eine  materielle  Nachprüfung 
nicht  statt.  Der  Antrag  auf  Exekutionsbewilligung  wird  in  einem 
speziellen  aber  summarischen  Wege  (giudizio  di  delibazione)  behandelt, 
—  der  Ausdruck  delibare  (gustare)  kann  deutsch  nicht  gut  wieder- 
gegeben werden ;  in  der  französischen  Sprache  verwendet  man  zuweilen 
(aber  keineswegs  allgemein),  in  Anlehnung  an  den  italienischen  Aus- 
druck, die  Bezeichnung  procedure  (oder  jugement)  de  delibation. 

3.  Das  Gesetz  (Art.  941)  bezeichnet  genau  die  Bedingungen, 
unter  welchen  die  Exekution  zu  gewähren  ist.  Besonders  wichtig  ist 
das  Requisit  des  Art.  941,  Nr.  1. 

4.  In  Art.  950  wird  allerdings  speziell  wegen  der  Staatsverträge  ein 
Vorbehalt  gemacht. 

IV.  Es  gibt  einen  Staat,  in  welchem  die  Vollstreckung  eines  aus- 
ländischen Urteils  gegen  Ausländer  stattfindet,  nicht  aber  gegen  In- 
länder, 

Dies  ist  Griechenland  (Saripolos  im  Journal  VII,  1880,  S.  173, 
und  Asser  in  Rev.  de  dr.  i.,  I,  S.  94).  Dieser  Standpunkt  erinnert  an 
denjenigen,  den  b.  Z.  die  französische  Ordonnanz  von  1629  (S.  13  oben) 
eingenommen  hatte. 

Asser  sagt  dazu  (Revue  de  droit  international  I,  S.  94): 

II  paratt  qu'en  Gr^ce  la  ISgislation  sur  cette  roatiere  est 
positivement  bas^e  sur  la  distinction  entre  etrangers  et  nationaux. 
Quand  l'une  des  parties  est  un  regnicole,  Tordre  d'ex6cution  ne 
peut  Stre  delivr6  que  par  le  tribunal  de  premi^re  instance.  II 
sera  refus6  en  deux  cas: 

1.  si  le  jugement  6tranger  est  en  contradiction  avec  des 
faits  prouv^s, 

2.  sMl  est  contraire  k  des  lois  prohibitives  da  royaume  de 
Grece. 

Entre  Etrangers  Tordre  d'execution  est  donn6  par  le  Prösi- 
dent  du  tribunal  sans  rhision, 

V.  Es  gibt  Staaten,  in  welchen  die  Frage  durch  positive  Gesetze 
überhaupt  nicht  geordnet  ist. 

Hieher  gehört  das  englisch-amerikanische  Recht. 

Mein,  InUrnfttlonales  Civilprozessrecht.  Q2 
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1.  England. 

Pigott,   Foreign  judgments,  their  effect  in  the  English  courts,  I,  1879,  II,  1881    (es 

erschien  eine  zweite  Auflage); 
Alexander,  De  Tex^cution  des  jugements  ^trangers  en  Angleterre  im  Journal  Y,  1878, 

S.  22;  VI,  1879,  S.  185,  516. 
Phillimore,  Commentaries  upon  international  law  3.  ed.,  lY,  1889,  §  939,  949. 

1.  Die  englische  Theorie  und  Praxis  trifft,  in  Anlehnung  an  die 
Ausführungen  von  Burgundus  (tractatus  III,  Nr.  1  if.)  neben  der 
bekannten  Unterscheidung  in  bewegliche  und  unbewegliche  Güter  eine 
Unterscheidung : 

a)  der  Urteile  in  rem.     Darunter  sind  Erkenntnisse  über  den  Status 
zu  verstehen.    (8.  447  Anm.  3.) 

b)  der  Urteile  in  personam. 

Diese  Scheidung  erklärt  sich  aus  der  Tatsache,  dass  die  englische 
Theorie  und  Praxis  sich  unmittelbar  an  die  niederländisch-belgische 
Schule  anlehnte  und  sich  von  ihr  beherrschen  liess. 

2.  Auswärtige  Urteile  werden  nur  dann  anerkannt,  wenn  das 
betreffende  auswärtige  Gericht  wirklich  kompetent  war  und  sie  nicht 
als  „grossly  unjust"  erscheinen  oder  auf  Betrug  beruhen.  Dagegen 
wird  die  Frage  eher  verneint,  dass  sie  „reexaminable**  seien.  Die 
fremden  Urteile  werden  nach  englisch-amerikanischer  Auffassung  als 
„prima  facie  evidence"  angesehen.  Vgl.  Phillimore  IV,  §  943  (S.  767): 
Most  unquestionably  such  judgments  would  be  considered,  according 
to  all  the  cases,  as  consiituting  the  strengest  prima  facie  evidence  of 
the  right  that  could  be  produced,  and  as  throwing  a  very  heavy  bürden 
of  disproof  upon  the  party  opposing  it.  Phillimore  statuiert  4  Requi- 
site der  Exekution: 

aj  das   erkennende   Gericht    muss    die    Kompetenz    haben    gemäss 

seinem  eigenen  Gesetze. 
h)  es  muss  die  Jurisdiktion  haben, 

c)  der  betreffenden   Partei    muss    das    rechtliche    Gehör   und    die 
Gleichstellung  mit  der  andern  gewährt  worden  sein, 

d)  das  Gericht  muss  über  die  ihm  unterbreitete  Streitsache  definitiv 
entschieden  haben,  und  das  Urteil  muss  rechtskräftig  sein. 

Phillimore  resümiert  (§  943)  seine  Erörterungen  in  folgender 
Weise:  That  where  all  the  conditions  above  mentioned  have  been 
complied  with,  the  foreign  judgment  inter  partes  would  be  considered 
as  conclusive  and  unimpeachable  and  as  foUowing  under  the  maxim  of 
the  Roman  law  „res  judicata  pro  veritate  accipitur*. 
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Mit  der  gemachten  Ausführung  stimmt  auch  die  Rede,  die  Sir 
William  R.  Kennedy  in  St.  Louis  (Sept.  1904)  am  Weltkongresse  über 
das  internationale  Zwangsvollstreckungsrecht  hielt.  Dieser  Jurist  führte 
aus,  dass  gegen  jedes  fremde  Urteil  in  England  (und  Amerika)  der 
Nachweis  zugelassen  werde,  dass  das  ausländische  Urteil  durch  be- 
trügerische Täuschung  des  Gerichtes  erlangt  worden  sei.  Kennedy 
fugte  bei,  der  Betrugseinwand  wäre  der  Regelung  durch  internationale 
Yereinbarungen  zugänglich:  er  könnte  und  sollte  unter  anderm  von 
dem  Nachweise  abhängig  gemacht  werden,  dass  der  den  Betrugseinwand 
Erhebende  das  Urteil  im  Auslande  selbst  nicht  mehr  anfechten 
könne  (Mitteilungen  der  internationalen  Vereinigung  für  vergleichende 
Rechtswissenschaft  und  Volkswirtschaftslehre,  4.  Jahrg.  1905,  S.  520.) 
Im  übrigen  entwickelte  Kennedy  die  Ansicht,  dass  internationale  Ver- 
einbarungen wohl  erreichbar  seien,  besonders  bei  Urteilen  aus  obligato- 
rischen Ansprüchen.  (Official  Report  of  the  Universal  Congress  p.  186  ff.) 

3.  Urteile,  welche  in  England  erlassen  werden,  sind  auch  in  Schott- 
land und  Irland  und  umgekehrt  ohne  weiteres  zu  exequieren  (Schuster, 
Die  bürgerliche  Rechtspflege  in  England,  S.  185  u.  186). 

2.  Nordamerika. 

Story,  Conflict  of  laws,  §  601  ff. 

AVharton,  Conflict  of  laws,  §  646  ff.  (3.  ed.,  II  §  646,  p.  1394). 

1.  Im  allgemeinen  gilt  das  eben  Gesagte  auch  hier.  Nach  dem, 
was  Story  ausfuhrt,  ist  aber  der  Rechtszustand  noch  unsicher  und  un- 
fertig. Story  bemerkt  nämlich  in  §  608:  The  general  doctrine  main- 
tained  in  the  American  courts  in  relation  to  foreign  judgments  certainly 
is  that  they  are  prima  facie  evidence,  but  that  they  are  impeachable, 
But  how  far  and  to  what  extent  this  doctrine  is  to  be  carried  does 
not  seem  to  be  definitely  settled.  It  has  been  declared  that  the  Juris- 
diction of  the  court,  and  its  power  over  the  parties  and  the  things  in 
controversy,  may  be  required  into,  and  that  the  judgment  may  be  im- 
peached  for  fraud.    Beyond  this  no  definite  lines  have  as  yet  been  drawn. 

So  sagt  auch  W.  Vocke,  Handbuch  der  Rechtspflege  in  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  (S.  82),  die  Entscheidungen  über  die 
Frage,  wie  weit  man  ausländischen  Urteilen  Anerkennung  zollen  will, 
seien  nicht  zahlreich  und  wenig  übereinstimmend.  Ferner  sagt  Story 
in  §  606 :  The  present  inclination  of  the  English  courts  seems  to  be  to 
sustain  the  conclusiveness  of  foreign  judgments;  although  certainly  there 
yet  remains  no  inconsiderable  diversity  of  opinion  among  thelearned 
judges  of  the  different  tribunals. 
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2.  Was  den  interstaatlichen  Recbtszustand  anbetrifft,  so  bestimmt 

die  nordamerikaniflche  Bundesverfassung  in  Art«   lY   sect.    1    freilich 

folgendes : 

Füll  faith  and  credit  sball  be  given  in  each  State  to  the 

public   acts,   records    and  judicial    proceedings   of  every   other 

State.     And   the   congress  may  by  general  law  prescribe   the 

manner  in   which  such   acts,   records  and  proceedings  shall  be 

proTed,  and  the  effect  thereof. 

Story  bemerkt  in  §  609,  dass  darnach  die  Urteile  der  einzelnen 
Bundesstaaten  auf  denselben  Fuss  gestellt  werden  wie  die  einheimischen. 
Allein  er  lässt  sofort  die  weitere  Aufklärung  folgen:  But  this  does 
not  prevent  an  inquiry  into  the  Jurisdiction  of  the  court  in  whi'h  the 
original  judgment  was  rendered  to  pronounce  the  judgment,  nor  an 
inquiry  into  the  right  of  the  state  to  exercise  authority  over  the  parties 
or  the  subject-matter,  nor  an  inquiry  whether  the  judgment  is  founded 

in  and  impeachable  for  a  manifest  fraud.     The  Constitution 

did  not  make  the  judgments  of  other  states  domestic  judgments  to  all 
intents  and  purposes,  but  only  gave  a  general  validity,  faith  and  credit 
to  them  as  evidence. 

Anmerknngen. 

1.  PMUimore,  Commentaries  upon  international  law,  lY,  p.  762  n.  763,  §  939 
unterscheidet  drei  Hauptgruppen:  die  Staaten,  welche  der  Beziprozitftt  huldigen,  die 
Staaten,  welche,  wie  Frankreich,  eine  materielle  Nachprüfung  vornehmen,  und  die 
engliech-amcrikanischen  Staaten,  „which  recognize,  without  regard  to  the  principle  of 
reciprocity,  the  authority  of  the  judgment  of  a  competent  foreign  tribnnal*.  Karten», 
Trait^  de  droit  international,  II,  p.  495  u.  496,  unterscheidet  drei  Terschiedene  Kate* 
gorien,  nämlich  die  der  unbeschränkten  Nachprüfung;  die  des  Exequatur  unter  be- 
stimmten Voraussetzungen  und  die  der  Exekution  fremder  Urteile  gegen  Angehörige 
«Ines  auswärtigen  Staates.  La  Loggia  stellt  in  seiner  Schrift,  La  esecuzione  delle 
«entenze  straniere,  sechs  Typen  zusammen  (p.  147  ff.). 

G.  6.  Phillimore  resümiert  die  in  England  geltende  Theorie  folge ndermassen 
(Bulletin  de  la  Soci6t6  de  l^gislation  compar^c,  XXY,  1896,  p.  358):  La  thöorie  de 
Texecution  des  jugements  otrangers  est  pleinement  admise  et  stabile  par  la  loi  ang- 
laise;  eile  est  due  ä  la  comitas,  qui  rend  executoire  Fobligation  cre6e  par  le  joge- 
ment  otranger.  Le  jugement  6tranger  est  regarde  de  prime  abord  (prima  facie)  comme 
la  preuve  do  la  cause  de  Taction ;  ce  premier  effet  peut  (itre  6cart^  en  montrant  qu'il 
a  M  obtenu  par  fraude,  ou  quMl  est  contraire  aux  principes  du  droit  international 
ou  jup:6  par  une  juridiction  incompetente. 

En  meme  temps,  le  fond  du  jugement  (Hranger  ne  sera  pas  examin^  et  le 
tribunal  anglais  ne  sc  constituera  pas  comme  une  Cour  d^appel  du  tribunal  etranger. 

Un  jugement  6tranger,  quand  il  est  invoqu^  par  le  defendeur  en  r^ponse  A  une 
«ction  devant  un  tribunal  Etranger,  s^il  coutient  tous  les  6I6ment8  de  la  chose  jng^ 
«era  consid^r('^  comme  tel  et  an-otera  Taction  du  demandeur.  Ce  demier,  en  r^ponse, 
ne   peut   attaquer   Ic   moven   de   chose  jugoe.     Les  conditions  exig^es  da  jugement 
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^tranger  sont,  oomme  i)  a  ^t6  dit,  la  comp^tence   dn  tribunal,  le  respeot  du  droit 
international,  ]a  compatibilit6  avec  la  loi  anglaise. 

2.  Man  darf  nicht  etwa  glauben,  dasB,  angesichts  der  Nonnen  des  italienischen 
Rechts,  kein  Zweifel  walte  über  den  Umfang  des  ^giudizio  di  delibazione*^.  So  herrscht 
z.  B.  Streit  über  den  grössern  oder  geringern  Umfang  des  eigenen  Prüfnngsrechts, 
das  dem  Exekntionsstaat  Über  die  Kompetenz  des  erkennenden  Gerichts  zustehen 
soll.  Nach  Mattirolo,  Trattato  di  diritto  giudiziario  eivile  italiano  YI,  4.  ed.  189^ 
No.  1245,  p.  954,  ist  das  Gericht  ganz  frei. 

3.  Die  Verbürguag  der  Gegenseitigkeit  wird  auch  im  internationalen  Strafrechte 
gemäss  §  102  u.  103,  D.  Str.-G.-B.  gefordert,  wenn  es  sich  um  die  Verfolgung  feind- 
bchcr  Handlungen  gegen  ^befreundete  Staaten*^  handelt.  Auch  dort  herrscht  Streit 
darüber,  ob  die  IVaxis  ausländischer  Gerichte  eine  YerbÜrgnng  darstelle  und  ob  schon 
eine  Yersicbemng  der  ausländischen  Regierung  genüge.  Ygl.  darüber  z.  B.  01»- 
hausen,  Kommentar  zum  Strafgesetzbuch  für  das  Deutsche  Reich,  7.  Aufl.  I,  S.  400, 
und  Binding,  Lehrbuch  des  gemeinen  deutschen  Strafrechts,  Besonderer  Teil,  II.  Bd., 
1905,  S.  498—500. 

4.  Wenn  §  146  D.  K.-O.  in  Abs.  6  von  Endurteilen  spricht,  so  sind  damit 
Urteile  ausländischer  Gerichte  und  unter  der  Yoraussetzung  gemeint,  dass  sie  vor  der 
Konkurseröffnung  als  voUstreckungsfähig  erklärt  sind. 

§  79.  Die  Urteilsexekution  in  der  Schweiz  im  allgemeinen. 

I.  Die  Frage  der  Exekution  auswärtiger  Civilurteile  ist  nicht  durch 
Bundesrecht  geordnet;  vielwehr  ist  ihre  Begelutig  der  Hauptsache  nach 
den  kantonalen  Prozessordnungen  überlassen. 

Dabei  sind  immerhin  Staatsverträge  zu  reservieren  und,  soweit  sie 
vorn  Bundesstaate  abgeschlossen  sind,  müssen  sie  von  allen  Kantonen 
respektiert  werden. 

1.  Das  aufgestellte  Prinzip  steht  ganz  fest.  Das  Bundesgericht 
sprach  aus: 

A.  E.,  IV,  S.  229  u.  231  : 

Streitigkeiten  über  die  Yollziehung  von  Civilurteilen  werden 
vom  Bundesgerichte  nur  insofern  beurteilt,  als  verfassung»- 
massige  Rechte  der  Bürger  oder  Bestimmungen  von  Konkordaten 
und  Staatsverträgen  in  Frage  stehen  ....  Die  Bundesver- 
fassung enthält  keine  Bestimmungen  über  Yollziehung  auslän- 
discher Urteile,  und  daher  ist  gemäss  Art.  3  die  Souveränität 
der  Kantone  in  dieser  Materie  nur  insoweit  beschränkt,  als 
zwischen  der  Schweiz  und  dem  Auslande  Staatsverträge  be- 
stehen. 

Journal   1904,  XXXI,  p.  993: 

A  defaut  de  traitcs  internationaux  sur  la  mati^re,  Texequatur 
de  jugements  6trangers  est  souverainement  r6gi  par  la  procedura 
cantonale  et  le  tribunal  f6d6ral  est  incomp6tent  pour  en  connattre. 
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Art.  61  B.-Y.  enthält  bloss  eine  interkantonale  Bestimmung,  die 
folgendermassen  lautet: 

Die  rechtskräftigen  Civil  urteile,  die  in   einem  Kanton  ge- 
fallt sind,  sollen  in  der  ganzen  Schweiz  vollzogen  werden  können. 

Auch  schiedsgerichtliche  Urteile  fallen  unter  Art.  61  B.-V.  (Blumer- 
Morel,  Handbuch  des  schweizerischen  Bundesstaatsrechts,  8.  Aufl.  I, 
S.  323). 

Die  zweite  Norm  der  B.-V.  spricht  freilich  ausdrücklich  nur  von  der 
positiven  Urteilsvollstreckung,  d.  h.  von  der  Durchsetzung  rechtskräftig 
zuerkannter  Ansprüche  mit  Hülfe  der  staatlichen  Zwangsgewalt.  Allein 
mit  dieser  speziellen  Yerpflichtung  wollte,  wie  das  Bundesgericht  zutreffend 
ausführte  (Zeitschrift  des  bernischen  Juristenvereins  und  Monatsblatt 
für  bernische  Rechtsprechung,  XLI,  S.  135/6),  der  allgemeine  Grund- 
satz zum  Ausdruck  gebracht  werden,  dass  die  civilrechtliche  Recht- 
sprechung der  verschiedenen  Kantone  von  Bundes  wegen  als  gleich- 
wertig gelten  soll  und  dass  folglich  jeder  Kanton  die  in  den  andern 
Kantonen  ergangenen  rechtskräftigen  Civilurteile  schlechthin  als  solche 
anzuerkennen  hat.  Indem  der  Bund  die  bedeutsamste  Folge  dieser 
Anerkennung,  die  Rechtshülfeleistung  zur  positiven  Vollstreckung  aus- 
wärtiger Urteile,  ausdrücklich  vorschreibt,  garantiert  er  implicite  auch 
ihre  weniger  einschneidende  negative  Wirkung,  die  Berücksichtigung 
der  ausserkantonalen  Urteile  für  die  Frage  der  res  judicata. 

In  diesem  Zusammenhang  kann  auch  neuerdings  auf  v.  Bar  II, 
S.  421,  verwiesen  werden,  der  die  Anerkennung  der  res  judicata  gegen- 
über der  Vollstreckung  als  das  Minus  hinstellt.     Vgl.  §  74. 

2.  Auch  ein  selbständiges  Kostendekret  ist  als  ein  Civilurteil  im 
Sinne  des  Art.  61  B.-V.  anzusehen.  Allerdings  kommt  ihm  der  Cha- 
rakter eines  förmlichen  Civilurteila  nicht  zu.  Allein  in  einem  weitern 
Sinne  w^erden  nach  allgemein  juristischem  Sprachgebrauch  unter  den 
Civilurteilen  auch  solche  richterliche  Erkenntnisse  verstanden,  die  eine 
Streitfrage  über  ein  Recht  prozessualischen  Inhalts  zwischen  zwei  oder 
mehreren  Personen  entscheiden  z.  B.  über  die  Kosten  (A.  E.  XXXI, 
1.  T.  S.  99). 

3.  Die  Bundesgesetzgebung  hat  allerdings  noch  Bestimmungen  er- 
lassen, die  sich  auf  die  Vollziehung  der  vom  Bundesgerichte  gefällten 
Civilurteile  beziehen.  Vergl.  Art.  45,  Bundesgesetz  über  die  Organisation 
der  Bundesrechtspflege  von   1893. 

Es  gibt  auch  noch  zwei  „Erklärungen",  welche  Bezug  haben  auf 
die  Vollziehung  von  Civilurteilen. 
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a)  im  Gebiete  des  Kantons  Waadt  und  Österreich-Ungarn; 

b)  im  Gebiete   des  Kantons  Aargau  und  dem  Grossherzogtum 
Baden. 

Vgl.  §  84  unten. 

4.  Die  vom  Bunde  mit  andern  Staaten  abgeschlossenen  Staats  ver- 
trage, durch  welche  den  Inländern  die  Ausländer  gleichgestellt  werden 
(vgl.  Handbuch  I,  8.  136  u.  137,  wozu  noch  der  Niederlassungs-  und 
Konsularyertrag  mit  Italien  von  1868,  IX,  S.  706  kommt),  spielen  in 
dieser  Materie  keine  Rolle. 

5.  Soweit  vollstreckbare  auswärtige  Civilurteile  bezüglich  Geld- 
und  Sicherheitsleistungen  vorliegen,  hat  die  Bundesgesetzgebung  den 
Satz  aufgestellt,  dass  der  Gläubiger  die  Aufhebung  eines  Rechtsvor- 
schlages auf  dem  Wege  der  Rechtsöffhung  verlangen  kann  (Art.  80 
Seh.-  u.  K.-G).     Und  Art.  81,8  bestimmt  weiter: 

Gegenüber  einem  Urteile,  das  in  einem  fremden  Staate  er- 
lassen worden  ist,  mit  welchem  ein  Vertrag  über  gegenseitige 
Vollziehung  gerichtlicher  Urteile  besteht,  kann  der  Betriebene 
die  Einwendungen  erheben,  welche  im  Staatsvertrage  vorge- 
sehen sind. 

Die  schweizerische  Bundesgesetzgebung  hat  in  dem  Gesetze  über 
Schuldbetreibung  und  Konkurs  das  früher  in  einzelnen  Kantonen  be- 
standene förmliche  Exequaturverfahren  beseitigt  und  die  Entscheidung 
über  das  Exequatur  mit  dem  Rechtsöifnungsverfahren  kombiniert.  Da- 
bei ist  freilich  zu  beachten,  dass  das  Bundesgesetz  sich  nur  bezieht 
auf  die  Zwangsvollstreckung  bezüglich  der  Geldzahlung  oder  der 
Sicherheitsleistung. 

Für  die  Erteilung  des  Exequatur  waren  in  der  Schweiz  die  kom- 
petenten Behörden  von  Kanton  zu  Kanton  verschieden.  In  Bern  (§  388), 
Zug  (§  158),  Preiburg  (§  654),  Aargau  (§  379)  war  das  oberste  kan- 
tonale Gericht  zuständig,  das  erstinstanzliche  Gericht  in  Luzern  (§  315), 
ebenso  in  Tessin  und  Genf,  der  Regierungsrat  in  Unterwaiden  ob  dem 
Wald  und  nid  dem  Wald,  in  Graubünden  der  Kleine  Rat  (§  306),  in 
der  Waadt  der  Staatsrat  (Art.  519). 

Ob  die  erwähnten  kantonalen  Spezialitäten  weiterbestehen,  soweit  es 
sich  um  andere  Zwangsvollstreckungen  handelt,  die  nicht  Geldzahlungen 
oder  Sicherheitsleistungen  betreffen,  ist  hier  nicht  zu  untersuchen. 

6.  Die  ausländischen  Urteile  aus  Staaten,  mit  denen  kein  Staats- 
vertrag besteht,  bilden  von  Bundes  wegen  keine  exekutorischen  Titel. 
Dagegen  gibt  es  einzelne  Kantone,  welche  sie  gleichwohl  exequieren. 
Ebenso  kommt  dies  vor  bei  auswärtigen  Schiedsgerichtsurteilen. 
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Ferner  ist  za  beachten,  dass  ein  auswärtiges  Urteil,  auch  wenn  es 

nicht  exequiert  wird,  eine  Schuldanerkennung  enthalten  kann,  die  u.  U. 

geeignet  ist,  im  Sinne  des  Art.  82  Seh-  u.  E.-G.  für  eine  proyisorische 

BechtsöfFnung  verwertet  zu  werden. 

7.    Gegen    die    Weigerung    der   kantonalen   Gerichte,    auswärtige 

Ciyilurteile  zu  exequieren,   kann  ein  Rechtsschutz  beim  Bundesgerichte 

nur  angerufen  werden : 

a)  wenn  darin  eine  Verletzung  der  von  der  Schweiz  mit  auswär- 
tigen Staaten  abgeschlossenen  Staatsverträge  liegt  (Art.  175, 
Nr.  3  des  B.-G.  betreffend  die  Organisation  der  Bundesrechts- 
pflege von  1893). 

Unter  die  Staatsverträge  fallen  auch  die  zwischen  einem 
einzelnen  Kanton  und  einem  ausländischen  Staate  abgeschlossenen 
Verträge,  obschon  es  sich  dabei  nicht  um  Staatsverträge  der 
Eidgenossenschaft  handelt,  sondern  um  solche,  welche  die  Kan- 
tone gemäss  der  ihnen  vorbehaltenen  Befugnis  abgeschlossen 
haben.  Ihr  Abschluss  ist  ja  der  Einwirkung  der  Bundesgewalt 
nicht  entzogen;  denn  er  erfolgt  durch  die  Vermittlung  des 
Bundesrats,  und  die  Bundesversammlung  kann  ihnen  die  Ge- 
nehmigung versagen  (A.  E.,  XVIII,  S.  203).  Das  zitierte 
Bundesgesetz  trifft  denn  auch  keine  Unterscheidung  zwischen 
den  Verträgen  der  Eidgenossenschaft  und  einzelner  Kantone. 
In  dieser  Hinsicht  wird  man  also  alle  „Erklärungen*  der 
Kantone  an  andere  Staaten  als  Staatsverträge  ansehen  müssen. 
Ich  sage  dies,  weil  ich  bei  anderer  Gelegenheit  (Reflexionen, 
S.  38)  Zweifel  äusserte,  ob  die  Erklärung  zwischen  dem  Bundes- 
rate und  der  österreichisch-ungarischen  Regierung  über  die 
Vollziehung  der  Civilurteile  aus  dem  Kanton  Waadt  als  ein 
wirklicher  Staatsvertrag  anzusehen  ist.  Und  vorausgesetzt,  dass 
später  ßeziprozitätserklärungen  von  Kantonen  mit  andern  Staaten 
(unter  Vermittlung  des  Bundesrats)  ausgetauscht  werden,  so 
müsste  doch  auch  eine  Kontrolle  des  Bundesgerichts  im  Sinne 
des  zitierten  Bundesgesetzes  als  zulässig  angesehen  werden: 
die  intemMtionale  Stellung  der  Schweiz  ist  in  dieser  Beziehung 
engagiert,  und  der  legislative  Grund  des  Art.  175,  Org.-G.,  trifft 
daher  auch  hier  zu  (ganz  ohne  Rücksicht  auf  die  Frage,  ob 
der  Begriff  des  Staatsvertrages  materiell  vorliege).  Vgl.  auch 
S.  <>5,  66,  115  oben. 
h)  wenn  die  AVeigoninjjj  eine  Verletzung  verfassungsmässiger  Rechte 
entliält    (Art.    175,    Nr.  3    des    zitierten   Bundesgesetzes).     Dies 
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nahm  das  Bundesgericht  an,  als  in  Nidwaiden  ein  deutsches 
Urteil  nicht  exequiert  und  gleichzeitig  das  nidwaldische  Forum 
verschlossen   wurde   (A.  E.,  XXVIII,    I.  T.,   8.  327  und  328). 

8.  Kraft  Bundesrecht  sind  der  Exekution  nicht  fähig  solche  aus- 
ländische Civilurteile,  welche  bezüglich  persönlicher  Ansprachen  erlassen 
wurden  gegen  Schweizer  und  Fremde,  die  in  der  Schweiz  wohnen: 
Art.  59  B.-V.  schreibt  fiir  solche  Klagen  das  Forum  des  Domizils  vor 
(A.  E.,  XXY,  1.  T.,  8.  93  ff.;  XXIX,  1.  T.,  S.  167).  Damit  im 
Widerspruche  stehende  Civilprozessordnungen  gelten  nicht.  Solchen 
Urteilen,  welche  auf  exzeptionelle  Fora  gestützt  werden,  wird  die 
Vollstreckung  nicht  gewährt,  —  es  ist  zu  erinnern  an  das  Forum  des 
Vermögens  oder  des  Erfüllungsorts  (gemäss  der  D.  C.-P.-O.).  Wenn 
auf  kantonalem  Boden  die  Exekution  doch  erteilt  würde,  so  wäre  der 
Entscheid  auf  dem  Wege  des  staatsrechtlichen  Rekurses  beim  Bundes- 
gerichte, gestützt  auf  Art.  59  B.-V.,  anfechtbar.  Das  Gleiche  ist 
grundsätzlich  zu  sagen  gegenüber  Versäumnisurteilen. 

9.  Es  bestehen  einzelne  internationale  Verständigungen,  die  separat 
besprochen  werden.     Vgl.  §  82  und  83  unten. 

IL  Handelt  es  sich  um  Civilurteile  anderer  Kantone,  so  kann  der 
Verfolgte  kraft  Bundesrecht  verschiedene  Verteidigungsmittel  geltend 
machen, 

1.  Insbesondere  ist  er  berechtigt,  folgende  Einreden  geltend  zu 
machen  (A.,  XV,  S.  137): 

a)  dass  das  betreffende  Gericht  nicht  kompetent  war, 

b)  dass  er  nicht  regelrecht  vorgeladen  war, 

c)  dass  er  nicht  gesetzlich  vertreten  gewesen  sei. 

2.  Das  Gleiche  galt  früher  bezüglich  derjenigen  Strafurteile, 
durch  welche  neben  dem  Strafpunkte  adhäsionsweise  auch  Civilfragen 
beurteilt  werden.  Die  gerichtliche  Kompetenz  zu  derartigen  Entschei- 
dungen bestand  nach  frühem  Entscheiden  des  Bundesgerichts  inter- 
kantonal (gegenüber  Art.  59  B.-V.)  nur  dann,  wenn  die  civilrechtliche 
Folge  der  vom  Beklagten  verübten  strafbaren  Handlung  als  Accessorium 
der  strafrechtlichen  Verurteilung  festgestellt  wurde  (A.  E.,  V,  S.  301 ; 
VII,  8.  231,  673,  690;  VIII,  S.  691).  Hier  —  sagte  das  Gericht  — 
erscheinen  die  civilrechtlichen  Folgen  als  ein  unselbständiges  Acces- 
sorium des  Strafpunktes.  Art.  59  der  B.-V.  gewährleistet  nur  für 
selbständige  Civilanaprüche  persönlicher  Natur  den  Richter  des  Wohn- 
orts des  Beklagten.     Allerdings  kann  auch  hier  die  Entscheidung  über 
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den  Civilpunkt   nur   insofern  zu  Recht  bestehen,   als  die  Entscheidung 
über  die  Strafklage  verfassungsmässig  unanfechtbar  ist. 

Die  Kompetenz  des  Strafrichters  besteht  nicht,  wenn  solche  Per- 
sonen, welche  für  das  von  einem  andern  begangene  Verbrechen  oder 
Vergehen  bloss  civilrechtlich  haften,  verantwortlich  gemacht  werden 
wollen :  hier  liegt  ein  selbständiger  und  persönlicher  Anspruch  rein  privat- 
rechtlicher Natur  vor. 

Immerhin  kann  der  Beklagte  auf  Geltendmachung  des  Art.  59 
B.-V.  verzichten.  Das  Bundesgericht  ging  nun  aber  später  über  diese 
Praxis  hinaus  (S.  270  oben).  Interkantonal  werden  jetzt  Adhäsions- 
urteile anderer  Kantone,  gestützt  auf  Art.  61  B.-V.,  ohne  weiteres 
exequiert.  Es  wäre  nämlich  (wie  das  Bundesgericht,  A.  E.,  XXIV, 
1.  T.,  S.  457,  zutreffend  ausfährt)  der  bundesstaatlichen  Vereinigung 
der  Kantone  mit  der  dadurch  geschaffenen  engern  Gemeinschaft  durch- 
aus zuwider,  wenn  dem  vom  Adhäsionsrichter  ausgefällten  Urteile  bloss 
die  negative  Wirkung  der  res  judicata  beigelegt,  dagegen  die  posirive 
Wirkung  der  Vollstreckbarkeit  auf  dem  ganzen  Gebiete  der  Eid- 
genossenschaft abgesprochen  werden  wollte.  Dahin  drängt  auch  die 
Erwägung,  dass  solche  Urteile  an  das  Bundesgericht  gezogen  werden 
können,  und  dass  es  nicht  vom  Betrage  der  Forderung  und  von  dem 
Weiterzug  abhängen  dürfe,  ob  die  Schweiz  hinsichtlich  der  Vollstreck- 
barkeit eines  Civilurteils  als  ein  einheitliches  Rechtsgebiet  anzusehen 
sei  oder  nicht. 

3.    Art.  81,2  Seh.-  u.  K.-G.  lautet: 

Handelt  es  sich  um  ein  in  einem  andern  Kanton  er- 
gangenes vollstreckbares  Urteil,  so  kann  der  Betriebene  über- 
dies die  Kompetenz  des  Gerichtes,  welches  das  Urteil  erlassen 
hat,  bestreiten,  oder  die  Einwendung  erheben,  dass  er  nicht 
regelrecht  vorgeladen  worden  oder  nicht  gesetzlich  vertreten 
gewesen  sei. 


§  80.    Die  Urteilsexekution  auf  Grund  der  kantonalen  Prozess- 
ordnungen und  der  Gerichtspraxis. 

Ro^uiii,    De    rexooution    des  jugoments    etraiigers    en   Suisse  im   Journal    X,    18S8, 
p.   113-13:). 

I.  Dem  iiross  anfje/ujtiH  italienischen  Si/ateme  am  nächsten  kommen 
zwei  Gtset2[iehumjenj  n'hnUch  diejenicjen  der  Kantone  Baselstadt  und 
IVssin. 
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1.  Laut  §  258  der  Civilprozessordnung  des  Kantons  Baselstadt 
wird  über  die  Vollstreckung  von  Schiedsgerichtsurteilen  und  von  Ur- 
teilen auswärtiger  Gerichte  folgendes  bestimmt: 

In  die  Streitsache  selbst  soll  nicht  eingetreten  werden, 
und  es  sind  daher  Einwendungen  gegen  die  Gerechtigkeit  oder 
Billigkeit  des  Urteils  unzulässig. 

Die  Verweigerung  der  Exekution  kann  sich  nur  gründen 
auf  Einwendungen: 

1  •  gegen  die  Befugnis  des  Schiedsgerichtes  zu  der  in  Frage 
liegenden  Verfügung  bezw.  gegen  die  Kompetenz  des  betreffenden 
auswärtigen  Gerichtes; 

2*  gegen  die  Rechtskraft  und  die  Authentizität  des  UrteUs ; 

d-  g^6n  die  Art  und  den  Umfang  der  verlangten  Exeku- 
tion, namentlich  hinsichtlich  der  geforderten  Kosten. 

Zulässig  sind  femer  Einwendungen,  die  sich  gründen  auf 
gänzliche  oder  teilweise  Tilgung  des  Anspruches. 

2.  Art.  528  des  tessinischen  Civilprozessgesetzes  bestimmt,  dass 
untersucht  werden  müsse: 

1.  se  la  sentenza  sia  stata  pronunciata  da  un'  autoritä 
giudiziaria  competente, 

2.  se  sia  stata  pronunciata  citate  regolarmente  le  parti, 

3.  se  le  parti  siano  state  legalmente  rappresenta<e  o  legal- 
mente  giudicate  in  contumacia, 

4.  se  la  sentenza  contenga  disposizioni  contrario  all'ordine 
pubblico  0  al  diritto  pubblico  föderale  o  cantonale. 

II.  Eine  materielle  Nachprüfung  wird  unter  bestimmten  Voraus- 
setzungen auch  von  den  Go'ichten  des  Kantons  Zürich  nicht  vorgenommen. 

§  752  Zürcher  P.-O. : 

Für  den  Vollzug  ausländischer  Civilurteile  sind  die  Vor- 
schriften der  betreffenden  Staatsverträge,  wo  solche  bestehen, 
massgebend. 

Urteilen  aus  Staaten,  mit  welchen  keine  Staats  vertrage 
bestehen,  kann  zwar  der  hierseitige  Richter  nach  freier  Wür- 
digung aller  Verhältnisse  Vollziehung  gewähren,  unter  allen 
Umständen  aber  nur  dann,  wenn  das  fragliche  Urteil  unzweifel- 
haft rechtskräftig  und  von  einem  Richter  ausgefällt  ist,  welcher 
an  sich  kompetent  war  und  dessen  Kompetenz  auch  nicht  durch 
die  hierseitige  Gesetzgebung  ausgeschlossen  wird. 

1.  §  752  des  Zürcher  Civil-Proz.-Qes.  wird  durch  die  Gerichts- 
praxis in  der  Weise  ausgelegt,  dass  rechtskräftige  auswärtige  Civil- 
urteile exequiert  werden,  auch  wenn  kein  Staatsvertrag  besteht,  sofern : 
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a)  Recht  oder  Gerichtspraxis  des  ausländischen  Staates  die  Gegen- 
seitigkeit verbürgt.  Das  Gesetz  spricht  zwar  davon  nicht,  aber 
die  Praxis  hat  diese  Yoraussetzung  statuiert  (BI.  für  Z.  R., 
1902,  Nr.  96). 

bj  Das  auswärtige  Gericht  auch  nach  Massgabe  der  internen  Gesetz- 
gebung kompetent  ist.  Es  muss  darnach  feststehen,  dass  das 
auswärtige  Gericht  nach  seiner  Gesetzgebung  kompetent  war, 
und  dass  auch  ein  nach  dem  hiesigen  Gesetze  bestehender 
Kompetenzgrund  vorlag  (H.  E.,  XVII,  8.  255). 

c)  das  zu  vollziehende  Urteil  nicht  etwa  hierseitigen  öffentlich- 
rechtlichen  Bestimmungen  zuwiderläuft. 

2.  Darauf  gestützt  wurde  im  Kanton  Zürich  die  Exekution  be- 
willigt : 

a)  von  deutschen  Urteilen  (Bl.  für  Zürch.  R.  1905,  IV,  No.  161). 
Bis  Mitte  der  1880er  Jahre  wurde  den  rechtskräftigen  Civil- 
urteilen  deutscher  Gerichte  die  Vollstreckung  grundsätzlich  ge- 
währt. Immerhin  wurde  dabei  der  Vorbehalt  gemacht,  dass  das 
Urteil  nicht  etwa  bezüglich  der  Anwendung  des  für  den  urtei- 
lenden Richter  geltenden  formellen  oder  materiellen  Rechts  ganz 
oifenbar  unrichtig  sei  oder  etwa  inhaltlich  dem  internen  öifent- 
lichen  Rechte  zuwiderlaufen  würde  (R.-B.  1885,  S.  145  und 
Nr.  113).  Dann  aber  trat  ein  Ereignis  ein,  das  eine  Zeitlang  die 
Praxis  umstimmte.  In  einem  Prozesse,  den  ich  namens  des 
schweizerischen  Lloyd,  Rückversicherungsgesellschaft  in  Liquida- 
tion in  Winterthur,  geführt  hatte,  versuchte  ich  das  kondemnierende 
Urteil  des  zürcherischen  Handelsgerichts  im  Elsass  zur  Exekution 
zu  bringen.  Zu  diesem  Zwecke  holte  ich  ein  Rechtsgutachten 
bei  Professor  Laband  in  Strassburg  ein,  d»s  zugunsten  meiner 
Partei  ausfiel.  Gleichwohl  wies  das  k.  Oberlandesgericht  das 
Begehren  am  2.  April  1886  zurück  (H.  E.  V,  S.  161  ff.).  Während 
einiger  Zeit  wurde  dann  auch  im  Kanton  Zürich  die  Voll- 
ziehung deutscher  Urteile  verweigert  (Streuli,  Supplement  §  752 
Nr.  2  und  R.-B.  1889  S.  134).  Allein  das  zürcherische  Ober- 
gericht kam  bald  wieder  davon  zurück ;  es  Hess  die  frühere  Ein- 
schränkung fallen  und  sprach  sich  wiederholt  dahin  aus,  dass 
Civilurteilen  deutscher  Gerichte  im  Kanton  Zürich  ohne  weiteres, 
d.  h.  ohne  Nachprüfung  der  Sache  mit  Bezug  auf  die  Qesetz- 
mäsai«2;keit  bezw.  Richtigkeit  des  Entscheides  oder  des  bezüg- 
Hchen  Prozesa Verfahrens  die  Vollstreckung  zu  gewähren  sei,  wenn 
sie  rechtskräftig  und  von  einem  Richter  ausgefallt  seien,  der  an 
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sich  kompetent  war  und  dessen  Kompetenz  auch  durch  die  zür- 
cherische Gesetzgebung  nicht  ausgeschlossen  wurde  (H.  E.,  XYI, 
S.  207;  XVII,  S.  125;  XIX,  S.  314).  Seither  ist  dieser  Ge- 
richtspraxis nie  widersprochen  worden  (Bl.  f.  Z.  R.  1903,  II, 
S.  24;  1905,  IV,  8.  253  und  254).  Diese  Gerichtspraxis  ruht 
allerdings  auf  der  Voraussetzung,  dass  mit  Bezug  auf  das 
Deutsche  Reich  die  Gegenseitigkeit  verbürgt  und  dies  durch  die 
deutsche  C.-P.-O.  und  die  bezügliche  Gerichtspraxis  nachgewiesen 
ist.  Dieser  Nachweis  wird  aber  als  geleistet  angesehen,  wie  denn 
auch  nach  gemachter  Feststellung  des  Audienzrichters  des  Bezirks- 
gerichts Zürich  in  den  letzten  Jahren  mehrere  Urteile  zürcherischer 
Gerichte  in  Deutschland  vollzogen  worden  sind. 

b)  von  österreichischen  Urteilen  (H.  E.,  XVI,  8.  156;  XIX,  8.  120). 

c)  von  ungarischen  Urteilen  (H.  E.  XIX.  8.  120). 

d)  von  italienischen  Urteilen  (R.-B.  des  Obergerichts  1885,  No.  115; 
1898  Nr.  165;*H.E.,  IV,  8.101  u.  102;  XVIII,  8.10;  Bl.  f. 
Z.  Rechtspr.  1903,  Nr.  55). 

Man  sieht  aus  dieser  Gerichtspraxis,  dass  die  elastische  Wendung 
des  Gesetzes  „nach  freier  Würdigung  aller  Verhältnisse^  kein  ernstliches 
Unheil  gestiftet  hat. 

Die  Frage  der  Reziprozität  wurde  in  Zürich  verneint  gegenüber 
belgischen  Urteilen,  weil  eben  die  belgischen  Gerichte  bei  ausländischen 
Urteilen  eine  revision  au  fond  vornehmen  (H,  E,,  VI,  1887,  8.  54). 

in.  Es  gibt  eine  ganze  Reihe  kantonaler  Prozessordnungen,  welche 
als  Voraussetzung  der  Exekution  die  Reziprozität  aufstellen.  Die  Exeku- 
tion wird  denn  auch  wirklich  ohne  Nachprüfung  gewährt,  wenn  die 
Reziprozität  feststeht  und  die  übrigen  normalen  Voraussetzungen  als  vor- 
hafiden  nachgewiesen  werden. 

1.  Dies  gilt  von  folgenden  Kantonen: 

a)  von  Zug.  Die  Civilprozessordnung  des  Kts.  Zug  bestimmt  in  §  158,8 : 

Zur  Exekution  ausländischer  Urteile  ist  die  Bewilligung  des 
Obergerichts  notwendig,  welches  hiebei  nach  dem  Grundsätze 
des  Gegenrechts  vorfährt. 

b)  von  St.  Gallen.  Art.  389  der  st.  gallischen  C.-P.-O.  von  1900  sagt: 

Über  die  Vollziehung  von  Urteilen  ausserkantonaler  Ge- 
richtsstellen gelten  die  Bestimmungen  der  Bundesgesetzgebung, 
bezw.  der  Staats  vertrage. 

Soweit  Staats  vertrage  nicht  bestehen,  ist  der  Regierungsrat 
befugt,  mit  den  zuständigen  Behörden  fremder  Staaten  Gegen- 
rechtserklärungen auszutauschen. 
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Das  frühere  Gesetz  über  den  Civilprozess  von  1850  be- 
stimmte in  Art.  246  folgendes: 

Urteile  ausserkantonaler  Gerichtsstellen  sind  im  Kanton  zu 
Yollziehen,  wenn: 

a)  nicht  ein  Urteil  eines  zuständigen  st.  gallischen  Gerichtes 
in  gleicher  Sache  vorliegt; 

bj  das  ausserkantonale  Gericht  nach  Massgabe  unserer  Ge- 
setze oder  besiehender  Staatsverträge  in  der  fraglichen 
Sache  zuständig  war; 

cj  das  Gegenrecht  durch  Zusicherung  der  auswärtigen  Staats- 
behörde oder  sonst  auf  glaubhafte  Weise  dargetan  wird. 

Der  Regierungsrat  St.  Gallen  erklärte  1878,  die  Reziprozität 
sei  durch  die  von  den  österreichischen  Behörden  gehandhabte 
Praxis  hinlänglich  festgestellt  (A.  E.,  IV,  8.  228).  Allein  diese 
Auffassung  trifft  heute  nicht  mehr  zu. 

Unter  der  Herrschaft  jenes  Gesetzes,  das  nunmehr  durch 
das  neue  von  1900  ersetzt  ist,  entstand  die  Frage,  ob  zwischen 
Italien  einerseits  und  dem  Kanton  St.  Gallen  anderseits  das 
Gegenrecht  bestehe.  Das  Präsidium  des  Eantonsgerichts  hat  in 
seiner  Stellung  als  Rekursinstanz  in  Rechtsöffnungssachen  mit  Ent- 
scheid vom  31.  Dezember  1895  (5.  Januar  bis  11.  Januar  1896) 
die  Frage  verneint  (Pantanella  gegen  Maschinenwerkstätte  St. 
Georgen  St.  Gallen).  Aus  den  Gründen  dieses  (nicht  gedruckten) 
Entscheides  ist  herauszuheben  (vgl.  dazu  betr.  die  Facta  Ent- 
scheidungen des  Eantonsgerichts  St.  Gallen  im  Jahre  1892,  Nr.  11): 

Die  selbständige  Kognition  der  italienischen  Appellhöfe  über 
die  Gerichtszuständigkeit  der  ausländischen  Prozessgerichte,  der 
Yorladungs-  und  YertretuDgsverhältnisse  und  Kontumazierungs- 
voraussetzuDgen  auf  Grundlage  einer  selbständigen  Auslegung  der 
ausländischen  Prozessgesetze  imd  Rechtsgewohnheiten  (Art.  941, 
Codice  di  Proced.  civ.)  benimmt  —  nach  Ansicht  der  Rekursinstanz 
—  der  auf  das  Rechtsinstitut  dieses  Delibations Verfahrens  basierten 
Vollstreckbarkeit  der  ausländischen  Urteile  den  Wert  eines  zu- 
verlässigen Gegenrechtsverhältnisses  im  UrteilsYollzug  zwischen 
Italien  und  St.  Gallen,  wie  es  in  Art.  246  lit.  c.  unseres  Oivil- 
prozesses  vorgesehen  ist. 


Da  nun  für  das  Gegen  recht  zwischen  dem  Kanton  St  Gallen 
und  Italien  eine  ausdrückliche  Zusicherung  von  Italien  im  Sinne 
von  Art.  246  lit.  c.  unsers  Civilprozesses  nicht  vorliegt,  und  da 
der  blosse  Bestand  des  italienischen  Art.  941   für  diesen  Nach- 
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weis  nicht  genügt,  so  fragt  es  sich  nur  noch,  ob  das  Bestehen 
eines  wirklich  geübten  Gegenrechtes  sonst  auf  glaubhafte  Weise 
speziell  durch  die  italienische  Spruchpraxis  nachgewiesen  sei. 
Der  Rekursinstanz  ist  kein  Fall  bekannt,  dass  seit  dem  Bestände 
unseres  Civilprozesses  von  1850  je  ein  italienisches  Urteil  in 
unserm  Kanton  zur  Yollziehung  gelangt  wäre,  auch  keines  seit 
dem  Bestände  des  Codice  di  procedura  ciy.  von  1865.  Ebenso 
wenig  hat  die  Rekursin  stanz  Kenntnis  yon  st.  gallischen  Ur- 
teilen, die  in  Italien  nach  Massgabe  des  italienischen  Art.  941 
vollzogen  worden  wären.  Für  ein  gegenseitiges  wirklich  geübtes 
UrteilsYollzugsverhältnis  zwischen  St.  Gallen  und  Italien  hat  auch 
der  Kläger  keine  Ausweise  beigebracht. 

Nach  dem  neuen  Civilprozessgesetze  des  Kantons  St.  Gallen 
liegt  es  ausschliesslich  in  der  Kompetenz  des  Regierungsrats 
St.  Gallen,  mit  auswärtigen  Staaten  die  Exekution  der  Urteile 
generell  oder  hinsichtlich  einzelner  Kategorien  derselben  zu  ver- 
einbaren. Das  Gesetz  verlangt  aber  den  Austausch  von  formellen 
GegenrechtserkläruDgen.  Von  dieser  Fakultät  hat  der  Kanton 
St.  Gallen  bis  anhin  keinen  Gebrauch  gemacht.  Und  deswegen 
liegt  die  Sache  gegenwärtig  so,  dass  auswärtige  Civilurteile  in 
St.  Gallen  überhaupt  nicht  exequiert  werden. 

Eine  italienische  Firma,  die  einen  in  St.  Gallen  wohnenden 
Schweizer  in  Italien  ins  Recht  gefasst  und  ein  kondemnierendes 
Urteil  erstritten  hatte,  erhob  in  St.  Gallen  eine  neue  Civilklage, 
ohne  die  Exekution  des  italienischen  Urteils  nur  zu  versuchen. 
Bei  dieser  Gelegenheit  klagte  sie  auch  die  in  Italien  entstan- 
denen Prozesskosten  ein,  wogegen  der  Beklagte  auch  die  ihm 
zugefallenen  Kosten  geltend  machte.  Das  Bezirksgericht  St.  Gallen 
verwarf  diese  Ansprüche  '(Urteil  vom  9.  Juni  1905  in  Sachen 
Felici  &  Co.  gegen  Gebr.  Faes),  —  aus  folgenden  Gründen: 

Was  die  der  Klägerschaft  in  Italien  von  den  italienischen 
Gerichten  erwachsenen  Prozesskosten  anbetrifft,  so  ist  festzu- 
stellen, dass  sie  den  Rechtsvorgänger  des  Beklagten  vor  einem 
nach  schweizerischem  Rechte  unzuständigen  Richter  belangt 
hat.  Nach  Art.  59  B.-V.  gilt  für  persönliche  Forderungs- 
klagen gegen  aufrechtstehende  Schuldner  der  Gerichtsstand  ihres 
Wohnortes.  Die  klägerische  Firma  hätte  daher  ihre  Forderung 
von  Anfang  an  vor  dem  st.  gallischen  Richter  geltend  machcTi 
sollen,  zumal  ihr  bekannt  sein  musste,  dass  italienische  Urteile 
in  der  Schweiz  nicht  vollstreckbar   sind.     Die  Voraussetzungen 
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für  die  Zuspräche  der  in  Italien  erlaufenen  Prozesskosten  an  die 
Klägerschaft  fehlen  daher. 

Andererseits  kann  auch  das  einredeweise  geltend  gemachte 
Begehren  der  Beklagten  um  Zuspräche  der  ihr  aus  der  Prozess- 
führung der  klägerischen  Firma  vor  den  italienischen  Gerichten 
erwachsenen  Kosten  nicht  geschützt  werden.  Zwar  bildet  die 
Tatsache,  dass  die  Beklagtschaft  auf  die  dort  erhobene  Klage, 
angeblich  ohne  Notwendigkeit,  formell  und  materiell  eingeant- 
wortet hat,  keinen  Grund,  ihr  den  Kostenersatz  zu  yerweigem; 
denn  sie  handelte  nur  in  ihrem  berechtigten  Interesse,  wenn  sie 
den  Erlass  eines  Kontumazurteils  zu  verhüten  suchte.  Allein 
dem  st.  gallischen  Richter  fehlt  der  Rechtstitel,  unter  welchem 
diese  Kosten  der  Beklagten  zugesprochen  werden  könnten.  Als 
Rechtstitel  käme  nur  eine  widerrechtliche  Handlung  im  Sinne 
Yon  Art.  50  ff.  O.-R.  in  Frage  *,  eine  solche  kann  aber  in  der 
Anhebung  und  Durchführung  einer  Civilklage  vor  dem  unzustän- 
digen Richter  nicht  erblickt  werden. 

c)  Von  Luzem.     §  332  des  Gesetzes  über  das  Civilrechtsverfahren 
des  Kantons  Luzern  von  1895  bestimmt: 

Ist  das  Urteil  von  einem  nicht  schweizerischen  Gerichte 
ausgeniUt  worden,  so  ist  das  Gesuch  um  Bewilligung  der  Voll- 
ziehung desselben  an  das  Obergericht  zu  richten,  welches  nach 
Einvernahme  des  Verurteilten  darüber  entscheidet. 

Dabei  sind  vor  allem  die  Staatsverträge  massgebend.  Im 
weitem  ist  darauf  zu  sehen,  ob  im  betreffenden  Staate  diesfalls 
Gegenrecht  gehalten  werde. 

Das  Obergericht  Luzern  hat  mehrfach  ausgesprochen,  dass 
das  Erfordernis  der  Reziprozität  hinsichtlich  Deutschlands  nicht 
nachgewiesen  sei  (Präjudiz  Nr.  102  vom  19.  Dezomber  1901  in 
Maximen  V).    Motiv  4  der  Erwägungen  lautet: 

Dass  in  §  332  des  luzem.  C.  R.  V.  als  alternatives  Erfor- 
dernis die  Reziprozität  aufgestellt  ist,  ein  daheriger  Nachweis 
aber  auch  heute  nicht  in  genügender  Weise  erbracht  ist,  da  die 
produzierte  Erklärung  des  herzogl.  sächsischen  Staatsministeriums 
nicht  unbedingte  Gegenseitigkeit  zusichert^  sondern  bloss  im 
Rahmen  und  unter  Vorbehalt  der  Vorschriften  der  deutschen 
C.-P.-O.,  zudem  mit  dieser  herzoglich  sächsischen  Bescheinigung 
eine  Erklärung  des  luzern.  Justizdepartements  vom  11.  Juli  1901 
in  direktem  Widerspruch  steht,  wonach  von  einer  solchen  „er- 
fahrungsgemäss  zwischen  dem  Deutschen  Reich  und  der  Schweiz 
im  Vollstreckungsverfahren  geübten  Gegenseitigkeit*^  den  bis- 
herigen Behörden  nicht«  bekannt  ist. 
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Am  26.  Februar  1904  vfurde  die  Exekution  eines  Urteils 
des  k.  Amtsgerichts  Stuttgart  ebenfalls  unter  Berufung  auf  das 
zitierte  Präjudiz  verweigert.  Meyer  y.  Schauensee  macht  aber 
gegen  diese  Praxis  Bedenken  geltend.  Insbesondere  tadelt  dieser 
Jurist;  dass  der  Entscheid  über  das  Vorliegen  oder  Nichtvorliegen 
der  Reziprozität  von  einer  Bescheinigung  des  kantonalen  Justiz- 
departements abhängig  gemacht  werde;  die  massgebende  Amts- 
stelle sei  das  Obergericht. 

d)  von  Appenzell  A.-Rh.  Das  C.-P.-G.  von  1880  enthält  folgende 
Bestimmung : 

Für  dio  Vollziehung  von  Civilurteilen  ausländischer  Gerichte 
gelten  die  Vorschriften  bestehender  Staatsverträge.  Bestehen 
keine  solchen,  so  kann  die  Vollziehung  gewährt  werden,  sofern 
gehörig  nachgewiesen  wird,  dass  das  betreffende  Urteil  rechts- 
kräftig ist  und  Schweizerbürgem  in  den  betreffenden  Staaten 
Gegenrecht  gehalten  wird. 

e)  von  Unterwaiden  nid  dem  Wald.  Das  Gesetz  des  Kantons 
XJnterwalden  nid  dem  Wald  von  1890  enthält  in  §  173  folgende 
Bestimmung: 

Für  die  Vollziehung  nicht  schweizerischer  Urteile  sind  die 
Staats  vertrage  massgebend.  Im  weitem  ist  darauf  zu  sehen,  ob 
im  betroffenden  Staate  diesfalls  Gegen  recht  gehalten  wird. 

f)  von  Schwyz.  Die  Civilprozessordnung  für  den  Kanton  Schwyz 
(1890)  bestimmt  (§  307): 

Urteile  anderer  Kantone  werden  vollzogen,  wie  die  Urteile 
im  Kanton  selbst.  Wird  aber  die  Rechtskräftigkeit  des  Urteils 
wegen  Mangels  der  Kompetenz  des  Gerichts  oder  aus  andern 
Gründen  bestritten,  so  entscheidet  die  Justizkommission  über  die 
Zulässigkuit  der  Vollziehung. 


Nichtschweizerische  Urteile  müssen  von  der  Justizkommission 
nach  Einvernahme  des  Verurteilten  geprüft  und  deren  Vollzieh- 
barkeit  beschlossen  werden.  Bei  dieser  Prüfung  und  Schluss- 
fassung sind  vor  allem  die  Staats  vertrage  und  das  Gegenrecht 
massgebend. 

g)  von  Graubünden.  Das  graiibündnerische  Gesetz  über  das  Ver- 
fahren in  bürgerlichen  Rechtssachen  von  1871  bestimmt  fol- 
gendes : 

Art.  305. 
Urteile  avsserkantonaler  schweizerischer  Gerichtsstellen  sind 
nach  Anhörung  der  Parteien  gleich  bündnerischen  zu  vollziehen, 
wenn  : 

Meill,  Internationales  Civilproressrecht  og 
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1.  die  Rechtskraft  und  Yollziehbarkeit  des  fraglichen  Urteils 
nach  jenseitigem  (besetze  von  der  kompetenten  ausserkantonalen 
Stelle  bescheinigt  werden,  und 

2.  kein  gültiges  Urteil  eines  bündneriachen  Gerichtes  ent- 
gegensteht und  nicht  nach  hiesigen  Gesetzen  die  bündnerischen 
Gerichte  allein  zur  Erlassung  des  fraglichen  Urteils  kompetent 
gewesen  wären;  dies  jedoch  nur  unter  der  Voraussetzung,  dass  der 
Belangte  nicht  die  Zuständigkeit  des  jenseitigen  Gerichts  anerkannte. 

Art.  306. 

Unter  den  nämlichen  Voraussetzungen  sind,  insofern  die 
Staatsverträge  keine  abweichenden  Bestimmungen  enthalten,  auch 
rechtskräftige  Civilurteile  aus  vergegenrechteten  auswärtigen 
Staaten  zu  vollziehen,  wenn  von  den  zuständigen  auswärtigen 
Behörden  darum  nachgesucht  wird. 

In  allen  andern  Fällen  können  auswärtige  Urteile  nur  als 
Beweismittel  benutzt  werden,  Qber  deren  Wert  der  Richter  im 
gewöhnlichen  Prozessyerfahren  zu  erkennen  hat. 

h)  von  Aargau.     Die  Civilprozessordnung   für  den  Kanton  Aargau 
(1901)  bestimmt  in  §  378: 


Auf  gerichtliche  Urteile,  welche  ausser  der  Eidgenossen- 
schaft erlassen  wurden,  darf  der  Vollstreckungsbeamte  nur  dann 
die  Vollstreckung  anordnen,  wenn  die  Urteile  der  aargauischen 
Gerichte  in  dem  ausländischen  Staate  auch  sofort  in  Vollziehung 
gesetzt  werden. 

i)  von  Waadt.     Die  Civilprozessordnung   des   Kantons  Waadt   be- 
stimmt in  Art.  519 : 

Die  Gegenseitigkeit  muss  hinsichtlich  analoger  Erkenntnisse 
der  waadtländischen  Gerichte  verbürgt  sein. 
2.  Da  der  Sinn  und   die  Tragweite   des  Gegenrechts  durch  keine 
einheitliche  Norm  des  Bundesrecbts  festgestellt  ist,    kann  im  einzelnen 
natürlich   Streit  darüber   ausbrechen,   was   darunter   zu   verstehen   sei. 
Die  Frage   ist   weniger  einfach,   als   sie   zu   sein   scheint  (v.  Bar,  H, 
S.  506  if.).    Vgl.   betr.   das   Deutsche  Reich   und  Nidwaiden   den  Ent- 
scheid O.L.  G.  Köln,  abgedruckt  Z.  f.  intern.  Priv.  u.  ö.  R.  XV,  S.  324/5. 
Der  Umstand,  dass  einzelne  Kantone    die  Gegenseitigkeit  als  vor- 
handen  ansehen,   ist  für   die  Gerichte    anderer  Kantone  ein  juristisch 
beachtenswerter,  aber  nicht  entscheidender  Gesichtspunkt. 

Der  schon  erwähnte  St.  Galler  Entscheid  von  1895  i.  S.  Pantanella 
drückt  sich  in  dieser  Beziehung  folgendermassen  aus: 

Da  die  DelibationsprQfung  nach  Art.  941  auf  Grund  der 
ausländischen    Gesetzgebung,    Bechtsgewohnheiten    und   Recht- 
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sprechung  desjenigen  Staates  erfolgt,  aus  welchem  das  in  Italien 
zu  vollstreckende  Urteil  herstammt,  und  da  die  Gerichtsorgani- 
sation, Prozessgesetzgebung,  Prozessgewohnheiten  und  Recht- 
sprechung in  den  einzelnen  Kantonen  sehr  verschieden  ist,  so 
kann  die  allföllig  erfolgte  Vollstreckung  von  Tessincr  Urteilen 
in  Mailand  für  die  wirkliche  Ausübung  eines  Gegenrechts- 
verhältnisses zwischen  Italien  und  St.  Gallen  kein  Präjudiz  bilden. 

IV.  Es  gibt  Kantone,  in  denen  die  gesetzlichen  Bestimmungen  den 
Entscheid  über  die  Exekution  ausländischer  Oivilurteile  dem  Ober- 
gerichte  zuweisen.  Indessen  ergibt  sich  aus  der  Gerichtspraxis,  dass 
meistens  in  erster  Linie  das  Vorhandensein  der  Reziprozität  verlangt 
wird,  ohne  deren  Nachweis  die  Exekution  abgelehnt  wird. 

1.  Thui^au  bestimmt  in  der  bürgerlichen  Prozessordnung  von  1867 
(§  292)  folgendes: 

Wenn  die  Vollziehung  des  Urteils  eines  auswärtigen  Ge- 
richtes verlangt  wird,  so  ist  beim  Obergorichte  Weisung  einzu« 
holen,  ob  dem  Begehren  zu  entsprechen  sei. 

Der  Gesetzgeber  verweist  hier  nicht  auf  die  Staatsverträge  noch 
auf  die  Gegenseitigkeit:  er  überlässt  die  Materie  einfach  dem  Gut* 
finden  des  Obergerichts.  Aus  der  Praxis  ergibt  sich,  dass  das  Ober- 
gericht zwei  Requisite  zu  betonen  Veranlassung  fand: 

a)  das  Vorhandensein  der  Rechtskraft  des  Urteils  (1888), 

b)  die  rechtliche  Existenz  der  Gegenseitigkeit  (1889). 

Es  wurde  ausgesprochen,  dass  sie  nicht  vorliege  ab  Seite  Öster- 
reichs und  Preussens  (Rechenschaftsbericht  1889,  8.  6)  und  dass  diese 
Zusicherung  nicht  bloss  von  Preussen,  sondern  von  allen  andern 
Staaten  des  deutschen  Reiches  verlangt  werden  müsse  (Rechenschafts- 
bericht 1890,  8.  6). 

Im  Rechenschaftsberichte  für  1902,  S.  22,  führt  das  Obergoricht 
aus,  die  Vollziehung  der  Erkenntnisse  ausländischer  Gerichte  sei  „ohne 
weiteres^  ausgeschlossen,  sofern  nicht  etwa  Staatsverträge  gegenteilige 
Bestimmungen  enthalten.  Auch  wird  hinzugefügt,  das  Obergericht 
habe  in  konstanter  Praxis  die  Vollstreckbarerklärung  deutscher  Oivil- 
urteile abgewiesen. 

2.  Der  Kanton   Bern  bestimmt   in  §  388   des   Gesetzes  über  das 

gerichtliche  Verfahren : 

Für  die  Vollziehung  der  Urteile  inländischer  Gerichte  sollen 
die  angesprochenen  Beamten  des  Staates  ohne  weiteres  die  gesetz- 
liche Hülfeleistung  gewähren. 

Bei   Urteilen   ausländischer   Gerichte  ist  hingegen  vorerst 
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über  die  Zulässigkeit  des  YollziehungsTerfahrens  durch  den 
Appellations-  und  EassationBhof,  nach  EinYemahme  der  Partei, 
gegen  welche  die  YoUziehong  yerlangt  wird,  zu  entscheiden. 
Wird  erkannt,  das  Urteil  sei  zu  vollziehen,  so  ist  solches  dem 
Urteile  eines  inländischen  Gerichts  gleichzuachten. 

Das  Landgericht  Nürnberg  hatte  in  einem  Entscheide  vom  7.  Ok- 
tober 1889  die  Vollziehung  eines  Urteiles  des  Appellations-  und  Kassa- 
tionshofes Bern,  gestützt  auf  eine  Erklärung  vom  9.  Februar  1889, 
ausgesprochen.  Das  Gegenteil  aber  geschah  durch  ein  Urteil  des 
herzogl.  Landgerichts  Altenburg  (Zeitschrift  des  bernischen  Juriaten- 
yereins  und  Monatsblatt  für  bernische  Rechtsprechung;  40,  1904, 
8.  252). 

Der  bemische  Appellations-  und  Kassationshof  erklärte  am  24.  Febr. 
1904  ein  Urteil  des  k.  Landgerichts  Frankfurt  a./M.  vom  19.  Febr. 
1903  als  exequierbar.  Der  Gerichtshof  führte  aus,  die  Frage  sei  aller- 
dings kontrovers,  ob  bernische  Urteile  im  deutschen  Reiche  vollstreck- 
bar seien,  —  unter  spezieller  Angabe  der  Praxis  und  der  Literatur. 
Dann  fährt  er  folgendermassen  fort  (Zeitschrift  des  bemischen  Juristen- 
vereins   und    Monatsblatt    für   bernische   Rechtsprechimg,    40,    1904, 

S.  2i:3): 

Hieraus  ergibt  sich,  dass  weder  allgemein  behauptet  werden 
kann,  Gogenrecht  werde  gehalten,  noch  Gegenrecht  werde  nicht 
gehalten.  Es  wird  im  Einzelfalle  vielmehr  darauf  ankommen, 
welcher  der  beiden  Ansichten  sich  das  angesuchte  Gericht  an- 
schliesst. 

Angesichts  dieses  Rechtszustandes  erscheint  es  angemessen, 
bis  auf  weiteres  dem  Urteil  des  herzogl.  Landgerichts  Alten- 
burg nicht  die  Bedeutung  beizulegen,  dass  damit  die  Frage  des 
Gegenrechtes  für  das  ganze  deutsche  Reich  verneint  sei,  sondern 
vorerst  abzuwarten,  welche  der  beiden  Kontroversen  in  der 
Praxis    der  deutschen   Gerichte  die  Oberhand  gewinnen   wird. 

Es  kann  dies  umso  unbedenklicher  geschehen,  als  §  388 
C.'P.-O.  dem  Appellations-  und  Kassationshofe  in  der  Erteilung 
des  Exequatur  vollständig  freie  Hand  lässt. 

Ln  Falle  Zorn  von  Bulach  in  Strassburg  gegen  Gerber  hat  das 
Landesgericht  von  Strassburg  und  das  Oberlandesgericht  in  Eolmar 
ein  Urteil  der  bernischen  Instanzen  und  des  schweizerischen  Bundes- 
geriehts  in  Deutschland  nicht  als  exekutionsfahig  erklärt.  Die  Baronin 
Zorn  hatte  in  Born  Klage  erhoben,  der  Beklagte  erhob  Wider- 
klage, welch  letztere  im  Betrage  von  8000  Fr.,  unter  Abweisung  der 
Vorklage,  gutgebeisscn  wurde  (Zeitschrift  des  bernischen  Juristenvereins 
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und  Monatsblatt  für  bernische  Rechtsprechung,  40, .  S.  275/6).  Das 
deutsche  Reichsgericht  hat  die  hiergegen  eingelegte  Revision  verworfen 
(Z.  a.  a.  0.,  41,  1905,  3.  18).  Es  erklärte  die  Gegenseitigkeit  nicht 
als  verbürgt. (Z.  a.  a.  0.,  S.  124—128). 

Der  bemische  Appellations-  und  Eassationshof  hatte  freilich  eine 
Erklärung  erlassen  folgenden  Inhalts: 

Dass  er  die  in  seine  Kompetenz  fallende  Bewilligung  der 
Vollstreckung  von  Civil  urteilen  ausländischer  Gerichte  regelmässig 
ohne  Prüfung  der  materiellen  Richtigkeit  derselben  erteilt,  wenn 

1 .  die  Zuständigkeit  des  urteilenden  Gerichts  ausser  Zweifel 
steht, 

2.  die  Rechtskraft  des  Urteils  von  der  kompetenten  Behörde 
bescheinigt  ist, 

3.  keine  Verstosso  gegen  Fundnmentalsatze  des  Prozess- 
rechtes, wie  z.  B.  die  Qestattung  des  richterlichen  Gehörs,  zu 
tage  liegen, 

4.  die  Entscheidung,  deren  Vollstreckung  verlangt  wird, 
mit  keiner  im  hiesigen  Staatsgebiete  geltenden  zwingenden 
Rechtsnorm  im  Widerspruch  steht, 

5.  wenn  nicht  bekannt  ist,  dass  Gegenrecht  nicht  gehalten 
wird  (Spreng,  Berniscbcs  Civil prozessgesetz,  §  388,  Note  13), 

Und  damit  wurde  im  Interesse  der  Exekution  des  bemischen  Ur- 
teils in  Deutschland  gefochten. 

Das  deutsche  Reichsgericht  stellte  u.  a.  auch  auf  diese  Fassung 
der  amtlichen  Erklärung  ab,  indem  es  folgendes  ausführte: 

Dieserhalb  durfte  dafiir  gehalten  werden,  dass  die  inhalt- 
lich mitgeteilte  Erklärung  des  Berner  Appellations-  und  Kassa- 
tionshofes eine  Garantie  wegen  der  Gewährung  der  Gegen- 
seitigkeit nicht  enthalte,  und  zwar  deshalb,  weil  durch  den 
Gebrauch  des  Ausdruckes  „ regelmässig^  zum  Ausdrucke  ge- 
bracht worden,  dasK  der  Gerichtshof  sich  vorbehalte,  von  der 
Regel  eine  Ausnahme  zu  machen.  Es  kann  danach  dahingestellt 
bleiben,  ob  weiter  zutreffend  angenommen,  dass  die  dann  noch 
in  der  Erklärung  hinzugefügten  Voraussetzungen  sich  soweit 
von  den  im  §  328  aufgestellten  Erfordernissen  entfernen,  dass 
die  Gegenseitigkeit  nicht  als  verbürgt  erscheint. 

V.  Es  gibt  Kantone,  in  denen  ynaterielle  Bestimmvngen  über  die 
Exekution  ausländischer  Civihaieile  gar  nicht  bestehen.  Über  die  mass- 
gebenden Grundsätze  kann  mit  Bestimmtheit  nichts  gesagt  tcerden, 

1.  Appenzell  I.-Ilh.  besitzt  zwar  ein  Civilprozessgesetz  von  1892; 
allein  es  findet  sich  darin  keine  Norm  über  die  Materie. 


506 

2.  Der  Kanton  Solothurn  ordnet  in  seiner  Givilprozessordnung  von 
1891  die  Vollziehung  der  Urteile  in  §  244 — 249,  allein  über  die  Frage 
der  auswärtigen  Urteile  wird  darin  nichts  gesagt. 

8.  Der  Kanton  Wallis  bestimmt  in  der  C.-P.-O.  von  1865  (Art.  316) 
nur,  dass  die  Urteile  unter  der  Amtsgewalt  der  Gemeinderichter  voll- 
zogen werden. 

4.  Der  Kanton  Uri  schweigt. 

Beiläufig  mag  bemerkt  werden,  dass  zu  dieser  Gruppe  auch 
Baselland  gehörte.  Die  frühere  Gerichts-  und  Prozessordnung 
von  1867  enthielt  Bestimmungen  über  die  Vollziehung  der  Ur- 
teile (§  267 — 273),  allein  über  diejenige  der  auswärtigen  Urteile 
war  nichts  gesagt.  Das  neue  Gesetz  betreffend  die  Gerichts-  und 
Prozessordnung  von  1905  enthält  nun  eine  Norm. 

VI.  Es  gibt  Kantone,  welche  lediglich  auf  die  Staatsverträge  ver- 
weisen. 

1.  Die  Civilprozessordnung  des  Kantons  Unterwaiden  ob  dem  Wald 
von  1901  begnügt  sich,  in  Art.  246  zu  sagen: 

Civilurteile  ausländischer  Gerichte  werden  nach  Massgabe 
der  bestehenden  Staatsverträge  vollzogen. 

2.  Das  neue  Gesetz  des  Kantons  Basolland,  betreffend  die  Gerichts- 
und Prozessordnung  1905,   bestimmt  in  §  286: 

Über  die  Vollziehung  von  Urteilen  ausserkantonaler  bezw. 
ausländischer  Gerichtsstellen  gelten  die  Bestimmungen  der  Bandes- 
gesetzgebung bezw.  der  Staatsverträge. 

Angesichts  dieser  Normen  kann  natürlich  die  Ansicht  verfochten 
werden,  dass  die  Exekution  nur  dann  gewährt  werde,  wenn  Staats- 
verträge existieren. 

VII.  Speziell  bei  zwei  Kantonen  der  Westschweiz  darf  t^^gen  der 
Nähe  des  Einflusses  des  französischen  Rechts  mit  einer  gewissen  Wahr^ 
scheint ichkeit  gesafjt  werden,  dass  eitie  materielle  Nachprüfung  der  atis- 
ländischen  Cicilurtnle  stattfindet* 

Dies  trifft  zu  bei: 

1.  dem  Kanton  Freiburg.   Art.  653  des  Prozessgesetzes  des  Kantons 

Freiburg  bestimmt: 

A  Tegard  des  jugements  rendus  par  les  tribunaux  etrangers 
au  cauton,  Tadmissibilite  de  rexecution  sera  prealablement  exa- 
minee  par  le  tribunal  cantonal.  S'U  est  reconnu  que  le  jugement 
peut  ^tre  execute,  il  sera  assimil6  k  un  jugement  rendu  par  un 
tribunal  du  canton. 
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2.  dem  Kanton  Genf.     Art.  479  des  C.-P.-G.  bestimmt: 

Les  jugements  rendus  hors  du  canton  ne  pourront  y  dtre 
mis  k  ox6cation  qu'autant  qu^ils  auront  6te  d^clar^s  ex^cutoires 
par  le  tribunal  parties  entendaes  oa  düment  eitles  sana  pr6}u- 
dice  des  dispositions  contraires  qui  existeraient  dans  les  trait^s 
ou  concordats  et  de  Tart.  61  de  la  Constitution  föderale. 

Immerhin  wurde  1 905  ein  belgisches  Urteil  in  Genf  ohne  Eintreten 
auf  das  Materielle  exequiert  (D.  J.-Z.  1905,  8.  117).  " 

VIII.  Eine  eigenartige  Stellung  nimmt  Neuenburg  ein,  welcher 
Kanton  Nonnen  statuierte,  die  sich  zum  Teil  als  eine  Kopie  des  fran- 
zösisch-schweizerischen Staatsvertrages  darstellen. 

Die  C.-P.-O.  von  1882  enthält  in  Art.  867  folgende  Bestimmung 
(Journal  X,  1883,  p.  121/2): 

La  Oour  d^appel  doit  autoriser  Tex^cution  des  jugements 
rendus  par  les  tribunaux  des  autres  cantons  de  la  Suisse  ou  par 
ceux  des  pays  avec  lesqu^ls  la  Suisse  a  conclu  un  traiti  concemant 
rex6cution  des  jugements. 

Elle  ne  pourra  la  refuser  que  dans  les  cas  suivants: 
a)  si  la  decision  6mane  d'une  juridiction  incom potente ; 
h)  si  eile  a  6te  rendue  sans  que  les  parties  aient  6t^  düment 

citoes  et  16galement  repr^sent^es  ou  d^faillantes. 
c)  si  les  r^gles  du  droit  public  et  les  int^rdts  de  Tordre 
public  du  canton  s'opposent  ä  ce  que  la  decision   de  la 
juridiction  etrangöre  y  re^oiye  son  execution. 

IX.  Im  Kanton  Schaffhausen  werden  die  gesetzlichen  Bestimmungen 
durch  die  Praxis  nur  als  Mindestmass  der  Requisite  für  die  Exekution 
der  Civilurteile  erklärt,  so  dass  eine  materielle  Sicherheit  über  den  Um- 
fang der   Voraussetzungen  nicht  besteht. 

§  345  der  C.-P.-O.  des  Kantons  Schaff  hausen  bestimmt: 

Soweit  nicht  Staatsverträge  etwas  anderes  festsetzen,  kann 
ein  Urteil  eines  nichtschweizerischen  Gerichtes  im  hiesigen 
Kanton  nur  Vollziehung  finden,  sofern  sich  ergibt,  dass  dasselbe 
die  Rechtskraft  beschritten  habe  und  dass  unsere  Gesetze  der 
Zuständigkeit  des  fraglichen  Gerichtes  zur  Zeit  der  Anhebung 
der  Klage  nicht  entgegengestanden  haben. 

Im  Amtsberichte  des  Obergerichts  von  1900,  S.  63—66,  findet 
sich  ein  Rechtsfall,  aus  dem  sich  ergibt,  dass  das  Obergericht  die  in 
§  345  erwähnten  Voraussetzungen  als  ;,das  Mindestmass  der  Erforder- 
nisse ansieht,  die  unter  allen  Umständen  erfüllt  sein  müssen,  damit  ein 
fremdes  Urteil  zur  Vollstreckung  gelangen  kann,  wobei  es  die  Meinung 
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hat,  dass  68  auch  im  Fall  des  Yorhandenseins  aller  Requisite  bei  der 
kompetenten  Behörde  steht;  die  Yollstreckung  zu  bewilligen  oder  nicht^. 
Uiese  Argumentation  ist  freilich  sehr  anfechtbar. 


Überblickt  man  den  hier  kursorisch  geschilderten  Eechtszustand  in 
dem  kleinen  Gebiete  der  Schweiz,  so  muss  man  die  dringende  HoiFnung 
aussprechen,  er  möchte  bald  einer  gründlichen  Änderung  unterzogen 
werden. 

Anmerkungen. 

1.  Wach  bemerkt  (Handbuch  des  deutschen  CirilprozeBsreohts  I,  8.  246),  ab- 
gesehen Yon  Genf,  Freiburg,  Waadt,  Glarus  scheinen  alle  übrigen  Kantone  auf  dem 
Standpunkte  der  Gegenseitigkeit  zu  stehen. 

2.  Die  hier  Torgenommene  Gruppierung  der  schweizerischen  Gesetzgebungen 
ist  nicht  ganz  einwandfrei.  Indessen  sollte  sie  doch  den  bestehenden  Zustand  am 
übersichtlichsten  yeranschaulichen. 

Die  Darstellung  des  Rechtszustands  in  der  Schweiz,  wie  sie  bezüglich  der  Exe- 
kution auswärtiger  Urteile  bei  Enrico  La  Loggia,  La  esecuzione  delle  sentenze 
straniere,  1902,  S.  202 — 206,  yorgetragen  wird,  ist  mangelhaft.  Der  Verfasser  zitiert 
häufig  Teraltete  Gesetze  I  Freilich  muss  sofort  hinzugefugt  werden,  dass  es  sogar 
für  einen  schweizerischen  Juristen  sehr  schwierig  ist,  das  Recht  der  25  Kantone  zu- 
treffend zu  schildern,  zumal  schon  die  Sammlung  der  Materialien  sehr  kompliziert 
ist.  Es  besteht  daher  alle  Ursache,  mit  einem  ausländischen  Werke  sehr  nachsichtig 
zu  sein. 

3.  Der  schweizerische  Juristenverein  hatte  als  Thema  der  Preisarbeit  die  Voll- 
streckung ausländischer  Givilurteile  in  der  Schweiz  ausgeschrieben.  Er  gelangte 
dann  dazu,  die  von  Dr.  jur.  R.  Grübler  eingelieferte  Arbeit  zu  prämiieren  (Sept.  1905). 
Sie  wird  vom  Juristenverein  publiziert. 


§  81.  Die  Exekution  der  auswärtigen  Schiedsgerichtsurteiie. 

V.  Bar  II,  S.  537. 
Foelix  II,  Nr.  426—434. 

I.  Es  gibt  Staaten,  welche  die  Zulässigkeit  der  ZwangsroUstreckuny 
ron  Srhiedsgerirhtsurteiten  den  gleichen  Requisiten  und  dem  gleichen 
Verfahren  unterurrfen,  wie  die  van  fremden  Cirilurteilen, 

1.  Ilieher  gehört  Italien  (Gianzana,  Lo  straniero  nel  diritto  civile 
italiaiu)  I,  parte  III,  Nr.  246-252.  Kicci  Commento  III,  Nr.  623, 
p.  678  u.  679.  Darnach  ist  Art.  941,  Codice  di  Proced.  civ.  (dem  der 
Titel:  Delhi  esecuzione  degli  atti  delle  autoritä  straniere  vorausgeht) 
auf  Schiedsgerichtsurtoile  anzuwenden. 
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2.  Auf  diesem   Boden    stehen   auch   einzelne    Civilprozessgesetze 
schweizerischer  Kantone. 

a)  §  752  des  Zürch.  Civilprozessgesetzes.  Das  Obergericht  sprach 
denn  auch  am  20.  April  1890  (H.  E.  XIX,  S.  120)  aus: 

dass  im  Kanton  Zürich  nach  §  752  rechtskräftigen  Civil- 
urteilen  Yon  kompetenten  aasländischen,  staatlichen  und  vertrag- 
lichen Qerichten  („also  inbegriffen  die  Schiedsgerichte^)  auch 
solcher  Staaten,  welche  mit  der  Schweiz  keine  Staatsverträge 
abgeschlossen  haben,  hierorts  die  YoUstreckang  gewährt  werde, 
sofern  Recht  oder  Gerichtspraxis  des  betreffenden  Staats  die 
Gegenseitigkeit  verbürgt, 

dass  demnach  rechtskräftigen  Urteilen  kompetenter  in  der 
ungarischen  Monarchie  konstituierter  Schiedsgerichte  hierorts  regel- 
mässig die  Exekution  zu  erteilen  sein  werde,  sofern  nicht  etwa 
der  zu  vollstreckende  Entscheid  erlassen  wurde,  ohne  dass  die 
Parteien  gehörig  vorgeladen  oder  gesetzlich  vertreten  waren 
oder  die  hiesigen  Grundsätze  des  ofifentlichen  Rechts  der  Voll- 
streckung entgegenstehen. 

b)  §  385  des  revidierten  berniachen  Gesetzes  über  das  gericht- 
liche Verfahren   in  Civilrechtsstreitigkeiten  von   1883  bestimmt: 

Die  Vollziehung  der  schiedsrichterlichen  Urteile  erfolgt  in 
den  Fristen  und  nach  den  Bestimmungen  der  §§  387  ff. 

c)  Der  Code  de  Procedure  civile  von  Wallis  bestimmt  in  Art.  630: 

Le  jugement  arbitral  est  mis  k  ex6cution  comme  celui  rendu 
par  les  tribunaux  ordinaires. 

d;  §  118  der  C.-P.-O.  des  Kantons  Appenzell  A.-Rh.  von  1880 
bestimmt : 

Hinsichtlich  der  Vollziehung  findet  §  114  auch  auf  schieds- 
gerichtliche Urteile  Anwendung. 

§  114  lautet  folgendermassen : 

Ein  in  Rechtskraft  erwachsenes  Rechtsbot  ist  gleich  einem 
rechtskräftigen  Urteile  zu  schützen. 

e)  §  271  des  neuen  Gesetzes  des  Kantons  Baselland  betreffend  die 
Gerichts-  und  Prozessordnung  (1905)  bestimmt: 

Schiedsgerichtsurteile  sind  den  Urteilen  der  ordentlichen 
Gerichte  gleichgestellt. 

f)  Das  Thurgauische  Obergericht  erklärte  1902,  das  Urteil  eines 
deutschen  Schiedsgerichts  könne  nicht  anders  behandelt  werden, 
als  das  ausländische  Urteil  eines  staatlichen  Gerichts  und  dass 
es  also  nicht  exequierbar  sei,  —  es  gehe  nicht  an,  dasselbe 
einem    Urteil    des    thurgauischen    Richters  ohne    Rücksicht  auf 
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seine  Provenienz  gleichzustellen  (Rechenschaftsbericht  1902,  S.  22 
u.  23).     Hier  wird  ausgeführt: 

§  291  der  thurgauiachen  bürgerlichen  Prozessordnang  be- 
stimmt, dass  rechtskräftige  Schiedssprüche,  sowie  die  in  kompe- 
tenter Weise  erlassenen  Civilurteile  ausserkantonaler  schweize- 
rischer Gerichtsbehörden  die  nämliche  Vollziehung  finden,  wie 
die  Erkenntnisse  der  ordentlichen  einheimischen  Gerichte.  Aus- 
geschlossen sind  demnach  yon  der  Vollziehung  ohne  weiteres 
die  Erkenntnisse  ausländischer  Gerichte,  sofern  nicht  etwa 
Staatsverträge  gegenteilige  Bestimmungen  enthalten,  was  bezüg- 
lich Deutschlands  nicht  der  Fall  ist.  Es  hat  demnach  auch  das 
herwärtige  Obergericht  in  konstanter  Praxis  Gesuche  um  VoU- 
streckbarerklärung  deutscher  Gerichtserkenntnisse  jeweils  ab- 
gewiesen (R.  B.  pro  1890,  1891,  1895,  1898,  1899,  1900).  Es 
ist  logische  Konsequenz  dieser  Praxis  und  entspricht  durchaus 
der  herwärtigen  Auffassung,  dass  §  291  bürgerl.  P. -0.  nur 
Schiedssprüche  kantonaler  oder  allenfalls  noch  aasserkantonaler, 
jedoch  schweizerischer  Behörden  (!)  im  Auge  haben  kann ;  denn 
jedenfalls  dürfen  ausländische  Schiedssprüche  nicht  anders  be- 
handelt werden  als  ausländische  Urteile  überhaupt. 

II.  In  Frankreich  ist  bis  in  die  Neuzeit  der  unangefochtene  Satz 
ausgesprochen  trordenj  dass  Schiedsgerichtsurteile  ohne  weiteres  aner- 
kannt werden  müssen. 

1.  Fast  einhellig  wurde,  gestützt  auf  die  Theorie  von  Merlin,  an- 
genommen, dass  auswärtige  Schiedsgerichtsurteile,  gestützt  auf  Art.  1020 
u.  1021,  Code  de  Proced.  civ.  („par  voie  d'ordonnance"),  zu  exequieren 
seien.     Diese  Normen  lauten  folgenderraassen : 

Art.  1020: 

Le  jugement  arbitral  sera  rendu  ex6cutoire  par  une  ordon- 
nance du  President  du  tribunal  de  premiöre  instanoe  dans  le 
ressort  duquel  11  a  et6  rendu:  k  cet  effet  la  minute  du  juge- 
ment sera  d^posee  dans  les  trois  jours,  par  Tun  des  arbitres, 
au  greffe  du  tribunal.  —  S^il  avait  ete  compromis  sur  Tappel 
d'un  jugement  la  decision  arbitrato  sera  d6pos6e  au  greffe  de 
la  cour  royale,  et  Tordonnance  rcndue  par  le  pr^sident  de  cette 
cour.  —  Les  poursuites  pour  les  frais  du  d6p6t  et  les  droits  de 
l^enregistrement  ne  pourront  dtre  faites  que  contre  les  parties. 
Art.  1021: 

Les  jugements  arbitraux,  m^me  ceux  pr6paratoires,  ne  pour- 
ront etre  executes  qu'aprös  Tordonnance  qui  sera  accord6e  k  cet 
effet,  par  le  president  du  tribunal,  au  bas  ou  en  marge   de   la 
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minute,  saus  qu'il  soft  besoin  d*en  communiquer  an  minist^re 
public;  et  sera  ladite  ordonnance  exp6di6e  ensuite  de  l*exp6- 
dition  de  la  d^cision.  —  La  connaiesance  de  Tex^ution  du  ju- 
gement  appartient  au  tribunal  qui  a  rendu  l'ordonnance. 

Merlin  stützte  sich  dabei  auf  die  Tatsache,  dass  der  Schieds- 
geriohtsentscheid  eine  Konsequenz  des  Vertrages  sei  und  auf  ihm 
basiere. 

2.  Yareilles-Sommieres,  La  synthese  du  droit  international  prive 
II,  p.  34  will  folgendermassen  unterscheiden: 

a)  solche  Schiedsgerichtsurteile,  welche  auf  einem  arbitrage  force 
beruhen.  Diese  sind  staatlichen  Urteilen  gleichzustellen.  (Les 
sentences  arbitrales  rendues  a  l'etranger  k  la  suite  d'un  arbi- 
trage force  doivent  etre  assimiles  aux  jugements.) 

b)  andere  Schiedsgerichtsurteile.  Diese  sind  ohne  weiteres  zu 
exequieren. 

Les  sentences  arbitrales  rendues  k  l'etranger  ä  la  suite  d'un 
compromis  ne  doivent  pas  etre  assirailees  aux  jugements  6trangers ; 
elles  sont  soumises  k  la  regle  generale  pos^e  par  l'art.  1020  P.  c. 
pour  les  sentences  arbitrales ;  elles  sont  executoires  en  vertu 
d'une  simple  ordonnance  du  pr^sident  du  tribunal  .  •  .  . 

3.  In  neuerer  Zeit  hat  nun  aber  Laine  (De  l'ex6cution  en  France 
des  sentences  arbitrales  im  Journal  XXVI,  1899  p.  641 — 654)  ausge- 
führt, die  auswärtigen  Schiedsgerichtsurteile  müssen  wie  die  auswärtigen 
Civilurteile  behandelt  werden,  —  aus  vier  Gründen: 

a)  der  Schiedsvertrag  ruht  auf  einem  Streite  (Art.  1006)  und  die 
Interessenten  werden  die  Prozessparteien  (Art.  1009); 

b)  es  wird  mangels  anderer  Verständigung  prozessiert  „suivant  les 
formes  etablies  pour  les  tribunaux**  (Art.  1009). 

c)  die  Schiedsrichter  entscheiden  „d'apres  les  r^gles  du  droit* 
(Art.  1019)  und  wenn  amiables  compositeurs  zugezogen  werden 
dürfen  „en  equite**. 

d)  der  Schiedsspruch  ist  ein  Jugement  arbitral"  (Art.  1010,  1016, 
1020—1024,   1026,  1028). 

Gestützt  auf  diese  Ausführungen  von  Laine  (mit  denen  auch  die 
Abhandlung  von  Pierantoni,  Rev.  de  Dr.  i.,  Deux.  8.  II,  p.  225  zu 
vergleichen  ist)  hat  das  Civilgericht  der  Seine  am  16.  März  1899  aus- 
gesprochen, daas  Schiedssprüche,  die  von  fremden  Schiedsrichtern  aus- 
gehen, denjenigen  Regeln  unterworfen  seien,  die  auf  fremde  Urteile 
anwendbar  seien  (Journal  XXVI,  p.  743  ff). 
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Die  Cour  de  Toulouse  hielt  sich  aber  nachher  gleichwohl  an  die 
alte  Praxis  (Journal  XXVIII  1901,  p.  965—967): 

Que  las  d^cisions  6manant  de  raatorit6  judiciaire  6trang6re 
ont  seules  besoiU;  pour  leur  ex^cntion  en  France,  de  cette  sanc- 
tion,  en  Terta  du  principe  de  la  souTerainet^  et  de  l'ind^pen- 
dance  respectiye  des  Etats,  mais  qu'il  n'en  est  pas  de  m^me  de 
rex6cution  des  contrats  .... 

Que  la  sentence  arbitrale  ne  peut  dtre  sujette  ni  k  examen 
ni  k  r^yision,  puisqu'elle  a  pour  base  un  compromis,  c'est-&- 
dire  un  contrat  constituant  entre  parties  un  lien  de  droit  sup6- 
rieur  k  toute  loi  antre  que  celle  r^sultant  de  leur  consentement 
au  point  de  Tue  de  sa  validit6. 

IIL  Das  deutscJie  Reich  irendet  die  Normen  über  die  Ausführung 
auswärtiger  Civilurieiie  auf  Schiedsgerichtsurteile  nicht  an,  dagegen  be- 
stehen besondere  Bestimmungen  hinsichtlich  der  letztem. 

1.  In  Deutschland  wurde  ausgesprochen,  es  fehle  an  jedem  Qrunde 
dafür,  die  Bestimmungen  darüber,  unter  welchen  Voraussetzungen  die 
Vollstreckbarkeit  ausländischen  Erkenntnissen  zu  versagen  sei,  auf  die  im 
Auslande  ergangenen  Schiedssprüche  anzuwenden  (R.-G.,  Civils.  V,  S.  399). 

Die  Gewährung  des  Vollstreckungsurteils  setzt  ein  prozessualisches 
Verfahren  voraus.  Und  hier  kann  der  Beklagte  die  Gründe  gegen  die 
Vollstreckbarkelt  vorbringen  (R.-G.,  Civils.  V,  S.  400). 

2.  In  Deutschland  bestehen  spezielle  Normen  über  die  Schieds- 
gerichtsurteile.    Vgl. 

§  1039: 

Der  Schiedsspruch  ist  unter  Angabe  des  Tages  der  Ab- 
fassung von  den  Schiedsrichtern  zu  unterschreiben,  den  Parteien 
in  einer  von  den  Schiedsrichtern  unterschriebenen  Ausfertigung 
zuzustellen  und  unter  Beifügung  der  Beurkundung  der  Zu- 
stellung auf  der  Gerichtsschreiberei  des  zuständigen  Gerichts 
niederzulegen. 

§   1040: 

Der  Schiedsspruch    hat    unter    den    Parteien    die  Wirkung 

eines  rechtskräftigen  gerichtlichen  Urteils. 

§  1041 :    Die  Aufhebung  des  Schiedsspruchs  kann  beantragt  werden : 

1.  wenn  das  Verfahren  unzulässig  war; 

2.  wenn  der  Schiedsspruch  eine  Partei  zu  einer  Handlung 
verurteilt,  deren  Vornahme  verboten  ist; 

3.  wenn  die  Partei  in  dem  Verfahren  nicht  nach  Vorschrift 
der  Gesetze  vertreten  war,  sofern  sie  nicht  die  Prozessftlhrung 
ausdrücklich  oder  stillschweigend  genehmigt  bat; 
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4.  wean  der  Partei  in  dem  Verfahren  das  rechtliche  Gehör 
nicht  gewährt  war; 

5.  wenn  der  Schiedsspruch  nicht  mit  Gründen  versehen  ist ; 

6.  wenn  die  Yoraussetzungen  vorliegen,  unter  welchen  in 
den  Fällen  der  Nr.  1—6  des  §  580  die  Restitutionsklage  statt- 
findet. 

Die  Aufhebung  des  Schiedsspruchs  findet  aus  den  unter 
Kr.  4,  5  erwähnten  Gründen  nicht  statt,  wenn  die  Parteien  ein 
anderes  vereinbart  haben. 


§  1042 


Aus  dem  Schiedssprüche  findet  die  Zwangsvollstreckung  nur 
statt,  wenn  ihre  Zulässigkeit  durch  ein  Yollstreckungsurteil  aus- 
gesprochen ist. 

Das  Vollstreckungsurt«]!  ist  nicht  zu  erlassen,  wenn  ein 
Grund  vorliegt,  aus  welchem  die  Aufhebung  des  Schiedsspruchs 
beantragt  werden  kann. 

§  1043: 

Nach  Erlassung  des  YoUstreckungsurteils  kann  die  Auf- 
hebung des  Schiedsspruchs  nur  aus  den  im  §  1041  Nr.  6  be- 
zeichneten Gründen  und  nur  dann  beantragt  werden,  wenn 
glaubhaft  gemacht  wird,  dass  die  Partei  ohne  ihr  Yerschulden 
ausser  stände  gewesen  sei,  den  Aufhebungsgrund  in  dem  früheren 
Yerfahren  geltend  zu  machen. 

Die  zitierten  Normen  werden  auch  auf  auswärtige  Schiedsgerichts- 
urteile  angewendet.  Ein  Urteil  der  Chambre  arbitrale  d'Anvers  wurde 
in  Deutschland  nicht  anerkannt,  weil  die  Abschrift  des  Entscheides  im 
Auftrage  der  Partei  in  Antwerpen  an  die  gegnerische  Firma  in  Danzig 
zugestellt  wurde,  anstatt  dass  das  Urteil  direkt  von  den  Schiedsrichtern 
zugestellt  worden  wäre  (K.-G.,  Civils.  V,  8.  400  u.  401).  Das  Reichs- 
gericht ging  von  der  Ansicht  aus,  dass  der  Schiedsspruch  begriiFlich 
von  den  Schiedsrichtern  an  diejenigen  gerichtet  sein  müsse^  für  welche 
er  massgebend  sein  solle.     Dann  wird  fortgefahren  (S.  401): 

Es  muss  aber  auch  dem  um  Erlass  eines  YoUstreckungs- 
urteils angegangenen  Richter  mit  völliger  Sicherheit  dargetan 
sein,  dass  der  Spruch  gegenüber  den  Parteien  erfolgt  ist.  Dazu 
genügt  die  Unterschrift  der  schriftlich  redigierten  Entscheidung 
allein  nicht.  An  sich  würde  eine  formelle  mündliche  Erklärung, 
die  Yerkündigung,  dazu  geeignet  sein.  Allein,  während  eine 
solche  für  richterliche  Urteile  als  zweckmässig  anerkannt  wurde, 
erschien  sie  wegen  des  Mangels  einer  festen  und  einheitlichen 
Organisation  des  schiedsrichterlichen  Yerfahrens  für  Schieds- 
sprüche  ungeeignet.      Der    Gesetzgeber    substituierte   derselben 
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die  schriftliche  Mitteilung  des  Schiedsspruchs  durch  die  Zu- 
stellung an  die  Parteien.  Um  aber  eine  Erklärung  der  Schieds- 
richter zu  sein,  muss  die  Zustellung  von  diesen  ausgehen. 

Das  deutsche  Reichsgericht  hat  aber  auch  ausgesprochen,  es  sei 
die  Erlassung  eines  Vollstreckungsurteils  nach  §  1042  C.-P.-O.  nicht 
der  einzige  Weg,  auf  welchem  ein  Schiedsspruch  zur  Zwangsvoll- 
streckung gelangen  könne :  es  sei  eine  Klage  möglich  gerichtet  auf  Er- 
füllung des  Schiedsvertrages,  und  darin  könne  keine  Umgehung  des 
Gesetzes  gefunden  werden  (R.-G.,  XXX^  S.  371): 

Wenn  ein  Inländer  in  einem  mit  einer  auswärtigen  Firma 
geschlossenen  am  Sitze  derselben  zu  erfüllenden  Vertrage  sich 
der  Entscheidung  eines  Schiedsgerichtes  unterwirft,  welches  am 
Erfüllungsorte  zusammentreten  und  aus  Staatsgenossen  der  aus- 
wärtigen Firma  bestehen  soll,  so  wird  regelmässig  anzunehmen 
sein,  dass  die  kompromittierenden  Parteien  sich  in  bezug  auf 
das  schiedsgerichtliche  Verfahren  dem  Rechte  des  Orts  unter- 
werfen wollten,  an  welchem  der  Schiedsspruch  zu  fällen  ist. 
Ein  derartiges  Kompromiss  wird  durch  die  deutsche  C.-P.-O. 
nicht  ausgeschlossen.  Ist  dasselbe  aber  statthaft,  so  muss,  wenn 
ein  nach  den  Gosetzen  des  Auslandes  rechtsbeständiges  wenn- 
gleich den  Vorschriften  der  D.  C.-P.-O.  nicht  genügender 
Schiedsspruch  yorliegt,  ein  Weg  gegeben  sein,  dem  Vertrags- 
willen der  Parteien  auch  im  Inlande  Geltung  zu  Yerschaffen. 
Dieser  Weg  ist  die  Klage,  mittelst  deren  auf  Grund  des  unter 
den  Parteien  geschlossenen  Vertrages  die  Erfüllung  des  diesem 
Vertrage  gemäss  ergangenen  Schiedsspruchs  gefordert  wird. 

Im  einzelnen  Falle  wird  es  darnach  am  richtigsten  sein,  mit  der 
Klage  in  erster  Linie  die  Vollstreckbarkeitserklärung  des  fremden 
Schiedsspruchs  und  in  zweiter  Linie  die  Verurteilung  des  Beklagten 
zur  Erfüllung  desselben  zu  beantragen,  —  diese  beiden  Begehren  sind 
zulässig,  da  sie  aus  einem  einheitlichen  Klagegrund  abgeleitet  werden. 

3.  Wird  von  einer  Partei  die  Aufhebung  eines  Schiedsspruchs 
verlangt,  so  setzt  die  Klage  voraus,  dass  das  schiedsgerichtliche  Ver- 
fahren in  formeller  Beziehung  gemäss  §  1039  C.-P.-O.  abgeschlossen 
sei.  Auf  diese  Klage  ist  so  lange  nicht  einzutreten,  als  nicht  fest- 
gestellt ist,  dass  das  von  den  Schiedsriebtem  als  Schiedsspruch  bezeich- 
nete Schriftstück  den  formellen  Anforderungen  des  §  1039  C.-P.-O. 
entspreche  (R.-G.,  Civil».  49,  8.  410  und  411). 

IV.  In  Österreich-Ungarn  ist  das  Prinzip  der  Reziprozität  enf- 
scJieidend, 
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1.  §  79  der  Exekutionsverordnung  gilt  auch  hier: 

Auf  Grund  von  Akten  und  Urkunden,  die  nicht  zu  den 
im  §  2  bezeichneten  Exekutionstiteln  gehören,  aber  ausserhalb 
des  Geltungsgebietes  dieses  Gesetzes  errichtet  und  nach  den 
daselbst  geltenden  gesetzlichen  Bestimmungen  exekutionsfahig 
sind,  darf  die  Exekution  oder  die  Vornahme  einzelner  Exekutions- 
handlungen im  Geltungsgebiete  dieses  Gesetzes  nur  dann  und 
in  dem  Masse  stattfinden,  als  die  Gegenseitigkeit  durch  Staats- 
veriiräge  oder  durch  darQber  erlassene,  im  Reichsgesetzblatt 
kundgemachte  Regierungserklärungen  verbürgt  ist. 

Die  österreichiBche  Civilprozessordnung  bestimmt  in  §  594: 

Der  Schiedsspruch  hat  unter  den  Parteien  die  Wirkung 
eines  rechtskräftigen  gerichtlichen  Urteiles,  sofern  die  Parteien 
in  dem  Schiedsverträge  nicht  die  Zulässigkeit  der  Anfechtung 
des  Urteiles  vor  einer  hohem  schiedsgerichtlichen  Instanz  ver- 
einbart haben. 

Die  Schiedsrichter  haben  auf  Verlangen  einer  Partei  den 
Eintritt  der  Rechtskraft  und  Vollstreckbarkeit  des  Schieds- 
spruches auf  einer  Ausfertigung  des  Schiedsspruches  schriftlich 
zu  bestätigen. 

Das  ÖsterreichiBche  Einführungsgesetz  zur  Exekutionsordnung  von 
1896  enthält  folgende  Bestimmung  (vgl.  dazu  v.  Canstein  im  Werke 
von  Leske  &  Löwenfeld,  die  Rechtsverfolgung  im  internationalen  Ver- 
kehr, III.  Band,  I.  Teil,  8.  346) : 

Wenn  dem  Ansprüche,  zu  dessen  Gunsten  auf  Grund  eines 
Schiedsspruches  Exekution  bewilligt  wurde,  ein  als  Spiel  oder 
Wette  zu  beurteilendes  Diiferenzgeschäfl;  zugrunde  liegt,  ist  die 
Exekution  auf  Begehren  des  Verpflichteten  einzustellen.  Dieses 
Begehren  kann  sowohl  mittels  Rekurs  gegen  die  Exekutions- 
bewilligung als  mittels  Klage  geltend  gemacht  werden.  Die 
Klage  ist  bei  dem  Gerichte  zu  erheben,  bei  dem  die  Bewilligung 
der  Exekution  in  erster  Instanz  beantragt  würde. 

Nach  Erhebung  des  Rekurses  oder  Anbringung  der  Klage 
kann  die  Exekution  auf  Antrag  bis  zur  rechtskräftigen  Ent- 
scheidung über  die  Klage  aufgeschoben  werden;  für  eine 
solche  Aufschiebung  haben  die  Vorschriften  der  §§  43  und  44 
der  Exekutionsordnung  zu  gelten. 

2.  In  Ungarn  werden  ausländische  Schiedsgerichtsurteile  aner- 
kannt, sofern  die  Keziprozität  gesichert  ist  (B.-B.  1901   II,  S.  6). 

V.  Es  gibt  ausnahmsweise  auch  Schiedsgerichtsurteile,  welche  von 
staatlichen  Gerichten  als  „Schiedsgerichten^  erlassen  werden.     Derartige 
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Urteile  sind  hinsichtlich  der  Exekution  den  gewöhnlichen  Urteilen  gleich- 
zustellen. 

Es  ist  in  dieser  Beziehung  auf  §  102  des  Civilprozessgesetzes  des 
Kantons  Zürich  hinzuweisen,  der  so  lautet: 

Das  Handelsgericht  entscheidet  als  Schiedsgericht  in  allen 
Handelsstreitigkeiten  über  500  Fr.,  welche  nicht  unter  die  Be- 
stimmungen der  §§  95  und  96  fallen,  aber  von  den  Par- 
teien auf  dem  Wege  der  Vereinbarung  an  dasselbe  gebracht 
werden  .... 

Indessen  ist  zu  sagen,  dass  der  hier  gebrauchte  Ausdruck  Schieds- 
gericht nicht  zutriift.  Ein  Schiedsgericht  setzt  nach  dem  gegenwärtigen 
Hechte  begriiflich  voraus,  dass  die  Entscheidung  über  privatrechtliche 
Streitsachen  Privatpersonen  übertragen  werde.  Historisch  ist  es  frei- 
lich richtig,  dass  der  alte  Gerichtshof  in  Paris  (le  Parlement  de  Paris) 
vielfach  als  Schiedsrichter  richtete  unter  Souveränen  in  Fragen,  da 
Frankreich  nicht  beteiligt  war  (Renault  in  Rev.  de  dr.  i.  XIII,  p.  23). 

Zur  Entscheidung  eines  Rechtsanspruchs  des  französischen  Staates 
gegen  Nicaragua  wurde  von  beiden  Regierungen  als  Schiedsgericht 
der  französische  Eassationshof  bestimmt.  Dieser  Gerichtshof  nahm  die 
Aufgabe  an  und  bestimmte,  dass  der  Prozess  nach  dem  bei  ihm 
gewohnten  Verfahren  durchgeführt  werde.  (Renault  in  Rev.  de  dr.  i. 
XIII,  p.  22—43.) 

VI.  Die  Exekution  auswärtiger  Schiedsgerichtsurteile  ist  mehrfach 
in  Staatsvertragen  vereinbart  und  geordnet  worden, 

1.  Was  die  Schweiz  anbetrifft,  so  ist  zu  verweisen  auf: 
aj  den  französisch-schweizerischen  Staatsvertrag,  Art.  15: 

Urteile  oder  definitive  Erkenntnisse  in  Civil-  oder  Handels- 
sachen, die   durch   Gerichte   oder   Schiedsgerichte  in  dem  einen 
der   beiden    kontrahierenden   Staaten   ausgeOlllt  worden  und  in 
Rechtskraft  erwachsen   sind,   sollen  in  dem  andern  Staate  nach 
den  Formen   und   unter  den  Voraussetzungen  des  Art.  16  voll- 
ziehbar sein. 
Freilich    passen   die   Bestimmungen   des   Art.  16  nicht  wörtlich 
auf  schiedsgerichtliche  Urteile. 
b)  den  spanisch-schweizerischen  Staatsv ertrag,  Art.  1 : 

Les  jugements  ou  arr^ts  d6-  Las  sentencias  6  fallos  de- 
finitifs  en  mati^re  civile  ou  finitivos  cn  materia  civil  6  oo- 
commerciale,   rendus   dans   Tun 


des    deux    Etats     contractants, 


mercial   dictados  en  uno  de  los 
dos   Estados     contratantes,    ya 


seit    par    les     tribunaux    ordi-    por    los    tribunales    ordinarios, 
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naires,    soit    par   des    arhitres  |  t/a    por    drhitros    6    tribanales 
ou    des    tribunaux    de    prud'-   comercialos  (tribuoauz  de  prud'- 


homrnes),    legalmente  constitui- 
dos,  Beran  ejecutorios  en  el  otro 


hommes,  I6galeinent  constitu^s, 
seroDt  executoires  dans  Tautre 
Etat  aux  conditions  suivantcs. '  Estado    bajo     las     condiciones 

siguientes. 

Daraufhin    folgen   die   übrigen   Bestimmungen    des   Staats- 
vertrages. 
c)  die   Erklärung  zwischen   dem  Grossherzogtum  Baden   und  dem 
Kanton  Aargau  von  1867,  Art.  I  und  3  {§  84). 

2.  Der  Staatsvertrag  von  1899  zwischen  Frankreich  und  Belgien 
(Convention  sur  la  competenc«  judiciaire,  et  surTautorite  etl'exScution 
des  decisions  judiciaires  des  sentences  arbitrales  et  des  actes  authen- 
tiquea)  enthält  folgende  Bestimmung  in  Art.  15,  Revue  de  dr«  i.  Deux  S.  I., 

p.  374. 

Les  sentences  arbitrales  rendues  dans  Tun  des  deux  Etats 
ont,  dans  Tautre,  Tautorit^  de  la  choso  jug6e  et  peuvent  j  ^tre 
rendues  executoires  si  elles  satisfont  aux  conditions  exig^es  par 
les  no«  1,  2,  3  et  4  de  Tart.  11. 

L'ex6quatur  est  accord6  par  le  pr^sident  du  tribunal  civil 
de  l'arrondissement  dans  lequel  Tex^cution  est  poursuivie. 

In  Art.  11  werden  folgende  Bedingungen  aufgestellt: 

1.  que  la  d^cision  ne  contienne  rlen  de  contraire  k  l'ordre 
public  ou  aux  principes  du  droit  public  du  pays  oü  eUe  est 
invoquee. 

2.  que,  d'apr^  la  loi  du  pays  oü  la  d^cision  a  ete  rendue, 
eile  soit  pass^e  en  force  de  chose  jugee. 

3.  que,  d^apr^s  la  mdme  loi,  Texpedition  qui  en  est  produite 
r^unisse  les  conditions  n^cessairos  k  son  authenticit6. 

4.  quo  les  parties  aient  6te  legalemont  citees,  representees 
ou  declar^es  d6faillantes. 

VII.  Was  die  materiellen  Erfordernisse  der  Schiedsgerichts- 
urteile  anbetrifft^  so  ist  überall  davon  auszugehen,  dass  sie  den  elemen- 
taren  Vorschriften  der  Bechtspflege  e7ifsprechen  müssen. 

1.  Da,  wo  die  Gesetze  bestimmte  Normen  statuiert  haben,  ist  ledig- 
lich darauf  zu  verweisen. 

Und  soweit  Staatsverträge  bestehen,  sind  ihre  Vorschriften  mass- 
gebend. 

2.  Besonders  wichtig  ist,  dass  die  Schiedsrichter  innerhalb  der 
ihnen  eingeräumten  Kompetenz  verblieben  sind.     Vgl.  Ricci,  Nr.  623: 

Mein,  Internationales  Ciyilproze8sre«'bt.  o^ 
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A  questo  giudizio  sono  eziandio  applicabili  le  norme  deirarticolo  941 ; 
quindi  il  tribunale  deve  esaminare,  se  gli  arbitri  pronunciarono  in 
materia  deferita  alla  loro  cognizione  dalla  legge  del  luogo  in  cui 
hanno  funzionato,  e  se  si  mantennero  entro  i  limiti  tracciati  dairatto  di 
corapromesso,  ove  da  queato  traggano  ii  loro  potere. 

3.  Weiter  kommt  in  Frage,  ob  solche  Schiedsgerichtsurteile  auch 
exequierbar  seien,  welche  einer  Begründung  entbehren.  Im  allgemeinen 
muss  allerdings  gesagt  werden,  dass  die  Angabc  von  Entscheidungs- 
gründen  eine  Voraussetzung  korrekter  Urteile  staatlicher  und  nicht- 
staatlicher  Gerichte   ist.     Indessen    ist   sofort   folgendes   hinzuzufügen: 

a)  §  1041  der  D.  C.-P.-O.  bestimmt,  dass  ein  Schiedsspruch  auf- 
gehoben werden  kann,  wenn  der  Schiedsspruch  nicht  mit  Grün- 
den versehen  ist  (Nr.  5),  allein  am  Schlüsse  ist  noch  bestimmt, 
dass  die  Klage  versage,  wenn  die  Parteien  ein  anderes  verein- 
bart haben.  Für  eine  solche  Verständigung  mag  in  einzelnen 
Fällen  eine  besondere  Veranlassung  vorliegen,  z.  B.  wenn  die 
geschäftlichen  Interessen  der  Konkurrenz  es  gebieten,  —  von 
steuerrechtlichen  Gesichtspunkten  zu  schweigen. 

b)  §  587  der  österreichischen  Civilprozessordnung  sagt,  dass  das 
Verfahren  von  den  Schiedsrichtern  nach  freiem  Ennessen 
bestimmt  werde,  wenn  durch  den  Schiedsvertrag  oder  eine 
nachträgliche  schriftliche  Vereinbarung  der  Parteien  nichts  anderes 
festgesetzt  sei.  Daraus  folgt,  dass  die  Schiedsgerichtsurteile  in 
Österreich  keine  Entscheidungsgründe  angeben  müssen,  wenn 
die  Parteien  die  Schiedsrichter  dazu  nicht  verpflichtet  haben. 
Gerade  deswegen  ist  denn  auch  die  Frage  in  Osterreich  streitig, 
ob  eine  Anfechtung  der  Schiedssprüche  auf  Grund  neuer  Tat- 
sachen (ob  noviter  reperta)  nur  dann  zulassig  sei,  wenn  die 
Urteile  mit  Gründen  versehen  sind. 

Die  Appellationskammer  Zürich  hat  die  Kassationsbeschwerde 
gegen  das  Urteil  eines  Schiedsgerichts,  das  den  Parteien  ohne 
Entscheidungsgründe  zugestellt  worden  war,  verworfen  mit  fol- 
genden   Erwägungen   (Blätter  für  Zürch.  Rechtsprechung,  1903, 

11,  S.  22): 

Der  Umstand,  dass  die  den  Parteien .  zugestellte  schriftliche 
Aiisfertifijung  des  Urteils  die  Entscheidungsgründe  nicht  ent- 
hielt, involvierto  unzweifelhaft  eine  Gesetzesverletzung.  Dagegen 
konnte  dem  Antrag,  mit  Rücksicht  hierauf  das  Urteil  ohne  wei- 
teres zu  kassieren,  nicht  Folge  gegeben  werden.  Der  Mangel 
betraf  nicht    den    Entscheid    selbst,    sondern   lediglich  die  Mit- 
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teilang  desselben  an  die  Parteien.  Es  musste  daher  dem 
Schiedsgericht  zaerst  noch  Gelegenheit  gegeben  werden,  das 
Versäumte  nachzuholen  und  erst,  wenn  dasselbe  sich  geweigert 
hätte,  die  Entscheid ungsgründe  in  gehöriger  Form  kundzugeben, 
wäre  die  Annahme  zulässig  gewesen,  dass  der  Entscheid  sich 
überhaupt  nicht  als  Resultat  einer  gehörigen  Prüfung  der  Streit- 
sache dargestellt  habe,  was  dann  allerdings  zur  Kassation  des 
Urteils  aus  dem  Gesichtspunkte  von  §  704,  Ziffer  6  Civ.-Pr.-G. 
hätte  führen  müssen.  Gegenwärtig  ist  nun  der  Fehler  gehoben, 
und  es  kommt  daher  auf  den  Mangel  der  Entscbeidungsgründe 
in  der  ursprünglichen  Urteilsausfertigung  nichts  mehr  an. 

Beiläufig  mag  auch  bemerkt  werden,  dass  die  gerichtlichen  Urteile, 
welche  die  Friedensrichter  im  Kanton  Zürich  auf  Grund  der  ihnen  aus- 
nahmsweise eingeräumten  Jurisdiktion  (bis  50  Fr.)  föllen,  nicht  mit 
Gründen  versehen  sein  müssen  (§  456  C.-P.-G.). 

Aumorkungen. 

1.  Vir.  Haber  sagt  in  seinem  Werke:  De  jure  civitatis  lib.  IIJ,  Sectio  II,  cap.L, 
Nr.  42 :  Bententia  arbitromm  non  parit  actionem  rei  judicatse  quoniam  beec  publicam 
supponit  anotoritatem. 

2.  Fuainato  stellt  p.  133  den  Satz  auf,  dass  die  auswärtigen  Schiedsgericbts- 
urteile  in  derselben  Weise  exequiert  werden,  wie  die  einheimischen  (Le  sentenzo 
arbitrali  straniere  sono  ammesse  niresecuzione  neiristessa  maniera  che  le  sentenze 
arbitrali  nazion&li). 

3.  Die  Frage  nach  der  YoUstreckung  auswärtiger  Schiedssprüche  ist  sehr  wichtig, 
da  an  den  grossen  Handels-Börsen-Plätzen  sowie  an  den  grossen  Hafenorten  allge- 
mein statutarisch  Schiedsgerichte  aufgestellt  sind  oder  die  Verträge  die  Kompromiss- 
Klausel  enthalten.  Es  ist  hier  an  die  Handelsplätze  Marseille,  Hävre,  London,  Ham- 
burg, Antwerpen  zu  erinnern. 

Das  Formular  der  Schiedsverträge,  welches  bei  der  Chambre  arbitrale  pour 
grains  et  graines  in  Antwerpen  üblich  ist,  enthält  folgende  Bestimmung: 

Article  5.  En  cas  de  refiis  d'rrdcuiion  de  la  decision  arbitrale 
dans  le  d^fai  d*tm  ivois^  la  Chambre  s^issurera,  d  la  demande  de  la 
partie  adverse,  de  la  realitö  de  ce  refus,  et  afßchfra  le  nom  du 
dt^faiüant  dans  le  local  de  la  Chambre  jusqu'A  parfaite  ex^cution  de 
la  decision  intervenue.  Elle  n'arbitrera  plus  de  causes  oü  serait 
intoresse  quiconque  aurait  laisse  inexccut^  ud  jugement  ant^rieur, 
f\  moins  que  Ic  nouvcl  arbitrage  demando  ne  se  rapporte  k  une  affaire 
trait^e  avant  l'affichage.  Notification  de  raffichage  sera  faite  ä  tous 
les  membres  de  la  Chambre  arbitrale  pour  grains  et  graines  d'Anvers 
par  circulaire  sous  enveloppe  fermee. 

4.  Art.  61  B.-Y.  bezieht  sich  auch  auf  ausserkantonale  Schiedssprüche.  Dar- 
nach sind  ausserkantonale  Schiedsgerichtsurteile  ganz  so  wie  ausserkantonale  Civil- 
urteile  in  der  ganzen  Schweiz  exequierbar. 

5.  Die    Civilprozessordnung   des   Kantons   Zürich   bcHtimmt   in  §  737,    Abs.  2: 
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Eine  beglaubig  Abschrift  des  Urteils  ist  nebst  den  sachbezQg^ 

liehen  Akten  durch  den  Obmann  des  Schiedsgerichtes  der  zuständigen 

Bezirksgerichtskanzlei  zur  Aufbewahrung  zn  übergeben. 

Die    Ausserachtlassung  dieser   Vorschrift  hat   auf  die  Rechtswirksamkeit  und 

Yollstreckbarkeit  des  Schiedsspruchs  keinerlei  Einfluss:   die  Norm  ist  nur  eine  Ord- 

nungsTorschrift.    Dies   wurde  mit  Recht  auch  in  einem  Prozesse  in  Sachen  Wuhr- 

mann-Eofel,   Zürich,    gegen    Bührer   in   München   Tom   k.   Amtsgericht   München  I 

(Urteil  Yom  23.  Januar  1904)  angenommen.    In   diesem   Falle  wurde  die  Exekution 

des  in  Zürich  erlassenen  Schiedsspruchs,  den  ein  Tom  Zürcher  Mieterrerein  gewählter 

Experte  gefällt  hatte,    wegen   Nichtbeobachtung  des  §  1039  D.  G.-P.-O.  Terweigert, 

dagegen  die  Klage  auf  ErfOUnng  des  Schiedsspruchs  gutgeheissen. 

6.  In  meiner  Begutachtongs-Praxis  wurde  mir  (1905)  ein  Vertrag  vorgelegt, 
der  folgende  Bestimmung  enthält: 

Auf  die  schriftliche  Begründung  des  Spruches  der  Schieds- 
kommission wird  allseitig  von  yornherein  verzichtet,  sofern  der  Streit- 
punkt 500  Fr.  nicht  übersteigt. 

7.  Wenn  das  von  einem  Schiedsgerichte  ausgefällte  Urteil  in  Rechtskraft 
erwachsen  ist,  ist  damit  auch  der  Schiedsvertrag  erloschen.  AUfälUg  im  Urteile 
ausser  acht  gelassene  Streitfragen  können  nicht  nachträglich  noch  in  einem  zweiten 
Verfahren,  gestutzt  auf  den  ursprünglichen  Schied:iv ertrag,  zur  schiedsgerichtlichen 
Erledigung  gebracht  werden,  sondern  man  hat  sich  alsdann  an  die  ordentlichen 
Gerichte  zu  wenden  (Z.  des  bcrnisclien  Juristenvereins  und  Monatsblatt  für  bemische 
Rechtsprechung,  40,  1904,  S.  296). 


§  82.    Die  Exekution  der  Urteile  gemäss  dem  Staatsvertrage 

zwischen  Frankreich  und  der  Schweiz. 

Brecher,   Cours   de   droit   international   prive  suivant  les  principes  consacres  par  le 

droit  positif  franc^ais,  III,  p.  170  ff. 
E.  Curti,  Der   Staatsvertrag   zwischen   der  Schweiz   und  Frankreich   betreffend  den 

Gerichtsstand  und  die  Urteilsvollziehung  vom  15.  Juni  1869,  S.  149-168. 
Roguin,  Conflits  des  lois  suisses  en  mati^re  internationale  et  interoantonale.     Comraen- 

taire  du  traitf^  franco-suisse  du  15  juin   1869,  p.  776—828. 
A.  Aujay,  Etudes  sur  le  traite  franco-suisse  du  15  juin  1869  (Paris  1903). 
A.  Slg.  IX,  S.  1002. 
Bdr.  Botschaft,  ß.-B.  1869  II,   S.  476. 
Bericht  der  Ständer.  Kommission  das.  8.  894. 

Vgl.  die  Vorbemerkungen  zu  §  51. 

I.  Auf  Grund  des  Staatsvertrages  (Art  15 — 17)  ist  die  Exekution 
von  Cirilurteilen  französischer  und  schweizerischer  Gerichte  unter  bestimm- 
ten Voraussetzungen  vereinhart,  ohne  dass  eine  rerision  au  fand  zulässig 
teure:  sie  ist  geradezu  wegbedungen. 

Die  beidseitige  Rerhfspßicht  besieht  zunächst  damiy  wenn  es  sich  um 
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Urteile   über    Streitigkeiten   zwischen    Franzosen    und   Schweizern    und 
zwischen  Schweizern  und  Franzosen  handelt. 

1.  Der  Staatsvertrag  stellt  formelle  Requisite  auf,    die  beobachtet 
werden  müssen.     Art.  16  bestimmt  folgendes: 

Die  Partei,  zu  deren  Gunsten  \  La  partie  en  faveur  de  la- 
in  einem  der  beiden  Staaten  ^  quelle  on  poursuivra  dans  l'un 
die  Vollziehung  eines  Urteils  '  des  deux  Etats  Tex^cution  d'un 
oder  eines  richterlichen  Erkennt-  i  jugement  ou  d^un  arrdt,  devra 
nisses  verlangt  wird,  muss  dem  produire  au  tribunal  ou  k  l'auto- 
Gerichte  oder  einer  andern  |  rit6  comp6tente  du  lieu  ou  de 
kompetenten  Behörde  dos  Ortes  j  Tun    des  lieux    oü    rex6cution 


oder  eines  der  Orte,  wo  die 
Vollziehung  stattfinden  soll,  fol- 
gende Aktenstücke  vorlegen: 

1.  das  Urteil  oder  das  Er- 
kenntnis in  einer  durch 
den  Gesandten  oder,  in 
Ermanglung  eines  solchen, 
durch  die  Behörden  des 
botreffenden  Landes  legali- 
sierten Ausfertigung; 

2.  das  Original  des  Aktes  über 
die  Notifikation  des  genann- 
ten Urteils  oder  Erkennt- 
nisses, oder  irgend  einen 
andern  Akt,  welcher  im  be- 
treifenden Lande  die  Stelle 

«der  Notifikation  gültig  ver- 
tritt ; 

3.  eine  durch  den  Gerichts- 
schreiber des  urteilenden 
Gerichtes  ausgestellte  Be- 
scheinigung, dass  keinerlei 
Opposition,  Appellation  oder 
ein  anderes  Rechtsmittel 
vorliege. 

Auf  die  Vorweisung  dieser 
drei  Aktenstücke  hin  soll  über 
das  Begehren  um  Vollziehung 
entschieden  werden.  Dies  ge- 
schieht in  Frankreich  durch  das 
als  Kammer  für  Justizgeschäfte 


doit  avoir  lieu: 


1.  L^expedition  du  jugement 
ou  de  Farr^t  16galise  par 
les  enyoy^s  respectifs,  ou 
k  leur  defaut  par  les  autori- 
t6s  de  chaque  pays; 


2.  L'original  de  l'exploit  de 
signification  du  dit  juge- 
ment ou  arr^t  ou  tout  autre 
acte  qui,  dans  le  pays,  tient 
lieu  de  signification; 


B.  Un  certificat  d61ivr6  par  le 
greffier  du  tribunal  oü  le 
jugement  a  et6  rendu, 
constatant  qu'il  n^existe  ni 
Opposition,  ni  appel,  ni  autre 
acte  de  recours. 

Sur  la  representation  de  ces 
pi^ces,  il  sera  statu6  sur  la  de- 
mande  d^ex^cution,  savoir:  en 
France,  par  le  tribunal  r6uni 
en  Chambre  du  Conseil,  sur  le 
rapport  d'un  juge  commis  par 
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yersammelte  Gericht,  und  zwar  j  le  President  et  les  conclaaions 
auf  den  Bericht  eines  durch  den   du  Minist&re  public,  et  en  Smsae, 
Präsidenten   hiezu  bezeichneten !  par  Pautorite  conip6tente  dans 
Richters   und  auf  den  Antrag :  la   forme   prescrite  par  la  loi. 
der  Staatsanwaltschaft.     In  der  { Dans  Tun  et  l'autre  cas,   il  ne 
Schweiz  geschieht  die  Entschei- !  sera  statue  qu'apr^s  qu'il  aura 
düng  durch  die  kompetente  Be-  •  et6   adresse    k  ia  partie  contre 
hörde  in  der  gesetzlich  bestimm- '  laquelle   Tex^cution    est    pour- 
ten  Form.     In  beiden  Landern   suivie  une  notification  indiquant 
soll   jedoch  eine   Entscheidung ;  le    jour   et   Theure   oü  il  sera 
nicht  gofasst  werden,  bevor  der '  prononce  sur  la  demande. 
Partei,   gegen  welche  die  Voll- 
ziehung verlangt  wird,  mittelst, 
Notifikation    der  Tag  und   die  | 
Stunde     des     Entscheides     zur 
Kenntnis  gebracht   worden   ist. ' 

In  Art.  16  werden  diejenigen  Erfordernisse  aufgeführt,  deren 
Beobachtung  nach  dem  Wortlaut  obligatorisch  verlangt  wird,  damit 
überhaupt  auf  das  Exekutionsbegehren  eingetreten  wird.  Von  diesem 
Satze  ist  in  der  Tat  zunächst  auszugehen,  und  es  ist  im  einzelnen 
folgendes  zu  betonen: 

Zu  Nr.  1.  Wenn  der  T^rteilsausfertigung  die  hier  geforderte 
Legalisation  fehlt,  dieser  Mangel  aber  von  der  Partei  nicht  geltend 
gemacht  wird,  so  steht  die  Authentizität  der  Ausfertigung  ausser 
Zweifel.  Das  Bundcsgerieht  hat  denn  auch  in  einem  solchen  Falle 
ausgesprochen,  es  würde  sich  nicht  rechtfertigen,  das  Vollstreckungs- 
begehren noch  in  der  bundesgerichtlichen  Instanz  wegen  des  Fehlens 
jener  Formalität  von  Amts  wegen  zur  Verbesserung  zurückzuweisen 
(A.  E.  XVI,  S.  730). 

Anders  entschied  der  Audienzrichter  des  Bezirksgerichts  Zürich 
(5.  April  1902  i.  S.  Greffier  gegen  Häraig-Roth).  Er  stützte  sich  dabei 
auf  die  Anschauung,  dass  es  sich  bei  den  Bestimmungen  des  Staats- 
vertrages zweifellos  um  zwingendes  Recht  handle,  das  vom  Richter 
von  Amts  wegen  angewendet  werden  müsse.  Gegenüber  dem  zitierten 
Urteile  des  Bundesgerichtes  betonte  der  Audienzrichter,  der  oberste 
Gerichtshof  habe  davon  nur  deswegen  Umgang  genommen,  weil  die 
Angelegenheit  den  vollständigen  Instanzenzug  durchlaufen  hatte  und 
neuerliche  Weiterungen  mit  Rücksicht  liierauf  vermieden  werden 
wollten. 

Zu  Xr.  2.  Angesichts  der  Verschiedenheiten,  wie  hinsichtlich  der 
Art,    wie    die    Zustellung   des    Urteils  festgestellt   wird,    war   es  nötig. 
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hier  eine  grosse  Latitude  offenzulassen.  Hier  ist  nun  weiter  speziell 
zu  beachten,  dass  in  Frankreich  unter  Umständen  eine  überaus  eigen- 
tümliche Zustellung  des  Urteils  statthaft  ist,  die  gegen  die  Bestimmungen 
des  Staatsvertrages  sehr  kontrastiert,  —  es  ist  auf  Art.  422  des  Code 
de  Proced.  civ.  aufmerksam  zu  machen:  er  ist  Seite  327  wörtlich 
zitiert. 

Wenn  also  ein  Schweizer  sich  vor  französischen  Gerichten  einlässt, 
ohne  die  Kompetenz  zu  bestreiten,  so  wird  er  durch  Prorogationsakt 
auch  den  Bestimmungen  des  französischen  Prozessrechts  unterworfen. 
In  diesem  Falle  kann  die  Zustellung  des  Urteils  an  den  Schweizer  in 
den  Formen  des  französischen  Prozessrechts  erfolgen,  und  es  kann  dann 
von  einer  Verletzung  des  Art.  20  oder  des  Art  16^  Ziff.  2,  des  Staats- 
vertrages  nicht  die  Rede  sein  (A.  E.  XIII,  S.  33).  In  diesem  Falle 
lag  das  Urteil  in  der  Gerichtsschreiberei  des  Handelsgerichts  in  Paris, 
und  ich  habe  es  s.  Z.  dort  für  meine  Partei  erhoben. 

Zu  Nr.  3.  Die  Gerichtsschreiber  der  französischen  Appellations- 
gerichte erteilen  freilich  die  in  Art.  16,  Nr.  3,  erwähnten  Beschei- 
nigungen nicht,  und  sie  können  auch  nicht  offiziell  erklären,  ob  eine 
Kassationsbeschwerde  eiogereicht  worden  ist,  oder  nicht.  In  der  Praxis 
wurde  es  daher  in  der  Schweiz  als  genügend  angesehen,  dass  ein 
Zeugnis  eines  Huissier  produziert  wurde,  wonach  keine  Kassations- 
beschwerde in  der  Kanzlei  des  Kassationsgerichts  eingetragen  worden 
sei  (Journal  1890,  XVII,  S.  515).  Behauptet  übrigens  die  gegen  die 
Exekution  opponierende  Partei  nicht,  dass  eines  der  in  Nr.  3  erwähnten 
Rechtsmittel  erhoben  worden  sei,  so  darf  von  der  Vorlage  einer  Be- 
scheinigung füglich  abstrahiert  werden  (H.  E.  XVII,  S.  139). 

Was  den  Schlusssatz  des  Art.  1 6  anbetrifft,  so  ist  diese  Bestimmung 
auf  Grund  der  neuen  schweizerischen  Gesetzgebung  insofern  dahin- 
gefallen,  als  für  die  im  B.-G.  Seh.  u.  K.  geregelten  Materien  kein 
besonderes  Exequaturverfahren  mehr  besteht.  Der  Appellations-  und 
Kassationshof  Bern  sprach,  in  Bestätigung  eines  Urteils  von  1902,  im 
Jahn?  1904  aus  (Z.  des  bernischen  Juristenvereins  und  Monatsblatt  für 
bernische  Rechtsprechung,  41,  S.  446  und  447),  dass  ein  in  Frank- 
reich ergangenes  Urteil  in  der  Schweiz  direkt,  d.  h.  ohne  vorangehen- 
des Exequaturverfahren,  zur  Exekution  gebracht  werden  könne,  und 
dass  die  im  Staatsvertrag  mit  Frankreich  vorgesehenen  Einwendungen 
gegen  ein  Urteil  beim  Rechtsöffnungsrichter  anzubringen  seien.  Zur 
Begründung  dieser  Auffassung  wurde  ausgeführt: 

Durch    den    zwischen    der    Schweiz   und  Frankreich  abge- 
schlossenen Gerichtsstand svertrag  wurde  bezweckt,    die   Voraus- 
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Setzungen  der  Exekution  eines  in  einem  der  Yertragsstaaten 
ausgefällten  und  in  dem  andern  zur  Vollziehung  gelangenden 
Urteils  möglichst  denen  für  die  Exekution  der  einheimischen 
Urteile  gleichzustellen.  .  .  .  Diesem  Zwecke  des  Staatsvertrages 
würde  es  zuwiderlaufen,  wenn  für  französische  Urteile  im 
Kanton  Bern  zuerst  das  Exequatur  nachgesucht  werden  müsste, 
bevor  dafür  Vollziehung  verlangt  werden  dürfte.  .  .  .  Dazu 
kommt  ferner,  dass  die  Durchführung  eines  besondem  Exequatur- 
Verfahrens  praktisch  keinen  rechten  Sinn  hätte  und  namentlich 
auch  in  Widerspruch  zu  Art.  16,  Schlussalinea,  des  Staats- 
yertrags  stehen  würde.  Denn  trotz  Erteilung  des  Exequaturs 
seitens  der  dazu  kompetenten  Behörde  könnten  die  im  Staats- 
vertrag vorgesehenen  Einwendungen  gegen  die  Vollziehung  eines 
Urteils  zufolge  Art.  81  B.  G.  Seh.  u.  E.  im  RechtsöiFnungsverfahren 
nochmals  erhoben  werden  und  der  Rechtsöffnungsrichter  wäre 
an  den  Entscheid  über  das  Exequaturgesuch  nicht  gebunden. 
Auf  diese  Weise  würde  man  dazu  gelangen,  dass  im  Kanton 
Bern  zwei  voneinander  unabhängige  Behörden  über  die  Exequier- 
barkeit  eines  französischen  Urteils  zu  entscheiden  hätten,  was 
eine  offensichtliche  Verletzung  der  Bestimmung  des  Art.  16, 
Schlussalinea,  des  Staatsvertrages  bilden  würde,  wonach  in  der 
Schweiz  die  Entscheidung  über  die  Vollziehbarkeit  durch  die 
kompetente  Behörde  in  der  gesetzlich  bestimmten  Form  zu 
geschehen  hat.  Kompetent  ist  dainach  nur  eine  Behörde,  und 
diese  ist  seit  der  Einführung  des  Bundesgesetzes  Seh.  u.  K.  der 
Rechtsöffnungsrichter. 

2.  Die  im  Exekutionsstadium  zu  prüfenden  materiellen  Voraus- 
setzungen der  Exekution  sind  durch  den  Staatsvertrag  im  einzelnen 
aufgeführt. 

Art.  17  des  französisch-ßchweizerischen  Staatsvertrages  lautet  fol- 
gendermassen : 

Die  Behörde,  welche  über  das 
Vollziehungsbegehren  zu  ent- 
scheiden hat,  soll  in  keiner 
Weise  in  die  materielle  Wür- 
digung der  Prozesssache  ein- 
treten. Eine  Vollziehung  kann 
nur  in  den  folgenden  Fällen 
verweigert  werden : 

1.  wenn  der  Entscheid  von 
einer  inkompetenten  Be- 
hörde   gefällt   worden   ist ; 

2.  wenn  ein  kontradiktorisches      2.  Si   eile   a  6te  rendue  sans 


L'autorite  saisie  de  la  de- 
mande  d^execution  n'entrera 
point  dans  la  discussion  du  fond 
de  l'affaire.  Elle  ne  pourra 
refuser  Pexecution  que  dans  las 
cas  suivants: 


1.  Si  la  decision  6mane  d'une 
juridiction  incomp^tente ; 
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Urteil  erlassen  worden  ist, 
ohne  dass  die  Parteien  ge- 
hörig zitiert  worden  sind 
nnd  gesetzlich  vertreten 
waren,  oder  wenn  ein  Kon- 
tumazialurteil erlassen  wor- 
den ist,  ohne  dass  die  Par- 
teien gehörig  zitiert  worden 
sind ; 

3.  wenn  die  Normen  des  5£fent- 
lichen  Rechtes  oder  die  In- 
teressen der  öffentlichen 
Ordnung  des  Landes,  wo 
die  Vollziehung  verlangt 
wird,  einer  Vollziehung  des 
Entscheides  der  fremden 
richterlichen  Behörde  ent- 
gegenstehen. 

Ein  Urteil,  durch  welches  die 


qae  les  parties  aient  et6 
düment  eitles  et  I6galement 
repr6sent6e8,  ou  d^faillan- 
tes; 


3.  Si  les  rögles  du  droit  public 
ou  les  inter^ts  de  Tordre 
public  du  pays  oü  Texecu- 
tion  est  demand6e  s'oppo- 
sent  k  CO  que  la  decision 
de  la  juridiction  6trangere 
y  re^oive  son  ex6cution. 


La  decision  qui  accorde  IVxe- 
Vollziehung  entweder  gestattet  cution  et  celle  qui  la  refuse  ne 
oder  verweigert  wird,  ist  wegen  '  seront  point  susceptibles  d'oppo- 
Nichterscheinens  einer  Partei  sition,  mais  elles  pourront  dtre 
nicht  anfechtbar,  wohl  aber  Tobjetd^un  recours  devant  Tau- 
kann  gegen  dasselbe  innert  der  torite  coqip^tente,  dans  les  delais 
Frist  und  nach  den  gesetzlichen  ,  et  suivant  les  formes  d6tennin6es 
Formen  des  Landes,  wo  es  aus- 1  par  la  loi  du  pays  oü  elles 
gefällt  wurde,  an  die  kompetente  auront  ete  rendues. 
Behörde  rekurriert  werden.         i 

Es  ist  zu  bemerken: 

Zu  Nr,  1,  Soweit  es  sich  um  Streitigkeiten  zwischen  Franzosen 
und  Schweizern  handelt,  liegt  die  Kompetenz  immer  dann  und  nur 
dann  Tor,  wenn  die  im  Staats  vertrage  darüber  vorgesehenen  Gerichts- 
stände zutreffen  (Art.  1). 

Wie  es  sich  verhält  bei  Streitigkeiten  unter  Angehörigen  anderer 
Staaten,  ist  separat  zu  besprechen. 

Zu  Nr.  2.  Unter  der  gehörigen  Zitation  ist  die  diplomatische 
Zustellung  derselben  am  Wohnorte  des  Beklagten  zu  verstehen,  wenn 
es  sich  um  Angehörige  der  Kontrahenten  des  Staatsvertrages  handelt 
(8.  187  und  188). 

Zu  Nr.  3.  Diese  Formulierung  ist  überaus  elastisch,  —  sie  weicht, 
beiläufig  gesagt,  nur  wenig  ab  von  derjenigen  des  spanisch- schwei- 
zerischen Staatsvertrages.     Vareilles-Sommi^res  II,  S.  27,  sagt  über  die 
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Formel  „cootraire  k  Tordre  public^ :  Dieu  nous  garde  de  cette  malheu- 
reuse  formale  qui  dit  trop  ou  trop  peu,  parce  qu'elie  ne  dit  rien  de 
clair  et  de  determin^. 

Dieser  Schriftsteller  begnügt  sich  aber  nicht  damit,  diese  Formu- 
lierung als  ganz  mangelhaft  zu  bezeichnen,  sondern  er  gibt  sich  die 
Mühe,  die  einzelnen  Fälle  zu  spozifieren:  vergl.  §  85. 

3.  Zum  Schlusssatz  des  Art.  17  ist  noch  folgendes  zu  sagen: 
Wenn  nach  den  massgebenden  kantonalen  Einführungsgesetzen  zum 
B.-G.  Seh.  u.  K.  das  Bechtsmittel  des  Bekurses  (oder  der  Appellation) 
gegen  Entscheide  über  die  Rechtsöifnung  nicht  besteht  (Zürich,  Basel- 
Btadt,  Baseliand,  Schaffhausen,  Graubünden,  Aargau,  Appenzell  I.-Rh., 
Uri,  Schwyz,  Nidwaiden,  Solothurn,  Genf,  Waadt),  so  kann  es  auch 
auf  Grund  des  Staatsvertrages  nicht  geltend  gemacht  werden.  Der 
Staatsvertrag  schafft  keine  Instanz^  die  nach  dem  bestehenden  kanto- 
nalen Rechte  nicht  existiert.  Anders  sah  der  Audienzrichter  des 
Bez.-Ger.  Zürich  die  Sache  an  (H.  E.  XATEI,  S.  139/40).  Th.  W.  hat 
(das.  S.  140)  diese  Auffassung  als  rechtsirrtüralich  angefochten,  wenn 
auch  nicht  mit  zureichenden  Gründen.  Der  Staatsvertrag  hätte  aller- 
dings in  die  innere  Gerichtsorganisation  eingreifen  können,  aber  er 
tat  dies  nicht,  wie  sich  aus  der  Fassung  des  Art.  1 7  zur  Genüge  ergibt. 

Dagegen  ist  eine  Beschwerde  an  das  Bundesgericht  statthaft, 
wenn  die  Verletzung  des  Staatsvertrages  behauptet  wird  (A.  E.  XX, 
S.  812). 

4.  Indem  der  Staatsvertrag  (in  Art.  17  am  Anfang)  ein  Eintreten 
auf  das  Materielle  der  Sache  verbietet,  will  er  selbstverständlich  solche 
Einreden  nicht  als  unzulässig  erklären,  die  sich  auf  rechtliche  Vor- 
gänge stützen,  die  nach  dem  Erlasse  des  Urteils  passierten.  Das 
schweizerische  Bundesgericht  hat  dies  zutreffend  ausgesprochen  (A.  E., 
VIII,  p.  500): 

.  .  .  le  dit  traite  ne  contient  aucune  disposition  quelconque 
sur  las  exceptions  du  fond  qui  sc  rapportent  k  des  faits  et  ä 
des  griefs  nes  posteriouroment  au  moment  oü  le  jugement  a 
acquis  la  force  de  chose  jugee,  corame  par  exemple  les  fing 
de  non  recevoir  tirees  du  paiement,  de  la  prescription,  de  la 
compensrttion  etc.,  et  qui  peuvent  ötre  opposees  a  des  poursuites 
fondoes  sur  des  jugements  definitifs  indigenes. 
Der  gleiche  Satz  wurde  später  wieder  ausgesprochen  (A.  E.  XXII, 
S.  394;  5). 

5.  Der  Staats  vertrag  erwähnt  die  Urteile  der  Gewerbegerichte 
(tribunaux  de  prud'liommes)   nicht,    allein    sie  gelten  als  in  demselben 
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inbegriffen.  Diese  Auffassung  hat  auch  der  Bundesrat  (in  der  Bot- 
schaft über  den  Staatsvertrag  mit  Spanien)  ausgesprochen  (B.-B.  1897, 
in,  S.  495):  „Wir  bezweifeln  nicht,  dass  die  Urteile  der  Gewerbe- 
gerichte durch  Art.  15  des  schweizerisch-französischen  Vertrages  mit- 
begriffen sind/     Vgl.  auch  A.  E.  XXX,  1.  T.,  S.  355,   860. 

6.  Der  Staatsvertrag  hat  den  Gerichtsstand  für  einzelne  Materien 
nicht  fixiert,  In  diesen  Fällen  hängt  die  Exekution  davon  ab, 
ob  das  erkennende  Gericht  nach  dem  Gesetze  des  Exekutionsstaates 
kompetent  war. 

Eine  Kompetenz  ist  nicht  vereinbart  für  Ehescheidungs-  imd 
Deliktsklagen,  sowie  für  Klagen  wegen  des  ehelichen  Güterrechts 
(8.  335  und  336  oben). 

Immerhin  ist  die  Prorogation  und  speziell  die  Election  de  domi- 
cile  zu  reservieren,  soweit  sie  in  diesen  Materien  praktisch  werden 
kann. 

IL  Soweit  es  sich  um  Urteile  handelt^  tvelche  französische  Gerichte 
gegenüber  Franzosen,  die  in  der  Schweiz  wohnen,  erlassen,  hat  das 
schweizerische  Bundesgericht  eine  divergente  Haltung  eingenommen. 

1 .  Bei  der  Bestimmung  des  Gerichtsstandes  ist  die  Nationalität  der 
Angehörigen  der  kontrahierenden  Staaten  zur  Basis  genommen  (Art.  1): 
man  ging  also  nicht  aus  von  dem  Rechtsverkehr  aller  ihrer  Einwohner. 
Diese  Tatsache  hängt  mit  Art.  14  und  15  Code  civil  zusammen. 
Denn  der  französische  Staat  wollte  seine  eigene  Jurisdiktion  über  die 
auswärts  wohnenden  Angehörigen  möglichst  wenig  beschränken  (wie 
das  Bundesgericht,  A.  E.  XXX,  1.  T.,  S.  529,  zutreffend  sagt). 

Der  zweite  Teil  des  Staats  Vertrages  („Vollziehung  der  Urteile'*) 
geht  nicht  von  der  Unterscheidung  der  Nationalität  aus. 

Früher  wurde  nun  ausgesprochen  (S.  220;  329  oben),  für  die 
Anwendbarkeit  des  zweiten  Teils  des  Staatsvertrages  (Art.  15  ff.) 
komme  es  auf  die  Nationalität  der  Parteien  nicht  an  (A.  E.,  IV,  S.  262  ; 
XVIII,  S.  764;  XXV,  1.  T.,  S.  497  u.  498).  Die  wechselseitige 
Pflicht  zur  Urteilsvollstreckung  sei  nicht  durch  den  ersten  Abschnitt, 
sondern  durch  den  zweiten  Abschnitt  des  Staatsvertrages  geregelt. 
Diese  Pflicht  erstrecke  sich  auf  alle  rechtskräftigen  Civilurteile,  bezüg- 
lich welcher  nicht  eines  der  Vollstreckungshindernisse  des  Art.  17 
vorliege.  Es  wurde  also  ein  in  Forderungseachen  zwischen  französischen 
Bürgern  und  Einwohnern  ergangenes  Urteil  eines  französischen  Ge- 
richts in  der  Schweiz  als  vollstreckbar  erklärt  und  umgekehrt.  Grund- 
legend  war   in  dieser  Beziehung  der  Entscheid  Millot,    der  s.  Z.  noch 
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(31.  Dezember  1873)  vom  Bundesrate  erlassen  worden  war  (B.-B.  1874, 1., 

S.  450).     An   dieser  Praxis    hielt    auch   das  Bundesgericht   fest.     Ich 

zitiere   aus   dem  Urteil  des  Bundesgerichts  (A.  E.  IV,  8.  262  u.  263) 

folgende  Stelle : 

La  question  de  savoir  si  les  dispositiong  da  trait6  relatives 

k   Texecution    des  jugements   (Art.  15  k  19)    concemont  aussi 
ceux  rendus  en  France  entre  Frangais,   doit  recevoir  une  Solu- 
tion affirmative.    Ces  textes  ne  fönt,  en  effet,  aucune  distinction 
k  cet  6gard,  et    Tart.  15,   en  particulier,  ^dicte  d'une  mani^re 
toute   g6n^rale  et   sans  exception   que  les  jugements  ou  arrets 
d6finitifs  en  matiere  civile  et  commerciale  rendus  par  les  tribu- 
naux   dans   Tun   des  deux  Etats  contractants  seront,    lorsqu'ils 
auront  acquis  force   de    chose  jug6e,   ex^cutoires   dans   Tautre 
suivant  les  formes  et  sous  les  conditions  indiquees  dans  I'art.  16 
du  trait6. 
Morel    hatte    seine    abweichende    Meinung     in     sehr    bestimmter 
Weise  ausgesprochen  (Blumer-Morel  III,    S.  537,   Note  ****).     In   der 
neuesten  Zeit  wich  nun  das  Bundesgericht  von  seinem  bisherigen  Stand- 
punkte   ab    und    machte    vollständig   ganze    Wendung:     es  geht  jetzt 
davon  aus,    dass   der   in  der  Schweiz  domizilierte  Franzose  sich  gegen 
ein  in  Frankreich  erlassenes  Urteil  auf  Art.  59.i  B.-V.  berufen  könne 
(A.  E.  XXV,  1.  T.,  S.  94-97). 

Das  Gericht  stützte  sich  dabei  auf  folgende  Argumente: 

a)  die  Norm  der  Art.  59. i  B.-V.  repräsentiere  einen  öffentlich- 
rechtlichen  Satz,  —  sie  existiere  zugunsten  der  aufrecht  stehen- 
den Schuldner,  die  in  der  Schweiz  domizilieren,  ohne  Rücksicht 
auf  ihre  Nationalität; 

b)  es  bestehe  kein  Anhaltspunkt  dafür,  dass  die  Schweiz  auf  eine 
selbständige  Beurteilung  der  Kompetenz  verzichtet  habe. 

Art.  15    des   Staatsvertrages    erleide   eine   wesentliche   Be- 
schränkung   durch    Art.   17.      Darnach    könne    die    Vollziehung 
dann  verweigert  werden,  wenn  der  Entscheid  von  einer  inkom- 
petenten Behörde  gefallt  worden  sei. 
In    diesem    Falle    wurde    ein    in    Frankreich,    gestützt    auf    den 
bekannten    Art.   15    Code  civ.,    erlassenes    Urteil    gegen    einen   in   der 
Schweiz  domizilierten  Franzosen  nicht  exequiert,  weil  auch  dieser  sich 
auf  Art.  59.1  B.-V.  berufen  könne.     Und  in  der  Tat  hatte  die  frühere 
Bundesverfassung  nur  den  schweizerischen  Schuldner  in  Schutz  genommen, 
die  jetzige  aber  beseitigte  diese  Schranke. 

2.    Ich    halte   die   neue   AufRissung   des   Bundesgerichts   nicht  für 
richtig;  denn  sie  widerspricht  den  klaren  Intentionen  der  Konb*ahenten. 
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Die  BestimmuDg  der  Verfassung,  um  welche  es  sich  handelt, 
konnte  durch  den  Staatsvertrag  beseitigt  werden,  und  sie  wollte  besei- 
tigt werden. 

3.  Im  übrigen  ist  auf  die  unter  I  entwickelten  Bemerkungen  zu 
verweisen. 

III.  Durch  den  Staatsvertrag  ist  die  Exekution  von  Civilurteilen 
französicher  und  schumzerischer  Gerichte  ohne  eine  rSvision  au  fond 
auch  für  den  Fall  vereinbart  worden,  dass  es  sich  um  die  Erledigung 
von  Streitigkeiten  unter  Angehörigen  dritter  Staaten  handelt,  dagegen  ist 
in  diesem  Falle  der  Exekutionsstaat  berechtigt,  neben  den  übrigen 
Requisiten  speziell  die  Frage  der  Kompetenz  nach  seinen  internen  Normen 
zu  beurteilen. 

1.  Man  kann  hier  unterscheiden: 

a)  Streitigkeiten    zwischen     Nichtfranzosen    und    Schweizern    und 
zwischen  Nichtschweizern  und  Franzosen 

und 

b)  Streitigkeiten  zwischen  Angehörigen  dritter  Staaten. 

2.  Es  Hesse  sich  fragen,  ob  hier  überhaupt  eine  Exekutionspflicht 
bestehe,  und  man  könnte  sie  von  einem  allgemeinen  Standpunkte  aus 
bestreiten  (8.  323  oben).  Allein  dies  ist  nicht  der  Sinn  des  französisch- 
schweizerischen Staatsvertrages.  Die  Bestimmungen  über  die  Exekution 
müssen  selbständig  ins  Auge  gefasst  werden:  die  beiden  Staaten 
erklärten,  in  die  beidseitigen  Gerichte  Vertrauen  zu  haben,  und  des- 
wegen ist  prinzipi(ill  hier  die  Nationalität  der  Parteien  indifferent, 
soweit"  es  sich  um  die  Urteilsexekution  handelt. 

Unter  diesen  Umständen  hat  der  Audienzrichter  des  Bezirks- 
gerichts Zürich  mit  Recht  ein  Urteil  des  Appellationshofes  von  Aix 
gegen  eine  schweizerische  Versicherungsgesellschaft  auf  Grund  einer 
Prorogation  der  französischen  Gerichte  exequiert  (H.  E.  XVII,  S.  137). 

3.  In  den  Fällen  der  vorHegenden  Art  hat  der  Exekutionsstaat 
das  Recht^  die  Frage  nach  seinen  eigenen  Gesetzen  selbständig  zu 
prüfen,   ob   das   erkennende    Gericht   kompetent   war  (Art.  17,  Nr.  1). 

Im  übrigen  ist  auch  hier  auf  die  unter  I  gemachten  Detail- 
ausführungen zu  verweis(^n. 

IV.  Die  Fixierung  einer  aus  dem  Urteile  hervorgehenden  hyj)otheque 
Ugale   ist    im   französiscli-schweizerischen    Staatsvertrage    nicht    ausge- 

■ 

sprochen. 

V.  Die  actes  atithenfiques  bedürfen  einer  Exekution  yiicht  auf  Grund 
de.^  französisrh'Sclnveizerischen  Stau ts'vertrages. 
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YI.  Kraft  der  Ausdehnung  des  Gericlitsstandsveiirages  auf  Tunis 
sind  die  in  Tunis  von  den  französischen  Gerichten  gefällten  Ui-feile 
denjenigen  in  Frankreich  gleichgestellt,  und  die  Urteile  dieser  Gerichte 
müssen  unter  den  vertraglichen  Voraussetzungen  ohne  Rücksicht  auf 
das  angewendete  Recht  in  der  Schweiz  vollzogen  werden. 

1.  Die  fraDzö»i8chen  Gerichte  in  Tunis  sind  an  die  Stelle  der 
Konsulargerichte  Frankreichs  und  der  andern  europäischen  Mächte 
getreten  (S.  367  oben).  Ihre  Kompetenz  bezieht  sich  auf  die  Streitig- 
keiten, in  welchen  ein  Europäer  oder  Schutzgenosse  einer  europäischen 
Macht  auf  klägerischer  oder  beklagtischer  Seite  beteiligt  ist,  also  auch 
auf  diejenigen,  in  welchen  ein  Untertan  des  Bey  Beklagter  ist.  Separat 
behandelt  werden  (Bulletin  de  la  Societe  de  lÄgislation  comparee, 
XXIV,  p.  466): 

a)  die  Fragen  des  Status, 

b)  die   Erbschaften    der    tunesischen   Einwohner   (Muselmanen  und 
Israeliten). 

2.  Eh  ist  von  Bedeutung,  hi^  speziell  zu  betonen,  dass  die. 
Urteilsexekution  von  der  Anwendung  des  konkreten  Rechts  unabhängig 
ist  (A.  E.  XXX,  1.  T.,  S.  529). 

Anmerkungen. 

1 .  Schon  in  dem  Defensir-Allianzvertrago  zwischen  Frankreich  und  dor  Schweiz 
von  1808  (Kaiser  &  Strickler,  Geschichte  und  Texte  der  Bundesverfassungen  der 
schweizerischen  Eidgenossenschaft  von  der  helvetischen  Staatsuzn wälzung  bis  zur 
Gegenwart  1901,  S.  132)  ist  bestimmt  worden  (Art.   15): 

Lcs  jugcments  deiinitifs  en  mati^re  eivile,  ayant  force  de  cbose 
jugöe,  rendus  par  lcs  Iribunaux  fran^^ais  seront  ex^cutoires  en 
Suisse,  et  r6ciproqiiement  apr^s  quMls  auront  6te  l^galis^s  par  les 
Envoy^s  respectifs  ou  k  leur  d6faut  par  les  autorites  comp^tentes  de 
chaqne  pays. 
In  Tat  und  Wahrheit  lässt  sich  dieses  internationale  Vertragsrecht  noch  viel 
weiter  zurückfühi'en. 

Choppin,  Trois  livres  du  domainc  de  la  Couronne  de  France,  Paris  1613, 
p.  117,  bemerkt:  depuis  Tau  1516  les  Suisses  ont  6t6  tenus  pour  alliez  et  confederez 
de  la  France  .  .  . 

2.  Art.  1 1  des  zwisohen  Frankreich  und  Belgien  abgeschlossenen  Staatsvertrages 
wurde  so  interpretiert,  dnss  darunter  auch  Urteile  fallen,  bei  welchen  eine  Partei 
weder  heidnischer  noch  frauzüsibclier  Angehöriger  ist  (Joxirnal  1905,  XXXII,  p.  424). 
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§  83.    Die  Exekution  der  Urteile   gemäss  dem  Staalsvertrage 

zwischen  Spanien  und  der  Schweiz. 

Botschaft  des  Bundesrats,  B.-B.  1897,  III,  6.  493. 

Vertrag  zwischen  der  Schweiz  und  Spanien  über  die  gegenseitige  Yollsh-eckung  von 

Urteilen   oder   Erkenntnissen    in    Civil-   und  Handelssachen,    N.  F.  XVI,  8.  780 

(in  Kraft  seit  6.  Juli  1898^. 

Der  Staatsvertrag  enthält  folgende,  hierher  gehörige  Bestimmungen : 

Art.  1.  Dio  von  den  ordentlichen  Gerichten  oder  gesotz- 
mässig  errichteten  Schieds-  oder  Gewerbegerichten  in  einem  der 
beiden  Vertragsstaaten  erlassenen  rech tsk luftigen  Urteile  oder 
Erkenntnisse  in  Civil-  und  Handelssachen  sollen  in  dem 
andern  Staate  unter  folgenden  Bedingungen  vollstreckbar  sein. 
Art.  2.  Dio  Vollstreckung  muss  bei  dem  zur  Erteilung 
der  Vollstreckungsklausel  zuständigen  Gerichte  oder  hei  einer 
andern  hierfür  zuständigen  Behörde  des  Ortes,  wo  die  Voll- 
streckung stattfinden  soll,  von  der  beteiligten  Partei  direkt  nach- 
gesucht werden. 

Dem  Vollstreckungsbegehren  sind  folgende  Aktenstücke  bei- 
zulegen : 

1.  Das  Urteil  oder  Erkenntnis  in  einer  vollständigen,  von 
dem  diplomatischen  oder  konsularischen  Vertreter  des 
Landes,  in  welchem  die  Vollstreckung  verlangt  wird, 
gehörig  beglaubigten  Abschrift, 

2.  der  Ausweis  darüber,  dass  die  Gegenpartei  gehörig  vor- 
geladen war,  und  dass  das  Urteil  oder  Erkenntnis  ihr 
eröffnet  worden  ist, 

B.  eine    in    gleicher   Weise    beglaubigte    Bescheinigung   des 
Gerichtsschreibers  des  urteilenden  Gerichts,  dahingehend, 
dass    das   Urteil    oder   Erkenntnis,    dessen  Vollstreckung 
verlangt  wird,  nach  der  Gesetzgebung  dos  Lande^^  rechts- 
kräftig  und   vollstreckbar  sei,    indem  keinerlei  Berufung 
oder  Einsprache  vorliege. 
Art.  3.     Der    Entscheid    über   das   Vollstreckungsbegehren 
wird    in    der   gesetzlichen  Form   und,    sofern  die  Landesgesetz- 
gehung  es   vorschreibt,    nach  Anhörung  der  Staatsanwaltschaft, 
von  der  zuständigen  Behörde  getroffen. 

Diese  Behörde  bewilligt  der  Partei,  gegen  welche  die  Voll- 
streckung verlangt  wird,  die  gesetzliche  oder  übliche  Frist  zur 
Wahrung  ihrer  Interessen  und  gibt  beiden  Parteien  Kenntnis 
von  dem  Tage,  an  welchem  über  das  Vollstreckungsbegehren 
entschieden  werden  soll. 
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Art.  4.  Der  Yollstreckungscntscheid  wird  von  der  erken- 
nenden Behörde  in  das  Urteil  oder  Erkenntnis  eingeschrieben 
und  soll  in  dem  ganzen  Übrigen  Vollstreckungs verfahren  aner- 
kannt werden. 

Art.  5.  Die  Behörde,  welche  über  das  Vollstreckungs- 
begehren  zu  entscheiden  hat,  darf  in  keiner  Weise  in  eine 
materielle  Prüfung  der  Streitsache  eintreten. 

Der  Entscheid,  durch  welchen  die  Vollstreckung  gestattet 
oder  verweigert  wird,  ist  wegen  Nichterscheinens  einer  Partei 
nicht  anfechtbar,  wohl  aber  kann  er,  sofern  die  G^esetzgebung 
des  Landes,  wo  er  ausgefallt  wurde,  die  Weiterziehung  zulässt, 
innerhalb  der  gesetzlichen  Frist  und  nach  der  gesetzlichen  Form 
an  die  zuständige  Behörde  weitergezogen  werden. 

Art.  6.  Die  Vollstreckung  kann  nur  in  folgenden  Fällen 
verweigert  werden: 

1.  wenn  der  Entscheid  von  einer  nicht  zuständigen  Behörde 
ausgegangen  ist, 

2.  wenn  er  erlassen  wurde,  ohne  dass  die  Parteien  gehörig 
vorgeladen  odor  gesetzlich  vertreten  waren, 

3.  wenn  die  Grundsätze  des  öffentlichen  Rechtes  des  Landes, 
in  welchem  die  Vollstreckung  stattfinden  würde,  dieser 
entgegenstehen. 

Art.  7.  Sofern  die  Vollstreckung  persönliche  Haft  zur 
Folge  hätte,  so  ist  dieser  Teil  de»  Urteils  oder  Erkenntnisses 
nicht  vollstreckbar,  wenn  die  Gesetzgebung  des  Landes,  wo 
die  Vollstreckung  stattfinden  soll,  die  persönliche  Haft  in 
einem  Falle,  wie  derjenige,  um  den  es  sich  handelt,  nicht  zulässt. 

I.  Durch  defi  Staalsvertrag  ist  die  Exekutiwi  der  von  den  Gerichten 
Spaniens  und  der  Schweiz  yefälHen  CivUurteile  prinzipiell  ohne  eine 
materielle  Nachprüfung  zugesichert  worden, 

1.  Leider  fehlt  es  in  diesem  Vertrage  an  Bestimmungen  über  d(?n 
Gerichtsstand,  und  in  dieser  wichtigen  Beziehung  hat  der  Staatsvertrag 
sein  Vorbild  verleugnet.     Diese  Tatsache  ist  sehr  bedenklich. 

2.  Im  Gegensatze  zu  dem  französisch-schweizerischen  Staatsvertrage 
sind  hier  in  Art.  1  neben  den  Gerichten  und  Schiedsgerichten  auch 
die  Gewerbegerichte  (tribunaux  Avt  prud'hommes)  ausdrücklich  genannt. 

IL  Was  die  Voraussetzungen  der  Exekution  anbetrifft,  so  sind  die 
Bestimmungen  des  französisrh-schweizerischen  Staatsvertrages  in  diesen 
Vertrag  hiyiüher genommen  worden. 

1.  Es  kann  also  in  dieser  Beziehung  auf  die  in  §  82  gemachten 
Ausführungen  verwiesen  werden. 
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2.  Schwierigkeiten  bereitet  dagegen  die  Frage,  nach  welchen 
Gesichtspunkten  die  Kompetenz  des  erkennenden  Gerichts  beurteilt 
werden  müsse.     Es  lässt  sich  die  Ansicht  verfechten: 

a)  es  komme  darauf  an^  ob  das  urteilende  Gericht  kompetent  im 
internationalen  Sinne  war  (S.  200 — 202  oben), 

b)  die  Gerichte  des  Exekutionsstaates  seien  befugt,  die  Frage  nach 
ihren  eigenen  Normen  zu  prüfen,  ob  das  erkennende  Gericht 
darnach  sowie  nach  den  ausländischen  Gesetzen  die  Gerichts- 
barkeit besass, 

c)  die  Gerichte  des  Exekutionsstaatos  untersuchen  die  Kompetenz 
des  erkennenden  Gerichts  nach  ihren  eigenen  Normen. 

3.  Davon  ist  natürlich  keine  Rede,  dass  bei  dieser  Frage  der 
Fora  auf  einen  andern  Staatsvertrag  (wie  z.  B.  den  zwischen  Frank- 
reich und  der  Schweiz  abgeschlossenen)  abgestellt  werden  könnte.  Frei- 
lich meinte  die  Botschaft  des  Bundesrates  (B.-B.  1897,  III,  S.  496), 
darauf  hinweisen  zu  können,  die  Gründe  einer  Verweigerung  der  Exe- 
kution stimmen  ganz  überein  mit  dem  französisch-schweizerischen  Ver- 
trage. 

4.  Im  Berichte  über  die  Geschäftsführung  über  das  Jahr  1898 
bemerkte  das  eidgenössische  Justizdepartenient  (B.-B.  1899,1,  S.  356): 

Aus  dem  Bericht  unseres  Generalkonsuls  in  Madrid  vom 
20.  Juni  geht  hervor,  dass  betreffend  die  Interpretation  des 
Art.  6,  Ziff.  1,  in  Spanien  dieselbe  Auffassung  besteht,  wie  in 
der  Schweiz;  darnach  wird  die  Frage  der  Zttständigkeit  des 
Gerichts^  dessen  Urteil  im  andern  Staat  zu  vollstrecken  ist,  nach 
der  Gesetzgebung  des  requirierten  Staates  beurteilt. 

Anmerkungen. 

1.  In  Spanien  wttrde  kraft  dieses  Staatsvertrages  z.  B.  ein  in  der  Schweiz  über 
Spanier  erlassenes  Ehescbeidungsurteil  nicht  anerkannt. 

2.  Durch  Art.  8  des  Staatsvertrages  zwischen  Spanien  und  der  Schweiz  ist 
bestimmt  worden,  dass  die  Kosten  für  Zustellungen,  Ladungen,  Kogatorien  dem 
«rsuchten  Staate  zur  Last  fallen  (S.  63  oben). 

3.  Ursprünglich  wurde  an  eine  Übereinkunft  über  die  gegenseitige  Vollziehung 
rechtskräftiger  Urteile  in  Civil-  und  Handelssachen  zwischen  dem  Kanton  Genf  und 
Spanien  gedacht.  Der  Bundesrat  fand  Jedoch  mit  Recht,  dass  der  Abschluss  eines 
fldichen  Vertrages  zwischen  der  ganzen  Schweiz  und  Spanien  möglich  sei  (B.-B.  1890, 
JI,  8.  137  u.  138). 

4.  Der  vorliegende  Staatsvertrag  ist  sehr  anfechtbar,  und  jedenfalls  darf  er 
nicht  weiter  als  Muster  oder  Vorlage  für  spätere  Übereinkommen   verwertet  werden. 

5.  Da  die  Fora  nicht  geordnet  sind,  nimmt  auch  ein  staatsrechtlicher  Rekurs 
wegen  Verletzung  des  vorliegenden  Staatsvertrages  durch  die  kantonalen  Instanzen 
eine  eigenartige  Stellung  ein. 

Heili,  Internationales  Civil]>ro£efl8recht.  gg  \ 
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§  84.    Die  Exekution  der  Urteile  gemäss  den  Erklärungen  des 

schweizerischen  Bundesrates  namens  der  Kantone  Waadt  und  Aargau 

mit  Österreich-Ungarn  und  dem  Grossherzogtum  Baden. 

I.  Die  Erklärung  zwischen  dem  Bundesrate  und  der  k.  k.  öster- 
reichisch-ungarischen Regierung  über  die  Vollziehung  der  Civilurteile 
aus  dem  Eanton  Waadt  in  Österreich-Ungarn.  Abgeschlossen  vom 
Bundesrate  am  16.  Febr.  1885,  abgeschlossen  von  Österreich-Ungarn 
am  7.  März  1885.     (Eidg.  Sammig.  N.  F.,  VIII,  S.  83/4.) 


Le  conseil  f6d6ral 

de  la 
conf6d6ration  suisse 
80U8sign6  d6clare,  ensuite  d'une 
entente  Stabile  avec  Son  Ex- 
cellence  M.  le  ministre  de  la 
maison  imp6rialo  et  des  affaires 
^trang^res  de  Sa  Majest^  im- 
periale et  royale  apostolique 
Tempereur  d'Autriche-Hongrie, 
qa'il  a  constat^  que,  conform6- 
ment  aux  lois  en  yigueur  dans 
le  eanton  de  Yaud  et  en  Autricbe- 
Hongrie,  les  jugements  et  d^- 
cisions  rendus  en  mati^re  civile 
par  les  autorit^s  judiciaires  com- 
peteutes  de  la  monarchie  austro- 
hongroise  et  ayant  passe  en 
forco  de  chose  jug6e  sont  exe- 
cutoires  dans  le  eanton  de  Yaud 
et  vice  versa,  sous  eondition  de 
reciprocit6. 

En  foi  de  quo),  la  presente 
declaration,  qui  sera  6changee 
contre  une  deelaration  analogue 
du  ministre  de  la  maison  im- 
periale et  des  affaires  etrangeres 


Le  souBsigne  Ministre  de  la 
Maison  Imperiale  et  des  affaires 
etrangeres  de  Sa  Majest^  Im- 
periale et  Royale  Apostolique 
d^clare,  ensuite  d'une  entente 
6tablie  avcc  le  Conseil  f4d6ral 
Suisse,  quMl  a  et6  constat^  que, 
conform6mont  aux  lois  en  Yigu- 
eur en  Autriche-Hongrie  et  au 
Canton  de  Yaud,  les  jugements 
et  d6cision8  rendus  en  mati^re 
civilo  par  les  autorit^s  judiciaires 
com  potentes  du  canton  de  Yaud 
et  ayant  pass^  en  force  de  chose 
jug6e  sont  ex6cutoiro8  en  Autri- 
che-Hongrie et  yice  versa,  sous 
eondition  de  r6ciprocit6. 


En  foi  de  quoi,  le  soussign^ 
a  muni  de  sa  signature  la  prä- 
sente deelaration  qui  sera  6chan- 
g6e  contre  une  deelaration  ana- 
logue du  Conseil  fed6ral  Suisse 


d'Autricbe-Hongrie,  a  ete  signco  |  et  y  a  fait  apposer  le  sceau  du 
par   le    president   et  le  chance- 1  Minlstöre  Imperial  et  Royal  des 
Her   de   la   confedcration  suisse   affaires  etrangeres. 
et    munio   du   seeau    du  conseil  i 
federal,  k  Berne,    le  16  fevrier 

1885.  : 
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Diese  ErklSning  besteht  auch  heute  noch,  und  es  ist  im  öster- 
reichischen Eeichsgesetzblatt  publiziert  worden,  dass  die  Gegenseitig- 
keit mit  Waadt  als  verbürgt  anzusehen  sei  (Verordnung  des  öster- 
reichischen Justizministeriums  vom  10.  Dezember  1897). 

1.  Durch  die  Erklärung  ist  die  gegenseitige  Exekution  von  Civil- 
urteilen  ohne  materielle  Nachprüfung  zugesichert,  aber  unter  der  Be- 
dingung der  Reziprozität. 

2.  Im  übrigen  besteht  ein  Zwang  nicht,  dass  die  andern  schwei- 
zerischen Kantone  Urteile  aus  Österreich  exequieren,  und  auch  nicht 
dahin,  dass  Osterreich  schweizerische  Urteile  exequiere. 

Allerdings  hat  Osterreich  in  der  neuen  Exekutionsordnung  von 
1^96  erklärt,  dass  auswärtige  Urteile  exequiert  werden,  wenn  die 
Gegenseitigkeit  verbürgt  sei,  sei  es  durch  einen  Staatsvertrag,  sei  es 
durch  Regierungserklärung  im  Reichsgesetzblatt.  Nach  der  im  Kanton 
Zürich  bestehenden  Gerichtspraxis  werden  österreichische  Urteile  ohne 
materielle  Nachprüfung  exequiert  (vergl.  8.  497  oben). 

II.  Die  Erklärung  des  Kantons  Aargau  und  der  Grossherzoglich 
Badischen  Regierung  betreffend  die  gegenseitige  Vollstreckbarkeit  der 
Urteile  und  den  Vollzug  von  Ersuchschreiben  der  Gerichte  der  beiden 
Staaten  in  büi^erlichen  Rechtssachen.  Abgeschlossen  am  21.  Mai 
1867.  Ratifiziert  vom  Grossherzogtum  Baden  den  28.  August  1867, 
ratifiziert  vom  Kanton  Aargau  den  28.  September  1867.  (A.  Sammig., 
IX,  185.) 


Erklärung  des  Kantons  Aargau. 

Der    schweizerische    Kanton 

Aargau  ist,    durch  Vermittlung 


Minist  erial'  Erklärung, 
Die  Grosshorzoglich  Badiscbe 
Regierung  ist  mit  dem  schwei- 


des  schweizerischen  Bundesrates,  j  zerischen    Bundesrate    namens 
mit    der    grossherzoglich    badi- ,  des     schweizerischen     Kantons 


sehen  Regierung  übereingekom- 
men, in  bczug  auf  die  gegen- 
seitige Vollstreckbarkeit  der  Ur- 
teile und  den  Vollzug  von  Er- 
suchschreiben der  Gerichte  der 


Aargau  übereingekommen,  in 
bezug  auf  die  gegenseitige  Voll- 
strcckbarkeit  der  Urteile  und 
den  Vollzug  von  Ersuchschrei- 
ben   der    Gerichte    der    beiden 


beiden  Staaten  in  bürgerlichen  Staaten  in  bürgerlichen  Rcchts- 
Rechtssachen ,  nachstehende  '  gachen,  nachstehende  Grund- 
Grundsätze  zur  Anwendung  zu  I  gätze  zur  Anwendung  zu  bringen: 
bringen :  I 

Artikel  1. 
Erkenntnisse   in  bürgerlichen  Rechtssachen,    mit  Einschluss 
der  Handelssachen,    welche   von   den  zuständigen  Gerichten  de« 
einen    der   kontrahierenden    Staaten   auf  gegenseitige  Verhanil- 
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lungen  oder  auf  Ausblei  bon  oder  Versliumnis  des  Beklagten 
erlassen  sind,  werden^  nachdem  sie  die  ReohUkraft  beschritten 
haben,  auch  in  dem  andern  Staate  YoUziehbar,  Yorausgesetzt, 
dass  die  Beteiligten  den  in  Art.  3  und  4  enthaltenen  Bestim- 
mungcn  genügen. 

Den  Erkenntnissen  der  Gerichte  stehen  rechtskräftige  Schieds- 
sprüche gleich. 

Artikel  2. 
Die  Frage  der  Zuständigkeit  wird  nach  den  Gesetzen  des- 
jenigen Staates  geprüft  und   entschieden,   in  welchem  das  Er- 
kenntnis zum  Vollzüge  kommen  soll. 

Artikel  3. 
Diejenige  Partei,  welche  auf  Grund  eines  in  dem  einen 
Staate  ergangenen  Urteiles  oder  Schiedsspruches  ZwangsYoU- 
streckung  auf  das  in  dem  andern  Staate  befindliche  Vermögen 
erwirken  will,  hat  eine  beglaubigte  Fertigung  des  Urteiles  oder 
Schiedsspruches  nebst  Urkunde  über  die  geschehene  Eröffnung 
und  ein  Zeugnis  der  Gorichtskanzlei  über  die  Rechtskraft  Yor- 
zulcgen. 

Artikel  4. 
Diejenige  Partei,  welche  den  Vollzug  des  Urteils  oder 
Schiedsspruches  verlangt,  hat  die  in  Art.  3  bezeichneten  Aus- 
weise der  zuständigen  Behörde  vorzulegen,  welche  zu  prüfen 
hat,  ob  das  Urfeil  oder  der  Schiedsspruch  nach  denselben  als 
zuständig  erlassen  und  rechtskräftig  zu  betrachten,  somit  der 
Vollzug  zuzulassen  sei.  Diese  zuständige  Behörde  ist  im  Kanton 
Aargau  das  Obergericht,  im  Grossherzogtum  Baden  das  Gericht 
erster  Instanz  desjenigen  Bezirks,  in  welchem  die  belangte 
Partei  ihren  Wohnsitz  oder  Aufenthalt  hat  oder  die  Sache 
gelegen  ist. 

Artikel  5. 
Beide  kontrahierenden  Staaten  verpflichten  sich  femer, 
Zusteliiing(^n,  Ladungen  und  Ersuchschreiben  um  Vornahme 
geri<  litlioher  Handlungen  in  bürgerlichen  Rechtssachen  durch 
ihre  Hehürdoii  vollziehen  zu  lassen,  soweit  die  Gesetze  des 
Laiuk's,  iui  dessen  Behörde  das  Ansuchen  gestellt  wird,  nicht 
entgrgen^teluMi,  auch  auf  Verlangen  Bescheinigung  über  die 
gcsolH'hone  Zustellung  zu  erheben  und  mitzuteilen. 

Artikel  6. 
Für   ili(^  Bes'^rgung   der  Zustellungen  und  Ersuchschreiben 
M>lleu    gogoiiseing    kriue    Kosten     und    kein    Porto    berechnet 

werden. 
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Artikel  7. 

Gegenwärtige  ÜbereiDkunft  ist  auf  fünf  Jahre  abgesoblossen 

und    bleibt  fünf  weitere   Jahre   in   Kraft,    wenn   sechs  Monate 

Yor    Ablauf    dieses    Zeitraumes   keine  der  beiden  Regierungen 

ihren  Rücktritt  erklärt,   und   so   fort  Ton  fünf  zu  fünf  Jahren. 

In    der    amtlichen    Gesetzessammlung    von    1872    (X,  S.  729)  ist 

gesagt : 

Diese    Übereinkunft  ist   von  der  grossherzoglich  badischen 

Regierung  unterm  3.  Hornung  1872  auf  den  Ablauf  ihres  fünf- 
jährigen Bestehens  gekündigt  worden ;  jedoch  soll  dieselbe  bis 
zum  Ablauf  von  sechs  Monaten,  vom  Zeitpunkte  einer  weitern 
Kündigung  an,  welche  fortan  beiden  Teilen  jederzeit  zustehen 
soll,  auch  fernerhin  fortbestehen. 

Die  vorliegende  Übereinkunft  ist  auch  nach  Inkrafttreten  der 
deutschen  Civilprozessordnung  in  Gültigkeit  geblieben  (A.  E.  XVIII, 
8.  203). 

1.  Durch  die  Erklärung  ist  die  Exekution  der  darin  erwähnten  Ur- 
teile ohne  materielle  Nachprüfung  vereinbart. 

2.  Besonders  beachtenswert  ist  Art.  2.  Der  Satz  wurde  aufge- 
stellt, weil  die  Gerichtsbarkeit  nicht  geordnet  ist.  Darnach  w4rd  die 
Frage  der  Zuständigkeit  nach  den  Gesetzen  desjenigen  Staates  geprüft 
und  entschieden,   in  weichein  das  Erkefwfnis  zum    Vollzug  kommen  soll, 

Angesichts  der  verschiedenen  Ordnung  der  Gerichtsstände  in  der 
deutschen  und  aargauischen  C.-P.-O.  kommen  deswegen  Komplikationen 
vor.  Speziell  kennt  auch  das  neue  aargauische  Civilprozessgesetz 
(1901)  keinen  Gerichtsstand  des  gesetzlichen  Erfüllungsortes,  sondern 
nur  einen  solchen  aus  Vertrag  (A.  E.  XVIII,  S.  204  u.  205). 

3.  Es  kann  hier  die  Frage  auftreten,  ob  der  aargauische  Ein- 
wohner berechtigt  sei,  sich  angesichts  dieser  Übereinkunft  auf  Art.  59. i 
B.-V.  zu  berufen.  Das  Bundesgericht  erklärte  (A.  E.  IV,  S.  231 
u.  232),  damit  sei  die  Berufung  auf  die  zitierte  Verfassungsbestimmung 
ausgeschlossen,  und  es  könne  nicht  gesagt  werden,  dass  diese  Ver- 
fassungsvorschrift einen  Bestandteil  der  aargauischen  Gesetzgebung 
bilde.  Dieser  Ausspruch  hängt  nun  freilich  damit  zusammen,  dass 
das  Bundesgericht  dorn  Art.  59. i  B.-V.  früher  nur  eine  interkantonale 
Bedeutung  zuschrieb.  Indessen  ist  diese  letztere  Ansicht  vom  Bundes- 
gericht später  aufgegeben  worden  (A.  E.  XXV,  1.  T.,  8.  93),  indem 
das  Bundesgericht  erklärte,  es  sei  „unerfindlich*',  warum  das  Recht 
des  Art.  59. i  B.-V.  nur  solle  zur  Geltung  gebracht  werden  können 
gegenüber  Urteilen,  die  von  schweizerischen  Gerichten   in  Missachtung 
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der  zitierten  Norm  erlassen  worden  sind,  und  nicht  auch  gegenüber 
Urteilen  fremder  Gerichte,  die  nach  der  Verfassungsbeatimmung  nicht 
zuständig  sind  (A.  E.  XXV,  1.  T.,  S.  93). 

Der  Nachprüfung  des  Bundesgerichts  ist  die  Interpretation  der 
Bestimmungen  über  das  aargauische  Civilprozessrecht  entzogen  (A.  E. 
XVII  r,  S.  204).] 

4.  Herauszuheben  ist,  dass  die  Erklärung  sich  auch  bezieht  auf: 

a)  Kontumazurteile, 

b)  Schiedsgerichtsurteile. 

5.  Beachtenswert  ist  femer  die  vereinbarte  Kostenlosigkeit  für  die 
Zustellungen  und  Ersuchschreiben  (Art.  6).  Die  Urteilsvollstreckung 
ist  dagegen  nicht  kostenlos  (A.  E.  XVIII,  S.  205). 

§  85.  Ober  die  Einreden  gegen  die  Exekution  eines  auswärtigen 

Civiiurteils. 

T.  Bar  II,  8.  480. 

I.  Die  von  den  einzelnen  Staatsverträgen  aufgestellten  Bestimmungen 
sind  in  erster  Linie  massgehnid. 

1.  Naturgemäss  kann  da,  wo  die  Exekution  Staats  vertraglich  zu- 
gesichert ist,  ein  Eintreten  auf  die  materielle  Seite  der  Sache  nicht 
mehr  stattfinden,  —  dies  pflogt  noch  speziell  gesagt  zu  werden. 
Darin  liegt  ja  gerade  die  Bedeutung  der  vertraglichen  Bindang. 

Auf  der  andern  Seite  ist  aber  Rücksicht  zu  nehmen  auf  Einreden, 
die  sich  auf  Tatbestände  stützen  seit  Erlass  des  betreflFenden  Urteils. 
Nur  wird  hicM-  eine  besondere  Vorsicht  geboten  sein. 

2.  Abgesehem  von  diesem  ebenerwähnten  Ausnahmefalle  kann  sich 
die  Kognition  des  Exekutionsstaats  nur  auf  wenige  Punkte  beziehen. 

a)  Es  ist  zu  untersuchen,  ob  das  erkennende  Gericht    gemäss  den 
im  Sta5it.svortrag(3    aufgestellton  Gerichtsständen  kompatent  war. 
Die  Frage  wird  in  der  Regel  nicht  schwierig  sein.     Die  Schwie- 
rigkeit   entsteht   aber  sofort,  w^enn    der   Staatsvertrag   die    Fora 
nicht  bestimmt.     Dies  trifft  z.  B.  zu  beim  Staatsvertrag  zwischen 
Spanien   und    der   Schweiz    und    bei   dem  zwischen  Italien    und 
Peru.     J(Mler  Staiitsvertrag  ist  deswegen    selbständig  zu  prüfen. 
Es  gibt  einzelne  Verträge,  welche   nur   die  Kompetenz  des 
Exekutionsstaats  fordern.    Es  ist  zu  verweisen  auf: 
a)  Ai'w  Staatsvertnig  zwischen  Österreich  und  Serbien  (1881).  Hier 
wird  bestimmt  (Art.   9): 


'••■.•.fi-vll 
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"V  «'.lil' 


■v.^--?': 


*  v"- 


Die    ZwangSYollstreckong    auf    Grand   eines    gerichtlichen 

Erkenntnisses  findet  nur  statt: 

■     •     •     •     • 

2)  wenn  die  Zuständigkeit  des  Gerichtes,  welches  das 
Erkenntnis  gefallt  hat,  nach  den  für  das  ersuchte   Gericht  t^-^ 

geltenden  Vorschrift  begründet  ist. 

ß)  die  Erklärung  zwischen  dem  Grossherzogtum  Baden  und  dem 
Kanton  Aargau  (1867),  Art.  2  bestimmt: 

Die  Frage  der  Zuständigkeit  wird  nach  den  Gesetzen  des- 
jenigen Staates  geprüft  und  entschieden,  in  welchem  das  Er- 
kenntnis  zum  Vollzug  kommen  soll. 

Rein  objektiv  angesehen  besteht  zunächst  —  von  den  eben- 
erwähnten Staatsverträgen  abgesehen  —  kein  überzeugender  Grund, 
weswegen  das  Gericht  des  Exekutionsstaats  die  Kompetenz  des 
auswärtigen  Staates  auch  dann  anzuerkennen  hätte,  wenn  die 
internen  Kompetenzbestimmungen  anders  lauten  als  diejenigen, 
auf  welche  gestützt  der  auswärtige  Staat  vorgeht.  Theoretisch 
ist  denn  auch  die  Kompetenz  beider  Staaten  als  notwendig  hin- 
gestellt worden  von  Asser  (Rev.  de  dr.  i.  I.,  S.  412  u.  413). 
Lachau  und  Daguin,  De  Tcxecution  des  jugements  6trangers 
S.  49  sagen,  dass  die  französische  Praxis  dieses  Requisit  auf- 
stelle. Auf  diesem  Boden  steht  auch  die  deutsche  C.-P.-O.  §  328 
Nr.  1.  Diese  gleiche  Ansicht  ist  auch  in  einem  Rechtsfalle  vom 
obersten  Gerichtshöfe  in  Osterreich  (1883)  aufgestellt  worden 
(Jettel,  Handbuch  dcjs  internationalen  Privat-  und  Strafrechts  1893 
S.  170).  Es  gibt  auch  ein  Urteil  des  französischen  Kassations- 
hofes, welches  der  von  Asser  entwickelten  Theorie  huldigt  (Journal 
1875  11,  S.  188;  vgl.  auch  1888  XV,  S.  40  u.  41). 

Das  aufgestellte  Requisit  ruht  auf  der  Erwägung,  dass  die 
ausländische  Oerichtshoheit  nicht  in  die  interne  eingreifen  dürfe. 
Dieser  massgebende  Grund  trifft  nun  freilich  nicht  zu  dann,  wenn 
die  Partei,  gegen  welche  sich  die  Exekution  richtet,  ihren  ordent- 
lichen Gerichtsstand  nicht  im  Exekutionsstaatc,  sondern  in  einem 
andern  ausländischen  Staate  gehabt  hat.  Weim  es  sich  z.  B. 
handelt  um  einen  Österreicher,  der  in  Wien  wohnte  und  auf 
Grund  der  D.  C.-P.O.  in  Berlin  belangt  wurde,  kann  für  den 
zürcherischen  Richter  keine  Veranlassung  bestehen,  die  Voll- 
streckung des  Berliner  Urteils  deswegen  zu  verweigern,  weil 
der  Beklagte  zur  Zeit  der  Exekution  in  Zürich  wohnte  und 
nach  dem  zürcherischen  Gesetz    die  Kompetenz  in  Berlin  nicht 
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begründet  war.  Hier  ist  dann  zu  untersuchen,  ob  die  Gesetz- 
gebung des  österreichischen  Staates  die  Vollstreckung  gewährt 
hätte.  (Dies  verneinte  die  Appellationskanimer  Zürich  nach  dem 
österr.  Recht :  Bl.  f.  Z.  R.  1902,  Nr.  96). 

b)  Es  muss  nachgewiesen  werden,  dass  ein  Urteil  erlassen  wurde. 
Diese  Tatsache  kann  nur  durch  Vorlegung  der  Ausfertigung  be- 
wiesen werden.  Ferner  ist  darzutun,  dass  das  Urteil  rechts- 
kräftig ist,  dass  also  keine  Rechtsmittel  dagegen  erhoben  worden 
sind. 

c)  In  der  Regel  wird  auch  verlangt,  dass  die  Parteien  gehörig 
zitiert  und  vertreten   waren.     Insofern    steht  also   ein   Teil   des 

.   Prozessrechts  unter  dem  Schutze  der   kontrahierenden   Staaten. 
Weiter  geht  Belgien. 

Art.  10  des  belgischen  Gesetzes  vom  25.  März  1876  ent- 
hält nämlich  die  Bestimnmng,  dass  die  Prüfung  des  ausländi- 
schen Urteils  in  dem  Falle  eines  auf  der  Basis  der  Reziprozität 
abgeschlossenen  Staats  Vertrages  sich  auf  fünf  Punkte  beziehen 
dürfe.  Darunter  findet  sich  (Nr.  4)  die  Bedingung:  dass  die 
Rechte  der  Verteidigung  gewahi't  worden  seien  (^si  les  droits 
de  la  defense  ont  etc  respectes").  Vgl.  S.  473,  ferner  S.  458, 
459,  477,  478  u.  486. 

d)  Es  wird  regelmässig  auch  ein  Vorbehalt  gemacht  zugunsten  der 
internen  öffentlichen  Ordnung  oder  des  internen  öffentlichen 
Rechts,  die  nicht  verletzt  werden  dürfen.  Nach  dem  Wort- 
laute können  darunter  Sätze  verstanden  werden,  die  nieder- 
gelegt sind  in  der  Verfassung  oder  im  materiellen  Privatrecht. 
Aber  auch  Sätze  des  Prozessrechts  sind  damit  nicht  formlich 
ausgeschlossen;  obwohl  nicht  zu  übersehen  ist,  dass  eine  be- 
stimmtem Kategorie  prozessualischer  Vorschriften  zum  Gegen- 
stand einer  besondi^rn  Vertnigsbcstimmung  gemacht  zu  werden 
pflegt  (vgl.  c.  oben).  Der  Schluss  dürfte  deswegen  zulässig 
und  geboten  sein,  dass  unter  jener  Wendung  das  Prozessrecht 
überhaupt  nicht  zu  verstehen  ist.  Damit  kommt  man  zu  dem 
Ergebnisse,  dass  die  Vollstreckung  auswärtiger  Urteile  beim 
Vorhandensein  von  Staatsverträgen  nur  dann  zu  versagen  ist, 
wenn  das  Urteil  den  guten  internationalen  Sitten  oder  dem 
VölkerrtH^hte  oder  dem  zwingenden  öffentHchen  Rechte  wider- 
spricht. In  diesen  Fällen  ist  die  Exekution  ex  officio  zu  verweigern. 

Dagegen  geht  es  nicht  an,  Urteile  wegen  Verletzung  der 
internen   öffentlichen    Ordnung    deswegen    nicht  zu    exequieren^ 
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weil  ein  Staat  konform  seiner  Gesetzgebung  Differenzklagen  aus 
Börsengeschäften  gutgeheissen  hat,  während  der  Exekutions- 
staat dafür  kein  Recht  gewährt.  Ebenso  verhält  es  sich  mit 
Vaterschaftsurteilen.  Das  materielle  Verhältnis  ist  kraft  des 
XJrti>ils  auf  einen  neuen  juristischen  Boden  gestellt  worden,  wie 
denn  auch  das  klassische  römische  Rocht  von  einer  Novation 
durch  Urteil  gesprochen  hat. 

Der  interne  Staat  kann  allerdings  Urteile  nicht  exequieren, 
die  eine  Handlung  oder  Leistung  im  Auge  haben,  welche  mit 
seinem  öffentlichen  Rechte  oder  seiner  öffentlichen  Ordnung  im 
Widerspruch  stünde  (Schutz  der  Sklaverei,  der  Harems  Wirtschaft, 
der  Spionage  u.  dgl.).  Der  interne  Staat  kann  auch  solche 
Urteile  eines  ausländischen  Staates  nicht  exequieren,  in  welchen 
interne  judizielle  Akte  oder  andere  Akte  des  Inlands  (z.  B.  eine 
Adoption)  als  nichtig  erklärt  werden,  sei  es,  dass  dies  direkt, 
sei  es,  dass  es  auf  dem  Wege  eines  Vorurteils  oder  einer  Vor- 
frage geschieht.  Dies  darf  nicht  geschehen,  weil  ja  die  in- 
ländischen Gerichte  aus  der  Souveränität  des  Inlandes  ihre 
Gerichtsbarkeit  und  damit  ihre  eigene  Autorität  schöpfen  (Kohler, 
Gesammelte  Beiträge  zum  Civilprozess  S.  545).  Ferner  kann 
ein  Urteil,  das  einem  andern  Staate  grundlos  ein  völkerrechts- 
widriges Benehmen  vorwirft  oder  das  ihn  sonst  beleidigt,  in 
diesem  andern  Staate  nicht  exequiert  werden.  In  dieser  Be- 
ziehung ist  ein  Urteil  des  frühern  badischen  Oberhofgerichtes 
vom  10.  November  1876  i.  S.  Haas  Söhne  wichtig,  —  es  ist 
erwähnt  bei  Kohler  a.  a.  0.,  S.  548  u.  549 :  dieser  Schrift- 
steller nennt  es  ein   stetes    Denkmal  der  Jurisprudenz  (S.  547). 

II.  Sotveit  Staafsverträge  flicht  bestehen,  kommt  es  naturgemäss  auf 
die  gesetzlichen  Bestimmungen  vnd  die  Gerichtspraxis  des  Exehutions- 
Staates  an, 

1.  In  dieser  Beziehung  ist  auf  die  in  §  76  gemachten  Ausführungen  zu 
verweisen.  Der  einzelne  Staat  kann  weitherzig  oder  engherzig  verfahren. 

2.  Ganz  besonders  bedenklich  ist  §  328  Nr.  4  D.  C.-P.-O.  (S.  41 
oben).  Danach  wird  vorlangt,  dass  die  Anerkennung  des  ausländischen 
Urteils  nicht  gegen  di(i  guten  Sitten  oder  gegen  den  Zweck  eines 
deutschen  Gesetzes  Verstössen  dürfen  Wenn  nun  aber  geprüft  werden 
kann,  ob  die  auslnndisclie  Rechtsanwendung  mit  dem  Zwecke  eines 
deutschen  Reichsgesetzes  übereinstimme,  so  heisst  das  doch  virtuell 
nichts  anderes,  als  dass  das    deutsche  Gericht   auf    eine    Prüfung    ein- 
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treten  kann  im  Sinne  der  deutschen  Rechtssätze.  Kraft  der  zitierten 
Bestimmung  ist  also  künftig  das  deutsche  Gericht  zwar  an  die  tat- 
sächliche Prüfung  des  ausländischen  gebunden,  keineswegs  aber  an  die 
ausländische  Rechtsan Wendung. 

3.  Bemerkenswert  ist  auch  das  Gesetzbuch  über  Vermögen  für  das 
Fürstentum  Montenegro  (Übersetzung  von  Shek).  Es  enthält  über  die 
Vollstreckung  der  Urteile  folgende  Bestimmungen. 

Art.  795. 

Die  Wirksamkeit  und  die  Folgen  des  Urteils  eines  aus- 
ländischen Gerichtes  werden  nach  den  Gesetzen  jenes  Staates, 
dem  das  Gericht  untersteht,  beurteilt  Es  sind  jedoch  diese 
Wirksamkeit  and  die  Folgen  nicht  weiter  auszudehnen,  als  nach 
montenegrinischen  Gesetzen  die  Wirkung  der  inländischen  Urteile 
reicht  (796c). 

Art.  796. 

Die  Urteile  ausländischer  Gerichte  werden  in  Montenegro 
in  folgenden  Fällen  unbedingt  nicht  anerkannt: 

a)  wenn  in  einem,  gegen  einen  Montenegriner  erhobenen 
Rechtsstreite  demselben  keine  Gelegenheit  geboten  war, 
sich  persönlich  oder  durch  Yermittelung  der  montene- 
gnnischen  Behörden  im  Rechtsstreite,  welcher  mit  jenem 
Urteile  entschieden  worden  ist,  gehörig  zu  verteidigen; 

h)  wenn  das  ausländische  Gericht  bei  seiner  Amtshandlung 
auf  die  Handlungsfähigkeit  des  Montenegriners  in  Ver- 
mögen sYcrbältnissen  und  die  daraus  entspringenden 
Rechte  desselben  keine  Rucksicht  genommen  hatte; 

c)  wenn  das  Urteil  eine  Leistung,  zu  der  nach  montene- 
grinischen Gesetzen  niemand  gezwungen  werden  kann, 
oder  die  Zahlung  einer  Geldstrafe  oder  eines  Ersatzes 
für  eine  Handlung,  der  die  montenegrinischen  Gesetze 
eine  solche  Wirkung  nicht  beimessen,  zum  Gegenstande  hat. 

4.  Eiuo  schwierige  Frage  ist  auch  die,  ob  ein  auswärtiges  Urteil 
^xocjuiert  werden  könne,  wenn  es  keine  Grande  angibt. 

Art.  97  der  belgischen  Verfassung  stellt  den  Satz  auf:  tout  juge- 
hunt  est  mutice,  II  est  pn»n<>nce  en  audience  publique.  Vgl.  über  die 
daraus  entstehenden  Schwierigkeiten  gegenüber  Urteilen  aus  England, 
Keport  of  tht»  twenty-first  Conference  of  tbe  International  Law  Asso- 
ciation,  liH)4,  8.    120. 

In  Iralion  wurde  ausgeführt,  es  liege  in  diesem  Falle  ein  Verstoss 
gegen  öffentliches  Recht  vor:  essendo  contrario  al  diritto  pubblico  rico- 
nosciuto  dagli  stati  civili,  che  il  giudice  condanni  alcuno  senza  dire  le 
raorioni  drlla  condünua  (Ricci,  Nr.  616,  S.  674). 
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Anmerkungen: 

1.  Dudley  Field  stellt  in  Art.  668  folgenden  Satz  auf: 

Un  jugement  6tranger  peut  etre  attaqu6  pour  cause  de  fraude  oa 
de  collusion. 
Und  in  Art.    669 : 

Aucune  nation  n^est  tenue  d*attribaer  effet  k  un  jugement  ötranger, 
si  rex6cution  forcee  en  est  interdite  par  une  disposition  expresse  de  sa 
loi  nationale. 

2.  Im  interkantonalen  Leben  steht  ganz  fest,  dass  die  Gerichte  des  Exekutions- 
orts die  Frage  selbständig  prüfen  können,  ob  das  erkennende  Gericht  kompetent 
war.  Umsomehr  muss  diese  Prüfung  dann  zugestanden  werden,  wenn  es  sich  um 
^as  Urteil  eines  auswärtigen  Staates  handelt. 

8.  Der  Ausspruch  des  frühem  badischen  Oberhofgerichtes  vom  10.  November 
1876  ^utet  (Kohler,  Gesammelte  Beiträge  zum  Civilprozess  S.  548): 

Es  wäre  gegen  alle  yölkerrechtliche  Ordnung,  wenn  ein  Urteil 
eines  Gerichts  des  einen  Staates,  das  (wenn  auch  nur  als  Vorfrage)  ent- 
scheidet, der  andere  Staat  habe  sich  jenem  Staate  gegenüber  einer 
Yerletzung  des  Völkerrechts  schuldig  gemacht,  von  dem  andern  Staate 
anerkannt  und  vollzogen  werden  müsste. 

4.  Unter  ausnahmsweisen  Umständen  ist  auch  eine  vor  Erlass  des  Urteils  vor- 
genommene Abschlagszahlung  noch  im  Exekutionsstadium  zu  berücksichtigen  (Schw. 
J.-Z.  1905,  S.  117  u.  118). 

5.  Da,  wo  die  Voraussetzungen  der  Excquierbarkeit  eines  fremden  Urteils  ganz 
«nge  gefasst  sind,  könnte  bei  formaler  Auslegung  die  Existenz  von  Entscheidungs- 
^ründen  nicht  absolut  gefordert  werden. 


§  86.    Die  Notwendigkeit  einer  Revision  des  bestehenden 

Rechlszustandes. 

I.  Die  Vereine  für  internationales  Becht  haben  zu  wiederholten 
Malen  Resolutionen  gefasst^  nach  welchen  eine  Änderung  des  bestehenden 
Rechtszustandes  dringend  empfohlen  wird.  Es  erscheint  als  geboten^ 
diese  Resolutionen  hier  zusammenzustellen, 

A.  Das  Institut  de  droit  international. 

Die  Resolutionen  des  Institut  lauten  auf  Grund  der  Vorschläge  von 
Asser  folgenderniassen  (Annuaire   1880  I,  S.  96 — 98): 

1 .  Une  r6forme  compl^te  k  l'egard  de  Tex^cution  des  juge- 
ments  6trangers  no  saurait  ötre  r6alisee  par  le  seul  moyen  de 
lois  generales,  uniformement  applicables  k  tous  les  jugements 
^trangers.  II  faut  en  attendre  le  complement,  d'un  systöme  de 
Conventions  diplomatiques  k  conclure  avec  les  Etats  dont  les 
tribunaux  et  Torganisation  judiciaire  parattront  presenter  des 
garanties  süffisantes. 
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2.  Ces  lois  et  Conventions  doivent  poser  des  r^les  unifor- 
mes  sur  la  competence  relative  des  tnbunaux  (comp6tence 
ratione  persona?  ou  territorii,  par  Opposition  k  la  comp6tence 
ratione  materiae,  qui  r6su1te  de  l'organisation  judiciaire  de 
chaque  pays),  et  stipuler  un  minimum  de  garanties  quant  aux 
formalit6s  de  proc6dure  (sp^cialement  en  ce  qui  conceme  lea 
formes  de  Tassignation  et  Ics  d^lais  de  coroparution). 

3.  Panni  les  conditions  sous  lesquelles  ]'ex6quatur  scra 
accord6  aux  jugenicnts  ^trangers  par  les  tribunaux  du  pays  oü 
Tex^cntion  doit  avoir  lieu,  sans  r^vision  du  fond,  —  on  doit 
stipuler  que  1e  demandeur  aura  k  prouver  que  le  jugement 
^tranger  est  ex^cutoiro  dans  TEtat  oü  il  a  6t6  rendu  ce  qui 
implique  la  preuve  qu^il  est  pa8s6  en  force  de  chose  jug^e, 
dans  tous  les  cas  oü  la  legislation  du  pays  dans  lequel  le  juge- 
ment a  6t6  rendu,  ne  consid^ro  eomme  ex^cutoires  que  les  juge- 
ment s  contre  lesquels  il  n'y  a  plus  de  recours. 

Si  lo  jugement  a  et6  rendu  par  le  tribunal  d'un  Etat  dont 
la  loi  nationale  n^a  pas  adopt6  les  r^gles  de  competence,  men- 
tionn^es  sub  2,  d'une  mani^re  g6n6rale  et  applicable  k  tous  les 
proc^s,  le  demandeur  aura  toujours  ä  prouver  que  le  juge- 
ment a  6t6  rendu  par  un  juge  comp^tent  d'apr^s  la  Convention 
entre  les  dcux  Etats. 

4.  M^mo  quand  les  preuves  mentionn^es  sub  3  ont  6t6 
fournies,  Texequatur  ne  serait  pas  accorde,  si  Tex^cution  des 
jugements  impliquait  raccomplissement  d*un  acte  contraire  k 
Tordre  public  ou  d6fendu  par  une  loi  quelconque  de  TEtat  oü 
l'exequatur  est  requis. 

5.  Les  voies  ou  modes  d'ex^eution  doivent  ^tre  d^termin^s 
par  la  loi  du  pays  oü  l'cxccution  a  lieu.  Toutefois  la  contrainte 
par  Corps  ne  doit  ^tre  applicable  nulle  part,  si  eile  n*a  pas  ^t^ 
pronono6e   par    le    tribunal   qui   a  rendu  le  jugement  6tranger. 

L'hypotbcquc  judiciairo  n'aura  lieu  que  quand  eile  est 
accordeo  par  los  lois  des  deux  pays. 

6.  L'adoption  des  r6;;les  uniformes,  pour  servir  de  base  k 
la  Solution  dos  conflits  de  legislation  civile  et  commercialey 
desirablo  sous  plusieurs  rapports,  servirait  aussi  k  faciliter 
rintroduction  du  Systeme  de  Texecution  internationale  des  juge- 
ments. 

B.  Die  Association  for  the  reform  and  codification  of  the  law  of  natioiiB 

(jetzt  International  Law  Association). 

1.     lienolufiovcn    von    1883    (Report    1883,    S.    130,     Journal    X> 
S.  564). 
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II  Importe  qu'up  accord  international  s^^tablisse  pour  rex6- 
cucion  do8  jugements  etrangers  en  mati^re  civile  et  commer- 
ciale. 

II  est  donc  k  d68irer  qu^une  conf6rence  officiolle  internatio- 
nale so  reunisse  k  cet  effet,  comme  cela  a  ^t&  propo86  par  le 
gouvomement  neerlandais  en  1874. 

La  conförence  propose  les  bases  Buiyantes: 
I.   Le  jugemont  doit  dtre   rendu   par  un  juge  comp^tont. 
Des  r^gles  de  competence  uniformes  doivent  dtre  d6ter- 
min6os  par  la  Convention  qui  6tablira  Taccord  international 
ci-dessus  mentionn6. 
IL   Les  parties  doivcnt  avoir  6t6  düment  assign^es. 
III.   SM1    s'agit   d*un  jugemont  par  d6faut,    la  partie  contre 
laqucllo  il   a  ete   rendu   doit  avoir  eu  connaissance  du 
litigo  et  la  possibilitd  de  s'y  defendre. 
lY.   Le  jugement  ne  doit  rien  contenir  qui  seit  contraire  ni 
k  la  moralite,  ni  k  Tordre,  ni  au  droit  public  de  PEtat 
oü  il  doit  6tre  execu(6. 
y.   Le  jugement  doit   dtre   executoire  dans  le  pays  odi  il  a 

et6  rendu. 
VI.  Le   juge   requis   pour   Texecution   ne   doit  pas  examiner 
au  fond  le  d^bat,  mais  seulement  s^enqu6rir  de  Texistonce 
des  conditions  legales  sus-mentionn^es. 
VII.   Un   jugement    6tranger    qui    remplit   ces  conditions  doit 
produire  les  ro^mes  cffets  qu'un  jugemont  national,    seit 
qu'on  en  requiSre  Tex^cution,  soit  qu^on  s'en  serve  comme 
cJiose  jugie, 
YIII.   Les    formes    et   les   moyens  de   Tex^cution   doivent  Stre 
regles   par   la  loi  du  pays,   oii  rex6cution  est  demandde. 
Pour    les   Etats   qui  n'entreront  pas  dans  cet  accord,    la 
Conference  exprime  le  voßu  que  Tapplication  de  ces  bascs 
s^obtienne  de  fait,  par  voie  d'uniforrait6  dans  leurs  legis- 
lations  respectivcs. 

2.  Entumrf  zu  einer  Konvention. 
(Vergl.  S.  202  ob<Mi.) 

An  der  Versammlung  der  International  Law  Association  in  Ronen 
{1900)  wurde  ein  von  Alderson  Foote  ausgearbeiteter  Entwurf  zu  einem 
Staatsvertrage  über  die  Exekution  auswärtiger  Civilurteile  vorgelegt, 
der  in  englischei*  Sprache  im  R(q)()rt  of  the  nineteenth  Conference 
London  1901,  p.  196  fF.,  und  in  französischer  Sprache  p.  204  ff.  abge- 
druckt ist.  An  diesem  Entwurf  wurden  für  die  Versammlung  in  Glas- 
gow    einige   Änderungen    vorgeschlagen    (Report    of  the  twentieth  Con- 
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ference  p.  274).  Auch  finden  sich  eine  Beihe  kritischer  Bemerkungen 
darüber  im  letzterwähnten  Report  p.  282—298.  Der  Entwurf  fuhrt 
den  Titel:  Projet  de  Convention  relative  k  Tex^cution  des  jugementa- 
etrangers,  und  lautet  folgendermassen : 

Attendu  quMl  est  desirable  qua  des  dispositions  seien t  prises 
pour  une  meilleure  ex^cution  r^eiproque  des  jugements  des 
tribunaux  do  chacun  des  Etats  contractants  par  les  tribu- 
naux  des  autres  Etats  contractants  dans  leurs  tenritoires  res- 
pectifs. 

Les  Gouvernements  contractants  ont  d6cid6,  et  par  la  pr6- 
sente  tombent  d'accord,  chacun  en  ce  qui  le  conceme,  sur  ce 
qui  suit: 

Art.  I.  Cette  Convention  traitera  et  agira  en  ce  qui  con- 
ceme les  jugements  suivants  seulemcnt,  k  savoir:  jugements 
pour  le  paiement  d*une  somme  d'argent  constat^e,  seit  par  voie 
de  dette,  dommages-int^r^ts  ou  frais,  dus  par  une  personne 
k  une  autre,  et  s^appliquera  aux  jugements  de  cette  categorie, 
prononc6s  avant  ou  apr^s  la  date  de  cette  Convention. 

Art.  II.  II  sera  permis  k  toute  personne  qui  a  obtenu  un 
jugement  contre  une  autre,  pour  le  paiement  d^une  somme 
d'argent,  d*un  tribunal,  düment  constitu6,  de  Tun  des  Gouverne- 
ments, parties  de  la  Convention,  do  s'adresser  aux  tribunaux 
de  Tun  des  autres  dits  Gouvernements  pour  Tex^cution  dudit 
jugement,  dans  la  juridiction  territoriale  du  tribunal  auquel 
eile  se  sera  adress6e,  et  Texecution  dudit  jugement  sera  accordee 
en  cons6quence,  sujette  aux  dispositions  contenues  ci-apr^s,  et 
conform6ment  ä  la  proc^dure  du  tribunal  auquel  ou  se  sera  adress^. 

Art.  in.  Pour  que  le  demandeur  puisse  obtenir  cette 
ex6cutioD,  il  lui  faudra  constater  k  la  satisfaction  du  tribunal 
a  qui  il  la  demande: 

1.  Que  le  jugement  a  6t6  rendu  par  un  tribunal  competent 
d'apres  les  r^gles  de  competence  reconnues  par  lo  tri- 
bunal auquel  la  demande  en  ex^cution  est  adress^e; 

2.  Que  les  parties  ont  et6  düment  assignees; 

8.  Quo,  lorsque  le  jugement  a  6t6  rendu  par  d^faut,  la 
partie  contre  laquelle  il  a  6t6  rendu  a  eu  connaissance 
du  litige  et  la  possibilite  de  s'y  defendre; 

4.  Que  le  jugement  ne  contient  rien  de  contraire  k  la  mo- 
ralit^,  ni  k  Tordre  ni  au  droit  public  de  l'Etat  dans 
loquel  rexeoution  est  demandee; 

5.  Que  le  jugement  est  de  venu  (et  reste,  jusqu'au  moment 
de  la  demande  en  ex6cution)  executoiro  dans  lo  pays 
oü  il  a  ete  rendu; 
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6.  Que  le  jugement  n*a  pas  re^u  satisfaction ; 

7.  Qu'il  y  a  des  raisons  s^rieuses  pour  croire  que  le  d^feD- 
deur  possMe,  dans  la  juridiction  du  tribunal  auquel  on 
s^est  adress^,  des  biens  suffisants  pour  donner  satisfaction 
au  jugemeut. 

8.  Que  la  personne  contre  laquelle  on  demande  Tex^cution 
du  jugement  a  6t6  notifi6e  de  la  demande  de  mani^re 
k  pouvoir  comparattre  k  Faudition  de  cette  demande, 
seit  en  personne,  seit  dans  la  personne  d'un  avocat. 

Art.  lY.  Le  tribunal  comp^tent  accordera  ex6cution  de 
tout  jugement  qui  satisfait  aux  conditions  ci-dessus  indiqu6es, 
k  moins  qu'il  ne  seit  demontr6  ou  qu'il  ne  paraisse  k  ee  tri- 
bunal : 

1.  Qu'il  existo  un  recours  par  voie  d'appel  ou  autrement 
contre  le  jugement,  dans  le  pays  oü  il  a  6t6  rendu,  et 
que  la  personne  contre  laquello  l'ex^cuiion  est  demand^o 
a  d6j^  exerc^,  ou  a  de  bonne  foi  Tintention  d'exercer, 
son  droit  de  recours  contre  le  jugement. 

2.  Que  le  jugement  a  6t6  obtenu  par  fraude  ou  coUusion, 
et  que  la  personne  contre  laquelle  Tex^cution  est  deman- 
d6e  n*a  eu  aucun  moyen  de  faire  casser  le  jugement  ou 
d'obtenir  une  autrc  r^paration  süffisante  dans  le  pays 
oü  le  jugement  a  6te  rendu. 

Dans  l'un  ou  Tautre  cas  mentionn6  dans  cet  article,  le  tri- 
bunal auquel  la  demande  d'ex^cution  est  faite  pourra,  k  sa  dis- 
cretion,  refuser  Tex^cution  propos^e  ou  Taccorder  sous  condition, 
ou  bien,  si  eile  a  dejä  6t e  accord^e,  pourra  la  revoquer  ou  la 
suspendre,  et  dans  cbaque  cas,  dans  les  termes  et  sous  les  con- 
ditions qu^il  jugera  convenables. 

Art.  V.  Quand  Tex^cution  d'un  jugement  etranger  a  et6 
domand^e  et  accord^e,  d^apr^s  les  dispositions  de  cette  Conven- 
tion, ce  jugement  deviendra  et  restera,  dans  PEtat  oü  cette 
ex6cution  a  ete  obtenue,  de  ra^me  force  et  validit6,  et  sera 
cxecutoiro  comrae  s'il  avait  ete  k  Porigine  rendu  par  les  tribu- 
naux  de  TEtat  oü  Texecution  a  6te  obtenue.  Pourvu  que,  si 
plus  tard  ce  jugement,  par  raison  d'ecoulement  de  temps  ou 
d'une  döciöion  judiciaire  ou  de  <oute  autre  cause,  cesse  d'ötre 
valide  ou  ex^cutoire  dans  le  ressort  de  TEtat  oü  il  a  ete 
prononc6,  il  cesse  6galement  d'etrc  valide  ou  executoire  dans 
les  ressorts  de  tous  les  autres  Etats  contractants,  et  tout  juge- 
ment rendu  dans  le  ressort  d'un  de  ccs  Etats  sera  annul6  ou 
r^voque  sur  la  demande  de  toute  partie  par  le  tribunal  qui  l'a 
rendu  executoire. 
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Art.  VI.  Aucun  des  Gouvernements  contractants  ne  sera 
consider6  avoir  pris  une  responsabilit^  ou  engagement  par  cette 
conyention,  jusqu'ä  ce  que  los  tribunaux  aient  6te  inyestis,  par 
16gislation  ou  autrement,  conform6ment  k  ia  Constitution  de 
chaque  Etat  contractant,  des  pouvoirs,  autorit^s  et  directions 
n^cessaires  pour  l'execution  pratique  de  cette  Convention, 
pourvu  qu^aucun  Etat  ou  G-ouvornement  n^ait  le  droit  de 
demander,  pour  lui-mdme  ou  ses  nationaux,  Tex^cution  de  cette 
Convention  dans  le  ressort  d'un  autre  Etat,  jusqu'ä  ce  qne 
ses  propres  tribunaux  aient  6t6  invcstis  des  pouvoirs,  autorites 
et  directions  susdits;  mais  il  est  convenu  que  chacun  des  Gou- 
vernements contractants  mettra  tout  le  soin  raisonnablo  pour 
invester  ses  propres  tribunaux  desdits  pouvoirs,  autorites  et 
directions,  seit  par  Idgislation,  ou  de  toute  autre  mani^re  qui, 
en  vertu  de  la  Constitution  de  cot  Etat,  peut  Stre  necessaire, 
süffisant  ou  desirable. 

II.  Mit  Nachdruck  muss  betont  werden,  dass  nur  eine  graduelle 
EnUricUung  Aussicht  auf  Erfolg  hat  und  dass  durch  eine  Überstürzung 
nicht  ein  Fortschritt,  sondern  eine  Diskreditierung  der  Idee  erfolgen 
würde. 

Nicht  umsonst  sind  die  frühern  Pläne  (S.  24  oben)  aussichtslos 
geblieben. 

Anmerkungen. 

1.  Die  Frage  der  Exekution  auswärtiger  Urteile  ist  auf  die  Tagesordnung 
gesetzt,  und  sie  verlangt  zweifellos  und  gebieterisch  eine  Losung,  denn  sie  ergreift 
das  internationale  Recht  an  seiner  Wurzel  und  au  seiner  eigentlichen  praktischen 
Seite.  Es  findet  sich  denn  auch  in  dem  Bericht  der  Kommission  des  Ständerats 
über  die  Geschäftsführung  des  Bundesrats  und  dos  Bundesgerichts  von  1865  die 
charakteristische  Bemerkung,  das  Interesse  scheine  /ax  fordern,  dass  auch  auf 
diesem  Gebiete  die  Staaten  sich  gegenseitige  Unterstützung  gewähren  (B.-B.  186^ 
II,  S.  101). 

Und  der  Bericht  der  Kommission  dos  Ständerats  über  die  Geschäftsführung 
von  1890  führt  noch  viel  schöner  aus:  „Es  wäre  wünschenswert,  wenn  mit  möglichst 
vielen  Staaten  rechtsverbindliche  Erklärungen  über  den  Vollzug  von  Civilurteilen 
ausgewechselt  werden  könnten.  Ganz  abgesehen  von  den  Staatsgrenzen,  liegt  es 
im  Berufe  des  Rechtsstaates,  dass  stets  und  überall  dem  Rechte  zum  Rechte  ver- 
holfen  wird.  Es  liegt  dies  auch  im  höchsten  Interesse  des  soliden  Geschäftsverkehrs 
und  des  internationalen  kaufmännischen  Kredites"  (B.-B.  1891,  II,  8.  1071). 

2.  Es  ist  hier  auch  zu  verweisen  auf  die  Druckschrift:  Negoziati  del  Governo 
Italiano  e  convocazione  di  conferenza  diplomatica  in  Roma  per  norme  conven- 
zionali  di  diritto  internazionale  private  e  per  la  esecuzione  dei  giadioati  stranieri, 
1881—1885.     Roma  18s5. 
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3.  Vareilles-Soimnieres,  La  synthese  du  droit  international  priv6,  II, 
S.  27,  gibt  sich  die  Mühe,  genauer  festzustellen,  was  unter  der  Ver- 
letzung des  öffentlichen  Rechtn  des  Exekutionsstaates  zu  verstehen  sei. 
Er  zählt  darunter: 

1.  den  Fall,  da  das  auswärtige  Urteil  Rechte  sanktioniert, 
welche  das  französische  Recht  verpönt, 

2.  den  Fall,  da  das  fremde  Urteil  in  die  Gerichtshoheit 
des  einheimischen  Gerichts  eingreift, 

3.  den  Fall,  da  das  fremde  Urteil  französisches  Recht, 
das  angewendet  werden  soll,  nicht  anwendet, 

4.  den  Fall,  da  das  fremde  Urteil  französisches  Recht 
unrichtig  anwendet, 

5.  den  Fall,  da  das  auswärtige  Urteil  einen  Vertrag  aner- 
kennt, der  eine  Verletzung  der  guten  Sitten  enthält, 

6.  den  Fall,  da  das  auswärtige  Gericht  einer  ernsthaften 
Gerichtsorganisation  entbehrt. 

7.  den  Fall,  da  das  fremde  Urteil  auf  unbilligen  und  un- 
gerechten Grundlagen  ruht  (Käuflichkeit  der  Richter,  politische 
Pression,  Dolus,  Zwang). 


§  87.    Rechtspolitische  Fragen. 

Asser  in  Revue  de  dr.  i.  I,  S.  83,   474. 

Meili,  Reflexionen  Über  die  Exekution  auswärtiger  Civilurteile,  S.  89,  44,  65. 

I.  Die  richtigere  Art,  vorzugehen,  liegt  darin,  mit  einzelnen  Staaten 
separate  Verträge  über  die  Anerkennung  der  Civilurteile  abzuscMiessen, 

Wenn  die  Gesetzgebung  ein-  für  allemal  und  gegenüber  allen 
Staaten  die  Voraussetzungen  für  die  Exekution  feststellt,  so  geht  sie 
notwendig  zu  weit  nach  der  einen  oder  andern  Richtung:  entweder 
lässt  sie  sich  von  einem  starken  Idealismus  oder  von  einem  Rigorismus 
beeinflussen.  Weder  das  eine  noch  das  andere  Vorgehen  ist  unbedingt 
empfehlenswert.  Staaten,  die  eine  identische  oder  ähnliche  Gcriehts- 
organisation  besitzen  und  dc^en  materielle  Gesetze  auf  gleicher  oder 
essentiell  gleicher  Basis  ruhen,  worden  leicht  geneigt  sein,  sich  in  der 
Exekution  von  Urteilen  weit  entgegenzukommen.  Wo  aber  diese 
Voraussetzimgen  nicht  zutreflfen,  wird  die  Exekution  eher  Schwierig- 
keiten darbieten.  Daneben  kommen  eben  noch  andere  Fragen  in  Be- 
tracht, wie  namentlich  dtn*  Ruf,  den  die  Rechtspflege^  eines  Staates 
geniesst,  die  Zivilisation  und  Kultur,  die  örtliche  Distanz.  Mit  Rück- 
sicht auf  die  unter  den  einzelnen  Staaten  gerade  in  diesen  Richtungen 

Melli,  Internationales  Cirilprozeisrecht.  3ß 
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bestehenden  Unterschiede  geht  es  nicht  wohl  an,  eine  einheitliche 
Rechtsregel,  die  für  alle  Verhältnisse  entscheidend  wäre,  aufzustellen. 
Hier  kann  nur  ein  individuelles  Abwägen  geboten  sein,  und  der  Staats- 
vertrag zwischen  einzelnen  Staaten  ist  der  allein  richtige  Weg,  der 
hier  zum  Ziele  fuhren  kann. 

II.  Es  empfiehlt  sich,  die  gegen  die  Exekution  auswärtiger  Urteile 
zulässigen  Einreden  genau  zu  bezeichnen  (Vareilles-Sommieres,  La  Syn- 
these du  droit  international  prive  II,  S.  27). 

1.  Dies  geschieht  denn  auch  in  einer  Anzahl  von  Staatsverträgen, 
wie  z.  B.  im  französisch-schweizerischen  Staatsvertrage.  Vergl.  Ar- 
tikel 17. 

2.  Die  Exekution  muss  richtigerweise  auch  davon  abhängig  gemacht 
werden,  dass  der  Beklagte  regulär  zitiert  worden  ist,  und  zwar  der- 
art, dass  er  wirklich  in  die  Lage  versetzt  wurde,  seine  Rechte  zu 
wahren  (S.   182;  184,  185  oben). 

3.  Wenn  gesagt  worden  ist,  der  Exekutionsstaat  sollte  die  Be- 
fugnis haben,  nachzuprüfen,  ob  die  Grundsätze  des  internationalen 
Privatrechts    beobachtet    worden    sind,    so   trifft   dies  nur  teilweise  zu. 

a)  Es  ist  nicht  zu  übersehen,  dass  die  Ausgangspunkte  des  inter- 
nationalen Privatrechts  zurzeit  in  den  einzelnen  Staaten  ver- 
schieden sind.  Unter  diesen  Umständen  wäre  es  nicht  zulässig, 
jene  Nachprüfung  generell  zuzulassen.  Soweit  aber  eine  gemein- 
same Rechtsquelle  vorliegt,  Hesse  sich  jener  Gesichtspunkt  ver- 
werten, —  man  denke  an  die  Haager  Konventionen. 

b)  Wenn  ein  auswärtiges  Gericht  das  interne  Recht  als  auf  den 
konkreten  Fall  anwendbar  erklärt,  so  liesse  sich  ferner  sagen, 
der  Exekutionsstaat  dürfe  die  Frage  der  richtigen  Anwendung 
dieses  Rechts  nachprüfen. 

III.  Der  Unterschied  zwischen  Exekutionsfdhigkeit  des  Urteils  und 
seiner  definitiven  Eechti<kra/t  ist  international  nicht  zu  akzeptieren. 

1.  Es  gibt  eine  Reihe  von  Staaten,  und  vorab  trifft  dies  für  Frank- 
reich zu  (Foolix-Demang(^at  II,  Nr.  325),  dass  Urteile  einen  „titre  exe- 
cutoire"  bilden,  oder  dass  sie  „vorläufig  vollstreckbar*'  erklärt  werden 
können  (§  708  flf  1).  C.-P.-O.),  obschon  noch  Rechtsmittel  gegen  sie 
zulässig  sind. 

Man  kann  hier  von  Vorbehaltsurteilen  sprechen,  die  als  End- 
urteile gelten^  soweit  es  sich  ura  die  Zwangsvollstreckung  handelt. 

Dabei  tritt  auch  die  Frage  auf,  welche  Sicherheitsleistung  ge- 
schaffen worden  müsse  (§  713  T).  C.-P.-O.)  und  wer  sie  zu  bestimmen 
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hätte.  Logischerweise  müsste  gesagt  werden,  dass  der  Entscheid 
darüber  dem  auswärtigen  Gerichte  zustehe,  allein  diesen  EingriflF 
in   die   Jurisdiktion   kann   sich   der  interne  Staat  nicht  gefallen  lassen. 

2.  Unter  diesen  Umständen  haben  denn  auch  die  bisher  abge- 
schlossenen Staatsverträge  das  Requisit  der  Rechtskraft  aufgestellt 
Vgl.  z.  B.: 

a)  Art.   16,   Nr.  3,   des  französisch-schweizerischen  Staatsvertrages, 

b)  Art.  2,  Nr.  3,  des  spanisch-schweizerischen  Staatsvertrages. 

Auf  dem  entgegengesetzten  Modus  steht  der  französisch  -  bel- 
gische Staatsvertrag.  Auf  Grund  desselben  ist  ein  Civilurteil  in  den 
beiden  Staaten  exequierbar,  wenn  es  vom  erkennenden  Gerichte  als 
exequierbar  erklärt  ist,  also  u.  U.  auch  dann,  wenn  dagegen  eine 
Appellation  zulässig  und  sie  erklärt  worden  ist. 

In  einem  Entscheide  des  Tribunal  civil  de  Tournai  vom  1.  Dez. 
1902  (Pasicrisie  beige  1903,  p.  76  und  77)  wird  ausgeführt: 

Attcndu  qu*il  resulte  du  rapport  de  M.  Vandenbulcke  et 
de  Paepe  sur  la  Convention  franco-belge,  rapport  qui  n'a  pas 
rencontr^  de  contradiction,  que  les  mots  ^decieion  passee  en 
force  de  choso  jugee^  doivent  ^tre  entendus  en  ce  sens  qu'il  ne 
faut  pas  ([ue  la  chose  jugee  le  soit  irr^vocabloment,  mais 
simplemcnt  que  la  d6cision  dont  on  demande  Tex^quatur  soit 
teile  qu^on  pourrait  Toxecuter  dans  le  pays  oü  eile  a  6t6 
renduc ; 

Attendu  que  Teconomie  generale  de  la  dite  Convention  est 
absolument  d'accord  avec  cette  Interpretation,  parce  qu'elle 
tend  k  donner  des  facultes  aux  plaideurs  des  deux  pays,  en 
mettant  sur  le  m^me  pied  les  decisions  rendues  dans  chacun 
d'eux,  tandis  que,  suivant  le  Systeme  contraire,  la  d^cision 
rendue  dans  un  pays  et  qui  y  serait  imm^diatement  exe- 
cutoire,  ne  le  devicndrait  dans  Tautre  qu'apr^s  6puisement  de 
toutes  les  voies  de  recours. 

IV.  Ob  die  Modalität  des  Exequaturverfahrens  in  Staatsverträgen 
geordnet  werden  solle,  ist  Sache  der  Prüfung  im  einzelnen.  Im  allge- 
meinen ist  die  Frage  zu  rerneitien, 

1 .  Das  Exequaturverfahren  kann  ganz  verschieden  geordnet  werden. 
Namentlich  ist  zu  untersuchen: 

a)  ob  ausschliesslich  Gerichte  kompetent  sein  sollen.  Sobald  man 
von  jeder  Entscheidung  in  materieller  Beziehung  abstrahiert, 
lässt  sich  sagen,  es  handle  sich  ganz  wesentlich  um  Form- 
fragen, 
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b)  ob  eine  Appellation  statthaft  sein  solle, 

c)  ob  die  Erklärung  des  Exequatur  nicht  kostenlos  erfolgen  sollte. 
2.    Unzweifelhaft    wäre    es    erwünscht,    über    diese   und   ähnliche 

Fragen  international  Klarheit  zu  schaffen,  allein  sie  greifen  so  intenniv 
in  die  innere  Organisation  ein,  dass  es  schwer  fallen  wird,  hier  eine 
Übereinstimmung  herbeizuführen. 

V.  Es  erscheint  als  dringend  geboten,  Bestimmungeti  auch  darüber 
zu  vereinbaren,   wie   Abwesende  und  Auswärtige  zitiert  werdeti  müssen. 

Vgl.  S.   182  oben. 

VI.  Mit  Entschiedenheit  ist  zu  betonenj  dass  in  den  Verträgen 
über  die  Exekution  auch  gleichzeitig   die  Fora  geordnet  werden  müssen. 

Die  beiden  Fragen  hängen  so  sehr  aufs  engste  miteinander  zu- 
sammen, dasa  sie  gleichzeitig  gelöst  werden  müssen.     Vgl.  S.  28  oben. 

VII.  Es  ist  wünschenswert,  die  der  Exekution  unterliegenden 
Civilurteile  speziell  zu  bezeichnen  oder  durch  eine  einheitliche  Formel 
zusammenzufassen, 

1,  Es  kommen  in  Frage  Civilurteile,  welche  erlassen  werden  durch: 
a)  die  ordentlichen  Gerichte, 

h)  die  Handelsgerichte, 

c)  die  Pnid'hommes, 

d)  die  Konsulargerichte, 

e)  die  Schiedsgerichte. 

2.  Ausgeschlossen  sind: 

a)  Strafurteile, 

b)  Administrativentscheide, 

cj  Steuerentscheide,   Urteile  über  Steuernachzahlungen,    über  Erb- 
schaftssteuern,   Wasserzinse,    Urteile    über    Zollhintergehungen. 

VIII.  Streitigkeiten  über  die  Auslegung  der  betreffenden  Staats- 
vertrüge  sollten  einem  internationalen  Gerichtshofe  (z.  B,  dem  im  Haag) 
unterbreitet  werden. 

Die  Praxis  hat  die  Notwendigkeit  dieses  Postulates  bewiesen. 
Besonders  charakteristisch  ist  die  diametral  verschiedene  Auslegung 
des  franz(')sisch-schweizerischen  Staatsvertrages  i.  S.  Diggelmann  (B.-B. 
Ih89  11,  S.  715). 

A.  Martin  in  Genf  war  es,  der  an  der  Versammlung  des  schwei- 
zerischen Juristonvereins  1878  in  einem  Referate  über  den  fi*anzö- 
sisch-schweizoriaohen  Staatsvertrag  dem  schweizerischen  Bundesrate 
bei  einer  Revision  zur  Berücksichtigung  zuerst   den  Wunsch  empfahl: 
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En  ca8  de  conflit  entro  Ich  deux  Etats  quant  ä  la  competence  et 
resultant  de  jagements  contradictoires,  admettre  rinstitution  d'un  tribunal 
arbitral  pour  vider  le  conflit. 

Die  auf  8.  289  und  290  oben  erwähnten  Schiedsgerichtskonven- 
tionen (zu  denen  ähnliche  Verträge  der  Schweiz  mit  Belgien,  Gross- 
britannien,  Italien,  Osterreich-Ungam,  Frankreich,  Schweden,  Norwegen 
treten,  N.  F.  XXI,  S.  613)  üben  zweifellos  auch  in  der  Materie  der 
Exekution  von  Urteilen  ihre  Wirkung  aus.  Denn  Meinungsverschieden- 
heiten darüber  fallen  unter  die  Streitigkeiten  juristischer  Art,  und  in  der 
Regel  werden  die  in  den  Schiedsgerichtskonventionen  vorbehaltenen 
Ausnahmefälle  nicht  zutreffen. 

Anmerkung. 
In  Kanada  ist  aasgesproohen  worden,  die  erste  VorauBsetznng  für  die  Exekution 
eines  auswärtigen  Civilurteils  sei,  dass  das  fremde  Gericht  nach  den  Regeln  des 
internationalen  Privatrechts  kompetent  gewesen  sei.  Vgl.  £.  Lafleur,  The  conflict 
of  laws  in  the  Proyinoe  of  Quebec,  Montreal  1898,  p.  289:  It  is  not  suffioient  that 
the  foreign  court  should  have  Jurisdiction  according  to  the  looal  law;  it  must  be 
oompetent  according  to  the  rules  of  private  international  law. 


§  88.   Die  Bemühungen  Ober  den  Abschluss  von  Staatsvertragen 
betreffend  die  Anerkennung  von  Civilurteilen. 

I..   Das  Verhältnis  der  Schweiz  zu  dem  deutschefi  Beiche. 

1.  Vielfach  bemühte  man  sich,  mit  dem  deutschen  Reiche  einen 
Vertrag  „über  die  gegenseitige  Rechtshülfe  in  civilrechtlichen  Verhält- 
nissen^ abzuschliessen.  Schon  1873  war  der  Abschluss  einer  solchen 
Übereinkunft  auf  beschränkter  Basis  angeregt  worden,  allein  die  Sache 
blieb  bis  1878  liegen.  Damals  wurde  von  Seite  des  auswärtigen  Amtes 
des  deutschen  Reiches  die  Bereitwilligkeit  ausgesprochen,  in  allen 
Fragen,  die  den  internationalen  Rechtsverkehr  zwischen  der  Schweiz 
und  Deutschland  zu  erleichtern  g(»eignet  wären,  Hand  zu  bieten,  in  der 
Hoffnung,  dass  bei  näherer  Prüfung  der  einzelnen  Materien  eine  Formel 
zu  finden  sein  dürfte,  welche  den  Abschluss  eines  solchen  Vertrages 
möglich  machen  könnte. 

Die  Schweiz  nahm  eine  Übereinkunft  in  Aussicht  betreffend  den 
Gerichtsstand  in  Civilsachon  und  speziell  auch  für  Scheidungsklagen 
von  Niedergelassenen,  Anerkennung  und  Vollziehung  diesfälliger  Urteile, 
Armenrecht  und  Einheit  des  Konkurses.  Dieses  Programm  fand  in 
Berlin  zunächst  günstige  Aufnahme. 
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Allein  bald  nachher  wurde  der  Einschränkung  auf  eine  besondere 
Übereinkunft  betreffend  den  Gerichtsstand  in  Ehesachen  der  Vorzug 
gegeben.  Der  Bundesrat  erklärte  sich  (September  1881)  bereit,  auch 
auf  gesonderte  Unterhandlungen  über  die  Fragen,  in  Ehescheidungssachen 
einzutreten.  Allein  im  März  1882  wurden  wieder  Bedenken  gegen  den 
Abschluss  eines  Separatabkommens  betreffend  die  Vollziehung  der 
Scheidungsurteile  entgegengehalten  und  der  Einschluss  dieser  Frage  in 
einen  allgemeinen  Vertrag  befürwortet.  In  diesem  Stadium  der  Sache 
gelangte  dann  ein  Postulat  der  Bundesversammlimg  (30.  Juni  1882) 
zur  Annahme,  das  folgendermassen  lautet    (N.  F.  VI,  S.  267,  Nr.  7): 

Der  Bundesrat  wird  eingeladen,  den  Abschluss  eines  Ver- 
trages mit  dem  deutschen  Reiche  betreffend  gegenseitige  Aner- 
kennung der  Civilurteile,  eventuell  wenigstens  der  Scheidungs- 
urteile, möglichst  zu  fordern. 

Der  Bundesrat  schlug  dann  eine  Konferenz  von  beidseitigen  Be- 
vollmächtigten vor,  welche  alle  Punkte  hätte  prüfen  und  eventuell  ein 
Vertragsprojekt  hätte  ausai'beiten  sollen.  Allein  der  deutsche  Keichskanzler 
gab  (Oktober  1882)  eine  Antwort,  die  dem  Bundesrat  keine  Hoffnung  liess 
„auf  ein  günstiges  Resultat  durch  fernere  Unterhandlungen*'.  Die  kaiser- 
liche Regierung  war  nämlich  zu  dem  Ergebnisse  gelangt,  man  müsse  zurzeit 
absehen  von  einem  die  gegenseitige  Anerkennung  und  Vollstreckung 
der  Urteile  in  bürgerlichen  Rechtsstreitigkeiten  allgemein  regelnden 
Vertrag.  Dagegen  sagte  sie^  es  wäre  ihr  erwünscht,  wenn  der  Versuch 
fortgesetzt  würde,  zwischen  der  Schweiz  und  Deutschland  zu  einer 
Vereinbarung  über  die  gegenseitige  Anerkennung  der  in  Ehestreitigkeiten 
ergehenden  Urteile  zu  gelangen.  Jedoch  wurde  Wert  darauf  gelegt,  dass 
bei  der  neuen  Redaktion  des  Vertrages  ausser  Zweifel  gestellt  würde, 
dass  derselbe  ausschliesslich  auf  die  Entscheidungen  in  Ehestreitigkeiten 
iin  Sinne  der  deutschen  Prozessgesetzgebung  sich  beschränke  (also  auf 
die  Scheidung,  Ungültigkeit  oder  Nichtigkeit  der  Ehe  ohne  die  Ord- 
nung der  Vermögensverhältniöse).  Der  Bundesrat  trat  aber  auf 
diese  Anschauungsweise  nicht  ein,  weil  er  fand,  dass  die  Schweiz  an 
einem  solchen  Vertrage  ein  zu  geringes  Interesse  habe  (B.-B.  1883  II, 
S.  835-837). 

2.  Auch  in  Deutschland  wird  in  neuerer  Zeit  der  Mangel  eines 
Staatsvertrages  mit  der  Schweiz  über  die  vorliegende  Materie  lebhaft 
empfunden. 

Das  Grossherzoglich- badische  Ministerium  des  Innern  veröffentlichte 
lü05  folgende  Mitteilung   (Schw.  J.-Z.  1905  II,  S.  48): 
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Der  rege  wirtachaftliche  Verkehr  zwischen  Deutschland,  ins- 
besondere den  sQddeutschen  Staaten  und  der  Eidgenossenschaft, 
Hesse  es  dringend  wünschenswert  erscheinen,  dass  die  recht- 
lichen Hindemisse,  welche  einer  wechselseitigen  Anerkennung 
und  Vollstreckung  deutscher  und  schweizerischer  Civilarteilo  ent- 
gegenstehen, wenigstens  durch  Herausbildung  einer  allgemeinen 
Übung  tunlichst  eingeschränkt  werden.  Zur  Erleichterung  des 
Nachweises,  inwieweit  hinsichtlich  der  Anerkennung  und  Voll- 
streckung schweizerischer  Urteile  in  Deutschland  die  Gegen- 
seitigkeit von  den  deutschen  Gerichten  als  verbürgt  angesehen 
wird,  ist  nunmehr  die  Einrichtung  getroffen  worden,  dass  die 
Urteile  deutscher  Gerichte,  in  welchen  die  Zulässigkeit  der  Voll- 
streckung der  Urteile  schweizerischer  Gerichte  in  Deutschland 
erörtert  wird,  bei  dem  Reichsjustizamt  gesammelt  werden. 

Nach  einer  Erklärung  des  Reichsjustizamtes  ist  dasselbe  be- 
reit, über  die  ihm  von  den  Gerichten  mitgeteilten  Entscheidungen, 
welche  die  Vollstreckbarkeit  schweizerischer  Urteile  berühren, 
den  Parteien  und  ihren  Vertretern  unmittelbar  Auskunft  zu  er- 
teilen. 

8.  Das  früher  erwähnte  Urteil  des  deutschen  Reichsgerichts  in 
Sachen  Baronin  Zorn  von  Bulach  gegen  Gerber  (siehe  S.  504  oben)  zeigte 
aufs  neue,  wie  bedenklich  der  bestehende  Rechtszustand  ist. 

II.  Das  Verhältnis  der  Schweiz  zu  Italien. 

Mit  Italien  waren  1868  anlässlich  der  Unterhandlungen  über  den 
Niederlasöungs-  und  Konsiilarvertrag  auch  die  Gerichtsstandsverhältnisse 
und  die  damit  zusammenhängenden  Fragen  der  VoUziehbarkeit  der  ge- 
richtlichen Urteile  diskutiert  worden.  Die  italienische  Regierung  verlangte, 
dass  die  in  einem  der  beiden  Länder  gefällten  rechtskräftigen  Civil- 
urteile,  sowie  die  mit  gerichtlichen  Urteilen  auf  gleicher  Linie  stehen- 
den authentischen  Akte  auch  im  anderen  Staate  vollziehbar  sein  sollen. 
Der  Bundesrat  erwiderte,  er  sei  damit  einverstanden,  nur  wünsche  er 
vorher  zu  wissen,  welche  Urteile  die  italienische  Regierung  als  rechts- 
kräftig betrachte,  oder  mit  anderen  Würt(m,  welche  Gerichte  zur  Aus- 
fallung rechtskräftiger  Urteile  als  kompetent  angesehen  werden  sollen 
(B.-B.  1868  III,  8.  440).  Eine  Einigung  kam  nun  aber  über  den 
ganzen  Komplex  der  Gerichtsstandsfragen  nicht  zustande,  sondern  nur 
bezüglich  eines  Teilstückos,  nämlich  bezüglich  der  Ordnung  der  Materie 
des  Erbrechts  und  der  daraus  hervorgehenden  Streitigkeiten  (B.-B. 
1868  III,  S.  440)  —  es  ist  speziell  auf  Art.  17  des  Niederlassimgs- 
und  Konsularvertrages  von  1868,  A.  Slg.  IX,  S.  706  zu  verweisen 
(Handbuch  II,  S.  198—200). 
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Es  ist  beachtenswert,  dass  bei  den  diplomatischen  Unterhandlungen 
der  schweizerische  Bundesrat  sehr  energisch  an  seinem  Standpunkte  festhielt^ 
dass  die  Gerichtsstandsfragen  geordnet  werden  müssen.  Als  er  dann  sah, 
dass  eine  Einigung  über  die  Gesamtheit  der  Fragen  nicht  erzielt  werde, 
schlug  er  einen  „Ausweg*  ein:  es  sollen  nur  diejenigen  Urteile  gegen- 
seitig vollzogen  werden^  welche  in  foro  domicilii  ausgefallt  worden 
seien,  „wogegen  alles  Andere  einstweilen  mit  Stillschweigen  zu  über- 
gehen sei".  Die  ganze  Materie  wurde  aber  schliesslich  fallen  gelassen 
(B.-B.  a.  a.  0.,  S.  442). 

ni.  Das  Verhältnis  der  Schweiz  zu  Osterreich. 

Die  k.  u.  k.  österreichisch-ungarische  Regierung  brachte  lt.  B.-B.  1890 
II,  S.  137  bei  der  Schweiz  die  Frage  in  Am'egung,  ob  sie  nicht  eine 
gleiche  Erklärung  über  die  gegenseitige  Vollziehung  von  rechtskräftigen 
Civilurteilen  für  den  Kanton  Graubünden  abzugeben  vermöchte,  wie  im 
Jahre  1885  für  den  Kanton  Waadt  (S.  584  oben).  Der  Grosse  Rat 
dieses  Kantons  beschloss  aber,  einen  entsprechenden  Antrag  der  Standes- 
kommission abzulehnen.  Der  Bimdesrat  erklärte  daraufhin,  er  sei  be- 
reit, einen  für  die  ganze  Schweiz  verbindlichen  Vertrag  mit  Österreich- 
Ungarn  abzuschliesscn,  „dessen  Inhalt  analog  den  Bestimmungen  in  den 
Art.  15 — 19  des  französisch-schweizerischen  Staatsvertrages  von  1869 
sein  dürfte**.  Der  Bundesrat  bemerkte  bei  dieser  Gelegenheit,  er  er- 
achte die  Ordnung  der  erwähnten  Frage  als  „zweckmässig  und  selbst 
als  notwetidig" , 

Anlässlicb  einer  Anfrage  von  Luzern  konstatierte  der  Bundesrat 
(B.-B.  1900  I,  S.  786),  dass  er  mit  der  k.  u.  k.  österreichisch-  unga- 
rischen Regierung  behufs  Abschluss  eines  Staatsvertrages  auf  gegen- 
seitige Vollziehung  von  Civilurteilen  in  Unterhandlung  stehe.  Eine  prak- 
tische Lösung  scheint  aber  zurzeit  noch  nicht  in  Sicht  zu  sein. 

IV.  Es  besteht  ein  Vertragsentwurf  für  das  Verhältnis  ztdschen 
Grossbritannien  und  Belgien. 

Der  belgische  Jurist  Franck  regte  an  der  Versammlung  der  Inter- 
national Law  Association  in  Glasgow  den  Abschluss  eines  Staatsver- 
trages übor  die  Exekution  von  Civilurteilen  zwischen  England  und 
Belgien  an  (Report  of  tho  twentieth  Conference,  London  1901,  p.  317): 
.  .  \ve  have  made  a  treaty  with  France  on  these  matters.  I  do 
not  See  why  wo  should  not  make  one  with  England.  We  entertain  a 
high  esteem  for  the  English  Bench  and  Bar;  and  I  can  say  that  in 
my  country  no  distinetion    is  made   between  foreign   and  national  liti- 
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gants.  Where  thiH  reciprocal  confidcnce  exists,  you  have  the  necessary 
background  for  any  treaty  of  this  sort. 

Der  International  Law  AHsociation  wurde  sodann  in  Antwerpen  1908 
ein  Projet  de  Convention  vorgelegt  (Report  of  the  twenty-first  Confe- 
rence 1904,  p.   122).   Der  Entwurf  lautet  folgendermassen : 

Projet  de  Convention. 

Sa  Majest^  le  Roi  d'Angleterre,  etc.  .  .  et  Sa  Majest6  le 
Roi  des  Beiges,  etc. .  .  d^sirant  regier  les  rapports  entre  PAng- 
leterre  et  La  Belgique  sur  la  comp^tence  judiciaire  sur  Tau- 
torit^  et  rex6cution  des  d^cisions  judiciaires,  ont  r^solu  de 
conclure  ane  Convention  k  cet  effet  et  ont  nomm6  pour  leur 
pl6nipotentiaire,  savoir  .  .  .  lesquels  aprds  s'^tre  communiqu6  leurs 
pleins  pouYoirs  trouv^s  en  bonne  et  due  forme  ont  convenu  des 
dispositions  suivantes: 

Article  I. 
La  präsente  Convention  ne  se  rapporte  qu'aux  ordonnances 
jugements  et  arrdts  des  Cours  et  Tribunaux  de  Justice  des  deux 
Royaumes  et  seulement  en  tant  que  ces  d6cisions  judiciaires 
tendent  au  paiement  d'une  certaine  somme  en  esp^ces  ou  cr^ent 
un  titre  k  pareilies  sommes  soit  que  celles-ci  soient  dues  en 
vertu  d'une  Obligation  contractuelle,  soit  en  vertu  d'un  d6lit,  ou 
d*un  quasi  d^lit,  soit  en  vertu  d'une  condanination  aux  d6pons. 

Article  II. 
Les  Tribunaux  de  Jugement^)  seront  r6put6s  oomp^tents 
dans  le  sens  de  la  präsente  Convention  (pour  prononcer  les  d6- 
cisions  dont  Tex^cution  est  demand^e  aux  Tribunaux  d'£x6qua- 
tur)  toutes  les  fois  que  les  conditions  suivantes  auront  £t6 
remplies : 

a)  Si  la  personne  contre  laquelle  le  Jugement  a  6t6  pro- 
nonc6  avait  au  moment  de  l'intentement  de  Taction  son 
domicile  effectif  ou  61u  dans  le  ressort  du  Tribunal  de 
Jugement  (ou  y  avait  sa  r6sidcDce  habituelle). 
bj  Si  cette  personne  etait  ä  ce  moment  sujette  de  TEtat 
dont  fait  partie  le  Tribunal  de  Jugement  ou  6tait  pour- 
suivie  devant  celui*ci  k  raison  d^une  Convention  cr6ant 
une  Obligation  nee,  devant  dtre  ou  ayant  et6  execut6e 
dans  le  ressort  du  dit  Tribunal  ou  k  raison  d'un  d^lit  ou 
quasi  delit  commis  dans  ce  ressort. 
c)  Si  cette  personne  s'est  volontairement  soumise  a  la  Com- 
petonce  de  ce  Tribunal  soit  conventionellement,  soit  en  y 

1)  In  der  Anmerkung  wird  zur  Erläuterung  dieser  Bezeichnung  bemerkt:  Nous 
ftTons  adopt^  les  d^nominations  de  „Tribunal  de  Jugement*^  et  ^Tribunal  d^Ex^quatur*^ 
employ^es  dans  nos  Conferences  ant^rieures,  pour  ^viter  de  longues  pöriphrases. 
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intentant  Taction,  soit  en  s'y  d^fendant  sans  exciper  de 
rincomp^tence  arec  toute  defense  au  fond. 

d)  Si  cette  personne  est  commer^nte  et  a  Stabil  une  suc- 
cursale  dans  le  ressort  du  Tribunal  de  Jugement.  H  en 
est  de  mdme  de  toute  soci6t6  civile  ou  commerciale  de 
Tun  des  deux  pays  qui  a  6tabli  une  succursale  dans 
l'autre.  Mais  dans  les  cas  du  präsent  paragrapbe  cette 
comp6tence  ne  s'^tendra  qu^aux  Operations  de  la  succursale 
au  Heu  oü  celle-ci  est  etablie. 

Article  III 
Les  decisions  des  Cours  et  Tribunaux  rendues  en  mati^re 
civile  et  commerciale  dans  les  limites  de  la  präsente  Convention 
dans  Tun  des  deux  Etats  ont  dans  Tautre  Tautorit^  de  la 
chose  jugee  si  elles  r^unissent  les  conditions  de  competence  ar- 
rdt^es  ci-des8U8  et  satisfont  en  outre  aux  conditions  suivantes, 
savoir : 

a)  Que  les  parties  aient  6t6  ddmcnt  eitles  suivant  la  proc^ure 

du  pays  de  Jagement; 
h)   Que  si  le  jagement   a  6te  prononc6  par  d6faut  la  partie 
succombante  ait  6te  düment  informee  de  Taction  inten t6e 
contre   eile    et   ait   eu   la  possibilit^  legale   de   s'y   de- 
fendre ; 
c)   Que  Texecution  du  Jugement  puisse  ^tre  reguli^reroent 
requise  dans  le  pays  de  Jugement  au  moment  oü  on  en 
demande  l'ex^quatur  dans  Fautro  pays. 
ä)  Que  la  d6cision  soit  passee  en  force  de  chose  jugee  sui- 
vant la  l^gislation  du  pays  oü  eile  a  k\k  rendue. 

e)  Que  d'apr^s  la  m^me  legislation  Texp^dition  du  Jugement 
qui  est  produite  reuni&se  les  conditions  necessaires  ä  son 
authenticite. 

Article  IV. 
Le  demandeur  en  ex^quatur  devra  produire  devant  le  Tri- 
bunal auquel  il  s'adresse  ä  cette  fin: 

a)  Une  copie  authentique  de  la  decision  dont  Texecution  est 

demandee. 
h)  Une  declaration   du  President   du  Tribunal   du  si^ge   oü 
la  decision  a  6te  rendue  ou  de  la  cour  sup^rieure  (ou  de 
son    d^legue)     attestant   que  les  conditions  a,  c,  d,  e   et 
eventuellement  b  de  l'article  3  ont  6t6  remplies. 

Article  V. 
Le   Tribunal    d'ex^quatur   rendra    ex6cutoire    le   Jugement 
dont  il  s^agit,  si  le  ccrtificat  ci-dessus  est  produit  et  conceme  une 
decision  rendue  par  un  Tribunal  competent  suivant  Part.  II  de 
la  präsente  Convention,  except6: 
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a)  Si  la  d^cision  contient  quelque  disposition  qui  soit  con- 
traire  ä  Tordre  public  ou  aux  principes  du  droit  public 
du  pays  oü  eile  est  in?oqu6e; 

b)  Si  le  d^fendeur  ^tablit  qu'il  a  6t6  satisfait  au  jugement ; 

c)  Si  le  defendeur  n'a  pas  6t6  cite  devant  le  Tribunal  d'Ex6- 
quatur  suivant  la  proc6dure  r6guli^re  du  pays  oü  rex6- 
cution  du  Jugement  est  demand^e. 

Article  VI. 

Les  m^mes  voies  de  recours  que  dans  les  causes  ordinaires 
existent  contre  les  d6ci8ion8  statuant  sur  Tex^cution. 

Article  VII. 

Les  decisions  des  Cours  et  Tribunaux  rendues  dans  Fun  des 
deux  Etats  peuvent  ^tre  mises  k  executlon  dans  i'autre  Etat  tant 
sur  les  meubles  que  sur  les  immeubles  apr^s  avoir  6t6  d6clar6es 
executoires. 

L'ex6quatiir  est  accord^  par  le  Tribunal  (civil  en  Belgique) 
du  lieu  oh  Tex^cution  doit  en  ötre  poursuivie.  II  a  effet  dans 
toute  r6tendue  du  territoire. 

Le  Tribunal  saisi  de  la  demande  d'ex^cution  statue  comme 
en  matiöre  sommaire  et  d^urgence.  Son  examen  ne  porte  que 
sur  les  points  6num6res  aux  articles  1,  2,  4  et  5. 

Article  VIII. 

Les  Tribunaux  de  Tun  des  Etats  contractants  renvoient,  si 
l'une  des  parties  le  demande,  devant  les  Tribunaux  de  Pautre 
Etat  les  contestations  concemant  une  somme  dWgent  (suivant 
l'art.  I)  quand  ces  coDtestations  y  sont  d6jä  pendantes  ou 
quand  elles  sont  connexes  k  d^autres  contestations  soumises  k  ces 
Tribunaux. 

Ne  peuvent  dtre  consid6rees  comme  connexes  que  les  con- 
testations qui  proc^dent  de  la  m^me  cause  ou  portent  sur  le 
mSme  objet. 

Le  juge  devant  lequel  la  demande  originaire  est  pendante 
connait  des  (demandes  en  garantie  et  des)  demandes  recon- 
ventionnelles  ä  moins  quMl  ne  soit  incompetent  k  raison  de  la 
matiSre. 

La  präsente  Convention  est  conclue  pour annSes  k 

partir  du  jour  des  ratitications.  Elle  n^aura  pas  d'effet  r6tro- 
actif.  Elle  sera  soumise  k  Tapprobation  des  pouvoirs  legislatifs 
en  m^me  temps  qu'un  projet  de  loi  r6glant  son  application  In- 
terieure. 

V.  Es  besteht  ein  privater  Entwurf  zu  einem  Staatsvertrage  zwischen 
Frankreich  und  Deutschland. 

Sein    Urheber    ist    der   französische    Jurist  Lachau.     Der  Entwurf 
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führt  den  Titel:  Projet  de  trait6  entre  la  France  et  TAllemagne  sur 
la  comp6tence  judiciaire,  sur  Tautorit^  et  rexecution  des  d^cisions 
judiciaires  des  sentences  arbitrales  et  des  actes  authentiques  (abge- 
druckt mit  einem  Kommentar  im  Bulletin  de  la  Society  de  l^gislation 
comparee  XXXIII,  1902,  S.  328—382). 

Der  Entwurf  von  Lachau  lautet  folgendermassen : 

Titre  premier. 
De  la  comp4tence, 

Arttcle  premier,  §  1*'  —  Las  actions  personnelles  et  mobi- 
liöres  en  mati^re  civile  et  commerciale  soit  entre  Francs  et 
Allemands  domicili^s  ou  r^sidant  en  France  ou  en  AUemagne, 
soit  entre  Fran^ais  le  d^fendeur  6tant  domicilii  ou  r^sidant  en 
Allemagpie,  soit  entre  Allemands  le  d^fendeur  6tant  domicilie  ou 
r^sidant  en  France,  seront  soumises  aux  r^les  de  comp6tence 
6dict6es  pour  les  litiges  entre  nationaux  par  la  loi  du  pays  oü 
le  d6fendeur  aura  son  domicile. 

Ces  actions  devront  en  cons6quence  dtre  port^es  devant  le 
tribunal  du  lieu  du  domicile  du  d6fendeur,  ou,  si  le  d^fendeur 
n'a  pas  de  domicile  dans  Fun  des  deux  pays,  devant  le  tribunal 
du  lieu  de  sa  r^sidence,  sauf  pour  les  litiges  dont  la  loi  attri- 
buerait  la  connaissance  ä  un  autre  juge  soit  k  l'exclusion  du 
juge  du  domicile,  soit  concurremeut  avec  lui. 

§  2.  —  S'il  y  a  plusieurs  d^fendeurs  ayant  des  domiciles 
ou  des  r^sidencos  diff^rents,  Taction  sera  port6e  au  choix  du 
demandeur  devant  le  tribunal  comp6tent  du  pays  du  domicile  ou 
de  la  residence  de  Tun  d^eux,  lorsquMl  existe  entre  les  parties 
une  communaute  d^int^r^t  par  rapport  k  Tobjet  du  litige  et  que 
leurs  droits  ou  obligations  reposent  en  fait  et  en  droit  sur  le 
m^me  fondement.  N6anmoins,  si  ce  d^fendeur  n'avait  6t£  assign^ 
que  pour  distraire  les  autres  parties  de  leur  juge  naturel,  celles- 
ci  pourront  demander  le  renvoi. 

§  3.  —  8i  le  d6fendeur  n'a  ni  domicile,  ni  r^dence  en 
France  ou  en  AÜemagne,  le  demandeur  Frangais  ou  Allemand 
pourra  en  France  saisir  de  la  contestation  le  juge  du  lieu  oii 
Tobligation  est  n6e,  a  6te  ou  doit  Stre  ex6cut6e  et  en  AUemagne 
le  juge  d6tcrmine  par  la  loi  allemande.  Les  Allemands  conser- 
veront  en  France  les  droits  que  leur  conf&re,  en  mati^re  com- 
merciale, Tarticle  420  du  Code  de  proc6dure  civile,  aussi  long- 
temps  que  cette  disposition  restera  en  vigueur. 

§  4.  —  Lo  tribunal  dans  le  ressort  duquel  un  fait  illicite, 
c'est-ä-dire  un  quasi-d^lit  a  ete  commis,  peut  ötre  comp^tent  sur 
les  actions  civiles  ou  commerciales  n^es  de  ce  fait 
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§  5.  —  Lorsqu'un  domicile  attributif  de  juridiction  a  6t6 
6)u  dans  ]*un  des  deux  pays  pour  rex^cution  d'an  acte,  le  juge 
du  lieu  du  domicile  61  u  est  seul  comp6tent  pour  connattre  des 
contestations  relatives  k  cet  acte,  pourvu  que  la  connaissanoe  du 
litige  n'appartienne  pas  k  un  tribunal  sp6cialeinent  d6t6rmin6. 

L'accord  des  parties  sur  Tölection  de  domicile  ne  produit 
un  effet  juridique  que  lorsqu'il  a  trait  k  un  rapport  de  droit 
d6termin6  et  aux  contestations  auxquelles  il  donne  naissance. 

Si  le  domicile  n'a  6te  61u  qu'en  faveur  d'une  des  parties, 
celle-ci  conserve  le  droit  de  saisir  tout  autre  juge  comp^tent. 

§  6.  —  Les  mdmes  r^les  seront  applicables  aux  actions 
exercees  par  les  nationaux  de  Tun  des  deux  Etats  contre  des 
^trangers  domicili6s  ou  r^sidant  dans  Tautre,  sans  pr^judice  de 
Tapplication  de  Tarticle  420  du  Code  de  proc6dure  civile  fran^ais 
en  mati^re  commerciale. 

Article  2.  —  Les  actions  reelles  immobili^res  seront  portees 
devant  le  juge  du  lieu  de  la  Situation  de  cet  immeuble. 

II  en  sera  de  mdme  des  actions  relatives  k  l'exdcution  des 
baux  k  ferme  ou  k  loyer  et  des  actions  dirig^es  contre  le  pro- 
prietaire  ou  le  poasesseur  d'un  immeuble  en  cette  qualit6,  ainsi 
que  des  actions  pour  dommages  caus6s  k  un  immeuble. 

Article  3.  —  Les  actions  en  revendication  de  meubles  cor- 
porels  en  g6n6ral  toutes  celies  qui  ont  pour  objet  la  proprt6t6 
ou  la  possession  de  ces  meubles,  seront  portees  devant  le  juge 
du  lieu  de  la  Situation  du  meuble,  si  celui-ci  a  6te  saisi  ou 
s^questr^  judiciairement.  Cette  comp6tence  cesse  dans  les 
autres  cas. 

Article  4.  —  Le   tribunal   de  Tun   des  Etats   contractants 
renvoie,  si  l'une  des  parties  le  demande,   devant  le  tribunal  de 
Tautre  pays,  les  contestations  dont  il  est  saisi  quand  ces  litiges 
sont  d^jä  pendants  devant  ce  tribunal. 

Le  juge  devant  lequel  la  demande  originaire  est  pendante 
connatt  des  demandes  en  intervention,  en  garantie,  et  des 
demandes  reconventionnelles,  k  moins  qu'il  ne  soit  incompctent 
k  raison  de  la  mati^re. 

Article  5.  —  Les  contestations  sociales  ooncernant  les 
Societ6s  civiles  et  commerciales,  les  Associations  des  deux  pays, 
seront  portees  devant  le  juge  du  lieu  du  Siege  social,  taut  (}ue 
ces  Societes  ou  Associations  subsisteront  jusqu^^  leur  liquidation 
d6finitivo. 

Les  dispositions  des  articles  ci-dessus  seront  applicables  a 
toutes  autres  actions  relatives  aux  Societes  ou  Associations. 
Celles- ci  seront  assigiieos  conformement  aux  dispositions  que  ces 
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articles  6tab1]88ent,  devant  le  juge  auquel  la  connaissance  de 
chaque  action  appartient  d^apr^s  la  loi  du  pays  du  Si^e  social. 

Toutefois  si  une  Societ6,  ayant  son  Si^ge  social  daus  Tun 
des  deux  pays,  poss^de  une  succursale  dans  Taatre,  les  r^les 
de  comp^tence  relatives  aux  actions  dirigees  contre  elles  au 
sujet  de  ces  succursales  ou  des  Operations  qui  y  seraient 
trait^es,  seront  celles  en  vigueur  dans  le  pays  de  cet  Etablisse- 
ment ou  succursale. 

Cette  derni^re  r^gle  sera  egalement  appHquee  aux  industriels 
et  commergants  qui  ont  leur  domicile  ou  leur  r^sidence  dans  Tun 
des  deux  pays  pour  les  actions  concernant  leurs  Etablissements^ 
fabriques  usines,  ateliers,  comptoirs  et  agences  quMls  possedent 
dans  l'autre. 

Articie  6.  —  Le  rEglement  judiciaire  de  la  succession  mobi- 
liEre  ou  immobiliEre  ou  ab  intestat  des  ressortissants  de  cbacun 
des  Etats  contractants,  sera  fait  dans  celui  des  Etats  oü  etait 
le  demier  domicile  du  defunt. 

Seront  en  consEquence  portecs  devant  le  tribunal  du  Heu 
du  demier  domicile  du  defunt  les  actions  en  petition  d'hErEdit-e? 
les  actions  en  partage  ou  en  liquidation  et  toutes  autres  entre 
cohEritiers,  jusqu'au  partage,  les  actions  contre  TexEcuteur,  testa- 
mentaire,  les  actions  en  nuUite  ou  en  rescision  de  partage  et  en 
garantie  des  lots,  les  actions  des  legataires  et  des  crEanciers 
contre  les  h6ritiers  ou  Tun  d'eux. 

Pour  tout  ce  qui  touche  aux  rEgles  de  la  dEvolution 
lEgale,  aux  rapports  et  k  la  determination  de  la  quotite  dis- 
ponible et  de  la  r6serve,  la  loi  nationale  du  d6funt  r6gira  sa 
succession  mobiliEre  mEme  situEe  dans  l'autre  pays;  la  succes- 
sion immobiliEre  sera  rEgie  par  la  loi  du  pays  de  la  Situation 
de  chacun  des  immeubles. 

La  vente  des  meubles  et  des  immeubles  aura  Heu,  suivant 
que  le  commandera  l'intErdt  des  parties,  seit  dans  le  pays  de 
Touverture  de  la  succession,  soit  dans  celui  de  la  Situation  des  bions. 

Articie  7.  —  Les  mesures  provisoires  et  conseryatoires 
organisEes  par  les  legislations  fran^aise  et  allcmande  peuvent,  en 
cas  dWgence,  Etre  rEquises  des  autoritEs  de  chacun  des  pays  ou 
Etre  prises  par  elles,  quel  que  soit  le  juge  competcnt  pour  con- 
naitre  du  fond  de  la  contcstation. 

Articie  8.  —  Pour  tous  les  cas  oü  la  präsente  Convention 
n^et^blit  pas  de  rEgles  communes,  la  competence  est  r6gl6e  dans 
chaque  pays  par  la  legislation  qui  lui  est  propre. 
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Titre  II. 
De  VÄuioriU  et  de  Vex^cution  des  dSciHons  jtuiiciaires,  des 
sentences  arhitrales  et  des  acies  authentiques, 

Article  9.  —  Les  d^cisions  des  coors  et  tribunaux  rendaes 
en  mati^re  civile  ou  en  matidre  commerciale  dans  l'un  des  deux 
Etats,  ont  dans  Tautre  l'autorit^  de  la  chose  jug^e^  si  elles 
r^unissent  les  conditions  suivantes: 

1.  —  Que  la  d^cision  ne  contienne  rien  de  contraire  k 
Tordre  public  ou  aux  principes  de  droit  public  du  pays  oü  eile 
est  invoqu^e. 

2.  —  Qne  d'apr^s  la  loi  du  pays  oü  la  d^cision  a  ^t6 
rendue,  eile  soit  passee  en  force  de  chose  jug6e;  que  d'apres  la 
mdme  loi,  Texp^dition  qui  en  est  produite  r^unisse  les  conditions 
necessaires  k  son  authenticite. 

3.  —  Que  les  parties  aient  ete  16galement  eitles,  represent^es 
ou  declar^es  defaillantes ;  que  le  jugement  ait  6t6  rSguli^rement 
signifi6. 

4.  —  Que  les  rögles  de  comp^tence  rendues  comrounes  aux 
deux  pays  par  la  präsente  Convention,  n^aient  pas  6t6  m^cpnnues. 

Article  10.  —  Les  d^cisions  des  cours  et  tribunaux  rendues 
dans  Fun  des  deux  Etats  peuvent  dtre  mises  k  ex^cution  dans 
l'autre  Etat  tant  sur  les  roeubles  quo  sur  les  irameubles,  apr^s 
y  avoir  et6  declar6s  ex^cutoires. 

L'ex6quatur  est  accord6  en  France  par  le  tribunal  civil  du 
lieu  oü  rex6cution  doit  ötre  poursuivie,  en  Allemagne  devant 
le  tribunal  regional  du  lieu  de  cette  ex6cution. 

L^examcn  du  tribunal  de  l'ex^quatur  ne  portera  que  sur 
les  conditions  enum6r6es  dans  l'article  pr6c6dent  et  sur  le  pomt 
de  savoir  si  la  decision  r^unit  les  conditions  n6cessaires  ä 
l'execution. 

Le  jugement  d'ex^quatur  accord6  a  effet  sur  toute  Petendue 
du  territoire  des  deux  pays;  il  peut  toujours  6tre  attaqu6  par 
la  voie  de  Tappel  dans  les  quinzo  jours  qui  suivent  la  significa- 
tion  k  partio. 

Article  11.  —  En  accordant  Fex^quatur,  le  juge  ordonne 
s'il  y  a  lieu,  les  mesures  necessaires  pour  que  la  decision 
6trang6re  recoive  la  m^me  publicite  que  si  eile  avait  et6  pro- 
nonceo  dans  le  pays  oü  eile  est  reudue  ex6cutoire. 

Article  12.  —  Les  sentences  arbitrales  rendues  dans  Tun 
des  deux  Etats  auronfc  dans  Tautre  autorite  de  chose  jugee  et 
peuvent  ötre  rendues  executoires  si  elles  satisfont  aux  numeros, 
1,  2,  3,  de  Tarticle  9. 

L'ex6quatur  est   accord^   en   France    par    le   President  du 
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tribunal  civil  de  rarrondissement  dans  lequel  Pex^cution  est 
poursuivie,  en  Allemagne  devant  le  Pr^ident  du  tribanal 
regional. 

Article  13.  —  Les  actes  authentiques  ex^cutoires  dans  Tan 
des  deux  Etats  pourront  dtre  d6clar6s  ex^cutoires  dans  Tautre, 
en  France  par  le  tribunal  civil  de  Tarrondissement  oü  Tex^cu- 
tion  est  demand^e  et  en  Allemagne  par  le  President  du  tribunal 
regional. 

Ces  magistrats  v^rifieront  si  les  actes  r6uni8sent  les  condi- 
tions  n^cessaires  pour  leur  authonticit6  dans  le  pays  oü  ils  ont 
6t6  re^us  et  si  les  dispositions  dont  Tex^cution  est  poursuivie 
n'ont  rien  de  contraire  k  Tordre  public  ou  aox  principes  de 
droit  public  du  pays  oü  Tex^quatur  est  requis. 

Article  14.  —  Dans  les  eas  prevus  par  les  articles  12,  13, 
la  d6cision  du  President  a  effet  dans  toute  T^tendue  du  terri- 
toire,  olle  est  susceptible  d'appel. 

Article  15.  —  La  präsente  Convention  ne  sera  applicable 
qu'aux  d^cisions  rendues  par  les  Cours  et  Tribunaux  post^rieure- 
ment  au  jour  oü  eile  sera  devenue  obligatoire  dans  les  deux  pays. 

Article  16.  —  La  präsente  Convention  est  condue  pour  cinq 
ans  k  partir  du  jour  de  F^change  des  ratifications.  Dans  le  cas 
oü  aucune  des  Puissances  contractantes  n^aurait,  une  ann6e  avant 
Texpiration  de  ce  terme,  manifest^  son  Intention  d'en  faire  cesscr 
les  effets,  la  Convention  continuera  d^Mre  obligatoire  encore  une 
ann6e  et  ainsi  de  suite  d^ann^c  en  ann6e,  tant  que  Tune  des 
parties  ne  Faura  pas  d6nonc6e. 

Article  17.  —  La  präsente  Convention  sera  soumise  a 
Fapprobation  des  Pouvoirs  l^gislatifs.  Les  ratifications  en  seront 
echang^es  k  Paris,  aussit6t  que  faire  se  pourra  et  la  Convention 
entrera  simultanement  en  vigueur  dans  les  deux  pays  au  jour 
fix6  par  les  Puissances  contractantes. 

Anmerkungen. 

1.  Bezüglich  der  Staatenkonferenzen  im  Haag,  an  welchen  die  Frage  der  Oe- 
richtskompetenzen  gestreift  wurde,  ist  auf  S.  25  oben  zu  verweisen. 

2.  Frankreich  hatte  auch  mit  Spanien  einen  Vertrag  projektiert,  aber  er  kam 
nicht  zustande  (Journal  18S1,  YIII,  p.  22  und  23). 

3.  Oh.  Lachau  arbeitete  auch  den  Entwurf  eines  Staatsvertrages  aus  Aber  den 
Gerichtsstand  und  die  Urteilsexekution  zwischen  Frankreich  und  Italiett  (Projet  de 
trait^  entre  la  France  et  Tltalie  sur  la  corap6tence  judiciaire  sur  Tautorit^  et  Texecu- 
tion  des  d^cisions  judiciaires  des  sentences  arbitrales  et  des  actes  authentiques).  Dieser 
Entwurf  ist  abgedruckt  in  der  von  M.  G.  Hörn  1905  begründeten  Nouvelle  Revue 
pratique  de  droit  international  priv6  I,  p.  6 — 10.  Der  Verfasser  arbeitete  dazu  auch 
einen    Kommentar    aus.      Lachau    hatte    ferner    einen    Entwurf   für    das    VerhRltnis 
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zwischen  Frankreich  und  Belgien  redigiert  (Bulletin  de  la  Sooiöt^  de  l^gislation  com- 
paree  XXV,  1896,  p.  476  ff.). 

4.  Es  bestehen  auch  Bemühungen,  die  Exekution  schwedischer  und  dänischer 
Civilurteile  staats^ertraglioh  zu  sichern  (Journal  YU,  1880,  p.  84). 

5.  Sehr  zutreffend  führt  Descamps,  L^Afrique  nourelie;  Essai  sur  r6tat  civilisa- 
teur  dans  les  pays  neufs  et  sur  la  fondation,  Torganisation  et  le  gouyemement  de 
r^tat  ind^pendant  du  Congo  1908,  p.  80  aus:  Le  droit  des  gens  relie  entre  elles  des 
puissances  souveraines.  II  a  pour  principe  cardinal  la  reconnaissance  et  le  respect 
de  la  souYerainete  des  Etats.  S^il  apporte  des  temperaments  k  ce  principe,  ^ee  sont 
des  limites  non  de  Subordination,  maia  de  coordinaiion  entre  les  sourerainetü  4gale$ 
en  friaence.  Und  ebenso  yerhftlt  es  sich,  wenn  Staatsverträge  abgeschlossen  werden. 
Dann  entsteht  eben  auf  dem  Boden  der  Gleichheit  ein  vertragliches  Y&lkerrecht 
(Descamps  p.  81). 

6.  Anlässlioh  des  Berichtes  (von  Prof.  Gianturco)  an  die  Deputiertenkammer, 
worin  die  Genehmigung  der  neuen  Konventionen  aus  dem  Haag  beantragt  wurde, 
stellte  die  Kommission  auch  den  Antrag,  die  Regierung  einzuladen,  „a  promuovere 
trattati  intemazionali,  i  quali  regolino  Tesecuzione  dei  gindicati*^  (1905). 


^>-<p9fi^ 
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Beilagen. 


L  Der  Staatsvertrag  zwischen  Frankreich  and  der  Schweiz  über  den 
(jerichtestand  und  die  Vollziehung  von  Urteilen  in  Civilsachen  (1869). 

n.  Der  französisch-belgische  Staatsvertrag  über  den  gleichen  Gegen- 
stand (1900). 


I. 


Vertrag 


zwischen 

der  Schweiz  und  Frankreich  (Iber  den  Gerichtsstand  und  die  Voll« 

Ziehung  von  Urteilen  in  Civilsachen. 

AbgeschloBsen  am  15.  Juni  1869. 
Ratifiziert  von  Frankreioh  am  3.  Juli  1869. 
Ratifiziert  von  der  Schweiz  am  2.  August  1869. 


*i    _ 

^  ■  '  -V, 
'.•  li 

'■  '  '.•''•>pj; 

\  ■■■    ■.'"HeJ 

•■'    '  (    « 


Der  Bandesrat 

der 

schweizerischen    Eidgenossenschaft 

nach  Einsicht  und  Prüfung  des 
zwischen  der  Schweiz  und  Frankreich 
von  den  Bevollmächtigten  beider  Staaten 
am  15.  Juni  1869  zu  Paris  unter  Rati- 
fikationsYor behalt  abgeschlossenen  Ver- 
trags über  den  Gerichtsstand  und  die 
Vollziehung  von  Urteilen  in  Civilsachen, 
sowie  des  diesen  Vertrag  erläuternden 
Protokolls,  welcher  Vertrag  am  20. 
Juli  1869  vom  Nationalrate  und  am 
24.  gleichen  Monats  vom  Ständeratc 
genehmigt  worden  ist,  und  der  also 
I  autet : 

Da  sich  zwischen  den  Regierungen 
der  schweizerischen  Eidgenossenschaft 
und  Frankreichs  bezüglich  der  Aus- 
legung einzelner  Bestimmungen  des 
Vertrages  vom  18.  Juli  1828  Schwie- 
rigkeiten erhoben  haben,  so  erachteten 
die    schweizerische    Eidgenossenschaft 


NAPOLEON, 

Far  la  grdce  de  Dieu  et  la  Volonte 
nationale, 

EMPEREUR  DES  FRANQAIS, 

A  tou8  cetix  qui  ces  präsentes 

Lettres  verrant, 

Salut. 

Une  Convention  relative  k  la  com- 
p6tence  judiciaire  et  k  Tex^cution  des 
jugements  en  mati^re  civile,  ayant  6t^ 
conelue,  le  15  Juin  1869,  entre  la 
France  et  la  Confed6ration  suisse ; 

Convention  dont  la  teneur  suit: 


DoH  difficultes  s*6tant  61ev6e8  entre 
le  Gouvernement  suisse  et  la  France 
relativement  k  l'interpr^tation  de  quel- 
ques dispositions  du  Traite  du  18  Juil- 
let  1828,  la  Conf6d6ration  suisse  et 
Sa  Majeste  TEmpereur  des  Fran^ais 
ont  jug6   necessaire   de   le   soumettre 
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und  Seine  Majestät  der  Kaiser  der 
Franzosen  für  nötig,  denselben  einer 
Revision  zu  unterwerfen ,  und  sie  haben 
zu  diesem  Zwecke  als  Bevollmächtigte 
ernannt : 

Die 
schweizerische    Eidgenossenschaft : 

den  Hrn.  Johann  Eonrad  Kern,  aus- 
serordentlichen Gesandten  und  be- 
vollmächtigten Minister  der  schweize- 
rischen Eidgenossenschaft  bei  Seiner 
Majestät  dem  Kaiser  der  Franzosen ; 

Seine  Majestät  der  Kaiser  der 
Franzosen : 

Seine  Excellenz  Felix  Marquis  de  la 
Valette,  Senator  des  Kaiserreiches, 
Mitglied  des  geheimen  Kates,  Gross- 
kreuz  des  kaiserlichen  Ordens  der 
Ehrenlegion  etc.,  Seinen  Minister 
und  Staatssekretär  im  Departement 
der  auswärtigen  Angelegenheiten ; 

welche  Bevollmächtigten,  nach  Aus- 
wechslung ihrer  in  guter  und  gehöriger 
Form  befundenen  Vollmachten,  sich 
über  folgende  Artikel  vereinbart  haben : 

I. 
Klage  und  Gerichtsstand. 

Art.  1. 

In  Streitigkeiten  zwischen  Schwei- 
zern und  Franzosen,  oder  zwischen 
Franzosen  und  Schweizern,  über  be- 
wegliche Sachen  und  persönliche  An- 
sprüche, mögen  sie  aus  dem  bürger- 
lichen oder  aus  dem  Handelsverkehr 
entsprungen  sein,  ist  der  Kläger  ver- 
pflichtet, seine  Klage  bei  dem  natür- 
lichen Richter  des  Beklagten  anhängig 
zu    machen.     Es    gilt    dies    auch    für 


ä  une  r6vision,  et  ont,  k  cet  effet, 
nomm6  pour  leurs  Pl^nipotentiaires, 
savoir : 


La  ConfSdärathn  sulsse; 

M.  Jean  Conrad  Kern,  Envoy6  extra- 
ordinaire  et  Ministre  pl^nipotentiaire 
de  la  Conf6d6ration  suisse  prös  Sa 
Majest^  TEmpereur  des  Fran^ais; 
et 

Sa  MaJesU 
l'Empereur  des  Frangals; 

Son  Excellence  M.  Felix  Marquis  de 
La  Valette,  Senateur  de  l'Empire, 
Membre  de  Son  Conseil  priv6,  Grand' 
Croix  de  Son  Ordre  Imperial  de  la 
L6gion  d*honneur,  etc.  etc.,  Son 
Ministre  et  Secr6taire  d'Etat  au  De- 
partement des  Affaires  6trang^res; 

lesquels,  apr^s  s^^tre  communiqu6  leurs 
pleins  pouvoirs,  trouv6s  en  bonne  et 
due  forme,  sont  convenus  des  articles 
suivants : 

I. 
Competence  et  action  en  justice. 

Art.  1«' 

Dans  les  contestations  en  matiöre 
mobili^re  et  personnelle,  civile  oa  de 
commerce,  qui  s^61överont,  seit  entre 
Suisses  et  Frangais,  soit  entre  Fran- 
Qais  et  Suisses,  le  demandeur  sera 
tenu  de  poursuivre  son  action  devant 
les  juges  natu  reis  du  defendeur.  II  en 
sera  de  m^me  pour  les  actions  en 
garantie,  quel  que  soit  le  tribunal  od 
la  demande  originaire  sera  pendante. 
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Regr6S8klagen,  welches  immer  das  Ge- 
richt sein  mag,  bei  welchem  die  ur- 
sprüngliche Klage  anhängig  ist 

Hat  der  Beklagte;  sei  er  Schweizer 
oder  Franzose,  weder  in  der  Schweiz 
noch  in  Frankreich  einen  bekannten 
Wohnsitz  oder  Aufenthaltsort,  so  kann 
er  vor  dem  Gerichte  des  Wohnortes 
des  Klägers  belangt  werden. 

Wenn  jedoch  die  Klage  auf  Er- 
füllung eines  Vertrages  geht,  der  vom 
Beklagten  entweder  in  der  Schweiz 
oder  in  Frankreich,  aber  ausserhalb 
des  Bereiches  des  erwähnten  natür- 
lichen Richters  eingegangen  worden  ist, 
so  kann  dieselbe  bei  dem  Richter  des 
Oites  angehoben  werden,  wo  der  Ver- 
trag abgeschlossen  wurde,  insofern  die 
Parteien  zur  Zeit,  wo  der  Prozess  an- 
hängig gemacht  wird,  daselbst  ihren 
Aufenthalt  haben. 

Art.  2. 

In  Streitigkeiten  zwischen  Schwei- 
zern, die  sämtlich  in  Frankreich,  oder 
zwischen  Franzosen,  die  sämtlich  in  der 
Schweiz  ihren  Wohnsitz  oder  ein  kauf- 
männisches Etablissement  haben,  kann 
der  Kläger  seine  Klage  auch  bei  dem 
Gerichte  des  Wohnortes  des  Beklagten 
oder  des  Ortes,  wo  das  Etablissement 
desselben  sich  befindet,  anhängig 
machen,  und  es  darf  dieses  Gericht 
njcht  aus  dem  Grunde,  dass  die  Par- 
teien Ausländer  seien,  die  Annahme 
der  Klage  verweigern. 

Dieselbe  Bestimmung  findet  auch 
dann  Anwendung,  wenn  ein  Schweizer 
einen  in  Frankreich  wohnhaften  oder 
sich  daselbst  aufhaltenden  Fremden 
vor  einem  französischen  Gerichte,  und 
umgekehrt,  wenn  ein  Franzose  einen 
in  der  Schweiz  wohnhaften   oder  sich 


Si  le  Suisse  ou  le  Frangais  d6fendeur 
n^a  point  de  domicile  ou  de  r6sidence 
connus  en  Suisse  ou  en  France,  il 
pourra  ^tre  cit6  devant  le  tribunal  du 
domicile  du  demandeur. 


Si,  n^anmoins,  Vaction  a  pour.  objet 
rex6cution  d*un  contrat  consent!  par 
le  d6fendeur  dans  un  Heu  situ^,  seit 
en  Suisse,  soit  en  France,  hors  du 
ressort  des  dits  juges  naturels,  eile 
pourra  dtre  portee  devant  le  juge  du 
Heu  oü  le  contrat  a  et6  pass^,  si  les 
parties  y  resident  au  moment  oü  le 
proc&s  sera  engag^. 


Art.  2. 

Dans  les  contestations  entre  Suisses 
qui  seraient  tous  domicilies  ou  auraient 
un  etablissement  commercial  en  France 
et  dans  Celles  entre  Fran^ais  tous  do- 
micilies ou  ayant  un  etablissement 
commercial  en  Suisse,  le  demandeur 
pourra  aussi  saisir  le  tribunal  du  do- 
micile ou  du  Heu  de  Tetablissement  du 
defendeur  sans  que  les  juges  puissent 
refuser  de  juger  et  se  declarer  incom- 
petents  k  raison  de  Textraneito  des 
parties  contestantes. 

II  en  sera  de  mdme  si  un  Suisse 
poursuit  un  etranger  domicilie  ou  r6- 
sidant  en  France  devant  un  tribunal 
franc^ais,  et,  r6ciproquement,  si  un 
Fran^ais  poursuit  en  Suisse  un  etranger, 
domicilii  ou  r^sidant  en  Suisse,  devant 
un  tribunal  suisse. 
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daselbst    aufhaltenden    Fremden    vor 
einem  schweizerischen  Gerichte  belangt. 

Art.  3. 

Ist  an  einem  andern  Orte  als  an 
dem  Wohnsitze  des  Beklagten  Domizil 
gewählt  worden,  so  ist  der  Richter  des 
gewählten  Domizils  allein  kompetent, 
über  Streitigkeiten,  zu  welchen  die 
Erfüllung  des  Vertrages  Anlass  gibt, 
zu  urteilen. 

Art.  4. 

Dingliche  Klagen  auf  Immobilien 
sind  bei  dem  Richter  der  gelegenen 
Sache  anzuheben. 

Dasselbe  gilt  auch  von  persönlichen 
Klagen,  wenn  sie  mit  dem  Eigentum 
oder  mit  einem  Benutzungsrechte  an 
Immobilien  zusammenhängen. 

Art.  5. 

Jede  Klage  betreffend  Liquidation 
oder  Teilung  einer  Erbschaft,  sei  es 
infolge  von  Testament  oder  von  Inte- 
staterbrecht, und  betreffend  die  Ab- 
rechnung zwischen  Erben  und  Lega- 
taren, ist  vor  dem  Gerichte  des  Ortes 
geltend  zu  machon,  wo  die  Erbschaft 
eröffnet  worden  ist,  und  zwar,  wenn 
es  sich  um  die  Yerlassenschaft  eines 
Franzosen  handelt,  der  in  der  Schweiz 
verstorben  ist,  vor  dem  Gerichte  seines 
letzten  Wohnorte»  in  Frankreich,  und 
wenn  es  sich  um  die  Verlassenschaft 
eines  Schweizers  handelt,  der  in  Frank- 
reich verstorben  ist,  vor  dem  Gerichte 
seines  Heimatortes.  Immerhin  müssen 
für  die  Teilung  und  für  die  Veräusse- 
rung  von  Immobilien  die  Gesetze  des 
Landes,  wo  dieselben  liegen,  beobachtet 
werden. 

Wenn  bei  der  Teilung  von  Erb- 
schaften, zu  denen  gleichzeitig  mit  Ein- 


Art.  3. 

En  cas  d'61ection  de  domicile  dans 
un  lieu  autre  que  celui  du  domicile 
du  defendeur,  les  juges  du  lieu  du 
domicile  6lu  seront  seuls  comp^tents 
pour  connaltre  des  difficult^s  auxquelles 
Texecution  du  contrat  pourra  donner 
lieu. 

Art.  4. 

En  matiöre  reelle  ou  immobiliere, 
l'action  sera  suivie  devant  le  tribunal 
du  lieu  de  la  Situation  des  immeubles. 
II  en  sera  de  m^me  dans  le  cas  oü 
il  s'agira  d'une  action  personnelle  con- 
cemant  la  propriete  ou  la  jouissance 
d'un  immeuble. 

Art.  5. 

Toute  action  relative  k  la  liquida- 
tion  et  au  partage  d'une  succession 
testamentaire  ou  ab  intestat  et  aux 
comptes  k  faire  entre  les  h^ritiers  ou 
legataires  sera  portee  devant  le  tribunal 
de  Pouverture  de  la  succession,  c'est- 
ä-dire,  sHl  s'agit  d'un  Frangais  mort 
en  Sujsse,  devant  le  tribunal  de  son 
dernier  domicile  en  France,  et  s'il 
s'agit  d'un  Suisse  decede  en  France, 
devant  le  tribunal  de  son  lieu  d'origine 
en  Suisse.  Toutefois  on  devra,  pour  le 
partage,  la  licitation  ou  la  vente  des 
immeubles,  se  conformer  aux  lois  du 
pays  de  leur  Situation. 


Si  dans  les  partages  de  succession 
auxquels    les    etrangers    sont  appeles 
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heimischen  auch  Fremde  berufen  sind, 
die  Gesetzgebung  eines  der  beiden 
Länder  den  eigenen  Angehörigen  be- 
sondere Rechte  und  Vorteile  auf  das 
in  diesem  Lande  befindliche  Vermögen 
einräumt,  so  können  die  Angehörigen 
des  andern  Landes  in  analogen  Fällen 
ebenfalls  die  Rechte  und  Vorteile  an- 
sprechen, welche  die  Gesetzgebung  des 
Staates,  dem  sie  angehören,  gewährt. 
Es  versteht  sich  jedoch  von  selbst, 
dass  in  Erbschaftssachen  die  von  den 
betreffenden  Gerichten  erlasseneu  Ur- 
teile, wofern  sie  nur  eigene  Staats- 
angehörige betreffen,  im  andern  Staate 
vollziehbar  sein  sollen,  welche  Gesetze 
auch  in  diesem  letztern  in  Kraft  sein 
mögen. 

Art.  6. 

Der  Konkurs  über  einen  Franzosen, 
der  in  der  Schweiz  ein  Handelsgeschäft 
hat,  kann  von  dem  Gerichte  seines 
Wohnortes  in  der  Schweiz,  und  um- 
gekehrt kann  der  Konkurs  über  einen 
Schweizer,  der  in  Frankreich  ein  Han- 
delsgeschäft hat,  von  dem  Gerichte 
seines  Wohnortes  in  Frankreich  aus- 
gesprochen werden. 

Nachdem  ein  solches  Urteil  gemäss 
den  Bestimmungen  des  nachstehenden 
Art.  16  auch  für  das  andere  Land  voll- 
ziehbar erklärt  worden  ist,  hat  der 
Vertreter  der  Masse  (Syndic)  die  Be- 
fugnis, durch  Produktion  des  Urteils 
die  Ausdehnung  des  Konkurses  auf 
das  bewegliche  und  unbewegliche  Ver- 
mögen, das  der  Gemeinschuldner  in 
dem  andern  Lande  besitzt,  zu  ver- 
langen. 

In  diesem  Falle  kann  d(»r  Vertreter 
der  Masse  die  Guthaben  des  Geraein- 
schuldners  bei  dessen  Schuldnern  ein- 
treiben   und    zum    Verkauf   der    dem 


concurremment  avec  des  nattonaux,  la 
l^gislation  de  Tun  des  denx  pays 
accorde  ä  ses  nationaux  des  droits  et 
avantages  particuliers  sur  les  biens 
situ^s  dans  ce  pays,  les  ressortissants 
de  Tautre  pays  pourront,  dans  les  cas 
analogues,  revendiquer  de  m^me  les 
droits  et  avantages  accord6B  par  la 
l^gislation  de  TEtat  auquel  ils  appar- 
tiennent. 

II  est,  du  reste,  bieii  entendu  que 
les  jugements  rendus  en  mati^re  de 
succession  par  les  tribunaux  respectifs 
et  uninteressant  que  leurs  nationaux 
seront  executoires  dans  Tautre  quelles 
que  soient  les  lois  qui  y  sont  en  vigueur. 


Ai-t.  6. 

La  faillite  d^un  Fran<;ais  ayant  un 
etablissement  de  commerce  en  Suisse 
pourra  dtre  prononcee  par  le  tribunal 
de  la  residence  en  Suisse,  et,  r6cipro- 
quement,  celle  d^un  Suisse  ayant  un 
etablissement  de  commerce  en  France 
pourra  etre  prononcee  par  le  tribunal 
de  sa  residence  en  France. 

La  production  du  jugement  de 
faillite  dans  Tautro  pays  donnera  au 
syndic  ou  representant  de  la  masse, 
apr^s,  toutefois,  que  le  jugement  aura 
ete  declare  executoire  conformement 
aux  r^gles  otablies  en  Particle  16  ci- 
apres,  le  droit  de  reclamer  Papplica- 
tion  de  la  faillite  aux  biens  meubles 
et  immeubles  que  le  failli  poss^dera 
dans  ce  pays. 

En  ce  eas,  le  syndic  pourra  pour- 
suivre  contre  les  debiteurs  le  rem- 
bourseraent  des  creancos  dues  au  failli ; 
il   poursuivra   egalement,   en   se   con- 
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Gemeinschuldner  angehörigen  beweg- 
lichen und  unbeweglichen  Yennögens- 
stücke  schreiten;  er  soll  jedoch  bei 
diesem  Verkaufe  die  Gesetze  beobachten, 
welche  an  dem  Orte  bestehen,  wo  die 
Yermögensstucke  liegen. 

Die  Beträge,  welche  der  Vertreter 
der  Masse  in  dem  Lande  der  Heimat 
des  Gemein  Schuldners,  sei  es  aus  dem 
Verkaufe  von  beweglichem  Gut,  sei  es 
aus  der  Einziehung  von  Forderungen 
bezogen  hat,  sollen  in  die  gemeine 
Masse  am  Orte  des  Ronkurses  ein- 
geworfen und  mit  den  übrigen  Aktiven 
der  Masse  nach  Vorschrift  der  am 
Konkursorte  geltenden  Gesetze  unter 
sämtliche  Gläubiger,  ohne  Rücksicht 
auf  ihre  Herkunft,  verteilt  werden. 

Was  den  Erlös  aus  den  Immobi- 
lien betrifft,  so  soll  derselbe  unter  die 
Berechtigten  nach  d^n  Gesetzen  des 
Landes,  wo  die  Immobilien  liegen,  ver- 
teilt werden.  Es  sind  daher  die  Gläu- 
biger, seien  sie  Franzosen  oder  Schwei- 
zer, welche  sich  für  Wahrung  ihrer 
Privilegien  oder  Hypotheken  nach  den 
Gesetzen  des  Landes  der  gelegenen 
Sache  gerichtet  haben,  bezüglich  dieses 
Erlöses,  ohne  Rücksicht  auf  ihre  Natio- 
nalität, in  diejenige  Klasse  zu  ver- 
weisen (kollüzieren),  in  die  sie  gesetz- 
lich gehören. 

Art.  7. 

Klagen,  welche  auf  Schadenersatz, 
oder  auf  eine  Restitution,  oder  auf 
das  Wiedereinwerfen  von  Verraögens- 
stücken,  oder  auf  die  Nichtigkeit  eines 
Recbtsgeschäftes  abzielen,  und  ebenso 
alle  Klagen,  die  infolge  der  Fallit- 
erklärung selbst  oder  infolge  eines  Ur- 
teils, das  die  Fallimentserklärung  auf 
einen   andern  Zeitpunkt  festsetzt,   als 


formant  aux  lois  du  pays  de  leur  Situa- 
tion, la  vente  des  biens  meubles  et 
immeubles  appartenant  au  failli. 


Le  prix  des  biens  meubles  et  les 
sommes  et  creances  recouvr6es  par  le 
syndic  dans  le  pays  d'origine  du  failli 
seront  joints  k  l'actif  de  la  masse  chiro- 
graphaire  du  Heu  de  la  faillite  et  par- 
tag^s  avec  cet  actif,  sans  distinction 
de  nationalite,  entre  tous  les  cr6anciers, 
conform6ment  k  la  loi  du  pays  de  la 
faillite. 


Quant  au  prix  des  immeubles,  la 
distribution  entre  les  ayants  droit  sera 
regio  par  la  loi  du  pays  de  leur  Situa- 
tion ;  en  cons6quence,  les  cr6ancicrs 
frang,ais  ou  suisses  qui  se  seront  con- 
form^s  aux  lois  du  pays  de  la  Situa- 
tion des  immeubles,  pour  la  conserva- 
tion  de  leurs  droits  de  privilöge  ou 
d^hypoth^que  sur  les  dits  immeubles, 
seront,  sans  distinction  de  nationalite, 
coUoques,  sur  le  prix  des  biens,  au  rang 
qui  leur  appartiendra  d^apr^s  la  loi  du 
pays  de  la  Situation  des  dits  immeubles. 


Art.  7. 

Les  actions  en  dommages,  restitu- 
tion,  rapport,  nullite  et  autres,  qui, 
par  suite  d^un  jugement  d6claratif  de 
faillite  ou  d*un  jugement  reportant 
Touverturo  de  la  faillite  k  une  6poque 
autrc  que  celle  primitivement  fix^e,  ou 
pour  touto  autre  cause,  vtendraient  k 
^tre  exercees  contre  des  cr^anciers 
ou  des  tiers,  seront  port^es  devant  le 
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er  ursprünglich  fixiert  war,  oder  Klagen, 
die  aus  irgend  welchen  andern  Grün- 
den gegen  Gläubiger  oder  gegen  Dritte 
angehoben  werden,  sind  bei  dem  Ge- 
richte des  Wohnsitzes  des  Beklagten 
anhängig  zu  machen,  es  wäre  denn, 
dass  sich  der  Rechtsstreit  auf  ding- 
liche Rechte  an  Immobilien  beziehen 
wurde. 

Art.  8. 

Im  Falle  ein  Akkommodement  zu 
Stande  gekommen  ist,  so  haben  alle 
Bestimmungen  des  Akkommodements, 
und  zwar  insbesondere  auch  die  Ab- 
tretung des  in  seinem  Heimatlande 
gelegenen  Vermögens  von  seite  des 
Schuldners,  die  gleichen  Wirkungen, 
wie  in  dem  Lande,  in  welchem  der 
Konkurs  eröffnet  worden  ist,  unter 
der  Voraussetzung  jedoch^  dass  das 
Urteil,  welches  das  Akkommodement 
bestätigt  (Homologationsurteil),  gemäss 
der  Vorschriften  des  Art.  16  voUzieh- 
bar  erklärt  worden  ist. 

Art.  9. 

Ist  in  der  Schweiz  oder  in  Frank- 
reich über  einen  in  dem  einen  oder 
andern  Laude  niedergelassenen  Frem- 
den, welcher  schweizerische  und  fran- 
zösische Kreditoren  hat  und  in  Frank- 
reich oder  in  der  Schweiz  Vermögen 
besitzt,  Konkurs  eröffnet  worden,  so 
sind  auch  auf  diesen  Konkurs  die  Vor- 
schriften der  Artikel  7  und  8  an- 
wendbar. 

Art.  10. 

Für  minderjährige  und  bevormun- 
dete Schweizer,  die  in  Frankreich 
wohnen,  gilt  die  vormundschaftliche 
Gesetzgebung  ihrer  Heimatkantone, 
und  in  gleicher  Weise  gilt  für  minder- 


tribnnal  du  domicile  du  d6fendeur,  ä 
moins  que  la  contestation  ne  porte  sur 
un  immeuble  ou  un  droit  r6el  et  im- 
mobilier. 


Art.  8. 

En  cas  de  concordat,  Fabandon  fait 
par  le  d6biteur  failli  des  biens  situ^s 
dans  son  pays  d'origine  et  toutes  les 
stipulations  du  concordat  produiront 
par  la  production  du  jugement  d^homo- 
logation  d6clar6  ex6cutoire  conform6- 
ment  k  Tart.  16,  tous  les  effets  quUl 
aurait  dans  le  pays  de  la  faillite. 


Art.  9. 

La  faillite  d*un  6tranger  6tabli,  seit 
en  Suisse,  seit  en  France,  et  qui  aura 
des  cr6anciers  suisses  et  frangais  et 
des  biens  situ6s  en  Suisse  ou  en  France, 
sera,  si  eile  est  d6clar6e  dans  Tun  des 
deux  pays,  soumise  aux  dispositions 
des  articles  7  et  8. 


Art.  10. 

La  tutelle  des  mineurs  et  interdits 
suisses  residant  en  France  sera  rögie 
par  la  logislation  de  leur  Canton  d'ori- 
gine,  et,  r6ciproquement,  la  tutelle 
des  mineurs  et  interdits  frangais  resi- 
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jährige  und  bevormundete  Franzosen, 
die  in  der  Schweiz  wohnen,  das  franzö- 
sische Gesetz.  Es  sollen  daher  Streitig- 
keiten über  die  Einsetzung  einer  Yor- 
mundschaft  oder  über  die  Verwaltung 
des  Vermögens  von  Minderjährigen 
und  Bevormundeten  vor  die  kompetente 
Behörde  des  Heimatlandes  gebracht 
werden,  mit  Ausschluss  jedoch  von 
Streitigkeiten  über  Immobilien,  bei  wel- 
chen die  Gesetze  der  gelegenen  Sache 
ihre  Anwendung  finden,  so  weit  nicht 
konservatorische  Massregeln  notwendig 
werden,  welch'  letztere  dem  Richter 
des  Wohnortes  zustehen. 

Art.  11. 

Wird  bei  einem  schweizerischen 
oder  bei  einem  französischen  Gerichte 
eine  Klage  anhängig  gemacht,  die 
nach  Inhalt  der  vorhergehenden  Artikel 
nicht  in  seine  Kompetenz  fällt;  so  soll 
es  von  Amtes  wegen,  und  zwar  selbst 
in  Abwesenheit  des  Beklagten,  die 
Parteien  an  den  kompetenten  Richter 
verweisen. 

Art.  12. 

Gegen  ein  Kontumazialurteil  kann 
nur  bei  den  Behörden  des  Landes,  in 
welchem  dieses  Urteil  erlassen  worden 
ist,  Opposition  eingelegt  werden. 

Art.  13. 

Von  Franzosen,  die  in  der  Schweiz 
eine  Klage  anheben,  kann  keine  andere 
Gebühr,  Kaution  oder  Hinterlage  ver- 
langt werden  als  eine  solche,  die  nach 
den  Gesetzen  des  Kantons,  wo  die 
Klage  angehoben  wird,  auch  von  schwei- 
zerischen Angehörigen  anderer  Kan- 
tone gefordert  werden  darf. 

In  gleicher  Weise  kann  auch  von 
Scliweizeni,    die    in   Frankreich    eine 


dant  en  Suisse  sera  reglee  par  la  loi 
fran^aise;  en  cons^quence,  les  contes- 
tations  auxquelles  T^tablissement  de 
la  tutelle  et  radministration  de  leur 
fortune  pourront  donner  Heu,  seront 
port^es  devant  Tautorit^  comp6tente 
de  leur  pays  d'origine,  sans  pr^judice 
toutefois  des  lois  qui  r6gissent  les  im- 
meubles  et  des  mesures  oonservatoires 
que  les  juges  du  lieu  de  la  r^sidence 
pourront  ordonner. 


Art.  11. 

Le  tribunal  suisse  ou  fran^ais  devant 
lequel  sera  portee  une  demande  qui, 
d*aprös  les  articles  prec6dents,  ne  serait 
pas  de  sa  comp^tence,  devra,  d'of&ce, 
et  mc^me  en  Tabsence  du  defendeur, 
renvoyer  les  parties  devant  les  juges 
qui  en  doivent  connattre. 


Art.  12. 

L ^Opposition  k  un  jugement  par 
defaut  ne  pourra  ^tre  formee  que  de- 
vant les  autorites  du  pays  oü  le  juge- 
ment aura  ote  rendu. 

Art.  13. 

II  ne  sera  exige  des  Fran^ais  qui 
auraient  ä  poursuivre  une  action  en 
Suisse,  aucun  droit,  caution  ou  d6p6t 
auxquels  ne  seraient  pas  soumis,  con- 
formement  aux  lois  du  Canton  oül'action 
est  intentee,  les  ressortissants  suisses 
dos  autrcs  Canton s ;  r6ciproquement,  il 
ne  sera  exige  des  Suisses  qui  auraient 
k  poursuivre  une  action  en  France, 
aucun   droit,    caution   ou   d6p6t   aux- 
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Klage  vor  Gericht  geltend  machen, 
keine  Gebühr,  Kaution  oder  Hinterlage 
gefordert  werden,  denen  die  Franzosen 
gemäss  den  französischen  Gesetzen 
nicht  aach  unterworfen  sind. 

Art.  14. 

Die  Schweizer  in  Frankreich  und 
die  Franzosen  in  der  Schweiz  haben 
Anspruch  auf  gerichtliche  Verbeistän- 
dung in  Gemässheit  der  Gesetze  des 
Landes,  in  welchem  sie  die  Verbei- 
ständung verlangen.  Jedoch  soll  neben 
den  Förmlichkeiten,  welche  jene  Ge- 
setze vorschreiben,  die  Armut  noch 
ausserdem  durch  Urkunden  der  kom- 
petenten Behörden  der  Heimat  der 
betreffenden  Partei  konstatiert  werden. 

Diese  Urkunden  hat  der  diploma- 
tische Agent  des  andern  Landes  zu 
legalisieren  und  seiner  Regierung  zu 
übermitteln. 

IL 
Vollziehung  der  Urteile. 

Art.  15. 

Urteile  oder  definitive  Erkenntnisse 
in  Civil-  oder  Handelssachen,  die  durch 
Gerichte  oder  Schiedsgerichte  in  dem 
einen  der  beiden  kontrahierenden  Staa- 
ten ausgefällt  worden  und  in  Rechts- 
kraft erwachsen  sind,  sollen  in  dem 
andern  Staate  nach  den  Formen  und 
unter  den  Voraussetzungen  des  Art.  16 
vollziehbar  sein. 

Art.  16. 

Die  Partei,  zu  deren  Gunsten  in 
einem  der  beiden  Staaten  die  Voll- 
ziehung eines  Urteils  oder  eines  richter- 
lichen Erkenntnisses  verlangt  wird, 
muss  dem  Gerichte  oder  einer  andern 
kompetenten  Behörde   des  Ortes  oder 


quels  ne  seraientpas  soumisles  Fran^ais 
d'apr^s  les  lois  fran^aises. 


Art.  14. 

Les  Suisses  en  France  et  les  Fran- 
Qais  en  Suisse  jouiront  du  b^n^fice  de 
l'assistance  judiciaire,  en  se  conformant 
aux  lois  du  pays  dans  lequel  l'assistance 
sera  reclamee.  Neanmoins  T^tat  d'in- 
digenoe  devra,  en  outre  des  formalites 
prescrites  par  cette  loi,  dtre  Stabile  par 
la  production  de  piöces  d61ivr6es  par 
les  autorites  comp6tentes  du  pays  d^ori- 
gine  de  la  partie,  et  16galis6e8  par 
l'agent  diplomatique  de  Tautre  pays, 
qui  les  transmettra  k  son  Gouverne- 
ment. 


II. 
Exöcution  des  jugements. 

Art.  15. 

Les  jugements  ou  arr^ts  d^finitifs 
en  mati^re  civile  et  commerciale  rendus 
seit  par  les  tribunaux  seit  par  des  ar- 
bitres,  dans  Tun  des  deux  Etats  con- 
tractants,  seront,  lorsqu'ils  auront  acquis 
force  de  chose  jugee,  executoires  dans 
Tautre,  suivant  les  formes  et  sous  les 
conditions  indiquees  dans  Tarticle  16 
ci-apr^s. 

Art.  16. 

La  partie  en  faveur  de  laquelle  on 
poursuivra  dans  Tun  des  deux  Etats 
Texecution  d'un  jugement  ou  d'un  arr^t, 
devra  produire  au  tribunal  ou  d  l'au- 
torite  comp^tente  du  lieu  ou  de  Tun 
des  lieux  ou  Texecution  doit  avoir  lieu : 


578 


eines  der  Orte,  wo  die  Vollziehung 
stattfinden  soll,  folgende  Aktenstücke 
vorlegen : 

1.  das  Urteil  oder  das  Erkenntnis 
in  einer  durch  den  Gesandten 
oder,  in  Ermanglung  eines  solchen, 
durch  die  Behörden  des  betreffen- 
den Landes  legalisierten  Aus- 
fertigung ; 

2.  das  Original  des  Aktes  über  die 
Notifikation  des  genannten  Ur- 
teils oder  Erkenntnisses,  oder 
irgend  einen  andern  Akt,  welcher 
im  betreffenden  Lande  die  Stelle 
der   Notifikation    gültig  vertritt; 

3.  eine  durch  den  Gerichtsschreiber 
des  urteilenden  Gerichtes  ausge- 
stellte Bescheinigung,  dass  keiner- 
lei Opposition,  Appellation  oder 
ein  anderes  Rechtsmittel  vorliege. 

Auf  die  Vorweisung  dieser  drei 
Aktenstücke  hin  soll  über  das  Be^ 
gehren  um  Vollziehung  entschieden 
werden.  Dies  geschieht  in  Frankreich 
durch  das  als  Kammer  für  Justiz - 
geschäfte  versammelte  Gericht,  und 
zwar  auf  den  Bericht  eines  durch  den 
Präsidenten  hiezu  bezeichneten  Richters 
und  auf  den  Antrag  der  Staatsan- 
waltschaft. In  der  Schweiz  geschieht 
die  Entscheidung  durch  die  kompetente 
Behörde  in  der  gesetzlich  bestimmten 
Form.  In  beiden  Ländern  soll  jedoch 
eine  Entscheidung  nicht  gefasst  werden, 
bevor  der  Partei,  gegen  welche  die 
Vollziehung  verlangt  wird,  mittelst 
Notifikation  der  Tag  und  die  Stunde 
des  Entscheides  zur  Kenntnis  gebracht 
worden  ist. 

Art.  17. 

Die  Behörde,  welche  über  das 
Vollziehungsbegehren  zu  entscheiden 
hat,  soll  in  keiner  Weise  in  die  mate- 


1.  L'exp^dition  du  jugement  ou  de 
Tarrdt  16galis6  par  les  envoyes 
respectifs,  ou  k  leur  d^faut  par 
les  autorites  de  chaque  pays; 


2.  L'original  de  Texploit  de  signi- 
fication  du  dit  jugement  ou  arr^t 
ou  tout  autre  acte  qui,  dans  le 
pays,   tient   Heu  de  signification ; 


3.  Un  certificat  d61ivr6  par  le  greffier 

du  tribunal  oü  le  jugement  a6te 

rendu,    constatant  qu'il    n'existe 

ni  Opposition,  ni  appel,  ni  autre 

acte  de  recours. 

Sur  la  repr^seniation  de  ces  pi^ces, 

il  sera  statu6   sur  la  demande  d'ex6- 

cution,    savoir:    en    France,    par   le 

tribunal  r6uni  en  Chambre  du  Conseil, 

sur  le  rapport  d'un  juge  commis  par 

le    President    et    les   conclusions    du 

Minist^re    public,    et   en  Suisse,    par 

rantorit6    competente  dans  la  forme 

prescrite  par  la   loi.      Dans    Tun    et 

Tautre  cas,  il  ne  sera  8tatu6  qu'apres 

qu'il  aura  6t6  adress^  k  la  partie  contre 

laquelle  l'execution  est  poursuivie  une 

notification  indiquant  le  jour  et  Theure 

oü  il  sera  prononc6  sur   la  demande. 


Art.  17. 

L'autorit6  saisie  de  la  demande 
d'execution  n'entrera  point  dans  la 
discussion  du  fond  de  l'affaire.      Elle 
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rielle  Würdigung  der  Prozesssache 
eintreten.  Eine  Vollziehung  kann  nur 
in  den  folgenden  Fällen  verweigert 
werden : 

1.  wenn  der  Entscheid  von  einer 
inkompetenten  Behörde  gefallt 
worden  ist; 

2.  wenn  ein  kontradiktorisches  Urteil 
erlassen  worden  ist,  ohne  dass 
die  Parteien  gehörig  zitiert  worden 
sind  und  gesetzlich  vertreten 
waren,  oder  wenn  ein  Kontuma- 
zialurteil erlassen  worden  ist,  ohne 
dass  die  Parteien  gehörig  zitiert 
worden  sind; 

3.  wenn  die  Normen  des  öffentlichen 
Rechtes  oder  die  Interessen  der 
öffentlichen  Ordnung  des  Landes, 
wo  die  Vollziehung  verlangt  wird, 
einer  Vollziehung  des  Entscheides 
der  fremden  richterlichen  Behörde 
entgegenstehen. 

Ein  Urteil,  durch  welches  die  Voll- 
ziehung entweder  gestattet  oder  ver- 
weigert wird,  ist  wegen  Nichterschei- 
nens einer  Partei  nicht  anfechtbar, 
wohl  aber  kann  gegen  dasselbe  innert 
der  Frist  und  nach  den  gesetzlichen 
Formen  des  Landes,  wo  es  ausgefallt 
wurde,  an  die  kompetente  Behörde 
rekurriert  werden. 

Art.  18. 

Wenn  das  Urteil  persönliche  Haft 
nach  sich  zieht,  so  kann  das  Gericht 
diesen  Teil  des  Entscheides  nicht 
vollziehen,  wenn  die  Gesetzgebung 
des  Landes  die  persönliche  Haft  in 
dem  Falle,  um  den  es  sich  in  dem 
Urteil  handelt,  nicht  zulässt. 

Jedenfalls  kann  die  persönliche 
Haft  nur  innert  den  Grenzen  und  in 
der  Form  vollzogen  werden,    die  das 


ne    pourra    refuser    Texecution    que 
dans  les  cas  suivants: 


1.  Si  la  decision  emane  d'uno  juri- 
diction  incomp6tente ; 

2.  Si  eile  a  ete  rendue  sans  que  les 
parties  aicnt  ete  düment  citees  et 
16galement  repr^sentees,  ou  de- 
faillantes ; 


3.  Si  les  regles  du  droit  public  ou 
les  interdts  de  Tordre  public  du 
pays  oü  Texecution  est  demandee 
s'opposent  k  ce  que  la  decision 
de  la  juridiction  etrangerc  y 
reQoive  son  execution. 

La  d6cision  qui  accorde  Texe- 
cution  et  celle  qui  la  refuse  ne  seront 
point  susceptibles  d'opposition,  mais 
elles  pourront  ^tre  Tobjet  d'un  re- 
cours  devant  Tautoritc  competente, 
dans  les  dolais  et  suivant  les  formes 
determinees  par  la  loi  du  pays  oü 
elles  auront  ete  rendues. 


Art.  18. 

Quand  le  jugement  emportera  con- 
trainte par  Corps,  le  tribunal  ne  pourra 
ordonner  Texecution  en  cette  partie 
de  la  decision,  si  la  16gislation  du 
pays  ne  Tadmet  pas  dans  le  cas  dont 
il  s'agit  au  jugement, 

Cette  mesure  ne  pourra  dans  tous 
les  cas  ötre  exercee  que  dans  les 
limites    et    suivant    les    formes  pres- 
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Gesetz    des  Landes,   in   welchem  die 
Vollziehung  verlangt  wird,  vorschreibt 

Art.  19. 

Wenn  über  die  gemäss  Art.  15, 
16  und  17  bewilligte  Yollziehung  von 
Urteilen  und  Entscheiden  Anstände 
entstehen,  so  sind  sie  bei  derjenigen 
Behörde-  anzubringen,  welche  über 
das  Vollziehungsbegehren  selbst  geur- 
teilt hat. 

III. 

Zustellung  von  Gerichtsbefehlen  und  von 
andern  gerichtlichen  und  aussergericht- 
llchen  AktenstOcIcen.  Requisitorien. 

Art.  20. 

Gerichtsbefehle,  Zitationen,  Noti- 
ßkationen,  Aufforderungen  und  andere 
Prozessakten,  die  in  der  Schweiz  aus- 
gestellt und  für  Personen  bestimmt 
sind,  die  in  Frankreich  ihren  Wohn- 
sitz oder  ihren  Aufenthalt  haben, 
sollen  durch  den  Bundesrat  direkt 
demjenigen  schweizerischen  diploma- 
tischen oder  Konsularagenten  zugestellt 
werden,  welcher  dem  kaiserlichen 
Prokurator,  der  sie  an  den  Bestim- 
mungsort vermitteln  soll,  am  nächsten 
ist. 

Der  diplomatische  oder  Konsular- 
agent stellt  sie  diesem  Beamten  der 
Staatsanwaltschaft  zu,  und  dieser 
schickt  ihm  die  Empfangsbescheinigung 
derjenigen  Person  zurück,  welcher 
die  Aktenstücke  zugekommen  sind. 

In  gleicher  Weise  überschickt  die 
französische  Regierung  alle  Gerichts- 
befeble  und  Aktenstücke,  die  in  Frank- 
reich ausgestellt  und  für  Personen 
bestimmt  sind,  die  in  der  Schweiz 
ihren  Wohnsitz  oder  Aufenthalt  haben, 


crites   par  la    loi   du    pays    oü    Ton 
poursuit  son  execution. 

Art.  19. 

Les  difficultes  relatives  k  Texe- 
cution  des  jugements  et  arrdts, 
ordonnee  conformement  aux  articles 
15,  16  et  17,  seront  port^es  devant 
l'autorite  qui  aura  Statut  sur  la 
demande  1 'execution. 


III. 

Transmission  d*6iploits  et  aetes  judiciaires 
et  extrajudiciaires.  Cooinilssions  roga- 
toires. 

Art.  20. 

Les  exploits,  citations,  notifications, 
sommations  et  autres  actes  de  proce- 
dure  dresses  en  Suisse  et  destin^s  ä 
des  personnes  domicili^es  ou  residant 
en  France,  seront  adresses  directement 
par  le  Gouvernement  suisse  h  son 
agent  diplomatique  ou  consulaire  place 
le  plus  pr^s  du  procureur  imperial 
Charge  de  les  remettre  aux  destina- 
taires.  L'agent  diplomatique  ou  con- 
sulaire les  transmettra  k  ce  magistrat, 
qui  lui  renverra  les  r6c6piss6s  delivros 
par  les  personnes  auxquelles  les  actes 
auront  etc  notifies. 


Reciproquement,  le  Gouvernement 
frangais  adressera  k  son  agent  diplo- 
matique ou  consulaire  en  Suisse,  place 
le  plus  pres  de  Taatorite  suisse  cbar- 
gee  de  les  remettre  aux  destinataires, 
les  exploits  et  actes  dresses  on  France 
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an  den  französischen  diplomatischen 
oder  Konsularagenten  in  der  Schweiz, 
welcher  der  mit  der  Zustellung  beauf- 
tragten schweizerischen  Behörde  am 
nächsten  wohnt.  Die  Behörde,  welcher 
die  Aktenstücke  zugestellt  sind,  hat 
einen  Empfangschein  zu  erheben  und 
dem  Agenten  zurückzusenden. 

Art.  21. 

Die  beiden  vertragschliessenden 
Regierungen  verpflichten  sich,  die 
Rcquisitorien,  welche  durch  die  Ge- 
riehtsbeamten  der  beiden  Länder  für 
die  Instruktion  von  Prozessen  in  Zivil- 
und  Handelssachen  erlassen  worden 
sind,  auf  ihren  resp.  Gebieten  aus- 
zuführen, insoweit  als  die  Gesetze  des 
Landes,  wo  die  Vollziehung  statt- 
finden soll,  der  Ausführung  nicht 
entgegenstehen. 

Die  Zustellung  der  genannten  Re- 
quisiten en  soll  immer  auf  dem  diplo- 
matischen Wege  und  in  keiner  andern 
Weise  stattfinden.  Die  aus  den  Re- 
quisitorien  erwachsenden  Kosten  fallen 
demjenigen  Staate  zur  Last,  der  sie 
vollziehen  soll. 

Art.  22. 

Der  gegenwärtige  Staatsvertrag 
ist  abgeschlossen  für  zehn  Jahre,  von 
dem  Tage  an  gerechnet,  an  welchem 
die  Ratifikationsurkunden  ausgewech- 
selt werden.  Für  den  Fall,  dass 
keiner  der  kontrahierenden  Staaten 
ein  Jahr  vor  dem  Ablaufe  dieses  Ter- 
mins seine  Absicht  angezeigt  bat,  die 
Wirkung  desselben  aufhören  zu  machen, 
bleibt  der  Vertrag  noch  für  ein  Jahr 
in  Kraft,  und  so  weiter,  von  Jahr  zu 
Jahr,  bis  zum  Schlüsse  eines  Jahres 
von     dem    Tage     an    gerechnet,     an 

]i«ni,  Internationales  ClTilprozessrecht. 


et  destin^s  k  des  personnes  domi- 
cili6es  ou  r6sidant  en  Suisse,  L'auto- 
rit6  k  laquelle  les  actes  auront  ^t6 
transmis  renverra  k  Tagent  consulaire 
les  r^o^pisses  qu'elle  aura  regus. 


Art.  21. 

Les  deux  Gouvernements  contrac- 
tants  s'engagent  k  faire  ex^cuter  dans 
leur  territoire  respectif  les  commissions 
rogatoires  d6cem6es  par  les  magistrats 
des  deux  pays,  pour  Tinstruction  des 
affaires  civiles  et  commerciales,  et  ce, 
autant  que  les  lois  du  pays  oü  1*6x6- 
cution  devra  avoir  lieu,  ne  s'y  oppo- 
seront  pas. 


La  transmission  des  dites  com- 
missions rogatoires  devra  toujours  dtre 
faite  par  la  voie  diplomatique,  et  non 
autrement.  Les  frais  occasionn6s  par 
ces  commissions  rogatoires  resteront 
k  la  Charge  de  TEtat  requis  de 
pourvoir  k  leur  ex6cution. 

Art.  22. 

La  presente  Convention  est  conclue 
pour  dix  ann^es,  k  partir  du  jour  de 
r^change  des  ratifications.  Dans  le 
cas  oü  aucune  des  deux  hautes  Parties 
contractantes  n'aurait  notiße,  une 
annoe  avant  Texpiration  de  ce  terme, 
son  Intention  d'en  faire  cesser  les 
effets,  la  Convention  continuera  d'iftre 
obligatoire  encore  une  annee,  et  ainsi 
de  suite,  d'annee  en  annee,  jusqu'a 
l'expiration  d'une  annee  ä  compter  du 
jour  oü  Tune  des  Parties  Taura 
denoncoe. 

38 
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welchem    einer    der    kontrahierenden 
Teile  ihn  gekündigt  haben  wird. 

Der  Zeitpunkt,  mit  welchem  der 
gegenwärtige  Staatsvertrag  in  Kraft 
tritt,  wird  im  Protokoll  Ober  die  Aus- 
wechslung der  Ratificationen  ange- 
geben werden. 

Die  Bestimmungen  des  Vertrages 
vom  18.  Juli  1828  über  die  Gerichts- 
barkeit und  die  Vollziehung  von  ur- 
teilen sind  und  bleiben  hiemit  ab- 
geschafft. 

Zur  Beglaubigung  des  Vorstehenden 
haben  die  Bevollmächtigten  den  gegen- 
wärtigen Vertrag  imterzeiohnet  und 
demselben  ihre  Siegel  beigedrückt. 

So  geschehen  in  Paris,  den  15. 
Juni  1869. 

(L.S.)  (Qez.)  Kern. 

(L.S.)  (Gez.)  La  Valette. 

erklärt  den  vorstehenden  Vertrag 
seinem  ganzen  Inhalte  nach  als  an- 
genommen und  in  Kraft  erwachsen, 
und  verspricht  im  Namen  der  schweize- 
rischen Eidgenossenschaft,  denselben, 
so  weit  es  von  dieser  abhangt,  ge- 
wissenhaft zu  beobachten. 

Zur  Urkunde  dessen  ist  die 
gegenwärtige  Ratifikation  vom  Bundes- 
präsidenten und  vom  Kanzler  der 
Eidgenossenschaft  unterschrieben  und 
mit  dem  eidgenössischen  Staatssiegel 
versehen  worden. 

So  geschehen  in  Bern,  den  zwei- 
ten August  eintausend  achthundert 
neun  und   sechzig    (2.  August  1869), 


Le  jour  oü  la  präsente  Convention 
sera  mise  en  vigueur  sera  fix6  dans 
le  proc^-verbal  de  P^change  des 
ratifioations. 

Les  dispositions  du  Trait6  du  18 
Juület  1828,  relatives  ä  la  juridiction 
et  ä  rex6cution  des  jugements,  sont 
et  demeurent  abrog6es. 

Enfoi  de  quoi  les  Pl^nipotentiaires 
respectifs  ont  sign6  la  präsente  Con- 
vention et  y  ont  appos^  le  cachet  de 
leurs  armes. 

Pait  k  Paris,  le  15  Juin  1869. 

(L.  S.)  (Sig.)  Kern. 

(L.S.)  (Sig.)  La  Valette. 

NouB,  ayant  vu  et  examine  la 
dite  Convention,  Tavons  approuv6e*et 
approuvons  en  toutes  et  chacune  des 
dispositions  qui  y  sont  contenues; 
Diclarom  qu'elle  est  acceptee,  rati- 
fi6e  et  confirmee,  et  Promettons  qu^elle 
sera  inviolablement  observee. 

En  foi  de  quoi,  Noub  avons  donne 
les  präsentes,  signees  de  Notre  main 
et  scellees  de  notre  Sceau    Imperial. 


Au  palais  de  St.  Cloud,  le  3  Juillet 
de  Tan  de  grllce  1869. 
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Erläuterndes  Protokoll 

zu  dem 

am  15.  JuDi  1869  zwischen  der  Schweiz 

und   Franlcreich   abgeschlossenen  Ver* 

trage  Aber  den  Gerichtsstand  und  die 

Vollziehung  von  Urteilen  in  Zivilsachen. 

Nachdem  die  BeYoUmächtigten  der 
beiden  Staaten  sich  über  die  Redaktion 
der  verschiedenen  Artikel  dieses  Ver- 
trages verständigt  hatten,  erachteten 
sie  es  für  zweckmässig,  den  Sinn  und 
die  Tragweite  einzelner  Bestimmungen 
des  Vertrages,  über  deren  Auslegung 
Zweifel  entstehen  konnten,  durch  be- 
sondere Erklärungen  in  einem  Pro- 
tokolle festzustellen. 

Zu  diesem  Zwecke  haben  sich  die 
Bevollmächtigten  über  folgende  Er- 
läuterung verständigt: 

Art.  1. 

Der  letzte  Satz  dieses  Artikels  lautet 

folgendermassen : 

„Wenn  jedoch  die  Klage  auf  Er- 
„fÜUung  eines  Vertrages  geht,  der 
„vom  Beklagten  entweder  in  der 
„Schweiz  oder  in  Frankreich,  aber 
„ausserhalb  des  Bereiches  des  er- 
„wähnten  natürlichen  Richters  ein- 
„  gegangen  worden  ist,  so  kann  die- 
„  selbe  bei  dem  Richter  des  Ortes 
„angehoben  werden,  wo  der  Vertrag 
„abgeschlossen  wurde,  insofern  die 
„Parteien  zur  Zeit,  wo  der  Prozess 
„anhängig  gemacht  wird,  daselbst 
„ihren  Aufenthalt  haben. ^ 
Der  Vertrag  von  1828  bestimmt  im 

Artikel  3,  dass  die  personlichen  Klagen 


Protoeole  explicatif 

de  la 
Convention  signte  le  15  Juin  1869,  entre 
la  ConMdAration  suisse   et  la  France, 
sur  la  compitence  judiciaire  et  l'exi- 
cution  des  Jugements  en  matiöre  civile. 

Apr^s  s'^tre  mis  d'aocord  sur  les 
termes  des  divers  articles  de  la  dite 
Convention,  les  Pl^nipotentiaires  des 
deux  pays  ont  pens^  qu'il  serait  utile 
de  d^terminer  par  des  observations 
ins6rees  en  un  Protoeole  special,  le 
sens  et  la  port6e  de  quelques-unes 
des  stipulations  de  la  Convention,  sti- 
pulations  sur  Pinterpr^tation  desquelles 
il  pourrait  s'^lever  des  doutes. 

A  ces  causes  les  P16nipotentiaires 
ont  dresse  les  notes  explicatives 
suivantes : 

Art.  1«'. 

Le  demier  alin^a  de  cet  article  est 

ainci  congu: 

„Si,  n^anmoins,  Faction  a  pour 
„objet  rex6cution  d'un  contrat  con- 
„senti  par  le  d6fendeur  dans  un 
„lieu  situ6  seit  en  Suisse,  seit  en 
„France,  hors  du  ressort  des  dits 
„juges  naturels,  eile  pourra  dtre 
„port6e  devant  le  juge  du  lieu  oü 
„le  contrat  a  6te  pass6,  si  les  parties 
„y  resident  au  moment  oü  le  prochs 
„sera  engagi. 


Le    Trait^    de     1828     dispose   dans 
son  article   3  que  les  contestations 
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vor  den  natürlichen  Richter  des  Be- 
klagten gebracht  werden  müssen,  es 
wäre  denn,  dass  die  Parteien 
am  Orte  selbst,  wo  der  Ver- 
trag abgeschlossen  wurde,  an- 
wesend  sind. 

Es  haben  sich  nun  über  die  Aus- 
legung der  letztangeführten  Worte 
Schwierigkeiten  erhoben. 

Ist  nämlich  zur  Kompetenz  des 
Gerichtes  des  Ortes,  wo  der  Vertrag 
geschlossen  wurde,  erforderlich,  dass 
die  Parteien  im  Zeitpunkte  des  Ver- 
tragsabschlusses an  diesem  Orte  an- 
wesend waren,  oder  aber  zur  Zeit  der 
Anhebung  des  Prozesses? 

Es  sind  darüber  von  kaiserlichen 
Gerichtshöfen  widersprechende  Ent- 
scheidungen gefasst  worden. 

Die  schweizerische  Regierung  hat 
immer  den  Standpunkt  geltend  ge- 
macht, dass  die  Kompetenz  des  natür- 
lichen Richters  nur  dann  wegfalle, 
wenn  die  Parteien  zur  Zeit  der 
Anhebung  des  Prozesses  am 
Orte  des  Vertragsabschlusses  anwesend 
waren,  und  dass  deren  Anwesenheit 
an  diesem  Orte  zur  Zeit  des  Vertrags- 
abschlusses nicht  genüge. 

Die  französische  Regierung  war 
wiederholt  geneigt,  dieser  Ansicht  sich 
anzuschliessen.  Es  war  daher  zweck- 
mässig, diese  Frage  in  dem  gegenwär- 
tigen Vertrage  zu  entscheiden.  Infolge 
dessen  wurde  eine  neue  Redaktion 
angenommen;    man    hat    die  Worte: 

„es  wäre  denn,  dass  die  Parteien 
am  Orte  selbst,  wo  der  Vertrag 
abgeschlossen  wurde ,  anwesend 
sind**,  durch  die  Worte  ersetzt: 
„insofern  die  Parteien  zur  Zeit,  wo 
der  Prozess  anhängig  gemacht  wird, 
daselbst    ihren  Aufenthalt  haben.'' 


personnelles  sont  port^es  deyant  les 
.  juges  naturels  du  d^fendeur  „ä 
„tnoins  qtie  les  parties  ne  soient 
„präsentes  dans  le  lieu  mime  oü 
„le  contrat  a  iti  atipuli. 

Dos  difficult^s  se  sont  elevees  sur 
rinterpretation  des  demiers  mots  qu^on 
vient  de  transcrire.  Faut-il,  pour  que 
le  Tribunal  du  lieu  oü  le  contrat  a 
6t6  stipule  seit  compStent,  que  les 
parties  aient  6t^  präsentes  dans  ce 
lieu  au  moment  oü  le  contrat  a  et^ 
pass6,  ou  bien  au  moment  oü  le  pro- 
c6s  est  engag6?  Des  d^cisions  ont 
6t^  rendues  en  sens  contradictoire  par 
plusieurs  Cours  imperiales  de  France. 


Le  Gouvernement  suisse  a  toujours 
soutenu  que,  pour  que  les  juges  natu- 
rels cessassent  d'dtre  competents,  il  ne 
suffisait  pas  que  les  parties  se  trou- 
vassent  dans  le  lieu  oü  le  contrat  a 
6te  passe,  au  moment  de  la  Convention, 
mais  qu'il  6tait  necessaire  qu'elles  y 
fussent  präsentes  au  moment  oü  le 
proc^s  etait  engag6. 

Le  Gouvernement  fran^s  s'^tait 
k  plusieurs  reprises  montr6  dispos6 
k  partager  cet  avis.  II  convenait  donc 
de  trancher  la  question  dans  le  nou- 
veau  Traite. 


En  consequence,  une  r^daction 
nouvelle  a  6te  adopt^e ;  on  a  Substitut 
aux  mots:  d  moifxs  qus  les  parties  ne 
soient  prhentes  dans  le  lieu  mime  ou 
le  contrat  a  M  stipuU,  ceux-ci:  ^^si  les 
parties  y  resident  au  moment  oü  le 
proc^s  sera  engag6.^ 
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Die  Interpretation  der  schweize- 
rischen Regierung  ist  also  im  Prinzip 
angenommen  worden ;  allein  es  schien 
notwendig,  zu  erklären,  dass  eine 
blosse  Anwesenheit  des  Schweizers  in 
Frankreich  oder  des  Franzosen  in  der 
Schweiz  nicht  genüge,  um  die  Kompe- 
tenz des  Gerichtes  des  Vertragsortes 
zu  begründen. 

Die  Worte  „sich  an  diesem  Orte 
aufhalten'  (y  resident)  sollen  also  an- 
deuten, dass  eine  Abweichung  von 
dorn  Prinzip  der  Kompetenz  des  na- 
türlichen Richters  nicht  stattfinden 
darf,  wenn  der  Beklagte  nur  vorüber- 
gehend an  dem  Orte,  wo  der  Vertrag 
abgeschlossen  wurde,  anwesend  ist, 
z.  B.  um  irgend  einem  Feste  beizu- 
wohnen, oder  bei  Gelegenheit  einer 
Geschäftsreise^  eines  Marktes,  oder  bei 
der  Besorgung  einzelner  Geschäfte, 
oder  bei  einer  gerichtlichen  Zeugen- 
abhörung  etc.,  sondern  nur  dann,  wenn 
der  Beklagtedort  entweder  sein  Domi- 
zil oder  einen,  wenn  auch  nur  vor- 
übergehenden Aufenthalt  hat,  der 
aber  nicht  durch  zufällige  Umstände 
veranlasst  ist,  wie  sie  soeben  ange- 
deutet worden  sind. 

Art.  4. 

Der  Schlusssatz  dieses  Artikels  er- 
klärt das  Gericht  der  gelegenen  Sache 
auch  dann  als  kompetent,  wenn  es 
sich  um  persönliche  Klagen  han- 
delt, die  mit  dem  Eigentum  oder  mit 
einem  Benutzungsrechte  an  Immobilien 
zusammenhängen . 

Man  wollte  hiemit  den  Fall  vor- 
sehen, wo  ein  Schweizer,  der  in  Frank- 
reich, cder  ein  Franzose,  der  in  der 
Schweiz  Grundeigentum  hat,  gericht- 
lich belangt  wird,  sei  es  durch  Unter- 


En  principe  donc,  Tinterpr^tation 
du  Gouvernement  suisse  est  adopt^e; 
mais  il  a  paru  n^cessaire  d'expliquer 
que  le  seul  fait  de  la  pr^senoe  du 
Suisse  en  France  ou  du  Fran^ais  en 
Suisse  ne  sufßrait  pas  pour  rendre  le 
Tribunal  du  lieu  de  contrat  comp^tent; 
les  mots  y  resident  ont  pour  objet 
d'indiquer  que  la  d^rogation  au  prin- 
cipe de  la  comp^tence  des  juges  na- 
turels  n*aura  pas  lieu  quand  le  d6- 
fendeur  se  trouvera  momentanement, 
et  en  quelque  sorte  de  passage,  dans 
le  pays  oü  le  contrat  a  6t6  stipul6, 
par  exemple  pour  assister  k  une  f^te 
publique  ou  autre,  pour  un  voyage 
d'affaires  et  de  commerce,  une  foire, 
une  Operation  isoI6e,  un  t^moignage 
en  justice  etc.,  mais  seulement  quand 
le  defendeur  y  aurait  seit  une  resi- 
dence  equivalente  ä  domicile,  seit 
m^me  une  r6sidence  temporaire  dont 
la  cause  n'est  point  determinee  par 
des  faits  purement  accidentels^  tels 
que  ceux  qu'on  vient  d'enum6rer. 


Art.  4. 

Le  paragraphe  final  de  cet  article 
donne  comp6tence  au  Tribunal  du 
lieu  de  la  Situation  des  immeubles, 
„dans  le  cas  oü  il  s'agira  d^une  action 
persotifielle  concemant  la  propri6t6  ou 
la  jouissance  de  cet  immeuble.' 

On  a  voulu  prövoir  les  cas  oü  un 
Suisse  propri6taire  en  France,  ou  bien 
un  Fran^ais  propriötaire  en  Suisse, 
serait  actionn6  en  justice  seit  par  des 
entrepreneurs  qui  ont   fait   des  r6pa- 


586 


nehmer,  welche  Reparaturen  an  dem 
Grundstücke  ausgeführt  haben,  sei  es 
durch  emen  in  seinen  Yertragsrechten 
beeinträchtigten  Mieter,  sei  es  endlich 
durch  andere  .  Personen,  die,  ohne 
Bechte  an  dem  Grundstücke  selbst 
geltend  zu  machen,  gegen  dessen 
Eigentümer  als  solchen  persönliche 
Rechte  ansprechen. 

Art.  5. 

Im  Laufe  der  Unterhandlungen  ist 
die  Frage  aufgetaucht,  ob  der  Artikel 
2  des  französischen  Gesetzes  vom 
14.  Juli  1819  noch  Anwendung  finden 
solle  für  den  Fall;  dass  schweizerische 
und  französische  Erben  mit  einander 
zu  einer  Erbschaft,  sei  es  eines 
Schweizers  oder  eines  Franzosen,  der 
in  beiden  Ländern  Vermögen  hinter- 
lassen hat,  berufen  würden. 

Der  fragliche  Artikel  lautet  folgen- 
dermassen : 

9  Wenn  bei  einer  Erbteilung  Aus- 
länder und  Franzosen  als  Miterben 
zur  Teilung  kommen,  so  können  die 
Letztem  auf  dem  in  Frankreich  liegen- 
den Vermögen  einen  Betrag  vorweg- 
nehmen, der  dem  Werte  des  im  fremden 
Lande  liegenden  Vermögens,  von  dem 
sie  nach  dortigen  Gesetzen  oder  lokalen 
Gewohnheiten  unter  irgend  welchem 
Titel  ausgeschlossen  sind,  gleich- 
kommt.** 

Mit  Beziehung  hierauf  hat  die 
schweizerische  Regierung  den  Wunsch 
ausgesprochen,  dass  die  Erbschaften 
von  Franzosen  und  Schweizern  ohne 
Rücksicht  auf  die  Bestimmungen  dieses 
Artikels  verteilt  werden  sollen. 

Die  französische  Regierung  hat 
jedoch  diesem  Wunsche  entgegenge- 
halten, dass  sie  ein  zu  Gunsten  der 
Franzosen     erlassenes     Gesetz    nicht 


rations  k  Pimmeuble,  seit  par  un  lo- 
cataire  trouble  dans  sa  jouissance, 
seit  enfin  par  toutes  personnes  qui, 
Sans  pr6tendre  droit  k  rimmeuble 
m^me,  exercent  contre  le  propri6taire 
et  k  raison  de  sa  qualit6  de  propri^- 
taire,  des  droits  purement  personnels. 


Art.  5. 

La  question  s'est  61evie  dans  le 
cours  des  n^gociations  de  savoir  si 
Partide  2  de  la  loi  fran^aise  du 
14  Juillet  1819  pouvait  encore  ^tre 
applique  dans  le  cas  oü  des  h^ritiers 
frangais  et  suisses  se  trouveraient 
appel6s  concurremment  k  la  succession 
d'un  Francs  ou  d'un  Suisse  d6c6d6 
en  laissant  des  biens  dans  les  deux 
pays.     Cet  article  est  ainsi  con^u: 


„Dans  le  cas  de  partage  d'une  m^me 
„succession  entre  des  cohöritiers 
„6trangers  et  fran^s,  ceux-ci 
„pr6Mveront  sur  les  biens  situ68  en 
^France  une  portion  6gale  k  la 
„valeur  des  biens  situ6s  en  pays 
„6tranger  dont  ils  seraient  exclus, 
jfk  quelque  titre  que  ce  seit,  en 
„vertu  des  lois  et  coutumes  locales.^ 


Le  Gouvernement  suisse  exprimait 
le  d6sir  que  les  successions  respectives 
des  Suisses  et  des  Fran^ais  fussent 
r6glees',sans  ^gard  aux  dispositions  de 
cet  article;  le  Gouvernement  fran^ais 
a  expliqu6  qu'il  ne  pouvait  par  un 
Trait6  abroger  une  loi  faite  en  faveur 
des  Fran^ais;  que,  d'apr^s  un  arrdt 
de  la  Cour  de  Cassation  du  18  Juillet 
1859,  les  Trait6s  ant6rieurs  ne  faisaient 
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durch  einen  Staatsvertrag  aufheben 
könne;  dass  femer  nach  einem  Ent- 
scheide des  Kassationshofes  vom  18.  Juli 
1859  die  frühem  Staatsverträge  der 
Anwendung  des  Artikels  2  des  Gesetzes 
Yon  1819  nicht  im  Wege  stehen  und 
dass  man  nichts  anderes  tun  könne, 
als  den  Grundsatz  der  Reziprozität 
aussprechen. 

Es  ist  daher  in  allgemeinen  Aus- 
drücken festgestellt  worden,  dass,  wenn 
die  Gesetzgebung  eines  der  beiden 
Staaten  den  eigenen  Angehörigen  be- 
sondere Rechte  oderYorteüe  auf  das 
imLande  selbst  gelegeneYer- 
mögen  einräume,  die  Angehörigen 
des  andem  Staates  ebenfalls  die  be- 
sondem  Rechte  und  Vorteile  geltend 
machen  können,  die  ihnen  die  Gesetz- 
gebung des  Staates,  dem  sie  angehören, 
gewährt. 

Art.  11. 

Sowohl  die  schweizerische  als  auch 
die  französische  Regierung  setzen 
grossen  Wert  darauf,  dass  das  Gericht, 
bei  dem  eine  Streitigkeit  angebracht 
wurde,  für  welche  es  nicht  kompetent 
ist  und  welche  vor  den  natürlichen 
Richter  des  Beklagten  gehört,  auch 
in  Abwesenheit  des  Beklagten  für  die 
genaue  Anwendung  des  Staatsver- 
trages  Sorge  trage  und  den  Prozess 
dem  zuständigen  Gerichte  zuweise. 

Dadurch,  dass  der  Artikel  11  dem 
Richter  die  Pflicht  auferlegt,  sich, 
sogar  amtlich,  als  inkompetent 
zu  erklären,  scheint  schon  klar  aus- 
gesprochen zu  sein,  dass  auch  in  Ab- 
wesenheit des  Beklagten  und  selbst 
ohne  eine  von  ihm  geltend  gemachte 
Einrede  der  Inkompetenz,  das  Gericht 
seine  eigene  Inkompetenz  erklären  soll. 


point  obstacle  k  Tapplication  de  l'art. 
2  de  la  loi  de  1819;  que  tout  ce 
qu'il  6tait  possible  de  faire,  c'6tait  de 
stipuler  la  r^iprocit^.  En  cons^quence, 
on  a  exprim6  dans  des  termes  g6n6- 
raux  que  si  la  16gislation  d'un  des 
denx  pays  accordait  k  ses  nationaux 
des  droits  et  des  avantages  particuliers 
8ur  les  Mens  situis  dans  U  pays,  les 
nationaux  de  l'autre  pays  pourraient 
de  mdme  invoquer  les  droits  et  avan- 
tages k  eux  r6serv6s  par  la  legislation 
de  TEtat  auquel  ils  appartiennent. 


Art.  11. 

Le  Gouvemement  suisse  attache, 
comme  le  Gouvemement  fran^ais, 
un  grand  int6r^t  k  ce  que  le  Tribunal 
saisi  incomp^temment  d'une  affaire 
qui  appartient  aux  juges  naturels  du 
d6fendeur,  veille,  m^me  en  Tabsence 
de  celui-ci,  k  la  stricte  application  du 
Trait6,  et  renvoie  le  procös  au  Tri- 
bunal qui  en  doit  connaitre.  En 
imposant  aux  juges  Tobligation  de  se 
d^clarer  incomp^tents,  mefne  d^ofßce, 
Tartide  11  disait  sufflsamment  que, 
m^me  en  Pabsence  du  d6fendeur  et 
de  toute  exception  d^incomp6tence 
produite  par  lui,  le  Tribunal  devrait 
se  declarer  incomp^tent;  on  a  cepen- 
dant  ajout6  ces  mots:  et  mSme  en 
Vabsence  du  ddfendeur,  afin  que  celui- 
ci  puisse,  Sans  ^tre  tenu  de  se  pre- 
senter   k   la  barre  pour    soulever   le 
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Nichts  desto  weniger  sind  noch  die 
Worte  hinzugefügt  worden:  »und 
„zwar  selbst  in  Abwesenheit 
des  Beklagten.^ 

Es  kann  also  der  Beklagte,  ohne 
gehalten  zu  sein,  vor  den  Schranken 
zu  erscheinen,  sei  es  dem  Präsidenten 
des  Handelsgerichts,  sei  es  dem  Ver- 
treter der  Staatsanwaltschaft,  wo  ein 
solcher  Beamter  funktioniert,  Notizen 
und  Bemerkungen  überschicken,  die 
geeignet  sind,  über  die  Anwendung 
der  Bestimmungen  des  Vertrages  anf- 
zuklären.  Dieses  Mittel  kann  wenig- 
stens bewirken,  dass  die  Aufmerk- 
samkeit des  Gerichtes  auf  die  ihm 
zustehende  Kompetenz  gerichtet  wird. 
Übrigens  werden  die  Gerichte  in  den 
Instruktionen  über  die  Vollziehung 
des  Staatsvertrages  auch  über  die 
Tragweite  der  Bestimmungen  des 
Art.  11  belehrt  werden. 

Art.  16. 

Zur  Rechtfertigung  der  Worte: 
„kompetente  Behörde^,  die  in  diesem 
Artikel  wiederholt  vorkommen,  ist  zu 
bemerken,  dass  in  der  Schweiz  ein 
Vollziehungsbegehren,  je  nach  den 
kantonalen  Gesetzen,  entweder  bei 
dem  Gerichte  oder  bei  dem  Präsidenten 
desselben,  oder  auch  selbst  bei  einer 
Exekutivbehörde  angebracht,  und  dass 
im  Fernern  bei  vorkommenden  Schwie- 
rigkeiten sogar  der  Bundesrat  ange- 
gangen werden  kann,  die  Funktionen 
einer  obersten  Instanz  zu  üben.  Um 
dieser  Verschiedenheiten  willen  rousste 
sich  der  Art.  16  möglichst  allgemeiner 
Ausdrücke,  die  überall  zutreffen,  be- 
dienen. 

In  Frankreich  ist  es  dagegen  immer 
die  richterliche  Gewalt,  welche  in 
ihren    verschiedenen    Instanzen    über 


moyen  d'incomp6tence,  adresser  soit 
au  President  du  Tribunal  de  commerce, 
soit  au  Procureur  imperial,  quand  il 
s'agira  d'un  Tribunal  oü  se  rencon- 
trera  un  officier  du  Minist^re  public, 
des  notes  et  observations  propres  ä 
les  6clairer  sur  l'application  k  sa  cause 
des  stipulations  du  Trait6.  Ce  moyen 
aura  pour  effet  d'appeler  utilement 
l'attention  du  Tribunal  sur  sa  propre 
comp6tenGe.  Des  Instructions  adressees 
aux  Tribunaux  pour  Tex^cution  du 
Trait6  leur  indiqueront  d'ailleurs  la 
port^  des  termes  de  Tartide  11. 


Art.  16. 

Pour  rintelligence  des  mots  j^auto- 
riti  comp^tente"'  qui  se  rencontrent 
plusieurs  fois  dans  cet  article,  il  est 
expliqu^  qu^en  Suisse  la  demande 
d'ex6cution  peut  ^tre  port6e,  Buivant 
les  Cantons,  soit  de  van t  le  Tribunal 
entier,  soit  devant  le  President,  soit 
m^me  devant  Tautorit^  executive ;  que, 
de  plus,  eile  peut,  en  cas  de  difficulte, 
dtre  soumise  au  Conseil  federal,  qui 
fait  Office  en  ce  cas  de  Cour  sup^ 
rieure.  II  a  donc  fallu  se  servir 
d'expressions  generalos  et  applicables 
k  tous  les  cas. 


En  France  c'est  toujours  Tautorit^ 
judiciaire  ä  ces  divers  degres  qui 
statuera  sur  les  demandes  d'execution. 
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die    Begehren    um    Vollziehung    ent- 
scheidet. 

Art.  20. 

Der  jetzige  Modus  für  Zustellung 
von  Gerichtsbefehlen,  Zitationen  und 
Prozessakten  veranlasst  anerkannter- 
massen  langwierige  Korrespondenzen 
und  nachteilige  Verschleppungen.  Da- 
rum ist  auch  eine  Verständigung  dar- 
über, wie  diese  Akten  durch  den 
Beamten  des  einen  Landes  der  ent- 
sprechenden Behörde  des  andern  Landes 
direkt  zugestellt  werden  könnten,  als 
sehr  wünschbar  anerkannt  worden. 
Allein  der  Paragraph  9  des  Art.  69 
des  französischen  Zivilprozess-Gesetzes 
bestimmt  unter  Androhung  der  Nichtig- 
keit (Art.  70),  dass  die  amtlichen  Er- 
lasse (exploits)  dem  Ministerium  der 
auswärtigen  Angelegenheiten  über- 
schickt werden  müssen,  das  sie  dann 
der    auswärtigen   Regierung    zustellt. 

Es  muss  daher  abgewartet  werden, 
ob  die  Revision  der  französischen 
Prozessordnung  und  ganz  besonders 
des  Paragraphen  9  von  Art.  69  der 
französischen  Regierung  es  möglich 
machen  wird,  zu  Bestimmungen  Hand 
zu  bieten,  welche  den  heutigen  Be- 
dürfnissen eines  schnellern  Geschäfts- 
ganges besser  entsprechen. 

Bei  der  jetzigen  Sachlage  musste 
man  sich  auf  die  im  Art.  20  aufge- 
nommene Klausel  beschränken. 

Art.  21. 

Bezüglich  der  Re(iui8itorien  hielt 
die  französische  Regierung  daran  fest, 
dass  der  jetzige  Zustellungsmodus 
beibehalten  werde. 

Es  ist  nach  ihrer  Ansicht  von 
Wichtigkeit,     dass    die     Regienmgen 


Art.  20. 

II  est  reconnu  que  le  mode  de 
transmission  des  exploits,  citations  et 
actes  de  proc6dure,  tel  qu'il  est  orga- 
nise  actuellement,  donne  lieu  k  des 
correspondances  gemin6es  et  k  des 
retards  f^cheux.  On  aurait  desir^ 
stipuler  que  ces  actes  seraient  envoy6s 
directement  par  le  magistrat  d'un  pays 
k  rautorit6  correspondante  de  l'autre 
pays ;  mais  le  paragraphe  9  de  Tarticle 
69  du  Code  de  Procödure  civile  fran- 
Qais  est  impiratifj  il  exige,  k  peine 
de  nullit^  (article  70),  que  les  exploits 
soient  envoy^s  au  Minist^re  des  affaires 
6trang^res,  qui  les  transmet  au  Gou- 
yemement  etranger.  II  y  a  donc  lieu 
d'attendre  que  la  revision  du  Code 
de  Proc^durO;  et  notamment  celle  du 
paragraphe  9  de  l'article  69,  permette 
au  Gouvernement  frangais  de  consentir 
des  stipulations  plus  appropriees  aux 
besoins  de  cel6rite  de  T^poque.  Dans 
Tetat  des  choses,  la  clause  ins6ree  en 
l'article  20  a  seule  pu   ^tre  admise. 


Art.  21. 

Quant  aux  Commissions  rogatoires, 
le  Gouvernement  fran^ais  a  tenu  t\ 
con  Server  le  mode  actuel  de  transmis- 
sion. II  Importe,  dans  son  opinion, 
que  les  Gouvernements  puissent  sur- 
veiller  avec  sein  l'execution  des  mesures 
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die  Yollziehuog  der  durch  ausländische 
Gerichte  verlangten  Massregeln,  die 
unter  Umstanden  mit  der  Landesgesetz- 
gebang  nicht  im  Einklänge  stehen, 
sorgfaltig  überwachen  können. 

Das  gegenwärtige  Protokoll,  das, 
wie  der  Vertrag  vom  15.  Juni  1869 
selbst,  in  doppeltem  Original  ausge- 
fertigt worden,  ist  durch  den  Austausch 
der  Ratificationsurkunden  des  Ver- 
trages, auf  welchen  sich  das  gegen- 
wärtige Protokoll  bezieht,  als  ange- 
nommen und  bestätigt  zu  betrachten. 


So    geschehen    in 
15.  Juni  1869. 


Paris,     den 


sollicit6es  par  la  justice  6trangäre  et 
qui  peuvent  n^dtre  point  en  rapport 
avec  la  l^gislation  du  pays. 


Le  present  Protocole,  qui,  de  m^me 
que  la  Convention  du  15  Juin  1869, 
a  6t6  exp6di6  en  double  original, 
sera  consid6r6  comme  approuve  et 
confirm^  par  les  parties  contractantes 
et  comme  ayant  re^u  la  ratification 
par  le  fait  seul  de  Techange  des  rati- 
fications  de  la  dite  Convention  k 
laquelle  le  präsent  Protocole  se  r^f^re. 

Fait  k  Paris,  le  15  Juin  1869. 


591 


II. 

Convention 

franco-belge  sur  la  compötence  judiciaire  et  sur  rautoritö  et 
Texteution  des  dteisions  judiciaires,  des  sentences  arbitrales  et 

des  actes  authentiques. 


Titre  premier. 

De  la  competence. 

Art.  1^^.  —  §  l«^  —  En  mad^re  civile  et  en  mati^re  oommerciale 
les  Fran^ais  en  Belgique  et  les  Beiges  en  France  sont  r^gis  par  les  mdmes 
regles  de  competence  que  les  nationaux. 

§  2.  —  Toutefois  les  Beiges  ne  peuvent  invoquer  en  France  Tartiole 
14  du  Code  civil 'pour  traduire  d'autres  etrangers  deyant  les  tribtinaux  fran^^ 
que  s'ils  ont  6t^  autoris6s  par  le  gouvemement  fran^ais  k  ^tablir  leur  domicile 
en  France,  et  tant  qu'ils  continuent  d'y  r^sider. 

§  3.  —  LWticle  15  du  code  civil  cesse  d'dtre  applicable  dans  les 
rapports  entre  les  Fran^ais  et  les  Beiges. 

Art.  2.  —  Si  le  defendeur  n^a  ni  domicile  ni  residence  en  France  ou 
en  Belgique,  le  demandeur  beige  ou  frangais  peut  saisir  de  la  contestation  le 
juge  du  Heu  oü  Tobligation  est  n6e,  a  6t6  ou  doit  dtre  ex6out^e. 

Les  Beiges  conserveroat  en  France  les  droits  que  leur  conf^re,  en 
matiöre  commerciale,  Tarticle  420  du  code  de  proc6dure  civile,  aussi  longtemps 
que  cette  disposition  restera  en  vigueur. 

Art.  3.  —  §  l•^  —  Lorsqu^un  domicile  attributif  de  juridiction  a  ete 
61u  dans  Tun  des  pays  pour  Tex^cution  d'un  acte,  les  juges  du  Heu  du  domicile 
^lu  sont  seuls  competents  pour  connaltre  des  contestations  relatives  k  cet  acte. 

Si  cependant  le  domicile  n^a  ete  elu  qu^en  faveur  de  Fune  des  parties 
contractantes,  celle-ci   conserve  le  droit  de   saisir   tout   autre  juge  competent. 

§  2,  —  Tout  industriel  ou  commer^ant,  toute  80ciet6  civile  ou  commer- 
ciale  de  Tun  des  deux  pays,  qui  etablit  une  succursale  dans  Tautre  est  r6put^ 
faire  election  de  domicile,  pour  le  jugement  de  toutes  les  contestations 
concemant  les  Operations  de  la  succursale,  au  Heu  oü  celle-ci  a  son  si^ge. 

Art.  4.  —  §  1«'.  —  Les  tribunaux  de  Tun  des  Etats  contractants 
renvoient,   si  Tune  des   parties   le  demande,  devant  les   tribunaux  de  l'autre 
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pays  les  contestations  dont  ils  sont  saisis  quand  ces  contestations  y  sont  d6jä 
pendanteB  ou  quand  elles  sont  connexes  k  d'autres  contestations  soumises  ä 
ces  tribnnaux.  Ne  peuvent  ^tre  consider^es  comme  connexes  que  les  con- 
testations qui  procMent  de  la  mdme  cause  ou  portent  sur  le  mdme  objet. 

§  2.  —  Le  juge  devant  lequel  la  demande  originaire  est  pendaute 
connatt  des  demandes  en  garantie  et  des  demandes  reconventionn elles,  k  moins 
qu'il  ne  soit  incomp6tent  k  raison  de  la  matiere. 

Art.  5.  —  Le  juge  fran^ais  ou  beige,  competent  pour  statuer  sur  la  demande 
en  yalidite  ou  en  mainlev^e  d^une  saisie-arr^t,  Test  6galement  pour  connaitre 
de  Texistence  de  la  creance,  k  moins  quMl  ne  soit  incomp^tent  k  raison  de 
la  matiere,  et  sauf  le  cas  de  litispendance. 

Art.  6.  —  Toutes  les  contestations  relatives  k  la  tutelle  des  mineurs 
ou  des  interdits  sont  portees  devant  le  juge  du  Heu  oü  la  tutelle  s'est  ouvertc. 

Art.  7.  —  §  1®"".  —  Seront,  dans  chaque  pays,  port^s  devant  le  juge 
du  Heu  de  Touverture  de  la  succession,  les  actions  en  Petition  d'h^r^dite,  les 
actions  en  partage  et  toutes  autres  entre  cohetitiers  jusqu^au  partage,  les 
actions  contre  Texecuteur  testamentaire,  les  actions  en  nullite  ou  en  rescision 
de  partage  ou  en  garantie  des  lots,  les  actions  des  legataires  et  des  creanciers 
contre  les  heritiers  ou  Tun  d'eux. 

§  2.  ~  La  corap6tence  relative  k  ces  actions  est  Hmitee  en  Belgiquo 
suivant  Tarticle  47  de  la  loi  du  25  mars  1876. 

Art.  8.  —  §  1*^'.  —  Le  tribunal  du  Heu  du  domicile  d'un  commer<;ant 
fran^ais  ou  beige  dans  Tun  ou  Tautre  des  deux  pays,  est  seul  comp6tent  pour 
d^clarer  la  faillite  de  ce  commer^ant.  Pour  les  soci^tes  commerciales 
fran^aises  ou  beiges  ayant  leur  siege  social  dans  Tun  des  deux  pays,  le 
tribunal  competent  est  celui   du  si^ge  social. 

Les  commergants  des  deux  nations,  dont  le  domicile  n^est  ni  en  France, 
ni  en  Belgique,  peuvent  ^tre,  neanmoins,  declares  en  faillite  dans  Tun  des 
deux  pays,  s^ils  y  possMent  un  etablissement  commercial.  Dans  ce  cas,  le 
tribunal  competent  est  celui  du  Heu  de  Tetablissement. 

§  2.  —  Les  effets  de  la  faillite  declaree  dans  Tun  des  deux  pays,  par 
le  tribunal  competent  d^apres  les  r^gles  qui  prec^dent,  s'6tendent  au  territoire 
de  l'autre.  Le  syndic  ou  curateur  peut^  en  cons6quence,  prendre  toutes 
mesures  conservatoires  ou  d^administration,  et  exercer  toutes  actions  comme 
represcntant  du  failli  ou  de  la  masse.  II  ne  peut,  toutefois,  proceder  ^  des 
actes  d^execution  qu^autant  que  le  jugement  en  vertu  duquel  il  agit  a  ete 
revötu  de  Texequatur,  conformemcnt  aux  r^gles  6dict6es  par  le  titre  II 
ci-apres.  Le  jugement  d^homologation  du  concordat,  rendu  dans  l'nn  des 
deux  pays,  aura  autorite  de  cbose  jugce  dans  Tautre  et  y  sera  ex6cutoire 
d'apres  les  dispositions  du  mdme  titre  IL 

§  3.  —  Lorsque  la  faillite  declar^*e  dans  Tun  des  deux  pays  comprend 
une  succursale  ou  un   etablissement  dans  Tautre,   les   formalit6s   de  publicit6 
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exigees  par  la  l^gislation  de  ce  dernier  pays  sont  rexDplies,  k  la  diligenoe  du 
fljndic  ou  du  curateor,  au  Heu  de  cette  suocursale  ou  de  cet  etablissement. 

§  4.  —  Les  effets  des  sursis,  concordats  pr^ventifs  ou  liquidations 
judiciaires,  organis^s  par  le  tribunal  du  domicile  du  debiteur  dans  Tun  des 
deux  Etats  s*6tendent,  dans  la  mesure  et  sous  les  conditions  ci-dessus  speci- 
fiees,  au  territoire  de  Tautre  Etat. 

Art.  9.  —  Les  xuesures  provisoires  ou  conservatoires  organis^es  par 
les  legislations  frant^aise  et  beige  peuvent,  en  cas  d'urgence,  dtre  requises  des 
autorit6s  de  ehacun  des  deux  pays,  (^uel  que  soit  le  juge  comp6tent  pour 
connaltre  du  fond. 

Art.  10.  —  Pour  tous  les  cas  oü  la  präsente  Convention  n'6tablit  pas 
de  r^gles  de  competence  commune;  la  comp^tence  est  r^glee  dans  cbaque 
pays  par  la  legislation  qui  lui  est  propre. 

Titre  IL 

De  l*autoritö  et  de  Texteution  des  dicisions  judiciaires  des  sentences 

arbitrales  et  des  actes  authentiques. 

Art.  11.  —  Les  decisions  des  cours  et  tribunaux  rendues  en  mati^re 
civile  ou  en  mati^re  commerciale  dans  Tun  des  deux  Etats  ont  dans  Tautre 
Tautorit^  de  la  chose  jug^e,  si  elles  r6unissent  les  conditions  suivantes: 

P  Que  la  decision  ne  contienne  rien  de  contraire  k  l'ordre  public  ou 
aux  principes  du  droit  public  du  pays  oü  eile  est  inyoqu6e; 

2^  Que,  d'apr^s  la  loi  du  pays  oii  la  d6cision  a  6t6  rendue,  eile  soit 
pass^  en  force  de  chose  jug6e; 

3®  Que,  d^apr^s  la  m^me  loi,  Texpedition  qui  en  est  produite  reunisse 
les  conditions  n^cessaires  k  son  autbenticite ; 

4^  Que  les  parties  aient  ete  legal ement  citees,  represent^es  ou  d^clar6es 
defaillantes ; 

5^  Que  les  r^gles  de  competence  rendues  communes  aux  deux  pays 
par  la  Convention  n^aient  pas  ete  mcconnues. 

Art.  12.  —  Les  decisions  des  cours  et  tribunaux,  rendues  dans  Tun 
des  deux  Etats,  ])euvent  (^tre  mises  k  execution  dans  Tautre  Etat,  tant  sur 
les  meubles  que  sur  les  immeubles,  apr^s  y  avoir  ete  d6clar6es  ex6cutoires« 
Les  decisions  beiges  rendues  ex^cutoires  en  France  n'y  entratncnt  pas  hypo- 
th^que  judiciaire. 

L'exequatur  est  accorde  par  le  tribunal  civil  du  lieu  oü  Texecution 
doit  dtre  poursuivie.     II  a  effet  dans  toute  Tetendue  du  territoire. 

Le  tribunal  saisi  de  la  demande  d' execution  statue  comme  en  matiere 
sommaire  et  urgente.  Son  examen  ne  porte  que  sur  les  points  enumeres 
dans  Tarticle  precodent. 

Art.  13.  —  En  accordant  l'exequatur,  le  juge  ordonne,  s'il  y  a  lieu, 
les    mesures    necessaires    pour    que    la   decision    etrang^re    re<j.oive    la    mdme 
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publicite  que  si  eile  avait  ^t6  prononcee,  dans  le  ressort  oü  eile  est  rendue 
ex6cutoire. 

Art.  14.  -*  Le  jugement  qui  statue  sur  la  demande  d'exequatur  n*est 
pas  suBceptible  d'opposition.  II  peut  toujours  dtre  attaqu6  par  la  voie  de 
Pappel  dans  les  quinze  jours  qui  suivent  la  signification  k  partie.  L'appel 
est  jug^  sommairement  et  sans  proc6dure. 

Art.  15.  —  Les  sentences  arbitrales  rendaes  dans  Tun  des  deux  Etats 
ont  dans  Tautre  Tautorit^  de  la  chose  jug^e,  et  peavent  y  ^tre  rendues 
ex6cutoires,  si  elles  satisfont  aux  conditions  exig^es'  par  les  num6ros  1,  2,  3 
et  4  de  Tarticle  11. 

L*exequatur  est  accorde  par  le  president  du  tribanal  civil  de  l'arron- 
dissement  dans  lequel  Texecution  est  poursuivie. 

Art.  16.  —  Les  actes  authentiques,  executoires  dans  Tun  des  deux 
pays,  peuvent  ^tre  declares  executoires,  dans  Tautre  par  le  president  du 
tribunal  civil  de  l'arrondissement  oü  Texecution  est  demandee. 

Ce  |magistrat  v6rifie  si  les  actes  reunissent  les  conditions  n^cessaires 
pour  leur  authenticit^  dans  le  pays  oii  ils  ont  et6  regus  et  si  les  dispositions 
dont  Tex^cution  est  poursuivie  n'ont  rien  de  contraire  k  Tordre  public  ou  aux 
principes  de  droit  public  du  pays  oü  Texeqoatur  est  requis. 

Art.  17.  —  Les  hypoth^ques  consenties  dans  Tun  des  deux  paysn'auront 
d'effet  k  l'egard  des  immeubles  situ6s  dans  Tautre  que  lorsque  les  actes  qui 
en  contiennent  la  stipulation  auront  ete  rendus  executoires  par  le  pr6sident 
du  tribunal  civil  de  la  Situation  des  biens. 

Ce  magistrat  v6rifie  si  les  actes  et  les  procurations  qui  en  sont  le 
compl6ment  reunissent  toutes  les  conditions  necessaires  pour  leur  authenticite 
dans  le  pays  oü  ils  ont  6te  re^us. 

Art.  18.  —  Dans  les  cas  prevus  par  les  articles  15,  16  et  17,  la  d6- 
cision  du  pr6sident  a  effet  dans  toute  l'^tendue  du  territoire.  Elle  est 
susceptible  d^appel. 

La  cour  statue  comme  en  mati^re  de  r^fer^. 

Art.  19.  —  La  präsente  Convention  ne  sera  applicable  qu'aux  d6ci8ions 
rendues  par  les  cours  et  tribunaux  post6rieurement  au  jour  oü  eile  sera 
devenue  obligatoire  dans  les  deux  pays. 

Elle  ne  deroge  pas  k  la  Convention  internationale  conclue,  k  la  Haye, 
le  14  novembre  1896,  et  relative  k  la  proc6dure  civile. 

Elle  n'enleve  aux  Fran^ais  aucun  des  droits  que  leur  conföre  la  loi 
beige  du  25  mars  1876,  tant  qu'elle  sera  en  vigueur. 

Art.  20.  —  La  präsente  Convention  est  conclue  pour  cinq  ans  k  partir 
du  jour  de  Tecbange  des  ratifications.  Dans  le  cas  oü  aucune  des  Lautes 
parties  contractantes  n'aurait  notifie,  une  ann6e  avant  rexpiration  de  oe  terme, 
son  Intention  d'en  faire  cesser  les  effets,  la  Convention  continuera  d'^tre 
obligatoire  encore  une  annee  et  ainsi  de  suite,  d'ann6e  en  ann6e,  tant  que 
l'une  des  parties  ne  Taura  pas  denoncee. 
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Alphabetisches  Sachregister. 

Die  Ziffern  bedeuten  die  Beitenzahl.    Die  fett  gedruckten  Ziffern  weilen   auf  die 

sedes  materiae  hin. 


A. 

Aargau,  Staatsyertrag  mit  Baden  über 

ürteilsexekution  S34 
Adhäsion,  Geriohtsstand,  269 
Adhäaionaurteile,  Exekution,  443 
Advokaten,  Stellung  derselben,  132 
Ägypten,  v.  tribunauz  mixtes 
Aktiylegitimation  77 
Alimentenklage  180 
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Uche,  268 
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keine  Deliktsansprüche  268 
Anwaltszwang  128 
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—  auf  Grund  der  Haager  Konvention  113 
Arrest,  Gerichtsstand,  271 

—  gegen  Fremde  271 

—  Haftpflicht     für     ungerechtfertigten 
Arrest  IBO 

Art.  59  der  Schweiz.  B.-Y.,  internationale 
Tragweite,  210,219,237,493,528,  537 
assertioreciproci   61 
assistance    judiciaire,    v.    Armen- 
recht 
Autonomie  der  Parteien  im  C.-P.-R.  20 
Ausländer,  allg. Stellung  vor  Gericht 68 
Auswärtige   Civilurteile,   y.  Exe- 
kution 

Meili,  IntemfttJonaleg  Civilprozessrecht. 


Baden,  Staatsyertrag  mit  Aargaa  Über 

Urteilsexekution  S34 
Beglaubigung  ausländ.  Urkunden  127 
Beklagter,  Stellung  desselben,  376 
Beweis  392 
Beweis  der  Form  der  RechtsgeschBfte  399 

—  durch  amtliche  Urkunden  414 
~-  durch  Eid  423,  431,  433 

—  durch  Handelsbücher  419 

—  durch  schriftliche  Zeugnisse  409 
~  durch  Zeugen  406,  431,  433 

Beweiserhebung,  Formen  derselben, 

431 
Beweisführung  üb.  fremdes  Recht  134 

—  Charakter  derselben  144 

—  Mittel  derselben  156 

—  in  der  Schweiz  speziell  146 
Beweislast  402 

—  Vereinbarungen  darüber  22 
Beweismittel,    Zulässigkeit   und   Be- 
weiskraft 392 

Bundesgesetz  betr.  N.  u.  A.  8,  86,  38 

C. 

cautio  judicatum   solyi  und  oautio 

pro  expensis,  y.  Kaution. 
Citation,  y.  Zitation 
Ciyilprozessrecht,      internationales, 

Begriff,  3 

—  Abgrenzung   gegenüber    dem    inter- 
kantonalen Recht  5 

—  Verhältnis  zum  Volkerrecht  7 

—  Geschichte   10 
oomitas   18,  62,  423,  433 
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Decisoria  litis  10 
D^libation  \ 

delibazione,  giudizio  di  ) 
Delikt,  auf  offener  See  269 

—  einer  juristischen  Person  268 

—  Qeriohtsstand  267 
Deserviten  der  Advokaten  132 
Differenzgeschäfte,     Urteile    über 

solohe  540 

Dingliche  Klage,  Begriff,  263  i 

Diplomatische  Immunität,  y.  Ex-  | 
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Diplomatischer  Verkehr  der  Ge- 
richte 58 

Dispacheurs,  Urteile  derselben,  444 

Domizil,  privatreohtliches  und  foren- 
sisches, 216 

—  der  Gesellschaften  218 

—  Mehrheit  desselben  218 

E. 

Editionspflioht  425 

—  bez.  der  Handelabflcher  420,  427 
Eheliches     Güterrecht,      Streitig- 
keiten darüber  fallen  nicht  unter  den 
franz.-sohweiz.  Staatsvertrag  335,  527 

Ehescheidungsklage  223 

—  von    Schweizern   vor   ausländ.  Kon- 
sulargerichten 228 

—  fällt  nicht  unter  den  franz.-schweiz. 
Staatsvertrag  335,  327 

Eid,  Beweis  durch  Eid,  422 
Eidesabnahme,  ex.  oomitate,  433 

—  bei  fremden  Souveränen  425. 
Einheitsbestrebungen     im    intern. 

C.-P.-R.  23 
Einlassung  als  Kompetenzgrund  313 
Einreden,  materielle,   377 

—  der  res  judicata  448 

—  der  Litispendenz  381 

—  der  Verjährung  378 

—  gegen   die  Exekution   eines   auswär- 
tigen Civilurteils  588 

Eisenbahn  fr  achtverkehr,  internat. 
Übereinkunft;  [trozessualisohe  Be- 
stimmungen 35,  102,  390,  462. 


Eisenbahnen,  Gerichtsstand  246 
Election  de  domicile  311 

—  im  Industriereoht  196,  313,  329 
Elsass-Lothringen,     der    franzos.- 

schweizer.    Staatsvertrag    gilt    nicht 
mehr  324 
Erbschaftsklage,  Begriff  249 

—  Gerichtsstand  248 

—  nach  dem  schweiz.-amerikan.  Staats- 
vertrag 336 

—  nach  dem  schweiz.-badischen  Staats- 
vertrag 338 

—  nach    dem    Schweiz.  -  italien.   Staats- 
vertrag  389 

Erbschaftsgläubiger,    Klagen  der- 
selben 252 
Erfüllungsort,  Geriohtsstand  234 
Exzeptionelle  Gericht8ständel98 
Exekution  auswärtiger  Civilurteile  437 

—  Geschichte  10,  13,  24,  447 
-—  verschiedene  Systeme  469 

—  Staatsverträge  hierüber  456 

—  Erfordernis  der  Reziprozität  474 

—  Revisionsbestrebungen  543 

—  Umfang  und  Inhalt  441 

—  von  Adhäsionsurteilen  443 
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—  von  Kontumazurteilen  444 

—  von  Urteilen  betr.  Prozesskosten  106, 
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—  von  Urteilen    der   tribunaux   mixtes 
in  Ägypten  446 

—  von   vorsorglichen  Verfugungen  453 

—  gemäss  dem   franz.-schweiz.   Staats- 
vertrag 520 

—  gemäss  dem  spanisch-schw^eiz.  Staats- 
vertrag 531 

—  in  Ägypten  482 

—  in  Belgien  473 

—  in  Deutschland  474 

—  in  England  486 
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Exekution  in  Frankreich  469 

in  Griechenland  485 

in  Italien  482 

in  Montene^o  482 
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in  Nordamerika  487 

in  Österreich  476 
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F. 

Faktur,    QerichUstand    der  Faktur   in 

Österreich  235 
Filiale,  Gerichtsstand,  243 
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Gerichtsstände,  exzeptionelle,  198 
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Kassation  wegen  Verletzung  fremden 
Rechts  144,  156 


Kautionspflloht  der   Ausländer   zu- 
gunsten inländischer  Beklagter  96 

—  auf  Grund  d.  Haager  Übereinkunft  104 

—  Bedeutung    der  Klausel    des  freien 
Zutritts  zu  den  Gerichten  99 

Kautionen,  die  durch  die  Haager  Über- 
einkunft nicht  berührt  werden  108 
Klageeinleitung  179 
Kloster,  Prozessfähigkeit  90 
Kollisionsnormen,   Stellung  im   in- 
ternen Recht  36 

—  zeitliche  Anwendung  39 
Kompetenz  der  Gerichte  197 

—  Kollisionssätze  hierüber  206 
Kompromissklausel     in    StaatsTcr- 

trägen  278,  290 
Konkordat,   Schweiz,  betr.  Befreiung 

Yon  der  Prozesskaution  110 
Konnexität  387 
Konsuln,  nicht  exterritorial  342 

—  Postulationsfähigkeit  für  ihre  Lauds- 
leute  131 

Konsulargerichtsbarkeit  361 

—  Aufhebung  derselben  367 

—  Exekution  ihrer  Urteile  445 

—  fremder  Konsuln  über  Schweiz.  Schutz- 
genossen in  Ehescheidungssachen  228 

Kontumazialürteile,  Exekution3444 
Kosten  der  int.  Rechtshilfe  58,  63 


L. 

Legitima  persona  staudi  in  ju- 
dicio,  y.  Prozessfähigkeit 

lex  fori,  y.  litis  ordinatoria 

Liegenschaften,  v.  Gerichtsstand  der 
gelegenen  Sache 

litis   decisoria  10 

litis  ordinatoria  10, 181, 197,  398,  409 

Litispendenz,  Einrede  der,  381 


Materielle  Nachprüfung  auswärt. 
Urteile,  v.  r^vision  au  fond 

Moderation  yon  Advokatenge- 
bühren 133 


601 


Nachprüfung  auswärt.  Urteile,  y.  r^- 

Vision  au  fond 
Negative   Reohtskraft   auswärtiger 

Urteile  448 
Normen,  zwingende  40 
Normale   Gerichtsstände  199 

O. 

öffentliche  Urkunden,  Beweis  414 
—  Vermutung  der  Echtheit  416 
Orden,  religiöse,  Prozessfähigkeit  90 
ordinatoria  litis  10,181,197,398,409 
ordre  public,  Wahrung  desselben  bei 

Exekution  auswärt.  Urteile  540 
Österreich-Ungarn,     Staatsvertrag 

mit  Waadt  betr.  Urteilsezekution  634 


132 


P. 

Pactum   de  quota  litis 

Palmarium 

Papst,  Prozessfahigkeit  94 

Pareatic  438 

Parteifähigkeit  der  Ausländer  77 

Passivlegitimation  77 

Patentklagen,  absoluter  Gerichtsstand 
in  der  Schweiz  196,  829 

Personen,  Jurist.,  v.  Jurist.  Personen 

Plaid eur  t^meraire,  Haftpflicht  des- 
selben  129 

Postulationsfähigkeit  128 

—  der  fremden  Konsuln  für  ihre  Lands- 
leute  131 

Präsumtionen  429 
Prohibitivnormen  89,  91 
Prorogation  304 

—  Anfechtung  307 

—  beim  forum  rei  sitae  265 

—  im  franz.-schweiz.  St.-V.  326 

—  Unterschied  vom  Kompromiss  297, 300 
Provisorische  Verfügungen,  Exe- 
kution 453 

—  im  Ehescheidungsprozess  231 
Prozessfähigkeit  der   Ausländer  75 

—  der  physischen  Ausländer  80 

—  der   auswärtigen  Gesellschaften   und 
Jurist.  Personen  86 


Prozessfähigkeit  der  auswärt.  Staa- 
ten und  Gemeinden  94 

—  der  „Feinde  des  Staates"  78 

—  der  Religiösen  78 

—  der  Orden  und  Klöster  90 

—  der  Frauen  81 

—  des  Papstes  94 

—  der  Trusts  89 

—  Beweislast  für  dieselbe  79 
Prozesskosten,  Exekution  des   betr. 

Urteils  106 


Rechtshilfe,  internat.  45 

—  Kosten  derselben  58,  68 

—  auf  Grund  der  Haager  Übereinkunft  54 
Rechtsmittel,  Verzicht  auf  solche  21 
Rechtsoffnung,  ersetzt  für  auswärt. 

Urteile  das  kantonale  Exequaturver- 
fahren  491 

—  auch  im  franz.-sohweiz.  Verkehr  528 
Rechtssatzbeweis,  Unterschied  vom 

Tatsachenbeweis  144 
receptum,  v.  Schiedsvertrag 
Religiösen,  Prozessfähigkeit  78 
Remise   au  parquet,   Zitation  durch 

dieselbe  189 
Repressalien  125 
Requisitoriale  59 
res  judicata,  Einrede  878,  448 
Retentionsrecht  der  Advokaten  132 
Retorsion  125 
Revision  au  fond  469 

—  kann    durch   Vertrag    nicht   wegbe- 
dungen werden  442 

Reziprozität,   Begriff  475,  479,  502 

—  im  Armenrecht  111 

—  betr.   Exekution    von    Urteilen    461, 
474,  497,  514 

—  betr.  Gerichtsstand  209 

—  betr.  Prozesskaution  97 

—  betr.  Rechtshilfe  47,  61 
Richter,   Stellung  derselben  zum  frem- 
den C.-P.-R.  15 

—  zum  Beweis  des  fremden  Rechts  134 
Rogatorien,  Form  u.  Sprache  56 

R  ü  c  k  V  e  r  w  e  i  8  u  n  g  im  int.  C.-P.-R.  7 
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Rückwirkende  Kraft  Ton~^  Staats- 
Terträgen  über  Exekution  von  Ur- 
teilen 468 


8. 

Schiedsvertrag  294 

—  als    Nebenabrede    eines    Hauptver- 
trages 296,  301 

Schiedsgericht  294 

—  Widerklage  vor  demselben  300 

—  Exekution  seiner  Urteile  508 
Schriftliche    Zeugnisse,     Beweis- 
kraft 409 

Schweiz.-franzos.  St.-V.,  v.  franzos. 

Schweiz.  St.-V. 
Separation  de  biens  231 
Souveräne,    fremde,    Klagen    gegen 

sie  346 

—  Eid  derselben  425 

—  Zeugnispflicht  411 

Staaten,    auswärtige ,     Gerichtsbarkeit 
gegen  sie  356 

—  Prozessfähigkeit  94 

—  Widerklagen  gegen  sie  357 
Staatsverträge,  allg.  Bedeutung  34 

—  über  Exekution  von  Urteilen  456 

—  über  Gerichtsstand  315 

—  Geltungsbereich  31,  321,  468 

—  Jurist.   Personen    können    sich    auch 
darauf  berufen  74,  75,  104,  114,  325 

-  Kompromissklausel  278,  2J»0 

—  rückwirkende  Kraft  468 
Statusklagen,  Gerichtsstand  211 

—  Exekution  von  Urteilen  446 
Stillschweigende    Unterwerfung 

unter  lex  fori  151 
Strafurteile,  nicht  vollstreckbar  441 

T. 

Taxatoren  297 

Telegraphische   Vollmacht  127 
Testaraentsexekutor,  Klagen  gegen 

denselben  252 
Titel,  vollstreckbare,  440 
Trennung  von  Tisch  und  Bett  226 
t  r  i  b  u  n  a u  X  ni  i  x  t  e  s  in  Ägypten  372, 446 


Trusts,  Prozessfähigkeit,  89 
Tunis,  franz.-schweis.  St-Y.  auf  Tunis 
ausgedehnt  324 

U. 

Urkunde,  öffentl..  Beweis  414 

—  ausländische,  Beglaubigung  127 
Urteile,  auswärtige,  v.  Exekution 

—  vorläufig  vollstreckbare  550 

V. 

Yaterschaftsklage  180,211,214,26b 

—  keine  Deliktsklage  268 
Vereinbarung    über    anzuwendendes 

Recht  151 
Vergeltungsrecht,  v.  Retorsion 
Verjährung,  Einrede  der,  378 
Verkehr  zwischen  den  Gerichten  1 1 5 

—  auf  Grund  der  Haager  Konvention  1 23 
Vertraglicher   Gerichtsstand,  v. 

Prorogation 
Vertreter  im  Prozess^v.  Advokaten 
Verweisung     auf    fremde    Kollisions- 
normen 7 
Verzicht  auf  Rechtsmittel  21 
Vollmacht  zur  Prozessführung  127 
Vollstreckung  v.  Exekution 
Vormundschaft,  Klagen  aus  V.    835 
Vorschusspflicht   der  Ausländer   zu 
Gunsten   der  Gerichtskasse   98,  105 
Vorsorgliche   Verfügungen,  Exe- 
kution 453 


Waadt,   St.-V.   mit   Österreich-Ungarn 

betr.  UHeilsexekution  534 
Widerklage  387 

—  nach  d.  franz.-schweiz.  St.-V.  331,390 

—  gegen  fremde  Staaten  357 

—  gegen  Exterritoriale  345 

—  vor  Schiedsgerichten  300 

—  im  Exequaturverfahren  439 

Z. 

Zeugen,  Beweis  405 
Zeugnisse,  schriftliche  409 
Zeugnispflicht  der  Exterritorialen  410 
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Zitation  182 

—  darch  diplomatieche  und  konsularische 
Vertreter  198 

—  an  Exterritoriale  191 

—  nach  der  Haager  Konvention  189 


Zollhintergehungen,    Urteile    dar- 
über 552 
Zustellungen  54 

—  Sprache  derselben  57 
Zwingende  Normen  40,  89,  91 
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Druck:  Art.  Institut  Orell  Füssli.  Zürich. 


